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I. 

Die  deutsche  Auswanderung  nach  den  Plata- 

Ländern« 

Man  weiss  jetzt,  dass  die  Auswanderung  aus  Deutschland  nicht 
eine  Wirkung  der  üebervölkerung  ist,  man  weiss,  dass  sie  dem  Pau- 
perismus nicht  nur  nicht  abhilft,  sondern  ihn  vielmehr  steigert.  Sie 
entzieht  uns  Arbeitskraft  und  Capital,  und ,  was  bis  jetzt  das  Schlimmste 
ist,  »sie  gleicht  der  jährlichen  Aussendung  eines  Heeres  von  mehr  als 
100,000  Mann,  das  aber  sofort  nach  dem  Ueberschreiten  der  Grenze 
verschwindet  ^)".  Daher  darf  die  Auswanderung  nicht  gefördert  werden, 
sondern  der  Staat  muss  vielmehr  alle  vor  der  Sittlichkeit  erlaubten 
Mittel  zur  Verhinderung  derselben  in  Bewegung  setzen:  Unwissenheit 
bekämpfen,  seelenverkäuferisches  Treiben  hart  bestrafen,  die  Auswan- 
derungsschiffiahrt  überwachen  u.  s.  w.*).  Da  von  allen  Seiten  über 
Mangel  an  Arbeitern,  namentlich  ländlichen  'J  geklagt  wird,  so  ist  die 
angegebene  Pflicht  des  Staates  um  so  gebotener. 

Was  der  Auswanderer  im  fremden  Lande  sucht,  das  ist  neben  dem 
Wohlstande  die  sociale  Freiheit.  In  richtiger  Erkenntniss  dieses 
Verhältnisses  fordern  die  verschiedensten  Kreise  die  genannte  Freiheit 
und  selbst  die  conservative  Landwirthschaft^)  verlangt  unbedingte  Frei- 


1)  Rechnet  man  nun  100  Thlr.  auf  den  Kopf,  so  hat  Deutschland  von  1846  bis 
1856.  durch  die  Auswanderung  lOOMiUionen  Thaler  verloren,  ohne  irgend  einen  Er- 
satz daf&r  zu  bekommen  (vergl.  Wappftus,  Bevölkerungsstatistik,  I,  104).  In 
Bayern  betrug  von  1846  bis  1861  das  mehr  exportirte  als  importirte  Vermögen 
25,812,669  Fl.  oder  im  j&hrlichen  Durchschnitt  1,326,895  FL  (y.  Hermann,  Be- 
wegung der  Bevölkerung  in  Bayern,  S.  22). 

2)  Koscher,  Kolo  ien,  EoloualpoUlik  und  Auswanderung,  8.  22. 

djvon  der  Goltz,  Beitrag  zur  Geschichte  der Entwickelung  der  ländlichen 
Arbeiterverhältnisse  im  nordöstlichen  Deutschland  bis  zur  Gegenwart.  Berlin  1864, 
S.  87  ff.  —  Die  landwirthschafüiche  Ereisversaimnlung  ni  Oberfranken  1863,  S. 
8  ff.  —  Die  XVIII.  Wanderversammlung  Thttringer  Land-  und  Forstwirthe,  Land« 
wirthschaftliche  Zeitung  ftkr   Thflringen  1664  Nr.  14.  — 

4)  Ebendas. 

IV.  1 


2  Die  deutsche  Aviwandeniiig  nach  den  Plata  •  Statten. 

zflgigkeit,  unbedingtes  Niederlassungsrecht  u.  s.  w.  Wo  die  sociale 
Freiheit  Fortschritte  oder  Rückschritte  macht,  da  nimmt  die  Auswan- 
derung beziehungsweise  ab  oder^u^). 

Wenn  daher  die  Auswanderung  doch  vor  sich  geht,  und  für  sie 
die  geeignetsten  Stellen  der  Niederlassung  aufgesucht  werden  sollen, 
so  muss  man  das  Augenmerk  auf  solche  richten,  wo  der  Auswanderer 
Wohlstand  und  sociale  Freiheit  findet,  und  wo  er  der  alten  Hei- 
math möglichst  nützlich  werden  kann.  Urtheilsfähige  und  wohlwollende 
Männer  wie  Kerst,  v.  Reden,  Sturz,  v.  Gülich,  Fröbel,u.  A. 
empfehlen  die  Plata-Länder  und  namentlich  Uruguay.  Kann  und  darf 
man  sich  der  Empfehlung  derselben  anschliessen? 

Aus  den  blossen  Lagenverhältnissen  des  La  Plata-Gebietes ^) 
ergiebt  sich:  1)  dasselbe  ist  im  Stande,  die  Producte  zweier  Zonen 
zu  erzeugen;  2)  es  bildet  eine  Ergänzung^)  zum  europäischen  Gonti- 
nente;  3)  es  ist  diesem  als  dem  gebildetsten  und  am  Meisten  fortge- 
schrittensten geöfiiiet;  -4)  es  ist  mit  dem  Gebiete  des  Amazonenstromes 
verbunden;  5)  die  meisten  seiner  Länder  sind,  wenn  sie  am  Weltver- 
kehr Theil  nehmen  wollen,  auf  die  Mündung  des  La  Plata  hingewiesen. 
Der  Ober  flächen  form  nach  ist  der  Hauptbestandtheil  des  Gebietes 
Ebene,  die  nur  nach  Norden  und  Südosten  geöfihet,  sonst  aber  durch 
Gebirgszüge  abgeschlossen  ist. —  Areal  und  Bevölkerung  werden 
sehr  verschieden  angegeben.  Der  Wahrheit  nahe  dürfte  die  specifische 


5)  Prenssen  hatte  Ton  1823  bis  1846  einen  üeberschuss  der  Einwanderang  über 
die  Aaswanderung  von  mindestens  700,000  Menschen ;.  als  aber  die  sociale  Freiheit 
mehr  beschrfinkt  wurde,  (überwog  alsbald  die  Auswanderung  (Wapp&us  a.  a.  0. 
I,  100). 

6)  Berghaus,  Grundriss  der  Geographie,    S.  489  ff.  520  ff. 

7)  „Die  Jahreszeiten,  welche  den  Ackerbau  regeln,  sind  dort  denen  unserer 
Erdh&lfte  entgegengesetzt;  der  Landmann  am  Plata  säet,  wenn  wir  ernten,  und 
umgekehrt.  Hat  man  wohl  je  die  Bedeutung  gehörig  erwogen,  welche  die  allweise 
Vorsehung  in  diese  Anordnung  für  das  Wohl  und  die  Erhaltung  des  menschlichen 
Geschlechts  gelegt  hat?  Man  denke  sich  das  Platagebiet  mit  einer  betriebsamen 
Bevölkerung  besetzt,  welche  dem  reichen  Boden  alle  Producte  der  gemässigten  und 
heissen  Zone  abgewinnt,  wie  es  von  den  Culturvölkem  der  nördlichen  Erdhälfte 
geschieht,  wie  leicht  werden  die  Ernten  am  Plata,  die  wenigstens  zum  guten  Theil 
in  unsem  Frühling  stellen,  im  Stande  sein,  Mangel  und  Koth  abzuhelfen,  von  denen 
die  nördliche  Erdhälfte  in  Jahren  des  Misswachses  betroffen  wird!  Der  Dampf, 
welcher  in  der  grossen  Schifffahrt  immer  mehr  zur  Anwendung  kommt,  bald  allge- 
mein angewendet  werden  dürfte ,  rückt  die  Mündung  des  Rio  de  la  Plata  den  at- 
lantischen europäischen  Häfen  ziemlich  eben  so  nahe  als  wie  jetzt  Odessa  und  die 
Seehäfen  der  Donau  zu  ihnen  stehen;  aber  wie  unendlich  mannichfaltiger  sind  die 
Producte,  welche  die  Schiffer  in  den  Platahäfen  werden  einnehmen  können  t"  (Kerst, 
Die  Plata-Staaten  und  die  Wichtigkeit  der  Provinz  Utuquis  und  des  Rio  Bermejo,  S.  29). 


Dk  dtotflche  Auwaäd^nnig  nich  dtn  Pliia-Sfaalni.  t 

Bevölkerung  von  Uruguay,  Argentinien  ®),  in  Paraguay  beziehungsweise 
auf  77,  60,  89  zu  schätzen  sein. 

Diese  Verhältnisse  sind  für  das  Gedeihen  der  Einwanderung  im 
hohen  Grade  günstig.  Zwar  ist  gerade  der  cultivirteste  Staat  Süd- 
amerika's,  nämlich  Chili  durch  den  Cordillerenwall  von  dem  Gebiete 
des  La  Plata  abgesondert,  aber  dieser  Umstand  wird  eine  Nöthigung 
sein,  das  Gebirge  gangbar  zu  machen.  Der  Anlage  von  Strassen  und 
Eisenbahnen  stellen  sich  nirgends  erhebliche  Schwierigkeiten  entgegen, 
überall  hat  die  Natur  vorgearbeitet  und  fordert  von  den  Menschen  nur 
geringe  oder  gar  keine  Nachhülfe.  Diese  Leichtigkeit  des  Verkehrs  in 
Verbindung  mit  den  im  Osten  und  Westen  abschliessenden  Gebirg^län- 
dem  und  der  durch  die  weite  Ausdehnung  von  Süden  nach  Norden  be- 
dingten Mannigfaltigkeit  der  Naturproducte  muss  das  ganze  Gebiet  zu 
einer  mercantilischen,  vielleicht  auch  zu  einer  staatlichen  und  volks- 
wirthschaftlichen  Einheit  zusammenschliessen.  Das  Areal  ist  ausge- 
dehnt genüg  für  eins  der  mächtigsten  Weltreiche  und  die  Bevölkerung 
so  dünn,  dass  es  einer  massenhaften  Einwanderung  nicht  schwer  werden 
kann,  ihre  Selbstständigleit  zu  bewahren. 

Der  Rio  de  la  Plata,  der  einzige  Abzugskanal  dieser  Länder,  ist 
zwar  noch  nicht  benutzt ,  wie  es  der  Fall  sein  könnte,  aber  sobald  sich 
eine  betriebsame  Bevölkerung  desselben  bemächtigt,  muss  Paraguay, 
Bolivia  und  der  grösste  Theil  Brasiliens  ihn  als  Strasse  nach  dem  Welt- 
meere aufsuchen.  Bolivia,  dieses  reiche  Land,  konnte  bis  vor  Kurzem 
nur  edle  Metalle  und  Fiberrinde  ausführen,  denn  über  seinen  schlechten, 
Hafen  Cubija  betrug  die  Fracht  per  Tonne: 

von  Europa  bis  Cobija     ....    30  Thlr.    3  Sgr. 
von  Cobija  bis  Chuquisaca  ...  396    „      26    „ 

also  überhaupt 426    „      29    „ 

Wird  hingegen  die  Waare  den  Piatastrom  hinabgeführt,  so  berechnet 
sich  die  Fracht  für  dasselbe  Quantum  zu  199  Thlr.  14  Sgr.,  also  um 
mehr  als  die  Hälfte  billiger  •).  Die  Stadt  Cuyaba  in  der  brasilianischen 
Provinz  Mattö  grosso  hat  mit  der  Welt  keinen  andern  Verkehr  als 
über  Rio  Janeiro.  -  Die  Transportkosten  werden  zu  20  Thlr.  per  Cent- 
ner  veranschlagt,  während  der  Wassertranspoii;  bis  nach  Buenos  Ayres 


8)  Die  Bpedfische  BeYöQcemng  Argentiniens  ist 

in  den  Uferprovinzen  74 
in  den  Nordprovinzen  31 
in  den  WestproTinzen    24 

9)  Kerst,  Die  Plata  -  Staaten  u.  s.  w.    S,  72. 
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ksum  2  Thlr.  zu  stehen  kommt.  Europäische  Waaren,  die  nach  Matto  grosso 
gehen,  werden  oft  um  einen  Preis  verkauft,  der  800  -  bis  900mali  höher 
ist,  als  in  den  Seestädten  Brasiliens.  Selbst  die  unentbehrlichsten  Ge- 
genstände sind  enorm  theuer.  Der  Centner  Eisen  z.  B.  kostet  32  Thlr., 
der  Gentner  Salz  20  Thlr.  Diese  Beispiele  beweisen  schlagend,  welches 
Leben  sich  dereinst  in  den  Plata-Ländern  entfalten  kann. 

Nach  Petermann '^)  ist  die  schiffbare  Stromlänge  auf  dem  Plata, 
Parana,  Paraguay  und  Uruguay 

von  Buenos  Ayres    ....    von  Plata  25  Meilen. 

-  Parana       40 

-  Santa  F6 -    Parana       40 

-  Entre  Rios  und  Corrientes    -    Parana     180 

-  Uru^ay  145 

-  Uruguay         -    Plata   .      30 

-  Uruguay  145       - 

-  Paraguay    ..,.*..        -    Parana     115 

•  -    Paraguay  110 
Es  ist  also  die  schiffbare  Stromlänge 

von  Buenos  Ayres    ....      65  Meilen 

-  Santa  F6  .    .    .    .    .    .      40      - 

-  Entre  Rios  und  Corrientes  325 

-  Uruguay 175 

-  Paraguay 225 

Zu  diesen  Wasserbahnen  kommen  noch  die  des  Vermejo  ^^),  des  Rio 
Salado,  mit  mehr  als  200  Meilen,  des  Tercero  ^')  und  des  Rio  negro  in 
Patagonien.  Die  Plata- Länder  haben  demnach  in  ihren  Flüssen  eine 
Naturgabe,  durch  die  sie  zu  einem  der  ausgedehntesten  Handelsgebiete 
befähigt  werden.  Zugleich  ist  ersichtlich,  dasa  Buenos  Ayres  und  Uru- 
guay durch  ihre  Stellung  die  bevorzugtesten  Länder  sind,  und  dass  mit 
ihrer  Besiedelung  der  Anfang  gemacht  werden  muss. 

Darauf  weist  auch  das  Klima  hin.  Wie  weit  bei  der  grossen  Meri- 
dianausdebnuDg  des  Landes  das  Klima  dem  Deutschen  das  Vordringen 
gestattet,  lässt  sich  bei  dem  Mangel  an  bestimmten  Zahlen  nicht  fest- 
stellen.    V.  Re4en'^)  ist  der  Ansicht,   dass  sich  Uruguay,  Buenos 


10)  Geographische  Jffittheilttngen  1856,  8.  4. 

11)  K erst,  Die  Plata-Staatcn  u.  8.  w.    S.  81. 

12)  Andre e,  Buenos- Ayres  u.  s.  w.    S.  252,  253. 

13)  V.  Keden,  Die  Staaten  im  Stromgebiete  des  Rio  de  la  Plata  in  ihrer  Be- 
deutung für  Europa ,  Geogr.  Mitth.  1856  S.  16. 
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Ayres,  Eotre  Bios,  Corrientes  und  Paraguay  zur  Ansiedelung  für  die 
Deutschen  eignen.  Dies  muss  jedoch  sehr  bezweifelt  werden.  Zwar 
sagt  Page'*):  „Das  Klima  von  Paraguay  ist  köstlich,  von  einer  Heil- 
samkeit ,  die  nur  derjenigen  der  canarischen  Inseln  vergleichbar  ist. 
Die  Luft  durchdringt  euch  mit  Wollust,  der  Himmel  hat  die  Heiterkeit 
und  Heinheit  des  Himmels  von  Jonien,  der  Winter  ist  frisch,  der  Som- 
mer sehr  heiss.  Besonders  -  im  Juni  gewahrt  man  Reif,  und  in  den 
Ebenen  treibt  der  Südwind  sogar  manchmal  Schneeflocken,  aber  dabei 
entkleiden  sich  nicht  die  Bäume  ihres  Blätterschmucks,  und  die  Prai- 
rieen  behalten  ihre  Blumen  das  ganze  Jahr  hindurch ;  reichlicher'  Thau 
a-theilt  dem  Erdreich  immer  eine  sanfte  Feuchtigkeit",  und  nach 
von  Beden ^'^)  „liefert  das  Land  fast  alle  Erzeugnisse  des  heissen 
Himmelsstrichs ,  ohne  dessen  nachtheiligen  Folgen  zu  kennen" ;  aber  et- 
was Anderes  ist's,  mit  Bequemlichkeit  durch  das  Land  reisen,  und  et- 
was Anderes,  schwere  Arbeiten  venichten. 

Es  kommt  auch  vorläufig  nicht  darauf  an,  wie  weit  sich  die  deutsche 
Ansiedelung  ausbreiten  kann.  Sie  wird  so  weit  vorrücken,  als  sie 
vermag,  soweit  als  sie  ein  Terrain  findet,  auf  welchem  sie  ihre  Kräfte 
brauchen  kano^  ohne  vom  Klima  gestört  zu  werden.  Wir  haben  also  zu- 
nächst nur  zu  fragen ,  wie  das  Klima  in  den  Mündungsgegenden  des 
Plata  -  Stromes  beschaffen  ist. 

Das  Klima  von  Uruguay  wird  verschieden  benrtheilt.  Nach  Adams  ") 
ist  es  in  jeder  Hinsicht  schlecht,  namentlich  weist  er  auf  di$  Dün*en  und 
auf  die  Winde  hin,  durch  welche  Häuser  umgestürzt  werden.  Andere 
urtheilen  günstiger.  So  sagt  Sturz '^):  „Das  Klima  ist  ein  gemäs- 
sigtes, wie  im  Süden  Europa's,  Fröste  und  Dürren  sind  unbedeutend," 
v.  Conring*®):  „Das  Klima  ist  durchaus  gesund,"  v.  Beden'*): 
„Das  Land  ist  weit  weniger  den  Dürren  ausgesetzt  als  Buenos  Ayres, 
das  KKma  ist  gesund  und  gemässigt",  Grieben ^^):  „Herr  Adams  er- 


14)  K  erst,  Die  Plata  -  Staaten  u.  s.  w.    S.  97. 

15)  V.  Bedern,  Die  Staaten  im  Stromgebiete  des  Plata  u.  s.  w.  Geogr. 
Mitth.    1856,    S.  9. 

16)  Adams,  Annalen  der  preuss.  Landwirtbschaft,  XXII.    S.  43  ff. 

17)  Sturz,  Schafzucht  und  WoUproduction  für  deutsche  Rechnung  in  Uruguay 
als  Grundlage  für  deutsche  Ansiedelungen  im  La  Plata -Flussgebiete.  Berlin,  1864, 
S.  1. 

18)  T.  Oonring,  Annalen  der  preuss.  Landwirthsch.^XXII,  159  ff. 

19)  T.  Beden,  Die  Staaten  im  Stromgebiete  des  Piatau.  8.  w.  Geogr.  lütth. 
1856,    S.  10. 

20)  Grieben,  Uruguay.  Berlin,  1864.  Der  Verfasser,  welcher  ebenso  wie 
Adams  Uruguay  aus  eigner  Anschauung  kennt,  schrieb  gegen  diesen  und  woUte 
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zählt  uns  von  der  rasenden  Heftigkeit  des  Pampero,  der  oftmals 
selbst  Häuser  umstürzen  soll:  —  ja  —  das  passirt  selbst  deutschen 
Winden,  doch  nur  bei  morschen  schlechten  Gebäuden,  und  gerade  so 
ist's  drüben'S  und  Burmeister^^):  „Anhaltende  Regenzeiten  sind 
seltener  als  anlialtende  Düire,  aber  letztere  ist  in  der  Benda  -  Oriental 
Tveit  weniger  häufig  und  andauernd  als  in  Buenos  Ayres/' 

Mit  der  Heftigkeit  der  Winde  sowie  mit  den  gi'ossen  Dürren  hat 
es  seine  Richtigkeit.  Die  erstere  wird  durch  den  Ebenencharakter  des 
Landes,  welcher  den  Winden  ungehemmten  Lauf  lässt,  die  letzteren  wer- 
den durch  die  Stellung  des  Andenwalles  zu  der  Richtung  der  vorherrschen- 
den Winde  bedingt.  Diese  sind  nämlich  in  Südamerika  namentlich  jen* 
seits  des  30.  Parallelkreises  die  Nordwestwinde.  Dieselben  haben  bei 
ihrem  Streichen  über  den  grossen  Ocean  eine  grosse  Menge  von  Was- 
serdampf aufgenommen,  schlagen  ihn  aber  an  den  Westgehängen  der 
Cordilleren  nieder  und  treten  als  trockne  Winde  in  die  Plata- Län- 
der ein.  Daher  die  Dürrung  leicht  erklärlich.  Eine  Trockenheit  des 
Bodens ,  die  \m  Verhältniss  zu  der  anderer  Länder  ungewöhnlich  zu 
nennen  ist ,  tritt  alle  Jahr  ein ,  ausnahmsweise  aber  wird  sie  so  gross, 
dass  fast  Alles  verschmachtet.  Wenn  diese  Dürre  eintritt,  dann  ver- 
siechen- alle  kleineren  Gewässer,  die  Disteln  verdorren  und  das  ganze 
Land  von  Buenos  Ayres  bis  Santa  F6  wird  zu  einer  Ungeheuern  Staub- 
masse. Durch  eintretende  Winde  wird  diese  nach  allen  Richtungen  hin- 
getragen, die  Landmarken  verwischen,  Heerden  von  Tausenden  stürzen 
in  den  Parana,  um  ihren  Durst  zu  löschen,  aber  zu  kraftlos,  um  wie- 
der an's  Ufer  zu  steigen,  werden  sie  eine  Beute  der  Wellen.  Man  hat 
Beispiele,  dass  200,000  Stück  Vieh  ihr  Leben  in  diesem  Strome  verloren 
und  das  Bett  der  kleineren  Gewässer  ist  buchstäblich  mit  Knochen  ge- 
pflastert. Von  1827  bis  1830  herrschte  zu  beiden  Seiten  des  La  Plata 
eine  solche  Dürre,  dass  man  den  Verlust  des  Viehes  auf  eine  Million 
schätzte"). 

Doch  ist  dies  kein  absolutes  Hinderniss  der  Ansiedelung,  und  nach 
der  Zahl  der  Europäer  und  in's  Besondere  der  Deutschen  zu  schliessen, 
welche  sich  in  Buenos  Ayres  und  Montevideo  aufhalten  und  sich  wohl 
befinden,  geht  wenigstens  so  viel  hervor,  dass  auch  klimatisch  ein  gros- 
ser Theil  der  Flata-Länder  für  deutsche  Auswanderung  geeignet  sei. 


seine  Entgegnong  in  den  „Annalen  der  preuss.  Landwirthschaft*'  abdrucken  lassen. 
Die  RedactioQ  jedoch  Terweigerte  die  Aufnahme,  and  somit  sah  sich  Herr  Grieben 
genötfaigt,  seine  Gedanken  durch  ein  fliegendes  Blatt  (8  SS.)  in  die  Welt  2u  schicken* 

21)  Barmeister,  Brief  an  Grieben,  Landwirthsch.  Anzeiger.  1864  Nr. 23. 

22)  Berghaas,  Grondriss  der  Geographie,  S.  42i. 
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Starz's  Vorschläge  zufolge  soll  nun  Schafzucht  in  Uruguay 
auf  deutsche  Rechnung  die  Grundlage  der  Ansiedelung  bilden. 
Die  Frage  ist  daher  zunächst,  ob  dieses  Land  für  die  Schafzucht  ge* 
eignet  ist.  Die  Temperatur  ist  der  Schafzucht  sowie  der  Viehzucht 
überhaupt  entschieden  günstig  und  nicht  nur  in  Uruguay,  sondern  auch 
in  vielen  Theilen  Argentiniens.  Nach  Sturz^')  werden  aus  Uruguay 
j&farlich  ausgeführt 

130,000  Ctf.  Fleisch,  auf  den  Kopf  43  Pfd. 
14,300  Fässer  Talg 
1,118,000  Häute,  auf  den  Kopf  3,7  Häute 
1,736,71  öRinder,   auf  den  Kopf  5,8  Rinder. 
Nach  demselben  '*)  beträgt  die  Anzahl  der  Schafe 

in  Uruguay       3,800,000,  auf  den  Kopf  12,67 
in  Argentinien  8,000,000,  auf  den  Kopf    6,16 
in  Paraguay        450,000,  auf  den  Kopf    0,56. 
Auf  den  |  londoner    Wollmarkt  ^^)   wurden   von  Montevideo  und 
Buenos  Ayres  gebracht : 

1805        135  Ctr.  Wolle 
1810        729    - 
1815        414    - 
1820        687     - 
1825      3,312    --      - 
1830         192     - 
1835      9,627     - 
1840     6,165     - 
18H    27,121     - 
1818    21,311     -        - 
181  i    17,307     .        . 
1818    10,453     - 
185i    29,133     - 
Bedenkt  man ,  dass  die  Schafzucht  sich  fast  noch  gänzlich  über- 
lassen ist,  so  beweisen  diese  Zahlen  hinlänglich  das  Gedeihen  des  Scha- 
fes.   Es  kann  sich  eben  fast  das  ganze  Jahr  hindurch  im  Freien  be- 
wegen. Die  Zuträglichkeit  des  Klimans  wird  auch  durch  die  Verpflanzung 
des  Schafs  auf  die  stürmischen  und  nasskalten  Falklandsinseln  bewiesen, 


23)  Starz,  Schafzucht  uod  Wollpro duction  u.  8.  w.    8.  2. 

24)  Sturz,  Schafzucht  und  WoUprodnction  o.  8.  w.    S.  18. 

25)  Janke,  Die  Wollproduction  unserer  Erde  und  die  Zukunft  der  deutichen 
Scha&ncht.  Breslau,  1864.  S.  140.  [Die  Angaben  18}^  u.  s.  w.  sind  Durchschnitts- 
zahlen.] 
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denn  die  Paar  Dutzend  Schafe,  welche  vor  18  Jahren  dorthin  gebracht 
wurden,  haben  sich  ohne  alle  Fürsorge  und  bei  beständigem  Wog- 
schlachten durch  anfahrende  Walfischfänger  bereits  auf  30,000  Stück 
vermehrt**). 

Bedenklicher  scheinen  die  erwähnten  Dürren  zu  sein.  Denn  wenn 
sie  eintreten,  wird  das  Vieh  fleisch  -  und  kraftlos,  fängt  an  zu  kränkeln 
und  stirbt  weg*'^).  Gerade  der  vergangene  Sommer  18 J|  hat  eine  der 
verderblichsten  dieser  Dürren  gebracht  und  ungeheure  Verluste  herbei- 
geführt. Aber  es  hat  sich  auch  gezeigt,  dass  und  wie  man  sich  dagegen 
schützen  kann.  »Auf  der  argentinischen  Seite«  —  heisst  es  in  einem 
Zeitungsberichte*®)  —  »sind  Millionen  (?)  von  Thieren  gleich  in  den 
ersten  Monaten  der  Dürre  verdurstet,  auf  der  orientalischen  sind  sie 
nur  gegen  das  Ende  der  Dürre  allmälig  verhungert,  da  es  hier  an  Was- 
ser nicht  fehlte.  In  einigen  Hacienda's,  wo  man  Trockenfutter  zur 
Zeit  des  Ueberflusses  an  Gras  aufgehäuft  hatte,  hat  man  gar  keine  Ver- 
luste zu  beklagen«;  und  ein  Herr  Lutter  ^^)  schreibt  in  einem  Briefe 
an  G  r  i  e  b  e  n :  »Herr  D  u  p  o  r  t  a  1 ,  einer  der  ersten  Estancieros  aus  Entre 
Bios,  war  während  der  schlimmen  Jahreszeit  ganz  vergnügt  in  Buenos 
Ayres,  während  dessen  seine  Nachbarn  in  Verzweifelung  auf  ihren  Gü- 
tern waren;  derselbe  sagte  mir  aber,  er  habe  hinreichend  Brunnen 
graben  lassen,  um  zur  Noth  sein  Vieh  eine  Zeit  lang  tränken  lassen 
zu  können,  und  habe  so  viel  trocknes  Futter  in  Mieten  stehen,  um  seine 
zahlreichen  Heeifden  am  Verhungern  zu  verhindern.  Er  hat  gar  nichts 
verloren«.  Auch  muss  man  —  wie  Sturz  ^®)  ganz  richtig  bemei'kt, — 
um  ganz  sicher  zu  gehen,  die  Schafe  bei  Sturm  und  Regenwetter  un- 
ter Dach  und  Fach  bringen.  Ein  Schuppen ,  der  auf  der  Windseite 
mit  Schilfmatten  verhängt  ist,  reicht  vollkommen  aus.  Dass  man  in 
solchen  Regen  -  und  Sturmzeiten  füttern  muss,  versteht  sich  von  selbst. 

Das  Land  ist  mit  Ausuahme  der  drei  nördlichen  Departements  mit 
vorzüglichen  Gräsern  bewachsen  **)»  doch  ist  bei  der  hügeligen  Beschaffen- 
heit des  Bodens  die  Weide  von  ungleicher  Qualität,  daher  ist  es  rathsam, 
Strecken  verschiedener  Beschaflfenheit  zur  Anlage  zu  wählen ,  damit  man 
sich  nach  der  Verschiedenheit  des  athmosphärischen  Niederschlags  be- 
quemen kann'*). 

26)  Sturz,  Schafzucht  und  WoUproduction  u.  b.  w.    S.  19. 

27)  V.  Gülich,  Reise  in  Uruguay,  Zeitschrift  fdr  allg.  Erdkunde  V,  259. 

28)  VoUfSztg.  1864  Nr.  174. 

29)  Landwirthschaftl.  Anzeiger  1864  Nr.  24. 

30)  Sturz,  Schafzucht  und  WoUproduction  u.  s.  v.    S.  9. 

31)  Sturz,  Schafzucht  und  WoUproduction  u.  8.  w.    S.  1.  2. 

32)  Burmeister,  Schreiben  an  Grieben,  Landwirthsch.  Anz.  1864  Nr.  23. 
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Dnter  diesen  Verhältnissen  muss  die  Schafzucht  in  Uruguay  sich 
als  ein  rentahles  Geschäft  erweisen,  v.  Conring''),  Sturz**), 
Grieben'*)  und  v.  Gülich")  berichten  einstimmig,  dass sich  das  in 
der  Schafzucht  angelegte  Capital  sehr  hoch  verzinst,  und  man  nimmt 
nach  Gülich  allgemein  an,  dass  sich  das  in  der  Viehzucht  eingelegte 
Gapital  in  drei  Jahren  und  in  der  Schafzucht  noch   eher  zurückzahlt 

Aehnlich  wie  in  Uruguay  sind  die  Verhältnisse  in  vielen  Theilen 
der  ttbrigen  Plata-Länder.  Daher  darf  mit  Sicherheit  festgestellt  werden: 
Uruguay  sowie  ein  grosser  Theil  Argentiniens  ist  ein 
fftr  die  Schafzucht  in  hohem  Grade  geeignetes  Land. 
Man  kann  fast  mit  mathematischer  Sicherheit  annehmen ,  dass  die 
Schafzucht  auf  deutsche  Rechnung  in  Uruguay  gut  rentirt,  vorausge- 
setzt ,  dass  Anlage  und  Capital  richtig  geleitet  werden  und  dass  man 
sieht  überspannte  Erwartungen  von  den  augenblicklichen  Erfolgen  hegt. 
Thatsache  ist  es  wenigstens,  dass  Alle  ohne  Ausnahme  bei  derartigen 
Unternehmungen  in  kurzer  Zeit  ihr  Glück  gemacht  und  ihr  Anlage- 
capital  beträchtlich  vergrössert  haben  ^^),  Nicht  minder  deutet  das  be- 
harrliche Schweigen  vieler  deutschen  Schafzüchter,  die  in  Uruguay  gi'osse 
Schäfereien  besitzen,  und  darunter  mehrere,  welche  jetzt  in  Deutsch- 
land von  den  Zinsen  der  Gapitalien  leben,  welche  sie  dem  jenseitigen 
Betriebe  der  Schafzucht  verdanken,  darauf  hin,  dass  man  durch  gleiche 
Operationen  Geld  machen  kann  *^).  Auch  die  Thatsache,  dass  sich  einige 
zwanzig  Schäferfamilien  einen  Geistlichen  aus  Deutschland  kommen 
liessen,  weist  auf  das  Gedeihen  des  Landes  und  die  Rentabilität  der 
Schafzucht  hin  '^).    Uebrigens  wäi*e  der  Zeitpunkt  für  das  Unternehmen 

33)  V.  Gonring,  Annalen  der  preuss.  Landwirthschaft,  XX,  159  ff. 

34)  Sturz,'Schafzacht  und  Wollproduction  u.  s.  v.    S.  4. 
35}  Sturz,  Schafzucht  und  Wollproduction  u.  8.  w.    S.  10. 

36)  T.  Gülich,  Reise  in  Uruguay,  Ztschrft.  für  aUgem.  Erdkunde  V.  288. 

37)  Burmeister,    Schreiben   an   Grieben,   Landw.   Anz.    1864  Nr.  34. 

38)  Sturz,  Landwirthschaft!.  Anz.  1864  Nr.  25. 

39)  Sturz,  £bendas.  — -  Nur  Adams  stellt  der  Schafzucht  in  Uruguay  auf 
deutsche  Rechnung  ein  schlimmes  Prognosticon.  Ist  aber  die  Erklärung  des  schot- 
tischen Estancieros  Mund  all  (Landwirthschaft!.  Anz.  1864  Nr.  34),  bei  welchem 
Adams  Schäfereiaufseher  war,  richtig,  so  ist  die  Glaubwürdigkeit  des  Letzteren 
höchst  zweifelhaft.  Wie  Munde!!  behauptet,  übergab,  er  Adams,  der  mit  der 
Schafzucht  nicht  vertraut  war,  3,700  Schafe  und  das  nöthige  Land  zur  Ver- 
mehrung der  Heerde  und  versprach  ihm  den  vierten  Theil  des  Gewinnes  und  der 
Lammnngen.  Adams  jedoch  war  unverträglichen  Charakters,  und  weder  dieutsche 
noch  basldsche  Schäfer  wollten  bei  ihm  aushalten,  auch  war  er  ohne  Wissen  und 
WiUen  Mund  eil 's  vier  Monate  von  den  Schäfereien  abwesend,  um  sich  in  Para- 
guay und  Corrientes  umzusehen,     unter  diesen  Umständen  musste  das  Contract- 
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gegenwärtig  in  mancherlei  Beziehung  sehr  günstig.  Durch  den  Krieg  mit 
Flores  ist  mancher  Estanciero  compromittirt  und  zum  Verkauf  seines 
Landes  gezwungen,  die  Landpreise  sind  ohnehin  zurückggegangen ,  und 
wird  der  Krieg  beendigt,  so  werden  Arbeitskräfte  frei  und  die  Arbeits- 
löhne billiger.  Eine  fernere  Gunst  liegt  in  dem  Bürgerkriege  Nord^ 
amerika's.  Durch  diesen  wird  der  Yankee,  welcher  in  Handel,  Dampf« 
schifffahrt  und  Eisenbahnbau  ein  gefährlicher  Concurrent  ist,  femgehalten 
und  viele  deutsche  Auswanderer  von  der  Union  abgeschreckt  und  ge- 
neigt gemacht,  sich  am  La  Plata  niederzulassen. 

Sturz  ^)  schlägt  nun  eine  Actiengesellschaft  vor,  welche  die  Schaf- 
zucht auf  deutsche  Rechnung  betreibt.  Er  deutet  blos  an,  wie  die  Ge- 
sellschaft gegründet  werden  solle,  unterlässt  aber  fast  alle  Ausführung. 
Bedenklich  scheint  zunächst ,/ dass  auch  andere  Nationalitäten,  wenn 
auch  in  Uruguay  selbst  in  die  Actiengesellschaft  aufgenommen  werden 
sollen.  Denn  die  Fremden  bringen  ein  Element  hinzu,  welches  in  der  Folge 
sehr  störend  werden  kann,  und  wenn  der  Gewinn  des  Unternehmens 
so  gross  ist,  wie  er  in  Aussicht  gestellt  wird,  so  soll  man  ihn  für  Deutsch- 
land zu  erhalten  suchen. 

Bedenklich  ferner  ist  es,  dass  auf  den  Beistand  der  orientalischen 
Regierung  gerechnet  wird.  Wir  sind  überhaupt'  gegen  jede  Hülfe  der 
Regierung,  welche  nicht  imabweisbar  ist,  namentlich  aber  gegen  die 
Hülfe  einer  Regierung  im  La  Plata  -  Gebiete ,  weil  deren  Unfähigkeit 
notorisch  ist*"). 


Terhältniss ,  welches  auf  vier  Jahre  geschlossen  war,  schon  im  dritten  Jahre  gelöst . 
werden.    Adams  erhielt  2600  spanische  Thaler  nnd  604  Schafe.  Rechnen  wir  das 
Schaf  zu  2  Thlr.,  so  hatte  Adams  in  noch  nicht  3  Jahren   nahezu  6000  Thlr.  oder 
jährlich   mehr  als  1500  Thlr.  erübrigt,   gewiss  ftlr  einen  Sch&fereiaafseher,  der 
nicht  einmal  brauchbar  war,  ein  sehr  respectables  Einkommen. 

40)  Sturz,  Schafzucht  und  Wollproduction  u.  s.  w.    S.  6.  7. 

41)  Kahl  (Landwirthschaftlicher  Anzeiger  1864  Nr.  25)  schildert  die  sQd- 
amerikanischen  Regierungen  ganz  richtig,  wenn  er  sagt:  Ein  von  einer  europäischen 
Regierung  ausgesprochener  Satz  wird  für  alle  Betheiligten  von  der  grössten  Wich- 
tigkeit sein,  weiss  man  doch,  das  bevor  gesprochen  wird,  jedes  Wort  abgewogen 
wird;  dass  dagegen  mit  der  einzigen  Ausnahme,  von  Chili  alle  sfldamerikanischen 
Regierungen  das  Gegentheil  jener  umsichtigen  und  zuverlässigen  Sprache  beobachten, 
dass  ihre  officiell  geredeten  Worte  im  Publicum  oft  weniger  Werth  haben,  als  die 
von  Privatpersonen  ausgesprochenen,  ist  Thatsache.  Ich  halte  ans  diesem  Grunde 
Herrn  Berro's  Brief  (auf  den  wir  hernach  kommen  werden)  an  Herrn  Consnl 
Sturz  für  nicht  viel  wichtiger,  als  die  von  Phrasen  des  Fortschritts  strotzen- 
den Reden  öffentlicher  Männer,  die  man  so  häufig  zu  hören  Gelegenheit  hat 
Männer,  die  Herrn  Berro's  Ansichten  theilen,  sind  allerdings  nicht  selten,  aUein 
80   gern   sie  handeln  möchten,   sind   ihnen   als  Staatsmännern   die   Hände  ge- 
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Endlich  haben  wir  ein  Bedenken  gegen  die  Art  des  Unternehmens 
als  solchen.  Wenn  der  Reinertrag  des  auf  die  Schafzucht  verwandten 
Oapitals  so  gross  sein  wird ,  als  sich  erwarte  lässt ,  so  wird  die  Ge- 
sellschaft immer  mehr  Land  erwerben  und  immer  mehr  Schafe  halten. 
Die  Ausdehnung  des  Geschäfts  wird  ihr  natürliches  Ende  nur  durch 
das  Hissverhältniss  zwischen  Wollproduction  und  WolWerbrauch  und 
durch  die  Besetzung  des  ganzen  Landes  mit  Schafen  und  Schäfern  fm- 
den.  Daran  ist  nun  zwar  vorläufig  nicht  zu  denken,  aber  die  Aus- 
breitung der  Schafzucht  findet  in  sich  selbst  eine  Grenze.  Der  Schäfer 
erhält  nebst  freier  Station  jährlich  280  Thaler  und  ist  so  gestellt,  dass 
er  mit  leichter  Mühe  im  Jahre  130  Thaler  sparen  kann  *').  Nehmen 
wir  nun  an,  dass  sich  Land  und  Vieh  nur  in  je  fünf  Jahren  verdoppelt, 
so  .braucht  man  am  Ende  des  ersten  Lustrums  doppelt  so  viel  Schäfer 
als  un  Anfange  desselben.  Von  den  anfänglichen  sind  mehrere  gestorben 
oder  invalid  geworden  und  von  den  übrigen  hat  jeder  ein  Kapital  von 
650  Thaler  in  der  Hand.  Dieses  sucht  er  ohne  Zweifel  anzulegen  -^ 
wenigstens  wird  bei  Weitem  die  grössere  Mehrzahl  ihr  Leben  lang 
Schafe  zu  hüten  nicht  gewillt  sein,  sondern  diese  Beschäftigung  nur  als 
einen  Durchgangspunkt  betrachten.  Diese  werden  einfach  davon  laufen 
und  sich  andere  Beschäftigung  suchen.  Daher  wird  bald  Mangel  an 
Schäfern  eintreten  und  der  Ausbreitung  des  Geschäfts  eine  natürliche 
Beschleunigung  vorgeschrieben. 

Diese  Hemmung  ist  kein  Nachtheil,  es  wäre  vielmehr  ein  Unglück, 
wenn  sie  nicht  einträte.  Denn  ohne  sie  würde  ein  deutsches  Hirten- 
volk am  La  Plata  entstehen ,  welches  mit  der  Zeit  alle  Zuwanderung  von 
Menschen,  Gedanken,  Künsten  und  Wissenschaften  von  sich  abstossen 


bnndexL  Die  gesetzgebenden  Körper  zum  Theil  aus  energielosen,  wenn  auch  eln- 
sichtsyollen  Männern  bestehend,  haben  zu  bestimmen,  was  geschehen  soll.  In  un- 
fruchtbarem Discutiren  vergeht  eine  legislative  Periode  nach  der  andern,  ohne  dass 
man  im  Stande  ist,  sich  über  die  besten  Mittel  und  Wege  zur  Ausführung  dieses 
oder  jenes  Projects  zu  verständigen.  Herr  Berro  Uess  es  sich  angelegen  sein,  bei 
jeder  der  vier  Gelegenheiten,  die  ihm  durch  die  jährliche  Eröffnung  der  Kammern 
geboten  wurden,  die  Nothwendigkeit  der  Herbeiziehimg  europäischer  Emigration 
darzulegen  und  den  Deputirten  die  möglichste  Eile  in  den  Votirungen  dieses  oder 
jenes  Gesetzes  zu  empfehlen.  Aber  —  immer  vergebens  —  immer  blieben  die 
glänzendsten  Reden  unbegleitet  von  dem  Einzigen,  was  Bie  dem  Gemeinwohl  nützlich 
machen  kann:  von  der  Ausführung,  der  That.  Es  ist  nicht  die  Colonisationsfrage  allein, 
die  diesem  Schicksal  unterliegt:  Eisenbahn-,  Wege-  und  Canalbauten,  Flussdampf- 
sdhiffiahrt,  Telegraphen  u.  s.  w  wurden  seit  Jahren  immer  in  Anregung  gebradit, 
von  dem  Präsidenten  mit  Nachdruck  empfohlen,  und  immer  verschwanden  sie  spur- 
los. " 

12)  Grieben,  Uruguay,  S.  4. 
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und  in  die  Bohheit  der  Gaucho's  versinken  würde.  Alles  müsste 
einen  barbarischen  Zuschnitt  gewinnen,  weil  da3  unterste  Glied  der  Ver- 
waltungsformen, die  Gemeinde,  fehlte,  Schulen  und  Lehrer  wären  un- 
möglich. Daraus  folgt ,  dass  die  Einrichtungen  so  getrofifen  werden 
müssen,  dass  der  Betrieb  der  Schafzucht  fäv  Jeden  das  Mittel  werden 
kann,  durch  welches  er  sich  für  eine  andere  Beschäftigung  das  noth- 
wendige  Capital  erwirbt. 

Unter  diesen  andern  Beschäftigungen  steht  der  Ackerbau  in 
erster  Linie.  Wir  werden  also  das  Sturz'sche  Project  nur  dann  em- 
pfehlen dürfen,  wenn  es  von  vorn  herein  darauf  Rücksicht  nimmt,  die 
Grundlagen  für  eine  ackerbautreibende  Bevölkerung  zu  gewähren. 

Der  deutsche  Landwirth  als  Ackerbauer  muss  bei  dem  erwähnten 
Mangel  an  Arbeitern  entschieden  gegen  die  Auswanderung  auftreten. 
Es  entsteht  aber  die  Frage,  in  wie  weit  sein  Interesse  gefährdet  ist, 
insofern  er  Schafzucht  treibt.  Wir  halten  uns  hierfür  zunächst  an  die 
Zahlen.  Nach  Janke^^)  betrug  die  Masse  der  deutschen  Wollen  auf 
dem  englischen  Weltmarkte 

pro  Ct. 


1800 

3,212  Ctr. 

3,  5 

1805 

618 

- 

0,75 

1810 

9,018 

- 

8 

1815 

32,424 

- 

22 

1820 

52,206 

- 

53 

1825 

289,308 

- 

66 

1830 

267,870 

- 

83 

1833 

218,328 

- 

60 

1834 

187,659 

- 

45 

1835 

208,896 

- 

51 

1836 

271,350 

- 

44 

1837 

160,077 

- 

32 

1838 

237,960 

- 

44 

1839 

206,046 

- 

33 

1840 

189,810 

- 

34 

- 

1841 

187,449 

- 

30 

1842 

187,163 

- 

41 

1843 

169,477 

- 

35 

1844 

221,190 

- 

34 

1845 

186,768 

- 

25 

1846 

162,324 

- 

25 

1847 

124,188 

- 

17 

48)  Janke,  Wollproduction  u.  s.  w.    &  ±2^ 
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18  pro  Ct.    ' 

16 

11 

9 
10 

7 

7 

4  - 

5  -       •       • 
3 

■  8       - 
8 

4       -     ' 
2 
5 

beiTor,  dass  die  deatedien 
dem  englischen  Weltmärkte  versehwin- 
den. Diese  Erscheinung  ist  leicht  zu  erklären.  Erstens  ist  die 
deutsche  Wollfabrikation  erheblich  fortgeschritten.  Sie  verarbeitet 
nicht  nur  den  grössteu  Theil  der  einheimischen  Wollen,  sondern  be- 
zieht auch  aus  dem  Auslande  mehr,  als  sie  dorthin  absetzt.  So  musste 
allein  der  Zollverein  im  Jahre  1861  gegen  300,000  Ctr.  Wolle  ein- 
führen^), während  die  gesammte  Ausfuhr  nach  England  nur  33,225 
Ctr.  betrug.  Zweitens  ergiebt  sich  aus  Janke's**)  Berechnungen,  dass 
in  vielen  Gegenden  Deutschlands  die  Schafzucht  das  Futter  nicht  mehr 
verwerthet,  also  zurückgehen  muss.  Dieser  Rückgang  ist  schon  viel- 
fach bemerkbar.  In  der  Rheinprovinz,  Westfalen  und  Schlesien  *•) 
z.  B.  war  der^chaf-  und  Rindviehstand 

0  Rheinprovinz: 

1816  537,754  Schafe  609,960  Rinder 

1822  613,412       -  667,125  - 

1831  490,721       -  711,126  - 

1840  611,858       -  796,223  - 

1849  536,538       -  831,295  - 

1858  444,428       -  833,953  - 


1848 

145,434  Ctr. 

1849 

137,517    - 

1850 

90,473    - 

1851 

79,542    - 

1852 

1(^,342    - 

1853 

78,387    - 

1854 

72,216    .- 

1855 

38,220    - 

1856 

55,431     - 

1857 

36,132     - 

1858 

94,947    - 

1859 

105,354    - 

1860 

59,043    - 

1861 

33,225    - 

1862 

57,714    - 

Aus  diesen  Zahlen  geht 

unwiderleglich 

Wollen  mehr  und  mehr 

von  dem    ensl 

44)  Janke,  WoUproduction  u.  s.  w.  S.  316. 
46)  Janke,  Wollproduction  u.  s.  w.  S.  265. 
46)  Zeitschrift  des  Preussischen  statistischen  Bureaus.    I.    S.  220  ff. 
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Westfalen: 
1816    345,355  Schafe        439,810  Rinder 
1822     447,715       -  468,067 

1831     341,040      -  464,153 

1840     524,172      -  503,611 

1849     528,531      -  543,065 

1858  '  430,918      -  544,518 

Schlesien: 
1816  *  1,741,713  Schafe  681,201  Rinder 

1822     1,956,150      -  734,778      - 

1831     2,382,153      -  765,433       - 

1840     3,024,987      -  847,206      - 

1849     2,909,296       -  953,968       - 

1858'   2,397,028      -  1,016,871       - 

In  Sachsen  *0  erklärt  man  es  geradezu  für  ahsurd ,  mit  Südruss- 
land,  Australien  u.  s.  w.  zu  concurriren.  Dieser  Ansicht  entspricht 
auch  die  Verminderung  des  Schafbestandes,  der  sich  1837  mit  685,491, 
dagegen  1861  mit  378,815*  Stück  bezifferte.  —    In  Bayern*«)  waren 

1840    1,906,589  Schafe        2,635,294  Rinder 
1863    2,058,638      -  3,185,882      - 

Zunahme      152,049      -  550,588      - 

Procente  7,9      -  20,9 

d.  h.  die  Schafzucht  ist  in  viel  geringerem  Yerhältniss  gewachsen  als 
die  Rindviehzncht,  oder:  die  erstere  ist  g^en  die  letztere  zurückge- 
blieben. Eine  absolute  Abnahme  der  Schafe  findet  sich  in  den  Re- 
gierungsbezirken Oberbayern,  Unterfranken ,  Pfalz ,  wie  folgende  Zahlen 
beweisen : 

1840.  1863. 

Oberbayem      373,859  Schafe    370,119  Schafe. 
Unterfranken  261,360      -        254,655 
Pfalz  .     .     .      77,557      -  62,479 

Unter  diesen  Umständen  ist  kaum  daran  zu  denken,  in  Deutschland 
selbst  das  uns  Fehlende  zu  produciren,  und  noch  weniger  ist  es  möglich, 
in  der  Zukunft  einen  Kampf  mit  Australien  und  andern  WoUenländem 
fllhszuhalten.    Auf  den  englischen  Wollmarkt  lieferte  Australien**) 


47)  Janke,  WoUprodaction  u.  s.  w.    S.  293.  295. 

48)  T.  Hermann,  Resultate  der  bayerischen  Yiehzälilang  vom  April  1863  im 
Vergleich  mit  der  Zählung  vom  April  1840.  Hildebrand's  Jahrbflcher  für  Na- 
ionalökonomie  und  Statistik.    III.    S.  74. 

49)  Janke,  WoUproduction  u.  s.  w.    S.  131. 
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1810  1  Ctr.  —  pro  Ct. 

1815  732  -  .   —  - 

1820  993  -  1  ^ 

1825  3,237  -  1  - 

1830  19,671  -  6 

1833  44,844  -  12  . 

1834  48,837  -  12  . 

1835  59,286  -  15  . 

1836  68,379  -  lÖ 

1837  99,954  -  20  . 

1838  96,600  -  18  . 

1839  117,318  -  1^  - 

1840  123,075  -  22  - 

1841  159,045  -  25  - 

1842  129,795  -  23  - 

1843  174,336  -  36 

1844  175,893  ^-  27  - 

1845  241,506  -  32  - 

1846  217,656  -  30  - 

1847  282,876  -  37 

1848  332,823  -  40 

1849  377,196  -  44  - 

1850  416,037  -  50  - 

1851  432,960  -  48  - , 

1852  437,301  -  46  - 

1853  459,486  -  40  -    . 

1854  468,299  -  46 

1855  489,576  -  49  - 

1856  500,583  -  45 

1857  477,252  -  37  - 

1858  487,884  -  40  - 

1859  510,267  -  40  - 

f                                       1860  553,275  -  39  -      , 

1861  626,499  -  41 

1862  678,045  -  40  - 

Australien  besitzt  ferner  Raum  genug  für  viele  Millionen  Schafe, 

und  es  ist  dabei  noch  Folgendes  in  Betracht  zu  ziehen:    1)  hat  der 
australische  Schafzüchter  keine  kostbaren  Ställe  zu  bauen,  keine  Futter- 

krättter  zu  ziehen  und  keine  Streu  zu  bescha£fen;    2)  kostet  der  Mor 
gen  Landes  4  Thtar.  20  Sgr.  und  Steuern  und  Abgaben  sind  g^ing; 


l 
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3)  zeichnet  sich  die  australische  Wolle  durch  ihre  eigenthQmliche  Weich- 
heit und  Stapellänge  aus;  4)  dieselbe  ist  doppelt  so  gross  als  die  der 
deutschen  feinen  Wollen,  ein  australisches  Vliess  wiegt  also  doppelt 
so  viel  als  ein  deutsches ,  und  der  australische  WoUzttchter  braucht,  um 
dasselbe  Wollquantum  zu  erzeugen,  nur  halb  so  viel  Schafe  zu  halten 
als  der  deutsche;  5)  die  australische  Wolle  ist  klettenfrei,  also  mehr 
begehrt  wie  die  deutsche  und  theurer  als  diese  von  gleicher  Qualität; 
6)  ebenso  ist  die  australische  Wolle  frei  von  Fettsch weiss ,  so  dass  sie 
durch  die  warme  Wäsche  nur  15  pro  Ct.  verliert,  während  die  deutschen 
Wollen  an  30  pro  Ct.  Gewichtsverlust  erleiden**^). 

In  ähnlicher  Weise  sind  die  Verhältnisse  anderer  Wollenländer  im 
Vergleich  zu  Deutschland  günstig  zu  nennen,  und  es  ist  daher  sicher, 
dass  die  deutsche  WoUproduction  weder  das  Deficit  des  deutschen  Ver- 
brauchs decken  noch  mit  dem  Auslande  concurriren  kann.  Hier  bieten 
nun  die  Plata-Länder  und  in  erster  Linie  Uruguay  in  der  That  ein 
Feld,  auf  dem  wir  das  uns  Fehlende  selbst  erzeugen  können.  Diese 
Länder  sind  in  mancher  Beziehung  vor  Australien  bevorzugt:  1)  ist 
ist  das  Land  in  Uruguay  wohlfeiler  als  in  Australien  **) ;  2)  die  Plata- 
Länder  liegen  den  europäischen  Märkten  um  J  näher  als  Austra- 
lien; 3)  das  Ueberschiffen  der  unentbehrlichen  Zuchtthiere  nach  Austra- 
lien ist  kostspieliger  und  gefahrvoller  als  nach  den  Plata-Ländern ;  auf 
der  langwierigen  Reise  nach  Australien  verdirbt  das  Heu  leicht,  und 
die  Anfahrt  an  das  Cap ,  ohne  die  eine  hinreichende  Tränkung  des 
Viehes  unmöglich  ist,  ist  sowohl  kostspielig*^)  als  gefährlich*^). 


50)  Janke,  WoUproduction  u.  s.  w.    S.  262.  206. 

51)  Der  Morgen  in  Australien  kommt  4  Thlr.  20  Sgr.,  in  Uruguay  1  Thlr. 
13  Sgr.  6  Pf .  —  Kahl  (Landwirthschaftl.  Anz.  1864  Nr.  25)  giebt  den  Preis  der 
Quadratlegua  zu  10,000  Pfiind  an.  Was  unter  Pfund  zu  verstehen  ist,  ist  nicht 
klar.  Da  v.  Gülich  (Ztschr.  für  aUgem.  Erdk.  V,  291)  als  höchsten  Preis  der 
Quadratlegua  6000  span.  Thaler  angiebt,  so  bin  ich  geneigt,  Pfund  als  Thaler- 
bezeichnung aufzufassen. 

62)  Sturz,  Schafzucht  und  WoUproduction  u.  s.  w.    S.  4  (?). 

63)  „Die  Küste  des  Caplandes  hat  trotz  ihrer  ungemeinen  Länge  ausser  der  was- 
serlosen Saldanha  -  Bay  und  der  von  hohen  Felsmassen  umgebenen  und  selbst  für 
grosse  Seeschiffe  hinlänglich  tiefen  Mündung  des  Knysua-Flusses  eigentlich  keinen 
einzigen  geschlossenen  Hafen,  so  dass  dadurch  nicht  allein  grösseren  Schiffen,  son- 
dern an  manchen  Punkten  der  Südküste  selbst  Booten  die  Hälfte  des  Jahres  hin- 
durch die  Landung  völlig  unmögüch  wird.  Die  Zugängüchkeit  des  Caplandes  von  der 
Seeseite  wird  ausserdem  durch  die  Meeresströmungen  vermindert,  welche  aus  dem 
indischen  Ocean  längs  dem  ganzen  Südrande  fortstreichen  und  in  Verbindung  mit 
den  beiden  Monsuns  vorzüglich  zu  der  Entstehung  der  fürchterüchen  Brandungen 
Veranlassung  gaben,  die  diesen  Theil  der  Küste  zu  allen  Zeiten  bei  den  Seefahrern 
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Ich  halte  auch  das  Klima  der  Plata-Länder  für  gaii3tiger  als  das 
Aastraliens.  Doch  mag  das  dahin  gestellt  sein.  Letzteres  hat  sicher- 
lich nur  einen  Vorzug,  nämlich  die  Klettenlosigkeit  der  Wolle.  Am 
La  Plata  macht  die  Riesendistel  die  Viehzucht  hie  und  da  unmöglich  und 
dieCardua-Artischoke**)  verdirbt  die  Wolle.  Doch  soll,  wie  Grieben") 
behauptet,  die  letztere  fruchtbaren  Boden  anzeigen. 

An  dieser  Stelle  bietet  sich  entschieden  die  schönste  Aussicht  für 
den  Stur  z'schen  Plan :  Wolle  in  Uruguay  auf  deutsche  Rechnung  zu 
producircn.  Denn  nicht  nur  würde  Deutschland  sich  selbst  versorgen, 
sondern  auch  lauf  dem  Weltmarkte  mit  andern  WoUenländem  concur- 
riren  können. 

Diejenigen  Landwirthe,  welche  nothwendig  auf  Schafzucht  ange- 
wiesen sind,  brauchen  übrigens  nicht  in  Angst  zu  sein.  Im  zweiten 
Hefte  des  Jahrbuchs  deutscher  Viehzucht  hat  der  renommirte  Schaf- 
züchter Eisner  ***)  folgende  Uebeysicht  der  WoUproduction  gegeben: 

Australien  j  j  17^,000  Ctr. 
Südafrika   \ 

Nordafrika  493,000  - 

Asien      .    .  4,700,000  - 

Europa  .    .  8,932,700  - 

Nordamerika  1,072,000  - 

•Südamerika  440,000  - 

Summa  16,807,700  Ctr. 
Es  scheint  nun  zwar  ausser  allem  Zweifel  zu  sein,  dass  die  WoUpro- 
duction in  Uruguay  und  den  Plata-Ländern  ungeheure  Dimensionen 
annimmt,  aber  wenn  sie  auch  bis  zu  3  bis  4  Millionen  Centnern  fort- 
schreitet, so  ist  doch  der  Antheil  derselben  an  der  WoUproduction  der 
Erde  noch  nfcht  ein  Fünftel.  An  Wolle  herrscht  durchaus  noch  nicht 
Ueberfluss.  Man  sieht  das  aus  dem  Umstände,  dass  auf  den  englischen 
Weltwollmarkt  nicht  mehr  als  1,350,000  Ctr.  Wolle  gebracht  werden. 
England  producirt  2,600,000  Ctr.,  Frankreich  1,230,000  Ctr.,  Deutsch- 
land, Niederlande  und  Belgien  1,965,810  Ctr.  und  alle  drei  müssen 
noch  zu  kaufen.  Die  Preise  werden  also  -nicht  erheblich  fallen.  Da  — 
wie  man  namentlich  in  Sachsen  sieht  —  das  Schaf  der  Cultur  weicht, 


berüchtigt  machten  und  in  welchen  fortwährend  der  Grund  zu  den  unzähligen  hier 
vorkommenden  Schiffbrüchen  zu  suchen  ist^*  (Gumprecht,  Afrika.    S.  143). 

54)  Berghaus,  Grundriss  der  Geographie.    S.  525. 

55)  Grieben,  Uruguay.    S.  4. 

56)  VergL  Zeitschrift  für  deutsche  Landwirthe.    XV,  252. 
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so  kann  die  deutsche  Schafzucht  nicht  daran  denken,  den  Ausfall  in 
den  gedachten  Ländern  zu  decken;  sondern  dieser  muss,  weil  der  Woll- 
verbrauch immer  stäiker  wird,  von  Jahr  zu  Jahr  wachsen.  Befreien 
wir  uns  durch  unsere  Betreibung  der  Schafzucht  in  Uruguay  und  den 
Plata-Ländem  überhaupt  von  diesem  Tribut,  so  wird  mit  der  Zeit  die 
deutsche  Wollproduction  allerdings  ein  wenig  gedrückt  werden,  aber  das 
Herabgehen  der  Preise  wird  nur  sehr  langsam  geschehen  und  namentlich 
nur  die  feinen  und  hochfeinen  Wollen  treffen.  Jedenfalls  muss  aber 
hier  das  Interesse  des  Schafzüchters  vor  dem  des  Volkes  zurücktreten. 
Denn  ziehen  wir  den  Reinertrag  von  dem  Plata,  erzeugen  wir  dort  die 
uns  fehlenden  500,000  Ctr.  Wolle  und  bringen  unsere  Schiffe  dieselbe 
herüber,  so  kann  kaum  auf  eine  Schmälerung  der  Einzelnen  Rücksicht 
genommen  werden,  zumal  er,  wenn  sich  das  Futter  nicht  mehr  ver- 
werthet,  seine  Schafe  jenseits  des  atlantischen  Oceans  halten  kann. 

Ausserdem  wird  der  deutsche  Viehzüchter  guten  Absatz  an  Zucht- 
thieren  haben  und  sich  vielleicht  genöthigt  sehen,  ein  Schaf  zu  züchten,  das 
sich  durch  Fleisch-  und  Wollreichthum  auszeichnet  und  so  das  Futter 
hinlänglich  verwerthet. 

Sturz  zählt  ausser  den  deutschen  Schafzüchteni  zu  den  Gegnern 
seines  Projectes  manche  grosse  Wollhändler  des  östlichen  Deutschlands, 
die  durch  ihre  gewohnten  Geschältsverbindungen  in  einheimischer, 
österreichischer  und  russischer  Wolle  zu  der  Meinung  hinneigen, 
es  bestehe  Ueberfluss  an  Wolle  *^);  sodann  die  Stammheerdenbesitzer 
in  Uruguay*")  und  endlich  die  Philanthropen*^).  —  Auf  diese  geg- 
nerischen Kaufleute  wird  Niemand  Gewicht  legen  als  sie  selbst; 
denn  gerade  der  Handelsstand  wird  am  Besten  einsehen,  dass  der 
deutsche  Handel  im  Allgemeinen  und  der  Wollhandel  im  Besonderen 
durch  den  Schafzuchtsbetrieb  in  Uruguay  gewinnen  muss.  —  Auch  auf 
die  Stammheerdenbesitzer  in  Uruguay  ist  keinerlei  Rücksicht  zu  neh- 
men. Diese  haben  übrigens  nicht  einmal  Ursache  zu  Befürchtung 
gen,  denn  da  die  einheimischen  Schafe  veredelt  werden  müssen,  so 
werden  sie  —  falls  ihr  Material  gut  ist  —  bedeutenden  Absatz  an 
Zuchtvieh  haben.  Ein  Bock  aus  Europa  kommt  auf  80  bis  100  Thlr. 
theurer  zu  stehen  und  ist  noch  der  Gefahr  ausgesetzt,  durch  den  Genuss 
des  giftigen  Miomiokrautes  zu  Grunde  zu  gehen,  während  die  einheimi- 
schen Thiere  dieses  Giftkraut  aus  Instinkt  meiden.  —  Wenn  aber  Sturz 


BT)  Sturz,  Schafssucht  und  Wollproduction  u.  s.  w.    S.  48. 
58)  Sturz,  Schafzucht  und  Wollproduction.    S.  49. 
69)  Sturz,  Scha£sucht  und  Wollproduction.    S.  49. 
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den  Philanthropen  sagt:  „Man  täusche  sich  nur  nicht,  indem  man  sich 
glauben  macht,  der  Aus\vanderer  gehe  in's  Elend.  Das  ist  mit  nichten 
der  Fall  u.  s.  w.,"  so  ist  das  nicht  wider  die  Philanthropen  geredet, 
denn  diese  behaupten  nichts  weiter,  als  was  der  kundige  Burmeister*^) 
bestätigt,  indem  er  sagt:  „Wer  seine  Haut  zu  Markte  trägt,  der  muss 
sie  auch  gerben  lassen,  und  wer  auswandert,  der  trägt  sie  zu  Markte, 
das  ist  gewiss.  Weiss  er  das,  so  wird  er  sich  darnach  richten  müssen, 
und  wer  das  nicht  will,  sondern  erwartet  oder  verlangt,  dass  man  in 
der  neuen  Heimath  die  eigene  Weise  fortführen  dürfe,  weil  sie  die 
bessere  ist ,  der  irrt  sich.  Man  muss  sich  nach  der  Decke  strecken  und 
die  Dinge  so  nehmen,  wie  sie  sind,  d.  h.  sich  zu  schützen  suchen  vor 
ihren  Nachthcilen,  aber  nicht  erwarten,  dass  die  Nachtheile  verschwin- 
den, wenn  man  zu  ihnen  kommt.  Wer  das  nicht  kann  oder  will,  der 
bleibe  zu  Hause.^^ 

So  günstig  nun  auch  die  Umstände  für  das  Sturz 'sehe  Unter- 
nehmen sprechen ,  werden  wir,  wie  schon  gesagt,  es  doch  nur  dann  be- 
fürworten, wenn  es  sich  alsbald  mit  dem  Ackerbau  verbindet.  Die  Vor- 
frage ist  daher,  ob  die  Plata-Länder  dazu  geeignet  sind. 

Sehr  empfindlich  mrd  im  Süden  der  Mangel  an  Wäldern  empfun- 
den werden,  welcher  durch  die  Steppenstürme,  durch  die  Viehzucht  und 
die  bereits  erwähnten  Disteln  gefördert  wird.  Hirtenvölker  sind  Baam- 
verwüster.  Der  Waldbrand  und  das  weidende  Vieh  lässt  keinen  Baum 
aufkommen®^).  In  der  Nähe  der  Postas  stecken  die  Soldaten  zu  ge- 
wissen Zeiten  die  Grasflächen  in  Brand,  um  die  Weide  zu  verbessern. 
Zumal  auf  Strecken,  auf  denen  nicht  grosse  Wiederkäuer  grasen,  er- 
scheint die  öftere  Verbrennung  der  überflüssigen  Pflanzen noth wendig^'). 
Der  Estanciero  wohnt  am  liebsten  au  einer  Stelle,  von  wekher  aus  er 
seine  Besitzung  mit  ihren  Hoerden  übersehen  kann.  Daher  liebt  er  den 
Wald  nicht ,  sondern  vernichtet  ihn ,  soweit  er  ihm  im  Wege  steht,  zu- 
-  mal  in  demselben  sich  das  Vieh  leicht  verirren  und  böses  Gesindel  sich 
verbergen  kann. 

Wir  beschränken  uns  bei  der  weiteren  Beantwortung  unserer  Frage 
auf  Uruguay,  Buenos  Ayres,  Entre  Rios,  Corrientes  und  Paraguay. 

Ueber  Uruguay  lauten  die  Nachrichten  günstig  und  ungünstig. 
»Abgesehen  davon«  —  schreibt  Adams  ^')  —  »dass  das  Fehlen  von 


60)  Barme  ist  er,  Brief  an  Grieben,  LandwirthschafU.  Anz.  1864  Nr.  23. 

61)  Unger,  Wissenschaftl.   Ergebnisse  einer    Reise  in  Griechenland,  vergl. 
Zeitschr.  für  deutoche  Landwirthe  XY,  187.  188. 

6*2)  Andree,  Baenos  Ayres.  S.  163. 
63)  Adams,  a.  a.  0. 
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Wald  oft  Monate  lange  Darren  herbeiführt,  so  wnrd  auch,  da  ja  keine 
Wurzelbildung  dem  Regenwasser  Widerstand  leistet,  aller  gute  Acker- 
hoden an  abschüssigen  Stellen  fortwährend  abgespült.  Das  Fehlen  von 
Wald  ist  eins  der  grössten  Hindemisse  für  Uruguay,  um  in  den  nächsten 
Jahrhunderten  eine  Stelle  unter  den  civilisirten  Staaten  einzunehmen'^ 
Da  die  Waldlosigkeit  von  allen  Reisenden  bestätigt  wird,  so  kann  die 
Behauptung  v.  C  o  ri  r  i  n  g '  s  **),  nach  welcher  „üeberfluss  an  Wald"  herr- 
schen soll,  nur  so  verstanden  werden,  dass  für  die  demmlige  Einwohner- 
zahl üeberfluss  vorhanden  ist.  Sobald  die  Bevölkerung  dichter  wird, 
zieht  sich  der  Wald  auf  engere  Grenzen  zusammen.  Doch  ist  die  Wald- 
losigkeit kein  absolutes  Hinderniss  der  Ansiedelung,  denn  Nutz-  und 
Bauholz  kann  billig  und  von  vorzüglicher  Qualität  aus  dem  Oberlande 
bezogen  und  Brennholz  im  Lande  selbst  angepflanzt  werden.  Die  Steppen- 
stürme, welche  sonst  dem  Baumwuchse  nachtheilig  sind,  scheinen  hier 
weniger  schädlich  zu  wirken.  Der  Pfirsichbaum ,  den  man  in  Buenos 
Ayres  als  Brennholz  zieht,  sowie  andere  Bäume  gedeihen  vortrefflich 
auf  den  kahlen  Ebenen  ^^). 

Am  nächsten schliesst  sich  Burmeister ^^)  dem  Urtheile  Adams' 
an.  Nach  ihm  ist  die  Cardone  (Cynara  cardunculus)  im  Gegensatz  zu 
Grieben  Zeichen  des  armen  Bodens  und  „geregelte  Landwirthschaft 
wie  in  Deutschland  noch  nicht  möglich,  wird  auch  nie  in  der  Art  mög- 
lich werden,  weil  die  reichliche  Ackerkrume  i;nserer  Heimath  fehlt  und 
Düngung  des  Bodens  nipht  erzielt  werden  kann." 

Nach  V.  Conring^^)  bildet  das  Land,  abgesehen  von  den  nörd- 
lichsten und  westlichsten  Theilen,  ein  vorzügliches  Feld  sowohl  für  die 
Schafzucht  als  für  den  Ackerbau  mit  einer  höchst  fruchtbaren 
Diluvialschieht ;  nach  Grieben^^)  ist  der  Boden  fruchtbar,  nach 
V.  Reden*')  »fast  durchgängig  fruchtbar«  und  nach  K  er  st  ^®)  »durch- 
weg ausgezeichnet  fruchtbar.« 

Bei  diesen  widersprechenden  und  sich  ausschliessenden  Urtheilen 
sind  zwei  Thatsachen  von  Wichtigkeit.     Auf  der  Londoner  Weltaus- 


61)  T.  Conring,  a.  a.  0. 

65)  Andre e,  Buenos  Ayres  a.  s.  w.    S.  301. 

66)  Burmeieter,  Reise  in  Uruguay,  Geogr.  Mitth   1857  S.  408.  —  Schreiben 
an  Grieben,  Landw.  Anz.  1864  Nr.  23. 

67)  y.  Conring,  a.  a.  0. 

68)  Grieben,  Uruguay.    S.  4. 

69)  V.  Reden,  Die  La  Plata - L&i\der  u.  s.  w.    Geogr.  Mitth.  1856  S.  10. 

70)  Kerst,  Die  Plata  -  Staaten  u.  s.  w.    S.  31. 
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stellang  wurde  das  Getreide  von  Uruguay  als  das  schwerste  befunden 
und  im  Jahre  1862  wurden  39,000  Scheffel  davon  ausgeführt  ^^). 

Aus  den  angezogenen  Urtheilen  und  Tbatsacben  darf  wohl  mit 
ziemlicher  Sicherheit  der  Scbluss  gezogen  werden,  dass  das  Land  zum 
Theil  ei'giebig,  zum  Theil  steril  ist,  der  Acli:erbau  also  wohl  beschränkt, 
aber  auch  vielfach  lohnend  sein  wird. 

Bedenklicher  sind  die  Eigenthumsverhältnisse,  Man  sieht  dies 
deutlich  aus  einem  Briefe ^^)  des  vorigen  Präsidenten  der  Republik,,  in 
welchem .  es  heisst :  »Der  Staat  enthält  noch  viele  Grundstücke,  die  ihm, 
weil  unter  Privatgrundstücken  liegend ,  nicht  bekannt  sind.«  Gewiss 
eine  saubere  Wirthschaft. 

Vor  40  Jahren  gab  es  in  Buenos  A^es  noch  keinen  Ackerbau,  Aus- 
länder führten  ihn  ein  und  einzelne  Estancieros  ahmten  ihnen  nach  ^^). 
Alle  europäischen  Gemüse,  namentlich  die  saftigen  gedeihen  vortrefflich  ^^). 
Mais  liefert  bei  geringer  Arbeit  reichen  Ertrag  und  Weizen  baut  man 
am  Südufer  des  Salado ,  Anbauversuche  mit  Flachs  und  Hanf  sind  gün- 
stig ausgefallen  ^^).  Viele  Gegenden  haben  einen  Boden,  der  die  Ernte 
20fach  zurückgiebt^^),  aber  grosse  Strecken  isind  wohl  nie  anders  als 
zur  Viehweide  zu  benutzen,  und  selbst  dazu  sind  diejenigen  Landstriche 
nicht  tauglich,  welche  'mit  der  den  Heiter  überragenden  Riesendistel 
bestanden  sind,  denn  sie  bildet  undurchdringliche  Wälder  und  ist  als 
Viehfutter  völlig  werthlos.  Diese  Landplage  herrschte  sonst  auch  in 
Uruguay,  Entre  Bios  und  anderen  Ländern,  wurde  aber  durch  die  zu- 
fällig aus  Europa  eingeführte  Gardone ,  die  ein  unerschöpfliches  Vieh- 
futter liefert,  gänzlich,  verdrängt ^^).  Es  ist  also  sehr  wahrscheinlich, 
dass  sie  auch  in  Buenos  Ayres  leicht  beseitigt  werden  kann. . 

Die  Eigenthumsverhältnisse  sind  auch  hier  ziemlich  trostlos.  Die 
Grenzen  zwischen  Staats  -  und  Privatländereien  sind  meistens  unbestimn^t 
und  es  herrscht  grenzenlose  Verwirrung^'). 

Entre  Bios  und  Corrientes  gehören  zu  den  schönsten  Provinzen  Ar- 
gentiniens. Das  Land  ist  abwechselnd  mit  Wald  und  Weiden  bedeckt, 
der  Boden  ungemein  ergiebig  und  zum  Anbau  aller  Gewächse  des  wär- 


71)  Sturz^,  Schafzucht  u.  WoUproduction  tt.  s.  w.    S.  4. 
Tl)  Sturz,  Schafzucht  u.  VSToUproduction  u.  8.  w.    S.  36. 

73)  Andree,  Buenos   Ayres  u.  s.  w.    S.  301. 

74)  Geogr.  Mitth.    1856  S.  487. 

76)  Andree,  Buenos  Ayres  u.  s.  w.    S.  301. 

76)  y.  Reden,  Die  Staaten  im  Stromgebiete  u.s.w.  Geogr.  Mitth.  1866  S.  9. 

77)  Andree,  Buenos  Ayres  u.  s.  w.*S.  301.  —    BerghauB,  Gnmdrins  der 
Geographie  S.  525. 

78)  Andree,  Buenos  Ayres  u.  s.  w.    S.  295. 


/ 
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meren  Hiromelsstrichs  geeignet  Nur  die  Uferstrecken  machen  eine  Aus- 
nahme und  werden  wohl  immer  nur  als  Weideland  benutzt  werden^*). 
Die  Besitzer  sind  reich  und  treiben  vorzugsweise  Viehzucht,  bauen  aber 
auch  Weizen  und  Mais,  Gemüse-  und  Obstbau  finden  Eingang*^).  —  Der 
Tabak  von  Cort'ientes  ist  sehr  gut  und  wtirde  bei  sorgfältigem  Anbau 
ein  vorzügliches  Blatt  liefern ;  der'  Paraguaythee,  obgleich  nicht  so  ver- 
breitet als  in  Paraguay  und  Brasilien,  könnte  doch  alle  Märkte  versehen, 
da  das  Product  auf  dem  Parana  und  Uruguay  leicht  verechickt  werden 
kann®*). 

Die  Temperaturunterschiede  in  Paraguay  sind  nicht  unbedeutend. 
Der  Boden  ist  von  verschiedener  Güte,  denn  es  giebt  Grundstücke, 
welche  ohne  Düngung  und  Bewässerung  seit  Jahrhunderten  den  gleichen 
Ertrag  liefern,  während  andere  nach  wenigen  Jahren  schon  erschöpft 
sind«*).    Nach  officiellen  Angaben«»)  waren  18J|  (18«^)  bepflanzt 

mit  Mais  284,981  Morgen 

-  Manioc         127,765      - 

-  Baumwolle     35,984      -     . 

-  Tabak  33,666      - 

-  Zuckerrohr     29,866 

Der  Tabak  liefert  einen  Reinertrag  von  47  bis  85  Thlr.  per  Morgen. 
Der  Export  betrug«*). 

1851  487,143  Thlr. 

1852  677,143  - 

1853  988,474  - 

1854  1,110  787  - 

Der  Ertrag  des  Zuckers  ist  ebenfalls  ein  sehr  reichlicher.  Die 
Pflanzungen  dauern,  ohne  dass  sie  Bewässerung  bedürfen,   10  bis  12 

79)  Andree,  Buenos  Ayres  n.  s.  w.  S.  319.  —  y.  Heden,  Die  Staaten  im 
Gebiete  des  La  Plata  u.  s.  w.  Geogr.  Mitth.  1856  S.  19.  —  Andree,  Entre 
Bios.  Zeitschr.  für  allgem.  Erdk.  II.  312. 

80)  Andree,  Entre  Ries,  Zeitschr.  für  allgemeine  Erdk.    IL  315. 

81)  Bonpland,  lieber  die  Verbreitungssphäre  des  Paraguay -Thees,  Ztschr. 
für  aUgem.  Erdk.  V.  79.  —  Bonpland  fand  auf  der  Insel  Martin  garcia  zwei 
Mat6 -Bäume,  die  15  bis  17  Fuss  hoch  waren  und  einen  Stamm  von  8  bis  9  ZoU 
Umfang  hatten  und  schioss,  da  die  Bäume  höchstens  10  Jahre  alt  waren  und  einen 
guten  Thee  lieferten,  dass  der  Matö  -  Baum  auch  auf  genannter  Insel  mit  Erfolg  ge- 
baut werden  könne.  —  Demnach  scheint  das  ganze  Gebiet  von  der  Mündung  des 
Parana  bis  über  Paraguay  hinaus  für  den  Mat6  geeignet  zu  sein. 

82)  y.  Reden,  Die  Staaten  im  Gebiete  des  La  Plata  u.  s.  w.    S.  9. 

83)  CoBsmann,  Paraguay  und  dessen  Wichtigkeit  für  den  Handel,  Magazin 
für  Kaufleute  VII.  376,  377. 

84)  —  n,  Der  Paraguay.  ZtschrfL  für  allg.  Erdk.   V.  276. 
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Jahre;  der  Mais  giebt  80-  bis  250fältige  Emten.  Kerst®')  erwähnt 
noch  Kaflfee,  Indigo,  Paraguay thee ,  Farbe-  und  Tischlerhölzer  u.  s.  w. 

In  welcher  Ausdehnung  sich  die  deutsche  Auswanderung  ausbreiten 
kann,  ist  aus  der  vorliegenden  Skizze  nicht  ersichtlich.  In  heissen  Län- 
dern kann  der  Deutsche  nicht  gedeihen.  Denn  er  kann  sich  nicht  mit 
dem  Lohne  der  Eingebornen  begnügen,  versteht  nichts  von  der  Cultur 
der  tropischen  Gewächse  und  unterliegt  dem  Klima.  Die  natürlichen 
Bedingungen  des  Ackerbaues  sind  aber  wenigstens  in  Uruguay  und 
Buenos  Ayres  gegeben.  Ob  die  Deutschen  in  Zukunft  weit  nach  Nor- 
den vordringen  können,  hängt  zwar  von  Umständen  ab,  die  sich  noch 
nicht  übersehen  lassen,  jedenfalls  aber  weist  der  ßeichthum  des  Nordens 
in  landwirthschaftlichen  und  Handelsproducten  darauf  hin,  dass  der 
deutsch  gewordene  Süden  seinen  Einfluss  auch  auf  den  Norden  aus- 
dehnen muss.  Als  Unternehmer  kann  der  Deutsche  entschieden  auch 
in  niederen  Breiten  existiren,  wenn  er  eine  arbeitsfähige  Bevölkerung 
vorfindet.  Auf  eine  solche  deuten  nun  allerdings  einige  Angaben  hin. 
In  der  argentinischen  Provinz  San  Juan  erhalten  die  Feldarbeiter  ausser 
der  Beköstigung  monatlich  7  bis  9  Thlr.***);  in  Serro  Negro  und  Rio 
Colorado  im  Departement  Tinogaste  in  Catamarca  sind  die  armen  Land- 
bewohner genöthigt,  durch  Lohnarbeiten  in  dem  20  Leguas  entfernten 
Londres  ihren  Unterhalt  zu  suchen®^);  den  Feldhau  am  Vermejo  be- 
sorgen die  Matacos;  welche  sehr  fleissig  sind  und  monatlich  10  bis  15  Thlr. 
Arbeitslohn  empfangen  ^^) ;  im  Chaco  sind  die  Menschen  betriebsamer, 
als  man  von  freien  Indianern  erwartet:  aus  dem  tiefsten  Innern 
begeben  sie  sich  nach  den  angrenzenden  argentinischen  Provinzen,  um 
mit  ihrem  geringen  Verdienste  die  Gegenstände  zu  erwerben,  die  sie 
bedürfen  ®^) ;  und  endlich  begeben  sich  auch  aus  Utuquis  zur  Erntezeit 
Viele  nach  Santa  Cruz  de  Sierra,  um  für  geringen  Lohn  bei  der  Arbeit 
zu  helfen  ^% 

Sehen  wir  von  dieser,  der  ferneren  Zukunft  angehörigen  Ausbrei- 
tung des  Ackerbaus  ab,  so  ist  doch  ein  weites  Feld  geöffnet,  wo 
er  ohne  Weiteres  in  Angriff  genommen  werden  kann.  Von  dem ,  was 
wir  bis  jetzt  betrachtet  haben,  wird  er  nur  durch  die  Bechtsunsicher- 
heit  widerrathen.    Zwar  scheint  dieselbe  bis  jetzt  noch  keine  Nachtheile 


85)  Ke rat,  Die  PlaU-Staatsn  o.  8.  w.    S.  64. 

86)  Andre e,  Buenos  Ayres  u   s.  w.    S.  4t4. 

87)  Neu  mann,  Catamarca,  Ztschr.  für  allgem.  Erdk.  167,  168. 

88)  Andree,  Buenos  Ayres  u.  s.  w.  S.  395,  399. 

89)  K erst,  Die  Plata-Staaten  u.  8.  w.    S.  57. 

90)  Ke.rst,  Die  Pbta-8ta«(en  u.  b.  w.    S.  97.  101. 
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zu  bringen,  denn  das  Nationaleigenthum  in  Uragaay  wurde  zu  274  Millionen 
festem  und  zu  190  Millionen  beweglichem  angegeben,  von  welchem  den 
Ausländern  beziehungsweise  50$  und  SOg  gehörten,  was  gewiss  darauf 
hindeutet,  dass  man  den  Grundbesitz  fdr  gesichert  half);  allein  darauf 
ist  kein  Verlass:  wenn  der  Bodenwerth  steigt,  werden  die  Grenzstrei- 
tigkeiten nicht  ausbleiben,  wenn  man  sich  nicht  vorsieht.  Wie  das  ge- 
schehen müsse,  kann  nur  auf  Grund  der  uruguayischen  Gesetzgebung 
festgestellt  werden. 

'Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  die  nach  dem  Stu^rz' sehen 
Plane  zu  gründende  Gesellschaft  dem  Ackerbau  allen  Vorschub  leisten 
lind  Garantie  des  Grundbesitzes  sich  und  dem  Einwanderer  sichern  muss. 

Dass  der  Ackerbau  sieh  noch  nicht  entwickelt  hat,  hat  seinen 
Grund  ly  in  der  grossen  Rentabilität  der  Viehzucht ,  2)  in  dem  Man- 
gel an  Arbeitskräften ,  3)  in  dem  spanischen  Nationalcharakter,  der  we- 
nig betriebsam  ist,  4)  in  dem  Bevormundungs - ,  Monopolisirungs - 
und  Aussaugungssysteme  der  spanischen  Regierung  und  5)  in  dem 
Absperrungssystem  von  Buenos  Ayres,  durch  welches  dem  Innern  des 
Landes  die  Barbarei  gewissermassen  künstlich  aufgedrungen  wurde. 

Wenn  v.  Gülich**)  sagt:  »Der  Ackerbau  wird  an  den  wenigen 
Punkten,  wo  er  im  La  Plata- Gebiete  auftritt,  nie  von  grossen  Grund- 
besitzern getrieben ,  sondern  nur  von  keineren  ländlichen  Besitzern,  die 
in  der  Gesellschaft  kaum  die  Stellung  unserer  angesehenen  Bauern  ein- 
nehmen. Es  ist  ein  Traum,  und  wird  wohl  immer  ein  Traum  bleiben, 
dass  der  in  diesem  Lande  erzeugte  Weizen  nicht  allein  die  Bedürfnisse 
des  eignen  Landes  befriedigen,  sondern  auch  später  noch  dem  Bedürf- 
nisse des  benachbarten  Kaiserreichs  genügen  werde.  Es  muss  jedoch, 
wenn  vom  Weizenconsum  der  La  Plata  -  Länder  die  Rede  ist,  der  Um- 
stand festgehalten  werden,  dass  hief  der  Brotgenuss  weit  weniger  all- 
gemein ist,  als  in  andern  Ländern.  Gemeinhin  nimmt  in  den  La  Plata- 
Läudern  das  Rindfleisch  diejenige  Stelle  ein ,  welche  bei  uns  das  Rog- 
gen- und  Weizenbrot  vertritt.  Nur  in  den  grössern  Städten  dieser 
Länder  ist  das  Brot  tägliches  Nahrungsmittel,  auf  dem  platten  Lande 
ist  es  sehr  selten  zu  finden,  und  dann  meistens  nur  in  der  Form  von 
hartem  Schiflfszwieback.  Es  giebt  Estancias ,  deren  Besitzer  über  grös- 
sere Flächen  als  mancher  deutsche  Fürst  verfügen,  auf  deren  Tische 
doch  nie  Brot,  sondern  höchstens  SchifiEszwieback  erscheint,"  so  will 
das  nicht  viel  besagen. 

91)  Sturz,  Schafzucht  u.  WoUproduction.    S.  40.  —    Die  Geldeinheit  ist  nicht 
angegeben. 

92)  V.  Galich,  Reise  in  Uruguay,  Zeitschr.  für  aUgem.  Erdk.  Y  287. 
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Erstens  Bämlieh  werden  die  grossen  Grundbesitzer  schon  deshalb 
nicht  an  den  Ack^erbau  denken,  weil  sie  aus  dem  Betriebe  der  Vieh- 
zucht grösseres  Einkommen  haben  und  weil  sie  —  selbst  wenn  sie  woll- 
ten —  mit  d^  besten  Willen  nicht  daran  denken  können,  denn  Husch- 
ke^sche  bovigi  giebt's  nicht  mehr*').  In  einem  dünn  bevölkerten 
Lande  ist  eben  nur  der  kleine  Ackerbau  möglich.  In  Australien ,  wo 
die  Verhältnisse  ganz  ähnlich  sind,  machten  itst  alle  schwerarbeitenden, 
sparsamen  Leute,  die  ohne  einen  Heller  landeten  und  sich  durch  ihrer 
Hände  Arbeit  so  viel  erübrigten,  dass  sie  eine  Landparcelle  kaufen  konn- 
ten, ihr  Glück  ^^jf.  In  einem  Lande,  wo  die  Arbeitslöhne  so  hoch  sind  wie 

90)  Huschke,  Die  Verfassung  des  Servius  TuUius.    S.  222,  248  ff. 

94)  Sidney,  Australien.  S.  231.  Der  Verf.  erz&hlt  folgendes  lehrreiche  Bei- 
spiel: „Ein  Schotte  von  altadeligem  Geschlecht  und  ohne  Vermögen  lieferte  den 
Beweis,  was  sich  durch  emsige  schwere  Arbeit  mit  Hülfe  einer  grossen  Familie, 
ohne  Capital  in  einer  Colonie  ausrichten  lässt  Er  kam  sehr  frühe  in  der  Colonie 
an,  wurde  Besitzer  einer  einzelnen  Achtzigacreparcelle  und  hatte  2wölf  Kinder,  von 
denen  die  Hälfte  stämmige  wohlgewachscne  Burschen  waren.  Sein  ganzer  Reich- 
thum  bestand  aus  wenigen  in  den  schottischen  Hochlanden  üblichen  Geräthschaften, 
aus  einer  »der  zwei  Flinten,  sehr  wenig  baarem  Gelde  und  einigen  Fässern  Hafer- 
mehl und  Zwieback.  Seine  Parcelle  lag  2^  Meilen  von  Adelaide.  £r  verlor  keine 
Zeit  und  gab  kein  Geld  aus,  sich  in  Adelaide  zu  erquicken  und  zu  erholen.  £r 
machte  einen  Landmann  ausfindig,  der  ihm  ein  Gespann  Ochsen  überliess,  fuhr 
seine  Habe  über  die  Hügel  auf  sein  Land  und  campirte  die  erste  Nacht  unter 
freiem  Himmel  auf  ein  Paar  Decken  und  Tüchern ,  die  im  Gesträuche  ausgebreitet 
waren.  ,Am  andern  und  den  folgenden  Tagen  war  die  Familie  beschäftigt.  Bäume 
zu  fäUen  und  ein  Haus  zu  bauen.  Das  Haus  bestand  aus  einem  langen  niedrigen 
Zimmer,  das  durch  Decken  in  zwei  Hälften  getheilt  war.  Der  FIuss  floss  wei- 
ter unten,  das  Wasser  wurde  von  einem  der  jungen  Fräulein  in  einem  Eimer 
herbeigeholt.  Ein  Garten,  in  dem  bald  alle  Arten  von  Gemüse,  auch  Tabak  und 
Wassermelonen  wuchsen,  wurde  fast  gleichzeitig  mit  dem  Hause  angelegt,  auch  Ge- 
flügel wurde  bald  angeschafft,  es  bedurfte  dafür  keines  andern  Futters  als  der  Heu- 
schrecken und  des  Grassamens  auf  dem  unangebauten  Lande  ringsumher.  Bis  das 
Geflügel  einen  Ertrag  an  Eiern  und  Küchlein  abwarf,  sorgten  die  Flinten  der  „Jun- 
gens"  für  Enten,  Wachteln  und  Papageien  in  Menge.  Zur  gehörigen  Zeit  wurde 
eine  Ernte  von  Mais,  Weizen  und  Hafer  eingebracht.  Bevor  die  Fässer  mit  dem 
Hafermehl  noch  verbraucht  waren,  lieferten  Eier,  junges  Federvieh,  Kartoffeln,  grü- 
ner Kohl  und  Mais  hinreichende  Subsistenzmittel  und  es  blieb  auch  noch  Etwas  auf 
den  Markt  zu  schicken.  Arbeit  kostete  nichts,  Feuerung  nichts,  Steuern  nichts; 
es  waren  keine  Ausgaben  nöthig,  um  den  Schein  zu  wahren,  niemand  zog  an  Wo- 
chentagen einen  guten  Rock  an  ausser  dem  Haupte  der  FamiUe.  Erst  besass  man 
ein  Paar  Ziegen,  dann  eine  Kuh ,  endlich  wurde  eine  hübsche  Viehheerde  daraus. 
Butter  imd  Gemüse  fanden  ihren  Weg  nach  Adelaide,  und  während  die  fein  be- 
handschuhte vornehme  Welt  sich  ruinirte,  wurden  die  unbehosten  Buben  des  Hoch- 
landes unabhängig,  wo  nicht  reich.  Die  Töchter,  die  hübsche,  stottliche  und  ge- 
schickte Mädchen  waren,  machten  gute  Partieen.  In  der  nächsten  Generation  wer- 
den Familien  wie  diese  zu  den  reichsten  in  der  Colonie  gehören^^  (S.  232). 
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* 
m  Uraguay  und  die  Lebensmittel  so  billig,  dass  ein  Pfund  besten  Rind- 
fleisches selbst  in  den  Städten  nur  1  Sgr.  6  Pf.  kostet  ^^),  setzt  sich 
kein  Arbeiter  auf  ein  Gut,  aber  Tnusende  giebt  es,  die  es}  vorzieheji, 
auf  eigenem  Grund  und  Boden  jährlich  100  Thlr.  zu  erübrigen ,  als  als 
Schafhirten  130. 

Zweitens :  Wenn  die  »kleinen  ländlichen  Besitzer  die  Stellung  un- 
serer angesehenen  Bauern#einnehmeu,  so  ist  das  vorläufig  genug.  Diese 
werden  aber  bald  eine  bedeutende  Rolle  im  Staatsleben  spielen.  Denn 
wenn  der  Kachwuchs  nicht  vernachlässigt  wird,  so  werden  sie  den  Cre- 
olen  bald  an  Thatkraft,  Kenntnissen  und  Wohlstand  überlegen  sein 
und  mit  der  Zeit  sowohl  durch  Zahl  als  Gediegenheit  die  Hauptkraft 
des  Volkes  repräsentiren. 

Drittens:  Wenn  die  Leute  am  La  Plata  kein  Brod  essen,  so  ist 
das  keineswegs  wunderbar.  Sie  haben  keins.  Sobald  es  ihnen,  ohne 
dass  sie  selbst  Mühe  damit  haben,  geboten^  wird,  werden  sie  sicher  zu- 
beissen,  zumal  da  die  reichliche  Reischnahrung  dem  Klima  kaum  an- 
gemessen sein  kann. 

Die  weitere  Frage  ist  nun,  ob  eine  starke  Einwanderung  nicht  nur 


95)  Andree,  Buenos  Ayres  u.  s.  w.  S.  322.  —  Sturz,  Schafzucht  und  Woll- 
production  u.  s.  w.  S.  40.  Dem  Ersteren  entnehmen  ivir  Folgendes:  Ein  Hirt 
(1856)  erhält  in  Buenos  Ayres  durchschnittlich  8}  Sgr.  nebst  Kost,  ein  Knecht  25 
Sgr.  ebenfalls  mit  Kost.    Femer  erhalten  ohne  Kost 

Ladenburschen  12  Sgr. 

Bäcker  17    - 

Magazinarbeiter  20    - 

Matratzenmacher  27    - 

Cigarrenmacher  28    - 

Wäscherinnen,  Gürtler,  Schmiede  30    - 

Goldarbeiter  34    - 

Tapezirer  35    - 

Knopfmacher  39    - 

Modisten,  Anstreicher,  Fleischer  40    - 

Hutmacher,  Frauenschuster  45    - 

Schriftsetzer  47    - 

Maurer  /  55    - 

Zimmerlcute,  Stiefclmacher,  Schneider      60    - 

Lastträger,  Photographen  65    - 

Kupferschmiede,  Schulmeister  70    - 

Kutscher  80    - 

Steinhauer  100    - 

Ganz  besonders  sind  Bauhandwerker  gesucht  In  den  ersten  6  Monaten  des  Jahres 
wurden  314  neue  Häuser  erbaut  und  ausgebessert ,  von  1829  bis  1854  worden  4134 
neue  Häuser  gebaut,  und  bis  1856  kommen  noch  mehr  als  1000  hinzu. 
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der  Absorption  widerstehen,  sondern  der  einheimischen  Rasse  solchen 
Widerstand  leisten  kann,  dass  sie  eine  Fortsetzung  des  deutschen  Vol* 
kes  bildet  Adams '^•)  läugnet  es.  »Was  zuerst«  —  sagt  er  —  »das 
Bilden  eine?  selbstständigen  deutschen  Bevölkerung  betrifft,  so  kann 
daran,  soweit  meine  Ansicht  geht,  nicht  im  Entferntesten  gedacht  werden. 
Es  ist  anzunehmen ,  dass  durch  die  Vermischung  der  europäischen  Ein- 
wanderer und  der  noch  stark  vertretenen  amerikanischen  Basse  ein 
neues  Volk  entstehen  wird,  dessen  Sprache  schon  jetzt  die  spanische, 
dessen  Sitten  und  Gebräuche  durch  die  Lebensverhältnisse  bedingt  wer- 
den. Es  ist,  um  mich  kurz  zu  fassen,  an  ein  etwa  Deutschland  oder 
deutschen  Verhältnissen  entsprechendes  Tochterland  in  keinerlei  Hin- 
sicht auch  nur  zu  denken.  Die  lateinische  Basse  ist  in  Sprache,  Be- 
ligion  und  Lebensweise  die  herrschende,  und  hat  sich  deshalb  ein  jeder 
Deutscher,  wenigstens  für  die  Zukunft  seiner  heimathlichen  Sitten  und 
Gebräuche  zu  begeben.«  Adams  glaubt  sogar,  dass  die  Deutschen  in 
Uruguay  ihre  Vorzüge  und  guten  Eigenschaften  verlieren  würden.  Dass 
die  Deutschen  am  Plata  sich  wesentlich  von  den  Deutschen  in  der  alten 
Heimath  unterscheiden  werden,  liegt  am  Tage.  Die  Landesnatur  wird 
sich  geltend,  machen  und  ihnen  ihr  Gepräge  aufdrücken.  Nicht  die 
ganze  Nation  wandert  aus ,  sondern  nur  eine  einzelne ,  scharf  charak- 
terisirte  Classe.  die  Glasse  derjenigen,  welche  grosse  Arbeitskraft  mit 
geringem  Vermögen  besitzt,  der  europäischen  politischen  und  socialen 
Verhältnisse  überdrüssig  ist  und  ein  unbegrenztes  Feld  ihrer  Thätigkeit 
aufsucht.  In  ihr  giebt  es  im  Ganzen  und  Grossen  weder  Arme .  noch 
Beiche,  sondern  nur  Menschen  von  nahezu  gleicher  socialer  und  volks- 
wirthscbaftlicher  Stellung,  und  wenn  auch  die  Gesellschaft  iu  dieser 
Beziehung  sehr  gemischt  sein  sollte,  die  alten  staatlichen,  polizeilichen 
und  rechtlichen  Zustände  müssle  sie  doch  aufgeben.  Alles  das  wird 
eine  gi'osse  Verschiedenheit  bedingen.  Ob  aber  der  Unterschied  er- 
heblich grösser  ist  als  der,  welcher  hierorts  zwischen  Norden  und  Süden, 
Gebirge  und  Ebene,  Hochland  und  Tiefland,  Ufer-  und  Binnenland, 
Wein-,  Bier-  und  Schnapsland  besteht,  möchten  wir  sehr  bezweifeln. 

Um  genauer  zu  sehen,  müssen  wir  die  Menschen  der  Plata - 
Länder  in's  Auge  fassen.  Abgesehen  von  den  Fremden  kommen  die 
patagonischen  Indianer,  die  Gauchos  und  Portenos  in  Frage. 

Mit  den  Indianern  kommt  der  Einwanderer  vorerst  nicht  in  Col- 
lision.    Wenn  V.  Conring^')  behauptet,  dass  der  Gaucho  von  Natur 


96)  Adams  a  a.  0. 

97)  ▼.  Gonring  a  a.  0. 
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gut  sei,  so  ist  das  Schönfärberei.  Er  ist  —  soweit  sein  Charakter  hier 
in's  Spiel  kommt  —  roh,  wild,  unbändig,  Feind  und  Verächter  der 
Civilisation,  ohne  Sitte  und  Gesetz.  Ein  Mord  ist  ihm  kein  Ver- 
brechen, sondern  ein  »Unglück«.  Mit  solchen  Menschen  lässt  sich's  ge- 
wiss nicht  angenehm  zusammenleben.  Doch  ist  die  Gefahr  nicht  so 
gross,  als  es  den  Anschein  hat.  »Ich  bin«  —  schreibt  Burmeister'')  — 
»während  meiner  Eeisen  durch  Brasilien,  die  Banda  Oriental,  die  sämmt- 
liehen  argentinischen  Staaten  und  einen  Theil  Ghili's  niemals  bewaffnet 
gewesen;  ich  habe  viele  Touren  ganz  allein  mit  gemietheten  Leuten  ge- 
macht und  niemals  bin  ich  angefallen  worden  —  oder  in  die  Lage  ge- 
kommen, mich  vertheidigen  zu  müssen.«  In  ruhigen  Zeiten  geht  über- 
haupt der  Gaucho  den  Leuten  aus  dem  Wege  '*).  Durch  europäisdie 
Waffen  und  einige  Vorsicht  lässt  er  sich  in  ehrerbietiger  Ferne 'halten. 

Die  Portenos  werden  dadurch  charakterisirt ,  dass  Industrie  und 
Handel  fast  ausschliesslich  von  den  Ausländern  betrieben  werden*^). 
Sie  sind  keine  tüchtigen  Geschäftsleute,  weil  es  ihnen  an  Fleiss  und 
Energie  fehlt. 

Diese  Angaben  werden  hinreichen ,  um  es  mehr  als  wahrscheinlich 
zu  machen,  dass  eine  deutsche  Einwanderung  in  den  Plata-Ländem  ihre 
Volksthümlichheit  zu  bewahren  im  Stande  ist. 

Von  den  Menschen  ist  im  Ganzen  nicht  mehr  für  die  persönliche 
Sicherheit  zu  fürchten  als  anderswärts.  Nur  die  immerwährenden  Bür^ 
gerkriege  scheinen  Gefahr  zu  bringen,  v.  Gülich*®*)  schreibt  darüber : 
„Wird  in  diesen  Ländern  der  Friede  unterbrochen ,  dann  steht  Eigen- 
thum,  ja  selbst  das  Leben  des  Estanciero  in  Gefahr.  Sein  Hauptbesitz, 
Rindvieh  und  Pferde;  sind  Kriegsartikel,  die  ohne  Weiteres  fortgenonunen 
werden,  und  für  welche  im  glücklichsten  Falle  ein  vielleicht  nie  zu  Gelde 
zu  machendes  Document  gewährt  wird.  *Er  wird  dann  oft  mit  einem 
Schlage  ein  armer  Mann,  und  wenn  es  die  Gegenpartie  ist,  welche  seine 
Länder  überzieht,  so  ist  häufig  sein.  Leben  in  Gefahr."  Das  klingt 
sehr  bedenklich.  Weniger  Besorgniss  braucht  man  nach  Kerst  ^^^)  zu 
haben :  »Wer  vermag«  —  fragt  er  —  »einen  einzigen  Fall  zu  nennen,  wel- 
cher beweist,  dass  einem  einzigen  von  den  Tausenden  von  Deutschen,  die 
am  La  Plata  bereits  leben ,  bei  allen  dortigen  Unruhen  auch  nur  ein 


98)  Barmeister,  Schreiben  an  Grieben,  Landw.  Anzeiger  1864  Nr.  23. 

99)  Andree,  Buenos  Ayres  u.  s.  w.    S.  188. 

100)  Andree,  Buenos  Ayres  u.  s.  v.    S.  309. 

101)  V.  Gülich,  Reise  in  Uruguay,  Zeitschr.  für  allg.  Erdk.  V,  289. 

102)  Kerst,  Die  Plata-Staaten  u.  s.  w.    S.  105. 
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Haar  gekrüiamt,  das  Vermögen  geraubt  worden  wäre?«  Nach  Sturz  *^*) 
»wäre  es  eine  irrige  Annahme,  dass  die  politischen  Schwankungen  den 
bürgerlichen  und  Eigenthumsrechten  oder  auch  nur  den  politischen  In- 
stitutionen zu  nahe  träten.  Eine  Revolution  am  La  Plata  ist  ein  ge- 
waltsamer Wechsel  in  den  Regierungsbeamten,  nicht  mehr  und  nichl 
weniger.  Die  ungeheure  Mehrheit  der  Bevölkerung  nimmt  daran  weder 
Theil  noch  hat  sie  Nutzen  oder  Schaden  davon.  Einige  Soldaten  von 
jeder  Seite,  die  dem  Bürger  nicht  zu  beschwerlich  werden,  genügen 
für  den  Vorgang.  Bie  Einwanderung  setzt  diesen  Verhältnissen  selbst 
ein  natürliches  Ziel."  Letzteres  ist  gewiss  richtig,  und  was  man  über 
die  Kriegführung  in  jenen  Ländern  erfährt,  berechtigt  zu  dem  Schlüsse, 
dass  ein  Dorf,  in  dem  zwanzig  deutsche  Büchsen,  .in  gutem  Zustande 
sind  und  von  guten  Schützen  bedient  werden^  eine  ganze  Armee  von 
sich  fern  halten  kann. 

In  ähnlichem  Sinne  spricht  sich  auch  Lutter  ^^*)  aus:  »In  dem 
jetzigen  Kriege  ist  von  wirklichen  Gefechten  noch  nicht  die  Rede  ge- 
wesen ****),  denn  die  Paar  Hundert  Reiter,  aus  denen  die  einzelnen  Hee- 
resgruppen bestehen,  bleiben  sich  viele  Leguas  weit  vom  Halse.  Die 
Fremden  haben  durchaus  keine  Angst,  denn  die  sogenannten  Heere 
nehmen  ihnen  höchstens  die  zugerittenen  Pferde.  Ausserdem  verlangen 
die  Truppen  noch  die  nöthigen  Ochsen,  um  zu  leben ,  bezahlen  jedoch 
baar  und  zum  Marktpreise,  so  dass  sie  in  der  schlechten  Zeit  sehr  will- 
kommen waren.* 

Was  die  sociale  Freiheit  anlangt,  so  können  wir  uns  kurz 
fassen.  Uruguay  und  Buenos  Ayres  werden  nach  den  liberalsten  Grund- 
sätzen regiert.  Die  Gesetze  sind  gut,  haben  aber,  wie  schon  angedeutet, 
nicht  überall  volle  Geltung,  am  wenigsten  in  den  fernen  Gegenden  '***). 
Die  Freiheit  des  Cultus  ist  in  Uruguay  gewährleistet*^'').  Die  argen- 
tinische Verfassung  bestätigt  ausdrücklich  die  freie  Schi£ffahrt,  schafft 
die  Binnenzölle  und  alle  Belästigungen  des  Verkehrs  im  Innern  ab,  die 
Ausländer  geniess^n  im  Gebiete  der  Conföderation  alle  bürgerlichen 
Rechte,  können  Handel  und  Gewerbe. treiben,  Grundeigenthum besitzen, 
übertragen  und  sich  dem  Gesetze  gemäss  verheirathen.  Sie  haben 
Freiheit  des  Gottesdienstes  und  sind  nicht  verpflichtet,  zu  ausserordent- 
lichen Zwangs.steuern  beizutragen.  Sie  können  sich  naturalisiren  lassen, 
nachdem  sie  zwei  Jahre  im  Lande  gewohnt  haben,  und  auch  diese  Frist 

103)  Sturz,  Schafzucht  und  Wollproduction  u.  s,  v.    S.  36. 
i04)  Landwirthsch.  Anzeiger  1864  Nr.  24. 

105)  Inzwischen  ist  eine  sogenannte  Schlacht  geschlagen  worden. 

106)  Burmeister,  Landwirthsch.  Anzeiger  1864  Nr.  23. 
107;  Sturz,  Schafzucht  und  WoUproduction  u.  s.  w.    S.  36. 
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kann  noch  abgekürzt  werden  '^^).  In  Buenos  Ayres  stehen  die  Coa- 
fessionen  in  gutem  Einvernehmen,  und  die  Kirche  übt  nur  geringen 
Einfluss'*»^). 

In  Paraguay  ist's  anders.  »Dorthin  Auswanderer  zu  bringen,« 
' —  schreibt  B  urmeister  **^)  —  »heisst  sie  zu  willenlosen  Maschinen 
machen.  In  ganz  Paraguay  hat  nur  ein  Mensch  seinen  freien  Willen, 
und  dieser  ist  der  Präsident«;  und  Lutter***);  »Der  sogenannte  Prä- 
sident dieses  Landes  ist  ein  wahrer  Pascha,  dem  aller  Fremdenver- 
kehr ein  Greuel  ist  und  der  allen  Export  als  Monopol  für  sich  behält«. 
Doch,  selbst  wenn  Paraguay  schon  durch  das  Klima  der  Einwan- 
derung verschlossen  sein  sollte,  so  wird  es  doch  mit  der  Zeit  mercan- 
tilisch  erobert  werden.  Vor  der  Hand  ist  das  Gebiet  von  Argentinien 
und  Uruguay  gross  genug,  um  Millionen  von  Deutschen  zur  neuen  Hei- 
math zu  dienen. 

Unter  dem  Schutze  der  politischen  und  socialen  Freiheit  werden 
die  Gemeinden  ihre  Glieder  rühren  und  bald  Einfluss  auf  die  Leitung 
des  Staates  gewinnen.  Dieser  Freiheit  muss  auch  das  Sturz 'sehe 
Project  Kechnung  tragen.  Geschieht  dieses,  so  kann  —  wie  aus  dem 
Vorigen  hervorgeht  —  dem  Auswanderer  das  Plata- Gebiet  unbedingt 
zur  Auswanderung  empfohlen  werden.  Dann  findet  er  dort  Wohlstand 
und  sociale  Freiheit  und  hat  zugleich  die  Aussicht,  ein  Deutscher  bleiben 
zu  können. 

Dieser  letzte  Punkt  kann  für  uns  von  der  grösstcn  Bedeutung  wer- 
den. Denn  in  dem  Masse,  in  welchem  sich  am  La  Plata  eine  deutsche 
Bevölkerung  entwickelt  und  ausbreitet,  werden  unsere  Fabriken  grös- 
seren Absatz  finden,  werden  unsere  Schiffe  von  dort  Wolle,  Tabak,  Zucker, 
KafiPee  und  Baumwolle  holen  und  uns  in  Bezug  auf  diese  Artikel  mehr 
und  mehr  von  den  übrigen  Productionsländera  unabhängig  machen. 

Der  Verkehr  ist  schon  jetzt  ein  relativ  bedeutender.  Leider  stehen 
uns  keine  handelsstatistischen  Notizen  zu  Gebote;  aber  schon  die  ein- 
zelnen Zahlen  lassen  einen  Schluss  zu.  So  wird  für  Uruguay  ange- 
geben*'^): 


108)  Andree,  Buenos  Ayres  u.  s.  w.    S.  221. 

109)  Andree,  Buenos  Ayres.    S.  308.  309. 

110)  Landwirthzch.  Anzeiger  1864  Nr.  24. 

111)  Landwirthsch.  Anzeiger  1864  Nr.  34. 

112)  Black  et  Guillaumin,  Annuaire  deTeconomie  et  de  la  statistique  pour 
18G3  p.  650.  —  Als  Curiosum  mag  noch  folgende  Notiz  eine  Stelle  finden  (Die  Häfen  Ro- 
sario  u.  8.  w.  Ztschr.  für  allgem.  Erdk.  V,  492):  InRosario  wurden i.  J.  1855  eingeführt: 

103,560  Harmonikas 
42,450  Flöten 
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Einfuhr  9,772,000  Thlr. 

Ausfuhr  27,594,670      - 

Handelsbewegung    37,366,670 
also  mehr  als  100  Thlr.  auf  den  Kopf,  während  im  Zollverein  diese 
Zahl  nur  20  Thlr.  beträgt. 

Alle  Staaten,  welche  eine  gesunde  Handelspolitik  befolgen,  bemühen 
sich, 'ihrem  Handel  die  Plata-Länder  zu  öffnen.  Auch  Deutschland  darf 
in  dieser  Beziehung  nicht  zurückbleiben  und  den  besten  Vorschub  würde 
es  finden,  wenn  am  Plata  eine  bedeutende  deutsche  Bevölkerung  ange- 
siedelt wäre.  Aber  der  Handel  sowie  die  Golonie  selbst  kann  nur 
dann  erst  das  rechte  Gedeihen  finden,  wenn  der  Schutz  der  schwim- 
menden Mauern  nicht  fehlt.  Eine  Flotte  haben  wir  zwar  noch  nicht, 
aber  der  dänische  Krieg  hat  unwiderleglich  ihre  Nothwendigkeit  darge- 
than :  sie  wird  entstehen,  sowie  der  Nord-Ostsee-Canal,  den  ihr  Gedeihen 
voraussetzt. 

Der  Mineralreichthum  der  Gebirge  hat  für  uns  weniger  Bedeutung. 
Auch  ohne  denselben  können  am  Silberstrome  »Sammelplätze  für  die 
scheidenden  Zweige  unseres  Volks  gebildet  werden,  wo  jede  Knospe  zu 
einer  Frucht  für  das  deutsche  Vaterland  reift,  wo  jeder  Pulsschlag  der 
alten  Heimath  einen  Wiederhall  findet«. 


43  Pianos 

49  Kisten  Guitarren. 
Diese  Zahl  dürfte  wohl  schwerlich  wieder  vorkommen.  — 


IL 

Die  Organisation  der  Statistik  der  Rechts- 
pflege mit  besonderer  Bücksicht  auf 

Thüringen. 

Mittheilug  des  statbtiMheD  Bveau«  Tcreiaif ter  tktriiigigcker  SUatn. 

Unzweifelhaft  gehört  zu  den  bis  jetzt  am  meisten  vernachlässigten 
Partieen  der  Statistik  die  der  Rechtspflege.  Zwar  giebt  es  einige  nen- 
nenswerthe  Publicationen  auch  auf  diesem  Gebiete,  so  namentlich  in 
Belgien  ^)  und  in  Frankreich  *) ;  aber  das  ist  auch  Alles,  was  wir  be- 
sitzen, denn  unsere  deutschen  Arbeiten ')  fassen  immer  sehr  einseitig 
nur  die  Crirainaljustiz  in's  Auge,  leisten  aber  auch  nicht  einmal  auf 
diesem  Felde  etwas  Hervorragendes.  Und  doch  verdient  die  Justizsta- 
tistik gerade  einen  der  ersten  Plätze  in  den  amtlichen  Veröffentlichungen 
einzunehmen.  Schon  der  Umstand,  dass  die  statistischen  Congresse 
nicht  weniger  als  viermal  bei  Gelegenheit  ihrer  Sitzungen  in  Brüssel, 
Patis,  Wien  und  London  sich  mit  diesem  Gegenstände  beschäftigt  haben, 
wäre  geeignet  gewesen,  auf  die  Wichtigkeit  desselben  hinzuweisen,  noch 
mehr  aber  würde  man  zu  einer  eingehenderen  Bearbeitung  veranlasst 

1)  Vergl.  Statitisqae  g^n^rale  de  la  Belgique.  Expose  de  la  sitnation  da  ro- 
yaume.  Periode  d^cennale  de  1811-^50.  Publik  par  le  ministre  de  rinteriear.  Bni- 
xelles  1852.  p.  329  sqq.  Hojaume  de  Belgique.  Documents  statistiques,  publies  par 
|e  departement  de  rintörieur,  avec  le  concours  delacommission  centrale.  Tome.  Ü. 
Bruxelles  1858.  II.  Minist^re  de  la  justice  Administration  de  la  justice  civile  et  cri* 
minelle.    p.  1  sqq. 

2)  Yergl.  darüber  zwei  Berichte  in  der  Austna  y.  1864  Nr.  21  (23.  Mai)  und 
40.  (3.  Oct). 

3)  Vergl.  z.  B.  Zcitschr.  des  sächsischen  statistischen  Bureaus.  Jahrgang  1855 
Nr.  6,  1864  Nr.  6.  —  Mittheilungen  zur  Statistik  der  Strafrechtspflege  im  König- 
reich Hannover  während  der  Jahre  1859  und  60.  Hannover  1862.  Dasselbe  für 
1861.  Hannover  1863.  Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs  Bayern.  Heft  II, 
VI  S.  1  flf.  VUI  S.  277  ff. 
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sein ,  wenn  man  sich  den  grossen  practischen  Nutzen  einer  solchen  ver- 
gegenwärtigt hätte.  Indem  sie  die  Anwendung  der  Gesetze  in  den  Ge- 
richten bis  in  das  kleinste  Detail  verfolgt  nnd  alle  richterlichen  Er- 
&hrungen  wissenschaftlich  zusammenstellt,  offenbart  sie  nicht  nur  Vor- 
züge und  Mängel  der  bestehenden  Gesetze  und  wird  dadurch  für  den 
Staat  zur  unentbehrlichsten  Grundlage  einer  gedeihlichen  Weiterbildung 
der  Gesetzgebung,  sondern  sie  giebt  auch  Aufschlüsse  über  die  wirth- 
schaftliche  und  sittliche  Cultur  der  Bevölkerung,  die  durch  kein 
anderes  Mittel  gewonnen  werden  können.  Die  wirthschaftliche  des 
Volkes  darzustellen  ist  vorzugsweise  die  Aufgabe  der  Civilrechts-, 
die  sittliche  zu  schildei  n  die  der  Strafrechts  -  Statistik.  Aus  Zahl 
und  Art  der  Verbrechen,  den  persönlichen  Verhältnissen  der  An- 
geklagten, ihrer  Herkunft  und  ihrem  Beruf,  ihrem  Alter  und  Geschlecht 
erfahren  wir,  in  welchen  Theilen  des  Landes  und  in  welchen  Schichten 
der  Bevölkerung  die  Sittlichkeit  sinkt  oder  steigt,  wo  Besserung  noth 
thut  und  in  wie  weit  die  jetzt  vorhandenen  Anstalten  zur  Besserung 
ihren  Zweck  erfüllen.  Auf  der  anderen  Seite  gewähren  die  Grund-  und 
Hypothekenbücher  Einsicht  in  den  Zustand  und  die  Entwickelung  d^ 
Eigenthumsverhältnisse;  aus  den  erlassenen  Zahlbefehlen  und  den  an- 
geneideten  Concursen  ersieht  man,  wo  sociale  Missstände  vorhanden 
sind  und  wie  dieselben  beseitigt  werden  können. 

So  ist  die  Gerichtsstatistik  nach  verschiedenen  Seiten  hin  von  der 
allergrössten  Bedeutung;  wir  können  daher  nur  noch  einmal  mit  Be- 
dauern bemerken,  dass  bis  jetzt  erst  sehr  wenig  für  die  Bearbeitung  der- 
selben geschehen  ist.  Dass  gerade  speciell  die  thüringischen  Staaten 
keine  bedeutenden  Leistungen  auf  diesem  Felde  aufzuweisen  haben, 
kann  nicht  auffallen,  da  ihre  Statistik  ja  noch  sehr  in  den  Anl&ngen 
begriffen  ist.  Altenburg  hat  zwar  gelegentlich  in  seinem  Amts  -  nnd . 
Nachrichtsblatt  Tabellen  über  die  Ergebnisse  der  Strafrechtspüege  und 
die  Gefangenen  auf  der  Leuchtenburg  veröffentlicht;  neuerdings  ist  so- 
gar eine  kleine  amtliche  Publication  erschienen,  welche  die  Statistik  der 
Kechtspflege  im  Jahre  1863  für  die  unter  dem  Appellationsgericht  zu 
Eisenach  vereinigten  Staaten  zum  Gegenstande  hat  ^).  Aber  diese  Ar- 
beiten erfüllen  die  von  uns  gestellten  Anforderungen  nicht;  namentlich 
hat  das  zuletzt  erwähnte  kleine  Heft  einen  durchaus  geschäftlichen 
Charakter.  Wie  schon  in  Nr.  4  und  5  der  vorliegenden  Jahrbücher  un- 
ter den  »eingesendeten  Schriften«  bemerkt  wurde,  enthält  es  nur  eine 

4)  Die  Schrift  führt  den  Titel:  Statistik  der  gesaxomten  Bechtspfiege  im  Jahre 
18i3  ftr  das   Orossherzogthuin  Sachsen -Weimar  und  die  Fttrstenthflmer  Schwarz- 
Rtidolstadt,  Schwarzburg- Sonder«haii«en  «ad  Bevss  j.  L.    Jena,  1464; 
IV.  3 


S4  Die  OrgaBiration  der  Statiitik.  in  RechUpfirge  n.  i.  wl 

Uebersicht  der  Arbeiten  der  Gerichte  und  der  Staatsanwaltschaft ,  keine 
wissenschaftliche  Statistik  der  Justizpflege.  Auf  diesem  Wege  darf  man 
aber  nicht  weiter  fortgehen,  bei  dieser  Art  der  Bearbeitung  nicht  länger 
stehen  bleiben.  Die  thüringischen  Staaten  haben  sich  in  dem  statistischen 
Bureau  zu  Jena  eine  Centralstelle  für  die  wissenschaftliche  Verarbei- 
tung ihres  statistischen  Materials  geschaffen  und  dasselbe  muss  um  so 
mehr  sich  vei*pfiichtet  fühlen,  auch  diesen  Zweig  der  Statistik  auf  wis- 
senschaftlicher Grundlage  zu  organisiren,  als  es  ihn  eben  in  seiner  gan- 
zen Bedeutung  zu  würdigen  glaubt.  Eine  Einigung  der  betreffenden 
Regierungen  wird  auch  gerade  hier  mit  den  wenigsten  Schwierigkeiten 
verbunden  sein,  da  alle  betheiligten  Staaten  unter  einem  einzigen  obersten 
Gerichte  vereinigt  sind  und  in  Bezug  auf  Justizpflege  eine  wesentlich 
übereinstimmende  Organisation,  sowie  eine  in  vielen  Punkten  gleich- 
artige Gesetzgebung  haben. 

Natürlich  kann  es  unsere  Absicht  nicht  sein,  die  Nachrichten  über 
die  Geschäft^thätigkeit  und  den  Geschäftsumfang  der  Gerichte  aus  der 
Statistik  verbannen  zu  wollen.  Wir  sehen  im  Gegentheil  sehr  wohl  ein, 
dass  die  genaue  Kenntniss  dieser  Thatsachen  für  die  Regierung  eines 
Landes  ganz  unentbehrlich  ist.  Dieselbe  muss  entschieden  wissen,  um 
wie  viel  sich  die  Zahl  der  zu  erledigenden  Justizsachen  vermehrt  oder 
vermindert,  um  beurtheilen  zu  können,  ob  eine  Yergrösserung  oder  Ein- 
^hränkung  des  Gerichtspersonals  nothwchdig  wird,  ob  überhaupt  bei 
der  jetzigen  Lage  der  Geschäfte  die  vorhandene  Organisation  noch  ge- 
nügt oder  ob  sie  abgeändert  werden  muss.  Aber  die  Darstellung  dieser 
Gegenstände  ist  nicht  die  Hauptsache ,  wir  möchten  sie  mehr  in  die 
Einleitung  verwiesen  wissen.  Hier  würde  dann  die  Zahl  der  Registran- 
dennummern,  der  abgehaltenen  Termine,  der  überjährigen  und  dies- 
jährigen, erledigten  und  unerledigten  Processe  u.  a.  m.  aufzuführen  sein. 

Uebrigens  theilt  sich  unser  Stoff  naturgemäss  in  zwei  Theile,  deren 
erster  die  Civilrechts-  und  deren  zweiter  die  Strafrechtspflege 
zu  behandeln  hat.  Wie  schon  erwähnt,  ist  jene  recht  eigentlich  als 
Stiefkind  der  Statistik  zu  betrachten.  Und  doch  ist  gerade  sie  von  so 
enormer  Wichtigkeit  für  die  Beurtheilung  der  ökonomischen  Lage 
des  Landes^).  Da  das  ganze  Vermögensrecht  doch  nur  Formen  für 
ökonomische  Verhältnisse  enthält  und  da  gerade  auf  dessen  Gebiete 
der  Civilrichter  seine  Hauptthätigkeit  zu  entfalten  hat,  so  spiegelt  sich 
in  den  von  ihm  zu  erledigenden  Geschäften  so  zu  sagen  der  ganze 
wirthschaftlichc  Zustand  des  Landes  ab. 

5)  Vortreffliche  Bemerkungen  Aber  die  Wichtigkeit  der  Civilrechtsstatistik  finden 
sich  in  dem  citirten  Au&atze  in  Nr.  40  der  Aostria. 
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In  gewisser  Beziehung  gilt  dies  schon  Ton  der  streitigen  Ge- 
richtsbarkeit^). Selbst  die  einfache  Zahl  der  Processe  kann  hier- 
zu einen  Beitrag  liefern.  Dieselbe  ist  durch  zwei  Factoren  bedingt: 
einmal  durch  die  grössere  oder  geringere  Streitsucht  der  Bevölkerung, 
andererseits  durch  die  Zahl  der  abgeschlossenen  Bechtsgeschäf te ;  auf 
diese  beiden  Ui'sachen  lässt  sie  daher  Rückschlüsse  zu,  man  muss  aber 
auch  stets  beide  im  Auge  behalten.  Nicht  immer  wird  man  daher  sagen 
können,  dass  eine  kleine  Zahl  von  Processen  ein  Glück  sei,  dieselbe 
kann  zwar  die  Folge  eines  verträglichen  Sinnes  der  Bevölkerung,  sie 
kann  aber  auch  die  eines  weni%  entwickelten  Verkehrsiebens  sein.  Zu 
einer  gründlicheren  Kenntniss  der  wirthschaftlichen  Zustände  sind  dann 
eben  nodi  weitere  Aufnahmen  noth wendig,  man  muss  namentlich  über 
den  Werth  der  verschiedenen  Streitgegenstände  unterrichtet  sein.  Die 
Nadirichten  hierüber  können  aber  um  so  leichter  beschafft  werden,  als  man 
ja  in  den  m^ten  Staaten  so  wie  so  verschiedene  Werthklassen  unter* 
scheidet.  Ausserdem  hat  auch  die  Art  der  Erledigung  der  Processe 
grosse  Bedeutung^  vor  Allem  ist  wichtig,  zu  wissen,  wie  viel  durch 
Vergleich  beendet  worden  sind.  Dann  aber  würde  es  auch  besonders 
interessant  sein,  etwas  Näheres  über  die  Sühnetermine  zu  erfahren,  und 
zwar,  wie  viel  überhaupt  und  wie  viel  mit  Erfolg  gehalten  sind;  man' 
bekäme  durch  diese  Aufzeichnungen  sicher  das  beste  Material  für  die 
Beantwortung  der  Frage,  welchen  Nutzen  das  genannte  processualische 
Institut  brmgt  und  in  wie  fem  es  legislativ  zu  empfehlen  ist  —  Von 
nicht  minderer  Bedeutung  sowohl  für  die  Gesetzgebung  als  auch  für  die 
Regierung  ist  es ,  die  Dauer  der  Processe  zu  kennen ;  man  muss  wissen, 
ob  der  Gang  der  Justiz  ein  rascher  oder  ein  schleppender  ist ,  um  be* 
urtheilen  zu  können,  ob  und  welche  Aenderungen  im  Processverfahren 
erforderlich  sind,  ob  die  Richter  ihre  Pflicht  thun  oder  nicht 

Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  es  von  grossem  Interesse  wäre, 
auch  über  den  Gegenstand  jedes  Processes  nähere  Auskunft  zu  besitzen 
und  in  der  That  haben  die  Congresse  darauf  bezügliche  Ermittelungen 
verlangt  0- 

Wenn  man  genau  erfahren  könnte,  wie  viel  Alimentations -  und 
wie  viel  Schuldklagen,  wie  viel  Eigenthums-  und  wie  viel  Besitzstreir 
tigkeiten  jedes  Jahr  und  namentlich  zu  jeder  Zeit  des  Jahres  vor  den 
Gerichten  verhandelt  werden,  so  würde  man  daran  manche  interessante 

6)  Vcrgl.  die  betrelTexiden  CoDgressbeschlüsse  za  Paris,^!!.  Sect.  XL  B.  Sta- 
tistiqae  jndiciaire  dTile,  zu  London  L  Sect.  n.  Statistique  jadidaire.  Compte-rendn 
g^i^aldes  traveaux  du  congrte  international  de  atatistique.  Berlin  1863.  p.  66  u.  257. 

7)  Yergl.  nameailich  die  pariser  Beschlfisae  sub  Nr.  4  Compte-renda  p.  65. . 
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EH^rtenmg  knflpfen,  daraus  manche  Resultate  von  Bedeutai^*constrairen 
kfinnen.  Man  wQrde  wahrscheinlkh  eine  im  Kanton  Bern  beobachtete 
Thatsache  bestätigt  finden,  dass  nach  schlechten  Ernten  die  Schuld ', 
nach  guten  die  Injurienklagen  vorherrschen,  eine  Thatsache,  die  sehr 
bedeutsame  Streiflichter  über  den  Einfluss  verbreiten  wflrde,  welchen 
der  Ausfall  der  Ernten  auf  das  sociale  Leben  des  Volkes  hat  Aber 
der  Ausführung  dieses  Verlangens  stellen  sich  sehr  bedeutende  Schwie- 
rigkeiten entgegen.  Einmal,  welcher  Moment  soll  für  die  Rubridrung 
eines  Processes  untw  diese  oder  jene  Kategorie  entscheiden  ?  Bei  ein- 
gehen Streitigkeiten  wird  allerdings  ejf  solcher  Zweifel  nicht  entstehen 
können;  aber  bei  complicirteren,  wo  der  Richter  oft  zehn,  zwölf,  ja 
mehr  Rechtsfragen  in  seinem  Erkenntniss  zu  entscheiden  hat,  welche 
soll  da  die  Ausschlag  gebende  und  bestimmende  sein?  Die  theore* 
tische  Antwort  darauf  ist  zwar  leicht .  gegeben ,  man  sagt,  die  Haupt- 
frage*). Aber  so  einfach  diese  theoretische  Antwort,  sa  misslidi  die 
Praxis.  Eben  zu  entscheiden,  welches  die  Hauptfrage  ist,  wo  oft  drei, 
vier,  fünf  Rechtsfragen  von  ganz  derselben  Bedeutung  vorliegen ,  darin 
besteht  die  Schwierigkeit.  Sollen  bloss  die  durch  die  Klage  geltend 
gemachten  Ansprüche  oder  auch  die  excipiendo  entgegengesetzten  fOr 
die  Entscheidung  massgebend  sein?  Wenn  ich  gegen  Jemanden  einen 
Eigenthumsprocess  einleite,  dieser  zwar  mein  früheres  Recht  an  der 
Sache  anerkennt,  mir  aber  die  Einrede  der  Acquisitiv- Verjährung  ent- 
gegengesetzt und  über  diese  nun  der  Streit  unter  uns  entbrennt,  soll 
da  der  Process  unter  die  Klasse  der  Eigenthurosklagen  oder  der  Strei- 
tigkeiten über  Verjährung  (der  pariser  Congressbescbluss  führt  diese 
letzte  Categorie  ausdrücklich  mit  auf)  gesetzt  werden?  Die  Hauptrechts- 
frage,  um  die  es  sich  hier  handelte,  war  die  Verjährung;  nichts  desto 
weniger  blieb  der  Process  immer  ein  Eigenthumsprocess. 

Ein  anderes,  nicht  minder  grosses  Bedenken  ist,  dass  eine  wirk- 
lich erschöpfende  und  streng  logisch  scheidende  Zahl  von  Kategorieen 
der  einzelnen  Rechtsstreitigkeiten  kaum  aufgefunden  werden  kann.  Beim 
Straf  recht,  wo  man  ein  Gesetzbuch  hat,  welches  die  einzelnen  Arten 
der  Verbrechen  genau  bestimmt,  von  denen  dazu  noch  jedes  seine 
ziemlich  fest  abgeschlossene  Sphäre  hat,  ist  das  schon  eher  möglich; 
aber  im  Civilrecht,  wo  das  eine  Rechtsverhältniss  so  sehr  in  das  andere 
überläuft,  wo  vielleicht  es  sich  gerade  darum  handelt,  ob  dieses  oder 
jenes  Rechtsgeschäft,  ob  Commodat  oder  Pecarium,  ob  Darlehn  oder 
Depositum  vorliegt,  ist  eine  solche  Trennung  gar  nicht  durchzuführen. 


6)  Loa  qnestioBB  prindpales  r^solaes  {mu*  les  tribnnaiix.     Paris.  Gongress-Be- 
sobhMs    Nr.  4. 
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Bdbst  bei  einer  codificirten  Gesetzgebung  würde  die  genaue  Aufffthrung 
sämmtlicher  Processkategorieen  grosse  Schwierigkeiten  machen,  in  ei« 
nem  Lande,  wo  gemeines  Recht  gilt,  ist  eine  solche  gar  nicht  zu  er- 
mdgiichen.    Und  nun  gar  in  Thüringen,  wo  römisches,  gemeines  deutsches 
and  sächsisches  Becht,  eine  Reihe  von  Particulargesetzgebungen  und 
Statuten    neben   einander   Geltung   haben,    ist  weder   an    eine   er- 
schöpfende noch  auch  an  eine  einheitliche  Classification,  die   wir  für 
unsem  Zweck  doch  auch  verlangen  müssten,  zu  denken.    Man  würde 
Termuthlich  zu  dem  in  derartigen  Verlegenheiten  gewöhnlichen  Aus- 
knnftsmittel  seine  Zuflucht  nehmen :  eine  grosse  Kategorie  »unbestimmte, 
nicht  besonders  aufgeführte  Gegenstände^'  machen,  unter  die  dann  Alles 
rubricirt  werden  müsste,  was  in  die  anderen  nicht  genau  hinein  passte. 
In  dieser  Beziehung  sind  für  uns  die  belgischen  Publicationen  äusserst 
Idirreich  gewesen.     Belgien ,  das  wie  auf  so  vielen  Gebieten  der  Sta«- 
tistik  so  auch  auf  dem  der  Justizstatistik  entschieden  als  Muster  da- 
steht, Belgien,    das  den  Ck)de  Napoleon,  also  ein  seht  bestimmt  und 
präcis  gefasstes  Givilgesetzbuch  besitzt,  hat  über  diese   Schwierigkeit 
nicht  hinwegkommen  können.    Nach  Aufführung  der  verschiedenen  Arten 
von  Streitgegenständen  kommt  zuletzt  auch  die  Kategorie  »autres  ma- 
tiires«;  diese  umfasst  bei  den  vor  den  Friedensrichtem  verhandelten 
Sachen  über  die  Hälfte,  bei  den  vor  den  »erstinstanzlichen  Gerichten 
abgeurtheilten  «  sogar  mehr  als  drei  Viertel  der  Gesammtzahl^.    Wenn 


9)  Yergl.  Docoments  statistiqaes  a«  a.  0.    S.  96  imd  106. 


Es  worden  Rechtsstreitigkeiten  yerhandelt: 


Jahre 


vor  den  Friedensrichtern. 


Tor  den  erstinBtanzlichea 
Gerichten. 


1841—50  im 
Jahiesdnrchsehnitt 


überhaupt 


1850-51 
1851—52 
1852—63 
1853—54 
1854—55 
1855—56 

Snmma 


13,105 


davon    waren 

unter  die  „au- 

tres  matiöres^ 

gerechnet 


7,360 


12,729 
12,048 
12,483 
11,743 
12,218 
13,037 

74,258 


t»,80i 
6,219 
6,547 
6,080 
6,213 
6,754 

38,614 


aberhanpt 


4,477 


3,753 
3,358 
3,720 
3,399 
3,540 
3,506 


davon    waren 

unter  die  „an- 

tres  matiftrei'' 

gerechnet 


3,755 


3,162 
2,822 
2,963 
2,538 
2,922 
2,847 


21,276 
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m^n  aber  bei  den  vortrefflichen  belgischen  Einrichtungen  nicht  mehr 
hat  erreichen  können ,  als  dass  man  die  Hälfte  oder  ein  Viertel  der 
vorgekommenen  Bechtsstreitigkeiten  nach  ihrem  Gegenstande  ciasi- 
ficirte»  so  ist  in  der  That  nicht  zu  vermuthen,  dass  man  in  andern 
Staaten  zu  sehr  günstigen  Resultaten  gelangen  wird.  Die  Congresse 
sind  hier,  wie  auch  bei  andern  Gelegenheiten,  in  den  Fehler  verfallen, 
mehr  das  theoretisch  Wünschenswerthe  als  das  practisch  Ausführbare 
in's  Auge  zu  fassen.  '        . 

Ist  demnach  eine  Bubricirung  der  einzelnen  Bechtsstreitigkeiten 
nach  ihrem  Objecto  kaum  durchzuführen,  so  giebt  es  doch  auf  dem  Ge- 
biete der  Civilrechtspflege  verschiedene  andere  Gegenstände,  welche  vom 
höchsten  statistischen  Interesse  sind,  deren  Beachtung  und  Aufzeichnung 
daher  nicht  unterlassen  werden  darf.  Dahin  möchten  wir  vor  Allem  die 
Zahl  der  erlassenen  Zablbefehle  und  Executionsmandate  rechnen,  welche 
vortreffliche  Einblicke  in  die  ökonomische  Lage  der  Bevölkerung  ge- 
währen. Leider  haben  diese  Gegenstände  bis  jetzt  ihre  gebührende 
Berücksichtigung  noch  nirgends  gefunden,  stibst  die  belgischen  Arbeiten 
sind  etwas  dürftig '®).  Mit  Vergnügen  haben  wir  dagegen  bemerkt,  dass 
die  grossherzoglich  hessische  Centlralstelle  auch  auf  diese  Thatsachen 
ihre  Aufmerksamkeit  gerichtet  haf ),  dieselbe  scheint  wie  in  vielen 
andern  Beziehungen  so  auch  hier  andern  Staaten  mit  einem  giiten  Bei- 
spiele vorangehen  zu  wollen.  Unser  Wunsch  kann  nur  sein,  dass  Thü- 
ringen das  ei*ste  Land  ist,  welches  ihr  folgt.  Will  man  übrigens'diesen 
Gegenstand  gründlicher  behandeln,  so  genügt  es  nicht,  bloss  die  Zahl 
der  erlaissenen  und  der  durch  Zahlung,  Nachlass  oder  Auspfändung 
erledigten  richterlichen  Zahlungsbefehle  zu  kennen ;  man  muss  wenigstens 
einige  wenn  auch  nur  ganz  allgemeine  Nachrichten  über  die  Höhe  der 
Summen  sowie  über  den  Stand  und  Beruf  der  betheiligten  Personen 
haben.  Man  muss  namentlich  im  Stande  sein,  zu  beurtheilen,  ob  es  die 
höheren  oder  niederen  Schichten  des  Volkes ,  die  städtische  oder  die 
ländliche  Bevölkerung,  die  landwirthschaftlichc  oder  die  iniustrielle  ist, 
welche  am  meisten  von  Eintreibungen  und  Auspfändungen  heimgesucht 
wird.  Bemerken  wir,  dass  hier  oder  dort  die  Zahl  oder  die  Summen 
bedeutende*  Dimensionen  annehmen,  dass  sie  im  Wachsen  begriffen  sind, 
so  dürfen  wir  vermuthen ,  das»  sociale  Missstände  vorliegen ;  wir  wer- 


10)  Documents  statistiques  a.  a.  0.    S.  124- 

11)  Plan  für  AufsteUung  der  Landesstatistik  im  Grossherzogtbum  Hessen ,  ab- 
gedruckt im  ersten  Hefte  der  Beiträge  zur  Statistik  des  Grossherzogthmns  Hessen, 
herausgegeben  von  der  grossherzoglichen  Centralstelle  für  die  Landesstatistik.  Dann- 
stadt 1862  S.  1  ff. 
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den  die  Lage  jener  Klasse  der  Bevölkerung  untersuchen,  wir  werden 
vielleicht  finden,  dass  hier  oder  dort  die  Ursache  der  gesellschaftlichen 
Störungen  verborgen  ist,  dass  man  an  diesem  oder  jenem  Orte  ein- 
greifen, diese  oder  jene  Schritte  thun  muss,  dieselbe  in  ihrem  Keime  zu 
ersticken.  So  wird  es  unter  Umständen  möglich  sein ,  Uebelstände  zu 
beseitigen,  die  sonst  sehr  gefährlich  hätten  werden  können.  Aber  aller- 
dings, wenn  die  Statistik  zu  solchen  Resultaten  kommen  soll,  muss  auf 
dieselbe  mehr  Sorgfalt  und  Arbeit  verwandt  werden,  als  bisher  ge- 
schehen ist. 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  den  hier  erwähnten  Aufnahmen 
über  die  verhängten  Executionen  und  derefa  Vollstreckung  steht  die  An- 
gabe der  wegen  Schulden  inhaftirten,  also  namentlich  der  in  Wechsel- 
arrest geschickten  Personen.  Die  Nachrichten  hierüber  bilden  nicht 
nur  eine  noth wendige  Ergänzung  und  Vervollständigung  der  eben  be- 
handelten, sondern  sind  auch,  worauf  ein  pariser  Congressbeschluss'^  sehr 
richtig  aufmerksam  macht,  von  sehr  hervorragender  legislativer  Bedeutung. 
Fragen,  wie  die  über  die  Zweckmässigkeit  des  Personalarrestes  als  Execu- 
tionsmittel  können  durchaus  nicht  auf  apriorischem  Wege,  sondeni  lediglich 
auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen ,  also  auf  dem  Boden  der  Sta- 
tistik gelöst  werden.  Man  muss  den  Stand  und  das  Geschlecht  der  in- 
haftirten Personen,  die  Höhe  der  Summen,  die  Dauer  der  Haft,  endlich 
namentlich  auch  den  Grund  der  Entlassung  aus  dem  Gefangnisse  kennen. 
Wir  glauben ,  dass  die  belgischen  ^^)  und  französischen  Arbeiten  über 
diesen  Gegenstand  schon  ein  bedeutendes  Mat^ial  für  die  Beantwortung 
der  hier  einschlagenden  Friagen  herbeigeschafft  haben.    Aber  vollkonomen 


12)  Er  ist  Nr.  6  der  Beschlüsse  über  Civilgerichtsstatistik  imd  steht  Gompte- 
rendu  p.  66.  Wir  geben  ihn  hier  wörtlich  wieder,  weil  er  in  der  That  die  beste 
Motivimng  der  hier  aufgestellten  Behauptung  enthält.  Er  lautet  wie  folgt:  „Lc 
maintien  de  la  contrainte  par  corps  est  une  question:  controvers^e ;  pour  la  r^soadre 
les  publidstes  ont  besoin  d'en  connaitre  les  effets:  en  mati^re  civile,  en  mati^re 
commerdale  et  encore  lorsqu'elle  est  employ^e  au  recouTrement  des  dettes  en- 
vers  r^tat,  parmi  lesquelles,  en  cette  mati^re,  le  premier  rang  apparÜent  aux  fraia 
de  justice  et  aux  amendes.  Ils  est  besoin  de  connaitre  Tage  et  le  sexe  des  d^tenus, 
pour  savoir  si  la  contrainte  par  corps  ne  s'appesantit  pas  trop  souvent  sur  l'6tour- 
derie ,  FinexpMence  ou  la  faiblesse ;  la  nature  des  cröances,  la  profession  des  d6- 
biteurs,  celle  des  cr^anciers,  pour  vörifier  si  v6ritablement  eUe  profite  au  commerce 
et  k  quel  genre  de  commerce;  la  dur^e  de  lad^tention,  pour  en  mesurer  larigueur; 
les  causes  de  la  lib^ration  pour  i^pr6cier  Tefacacitö  de  cette  m^sore  extreme  et, 
dans  le  mßme  but^  ses  effets  en  cas  de  faillite,  ainsi  que  le  nombre  des  rccommaii- 
dations. 

13)  Yergl.  Documents  statistiques  a.  a.  O. 
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ausreichend  dafür  sind  ja  die  Erfahrungen  zweier  oder  dreier  L&uder 
nicht.  'Da  müssen  alle  Staaten,  die  überhaupt  etwas  für  die  Wissen- 
schaft thun  wollen,  mitarbeiten;  nur  auf  Grund  einer  Reihe  von  Er- 
fahrungen, die  unter  den  verschiedensten  Verhältnissen  gesammelt 
sind,  kann  die  betreffende  Frage  ihre  Erledigung  finden. 

Gewiss  sehr  anzuerkennen  ist  es,  wenn  man  in  Belgien '  ^)  im  Anschluss 
an  die  Executiv-  und  Personalarreste  die  ertbeilten  Moratorien  ermittelt 
hat.  Die  Frage,  ob  diese  Anstandsbriefe  unsern  jetzigen  Rechts-  und 
Yerkehrsverhältnissen  noch  angemessen  sind,  ist  nicht  minder  contro- 
vei*s  als  die  vorige.  Auch  sie  kann  nur  statistisch  beantwortet  werden, 
auch  über  die  Lösung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Thatsachen  müs- 
sen also  Aufnahmen  gemacht  werden.  Man  muss  aber  zu  ihrer  Be- 
antwortung vor  Allem  wissen,  in  wie  viel  Fällen  in  Folge  der 
Moratorien  Zahlung  geleistet  ist,  in  wie  vielen  nicht.  Das  scheint 
man  leider  in  Belgien  nicht  gehörig  erkannt  zu  haben ,  denn  die  Publi- 
cationen  geben  lediglich  die  Zahl  der  nachgesuchten,  bewilligten  und 
prolongirten  „sursis  de  paiement'^  an,  sie  enthalten  also  eigentlich  kein 
Material  für  die  Lösung  der  legislativen  Streitfrage.  Um  so  nöthiger 
ist  es,  dass  andere  Staaten  dasselbe  zu  beschaffen  suchen. 

Wir  möchten  zum  Schluss  hier  noch  auf  einen  Gegenstand  der  strei- 
tigen Rechtspflege  hinweisen ,  welcher  seine  Behandlung  zwar  auch  bei 
einem  andern  Zweige  der  Statistik,  der  Bewegung  der  Bevölkerung,  finden 
kann  und  oft  gefunden  hat,  für  den  das  Material  aber  jedenfalls  durch  die 
Gerichte  geschafft  werden  muss  und  den  wir  desshalb  hier  nicht  uner- 
wähnt lassen  dürfen.  Wir  meinen  die  Ehescheidungen.  Wenn  über- 
haupt statistische  Daten  und  Zahlen  geeignet  sind,  Aufschlüsse  über  den 
sittlichen  Zustand  eines  Volkes  zu  ertheilen,  so  geben  kaum  welche  einen 
bessern  Anhalt  als  gerade  diese.  Eine  grosse  Zahl  von  Ehescheidungen 
ist  ein  Zeichen  von  sehr  zerrütteten  Familienverhältni^en  und  diese  haben 
unter  allen  Umständen  eine  Entartung  des  Volkes  entweder  zur  Folge 
oder  itlhren  davon  her.  Ein  gesundes  und  sittliches  Familienleben  — 
und  auf  ein  solches  deutet  eine  kleine  Zahl  von  Ehescheidungen  immer 
hin  —  ist  dagegen  das  beste  Fundament,  auf  dem  sich  eine  tüchtige 
politische  und  wirthschaftliche  Thätigkeit  entfalten  kann.  Von  Wich- 
tigkeit aber  ist  es  vor  Allem,  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Ehe- 
gatten und  den  Grund  der  Scheidung  zu  kennen.  In  ersterer  Beziehung 
hat  es  für  uns  namentlich  grosses  Interesse,  Angaben  über  Stand  und 
Beruf  der  Ehegatten  zu  haben,  damit  wir  sehen  können,  in  welchen 


14)  Verj^.  Documenta  itatistiques  a.  a.  0.  S.  134. 
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Klassen  des  Volkes  die  meisten  Scheidungen  vorkommen,  ferner 
mdssen  vir  über  Confession  derselben  unterrichtet  sein,  weil  wir 
dadurch  einen  Massstab  für  die  Bcurtheilung  des  Einflusses  bekom- 
men, welchen  die  Lehren  der  verschiedenen  Beligionsparteien  auf 
die  sittliche  Auffassung  von  der  Ehe  haben;  von  geringerer  Be- 
deutung sind  die  Nachrichten  über  Alter  und  Givilstand  vor  der 
Ehe.  Ja  nicht  zu  tibersehen  ist  aber  der  Umstand,  ob  die 
Ehe  mit  Kindern  gesegnet  oder  kindei*los  war;  gewiss  werden  in 
letztem  Falle  ungleich  mehr  Scheidungen  vorkommen  als  im  er- 
sten. In  Bezug  auf  die  Scheidung  sind  von  vornherein  nichtige 
und  vollkommen  gültige  Ehen,  welche  erst  später  getrennt  werden,  zu 
unterscheiden.  Die  Angabe  der  die  Scheidungsklage  veranlassenden 
Motive  muss  sich  selbstverständlich  nach  der  concreten  Gesetzgebung 
richten,  keinenfalls  ist  sie  aber  zu  unterlassen,  denn,  wenn  eine  grosse 
Zahl  der  Ehescheidungen  auch  stets  ein  Uebel  zu  nennen  ist,  so  muss 
doch  die  Beurtheilung  dieses  Missstandes  eine  ganz  andere  sein,  jenach- 
dem  eingetretene  Geistesschwäche  oder  verübter  Ehebruch  als  Grund 
derselben  vorwaltet. 

(Schlttss  folgt) 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 

I. 

Bau  QewerhegeBetx  fOr  das  Herzo^thuin  Braunsohwels 

V.  8.  August  1864. 

Denjenigen  deutschen  Staaten,  in  welchen  die  virthachaftliche  Bewegung 
in  der  neueren  Zeit  zu  einem  vorläufigen  Abschliiss  gediehen  ist,  hat  sich  jetzt 
auch  da»  Herzogthum  Bra anschweig  durch  Publication  des  neuen  6e* 
Werbegesetzes  vom  3.  Angnst  1864  angeschlossen.  Dasselbe  enthalt  fol- 
gende wesentliche  Bestimmungen: 

1)  Der  selbstständige  Gewerbebetrieb  steht  jedem  disposilionsfähi- 
gen  Inländer,  welcher  das  25.  Lebensjahr  vollendet  hat,  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts  und  ohne  Beschränkung   in  der  Wahl  des  Orts  frei. 

2)  Konzessiunspflirhtig  sind:  der  Mahibetrieb  in  dpr  Stadt  Braunschweig, 
die  Pressge werbe,  der  Gast-  und  Schenkwirthsrhafls  -  und  der  sonstige 
derartige  Gewerbebetrieb,  der  Kleinhandel  mit  Getränken,  der  Betrieb 
des  Schornsifinfrger-,  Abdeckerei-  und  Barbier^ewerbea  (letzteres  wo 
Badestuben  mit  Realrerhten  bestehen);  der  Geschäftsbetrieb  der  Agenten 
sowie  der  Lotterie -Kollekteure,  der  Mäkler,  Comroissionäre,  Pfandleiher, 
Trödler,  der  Arznei-  und  Giftwaarenhändler,  die  Kammerjägerei,  die  An- 
fertigung künBtlicher  Mineralwasser,  Errichtung  von  Heilanstalten  und 
der  Brauereibetrieb,  wo  Kral-  in  Verbindung  mit  Verbietungsrechten  be- 
stehen. 

3)  Zum  Gewerbebetriebe  im  Umherziehen  bedarf  es  der  Erlaubniss  der 
Verwaltungsbehörde. 

4)  Der  Befähigungsnachweis  ist  erforderlich:  zur  selbstständigen 
Ausführung  oder  Leitung  wichtigerer  oder  schwierigerer  Bauten,  —  xur 
Ausübung  des  Hufbpschlags,  —  zum  Betriebe  des  Schweiueschneiderge- 
werbes,  —  und   zur  Herstellung  von  Feuerungsanlagen. 

5)  Die  Herstellung  und  der  Betrieb  gewerblicher  Anlagen,  welche  die 
Sicherheit  der  Nachbarschaft  oder  die  Gesundheit  des  Publikums  gefährden, 
darf  nur  erfolgen,  wenn  die  zuständige  Polizeibehörde  dies  für  statthaft 
erklärt  oder  die  Bedingungen  festgestellt  hat,  unter  denen  dies  ohne 
gemeine  Gefahr  geschehen  kann. 

6)  Zur  Aufstellung  und  zum  offenen  Anschlag  von  Selbsttaxen  können  Bäcker, 
Fleischer,  Lohndiener,  Dienstleute,  Fuhrleute  u.  s.  .w.  angehalten,  den 
Heogsthaltern,  Schornsteinfegern,  Abdeckern,  Häklem  and  Kommissionären 
können  Polizeitäxen  ertheilt  werden. 
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7)  Dift  ortspoliseiliche  Erlitubnis«  Ist  erforderlich  xn  Schaufitel* 
langen  9  svm  HusifaniAchen  nnd  xur  *  Errichtung  von  Turn -,  Bade  -  und 
SchwimmanstaUm,  kurioser  W^ise  aurh  sum  HaUen  von  Kegelhahnen 
Seitens  der  Gast  -  und  Schenkwirthe,  und  xum  '  Halten  von  Schlafatelleo. 

8)  Pen  Au 8 lindern  ist  der  Gewerbebetrieh  wie  den  Inländern,  mit  Er- 
lauhniss  der  Stnatsbehörde  gestaltet. 

9)  Alle  Verbietungs-,  Zwangs-  und  Bannrechte  hSpen  vom  1. 
Januar  1865  an  auf, 

10)  Die  Realrechte  bestehen  fort.  Den  GemeinbacbhSnsern  ist  die  Real- 
gerecktigkeit  beigelegt.  Nur  für  Gasthöfe  können  ferner  Realkonzessionen 
ertheilt'  werden. 

11)  Die  Ausübung  einrs  jeden  freien  Gewerbes  kann  an  yerschiedenen 
Orten  und  in  verschiedenen  Werkstatten  und  uneingeschrinkt  mit  Hülfe 
anderer  Personen  erfolgen. 

12)  Der  Wander-  und  Her-bergszwang  ist  aufgehoben. 

13)  Die  Gewerbegehülfen   bedürfen  der  Arbeitsbücher. 

14)  Arbeiterkoalitionen    sind  verboten. 

15)  Die  Fabrikordnnngen  für  Gewerbsnnternehmer  mit  mehr  als  20 
Gehülfen  unterliegen  der  staatlichen   Genehmigung  und   Ueberw eisung. 

16)  Die  Annahme  von  Lehrlingen  beruht   auf  freiem  Vertrage. 

17)  Die  Vereinigungen  sind  entweder  freie  Genossenschaften,  die  nur  dem 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  unterliegen,  oder  freie  Innun^fen,  Gilden 
n.  s.  w.  zu  den  bekannten  Zwecken.  Die  letzteren,  deren  Glieder  durch 
den  „Meistertitel''  bevorzugt  sind,  und  die  Arbeiterunterstütz- 
nngskassen  unterliegen  der  staatlichen  Aufsicht. 

Drei  connexe  Gesetze,  ebenfalls  vom  3.  August  1864,  enthalten  Be- 
stimmungen über  die  Entsrhsdißung  für  aufgehobene  Verbiet ungsrechte,  über 
den  Anfenihall  im  Herzogt hnm  und  den  Erwerb  des  Wohnrechts  durch  dauern- 
den Aufenthalt  und  über    die   Eheschliessungen. 

Das  neue  Gewerbegesetz  enthält  im  Wesentlichen  dieselben  Bcstinunungen, 
wie  die  neue  Gewerbe -Ordnung  für  das  Königreich  Sachsen,  welche  es  auch 
darin  sum  Muster  genommen  hat,  dass  es  den  innungen  gestattet,  ein  Schein- 
leben fortzusetzen  und  durch  den  leeren  Meistertitel  zum  Beitritt  anzulocken, 
dagegen  den  freien  gewerblichen  Genossenschaften;  den  Innungen  der  Zukunft 
die  Rechte  eines  Rechtssubjekts  vorenthält.  Derselbe  Geist,  welcher  das  Ge- 
nossenschaftswesen atif  diese  W^eise  beengt,  macht  eine  Reihe  von  Gewerben 
ven  einer  Konzession  abhängig,  die  ohne  jede  Gefahr  freigegeben  werden  konn- 
ten, aiehert  den  Fortbestand  der  schädlichen  Polizeitaxen,  beschränkt  die 
gewerbliche  Freizügigkeit  der  Ausländer,  ja  sogar  der  Inländer,  weil  der  dau- 
ernde Aufenthalt  an  einem  Orte  denen  versagt  werden  kann,  die  sich  nicht 
über  ihr  Ortsheimathsrecht  ausweisen  und  keine  genügende  Kaution  xu  stellen 
vermögen.  Die  Arbeitskraft  an  sich  hat  die  Ebenbürtigktit  mithin  in  Braun- 
achweig  noch  nicht  vollständig  erlangt«  Auch  die  Realrechte  sind  zum  Nach- 
theil für  die  gewerbliche  Freiheit  konservirt  und  das  Recht  der  Eheschlies- 
•ung  ist  insofern  beeintrarhtigt,  als  sich  Mannspersonen  in  der  Regrl  nicht  vor 
Tollendetem  25.  Lebensjahre  verheirathen  uiid  vorher  auch  nicht  gewerblich 
aetbatstandig  niederlassea  dürfen. 

Sind  nun  auch    alle  Beschränkungen  der  gewerblichen  Freiheit  zu  be- 
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klagen,  bo  tleht  doch  so  yiel  fest,  das«  das  netia  brauTiscfiveigischa  Cr«werba- 
gesels,  wekhes  mit  1.  Januar  f865  in  Wirlcs^miteit  tritt,  als  efB  grosser 
ForlschrHt  aaf  der  Bahn  der  gewerblichen  Freiheit  deshalb  xa  begrüssen  ist, 
weil  es  das  alte  Ziinftrerbt  mit  seinen  Meister-  und  Gesfllenprfifungen,  mit 
leinen  Monopolen  und  Prohibitionen,  mit  seinem  ganzen  Zwangsapparate  bis 
anf  eix^en  Schatten  beseitigt  nnd  den  Braunsthweigern  es  könftig  fast  mög- 
lich macht,  ihr  Brod  xn  verdienen,  wie  und  wo  sie  wollen.  Dasselbe  ist  je- 
denfalls weit  freisinniger,  als  das  preussisrhe  Geseti,  welches  die  Meister - 
und  Gesellenprfifunfren  und  deren  Konsequenz,  die  Arbeitsabgrenzungen  für 
den  Kleingewerbebetrieb  starr  aufrecht  erhalt,  und  liberaler  als  die  neue 
österreichische  Gewerbeordnung,  die  Zwangsgenossensrhaften  in*s  .Leben  ge- 
rufen hat,  eine  Institution,  die  weiter  nichts  als  ein  Hemmschuh  für  das 
gewerbliche  Leben  ist,  ebenso  freisinnig,  wie  die  neuen  Gewerbegesetze  Yon 
Nassau,  Sachsen,  Oldenburg,  Weimar,  Meiningen,  Altenburg,  Kobnrg  und 
Waldeck ,  dagegen  minder  freisinnig  als  die*  Verfassungen  von  Württemberg, 
Baden,  Gotha  und  Bremen. 


IL 

Ba«  dewerbesteuerg^esetsE  für  das  HeraEon^thum  Braunscbwelip 

vom  3«  Au^^ust  1864. 

An  demselben  Tage,  an  dem  das  Hertogthnm  Brannschweig  ein  freisinnigea 
Gewerbpffesetz  bekommen  hat,  am  3.  August  1864,  ist  dort  au(h  ein  neues 
Gewerbesteucrgrsetz  publicirt  worden,  welches  mit  1.  Januar  1865  in  Kraft 
tritt.     Der  Krrn  desselben  ist  folgender: 

1)  Der  Gewerbesteuer  sind  Inländer  und  Ausländer,  sowohl  Einzelne  als 
Körpersrhaflen  und  Gesellschaften,  welche  eine  gewerbsmässige  Bcschlf- 
tigung  im  Herzogthum  betreiben,  unterworffn. 

2)  Als  solche  wird  nicht  angesehen :  die  Landwirihschaft,  in  allen  ihren  ver- 
•chlfdenen  Zweigen,  die  s.  g.  gelehrten  Gewerbe,  Künste,  sofern  dieselben 
nicht  gewerbsmässig  betrieben  werden,  das  Taxatorengewerbe,  der  Gesinde- 
dienst und  die  gewöhnliche  Lohnarbeit. 

3)  Befreit  sind:  die  für'Rechnung  des  Staats,  der  Hofhaltung,  Clfentlicher 
Armen-  und  Wohllhfiligkeitsanstallen  und  zu  Kommunalzwfcken  betriebenen 
Gewerbe,  Lotterie- Unternehmungen,  das  Webergew^rbe  beim  Betriebe  auf 
nicht  mehr  als  2  Stuhlen,  Arbeilerinnen  (Näherinnen,  Wäscherinnen  u.  s.  w.), 
sofern  sie  keine  Gehilfen  und  keinen  offenen  Laden  hallen,  Gemeinde- 
bäcker,  die  Weissbrot  fiberhaupt  nicht  und  Roggenbrot  nicht  nach  auf- 
wärts verkaufen. 

4)  Die  Steuer  wird  auf  die  Dauer  des  Gewerhebetriebff  in  18  Klassen   ar-  / 
hoben  und  beträgt  jährlich  in  der  L:  200,  IL:  130,  III.:  100,  IV.:  72, 
V.:  50,    VL:  32,    VIL:  20,   VIIL:  15,    IX.:  12,  X.:  10,  XL:  8, 
XIL:   6,    XIII.:   6,    XIV.:   4,    XV.:   3,    XVI.:  2,    XVIL:   1*    ™' 

XVIII.:  1  Thlr. 

Der  Tarif  bestimmt  speziell,  in  welcher  Steuerklasse  die  einzelnen  Ga- 
werbc,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  von  einer  Person  allein  oder  von 
mehreren  Genossen  betrieben  wird,  entweder 
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•ha«  Rflcksklit  •itr 

mit  Rücksichi  auf  die  GrSfse  der  Orttchafben,   in  denen  aie  betrieben 
«erden  9  n  veranlagen  sind  and  nntereclieidet  an  letzterem  Zwecke 
Orteebaften  filier  12000  Einwohner, 

2000  bis  12000  Einwohner  nnd 
nnter    2000  Einwohnern. 
Bei   der  Einreihnng  der  einzelnen    Gattungen  von  Gewerbetreibenden  in 
die  Steverklasaen  gtiten  als  äussere  MerlimaleS 

I.  die  Anzahl  der  in  den  letzten  12  Monaten  gehaltenen  Gehilfen  beider- 
lei Geschlechts  fiber   17  J.ahr,   ohne  Unterschied   ob   sie  znr  Familie 
gehören  oder  nicht; 
IL  die  Anzahl  der  Pferde,  MaiillhUre  und  Esel; 
IIL  die  Anzahl  der  Webealfihle; 

IV.  die  Zahl  der  Buchdrucker-,  lithographischen  oder  Knpferdmckerpressen; 
V.  die  Froduktionsstenern ,   welche   dieselben   in   den   letzten   12  Monaten 
entrichteten ; 

VI.  die  Anzahl  der  Mahlgfinge. 

Endlich  folgen  diejenigen  Gewerbe, 

VII.  denen  ea  an  äusseren  Merkmalen  fehlt. 

Unter  Abtheilnng  II:  sind  die  Verleiher  von  Pferden  n.  s.  w.,  Lohn-  u.  s.  w. 

kutscher,  Hengsthalter,  Frachtfahrer,  Fruchtreiber; 
111:  die  Weber  (die  8  und  weniger  Stahle  haben); 
'iV:  die   Buchdrucker,  Lithographen,   Noten-    nnd  Knpfer- 
drucker ; 
V:  die     Rübenzucker-    und    Spiritasfabrikanten    sowie    die 

Branntweinbrenner  and  Bierbrauer; 
Vh  die  Maller; 

VII:  die  Gewerbsanstalten,  Kanflente  aller  Art,  HOtten-, 
Hammer-,  Walzwerbe,  Fabrikanten,  Agenten,  Gast- 
wirthe ,  Schauspielantemehmer ,  Badeanstaltsbesitzer, 
Fabreuhalter,  JLohnbediente ,  Makler,  Hsasirer,  Kom- 
missionäre, Gaukler  n.  s.  w. ,  und  zwar  alle  diese 
Gewerbetreibenden  ohne  Röcksicht  auf  den  W^ohnort, 
weil  sie  mit  ihrem  Gewerbe  oder  mit  dem  Absatz  ihrer 
Erzeugnisee  nicht  an  den  Ort  gebunden  sind; 
I:  dagegen  alle  ifbrigen  Gewerbetreibenden,  die  eigentlichen 
Handwerke ,  mit  und  ohne  ROcksicht  auf  den  Wohn- 
ort, tariiirt. 

5)  Die  Steuer  wird  lediglich  nach  dem  Umfange  des  Gewerbes,  ohne  Rfick- 
sieht  auf  die  Zahl  der  an  einem  Orte  rorhandenen  Verkaufs-  and  Arbeits- 
plätze entrichtet.  Sie  mmss  für  Nebengeschäfte  (Kommanditen)  ebenfalls 
entrichtel  werden,  sofern  letztere  nicht  etwa  blos  dem  Hauptgeschäfte 
Waaren  liefern  ond  dieaes  deren  Verkauf  bewerkstelligt.  Die  Ver- 
anlagung erfolgt  durchweg  nach  dem  Umfange  in  den 
letzt  an  12  Monaten,  bei  der  ersten  Versniagung  nach  den  eigenen 
Angaben  des  Gewerbetreibenden.  Wer  das  Gewerbe  in  geringerem  Um- 
fange als  früher  betreiben  will,  hat  dies  der  Gemeindebehörde  ansazeigen. 

6)  Während  des  Kalenderjahres  ist  die  Steuer  unveränderlich. 
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7)  In  einxelnen  FAllen  kann  das  Steuer  -  KoUeginm  Steaerpfliclitige  wegen 
Bedürftigkeit,  oder  wegen  Hangele  an  Verdienst,  auf  Antrag  der  Gemeinde- 
behörde, um  eine  oder  zwei  Klassen  niedriger,  als  nacä  den  Yorsrhriften 
des  Tarifs,  veranlagen,  oder,  wenn  der  Steuerpflichtige  nach  dem  Tarif 
in  der  Klasse  XI  oder  XII  zn  besteuern  ist,  die  Steuer  auf  die  Hälfte 
des  Satzes  äer  Klasse  XII  herabsetzen  oder  ganz  erlassen. 

Wer  mehrere  Gewerbe  betreibt,  erlegt  für  jedes  den  tarifmüasigen 
Steuersatz;  wer  verschiedene  in  Abtheilung  I  und  II  tarifirte  Gewerbe 
betreibt,  den  höchsten  Steuersatz.  Handwerker,  Abtheiking  I,  welche 
mit  ihren  Werkwaaren  handeln,  werden  hierfür  nicht  besonders  besteuert. 
Auch  daf^r  wird  keine  besondere  Steuer '  entrichtet ,  wenn  ein  Nebenr 
gewerbe  nur  dazu  dient»  das  Hauptgewerba  schwunghafter  zu  betreiben. 
Wird  das  Nebengewerbe  theilweise  selbstständtg  betrieben,  so  wird  das- 
selbe Terhaltnissmissig  besonders  besteuert.  Wer  mehrere  verschieden- 
lartige  Gewerbe  ohne  fremde  Hülfe  betreibt,  zahlt  nur  von  einem  und 
zwar  von  dem  am  höchsten  zu  besteuernden  die  Steuer. 

8)  Die  Veranlagung  geschieht  in  folgender  Weise:  die  Gemeindebehörden 
beschreiben  im  Monat  October  die  den  Abthrilungen  I — VI  angehörenden 
Gewerbetreibenden  für  das  nichste  Jahr;  die  Gewerbetreibenden  in 
der  VII.  Abtheiiung  werden  durch  Ortskommissionen  eingeschitzt,  die  in 
den  Stfidlen  aus  9,  7  resp.  5  Mitgliedern  bestehen,  von  denen  eins  der 
Magistrat,  die  übrige  Hälfte  von  und  aus  den  Stadtverordneten  gewählt 
wird.  Diese  und  der  Hagistratsdeputirte  wählen  die  übrigen  Hilglieder. 
In  den  Flecken  und  auf  dem  platten  Lande  bewirkt  der  Amtsrath  die 
Einschätzung,  welcher  sich  geeignete  Sachverständige  beiordnen  kann. 

Das  Resultst  der  Veranlagung  ist  den  Pflichtigen  Innerhalb  14  Tagen 
mitzutheilen.  Denselben  steht  hiergegen  binnen  14  Tagen  zu  verfolgender 
Rekurs  an  die  Revisionsbehörde  zu. 

9)  Zur  Prüfnng  und  Feststellung  der  ermittelten  Steuerbeträge 
sowie  zur  Entscheidung  über  die  Reklsmation  der  der  VII.  Abtheilung 
angehörenden  Gewerbetreibenden  besteht  eine  Revisionsbehörde,  welche 
aus  einem  Staatsbeamten  als  Vorsitzenden  und  10  vom  Staatsministerium 
aus  den  Gewerbetreibenden  der  yerschiedenen  Landestheile  für  jedes  Jahr 
zu  berufenden  Mitgliedern  besteht,  deren  Namen  veröffentlicht  werden. 

10)  Die  Gewerbesteuer  -  Haupt  -  sowie  die  in  den  Monaten  April  und  October 
aufzustellenden  Nachtragsrollen  werten  den  Gemeindebehörden  zur  Er- 
hebung der  Steuer  4  Wochen  vor  dem  Fälligkeilstermine  derselben  zu- 
gefertigt. 

Innerhalb  der  nächsten  14  Tage  setzt  die  Gemeindebehörde  die  einzelnen 
Gewerbetreibenden  von  dem  veranlagten  Steuerbetrage  in  Kenntniss« 
Die  Gewerbesteuer  wird  vierteljährlich  postnumerando  entrichtet. 

li)  Innerhalb  4  Wochen  nach  Zustellung  der  Oewerbesteuerzettel  können 
Reklamationen  beim  SteucrkoIIegium  und  Rekurse  gegen  die  Veranlagung 
in  den  Abtheilungen  I  —  VI  beim  Staatsministerium  angebracht  werden. 

12)  Die  Gewerbetreibenden  sind  verpflichtet,  der  Gemeindebehörde  und  dem 
Stenerkollegium  über  alle  bei  der  Gewerbesteuenreranlagung  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  genaue  Deklarationen,  auf  Erfordern  auch  weitere 
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SrMatennigtii  lo  geben  und  lur  Anakunftertheiluug  vor  4e&  Gemeinde« 
behdrden  und  den  Einschitaungakommisetonen  su  erscheinen. 
13)  Die  Unteranchiing  und  Bestrafung  der  durch  das  Gewerbeateuergesetz  mit 
Strufen  bedrohten  Handlungen  oder  Unterlaaaungrn  erfolgt,  sofern  ca  aich 
nicht  um  blosse  Ordnungsstrafen  handelt,  durch  daa  Gericht. 
Bei  inaarbettung  dea  Geaetsra  vom  3.  Auguat  1864  ist  man,  wie  in 
anderen  Staaten,  in  denen  man  die  Induatrte  und  den  Handel  beateuert,  be- 
müht gewesen,  eine  Baaia  zu  gewinnen,  um  einen  TerhSItnisamiasig  gleichen 
Theil  des  reinen  ArbeitsTfrdienstes  zu  treffen,  eine  Abgeht,  die  sich  deshalb 
nicht  leicht  verwirklichen  lässt,  weil  es  schwer  ist.  Regeln  aufzustellen,  welche 
diesen  ^weck  jeder  Besteuerung  erreichen  lassen  und  die  unglfiche  Belastung 
und  Verkfimmerung  der  Industrie  verhüten.  Alle  Methoden,  den  Reinertrag 
aus  den  Handel  und  den  Gewerben  gerecht  zu  besteuern,  laufen  darauf  hinaus, 
Klassen  aufzustellen  und  jeder  Klasse  entweder  ein  bestimmtes  Steuerkapital 
oder  eine. feste  Beitragaquote  zuzutheilen  und  nun  die  einzelnen  Gewerbe,  mit 
Benntsnng  wahrnehmbarer  Merkmale,  in  die  betreffenden  Klassen  einzureihen. 
Nach  erstgedacbtem  Verfahren  erfolgt  die  Aufbringung  der  Gewerbesteuer  in 
Baden.  Das  Gewerbeatenerkapital  besteht  dort  aus  zwei  Thellen,  dem  Steuern- 
kapital  vom  persönlichen  Verdienste  (Personalkapital)  und  dem  BetrIebakapitaL 
Daa  Fersonal kapital  zerfällt  in  10  Klaasen  von  500  bir  zu  6000  Fl. 
Ein  besonderer  Tarif  bestimmt  jedem  Gewerbe  die  Klaase,  in  welche  es  ge- 
hört,  theils  ohne,  theils  mit  Rückeicht  auf  den  Ort,  wo  es  betrieben  wird« 
in  die  niedrigste  Klasse  kommen,  ausser  den  angeaessenen  Tagelöhnern,  Hir- 
ten u.  a.  w.  nur  die  Landwirthe,  welche  Grundsteuern  entrichten.  Bei  den 
fibrigen  Gewerben  unterscheidet  der  Tarif:  Dörfer,  Städte  unter  3000,  über 
3000  und  unter  6000  Seelen.  Wer  mit  Gehilfen  arbeitet,  erhalt  einen  ver- 
hältnisamassigen  Zuschlag.  Den  Landwirthen  werden  die  Gehilfen  nicht  ge- 
rechnet. Das  Betriebskapital  umfasst  den  Werth  der  ständigen  Gewerbseln- 
ricfatnngen,  der  Natur-  und  Kunstprodukte,  welche  sich  durchschnittlich  in  den 
Magazinen,  Speichern  und  Kellern  vorfinden,  endlich  den  Werih  gewerblicher 
Berechtigungen,  aber  nicht  das  sonstige  Vermögen.  Betriebskapitalien  unter 
400  Fl.  bleiben  ausser  Ansatz,  ebenso  die  der  Landwirthe.  Die  übrigen  Ge- 
werbetreibenden werden  in  15  Klassen  getheilt,  von  über  400  FI.  in  der  1. 
und  von  über  22000  Fl.  in  der  15.  Klasse.  Jeder  Pflichtige  hat  die  Klasse, 
,  in  welche  er  gehört,  selbst  anzugeben;  seine  Angaben  werden  von  der  für 
jeden  Ort  niedergeaetzten  Gewerbeateuerdeputation  gepräfl  und  nöthigenfalla 
berichtigt. 

Das  badische  Geaetz  hat  aich  Braunschweig  nicht  zum  Huster  genommen, 
wohl  aber  das  französische  Fatentgeaets,  welchea  die  Beateuerung 
der  Gewerbe  durch  fizirte  Abgaben  bezweckt  und  zu  dem  Ende  aämmtliche 
Gewerbe  in  7  Klasaen  tbeilf ,  welche  nach  der  relativen  Bedentung  jedea  Ge- 
werbea  steigen  und  wovon  jede  wieder  7  Abstufungen  nach  der  Seclenzabl  der 
Orte  enthalt.  Die  Patentsleuer  ist  somit  eine  s.  g.  QuolilStssteuer,  deren  Er- 
trag aich  nach  der  Zahl  und  Ausdehnung  der  Gewerbe  erfrlebt..  Im  Jahre  1860 
gewährte  die  Gewerbesteuer  eine  Einnahme  von  75,200,568  Fr.,  17  Froc.  aller 
direkten  Steuern,  von  denen  die  äbrigen  Gattungen  Repartitionaateuern  bilden. 
Das  franaöafscfao  Geaetz  iat  insofern  mangelhaft,  als  es  die  grosse  Verschieden- 
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h«lt  «nUr  des  Gtwerb^ii  gleicher  Art  nicht  beachtel,  ehensoventg  wie  das 
badische.  Um  dieses  Missverhaltniis  tu  l^eieitigeA,  beräcbeichtigt  das  braun- 
sehweigische  Gcseta,  wie  das  wfirttenbergische,  schon  den  Umlang  der  persftn- 
lichen  und  mechanischen  Hilfsmittel  in  der  Kaseeneintfaeilvng,  so  daas  i.  B.  ein 
Handwerker,  der  ohne  Gehilfen  arbeitet ,  weniger  Steuern  aahit  als  derjenige, 
der  1  bis  2  Gehilfen  h&lt.  Die  Zahl  der  Steuerklassen  ist  fibcrdies  in  Braun- 
sehweig  mehr  abgestuft  als  in  Frankreich  und  gestattet  somit  auch  in  dieser 
Beziehung  einen  grösseren  Spielraum  für  persönliche  YerschiedenheiteD  tsnd 
mithin  eine  gerechtere  Besteuerung.  Ueberdies  ist,  wie  in  anderen  Gewerbe- 
steuergesetzen,  auf  die  örtliche  Verschiedenheit  bei  denjenigen  Gewerben  Rftck- 
sieht  genommen,  welche  dazu  bestimmt  sind,  lokale  Bedürfnisse  zu  befriedigen. 
Dabei  ist  die  Seelenzahl  der  Orte,  wie  in  Preussen  und  im  Grossherzogthum 
Hessen,  berücksichtigt.  Der  gsnse  Tarif  ist  übrigens  übersichtlich  aufgestellt, 
80  dass  es  nicht  schwer  wird,  das  Gesetz  mit  lÜeichtigkeit  auszuführen;  jeden- 
falls hat  dasselbe  den  grossen  Vorzug,  dass  es  bei  der  Handhabung  Rechta- 
ungleichheiten  und  Bedruckungen  der  ärmeren  Gewerbetreibenden  fast  unmöglich 
macht,  einen  Vorzug,  den  man  dem  Gewerbesteuerffeselz  in  Preussen  a.  B* 
nicht  nachrühmen  kann.  Die  Gewerbesteuer  bestellt  hier  wie  in  Frankreich 
und  Oesterreich  neben  einer  Personalsteuer ,  aber  nicht  in  dem  Umfange,  wie 
in  diesen  beiden  und  manchen  anderen  Staaten.  Steuerfrei  sind  nämlich  u.  A« 
Handwerker,  die  nur  um  Lohn  oder  auf  Bestellung  arbeiten,  kein  oifenea 
Lager  halten  und  mit  nicht  mehr  als  1  Gehilfen  und  i  LehrÖnge  arbeiten, 
Weber  und  Wirker,  die  auf  nicht  mehr  ala  4  Stuhlen  arbeiten,  Fuhrleute  und 
Pferdeverleiher,  die  ihr  Gewerbe  nur  mit  einem  Pferde  betreiben,  das  Schiffer- 
gewerbe mit  Slromschiffen  und  Lichterfahrzeugen,  unter  und  bis  zu  3  Lasten 
Tragfähigkeit.  Gewerbesteuerpflichtig  sind  nur  der  Hendel,  die  Gast«  und 
Schenkwirthschaft,  das  Verfertigen  der  Waaren  auf  Kauf,  der  Handwerksbetrieb 
mit  mehreren  Gehilfen,  der  Betrieb  von  Mählenirerken ,  das  Gewerbe  der 
Schiffer,  der  Fracht-  und  Lohnfuhrleute,  der  Pferde?erleiber  und  derjenigen 
Gewerbe,  welche  im  Umherzielien  betrieben  werden.  Die  Ausmittelung  und 
Vertheilung  der  Gewerbesteuer  erfolgt  nach  Massgabe  der  Wohlhabenheit  und 
Gewerbsamkeit  in  geographischen  Abtheilungen.  Zur  I.  gehören  die  grdssten 
Stidte,  zur  II.  im  Allgemeinen  die  Städte  über  10000,  zur  IIL  die  übrigen 
Städte  fiber  1500  Einwohner,  zur  IV.  die  noch  kleineren  Stidte  und  das  platte 
Land.  Für  jedes  Gewerbe  ist  in  jeder  Abtheilung  ein  Mittelsatz  und  ein 
niedrigster  Satz  festgestellt.  Der  Miltelsats  mit  der  Zahl  der  Gewerbetreibenden 
muHiplizirt  giebt  die  aufzubringende  Stenersumme,  welches  die  Gesellschaften 
der  Kaufleute,  Gast*  u.  s.  w.  Wirthe,  Backer  und  Schlächter  unter  sich  Ter- 
theilen,  so  dass  die  grösseren  die  kleineren  Gewerbetreibenden  nach  bestimiliten 
Progressionen  fibertrsgen  sollen.  In  den  beiden  ersten  Abtheilungen  bringen 
die  Bicker  und  Schlächter  unter  sich  so  riel  Steuer  auf,  als  sich  durch  MdUi- 
plikatian  der  Seelenzahl  des  Orls  mit  10  Pfennigen  in  der  1.  und  mit  7^  Pf. 
in  der  2.  ergiebt.  Nach  der  Art  ihrer  Umlage  ist  diese  Steuer  eine  Repar- 
titionsstcuer ,  freilich  eine  solche,  welche  die  schroffsten  Gi^gensStze  sulissl. 
Vor  den  Thorcn  einer  Stadt  I.  oder  IL  Klasse  ist  die  ill.  oder  IV.  Abtheilnng 
zu  finden  und  so  kann  es  denn  kommen,  dass  ein  weit  umianglieheras  Gewerbe 
in  den  letzten  Klassen   weit  weniger  Steuern   entrichtet,   ala   ein  minder   be- 
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d*Bteii4cf  in  eintr  hOliereD  Klasse.  Ferner  kommt  ••  bioig  vor,  daee  Bicker 
nnil  Fleischer,  welclie  «neingr scfarinkt  steuerpiichtig  sind,  eine  Skener  bexahlen, 
welche  gegenüber  anderen  Gewerben  unTerhiltnissmlssIg  hoch  ist  Thatsacho 
ist  es  fiberdies,  dass  die  Gewerbedepntirten  bei  der  Veranlagang  nicht  egoistisch 
stt  Werke  gehen.  Das  braunsehweigische  Gesetz  hat  diese  und  andere  Klippen 
des  preussischen  Gesetzes  glücklich  zu  nmscbiffen  gewasst  Vermag  das  erstere 
anch  nicht,  das  Problem  yollständig  zu  Idsen,  eine  Besteaening  der  Gewerbe 
nach  Verhiltniss  des  reinen  Einkommens  aas  dem  Gewerbebetriebe  eintreten  in 
iMBtn^  weil  es  kein  Mittel  glebt,  dieses  ganz  genau  ohne  widrige  Belistignngen 
der  Gewerbetreibenden  festzustellen,  jedenfalls  leistet  et  das  Mögliche  und  kann 
für  andere  Staaten  mustergiltig  hingestellt  werden. 


IV. 


Litteratur. 


1. 

M^mofre  «or  la  valenr  des  principales  denrees  et  marchan- 
dises»  qui  se  vendafent  ou  se  eonsommaicnt  ea  la  ville 
d'Orl^an«  an  cours  des  XlVe  XV«  Xl^Ie  XWIIe  et  XTIlle 
slides  par  Jüantellier. 

(Im  fDoften  Bande  der   BUmoires  de  la  soci^U  arcb^ologique  de  l'Orl^anais.    Pa;. 

103—494.    Orleans,  18(>2  ) 

Der  Zweck  der  fotgpenden  Zeilen  ist  nicht,  eine  Kritik  der  oben  genannt 
ton  Schrift  von  M  ante  liier  zu  geben;  dazu  fehlt  dem  Refercnleu  wahrend 
seiner  Ueberüiedehing  von  Heidelberg  nach  Basel  die  Zeit.  Dennoch  will  Re> 
ferent  mit  dieser  Besprechung  nicht  länger  zögern,  da  dieselbe  bestimmt  ist, 
auf  ein  in  der  Stille  blühendes  Veilchen  aufmerksam  zn  marhen  und  dasselbe 
aus  der  Verborgenheit  einer  französitichcn  Zeitschrift  für  Loralgeschicbte,  wel- 
che wenig  Verbreitung  nach  Deutschland  finden  mag,  zu  reissen. 

Die  Naiionalöbonomen  haben  dieser  höchst  bedeutsamen  Arbeit,  welche 
ein  überaus  reiches,  wohlTerarbeitetes  Material  für  die  Gei>rhicbte  der  Geld- 
entwerthimg  durch  die  Entdeckung  Amerikas  bietet,  sicher  nur  aus  dem  Grunde 
der  Unbekanntschaft  wenig  Aufmerkaamkeit  geschenkt;  auch  Referent  lernte 
die  Schrift  erst  neuerdings  durch  den  Director  des  stalieliiichen  Bureaus  in 
Berlin  kennen  und  will  nicht  ▼ersaomen,  die  Haupiresullate  ganz  im  Kurzen, 
wie  sie  sich  in  den  letzten  Tabellen  der  Arbeit  finden,  milzulheilen.  Es  wird 
das  genügen,  um  alle  Naiionalökonomen,  mögen  sie  gesrhirht liehen  oder  prak- 
tischen Studien  sich  hingeben,  auf  die  Einzelheiten  der  Arbeit  gespannt  zu 
machen  und  eine  genauere  Bekanntschaft  mit  derselben  zu  suchen. 

Mantellier  hat  einen  reiihen  Schatz  von  Preisan^Hben  der  Gegend 
von  Orleans,  welche  er  in  den  Archifen  auffand,  meistcrhiift  geordnet  und 
?erarbeitet  edirt.  All«  Preisangaben  hat  er  mit  grosser  Muhe  in  jetzige  fran- 
idsische  Münze  übertragen  und  mit  den  heutigen  Preisen  ▼erglirhen.  Ob  diese 
Uebert ragungen  ganz  exact  sind,  kann  Referent  nicht  beurtheilen;  bis  zum 
erbrachten  Beweise  dta  Gegentheils  iat  es  anzunehmen.  Der  Vorzug  dieser 
Preisangaben  Yor  den  meisten  ahnlichen  Preistafeln  vergangener  Jahrhunderte 
kesteht  vor  Allem  in  Folgendem:  Sie  reichen  bis  in  sehr  frühe  Zel- 
ten hinauf  Das  thun  freilich  auch  manche  andere  Preisangaben,  welche 
für  die  Geschichte  der  Geldentwerthung  benutzt  worden  sind,  allein  dann  sind 
ea  fielfach  nur  einzelne  Notizen,   welche  die  Chronikenschreiber  als  Absonder- 
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liritcn,  besonders  hohe  oder  besonders  niedrige  Preise',  uns  überliefert  haben. 
Dass  dieses  mit  den  Ansahen  Ma  rite  liier 's  sich  anders  Terhall,  ergeben 
die  Quellen,  aus  denen  er  geschöpft  hat. 

1)  C«>mptes  de  recetles  et  d^prnses  de  la  Tille  d*Orleans  dits  comptei 
de  commune  et  comptes  de  forteresse  de  Tannde  1391  ä  Tano^e  1700^ 
(239  Register  im  Manuscript.) 

2)  Comptes  de  rerettes  et  d^penses  de  rHdtel-Diett  et  de  THöpital 
g^n<fral  d'Orl^ans  de  Tannde  1350  ä  Tannöe  1775.  (434  Register  in  Ma* 
iiiiscript.) 

3)  Comptes  de  receltes  et  däpenses  de  la  Corporation  des  marchanda 
frequeiitant  la  riviire  de  la  Loire  de  Tann^e  1494  ä  Taim^e  1672,  (15 
Register  im  Hanuscript.) 

Ausserdem  noch  mehrere  unbedeutende  Quellen. 

Es  sind  regelmässige  Marktpreise,  und  zwar  in  grosser  Anzahl,  z.  B.  für 
Erbsen,  wornbiT  wir  sontit  fast  nirgends  Preisangaben  haben,  giebt  er  für  die 
359  Jahre  yon  1340 — 1699  aus  nicht  venit>er  als  211  verschiedenen  Jahren 
die  Preise  an,  für  viele  Jahre  sogar  nit-hrere.  Dicss  ist  nur  ein  Reinpicl. 
Dem  abnlirh  yerhalt  es  »ich  mit  der  grös^ten  Zahl  der  anderen  175  Waaren- 
gattungen.  Es  ist  ein  Fund  für  die  Geschichte  der  Preise,  nie  er  ahnlich 
noch  nie  gemacht  worden  it(t,  und  wohl  anrh  eine  Treue  der  Mitlheilung  und 
VerarbeiUmg  ohne  Gleirhfn.  Dass  die  grösste  Menge  von  Preisangaben  fSr 
die  Geschichte  der  Geldentwerthung  nicht  brauchbar  ist,  hat  der  Ver«^ 
fasser  sehr  fein  gefühlt  und  darum  für  diesen  Zweck  nur  eine  bestimmte 
Menge  von  Waaren,  bei  drnen  durch  die  Jahrhunderte  hindurch  die  Qualit&t 
einigermaasen  dieselbe  bleibt ,  ausgewählt.  Sie  finden  sich  in  den  folgenden 
Tabellen.  Von  diesen  Waaren  hat  Mantel  lier  neben  dem  höchsten  un4 
dem  niedrigsten  Preise  den  Durchsrhnitt  aus  allen  vorhandenen  Zahlen  in  je 
25  Jahren  gezogen.  Nicht  genug  damit.  Um  die  Vergleichung  l«'irhter  z« 
machen,  hat  er  diese  25jährigen  Durchschnitte  mit  den  Preisen  dt-sjenigea 
Vierteljahrhunderts  verglichen,  aus  welchem  er  zuerst  eine  für  Durchschnitte 
genügende  Menge  von  Notiningen  fand.  Lrider  hat  diese  Vergl^ichung 
nicht  viel  Werth,  denn  bald  ist  dieses  erste  Vierteljahrhundert,  mit  deili 
die  Vergleichung  angestellt  wird,  das  zweite  des  14.  Jahrhunderts  (bei  Erb- 
sen), ba!d  erst  das  dritte  des  16.  (bei  Speck)  oder  irgend  ein  zwischen  die- 
sen beiden  liegendes.     Es  wird  also  mit  ungleichen  Grössen  gemessen. 

Zum  Glück  ibt  diese  Vergleit hung  höchstens  eine  unnutze  Arbeit  geweaei^ 
und  kein  Schaden  für  die  Leser,  denn  der  Verfasser  giebt  nicht  nur  diese 
Verhalt  nissz  ab  len,  sondern  ja  auch  die  Durchschnittspreise 
seibat,  so  dass  Jeder  die  Vergleichung  nach  eigenem  Gutdünken  machei|. 
kann.  Ebenso  scheint  uns  die  andere  ausgeführte  Vergleirhnng  entweder  mit 
dem  Durchschnitt  der  Jahre  1851 — 1860  oder,  wie  vielfach  geschieht,  auch 
nar  mit  dem  Jahre  1860  eine  nicht  glückliche.  Besser  wäre  die  Verglei- 
chung mit  einer  Periode  yor  den  californischen  und  australischen  Goldent- 
deckungen  gewesen,  da  diese  selbst  seit  10  Jahren  eine  Geldentwerthung  b«-« 
wirkt  zu  haben  scheinen.  (Vergleiche  die  Aufsätze  im  lil.  Bande  dieaer 
ZeUschrift.) 

Allein  trotz  dieses  Mangels  der  Vergleichung  tritt  aus  den  Tabellen, 
fon  denen  hier  die  allerconcentrirtesten    wiedergegebn   werden,   die  Preisateir 
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gernng:  aller  Waaren   aeil  der  Hitte  det  16.  Jahrhunderts  deutlich  dem  Leser 
entgeffen. 

Die  folgpnde  Tabelle  I  giebt  für  27  Waaren  an,  wie  fiel  Ton  jeder 
Waare  eine  bestimmte  Gewtcbtsmenge  Silbers  in  froheren  Zeilen  zu  kaufen  ver- 
mochte, wenn  sie  1860  oder  1850 — 1860  1  kaufen  konnte,  z.  B.  wenn  man 
1860  für  1  Centif^ramm  Silber  1  Kilogramm  Hafer  kaufen  konnte,  so  konnte 
man  1350—1375  kaufen  2J  Kilogramm, 

1375—1400       -       3,2         -  u.  s.  w., 

wie  das  Linie  5  der  Tabelle  zeigt.  Derart  ist  die  ganze  Tabelle  gemacht. 
Die  abnehmende  Kaufkraft  des  Silbers  namentlich  seit  1550  (Potosi  und  Gua- 
nazato)  ist  sehr  srhiagi'nd.  Am  trrffendslen  zeigt  sie  sich  in  der  untersten 
Zeile  der  Tabelle,  welche  Keferrni  hinzugefugt  hat.  Diesrlbe  ist  der  Durch- 
schnitt oder  das  aritlimelisrhe  Mittel  aus  allen  Angaben,  welche  in  einem  be- 
stimmten YiertclJHhrhundert  das  Silbrr  allen  anflregebenpn  Waaren 
gegenüber  an  Kaufkraft  befass,  z.  B.  ist  1325—1350  die  Kaufkraft  des  Silben 
ans  nur  5  Berechnungen,  1350  —  1375  aus  8  Berechnungen  n.  s.  w.  gemacht. 
Hier  ist  die  Abnahme  in  der  Kaufkraft  des  Silbers  allen  möglichen  Waaren 
gegenüber  von  1550 — 1700  sehr  auffallend.  Die  nach  1700  wieder  folgende 
Zunahme  der  allfremeinen  Kaufltraft  von  Silber  ist  nur  eine  scheinbare,  die 
durchschnittliche  Kaufkraft  ist  für  diese  Zeiträume  aus  zu  wenig 
Waaren,  besonders  aus  dem  damaU  sehr  billigen  Getreide  und  Fieitch  aller 
Art,  berechnet.  Das  Bild  der  Preisbewegung  oder  der  Kanfkraflsbewegung 
▼on  Silber  wurde  ein  viel  richtigeres  sein.  Wenn  für  jeden  Zeitraum  die  Be- 
rechnung mit  den  gleichen  Waaren  gemacht  wäre.  Referent  hat  die  Be- 
recfknunir  dennoch  zugefui;t,  weil  die  einzelnen  Waaren  nicht  so  eklatant 
die  Geldentwerthnng  seit  1550  wiederspiegeln  wie  der  Durchschnitt.  Besser 
tritt  die  Geldentwerthung  hervor  in  der  kleineren  folgenden  Tabelle  II,  welche 
Referent  aus  der  vorigen  Tabelle  der  25jjihrigen  Durchsrhnille  ffir  lOOjahrige 
Dnrchschniite  berechnet  hat.  Die  Abnahme  der  Kaufkraft  von  Silber  zeigt 
sich  nach  1550  bei  allen  Waaren,  ausser  Seide,  welche  Waare  aber  nicht 
mitrechnen  kann,  da  'hier  die  Angaben  aehr  ungenügend  sind  und  auch  die 
▼ergllchenen  QualitSlen  sehr  ungleich  sein  mögen.  Die  Kaufkraft  äe$ 
Silbers  hat  sowd'bl  im  Durchschnitt  aller  Waaren,  als  auch  bei  den  meisten 
einzelnen  Waaren  genau  auf  die  Hälfte  abgenommen.  Wo  sie  geringer  oder 
grösser  ist,  muss  neben  der  allgemeinen  Verbillig^ing  des  Silbers  eine  auffal- 
tende Aendening  in  den  Productionsbedingungen  der  Waaren  Statt  gefunden 
haben,  und  zwar  wenn  die  Abnahme  der  Kaufkraft  gegenOber  einer  Waare 
eine  gröaiere  als  die  durchschnittliche  ist,  so  haben  die  Produclionsbedlngungen 
sich  verschlechtert,  ist  die  Abnahme  aber  unter  dem  Durchschnitt,  so  haben 
sie  sich  verbessert. 

Doch  ffir  solche  Betrachtungen  ist  hier  leider  nicht  der  Ort;  es  wQrda 
gegen  das  durch  den  Raum  bedingte  Versprechen  des  Referenten  Terstossen, 
anr  auf  die  Schrift  Mantellier'a  aufmerksam  zu  machen  und  da- 
ran Hanptr«snltate  für  die  Geschichte  der  Geldentwerthnng 
in  Zahlen  wiederzugeben.  Nur  noch  einen  glücklichen  Gedanken  dea 
Verfassers,  der  sich  in  einer  der  Endtabellen  der  ganzen  Abhandlung  nieder- 
geschlagen hst,  muss  Referent  erwähnen.  Mante liier  liat  nicht  nur 
nach  dar  Kaufkraft  dea  Silbers  in  veraehiedenen  Zelten  gefragt,   aondern  auch 
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• 

=f 

III.  Jiibrh. 

lllX.  Jahrb. 

7*0|1725|I750|     1850 

No. 

Bezeichnung  der  Waaren. 

4 

- 

~ 

— 

- 

,  tS  1 750  1 77i 

i      1860 

1. 

Vertchiedenes  Getreide     .... 

=W 

2,5 

99 

2. 

Weilen 

1 

2,7 

99 

3. 

Halb  Weizen,  halb  Roggen  (m^teil) 

1 

5 

5« 

1,8 

99 

^L 

4. 

Rogffen 

99 

5. 

Hafer 

7 

2,5 

99 

6. 

Erbsen    

< 
1 

99 

99 

7. 

Hen 

99 
99 

99 
99 

8. 

Kühe 

». 

Hammel  ..••..•.. 

I' 

»9 

99 

10. 

Fleiech 

s 

6,4 

4,3- 

11. 

Fleisch  fär  das  Hospital .... 

S 

2,0 

2,3 

12. 

Speck      ......... 

99 

99 

13. 

Botter 

99 

99 

14. 

Eier 

k 

99 

99 

15. 

Salz 

99              99       1 

16. 

Wein  (mittleres  Gevichs)    .     •     . 

99 

99 

17. 

Wein  für  das  Hospital    .... 

) 

2,5 

99 

*              « 

18. 

Wein  (bestes  Gewächs)   .... 

99 

99 

1». 

Olivenöl 

99 

99 

20. 

Honig     ......... 

99 

99 

21. 

99 

99 

22. 

Weisses  Wachs 

9» 

99 

23. 

Talglichter  .     .     •     ,     •     ^     .     . 

1 

99 

99 

24. 

Verarbeitetes  Eisen  (fer  oaTrQ 

1 

99 

99 

25. 

99 

99 

26. 

Transport  nach  Orleans  .... 

99 

99 

27. 

1 — ::-. 

<9 

Kaofkraft  de«  Silben,  dem  Durchtchnilt  | 

al 

1er  Waaren  gegenüber:     .     .     .     .  | 

1 

2,9 

3,5 

1 

Anmerkimg.  Sehr  deutlich  spiegelt^''  ^»^^«r,  namlich  einmal 
in  zweiten  Viertel  des  15.  Jahrhunderte  die  !;;"*^f  J'-^i"  j^rii^"  Fällen 
eine  enorme  Steigerung  fa^t  aller  Preise,  vor^*"»  (1435-^1450  nur  1,6, 
1450—1475  schon  wieder  3,6).  Bei  der  PcrF«»^«'**^«"««»«  durch  den 
Krieg  hergeht.    Ohne  den  Krieg  halte  die  H 
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berechnet,  ia  welchem  WerlhverhSltniss  so  ileneelben  Zrilen  der  Roggen  den 
anderen  Waarcn  gegennbtT  eteht,  wenn  wir  dieaen  als  den  weniger  Terander- 
lichen  HaasaUb  betrachten.  Die  Reaullate  finden  aich  in  der  dritten  kleinen 
Tabelle.  Die  Kaufkraft  dea  Roggena  schwankt  in  den  25jfihrigen  Dnrcharhnit- 
ten  mit  ganx  geringen  Auenahmen  eehr  ?iel  weniger  ala  die  des  Silbera,  na- 
menUich  leigt  die  rem  Referenten  berechnete  Kaufkraft  tum  Dnrchachnilt  aller 
Waaren  aehr  geringe  Schwankungen.  Die  einzigen  bedeutenden  AbwHchungen 
finden  in  den  50  Jahren  der  grosaen  Rcligiontkriega  in  der  2.  Hälfte  des 
iß*  Jahrhunderte  «tatt.  Die  Kaufkraft  dea  Roggena  geht  uemlich  den  umge- 
kehrten Weg  ala  die  dea  Silbi-ra. 

Dieae  ganse  Vergleichung  iat,  wenn  ea  noch  einea  Zengniaaea  bedfirfle, 
ein  drutlicher  Beweis  dafür,  da«a  die  reichen  amerikaniachen  Silberachatae  faat 
auaachlieaalich  die  coloaaale  Preiarevolution  dra  XVI.  Jahrhunderte  her?orge-> 
rufen  haben.  Wie  weit  andere  Umatfinde  bei  den  einzelnen  Waaren  mitge- 
wirkt haben 9  müaate  sich  beaondera  dann  ergeben,  wenn  nicht  nur  die  Kauf- 
kraft des  Roggena  gegen  alle  anderen  Waaren,  sondern  die  jeder  ein- 
telnen  Waare  gegen  alle  anderen  Waaren  bem^aaen  würde.  Die  Berech- 
nung wäre  lohnend. 

Daa  reiche  Material,  welches  der  Verfasaer  giebt,  bietet  Stoff  au  man- 
cher interessanten  Arbrit  für  Geschichtsforscher  und  Nationalökonomen.  Mögen 
die  trefflichen  Zahlenreihen  bald  ausgebeutet  werden!  E«  Laapeyrea. 


II. 

nie   n»tion»IöfconoiaB Ische    Utteratiir    In    der  peiiodischen 

Presse. 


a.    B  D  g  1  a  1  4. 

Wir  setzen  zunächst  die  Besprechung  dea  „Geldmarktea^^  fort  und 
handeln  namentlich  ausfuhrlich  über  die  Peelaacte,  daran  achliessen  wir 
einen  Rückblick  auf  die  Weizenpreise,  den  Diacontsatz  der  Bank 
▼  on  England  und  mt-hrerer  anderer  Banken,  die  B  au mwollonp  reise, 
den  Baumwollenconanm  in  England  und  die  Baumwollencinfubr 
ana  Aegypten.  Zum  Hintergrund  des  Tolkswirthschaftlirhen  Bildes  dient 
„das  Elend  der  Irmeren   arbeitenden   Classen  von  England.*^ 

i)The  money   market.      An  eatimateofFeePa    Act.    Economiat 
October  22,  1864. 
Dieser  Artikel  ist  eine    Fortsetzung  der  früher  besprochenen  Aufsatze  (s. 
diese  Jahrbücher  1864  II.  S.  390  ff  ).     Der  Verfssser  desselben  glaubt  behaup- 
ten SU  dürfen,  dass  zehnmal  mehr  Personen  in  England   zu  Gunsten  des  beste- 
henden Zustandes  der  Dinge  sind,  ala  zu  Gunsten  einer  durchgreifenden  Verände- 
rung. Bekannt  ist«  dass  die  derzeitigen  Bankdirectoren  für  die  gesetzliche  Schranke 
eingenommen    sind,   welche  jetzt   exislirt,    ebenso   neigt  das  gegenwärtige  Ge- 
schlecht Ton   englischen   Staataminnern,   welche   eine  Meinung  über  die  Sache 
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hAtn  —  SJr  C«  Wood,  GUditone,  Cardwell  —  xa  demselben  Urlheil 
hin. 

Wie  man  »n  England  die  Currency  -  Frage  ansieht^  dafür  fuhrt  der  Eco- 
nomiat  d«a  Dirtum  einrs  ,,$i^foss*i^  praclitchen  Slaatamannea/^  dem  er  aelbal 
heilriü,  an,  daas  nimlirh  die  Currency  -  Frage  die  einsige  Frage  in  England 
aei,  bei  welcher  ein  Minister  nicht  sicher  Yorausachen  bann,  ob  er  nnleratfitit 
oder  bekämpft  wird  durch  eine  itilelligmte  öffentliche  Meinung. 

Welcliea  sind  nun  die  realen  Entgegnungen,  welche  man  der  Feela- 
acte  macht? 

1)  Das  englische  Currency- System  besteht  aua  drei  Elrmenten:  aas 
Mfinse,  einfachem  Credit,  wir  Banknoten,  und  tusammengesetalem  Credit,  wie 
ahequea  of  baukera,  und  ihren  Aequivalenirn.  Ist  dieser  lelitrre  Credit  plötx-» 
lieh  arrstört,  so  müaaen  Banknoten  auagegeben  werden,  um  aeine  Stelle  tu 
Tertreten. 

Wenn  dieser  verfeinerte  Credit  (der  Cheqnecredit),  welcher  »uf  einer  api* 
teren  Stufe  merkantiler  Entwicklung  auftritt,  für  einen  Augenblick  xerstört 
oder  nur  Termindert  iat,  ao  wird  man  anriickgreifen  auf  dir  grobe  und  ele- 
mentare Form  der  Credit  -  Currency  *),  welche  die  commercielle  Ciuliaation 
itterat  anwendete. 

Eine  «weite  Phase  deraelben  gelegentlichen  Zeratomng  dea  gewöhnlichen 
Credila  ist  die,  daaa  die  Banken,  und  nicht  «Urin  die  Depositenbiinken,  aondern 
auch  die  Zettelbanken,  im  Augenblicke  der  Beängstigung  und  des  Drucks  von 
Natur  dazu  gel  rieben  werden,  Noten  der  Bank  von  England  für  ihren  eignen 
Schulz  anzuhäufen. 

Drittens  endlich  ereignet  es  sich,  dass  einige  Circnlationsbanken  ausser- 
halb des  melropolitsnen  Bezirks,  in  welchem  die  Bank  ?on  Engtand  das  Mono- 
pol hat,  zu  Fall  kt^mmen,  und  dass  dann  die  Noten  ?on  England  das  dadurch 
entstehende  Bvdurfniss  auszufüllen  haben,  als  gebieterische  Forderung  der  Noth- 
wendlgkrit. 

Jn  diesen  drei  Terachiedenen  Fällen,  bei  denen  andere  Formen  der  Cre- 
dit- Currency  filr  den  Augenblick  zerstört  sind,  muss  die  Note  der  Bank  Ton 
England,  die  nicht  beargwöhnte,  nicht  dlscreditirte  Creditform  (the  unsuspected| 
tbe  undiscredited  form)  ausgegeben  werden,  um  die  Stelle  der  zerstörten  auS" 
anfüllen.  Diese  natürliche  und  nohlthätige  StellTertretnng  aber  wird  nun  gerade 
fon    der  Prelsacte  verhindert  und    unmöglich  gemurbt. 

2)  Es  ist  gessgt  worden  und,  bemerkt  der  Eronomist,  mit  Recht  gesagt 
worden,  dass  bei  gewissen  Zuständen  dea  öffentlichen  Geistes  die  Rechnung a- 


*)  Das  Wort  Currency  hst  im  Eng:)tiichen  eine  doppelte  Bedeutung.  Activ  be- 
asgt  es  dss  Millel,  welches  den  Dnilsiff  der  GCkter  bewirtet,  passiv  ist  t^  dieser  Um- 
Isuf  iielbiil.  Das  deutsche  Wort  Urntaufsmittel,  wahrscheinlich  eme  Uebersetzung  von 
circulaling  medium,  Icomtnt  dem  Ausdruck  currency  dem  Sinne  naih  nahe,  möchte 
aber  wohl  nicht  volles  Börfrerrecht  in  Her  Sprache  der  deutschen  Wittsennchafl  er- 
hsllen  hnben.  Den  Franzosen  fehlt  gleichfalls  der  homogene  Augdruck  in  ihrer  Sprache. 
—  Das  Wort  Currency  kommt  in  der  volkti^irtliscbafi liehen  Lilleratur  Englands  un- 
gefähr seit  der  Nitle  des  vorigen  Jahrhuaderls  vor,  wo  einige  Sclirifisteller  anfangen, 
es  statt  des  Wortes  ,,Geld^*  zu  gebrauchen.  Adam  Smith  Sitgt  gewöhnlich  noch 
paper  money,  uo  neuere  Schrifleller  paper  currency  schreiben  würden.  Noch  spä- 
ter, am  Schluss  des  vorigen  Jshrhunderls,  kam  der  Ausdruck  circulaling  medium 
in  Gebrauch«    Die  beiden  Ausdrücke  currency  «ad  eirculaliog  medium  sind  synonym. 
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Vergleichung  i  früheren  Jahrhunderten  mit  der  Jetztzeit, 
XVIII.  Jahrhanf  jggQ  j^^g^  anderen  Waare  gegenüber  =  1 
die  Kaufkraft  ^^^^  ^^_ 


No. 


1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 
24. 

25. 
26. 
27. 


■Bihrhl    XVL  Jahrh.    |   XV'II    Jahrb.    [XiA.  Jahrb. 


Bexeichnuog_ 


Vera«hiedene«g=" 
W»ij«n     .     ., 
Halb  WentDjQ 


6 

4 

7 


RoKgeo     . 
Hafer  .     • 
Erbsvn 
Hea     .     . 
Käbe  .     • 
Hanunel    •     • 
Fletsch      .     « 
Fleisch  für  di 
Speck  .     . 
Butter       •     .n 
Eier     .     .     .„ 
Sali     .     •     .^ 
Wein  (mittleru 
Wein  für  das  ^ 
Wein  (bestes 
OliTenöI    .     .  ^ 

Honig  ...  2 
Zucker  .  .  ^ 
Wtisses  W^achiV 
Talglichter  .  ^ 
Verarbeitetes  h. 
Seide  .  .  .  . 
Transport  nact- 
Ge meiner  Ta^l 


Kaufkraft  des  Silbers 
schnitt  aller  Waare 


« 


1500 


1525 


1550 


1575 


1575  1600 


1600 


1625 


1650 


1675 


1675 


0,97 
1,27 
1.14 

0,72 

99 
99 
99 

1,12 

0,50 
1,00 
1,45 
0,93 
0,97 

0.60 
0,73 

0,51 
|l.55 


1,23  1,15 

1,17  1,15 

1.28  1,36 
0,93  1,18 
1,26  0,86 
2,71  4,16 

1,31  „ 

1.29  1,69 


0,69 
0,46 
1,29 


*» 


0,68 

1,39 
1,51 
1,88 
3,37 
0,23 
1,50 
0,94 
0,98 
0,64 
0,24 
2,47 


0,91 


5» 


1,12  11,19 
1,iy  1,04 


1,00 
0,91 


,1 


1,39 
1,59 
0,30 
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form,  welche  die  Pe«)«iide  Torsrhreibt ,  An(fe^i\f  veranlMBt  oder  die  Aengfet^ 
Kcllfceit  «hne  Nolhvi^ndigkeit  yermehrt.     Er  f&lirt  iiierffir  ein  Beitpiel  aue  der 
jüngsten   Grgfiiwart  an. 

Am  28.  September  irar  die  Noten ->  und  Metall* 

tallreserve  ------ 

am  5  Octobrr  war  sie  gefallen  aaf       .         -         -         • 
also  in  einer  Woche  eine  Verminderung   von 


7,531,098  L. 
6,294,595 


1,236,503 

Diese  RediirtioQ  verursachte  viele  Unruhe  in  der  City.  Wurde  nun  die 
Berechnung  für  diese  zwei  Wochen  nach  der  alten  Form  gemacht  worden  sein, 
so  wäre  das  Resultat  derselben  nahezu  gleich.  Sie  wäre  dann  wie  folgt  ge- 
wesen : 

Sept.   28. 


Liabililiea 

L. 

Asaeti 

L. 

Circucatation    (incl. 

Securtiea        -     - 

-      31,298,584 

Baiikpost   bills) 

20,751,741 

Hunze  und  Gold- 

Oeffentlirhe  Depositen 

7,083,958 

vorrath    -     -     - 

-     13,121,123 

Privat  -  Depositen 

12,588.902 
40,424,601 

44,419,707 

Oct. 

5. 

liabilitioa 

l. 

Aweti 

L. 

Circnlation    (ind. 

Seenrilie«     -     - 

-      31,530,895 

Banlipost  bills) 

21,915.817 

Hrinte  und  6o)d- 

Oeffentliche  Depositen 

6,877.591 

Torrath.  -     -     - 

-     12,998,210 

Privat  -  Depositen 

11,731.716 
40,525,154 

44,529,105 

In  beiden  Fällen  standen  die  gesammten  Verbindlichkeiten  (liabililiea)  vob 
ca.  40,500,000  L.  einer  Geaammtreserve  von  nahezu  13,000,000  L.  gegen- 
Aber.  Niemand  würde  in  dieser  Rechnung  einen  Grund  zur  Unruhe  gefunden 
haben.  Am  Schiusa  jedea  Quartals  gehen  ca.  1  Million  Noten  an  das  Pub- 
licum ans,  und  dasselbe  gesrhii-ht  bei  der  Bezahlung  der  Dividenden.  Zum 
groaaen  Theil  wird  dies  ausgf glichen  durch  einen  Abzug  der  Depositen.  Den- 
noch aber  beunruhigte  ea,  weil  narh  der  neuen  Rechnungsform  plötzlich  die 
Reaerve  um  den  sechsten    Theil  schmolz. 

3)  Einen  dritten  Vorwurf,  welchen  man  der  Peelsacte  macht,  ist  der, 
daaa  aie  häufigere  Fluctuationen  im  Geldwertbe  veranlasst,  als  unbedingt  noth- 
wendig  wäre,  indem  aie  daa  ganze  Diacontaystem  von  der  Baubreaerve  allein 
abhMigen  lasst. 

Wenn,  sagt  man,  die  Verbindlirhbeiten  der  Baak  ala  ein  Ganzes  angeae- 
hen  werden  und  ea  da  13  Millionen  Hetallvorratb  giebt,  ao  würde  eine  Re- 
duction  deaaelben  auf  11  Millionen  nicht  sehr  beträchtlich  aein;  aber  wenn 
2  Millionen  von  einer  Bankreserve  von  7  MilKonen  genommen  werden,  ao  wird 
die  Bank  beunruhigt,  die  Discontrate  ateigt  plötzlich 9  und  daa  Publicum  wird 
vielleicht  in  Schrecken    gesetzt« 

Diesem  Grunde  gegen  die  Peelsaete  widerspricht  der  Economist  anfa  Eni- 
Khiedenate.  Er  sagt  gewiss  mit  Recht,  dass  die  Beunruhigung  der  Bank- 
dircctaren   bei  einem  aolchen  Bankabfluaa  nur  nAtzlich  und  gerechtfertigt  tat, 
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inn  ein«  lolche  BMiinihifrvnf  ftnnlMst  «ie«  M  ZMlen  Kluelle  vni  wirk* 
fame  MtMregelii  la  org^reifen,  mn  «lern  Abiog  der  Metellreferve  nech  Aoeeea 
entgegenzuwirken.  Wie  weit  eich  ein  eolclier  Abfluce  eretreekt  und  welch« 
Dineneionen  er  annehmen  wird)  da«  könne  anch  der  geachickleate  Finanrier 
nicht  Torber  wiaaen.  Da  aber  die  Reaerre  der  Bank  von  England  indirect 
die  Reaerve  der  andern  Banken  iat,  ao  atutzt  aich  faai  daa  ganse  cngliach« 
Creditweaen  auf  diese  Reaerfe;  daher  kann  keine  Furaorge  für  aie  in  groaa 
aein.  Anderfraeit«  itt  es  aber  daa  Interraae  der  Bank  von  England  nicht  min- 
der als  daa  jeder  anderen  Bank,  eine  kleine  Reaerve  tu  halten.  Wenn 
aber  die  Reeerven  klein  aind,  ao  muaa  der  Werth  dea  Geldea  veränderlich 
aein.  —  Ala  Heilmittel  gegen  den  kleinen  Reaerveetand  hat  man  in  Vorachlag 
gebracht,  die  Bank  von  England  möge  von  der  Nation  unteratutzt  and  ao  da- 
hin gebracht  werden,  eine  grössere  Reserve  zu  halten,  als  ea  ihr  eigentlichea 
Bankiiiteresse  verlange.  Der  Economist  sieht  hierin  ein  neues  kunstlichea 
Element  für  das  englische  Banksystem,  welches  solche  Elemente  bereits  hin* 
reichend  habe. 

Als  Verbesaerang   dea  bestehenden    Banksystems  hat   man  Folgendea 
Torgeschlagen: 

Es  soll  durch  daa  Geaetz  bestimmt  werden,  daaa  die  Banken  immer  nicht 
weniger  ala  ein  Drittel  ihrer  Gesammtverbindlichkeiten  von  Noten  oder  Depo- 
siten in  Metallvorrath  oder  Mnnze  halle.  Solch  eine  „eiserne^'  Bestimmnng, 
sagt  der  Economist,  würde  dieselben  Uebel  haben,  wie  die  Beschränkung  der 
Notenausgabe  nach  der  Acte  von  1844.  Einen  treffenden  Einwand  macht  er 
hierftegen,  indem  er  darauf  hinwrist,  dass  die  Verbindlichheiten  einer  Bank 
sehr  verschiedener  Natur  sind,  und  dass  der  Betrag  der  Rrserfe,  welche  sie 
dafür  hallen  mnss,  sich  mit  ihrer  Natur  ändert.  Wenn  die  Bank  z.  B.  Depo- 
siten für  eine  lanfre  Zeit  hat,  wenn  sie  auf  dieselben  ,jefhncn*^  kann,  ao 
braucht  sie  nur  eine  geringe  Reserve  gegenüber  denselben  zu  hallen.  Ander« 
ist  es  aber,  wenn  die  Depositen  in  jedem  Augenblick  plutilich  und  ohne  vor- 
.  herige  Warnung  gehoben  (go  out)  werden  können ;  dann  muss  sie  auf  eine 
starke  Reaerve  hallen.  Nicht  allein  der  Betrag  der  Verbindlichkeiten,  aondern 
auch  ihre  Art  —  nicht  allein  die  dastehenden  Ziffern  des  Billancezeltels,  son- 
dern die  zu  Grunde  liegenden  Facta  des  Geschäfts  (the  latent  facta  of  bnsi- 
ness)  müssen  in  Rechnung  gezogen  werden ,  bevor  man  sapren  kann,  welche 
Reserve  eine  Bank  zu  hsiten  hat.  In  der  Regel  weist  es  allein  die  Erfah- 
rung und  der  Scharfblick  der  Praiis  aus. 

Ein  zweiirr  sehr  nahe  lii*gender  Verbesucrungsplan,  durch  den  freilich  die 
Peehacle  in  ihrrm  Wesen  aufß:ehoben  würde,  iat  der,  dass  die  Sache  ganz 
wohl  der  Disrretiun  der  Bankdireclion  überlassen  werden  könne,  nur  mit  der 
Bestimmung,  dass  die  Bank  ungefähr  dieselbe  Quantität  von  Metallvorrath 
halten  soll,  welche  sie  bisher  gehalten  hat.  Der  Economist  meint,  daaa, 
wenn  man  den  Bankdirectoren  zutrauen  könnte,  dass  sie  nsch  richtigen  Prin- 
cipien  handelten,  sobald  ihnen  die  Hände  freigegeben  würden,  so  könnte  man 
diesem  Plane  beistimmen,  gegenwärtig  aber  sei  es  zweifelhaft,  ob  man  ihnen 
dieses  Vrrlrauen  schenken  dürfe  Die  Dirrctoren  denken  sonderbarer  Weise 
eben  so  von  sich.  Sie  billigen  die  bestehende  Gesetzgebung  und  sind  ängst- 
lich darauf  bedacht,  sie  wohl  auszuführen,  und  haben  selbstverständlich  viele 
Erfahrungen  unter  ihr  innerhalb    des  Syatema    erworben.     Der  Economiat  giebt 
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Utr  BMI  etile  Kritik  4er  Vervaltan^  der  enfrlifchen  Bank  eeil  Ende  des  ?eri- 
gtn  Jihrhiiiidf rie  f  irelrhe  leidrr  ffir  den  eonlineiitalfn  Lfeer  tu  kun  niid  da- 
ran  ta   vnfertlindlich  ist.       Von    UrthHIen   ohne   Grdnde   belteii   wir  nickta. 

Der  EconoBilat  iruiiachte  nun  girichfalla  eine  Verbraaerung  drr  Peelsacte, 
dorcb  welche  er  die  anei  Uenptswpcke  einea  Currencygeaetzea  errricbt  glaubt^ 
nimltck  den  Hetallforralh  der  Bank  xa  bewahren^  um  ein«r  Penique  vorau- 
kengen,  nnd  dann  der  Bank  zu  geatatten,  ihren  Credit  in  einer  Panique  zu 
gebranchen. 

Der  Verbraaerungavorarhlag  des  Econemiat  iat  dieser:  eine  gesetzliche  Er- 
michtigung,  im  Falle  der  Noth  genau  daa  zn  thun,  waa  ohne  und  über  daa 
Geaetz  von  1847  und  1857  grihan  vorden.  Der  Kanzler  des  Schalzamta  und 
der  erate  Lord  dea  Schatzea  aoilen  die  gesetzliche  Macht  haben,  die  Acte  fon 
1844  za  suspendiren.  Sie  worden  dem  Parlament  reranl  wort  lieh  sein  und 
kdnntan  die  von  ihnen  getroffene  Massregel  dem  ausdrücklichen  Urtheil  dea 
Parlamente  vorlegen  und  die    besondere  Sanction  desselben  einholen. 

Wir  wissen  nicht,  ob  es  dem  Leser  so  gegangen  ist,  wie  uns,  nimllcb 
daaa  durch  diese  neueste  Behandlung  der  Bankfrage,  wie  durch  die  jüngste 
Geschichte  des  Geldmarktes,  daa  Gefiihl  rege  geworden  ist,  dass  das  englische 
Bank-  und  Creditsystem,  so  ausgebildet  es  auch  iat  und  ao  machtige  Erfolge 
dadurch  erzielt  werden,  doch  immerhin  auf  einer  äusserst  zerbrechlichen  Grund- 
lage ruht.  Sünde  hinter  ihm  nirbt  der  enorme  Kapitalrelchthum  dea  Landea 
nnd  würde  es  nicht  gestützt,  gebrauchen  wir  den  Anedruck,  durch  die  mora- 
lischen Grundlagen  der  Kapital-  und  Handelswelt,  die  kfinstlirhe,  verfeinerte 
Maachinerie  würde  gewiss  nicht  im  Stande  sein,  dieses  Creditsystem  aufrecht 
zu  erhalten.  Una  ist  das  englische  Creditsystem  ein  Gnind  mehr  für  die 
Pluralitat  der  Banken,  welche  gerade  durch  ihre  Stellung  das  Interesse  haben, 
einander  zu  controliren  und  den  Krisen  gemeinsam  bei  Zeiten  entgegenzu- 
arbeiten. 

Ob  den  beiden  grossen  Monopolbanken  in  Europa  eine  Verschuldung  an 
der  öflern  Wiederkehr  der  Krisen  und  der  bedeutenden  Schwankungen  dea 
Geldmarktea  beizumessen  ist ,  darüber  ist  schwer  zu  entscheiden,  ebenso  wie  über 
die  nnbedingte  Noth  wendigkeit  regelmässig  wiederkehrender  Geld-  wie  Handela- 
criaen.  Diese  Fragen  gehören  zu  den  schwierigsten  und  verwirkellsten  der  ganzen 
Kational&konomie,  sie  erfordern  einen  Ueberblick  über  eine  Masse  Thalsarhen  und 
Eracbeinungen,  welche  zu  bewültigen  fast  über  die  Kräfte  eines  Menschen 
gehen.  Die  Lösung  derselben  dürfte  späteren  Generationen  leichter  werden, 
welche  mehr  besprochene  Geschichte  und  genauere  Beobachtungen  der  Krisen 
hinter  sich  haben,  nnd  denen  es  vielleichl  auch  gelingt,  das  Wesen  des  Kre- 
dits and  aeine  Stellung  in  der  Volkswirthschaft  eitensiver  und  intensiver  zu 
begreifen,  als  ea  unserer  Jetztzeit  möglich  ist.  Je  mehr  man  den  Kredit,  seine 
Stellung  in  dem  wirthschafllicben  und  socialen  Leben  verschiedener  Völker 
atndirt,  um  so  unabsehbarer  und  unergründlicher  erscheint  dieses  ungehen- 
ere  Gebiet  der  Schöpfung  des  menschliclten  Geistes.  Der  Kredit  nnd  «ein  Sy- 
stem kommt  uns  manchmal  vor,  wie  die  moderne  Weltseele  des  Wirthschaftsle- 
bena  nnsfrer  Tage  —  ewig  bewegt  von  tausend  Eindrücken  und  Einflüssen, 
klaren  wie  unklaren,  daher  sicherem  Masse  niemals  unterworfen  und  stets  nur 
der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  zuganglich.  Das  Vitalität sgeaetz  ist  ja  auch 
noch  nicht  gefunden. 
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2)  Uebersicbt  4er  Weftenpreise,  def  Hinimaldiicontiattei 
der  Bank  Yon  Enf^land,  der  Baamwollenpreiae  und  des 
Baumwollenconaiima  in  England. 

Wenn  man  an  den  Schloss  des  Jahres  geliingf,  ao  ergt-ht  man  sich  gern 
in  Buckblicken.  Auch  vir  wollen  eine  kurze  Betrachtung  nach  rurkwfirts 
anstellen.  Sie  geschieht  aber  fast  lediglich  in  Zahlen.  Wir  hoffen,  der  Leser 
wird  sich  die  Deutung  derselben  selbst  geben;  wir  glaubten,  ein  Stück  Tolka*» 
wirlhschaillicher  Gesrhirhte  Ton  Grossbritunnieii  in  den  Ziihlen  aufzureihen. 

Die  Hauptzusammenstellung  (bis  zum  Jnhre  1863)  haben  wir  der  höchst 
reichhaltigen  Beilage  des  Economist  Yom  20.  Februar  1863  entliehen;  die  neae* 
ren  Zahlreihen  Buchten  wir  einzeln  zusammen. 

a.   Weisenpreisa. 
QoarUr  Qaarter 

1840—1814    57  s.  10  d.   Durch-  i.  Juli        1861   51  a.  0  d. 

schnittspreia  d.  5  Jahre  1.  Januar  1862    62  -  1  - 

1845—1850    53   .      Od.  Durch-  1.  Juli  -       56  -  7  - 

schnittapreis  d.  6  Jahre  1.  Januar  1863    45  -  10  - 

1.  Januar     1851  38  -     1  -  ^-  J"H  -       46  -  11  - 

1.  Juli         1853  44  -  11   -  ^-  Decembcr  -       40  -  3  - 

1.  Juli         1857  63  -     1  -  1860—1863.        52  -  2  -     Durch- 

1.  Januar    1858  48  -     7  -  schnittspreis  der  4  Jahre. 

1859  40  -     6  -  1.  Januar  1864     39  -  10  - 

1860  44  -     2  -  1.  Juli           -        43  -  8  - 
1.  Juli           -      58  -     5  -  1.  Oclober     -        42  -  8  - 

I.  Januar.  1861  53  -     7  -  21.  Oclober      -        40  -     7  - 

6)  Die  Fla  ctuationen  dea  Discontsat  tes  bei  derBa^nk  von  Eng- 
land seit  dem  15.  Januar  1863  —  ingleichen  die  Discontrate 
der  Banken   von    Paria,    Wien,    Berlin,   Frankfurt  und   Turin 

d.  J.  18  6  4. 
Minimaldiscontsaii  bei   der  Bank    Ton   England  f.  J.  1863 

15.  Januar       4     p.  c.  21.  Mai  4  p.  c. 

29.  Januar       5  -  2.  November  5 

19.  Februar  4  -  5.  November  6 
23.  April  35  -  2.  December  7  - 

30.  April  3  -  3.  December  8  - 

16.  Mai  3^  -  24.  December  7  - 

Minimaldiscontsatze  bei  der  Bank  von 
England  Frankr.    Oesterr.  Preussen  Frankfurt      Turin 

20.  Januar  1864     8     p.c.  —  p.  c.  —  p.  c-  —  p.  f.  —  p.c.  —  p.e. 

II.  Februar  —  7  -—.—  ._-_•  _. 
25.  Februar  —  6  -_._._.  —  .  —  . 
16.  April           —7-6        '     6        -     4L      .     3§     -  8        - 

2.  Mai  —       8        -7        -—-_-_._. 

5.  Mai  —       9        -_-_.5       ._._. 
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Etifrland  Frankr.  Ofsterr.  Prcvasen   Trankfort     Turin 
19»  Mai  1864     8     p.c.  8     p.c.  —  p. c.  -*-  p.  c.  —p.c.     —  p.c. 

26.  Mai  —       7       -     6        -    ~     ._._-_     . 

16.  Juni.  —       6       -     —      -_-     —     -      —    -       — 

25.  Juli  —       7        ._._._._.       7       . 

2.  August       —       8        -     —      -     —     -     —     -     —     -       —     - 
6  Septrmber    —       9        -7        -—      .     —     ._-       —      . 

6        -     62^     .       8       . 

Oclober       —       —      -7u.8-     —     -7        -     5u.5j-       8u.9  - 
Soeben    (wir    achreiben   am    J2.  Kovbr.)  igt  in   England   der  Discont   auf  8 
Proceot  herabgesetzt  worden* 

Im  Jahre  t863  bewegt  sirh  die  Notenaaagabe  der  englischen  Bank 
xwiachen  den  beidfn  Zahlen  19,120.000  L.  (25.  Febr.  1863)  und  22J30,000 
L.  (14.  Oftober  1863);  eine  bedeulendrrt  Diffrrenx  zwiochin  dem  niedrigsten 
und  höchsten  Betrag  der  Ausgabe  können  wir  surh  1864  nicht  bemerken. 
Es  gilt  in  Englnnd  brkanntlirh  als  ein  Erfahrungssalz,  dses  in  Zriirn  der 
Geldklemme,  der  Kredit rinsrhrankung,  die  Noten  der  Bank  als  Aushilfe  ein- 
treten, uud  dasa  dann  die  Emission  derselben  weseollich  steigt. 

c.   Baumwollenpreise 

Suratbaumwolle  Dhollerafair 

1845— 1850Durchschniltsprei8perPf.  1863  I.Jan.  17^         d. 

auf  6  Jahre   5|             d.          -  i.  April  17    , 

1851  1.  Jsn.  4|bis5     -           -  I.Juli       17|bi8l8     - 

1853  1.  Juli  ...    -  1864  1.  Oct.  22 

1857  1.  Juli  .     .    5|  -           -  1.  Jsn.  23| 

1858  1.  Jan.  H  '    ^k  '           '  ^'  April  21  ][ 

1859  1.  Jan.  4|  -    6^  -           -  6.  Mai  2t| 

1860  1.  Jan.  3}  -   5|  -           -  1.  Juni  24 

-  1.  Juli  2i  -    5|  -  -        1.  Juli  22 

1861  1.  Jan.  4^  -    5^  -  -      12.  Aug.  24       Hdhepunct 

-  1.  Juli  4|  -   6|  -  -        2.  Sept.  23| 

1862  1.  Jan.  5^  -lOj  -  -      16.  Sept.  20^ 

-  I.Juli  11     -15|-  -      30.  Sept.  18l 

-  14.  Octbr.  15 

-  21.  Oclbr.  14 

-  10.  NoTbr.  16ibtsl6(   - 

Bai  dieser  Zusammenstellung  wurde  die  ostindische  Baumwolle  ga- 
wlhU,  weil  sie  nebst  der  ägyptischen  in  der  Fabriralion  am  stärksten  die 
Stella  der  amerikanischen  eingenommen  hat.  Wir  fugen  daran  noch  einige 
Ziflern   aus  dem    Preiscoiiranl  toh  Liverpool,  21.  October  1864. 

fair      See -Island     New -Orleans     Argypten     Fernamburo  China 
1864       per  Pfd.:    48     d.  26     d.  22     d.  23^  d.        12^  d. 

1863  44     -  —     -  29i  -  30  22     - 

Der  Vorrath  von    Baumwolle   war 
am  21.  October    1863     177,840  Ballen 
-     -         -         1864     425,510       - 
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Yon  GrosflbriUnniea« 

Pfund 

per  Kopf 

i843 

27,283,000 

633,570,000 

23,22 

1853 

27,663,000 

746,700,000 

27,00 

1859 

28,774,000 

1,050,840,000 

36,52 

1860 

28,944,000 

1,140,510,000 

39.40 

1861 

29,196,000 

958,690,000 

32,84 

1862 

29,400,000 

309,250,000 

10,52 

1863 

29,600,000*) 

403,540,000 

13,63 

Die  letslen  Ziffern  xfigen  den  ganzen  Verlauf,  ja  fast  die  Grviae  der 
Baumirollenlheuerang  in  ihrem  Einflnas  auf  den  Conaam  an. 

3)  Die    Baumwollenauafnhr    aas    Aegypten    auf  12   Monate, 
endend  mit  dem  3.  October    1864.     Econ.  Octbr.  22.  1864. 

Kebrn  Ostindien  ist  bt'kunntlirh  der  Hauptstellverlrcter  der  amerikaniacben 
Baumwolle  Argyplen,  Ihcils  wegen  der  Quantität  der  gesteigerten  Autfuhr, 
theila  weil  die  ägyptische  BHumwolle  als  langhaarige  Sorte  die  amerikanische 
für  gewisse  Gewebe    ersetzt,  bei  denen    die  ostindische  zu  kurzhsarig  ist. 

Diese  Ausfuhr  betrug  auf  die  12  >!onate,  vom  3.  October  an  rückwärts 
gerechnet : 

Ballen 


nach 

Groasbritannien 

Frankreich 

Oest  erreich 

Totalbetrag 

1856- 

-1857 

71.816 

20,t90 

19,421 

111,427 

1857- 

-1858 

98,862 

21,458 

15,724 

136,044 

1858- 

-1859 

103,210 

25,139 

10,103 

138,452 

1859- 

-1860 

96,988 

20,272 

9,138 

126,398 

1860- 

-1861 

103,217 

37,195 

8,861 

149,273 

1861- 

-1862 

124,597 

24,300 

7,536 

156,423 

1862- 

-1863 

187.851 

41,954 

11,073 

240,878 

1863- 

-1864 

241,423 

62,690 

13,080 

317,193 

4)  The  food  of  the  englich  labourers.     Econ.  8,  1864. 

Im  offiriellen  Auftrage  hat  ein  Dr.  E.  Smith  dem  englischen  Parlament 
einen  Bericht  erstattet  ,.ubpr  die  Nahrungsmittel  der  ärmeren  arbeitenden 
Classrn  in  England.^'  Der  Economist  nennt  diesen  Bericht  eins  der  pein- 
lichsten Documente,  welche  jemals  dem  Parlament  Torgelegen  haben.  Dieser 
Bericht  nun,  welchrr  sowohl  durch  die  Art  der  Torgenommeiien  Untersuchung, 
als  auch  durch  die  Personen,  die  sie  vorgenommen,  Glauben  ▼erdicnt>  wirft 
einen  trtiben  S<hatten  auf  die  Grösse  der  CiTiltsation  von  England.  Als  Mi- 
nimalsatz der  Ernährung  nahm  man  das  Quantum  an,  welches  ein  besrhäfligungr- 
loser  Baumwollensrbeiter  in  Lancashire  während  der  Baumwollenhungersnoth 
erhält.  Man  fand,  dass  Seideiiweber,  Nähterinnen  (ripedlewomen).  Handschuh- 
macher und  Slriimpfwpber  beinahe  ein  Viertel  weniger  zu  ihrer  Ernährung 
halten,  als  dieser  Minimal.«atz  betrug.  Binsichtlich  der  landwirthschaft* 
liehen  Arbeiter  stellte  sich  aber  im  Ganzen  ein  noch  weit  traurigeres 
ResultHt  heraus.  -  Damit  man  den  Referenten  nicht  der  Uebertreibung  be- 
schuldige,   80  übersetzen  wir    wörtlich  (p.  1252):  ,yMehr  als  die  Hälfte 

*)  Die  Einwohncrzalil  v.  1863  berechnet  auf  die  12  Monate,  endend  mit  dem  30.  Nov.  1863. 
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der  BefSlkening^  Ton  Hantg,  Comwall,  Someraet«  Cheahire,  Oxford,  Berka, 
Herta,  Rutland,  Wilta  nnd  Norfolk  hat  veoigfer  xv  eaaen,  aU  ale  haben 
aolUen,  um  Gesundheit  und  Lebenakraft  in  erhaUen^^  (lo  maintain  health 
and  TÜality).  Der  Kiodermord  in  dieaen  Hungerdiatriden  iat  grmrine  Praxia| 
doch  vir  wollen  wieder  wörtlich  übersetzen:  „Ba  Ist  kein  Zweifel,  dasa  dio 
Schwirrig^keit,  Nahrung  xu  erhalten^  eine  Haupluraarhe  ist,  rieileicht  die 
Haupturaarhe  der  Prsxia  dea  Kiudermorda  (perhapa  the  main  cauae  of  tha 
practice   of  infanticide)/' 

Ala  Forderung  an  ein  ao  ci?ilislrtea  Gemeinwcaen ,  „wflrhea  an  reichen 
Menacben  wimmelt  (rhoked  with  rirhmeu),  in  einer  Zeit  beisplelioaer  Pra* 
peritat  nnd  unter  einem  Freihandelaregime^*  glaubt  man  wmigatena  aufatellen 
tu  dQrfen,  daas  derjenige,  der  hart  arbeitet,  in  einrm  aolrh^n  Lande  genug 
XU  eaaen  hat«  £a  iat  nicht  die  leichtaliuiiga  iriache  Bevölkerung,  welche  ao 
hungert,  aondern  die  Hungerdiat riete  liegen  alle  in  Grafachaftrn  ?on  Alt- 
England.  Der  Economiat  leitet  aeinen  Artikel  mit  der  Reflexion  ein:  Dio 
wenigen  Denker  unter  uns,  welche  xweifeln  oder  xu  xweifeln  vorgeben,  ob  unara 
Ciriliaation  eine  wirkliche  sei,  haben  jüngathin  einen  groaaen  Beitrag  xu  ihrer 
ünteratutzung  erhalten.  Er  achliesst  den  Artikel  mit  einer  andern  Reflexion,  daaa 
nimlich  der  Arbeiter,  der  nicht  genug  zu  easen  bekommt,  auch  nicht  ao  viel 
Arbeitakraft  besitxen  kann,  ala  ein  gut  genihrter,  und  verbreitet  aich  darfiber 
weitläufig*  Diese  Hiuweianng  auf  den  Verlust  am  nationalen  Productiona* 
vermögen  mag  ihm  der  Hauptgeaichtapunkt  aeln,  una  geht  die  Forderung  der 
Menachlichkeit  fiber  die  Forderung  der  Volkawirlhschall. 


b.    B  e  1  g  i  6  1. 

Die  Soci^t^  da  credit  foncier  international  und  die  Banque 
da  crddlt    foncier  induatriel. 

Den  „Notiona  pratiquea  aur  lea  opdrationa  de  la  aocidtd  de  crddit  inter- 
national et  de  la  banque  de  crddit  foncier  et  industriel  par  Andr^  Langrand- 
Dumoncean'^  (Bulletin  industriel  xur  Revue  dea  deux  Mondea,  15.  Juin 
1864)  entnehmen  wir  die  Organiaation  und  den  Geachäflakreia  dieaer  beiden 
internationalen   Kreditgeaellachaften. 

Während  die  beiden  Grundkreditgeaellachaften  ihren  Hauptaitx  in  Belgien 
nnd  reap.  England  haben,  iat  xum  Schauplatz  ihrer  Thatigkeit  (theAtre  d'ac- 
Mvit^),  wie  ihr  Grflnder,  der  Verfasser  der  practiachen  Gedanken  aich  anadrOckty 
daa  Kaiaerthum   Oesterreich   gewählt. 

Wie  er  die  Vortheile  dieser  Kreditanstalt  begründet,  davon  ein  Beiapiel. 
Dumonceau  hat  dabei  die  Capitalbezugaqnellen  im  Auge.  Die  Ersparniaa 
Belgiena  taxiri  er  (etwaa  reichlich)  auf  300  Millionen  jahrlich.  Von  derselben 
finden  nach  aeiner  Meinung  nur  50  Millionen  eine  locale  Verwendung,  während 
250  Millionen  in  fremden  Actien,  Eiaenbahnobligationen  u.  a.  w.  angelegt 
wurden.  Sodann  beaäsaen  Belgien  und  die  Niederlande  xnsammen  nicht  weniger 
ala  2  Milliarden  Fr.  daterreichiache  öffentliche  Fonda.  Wfirden  nun  die  belgiachen 
nnd  niederländiachen  flfiaaigen  Capitalien  xn  Gmndkreditoperationan  in  Oeatar* 


9t  Litteralnr. 

reich  venrendtt  und  dat  Grdndeiprfnthura  hier  mltteUl  der  Capitalhnfe  fracfat- 
briftgender  und  dadurch  aleaerkränifr«  r,  so  wurde  hiermit  nicht  iillriii  eine  Ver* 
mehniiig'  dea  österreichischen  öffriitlirlirn  Vermdgriia  erzielt,  sondern  zugleich 
auch  dea  brlgiaciien  niid  niederländischen  CspilHis,  welrlirs  srhon  in  Oester- 
reich  Verwendung  gefunden.  Durch  <*ine  LsiidcuKur- Verbesserung,  welche 
aine  Steigerung  der  dalerreirhischen  Rente  von  nur  5J  herbeiführe«  werde 
der  belgische  und  niederländische  Reichthum  zugUich  um  100  Millionen 
wachsen. 

Das  wire  eine  Probe  dea  internalionslen  Gedankenfluges  nnd  der  Rech- 
jMingaweise  dea  specttUti?en  Belgiers.  Werfen  wir  nun  auf  die  Institute  aelbet 
einen   Blick. 

Durooncean  eröffnete  die  Reihe  seiner  Grundcreditoperationen,  indem  er 
1859  lu  Wien  die  Vindobona  schuf.  Der  Zweck,  für  «eichen  sie  gegrändet 
wurde,  ist  ein  zweifuchir ,  nämlich  der,  nsch  Oeslerreich  fremde  Capitslien 
zu  ziehen,  am  sie  zu  Hypothekdarleben  anzuwenden,  und  weiter  den  Hypothek- 
gllobigern  Rficksablung  ihrer  Kapitalien  und  die  reßeimässige  Zahlung  der 
Interessen  zu  garantiren,  indem  man  auf  die  Hypotheken  das  Versirherungs- 
priocip  anwendete,  mit  karzen  Worten,  die  Vindobona  ist  eine  Hypothekver- 
aichernngsgesellschalt. 

Um  deren  Macht  auszudehnen,  wie  er  sagt,  gründete  er  die  obigen  beiden 
Inatilute.     Sie  bilden  mit  der  Vindi'bnna  zusammen  ein  Ganzrs. 

Der  gemeinsame  Zweck  des  Credit  foncier  et  industriel  und  dea 
Credit  foncier  internati<»n»1  fst  der  Kauf  und  der  Verkauf  des  Grnndetgrn* 
thums,  das  Grund  -  nnd  Bodengeschäft  in  seiner  ganzen  Ausdehnung. 

Was  nun  zunächst  den  Credit  fontier  et  industriel  anseht,  «elcher  seinen 
Hanptsitz  zu  Brüssel  hat,  und  in  Wien  durrh  eine  Surruri'ale  Tertreten  ist, 
so  bildet  er  eine  grosse  Agrntur  der  Auskunriftchaftung  und  Vorbereitung  der 
Geschäfte.  Er  hat  zu  seiner  Verfügung  zweihnn'li it  Agmiin,  welche  über  den 
ganzen  Kaisersttat  auogehreitet  sind,  um  lortheühHfle  tiisiltsne  ausfindig  zu 
roacbrn  und  zu  prüfen.  Die  GesellschHft  stellt  sich  zuIschen  den  grossen  Grund- 
eigenthumer,  welcher  verkaufen  will,  und  den  Bauer,  der  zu  kaufen  wünscht. 
Sie  vermag  niil  den  Capitalien,  über  welche  sie  ferfußt,  und  die  sie  in  den  Lfin- 
dem  sammelt,  wo  das  Geld  wohlfeiler  ist,  dem  ersteren  die  Tollstandige  Bezahl 
long  seines  Kaufpreises  zu  bieten,  nnd  ilem  zweiten,  dem  erwerbenden  kleinen 
Grnfidbesitzer,  die  Fähigkeit  zu  versrhaffi^n,  sein  erworbenes  Grundbeaitzthum 
stuckweise  in  5-,  10-,  15-,  20-,  30-  und  40jährigen  Annuitäten,  Intereaae  und 
Amortisining  darin  mit  inbegriffen,  zu  bezahlen. 

Die  zu  diesen  weitgreifenden  Operationen  nöthigen  Capitalien  besorgt  die 
andere  Institut,  der  C'rddit  foncier  international,  gegründet  mit  einem  Capital 
Ton  200  Millionen  Fr.,  welrhea  seinen  Sitz  in  England  hat.  —  In  dem  aeit 
dem  15  Octobar  1864  erscheinenden  „Investors  nionthly  manual'^  finden  wir 
einen  „International  iand  credit  limited''  aufgeführt  mit  300,000  Sharea  und 
20  L.,  Befrag  dea  Eingezahlten.  Dies  differirt  etwas  von  Dumonceau'a  An- 
gine, forausgesHzt , '  dass  hier  ein  nnd  dieselbe  Gesellsrhaft  gemeint  iat.  — 
Sie  scheint  hi  England  ihren  Sitz  aufgeschlagen  zu  haben,  um  der  Vorlhetle  dea 
Joint  stock  ItaiHed  -  Gesetzes  theilhaft  zu  sein.  Das  HanptgeschSfl  dea  Crddil 
foncier  international  ist  die  Placining  von  Pfandbriefen,  lettres  de  gage,  welche 
mit  5  Precent  rerzinslich  sind.     In  Frankreich  trägt  der  Pfandbrief  dea  Crd- 
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dit  foRCMr  3  und   4J|,  Wenn  in    50  Jahren   rflcktaUbar  mit  Prkmie,  und  5f, 
veno  in  dipstmr  Zeitranm  ruckiablbar  ohne   Prämie. 

Diese  Pfaiidbmfe  werden  vom  Crödii  fouci«^  internalional  ebenso  wie 
Ton  den  localen  Hypoihfkenbanktin  auBgfgi^ben,  mit  welchen  jener  in  Varbin- 
dong  8(eht  und  die  er  mit  seiner  Garantie  deckt.  Die«e  Pfniidbriefc  sind  mit 
einer  dreifarhi'n  supplementären  Garantie  umgeben.  Duraonreau,  welcher  in 
seiner  Exposition  zwar  etwas  marktschreiiTiacb  lu  Werke  geht,  jedoch  nicht 
ohne  Geist  ist,  bezeichnet  dies  witzig  als  Luxua  der  ^»icherheit,  un  luxe  de 
a^curiU.  Ausser  der  eis  entliehen  Hypothek  auf  dem  Kaufobject  ferbürgt  näm- 
lich die  Sirherheit  des  Pfandbriefes  noch: 

1.  die  Vindobona',  w«*lrhe  mit  ihrem  Geaellachailscapital  und  mit  der 
Versicherungsprämie  di«  Bezahlung  Ton  Capital  und  Zinsen  Trrsirhert, 

2.  das  GeselUchaftscapital  ?on  200  Milliunen  Fr.  des  Credit  foncier  in*- 
temalional  und  endlich 

3.  die  aiiadnlcklirhe  Bedingung,  welche  den  Landkanfem  gestellt  wird, 
aasser  der  Verpfündiing  des  erkauften  Grundbesitzes  fnr  den  vollen  Kanfpreia 
dem  Verkäufer  auch  noch  ffir  letzteren  das  Ton  ihnen  vorher  besessene  Grund- 
eigenthnm  unterpfändiich  mit   einzusetzen. 

Diesen  Pfandbrief  nennt  Dnmonceau  daher  den  wahren  Typus  des 
Hypothek enlit eis,  der  an  Werlh  die  besten  öffentlichen  fremden  Fonds  Ober^ 
treffe.  Er  rechnet  darauf,  dass  er  in  feste  Hände  gelangt.  Er  soll  kein 
Bdrsenpapier  sein,  soll  sich  auaserhalb  der  Speculalion  halten  und  nicht  von  den 
Krisen  unt  Fluctnationen  des  Kredite  zu  furehlen  haben.  Er  we  st  hin  auf  die 
grosse  Fopulariifit.  welche  dieser  Kreditschein  in  Deiitschlutvd  erlan^-t  habe,  trotz 
des  niedrigen  Zinsfusses  der  daseliist  circulirrnden  Pfanflbriefe.  Als  Abnob» 
mer  hat  er  dabei  vorzAglich  die  kleinen  CapItaHslen  imAusr«*,  welche  ffirchien, 
ihre  ersparten  Gelder  der  Circulation  au  ilberlasseu,  da  ihre  Befürchtungen 
schwinden  mildsten  vor  einer  Kapital- Anlage,  welch«  hohe  Procente  und  unbe-^ 
dingte  Sicherheit  gewährt.  Namentlich  glaitttt  er,  dass  der  Pfundbrief  für  die 
Ersparnisse  der  ländlichrn  Bevölkerung  eine  besondere  AuziehuM{!Bkraft  ausüben 
werde.  Die  Erfahrungen  lehrten  nfimlich ,  dass  der  Bauer  die  Frucht  seiner 
Arbeit  durch  den  Agenten  in  Si  herheil  zu  bringen  suche,  mit  dem  er  es  alle 
Tage  zu  tiiun  hübe,  uint  auf  den  er  seine  ganze  Energie  verwende,  das  ist, 
den  Grund  «nd  Boden.  In  den  Herzen  der  Massen,  welche  sparen,  sei  ein 
eben  so  wahres  als  tiefes  Geflihl  vorhanden ,  daa  nämlich ,  welchea  aie  in 
Grund    und  Boden  das  unzerstörbare  Pfand  par  excellence   erblicken   lasse. 

Grhen  wir  nun  von  dem  Pfandbrief,  auf  wrichem  diese  Kreditorgani- 
salion  hauptsächlich  ruht  und  welcher  die  Hauptcapitalquelle  bilden  soll,  Aber 
X«  der  Art  und  Weise,  wie  die  Bank  ihren  Ge^chaflsgewiiin  sucht. 

Die  Pfandbriefsinsiflution  scheint  dem  rrddit  foncirr  in  Frankreich  nach- 
gebildet zu  sein,  welcher  in  Deutschland  seine  Muster  hatte  —  auch  den  Ge- 
dankei^  der  Hypolkekenversichernngen  dürAen  wir  wohl  Dmlschland  vin* 
diciren.  Dumoneeau  glaubt  nun,  dass  zunächst  nach  zwei  Richtungen 
bin  der  Gewinn  (les  benefices)  des  crddit  foncier  international  grösser  sein 
werde,  als  der  des  Credit  foncier  de  France.  Durch  ihre  ganze  Ein-^ 
riehtung  sichere  diese  letztere  Kreditanstalt  ihren  Acti<»nären  keine  unmittel- 
baren tkenefices,  wie  daa  internationale  Cn^ilinstitut ,  das  ana  dem  Einkauf 
und  Verkauf  des   Grundeigenthnms   ea.  20  $    ziehe.     Der  Gewinn  des  CrMit 
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fencier  enltpringe  am  der  Differens  dea  Zinsfaaaaa  der  Ännuititen  tiaer-  und 
der  Pfandbriefe  andererseits.  Der  Credit  foiicier  leihe  und  Tsrlrihe  aber  in 
einem  und  demaeiben  Lande,  veshalb  die  Zina -  Differens  nur  eine  unbedeu- 
tende sein  lEönne.  Anders  aber  sei  es  mit  dem  credit  internal ional,  welcher 
die  Capitaiien  fregen  Pfandbriefe  da  aufiirhme,  wo  sie  wohlfeiler  sind,  und 
da  in  den  Annuitäten  anlege,  wo  sie  theiierer  sind. 

Das  Kauf-  und  Verkanfgcscbaft  selbst  und  der  daraua  entspringende 
Gewinn  wird  an  einem   Beiapirl  am  ansrhaulichsten. 

Der  Credit  foncier  international  lianft  durch  Yermiiteinng  dea  CrMit  fon- 
cier  indnstriel,  welcher  die  Grschäfle  studirt  und  pnill,  für  10  Millionen  Fr. 
Grundbesitz,  welcher  im  Augenblick  der  Erwerbung  5  oder  10  Eigenthumern 
gehört.  Diese  Guter  ferkauft  er  unmittelbar  wieder  im  Wege  der  Vereinte- 
Inng  an  Gruppen  von  500  bis  1000  kleinen  Besilzern,  welche  solidarisch  ver- 
banden sind  und  die  Hypolhekgarantieen  liefern.  Die  Zerstückelung  soll  nicht 
anter  50  Hectaren  gehen,  ist  also  keine  solche  Landzersplitterung«  wie  so  yiel- 
fach  in  Frankreich  und  Belgien.  Durch  diesen  Einzelferkauf  ergiebt  sich  ein 
unmittelbarer  Gewinn  von  mindestens  20  g,  indem  die  um  10  Millionen  er- 
kauften grossen  Compleie  einen  Verkaufspreis  von  12  Millionen  erzielen.  Die 
Verkäufer  dea  grossen  Besitzers  erhalten  baare  Zahlung  oder  nach  Belieben  ganz 
4>der  zum  Theil  Pfandbriefe.  Die  Znhlung  Seltene  der  kleinen  Besitzer  geschieht 
wie  folgt:  2,000,000  Fr.  baare  Anzahlung,  10,000,000  Fr.  durch  20  Annui- 
täten von  10,50  g  oder  40  Annuitäten  von  8  g,  worin  inbegriffen  sind:  Inte- 
resse, Amortisslion  und  GewinntheiL  Gesetzt  nun,  man  nimmt  die  Zahlung 
durch  40  Annuitäten  an,  so  kommt  man  zu  einer  Geaamintannuität  von  800,000 
Fr.,  waa,  capilaliairt  nach  einem  Zinsfuss  von  6  g,  ein  Capital  von  12,000,000 
Fr.  (?)  repräsentirt,  welchea  der  Credit  foncier  internat ional  unabhängig  von 
dem  bereite  baar  gezahlten  Angeld  von  2,000,000  erhält.  Danach  dürfte 
alao  dieser  Unternehmung,  —  falls  nur  die  Voraussetzungen  sich  erfüllen  ^- 
ein  glänzendes  Geschäftsresultat  in  Aussicht  stehen. 

Zur  Explorirung  seines  Kriegsschauplatzea  nimmt  Dnmonceaa  die 
officielle  Statistik  zu  Hülfe  und  findet  da,  dass  Oesterreich  an  tragbarem  Boden 
97,749,964  Joch  (55,717,479  Hectaren)  hat,  an  Werth  9,500,969,276 
Fl.  (23,752,423,190  Fr.)  und  incK  Vieh  u.  a.  w.  10,785,173,688  Fr. 
(26,962,934,220  Fr.).  Die  landwirtbsehaaiiche  Production  davon  beträgt  jähr- 
lich: 2,119,400,000  Fl.  (5,298,500,000  Fr.).  Daraua  schliesst  er  denn  aaf 
einen  mittleren  (Verkaufs-)  Werth  von  426—427  Fr.  die  Hectare. 

Diese  kurzen  Zuge  reichen  vielleicht  hin,  um  einen  ungefähren  Begriff 
dieser  Grundcreditanst alten  zu  geben,  welche  in  mehr  ala  einer  Beziehung  ge- 
wiss Beachtung  verdienen.  Welche  Erfolge  sie  in  dem  von  der  Natur  ao 
reichbedschten,  aber  capitalbedurftigen  Kaiserstaat  erzielen  werden,  darüber  haben 
wir  vielleicht  später  zu  berichten.  Sicher  Ist,  dnss  daa  Capital  aelbst  immer 
internationaler  wird  und  nicht  blos  in  Öffentlichen  Fonds,  sondern  neuerdingt 
auch  durch  besonders  zu  diesem  Zweck  errichteten  Anstalten  aeine  Verwendung 
ausserhalb  Landea  sucht,  wo  es  gebraucht  wird  und  theuerer  iat,  als  im  Lande 
aeiner  Beaitzer.  In  England  allein  entstanden  in  letzter  Zeit:  International  bank 
limited.  International  contract  and  International  financial  society  limited.  Der  pa- 
riaer Credit  mobilier  ging  hier  im  Grossen  voran.  K*— n. 
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Die  Bierbrauereien  in  Thfbrinffen  von  1854— 186S. 

(MiUheilung  des  statiBlischen  Boreaus  vereinigter  thäringischer  Staaten.) 

Seit  dem  Jahre  1854  Isind  yon  dem  Zollveremsbareaa  in  Erfurt  Sta- 
tistiken der  Bierbrauereien  im  thüringischen  Zoll-  und  Handelsye reine  aufge- 
stellt worden,  die,  obgleich  sie  allerdings  vorwiegend  den  finanslellen  Gesichts- 
punkt im  Auge  haben,  doch  auch  ein  ziemliches  Material  enthalten,  welches 
von  volkswirthschaftlichem  Interesse  ist,  so  dass  es  uns  immerhin  der  Mähe 
werih  schien,  aus  demselben  einige  Nachrirhten  zusammenzustellen,  die  einen 
Ueberblick  über  den  Gang  der  Bierproduction  in  Thüringen  zu  geben  geeig- 
net sind. 

Die  in  unserm  Aufsätze  enthaltenen  Angaben  beziehen  sich  auf: 

die  3  preussischen  Kreise:  Erfurt,  Schiensingen  und  Ziegenrück,  das 
Dorf  Mollschütz  Tom  Kreise  Naumburg  und  das  Dorf  Kischlitz  vom  Kreise 
Zeitz, 

den  knrhessischen  Kreis    Schmalkalden, 

das  Grossherzogthum  Sachsen  -  Weimar  -  Eisenach  mit  Ausnahme  der 
Aemter  Oldisleben,  Allstedt  und  Ostheim,  jedoch  einschliesslich  des  zu  letzte- 
rem gehörigen  Ortes  Melpers, 

auf  das  Herzogthum  Sachsen  -  Meiningen  einschliesslich  des  Ortes  Alt- 
Lobnitz, 

auf  das  Herzogthum  Sachsen  -  Altenburg, 

auf  das  Herzogthum  Gotha  mit  Ausnahme  des  Amtes  Volkenroda  und 

das  Herzogthum    Coburg  mit    Ausnahme  des    Amtes   Königsberg, 

auf  die   Oberherrschaften    der  beiden  schwarzburgischen, 

die  beiden  reussischen  Fürstenthflmer  und 

die  bayerische  Enclave  Caulsdorf. 

IV.  5 
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es  diiher  für  nöthig,  noch  eine  iwrite  Berecbnan^^  ansinffibren  und  haben  dieser 
eben  jenen  niedrigsten  Betrag  von  180  Quart  zu  Grunde  gelegt.  In  Folge  des- 
sen würden  auch  unsere  Zahlen  immer  noch  etwas  xu  klein  geworden  sein,  wenn 
dieser  Umstand  nicht  durch  einen  andern  wieder  aufgewogen  wäre.  Kirht  in 
allen  thfiringisrhen  Staaten  ut  nfimlich  der  Cenfner  Braumalzscbrot  mit  20  Sgr. 
besteuert,  in  einzelnen  finden  sich  höhere  Sätze ').  Dadurch  aber,  dass  schon 
je  auf  20  Sgr.  ein  Centner  gerechnet  ist,  während  ein  solcher  in  der  That  mit- 
unter erst  auf  25,  28  Sgr.,  ja  ]  Thaler  kommt,  erhalten  wir  etwas  zu 
grosse  Zahlen.  Jene  beiden  Fehler,  durch  deren  einen  wir  zu  viel,  durch 
deren  andern  wir  zu  wenig  bekommen,  corrigiren  sich  daher  gegenseitig.  Auf 
eine  absolute  Genauigkeit  dürfen  allerdings  auch  diese  Zahlen  keinen  Anspruch 
machen,  sie  sind  aber  doch  wenigstens  im  Stande,  ein  ungefähres  Bild  yon 
der  Production  zu  geben^  wir  haben  sie  in  Spalte  13  und  14  zusammengestellt. 
Wenn  wir  nun  ausserdem  in  Spalte  1 1  und  12  auch  diejenigen  Quantitäten  aufge* 
führt  haben,  welche  sich  aus  der  Berechnung  des  Centners  Braumalzschrot  zu  100 
Quart  ergeben,  so  geschah  das,  wie  sich  weiter  unten  herausstellen  wird,  nament- 
lich, uro  dadurch  eine  Vergleichung  mit  andern  Staaten   zu  ermöglichen. 

Indem  wir  nach  diesen  einleitenden  Bemerkungen  zur  Sache  selbst  über- 
geben, betrachten  wir  zunächst  den  Gang  der  Production  ganz  im  Allgemeinen. 
Wenn  wir  einen  Blick  auf  die  Spalten  1 1  und  12  oder  13  und  14  werfen,  wel- 
che die  Menge  des  prodncirten  Bieres  überhaupt,  oder  die  Spalten  16  und  17,  wel- 
che die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  fallende  durrhschnitt liehe  Quantität  aus- 
drucken, so  bemerken  wir  sofort,  dass  in  den  Jahren  1854  und  55  die  Bier- 
produrtion  noch  nicht  recht  zum  Aufschwung  kommen  will.  Dies  hat  sei^ 
nen  Grund  in  den  derzeitigen  theurcn  Preisen  aller  Lebensbedärfnisse ,  in 
Folge  deren  vielen  Leuten,  namentlich  den  ärmeren,  eben  die  Möglichkeit 
genommen  war,  auch  noch  für  Bier  Geld  auszugeben.  Dazu  kam  nun 
noch  die  Theucrung  des  zum  Brauen  nothwendigen  Materials,  des  Hopfens 
lind    der     Gerste ;  von  letzterer    kostete    der    Scheffel   durchschntttlich    2  Thlr. 

1)  Im  Einzelnen  stellen  sich  die  Steuersätze  In  den  verschiedenen  Staaten  fol- 
gendermassen :  Der  Satz  von  20  Sgr.  galt  während  der  ganzen  von  uns  beliandelten 
Periode  für  Preussen,  Kurhes^en,  das  Grossherzo^tlium  Weimar,  das  Herzogthum 
Altenburg,  die  beiden  scliwsrzburgisclien  Fürst enihömer,  Reiiss  j.  L.  und  die  bsy- 
riaclie  Enclave  Caulsdorf.  In  Coburg  wurden  nach  der  Verordnung  vom  30.  Sept. 
1861  für  das  auf  gewöhnlichen  Mühlen  gewonnene  Braumalzschrot  19  Sgr.  0,23  Pfg., 
für  das  auf  Handmüblen  oder  sonst  auf  trockenem  Wege  bearbeitete  21  Sgr.  7,35  Pfg« 
bezahlt;  das  Gesetz  vom  5.  Sept.  1855  dagegen  führt  Sätze  von  29  Sgr.  4,78  Pfg., 
bezüglich  1  Thlr.  1  Sgr.  8,4  Pfg.  ein.  In  Gotha  wurde  der  Centner  durchweg  mit 
25  Sgr.  berechnet,  in  Meiningen  galt  früher  der  allgemeine  Satz  von  25  Sgr.  UV; 
Pfg:-,  nach  dem  Gesetz  vom  äl.  März  185&  wurde  festgesetzt,  dass  für  den  auf  ge- 
wöhnlichen MütUen  gemahlenen  Malzschrot  25  Sgr.  8V7  Pf«-«  für  den  auf  Quetsch- 
mühten  gemahlenen  28  Sgr.  bezahlt  werden  sollten.  Die  eigenlhümliclisten  Verhaltnisse 
waren  früher  im  Fürütenthum  Reuss  a.  L.  Lant  der  Verordnung  vom  17.  October  1838 
und  dem  25.  Juli  1854  betrug  die  Steuer  in  der  Stadt  Greiz  1  Thlr.  18  Sgr.,  wovon 
1  Thlr.  1  Sgr.  1  Pfg.  in  die  städifsche  und  16  Sgr.  in  die  landesherrliche  Kasse 
fielen,  in  der  Stadt  Zeulenroda  2  Tlilr.  (1  Thlr.  17  Sgr.  6  Pfg.  für  die  städtische  und  12 
Sgr.  6  Pfg  für  die  landesherrliche  Kasse),  auf  dem  Lande  20  Sgr.  Nach  der  Ver- 
ordnung vom  14.  März  und  der  erläuternden  Bestimmung  vom  23.  Aiigu.«t  iSül. wer- 
den dagegen  allgemein  für  den  auf  gewöhnlichen  Mahlmühlen  bereiteten  Malzsehrot 
20  Sgr.,  für  den  auf  Quetschmühlen  bereiteten  22  Sgr.  6  Pfg.'  eingeführt.  (N.B. 
In  den  Statistiken  sind  für  die  früheren  Jahre  nur  die  in  die  landesherrliche  Kasse 
fliessenden  Summen  in  Anschlag  gebracht.) 

6* 
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7  Sgr,  8  f(gs  Erftterer  wurde  allerdings  nach  dem  guten  Ansfall  der  Erndte 
Ton  1855  billiger  und  diesem  Umstände  ist  es  auch  wohl  hauptslchlirh  mit 
zususchreiben ,  dass  die  Production  dieses  Jahres  gegenüber  dem  Vorjahr 
wenigstens  hfi  Etwas  gesteigert  erscheint.  GfinsMgere  Verhillnisse  treten  dann 
aber  im  Jahre  1856  ein:  die  Preise  der  Gerste  und  des  Hopfens  sinken  (rrstere 
auf  2  Thir.  Y^  ^i^Oi  ^'^  gunstigen  Ergebnisse  der  Erndte  verbessern  die 
materielle  Lage  der  BeTölkeriing,  vor  Allem  werden  die  Verhältnisse  der  ar- 
beitenden Klasse  in  Folge  der  gesteigerten  Nachfrage  nach  Arbeit  und  der 
dtdurrh  veranlassten  Steigerung  des  Arbeitslohnes  andere  und  bessere.  Gani 
natürlich  wirken  diese  Umstände  auf  die  Bierprodiiction  in  vorthcilhafter  Weise 
tirif  es  macht  sich  nach  Ausweis  der  Spalten  11  und  13  eine  Vermehrung  von 
43,533  bei.  78,361  Ohm  bemerkbar.  Freilirh  bedfirfen  gerade  diese  Zahlen 
einer  Einschränkung.  Sie  sind  nänilirh,  wie  oben  angegeben  ist,  aus  dem  Er- 
trage der  Braumaizsteuer  conslruirt.  Nun  ist  aber,  wie  aus  dem  in  An- 
merkung 1  Gesagten  hervorgelit,  am  Ende  des  Jahres  1855  und  am  Anfang 
des  Jahres  1856  in  Coburg  und  Meiningen  eine  Erhöhung  der  Steuer  ein- 
getreten, so  dass  in  Folge  dessrn  die  berechneten  Summen  entweder  für  1856 
tu  hoch  oder  för  1855  zu  niedrig  ersfiheinen.  Glucklicher  Weise  kennen  wir 
ffir  die  beiden  angeführten  Jahre  die  Zahl  der  Tcrstcuerten  Centner  Braumalz: 
259,015  für  das  erste,  296,724  für  das  zweite  Jahr.  Während  die  Stei- 
gerung nach  den  zuerst  angeführten  Zahlen  18 — 19  §  zu  betragen  scheint, 
stellt  sie  sich  nach  diesen  nur  auf  14{{. 

Noch  belebter  wird  das  Braugeschäft  im  Jahre  1857.  Die  gunstigen 
Verhältnisse  des  Vorjahres  dauern  fort,  die  billigen  Preise  der  Lebensmittel 
bleiben,  die  Nachfrage  nach  Arbeit  ebenfalls;  Hupfen  und  Gerste  gehen  noch 
um  5 — 6  2  im  Preise  herunter,  dazu  kommt  der  aussergewöhnlich  warme 
Sommer,  welcher  zum  Genüsse  von  Bier  in  bedeutenderem  Masse  Veranlas- 
iung  giebt.  Daher  erklart  sich  die  bedeutende  Vermehrung  der  Production, 
welche  scheinbar  zwar  etwas  geringer  i^t  als  die  von  1855  zu  56,  in  der 
That  aber,  weil  hier  keine  Stcnererhöhung  eingetreten  ist,  sich  derselben  voll- 
kommen gleirh  stellt.  Dieselben  Gründe  der  Steigerung  wirken  auch  noch  in 
den  beiden  nächsten  Jahren  fort,  die  Gerste  wird  sogar  im  Jahre  1858  noch 
billiger  (1  ThIr.  22  Sprr.  6  Pfg.,  während  sie  1857  1  ThIr.  26  Sgr.  10  Pfg. 
kostete),  der  Hopfen  dagrgen  vertheuert  sich.  Der  Preis  desselben  beträgt 
tor  der  Erndte  47—60,  nach  derselben  67—90,  im  Jahresdurchschnitt  68  Thlr., 
allerdings  eine  bedeutende  Steigerung  im  Verhäilniss  zum  Vorjahr,  wo  er  auf  39 
Thlr  stand.  Nichte  desto  weniger  steigt  die  Production  auch  in  diesem  Jahre, 
erreicht  dann  aber  namentlich  im  Jahre  1859  eine  sehr  bedeutende  Höhe 
(361,464  Ohm,  82^  Quart  bezuglich  650,636  Ohm  41 1  Quart  oder  41,64 
resp.  74,95  Quart  für  den  Kopf  der  Bevölkerung).  Als  besonderer  Steige- 
rungsgrund ausser  dem  fQr  den  ganzen  Zeitraum  vorhandenen  mag  für  diesea 
Jahr  noch  der  Umstand  erwähnt  werden,  dass  in  Folge  der  durch  den  ita- 
lianinchen  Krieg  veranlassten  MobilmNchung  bedeutende  Truppenanhäufungen 
in  Thüringen,  namentlich  in  der  Nahe  von  Erfurt  stallfanden,  wodurch  der 
Consum  an  Bier  nicht  unerheblich  vermehrt  wurde. 

Ein  ganz  anderes  Bild  bietet  dann  allerdings  das  Jahr  1860  dar,  hier 
zeigt  sich  ein  bedeuteuder  Abschlag  in  der  Production.  Das  Erf^ebniss  des 
Jahres  1857  wird,  wenn  wir  nur  auf  die  Quantiät  des  producirten  Bieres  sehen, 
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allerilings  um  Wenigfps  übrrecliriKen,  brinf^en  wir  aber  die  yermelirle  Bevöl- 
kerung mit  in  Anschlag,  nirbt  einmal  erreicht.  Fragen  iv-ir  narb  den  Gründen 
dieser  im  Verhältnisa  zu  dem  belebten  Geschäft  der  Vorjahre  allerdinga  sehr 
auffälligen  Erscheinung.  Es  sind  deren  sehr  Tersrhiedene  vorhanden :  die  an- 
dauernd nasskalte  Witterung  des  genannten  Jahres  lud  eben  nicht  sehr  zum 
Gennss  des  Bierea  ein;  der  gute  Ertrag  der  letzten  Weinerndten  hatte  für 
die  höheren  Stände  die  Consumtion  dieses  Getränkes  erleichtert  und  die  grös- 
sere Thenernng  des  Getreides  sowie  anderer  nothwendiger  Lebensbedürfnisse 
der  niedern  Klasse  der  Bevölkerung  eine  Einschränkung  geboten;  die  Geraten- 
uiid  Hopfenpfeise  waren  bedeutend  gestiegen,  letztere  in  Folge  einer  allgemei- 
nen Misserudte  sogar  bis  zu  einer  biaher  nicht  gekannten  Höhe  (102  Thir. 
2  Sgr.  pr.  Ctr.).  In  Folge  dieses  Urostandcs  vertheuerten  sich  naturlich 
die  Bierpreiae  und  die  Bevölkerung  sah  sich  genötbigt,  ihren  Consum  noch 
mehr  einzuschränken.  Die  Verhältniaae  waren  In  diesem  Jahre  fQr  die  Produc- 
tion  80  ungünstig,  dass  man  aich  in  der  That  nicht  darüber  wundern  kann, 
daaa  dieselbe  sich  Oberhaupt  verminderte,  sondern  nur  darüber,  dass  diese 
Verminderung  nicht  noch  stärker  war.  In  diesem  Sinne  kann  man  sogar  das 
Ergebniss  des  Jahres    1860  noch  als   ein   recht  zufriedenstellendes  bezeichnen. 

Die  angeführten  Umstände,  welche  das  Sinken  der  Productlon  in  dem 
Jahre  1860  veranlassten,  übten  auch  noch  auf  das  folgende  Jahr  ihren  Ein- 
flusa  aus,  so  dass  wenigstens  in  der  ersten  Hälfte  desselben  die  Brauerei  auch 
noch  nicht  recht  wieder  zum  Aufschwung  kommen  wollte;  als  aber  in  Folge 
der  guten  Hopfen  -  und  Gerste-  Erndte  die  Preise  des  Materials  wieder  billiger 
geworden  waren,  atieg  sie  im  zweiten  Semester  einigermassen,  ao  dass  der 
producirte  Werth  wenn  auch  nicht  sehr  erheblich,  so  doch  etwas  über  den  des 
Vorjahres  hinausging.  Die  erfreulichen  Erndtenergebnisse  hatten  aber  nament- 
lich auf  das  Jahr  1862  eine  gute  Wirkung,  wo  die  Production  wieder  be- 
deutend zunahm  und  beinahe  die  Höhe  von  1859  erreichte. 

Man  hat  also  wohl  Veranlaasung,  mit  Befriedigung  auf  den  verflossenen 
Zeitraum  zurückzublicken,  wo,  abgesehen  von  temporären  durch  besondere 
äuaaere  Verhältnisse  veranlassten  Störungen,  die  Bierproduction  in  Thüringen 
in  erfreulichem  Steigen  begriffen  war.  Um  so  mehr  werden  wir  aber  hierzu 
berechtigt,  wenn  wir  die  Ergebnisse  für  Thüringen  mit  denen  anderer  Staaten 
▼ergleichen.  Nach  den  vom  Zollvereine  jährlich  aufgestellten  „Statistiken  der 
Brauereien  im  preussischen  Staate  und  denjenigen  Vereinsländern,  deren  Regie- 
rungen mit  Preussen  die  Uebergangsabgabe  vom  Bier  ala  eine  gemeinschaft- 
liche theilen,'^  ergiebt  aich  für  die  letzten  4  Jahre  folgendes  Resultat: 
Jahre  Preussen  Sachsen  Braunschwefg  Thüringen  *) 

Auf  den  Kopf  der  BeToIkerong  kou^^t: 

versteu-    e,^„^,     versleu-    q»^„^-     verateu-    ci-..—     ▼eraleu-    au-,«- 
ertes      ^*7''^-      erles       ^^T         «rtea       ^'*«"-       erles       ^itr^J" 

Bier.        "t?'^       B'^r-        %Tr^       B««^-        %l7^        B«*r-         8rr^ 
Quart.        ®8^-        Quart.        ^«^^        Quart.        ^«'^-        Quart.        **^'^- 

1.  2.  3.  4.  5.  6.  7.  8.  9. 

1859  11,49  2,3  24,11  4,82  16,21  3.24  41,95  8,39 

1860  11,23  2,25  23,33  4,66  17,82  3,56  37,71  7,68 

1861  11,73  2,34  23,53  4,66  17,68  3,53  38,53  7,71 

1862  12,01  2,4  23,89  4,77  15,33  3,07  39,95  7,99 

2)  Ea  mussten  hier  für  Thüringen  die  Ergebnisae  der  Spalte  16  aus  Tabelle  I.  in 
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Um  die  Vermehrang  der  Production  in  den  eintelnrii  Staaten  ujitersuchen 
zu  können,  haben  wir  den  Steuerirtrag  des  einen  mit  dem  des  anderen  Jahres 
▼erglicben.  Da,  wie  srhon  oben  erwähnt,  die  Steuersatse  der  einzelnen  Staaten 
nicht  gleich  sind,  so  bekommen  wir  allerdings  durrh  unsere  Berechnung  kein 
dttrchaua,  sondern  nur  ein  annähernd  richtiges  Bild,  aber  wir  hatten  nun  einmal 
keine  anderen  Factoren,  aus  denen  wir  jene  Resultate  construiren  konnten.  Die 
Quantität  des  in  ganz  Thüringen  Tersteuerten  Malzscbrotes  war  uns,  abgesehen 
▼OD  Angaben  über  einzelne  Staaten  in  den  letzten  Jahren,  nur  für  1855  und 
56  bekannt.  Letzteres  ist  allerdings  nicht  ohne  Bedeutung.  Gerade  im  Jahre 
1855  nnd  56  war  in  Meiningen  und  Coburg  eine  Erhöhung  der  Steuer  ein- 
getreten; halten  wir  daher  den  Steuerertrag  des  Jahres  1855  und  56  mit 
einander  yerglichen  und  aus  der  Vermehrung  desselben  auf  eine  gleichmiaaige 
Vermehrung  der  Production  geschlossen,  so  wurden  wir  unvermeidlich  zu 
ftlschen  Resultaten  gekommen  sein.  Wir  haben  daher  für  diesen  Zeitraum 
unbedenklich  diejenigen  Zahlen  in  unsere  Tabelle  aufgenommen,  welche  die 
Vermehrung  dca  iMalzschrotea  ausdrücken  (Spalte  4  nnd  5).  £a  ist  damit  zwar 
•ine  Unregelmässigkeit  in  der  Tabelle  entstanden,  wir  glaubten  aber,  die  Regel- 
mäsaigkeit  der  grösseren  Richtigkeit  aufopfern  zu  müssen. 

Schon  für  die  Zeit  von  1854  —  55  hat  die  Erhöhung  der  Steuer  auf 
die  Ergebnisse  der  Berechnungen  Einfluss  geliebt.  Wenn  wir  nämlich  einen 
Blick  auf  die  ersten  Spalten  unserer  Tabelle  werfen,  so  bemerken  wir,  daas, 
wibrend  die  Bierproduction  im  Jahre  1855  aonat  augenscheinlich  noch  nicht 
zum  Aufschwung  kommen  will,  der  Steuerertrag  in  Coburg  um  17  J  im  Ver- 
hällniss  zum  Vorjahr  gestiegen  ist,  wie  gesagt  lediglich  eine  Folge  der  Erhö- 
hung der  Steuer.  Dass  in  solchem  Falle  mit  der  Vermehrung  des  Steuer- 
•rtrages  nicht  auch  zugleich  eine  Vermehrung  der  Production  stattfindet,  ver- 
steht sich  von  selbst,  dasselbe  zeigen  ausserdem  noch. die  beiden  folgenden 
Spalten  in  evidenter  Weiae.  Hätten  wir  den  Steuerertrag  in  Meiningen  und 
Coburg  für  1855  und  56  mit  einander  verglichen,  ao  wfirden  wir  eine  Zu- 
nahme von  8  nnd  45  g  gefunden  haben ^);  hier,  wo  una  aber  die  Menge  dea 
verbrauchten  Malzschrotea  gegeben  ist,  erscheint  dieselbe  nur  7  und  iO% 
gross.  Diese  Vermehrung  von  7  und  1 0  J  ist  sogar  in  dem  übrigena  sehr 
gUckUchen  Jahre  1856  die  niedrigste  in  ganz  Thöringen,  ao  dass  die  Ver- 
muthung  nahe  liegt,  dass  gerade  die  Erhöhung  der  Steuer  in  Meiningen  und 
Coburg  schlecht  auf  die  Production  gewirkt  hat.  Wenn  wir  dem  gegenüber 
die  bedeutend«  Zunahme  in*a  Auge  faasen,  die  eben  in  diesem  Jahre  an  ver- 
brauchtem Malzschrot  im  kurhessischen  Kreise  Schmalkalden  stattgefunden  hat 
^23  S),  80  kann  es  kaum  zweifelhaft  sein,  daaa  dieselbe  in  der  erschwerten 
Concurrenz  der  meininger  Biere  mit  begründet  liegt,  wozu  allerdings  alz  wei- 
teres Moment  der  in  dieser  Zeit  in  Angriff  genonmmene  Bau  der  Werrabahn 
kommen    mag.      Erst    im  Jahre    1857   fingt   das    coburger  Brauereigeschäft 

3)  Der  Ertrag  belief  sich 
in  Meiniogen  im  Jahre  1856  auf  38.814  Thlr. 

-  -    1855    ;^6,007 2_ 

also  Differenz  2,807  Thlr., 
In  Coburg  im  Jahre  1856  auf  32,145  Thlr. 

-  1855    -   22,047      - 

also  Differenz  10,098  Thlr. 
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wieder  in  bedeutender  Weise  an  sich  zu  heben,  namentlich  in  Folf^e  des  im* 
mer  weiter  ausg^edehnten  Exportes  der  Actienbrauerei.  Im  Uebrigen  geht  die 
Vermehrung  in  den  einselnen  Staaten  in  ziemlich  gleichem  Schritt  vorwärts, 
in  dem  einen  Jahre  hat  dieser,  in  dem  andern  jener  eine  etwas  bedeutendere 
Zunahme  aufzuweisen;  als  die  günstigsten  möchten  die  Ergebnisse  Altenburg's 
und   der  beiden  reussischen  Fürstenthumer  zu  registriren  sein. 

Im  Jahre  1860  erfolgt  denn  der  oben  erwähnte  Abschlag  in  der  Pro- 
duction,  der  aber  auch  nicht  in  allen  Staaten  gleichmassig  ist.  Während  er 
im  Kreise  Schmalkalden  und  Caulsdorf  sehr  bedeutend  erscheint,  ist  er  dage* 
gen  in  Meiningen,  Altenburg  und  Rfuss  j.  L.  nur  gering.  Erklärt  sich  bei 
Caulsdorf  die  bedeutende  Abnahme  namentlich  aus  Termiiidertem  Export,  so 
waren  in  Coburg  und  in  der  Oberherrschaft  von  Sondershausen  die  grossen 
Brauereien  bedenklich  gewesen,  ihre  noch  sehr  bedeutenden  Vorräthe  durch 
einen  nachhaltigen  Betrieb  weiter  zu  yermrhren;  in  Schmalkalden  hatten  die 
Preise  der  Gerste  eine  Höhe  erreicht,  welche  den  überhaupt  schon  sehr 
theueren  Durchschnittspreis  noch  erheblich  überstieg;  dazu  kam  eine  voll* 
ständige  Kartoffel  -  Missemdte ,  welche  zur  Einschränkung  des  Consuma 
nöthigte.  Auf  der  andern  Seite  hatte  in  Altenburg  in  Folge  der  Terbesserten 
Gesetzgebung,  namentlich  der  Uebertragung  der  Controle  an  daa  Steuerauf- 
sichtspersonal  ein  höherer  Ertrag  erzielt  werden  können  und  in  Gera  hatte, 
durch  die  hergestellte  Eisenbahnverbindung  und  die  dsrauf  gegründeten  Hofif- 
nungrn  eines  vermehrten  Exportes  veranlasst,  ein  sehr  lebhafter  Betrieb  statt« 
gefunden.  Die  meiningischen  Zahlen  aber  erscheinen  für  die  Beurtheilung 
der  Production  in  diesem  Jahre  nicht  geeignet,  da  in  demselben  einmal  aehr 
viel  Fixationen  auf  Grund  der  Abschlüsse  besserer  Jahre  staltgefunden  hatten, 
andererseits  statt  des  früheren  alt  nürnberger  Gewichts  der  leichtere  Zollcent- 
ner  und  zwar  ohne  entsprechende  Herabsetzung  des  Steuersatzes  eingeführt 
war.  Schon  wenn  wir  die  Menge  des  in  beiden  Jahren  versteuerten  Halz- 
schrotes  vergleichen,  stellt  sich  die  Abnahme  statt  auf  2,1  auf  4,2  {. 

In  den  nächsten  beiden  Jahren  macht  sich  nun  im  Allgemeinen  wieder 
eine  Steigerung  bemerkbar,  doch  geht  im  Jahre  1861  in  einzelnen  Lindem 
der  Betrieb  noch  weiter  herunter  als  1860.  So  nameniHch  in  Reuss  j.  L. 
und  Caulsdorf.  Ersteres  erklärt  sich  dadurch,  dass  man  sich  in  Gera  hinsicht- 
lich der  Hoffnungen  eines  vermehrten  Exports  getäuscht  sah  und  den  Betrieb 
einschränken  musste,  während  in  Caulsdorf  das  beinahe  gänzliche  Aufhören  der  Aus- 
fuhr nothwendig  auch  eine  Verminderung  der  Production  zur  Folge  haben  musste. 
Dies  glich  sich  zwar  im  nächsten  Jahre  wieder  aus,  wo  der  Export  in  so  enor- 
mer Weise  stieg,  dass  die  Production  sich  gleich  um  37,01  §  steigerte.  —  In  Reuss 
8.  L.  ist  in  den  beiden  letzten  Jahren  der  höhere  Steuererlrag  jedenfalls  nur  zam 
kleineren  Theile  Folge  der  erhöhten  Production ;  er  findet  seine  Erklärung  wesent- 
lich in  der  oben^)  näher  angegebenen  Veränderung  der  Steuergesetzgebung. 

Ueberblicken  wir  zum  Schluss  noch  den  in  Spalte  14  und  19  angegebenen 
Steuerertrag,  welcher  im  Jahre  1862  durchschnittlich  auf  den  Kopf  der  BeTöl- 
kerung  kam,  so  springen  uns  als  vom  Durchschnitt  (7  Sgr.  11,5  Pfg.)  sehr  ab- 
weichend namentlich  die  Zahlen  für  Caulsdorf  (14  Sgr.  4,2  Pfg.)  und  Coburg 
(26  Sgr.  9,7  Pfg.)  in  die  Augen.  Wirkt  bei  ersterem  Bezirk  namentlich  dia 
in  dem  letzten   Jahre   wieder   aehr  Termehrte  Ausfuhr  in   bedeutender  Weise 

4)  Yergl.  Anmerk.   1. 
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ein,  80  hal  die  enorme  H5he  der  Summe  für  Coburg  einerspite  in  den  dort 
beetebenden  StenereBUfn,  andererseits  aber  in  dem  sehr  ausgebreiteten  Betriebe 
der  Aetienbraaerei  ihren  Grand.  Die  geringe  Production  in  dem  Kreise 
Schmalkalden  nnd  im  Grossheriogthum  Sachsen  -  Weimar  liegt  In  den  irm- 
]icben  Verhaltnissen  der  Bevolberung  des  genannten  Kreises  und  des  eise- 
nacher   Oberlandes   begrfindet.  — 

Sehen  wir  zum   Schluss  noch,  vie  sieb    die  Production  auf  die  einielnen 
Gewerbsanstallen  Tertbeilt.     In  Tabelle  III 

Zahl  der  bestehenden  Brauereien. 


Gewerbliche 

Nicht  Keirerbllcbc 

Brauereien. 

Brauereien, 

• 

Jahre. 

in  den 

auf  dem 

Gesammt- 

in  den 

auf  dem 

zusam- 

Gesammt- 

Stadien. 

Lande. 

zahl. 

Städten. 

Lande« 

men. 

zahl. 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

1854. 

165 

1,310 

1,475 

12 

464 

476 

1.951 

1855. 

174 

1,306 

1,480 

12 

456 

468 

1,948 

1856. 

174 

1,299 

1,473 

10 

431 

441 

1,914 

1857. 

173 

1,289 

1,462 

10 

443    ^ 

453 

1,915 

1858. 

176 

1,289 

1,465 

10 

448 

458 

1,923 

1859. 

177 

1,276 

1,453 

9 

458 

467 

1,920 

1860. 

181 

1,257 

1,438 

6 

440 

446 

1,884 

1861. 

182 

1,249 

1,431 

6 

436 

442 

1,873 

1862. 

185 

1,248 

1,433 

6 

453 

459 

1,892 

finden  wir  die  Zahl  der  bestehenden  Brauereien  angegeben ;  wir  bemerken,  dass 
dieselbe  im  entschiedenen  Sinken  begriffen,  dass  sie  in  der  von  uns  behan- 
delten Periode  von  1951  auf  1892  heruntergegangen  ist.  Dieses  Sinken  ist 
natürlich  nach  den  einzelnen  Jahren  verschieden:  in  ungünstigen  Zeilen  wie 
s.  B.  1860  ist  dasselbe  sehr  bedeutend,  in  besseren  dagegen  (1858,62)  findet 
aogar  wohl  einmal  ein  temporäres  Steigen  statt.  Die  Erscheinung  tritt  in  glei- 
cher Weise  bei  gewerblichen  und  bei  nicht  gewerblichen  Anstalten  ein,  aber 
nicht  in  gleicher  Weise  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande.  Wahrend  hier 
aowohl  gewerbliche  ala  nicht  gewerbliche  Etablissements  in  steter  Abnahme 
begriffen  sind,  sinken  dort  swar  auch  die  paar  nicht  gewerblichen  auf  die 
Hälfte  herab,  aber  die  gewerblichen  steigen  in  bedeutsnder  Weise,  um  mehr 
ali   12  §. 

Zwei  Fragen  werden  sich  vor  Allem  aufwerfen:  wie  kommt  es, 
1)  dass  bei  der  Vermehrung  der  Production  überhaupt  die  Zahl  der  Produc- 
tionsanstalten  kleiner  wird  und  2)  dass,  während  alle  andern  Etablissements 
flieh  vermindern,  die  Zahl  der  stadtischen  gewerblichen  Brauereien  allein  sich 
ateigert?  Die  Antwort  auf  beide  Fragen  liegt  nahe  genug }  diese  Verhalt- 
niaae  finden  ihre  Erklärung  in  der  Zunahme  des  grossen,  fabrikmissigen  Be- 
triebes. Je  mehr  sich  die  Erkenntniaa  verbreitet,  dass  mit  der  steigenden 
Production  nicht  auch  die  Productionakoslen  in  gleicher  Weise  steigen,  dasa 
daher  groase  Anstalten  immer  billiger  tu  produciren  vermögen  als  kleine,  um 
80  mebr  wird  der  fabrikmassige  Betrieb  sich  vermehren.  Die  Richtigkeit  dieses 
Satiea  bewahrt  sich  auch  hier  bei  den  Bierbrauereien.  Daas  sich  eben  diese 
groaaen  Brauereien  meistens  in  die  Städte  ziehen,  ist  sehroiatQrlich;  einmal 
ist  dort  die  technische  Fertigkeit  meiatens  gröaser,  die  erforderlichen  Capitaiien 
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find  besser  m  beschallen,  andererseits  bilden  aber  auch  die  Stidfce  die  Haapt- 
consumlioDsorte  fär  Bifr;  man  erepart  also,  wenn  man  in  denselben  braut, 
sehr  bedeutende  Transportboslen,  denn  der  Transport  des  Hopfens  und  Malzes 
ist  Terbältnissmässig  billig,  der  des  Bieres  wegen  der  Mm^e  von  xngesetstem 
Wasser  sehr  theuer.  In  welcher  Weise  eine  Vermehrung  des  grossen  Be- 
triebes hier  stattgefunden  bat,  zeigen  wohl  am  deutlichsten  die  beiden  unten 
stehenden  Tabellen,  Ton  denen  die  erste  die  Zahl  der  gewerblichen  Brauereien 
angiebt,  welche  100,  tOOO,  2000  und  mehr  Centner  Braumalz  Tersteuerten, 
während  die  zweite  den  durchschnittlichen  Steuerbetrag  für  eine  städtische, 
eine  ländliche  und  eine  Brauerei  überhaupt  aufiffihrt. 

Tabelle  IV, 

Zahl  d^r  gewerblichen,  Brauereien  welche  an  Braanialz 

versteuerten: 


Jahre 

100  Clr. 

100  - 

1000  — 

2000   Clr. 

u.  weniger 

1000  Ctr. 

2000  Ctr. 

und  mehr 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

1854 

856 

355 

47 

18 

1855 

829 

375 

35 

19 

1856 

803 

395 

43 

24 

1857 

743 

445 

45 

33 

1858 

714 

494 

47 

35 

1859 

674 

523 

50 

37 

1860 

741 

466 

50 

31 

1861 

706 

487 

58 

29 

1862 

673 

623 

55 

34 

Tabelle  V. 

Durchschniltlicber  Steuer-  Ertrag. 


einer  ländlichen 
Brauerei. 

3. 

47,89 
48,53 
58,56 
64,48 
69,09 
71,24 
64,71 
68,46 
71,98 


Jalir« 

einer  städtischen 

iiaiire 

Brauerei. 

1. 

2. 

1854 

626.71 

1855 

544,35 

1856 

662,97 

1857 

775,93 

1858 

816,24 

1859 

890,53 

1860 

800,27 

1861 

803,09 

1862 

843,74 

einer  Brauerei 
überhaupt, 

4. 

95,01 

96,86 
116,77 
131,32 
143,42 
150,51 
137,18 
142,16 
150,42 


Diese  Zahlen  sprechen  unserer  Ansicht  nach  deutlich  genug.  Zeigt  Tabelle 
IV  die  bedeutende  Zunahme  grosser  Brsuercien  und  die  Erweiterung  des 
Betriebes  der  kleineren,  so  lernen  wir  aus  Tabelle  V  auaserdem  noch  das  Ver- 
hältniss  des  städtischen  Betriebes  sum  ländlichen  kennen.  lu  jedem  Jahro 
bemerken  wir  eine  Zunahme  der  drei  Klassen  von  grösseren  Brauereien, 
in  jedem  Jahre  eine  Abnahme  der  kleineren,  in  jedem  Jahre  nimmt  der  Um- 
fang des  Braubetriebes  in  den  einzelnen  Gewerbsanstallen  xu,  namentlich  in 
dm  städtischen  in  sehr  bedeutendem  Hassstabe.  Die  fast  einzige  Ausnahme, 
welche  daa  Jahr  1860  in  dieser  Besiehung  macht,  spricht  nicht  gegen  unsere 
Behauptung,  da   gerade  in    diesem   Jahre   ans  den    schon   oben   angeführten 
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GrAndcii,  der  Thraernn^ir  des   Materials  und  der  Verminderung  des  Consums, 
eine  Eintchrftnkiing  des  Betriebt  nothig  wurde. 

Eine  erfreuliche  Zunahme  der  Produrtion  neben  einer  Vermind«mng  der 
Meinen  und  ländlichen,  einer  VernLrbning  der  grossen  und  städtischen  Etab- 
lissements: das  ist  es,  was  wir  sIs  das  Ergebniss  unserer  Unlersachung  ober 
den  Stand  der  thüringischen  Bierbrauereien  in  der  Zeit  von  1854 — 62  hin- 
stellen können« 


IL 

Torsehlag*  des  Tereins  dsterreiehisclier  Indastriellen  cur  fir- 
riclitiuiff  einer  Central  -  Handel«  -  and  Qewerbekammer  in 

IBTien. 

Das  Cenlralburean  des  Vereins  österreichischer  Industrieller  in  Wien  ar- 
beitet mit  einer  ausserordrntlichsn  Rüstigkeit.  Kaum  hat  es  die  Agitstion  fir 
Einfnhrung  dcB  metrischen  Mass-  und  Gewichtssystems  in  Oestvrreirh  begonnen, 
so  tritt  es  schon  mit  einem  neuen  Vorschlag  xur  Gründung  einer  Central - 
Handels-  und  Gewerbeksmmer  hervor. 

Der  gedruckte  Bericht,  durch  welchen  der  Vorschlag  begründet  wird,  sagt : 

,J)ie  Handels  -  und  Gewerbeksmmern ,  die  in  sndern  Landern  schon  eine 
altbegrundete  Stellung  haben  —  in  Frankreich  datiren  sie  schon  aus  dem  Jahre 
1700,  —  sind  in  Oeslerreich  eine  Schöpfung  der  neuesten  Zeit  und  hHben  in  der 
Terhältnissmassig  kurxen  Periode  ihres  Bestehens  schon  mehrfache  Umgestaltungen 
erfshren.  Sie  wurden  in's  Leben  gerufen  durch  einen  Erlass  des  hohen  Hi* 
nisteriums  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  Yom  15.  December  1848« 
Am  26.  Härs  1850  erschien  sodann  dMSJenige  Gesetz,  auf  dessen  Grund  die 
jetzigen  Handelskammern  bestehen.  Dies  Gesetz  selbst  köndigte  sich  als 
ein  provisorisches  an,  und  wirklich  sind  erst  unlängst  wiederunm  durch 
das  hohe  Ministerium  von  den  Kammern  über  eine  Reorganisation  dieser  In- 
stitution Vorschlage  eingefordert  und  gegeben  worden. 

Es  Ware  ungerecht,  das  ausserordentlich  viele  Gute,  dss  die  Handelsksm- 
mern  angeregt  und  geleistet  heben,  irgendwis  verkennen  zu  wollen.  Jedoch 
wird  msn  aus  der  Thatsache  jener  wiederholten  Veränderungen  in  der  Organi- 
sation der  Kammern  ohne  Uebereilung  den  Schluss  wsgen  dürfen,  dass  die  Han- 
dels- und  Gewerbekammern  in  unserem  volkswirthschaftlichen  und  politischen 
Leben  noch  nicht  ubersU  jene  gsnz  feste  und  nsch  allen  Seiten*  befriedigende 
Stellung  gefunden  heben,  die  ihren  Schwerpunkt  in  sich  selbst  besitzt  und  jedo 
weitere  Modification  auf  lange  Zeit  hinaus  ausschliesst. 

Dem  fürsorglichen  Wunsche  des  hohen  Handelsministeriums,  welches  die 
Ansichten  der  pract lachen  Geschliftsk reise  über  die  Organisation  der  Handels- 
snd  Gewerbrkammern  hören  will,  wird  es  dsber  gewiss  entsprechen,  wenn  die 
Betheiligten,  ihrer  Meinung  einen  unumwundenen  Ausdruck  gebend,  dem  hohen 
Mniisterum  einige  Vorschläge  unterbreiten ,  von  denen  ein  frnchtbsres  Eingreifen 
dieser  Institution  in  das  praktische  Leben  zu  erwsrten  sein  durfte. 

Daa  Gesetz  vom  15.  December  1848  hstte  den  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern einen    ziemlich  ausgedehnten   Wirkungskreis   zugewiesen.     $.  4   des 
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fraglichen  Geieties  lautet:     ,yZnm  Wirkungskreii  der  Haodekkammern  gekoren 

insbesondere : 

a)  Vorschläge  zur  Verbesserung  der  Handels-  und   Gewerbsgesetzgebung; 

b)  Antrage  über  die  Milt«!  zur  Bt>förderang  und  Belebung  der  Gewerbe 
und  des  Handels  und  zur  Beseitigung  der  Ursachen,  welche  die  Fort* 
schritte  in  denselben  hemmen; 

c)  Erstattung   von    Auskünften    und    Berichten   an  die  Behörden  über  auf. 
Handel  und  Industrie  Bezug  habende  Angelegenheiten; 

d)  Verfassung  von  Narhweisungen  über  den  Stand  der  Gesammtindustrie 
und  der  dabei  beschäftigten  Personen; 

e)  die  Mitwirkung  bei  der  Regelung  des  Zolltarifs; 

f)  Vorschläge  über  Ernennung  von  Consuln,  Han<|elsagenten  und  Sensalen, 
sowie  auch  zur  Errichtung  von  Consulaten,  Börsen  und  öffentlichen,  auf 
Handel  und  Gewerbe  Bezug  habenden  Anstalten; 

g)  Erstattung  von  Gutachten  über  Sensarien  und  andere  Auslagen  für 
Öffentliche,  im  Interesse  der  Industrie  und  des  Handels  aufgestellte  Per- 
sonen ; 

h)  Berechtigung,  mittelst  Correspondenz  sich  mit  den  Behörden  und  andern 
Handelskammern  über  Verbesserungen  in   Gewcrba-  und   Handelsangele- 
genheiten in  Verbindung  zu  setzen; 
i)  die  Verpflichtung,  spätestens  im  Monat  März  jeden  Jahres    einen   aus- 
führlichen Bericht  über  den  Zustand  und  den    Gang   der   Industrie    und 
des  Handels  des  abgelaufenen  Jahres  an  das  Handelsministerium  zu  er- 
statten.'^ 
Ferner  heisst  es  in  §  4 :     „Die  Handelskammern    sind  über  neue  Gesetze 
und    Verordnungen    in   Gewerbe-  und    Handelsangelegenheitcn,   bevor   dieselben 
erlassen  oder  die  bestehenden  wesentlich  abgeändert  werden,  um  ihr  Gutachten 
zu  vernehmen. 

Das  Gesetz  vom  25.  März  1850  bezeichnet  es  in  $  4  und  5  als  die 
Aufgabe  der  Handelskammern,  ^,auf  ihrem  besonderu  Standpunkte  und  für  den 
zugewiesenen  Bezirk  zu  wirken,  Gutachten,  Vorschläge  und  Auskünfte  über  alle 
zu  ihrem  Wirkungskreis  gehörigen  Angelegenheiten  zu  erststten,  die  dahin  ein- 
schlägigen Aufträge  des  Handelsministeriums  zu  vollziehen,  ihre  diesfälligen 
Wahrnehmungen  zu  eröffnen  und  alljährlich  einen  Hauptbericht  über  alle  Er- 
fahrungen des  abgelaufenen  Jahres,  über  ihre  Wunsche  und  Anträge  einzureichen.'^ 
Wie  sus  dieser  Gegenüberstellung  beider  Gesetze  hervorgeht,  ist  nach  dem 
gegenwärtigen  Gesetze  der  Wirkungskreis  der  Handelskammern  ein  viel  engerer 
geworden,  und  namentlich  besessen  die  Bestimmungen  des  Erlasses  vom  15. 
Dezember  1848  unter  §.  3  e  und  §.  4  eine  Tragweite,  die  schon  an  die  geaeti* 
gebende  Thätigkeit  angränzt. 

Es  wird  nnn  zugestanden  werden  müssen,  dass  die  letztern  Bestimmungen 
über  das  den  Handelsksmmern  zuzuweisende  Gebiet  hinübergreifen,  sowie  dasa 
dem  fraglichen  Zwecke  in  gewisser  Beziehung  bereits  durch  die  bestehenden  kon- 
stitutionellen Organe  Genüge  geschieht.  Es  kann  daher  nicht  die  Absicht  be- 
stehen, den  einzelnen  Handelskammern  den  ihnen  durch  daa  frühere  Gesetz  aus 
der  ersten  konstitutionellen  Periode  Oesterreichs  sngewicsenen  Wirkungskreis 
SU  revindiciren ,  um  so  weniger,  als  bei  den  divergirenden  Interessen  der  ein- 
seinen Kammern  und  bei  dem  Umstände,  dass  denselben  der  Verkehr  unter  einan- 
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der  nach  dem  Geselle  Tom  25.  HSn  1850  untereiigl  ist,  ndr  selten  eliibeil- 
liehe,  für  die  Regierung  wirklich  massgebende  Gutschten  und  Vorsehlfige  er* 
wartet  werden  können.  Dsgpgen  wird  mit  aller  Bntschiedeiiheit  darauf  hinxu- 
Wfjisen  sein,  dass  ein  ?on  Fall  zu  Fall  aus  Delegirten  ^er  einzel- 
nen Kammern  zusammengesetztes  Centralorgan  zu  schnfifen  sei, 
welches,  mit  Beibehaltung  des  gegenwärtigen  Wirkungskreises  der  Kammern,  es 
ermöglicht ,  die  mitunter  heterogenen  Antrage  derselben  narh  ihren  Motiven  auf- 
zuklären und  in  den  meisten  Fällen  zu  einem  Ton  der  Öffentlichen  Meinung  ge- 
billigten, aus  einem  Compromiss  der  yerschledenen  Lokatinteressen  entsprungenen 
und  den  Zwecken  des  Gesammtstaats  entsprechenden  Schlussantrag  zusammen- 
zufassen. 

Wenn  es  sich  nur  darum  handelt,  von  den  Kammern  /iber  lokale  Fragen 
und  Verhältnisse  Auskaufte  zu  erhalten,  so  werden  die  bestehenden  Einricblungeu 
diesem  Zwecke  vollkommen  entsprechen.  Kommen  aber  Angelegenheiten  tou 
weitgreifender,  allgemeiner  Bedeutung  für  Oesterreichs  Handel,  Industrie  und 
Gewerbe  in  Frage,  dann  durfte  es  in  der  Ueberzeugnng  jedes  Betheiligten  fest- 
stehen, dass  die  bisherige  Form  der  Einholung  vereinzelter  und  zunächst  aus 
Berücksichtigung  der  lokalen  Interessen  pflichtgemäss  entstandener  Gutachten 
für  di«  hohe  Regierung  nicht  die  bei  so  schwer  wiegenden  und  verantwortlichen 
Beschlfissen  erfurderlirbe  Grundlage  gewährt.  Ein  Rsth,  wie  solchen  die  Re- 
gierung wünscht,  ist  nur  in  lebendigem  Austausch  der  Interessenten,  in  einer 
allen  wechselnden  Verhältnissen  folgenden  mundlichen  Besprechung  derselben 
und  unter  Entgegennahme  der  politischen  und  staatswirthschaftlichen  Intentionen 
der  Regierung  *zu  ertheilen.  In  allen  diesen  Beziehungen  ist  einem  zuweilen 
TOD  missverstandenen  Voraussetzungen  ausgehenden,  oder  nicht  ganz  klar  ge- 
gebenen, oder  vom  interpretirenden  Empfänger  irrig  aufgefassten  schriftlichen 
Gutachten  wohl  kaum  dieselbe  Garantie  zuzusprechen,  als  einem  durch  persön- 
liehe  Berathung  geklärten  Resnm^  gediegener  Fachleute  als  gewählter  Vollmacht- 
träger sämmtlicher  Kammern  des  Reiches. 

In  einem  solchen  Cenlralorgane  fände  die  ganze  Thätigkeit  der  Kammern 
ihren  rechten  Abschlnss,  und  von  hier  aus  wurden  wiederum  in  die  einzelnen 
Kammern  die  nöthigen  Anregungen  und  Mittheilungen  zuröckströmen.  Hätte 
z.  B.  bisher  ein  solches  Organ  bettenden,  so  wurde  die  Gleichmässigkcit  der 
Berichte  der  Kammern,  wie  sie  jetzt  in  Wien  festzustellen  beabsichtigt  wird, 
gewiss   schon  froher  erreicht  sein. 

Inwiefern  ein  derartiges  Organ  bei  gemeinsamen  Unternehmungen  der 
österreichischen  Industriellen  praktisch  werden  kann,  darüber  gibt  die  bel- 
gische Einrichtung  einen  Fingerzeig,  wonach  es  ein  Ausschuss  aua  den 
Handelskammern  ist,  welcher  der  dort  bestehenden  grossartigen  Ezport- 
gesellschaft  berathend  zur  Seite  steht. 

Auch  an  die  gegenwärtig  achwebenden  Zoll-  und  Handelafragen  sei  hier 
kurz  erinnert.  Gewiss  wäre  es  im  Interesse  der  Regierung,  des  Landes  und 
der  Industrie  gelegen,  dass  ein  so  höchst  kompetenter  und  officieller  Beirath, 
wie  das  hier  befürwortete  Centralorgan,  sich  über  diese  wichtigen  Fragen  aus- 
sprechen könnte. 

Treten  ferner  plötzliche  Calamitäten  ein,  wie  z.  B.  Handelskrisen,  so  er- 
weist sich  ein  Eingreifen  der  Handelskammern  bei  dem  bisherigen  Geschäfts- 
gange  als  gänzlich  unzureichend,    wogegen   eine  centrale   Versammlung ,   aus 
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4er  IntelUfreni  der  HandeUkammern  beatehend,  ao  bemfen  vie  befihigt  wäre, 
die  xweckdienlicheten  MitNl  xur  Abhilfe  voraasrhlafren  and  schon  durch  die 
einfache  Thatsache  ihrea  Zni^ammensfins  beruhigend  ntid  aua^leichend  auf  die 
gestörten  Verhsitniflae  der  Produklion  und  des  Credila  einzuwirken. 

Ein  solchfs  Organ  würde  schliesslich  nieht  nnr  der  hohen  Regierung  in 
administrativer  Besiehung  eine  erwünschte  Stütxe  bieten,  aondcrn  es  wärde 
auch  dfr  hohe  Reichsralh  in  der  Lage  sfin,  in  den  seitranbendsten  und 
achwierigslen  Fragen  dfr  Gesettgebung  fachmännischen  Roth  einsuholen,  aus- 
gegsngm  vonr  einer  Körperschaft,  die  gsnz  den  Charakter  einer  auf  konstitutio- 
neller Grundiiige  znsammengfseUtfn  EnquMekommisnion  beanspruchen  dürfte. 

Das  sind  einige  Ton  den  vielen  Grfinden,  die  fflr  eine  Inslilution  sprechen, 
Ton  welcher  antunehmen  ist,  dass  sie  eine  Lücke  in  den  bestehenden  Einrich- 
tungen ausfililen  werde.  Die  Kosten,  die  sie  verursacht,  und  die  Mdhen,  die 
sie  ihren  Mitgliedern  auferlegt,  sind  nicht  bedeutrnd  im  Verhaltnisse  xu  den 
heilsamen  Folgen.  Als  solche  durften  heryorgehoben  werden:  ein  klarerer  Ein- 
blick in  die  Bedurfnisse  der  Gewerbe  und  des  Handfls*  von  Seiten  der  hohen 
Regierung,  von  Seiten  dra  Reirhsrsihs  und  der  Wissenschaft;  eine  innigere 
Verbindung  der  Handelskammern  und  ihrer  Mitglieder,  arren  Wirkungskreis, 
weit  entfernt  eine  Schmälrrung  xu  erleiden,  dadurch  vielmehr  erweitert  und 
praktischer  xnsammengrfasst  wird;  eine  Begünstigung  gemeinsamer,  nützlicher 
Unternehmungen  der  Ksmmem;  endlich  mit  einem  Worte  —  die  Gewinnung 
eines  Centralorgans  der  Arbeitsinteressen  des  grossen,  ?ielgestalteten  und  doch 
in  seinen  Interessen,  und  gerade  durch  seine  Interessen  innig  verbundenen 
Kaiserstaats.^*  — 

lieber  die  spectellere  Einrichtung  der  Ceniraihsndelskammer  giebt  ein  Ent- 
wurf Attfschluss ,  df m  wir  folgende  Bestimmungen  entnehmen  : 

§.  2.  Das  mit  ausschliesslich  berathendem  Einflüsse  ausgestattete  Institut 
hat  in  allen  wichligen,  das  rein  localo  Inten^sse  fiberschreitenden  Angelegen- 
heiten des  Handels,  drr  Industrie  und  der  Gewerbe  als  yermittelndes  Organ 
zwischen  simmtlichen  Handelsksmmern  des  Reiches  und  der  Regierung  xu 
dienen;  es  hat  in  dieser  Eigenschaft  jene  von  den  einzelnen  Handelskammern 
eingehenden  Wunsche,  Anträge  und  Gutachten,  welche  von  weit  eingreifender 
allgemeiner  Bedeutung  sind ,  mit  Berficbsirhlignng  aller  Torliegenden  Verhütt- 
nisse zu  einheitlichen  Schlussantragen  zu  formuliren,  aus  den  Jahresberichten 
der  Handelsksmmern  übersichtliche  Hauptberichte  xusammenxustellen  und  dem 
Reirhsrsthe  uud  der  Regierung  gegenüber  sls  berathendes  Centralorgan  für  die 
Interessen  des  Handels  und  der  Gewerbe  xu  wirken  und  bei  besonderen  Fällen 
die  Stelle  der  bisherigen  Enqueten  zu  vertreten. 

§.  3.     Zu  dem  Wirkungskreise  der  Central- Handele-  und  Gewerbekammer 
gehört  insbesondere: 
1.  Die  Erstattung  von  AntrSgen  und  Gutachten  fiber: 

a)  Handels-  und  Gewerbe  -  Gesetzgebung ; 

b)  Zollgesetzgebung  und  Zolltarife; 

c)  fiber  dem  Handel  oder  der  Industrie  auferlegten  Steuern; 

d)  über  bestehende  uud  zu  errichtende  Communicationen  und  öffentliche 
Verbehrsanstalten ; 

e)  über  Banken,  Credit-  und  Börsenwesen; 

f)  über  Vertretung  dea  Handela  im  Auslände. 
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2*  Die  Erstaltong  ?on  Aiukunflea  und  Bericbteii  Aber  Handel  und  Indaslrie 
im  Allg^enieineii. 

3.  Die  Einflussnuhme  auf  eine  der  Zeitperiode  und  der  fifenerellen  Form 
nach  eiiibeitiiche  Abfassung  der  jabriicben  HandeJskammerberichte. 

4.  Das  Recbl,  den  HaudeUkammern  ffir  Einbringung  ihrer  Vorlagen  Praclu- 
siyf rieten  festsrtzen  zu  dürffn. 

5.  Die  Zusammenstellung  sämmtlicher  Jahresberichte  der  einzelnea  Handela- 
kammem  zu  einem  übersichtlichen,  statistischen  Hauptberichte  mit  Be- 
leuchtung der  allgemeinen  Lage  des  Handels,  der  Industrie  und  des  Ver- 
kehres im  dsterteichischen  Staate  und  Zuaammenziehung  der  durch  die 
einzelnen  Kammerberichte  kundgegebenen  Wünsche  und  Beschwerden  zu 
resumirfndrff  den  allgemeinrn  Verhältnissen  und  Interessen  entsprecheh- 
den  Schlussanträgen  an  die  Regierung ,  sowie  die  regelmässige  Ver- 
öffentlichung dieser  Generalberichte. 

6.  Das  Ri*cht,  zu  ihren  Berathungen  auch  Fachmänner  beiziehen  zu  dürfen, 
die  nicht  Mitglieder  der  Central  -  Handels  -  und  Gewerbekammmfr  aind. 

§.  4.  Die  Central- Handels-  und  Gewerbekammer  ist  vor  Erlass  neuer 
oder  Abänderung  bestehender  Gesetze  oder  Verordnungen  in  Gewerbe-  und 
Handels- Angrieeenheiten  rechtzeitig  um  ihr  Gutachten  anzugehen. 

§.  5.  Handelt  es  sich  um  den  Erlaas  oder  die  Abänderung  solcher  Ge- 
setze und  Verordnungen,  welche  nicht  von  allgemeiner  Bedeutung  für  Handel 
und  Industrie,  sondern  nur  für  einzelne  Zweige  derselben  Ton  Wichtigkeit  sind, 
so  hat  die  Central  -  Handels  -  und  Gewerbekammer  ala  Enqudte  -  Commissiou 
zusammenzutreten  und  ihr  Gutachten  abzugeben. 

§•  6.  Die  Central -Handels-  und  Gewerbekammer  besteht  aus  52  Ab- 
geordneten der  einzelnen  Handelskammern  des  Reiches  und  einem  durch  diese 
l>estellten  ständigen  Central  -  Bureau. 

§.  7.  Jede  Handelskammer  des  Reiches  wählt  mittelst  Stimmzetteln 
einen  Dejegirten  zu  der  Central  -  Handels  -  und  Gewerbekammer  ffir  die  Dauer 
der  Verhandlung  der  von  Fall  zu  Fall  durch  die  Tagesordnung  bekannt  ge- 
gebenen Gegenstände. 

§.  8.  Als  Delegirter  zur  Central -Handels-  und  Gewerbekammer  kann 
Jedermann  gewählt  werden ,  der  in  den  österreichischen  Staaten  wohnt,  gross- 
jährig und  im  Besitze  der  bürgerlichen  Rechte  ist. 

§.  9.  Jeder  Delegirte  der  Handels-  und  Gewerbekammer  hat  bei  Ab- 
stimmungen ebendaselbst  so  viele  Stimmen,  als  der  Quotient  ausspricht,  welcher 
sich  ergiebt,  wenn  man  die  Zahl  der  Mitglieder  seiner  Kammer  durch  fünf 
theilt.  Die  Mitglieder  des  Aufischusses  haben  bei  den  Delegirten-Versammlungen 
je  eine  Stimme,  sonach  repräseutiren  die  52  Abgeordneten  der  Central- Handels- 
und Gewerbekammer  zusammen  145  Stimmen  und  die  Gesammtstimmzahl  der 
in  pleno  versammelten  Mitglieder  der  Central  Handels  -  und  Gewerbekammer 
beträgt  148  Stimmen. 

§.11.  Die  Central -Handels-  und  Gewerbekammer  acheidet  sich  ihrer 
Organisation  nach 

a)  in  einen  Ton  den  Delegirten  gewählten  atändigen  Ausschuss ,  welcher 
mit  den  besoldeten  Beamten  das  Centr»!  -  Bureau  bildet ,  und 

b)  in  die  Versammlung  der  von  Fall  zu  Fall  durch  die  Handelskammer 
gewählten  Delegirten  (§•  6). 
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Das  ständige  Central-Bureaa  besteht  ans  drei  Aasschasemitgliedern,  welche 
unter  sich  den  Vorsitienden  wählen,  einem  besoldeten  Central  -  Secretar  und 
dem  sonst  erforderlichen  Kanzlei  -  Personale.  Die  drei  Aosschussmitglieder 
werden  am  Schlüsse  jeder  ordentlichen  Delegirten- Versammlung  ffir  die  Dauer 
bis  zum  Schlussse  der  nichsten  ordentlichen  Versammlung  ?on  den  Delegirten 
aus  sich  gewählt. 

Sie  Terrichten  die  ihnen  zukommenden  Geschäfte  unentgeldlicb  und  wenig- 
stens Einer  Ton  ihnen  muss  seinen  bleibenden  Wohnsitz  in  Wien  haben  oder 
nehmen. 

Die  Delegirten- Versammlung  besteht  aus  den  Abgeordneten  der  einzelnen 
Kammern,  welche  Ton  Fall  zu  Fall  einberufen  werden,  und  aus  den  Mitgliedern 
it»  Ausschusaes. 

Zur  Leitung  der  Verhandlungen  und  ffir  die  Dauer  derselben  wählt  die 
Delegirten  -  Versammlung  unmittelbar  nach  ihrem  Zusammentritte  unter  Vorailz 
eines  Milgiiedea  des  Ausschusses  einen  Präsidenten  und  zwei  Vice -Präsidenten. 

§.  12.  Die  Thätigkeit  der  Central -Handels-  und  Gewerbebammer  zer- 
fSilt,  wie  schon  aas  ihrer  Organisation  zu  entnehmen: 

a)  in   eine  continuirllche   und  zugleich  executire,   ausgefibt  durch    das 
ständige  Central  -  Bureau, 

b)  in  eine  temporär   beratbende,    ausgeübt   durch   die  Delegirten  -  Ver- 
sammlung. 

Das  ständige  Central  -  Bureau  hat  sämmtliche  nach  §.  3  in  das  Ressort 
der  Central -Handels-  und  Gewerbekammer  gehörigen  Gearhäfle  auf  Grund- 
lage der  jeweiligen  Geschäftsordnung  (§.  13  und  19),  sowohl  den  Handelakamroern, 
als  auch  der  Regierung  gegenüber  zu  Termitteln.  Es  sind  daher  sämmtliche 
Gutachten,  Vorschläge,  Beschwerden  und  Berichte,  insofern  sie  von  weitein- 
greifender Bedeutung  für  Handel  und  Gewerbe  sind,  durch  die  Handelakammern 
dem  Central  -  Bureau  vorzulegen ,  dieses  hat  darüber  die  gründlichsten  Studien 
vorzunehmen,  die  Intentionen  der  Regierung  einzuholen  und  hieraua  ein  Re- 
aum<^  in  Form  von  Zusammenstellungen,  Vorschlägen  und  Anträgen  zu  bilden, 
auf  Grund  dieser  nach  §.14  die  Delegirten  -  Versammlung  zur  Berathnng  und 
Beschlussfassung  einzuberufen,  die  Sitzungen  der  Delegirten- Versammlung  zum 
Behufe  der  Wahl  des  Präsidiums  durch  den  Vorsitzenden  des  Ausschusses  zu 
eröffnen  (§.  11)  und  die  gefassten  Beschlüsse  zur  Kenntniss  der  Regierung 
und  der  Handelskammern  tm  bringen. 

Wird  durch  die  Initiative  der  Regierung  oder  der  Handelskammern  (§.  14) 
oder  des  Central  -  Bureau  selbst  eine  Einberufung  der  Delegirten  erforderlich, 
.vo  ist  den  Handelskammern  rechtzeitig  der  Gegenstand  der  Verhsndlung  zum 
Zwecke  der  Vorberathung  in  den  Kammern  bekannt  zu  geben  und  ea  ist  als- 
dann in  der  im  Eingange  festgesetzten  Weise  weiter  vorzugehen. 

Das  Central  Bureau  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  auf  Grund  der  Handela- 
kammerbericbte  stattzufindenden  ordentlichen  Delegirten  -  Versammlungen  auch 
jedes  Jahr  abgehalten  werden. 

Die  Versammlung  der  Delegirten  bat  nach  erfolgter  Wahl  dea  die  Ver- 
handlungen leitenden  Präsidiums  auf  Grundlage  der  vom  Central- Bureau  bc* 
gutachteten  Vorlagen  die  auf  der  Tagesordnung  befindlichen  Fragen  mit  mög- 
lichster Berücksichtigung  aller  Interessen  und  Verhältnisse  zu  geeigneter  Schluss- 
faaaung  zu  bringen,  je  nach  Erforderniaa  über  die  aa  ihrer  Wirksamkeit  (§  3) 
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gehörigen  Punkte,  sowohl  der  Regienmg  ab  den  Kammern  gegendber  durch 
das  Bareaa  die  lnitiati?e  zu  ergreifen,  über  die  Thitigkeit  des  Bureau  tu 
wachen,  und  alljährlich  ($.  11)  die  Hitglieder   de«  Ausschusses  zu  wählen. 

§.  13.  Die  erste  Einberufung  der  Delrgirlen  der  Central-Handels-  und 
Gewerbe-Kammer  geschieht  behufs  der  Constituirung  des  standigen  Centrat- 
Bureau  drei  Wochen  nach  allerhöchster  Sanctionirung  des  vorliegenden  Ge- 
setacs  durch  die  Regierung  selbst. 

Die  fersammelten  Delegirten  wählen  alsdann  unter  Vorsits  eines  Alters- 
Präsidenten  drei  Ausschussmitglieder  (§.  U),  welche  mit  Berficksichligung 
erhaltener  Instructionen  Unterhandlungen  mit  den  zur  Besetzung  der  besol- 
deten Aemter  des  Central -Bureau  geeigneten  Persönlichkeiten  anzuknüpfen, 
den  Entwurf  einer  Geschäftsordnung  für  das  Central-Bureau  und  die  Dele- 
girten-Versammlung  auszuarbeiten  und  die  ökonomischen  Fragen  für  den  Be- 
stand der  Central-  Handels*  und  Gewerbekammer  zu  erörtern  haben«  Nach 
der  Wahl  dieses  Ausschusses  vertagt  sich  die  Delegirten-Versammlung  bis 
zur  festgesetzten  Berichterstattang  des  Ersteren.  Jene  Handelskammern,  deren 
Delegirte  in  den  Ausschuss  gewählt  wurden,  können  zur  nächiten  Delegirten- 
Versammlung  neue  Abgeordnete  senden.  In  dieser  Versammlung  werden  übet* 
die  Vorschläge,  und  Anträge  des  Ausschusses  Beschlfisse  gefasst,  nach  deren 
Durchfuhrung  durch  den  Ausschuss  die  Central- Handels-  und  Gewerbekammer, 
vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  §  19  als  constituirt  zu  betrachten  und  so- 
fort Ihre  Wirksamkeit  nach  §  12  zu  beginnen  hat. 

§.  14.     Die  Versammlimgen   der    Delegirten    der  Central- Handels-    und 
Gewerbekammer  werden  öffentlich  abgehalten,  und  sind : 
1»  ordentliche, 
2»  ausserordentliche. 

Die  ordentliche  Versammlung  ist  jene,  welche  wesentlich  wegen  Abfas^ 
snng  dei  General-Kammerberichtes  alljährlich  stattfindet;  auf  ihre  Tagesord- 
nung können  indess  auch  andere  Verbandlnngs- Gegenstände  gesetzt  werden. 
Alle  weiteren  Delegirten- Versammlungen  sind  ausserordentliche. 

Die  Einberufungen  geschehen  stets  durch  das  Central-Bureau  und  zwar: 

A.  zu   den   ordentlichen  Versammlungen   alljährlich  einmal,  dann,  wenn  die 
Vorarbeiten  nach  §.  3  sub.  litlr.  5  beendet  sind  (§.  J2); 

B.  zu  den  ausserordentlichen  Versammlungen  geschieht  die  Einberufung: 

a)  über  Verlangen  der  Regierung; 

b)  in  den  Fällen  des  $.  3  sub.  littr.  i  und  2; 

c)  über  Antrag  der  Handebkammern,  sobald  dieser  durch  30  Stimmen 
der  Central-Handels-  und  Gewerbekammer  oder  so  viel  Handelskam- 
mern unterstfitzt  ist,  dass  deren  Mitglieder  zusammen  150  betragen. 

$  16.  Die  Delegirten  der  Central-Handels-  und  Gewerbekammer  erhal- 
len im  Falle  ihrer  Einberufung  zu  den  Versammlungen  als  Ersatz  für  ihre 
Reisespesen  Mellengelder  und  für  den  Aufenthalt  in  Wien  Diäten.  Beide  Er- 
Batzposten  werden  von  den  ordentlichen  Versammlungen  für  je  5  Jahre  fest- 
gesetzt. —  Kein  Delegirter  darf  die  Annahme  dieser  Bezüge  ablehnen.  Treten 
die  Delegirten  der  Central-Handels^  und  Gewerbekaramer  als  Special-Enqn§te 
($.  5  und  18)  zusammen,  so  haben  sie  keinen  Anspruch  auf  obige  Bezüge. 

S*  17.     Die   veranschlagten  Kosten  der  Central-Handels-  und  Gewerhe- 

kammer  werden  nach  ÜMsgabe  der    direkten  Steuern  von  Handel  und  6e- 

5»* 
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irerbe  der  einxeloen  HandelBkammcr- Bezirke  auf  diese  repartirt,  in  deren 
ordentlichem  Budget  aufgenommen  nnd  an  das  Central- Bureau  getalilt,  irelchea 
über  Bein  Finanz-Gebahren  bei  jeder '  ordentlichen  Vereammlung  Recbenacbaft 
Xtt  legen  hat. 

§.  18.  Wird  die  Central^Handela-  und  Gewerbekammer  nach  $.  5  ale 
Enquete- Commiaaion  zusammengerufen,  so  ist  eine  Vertretung  jeder  einzelnen 
Kammer  nicht  zulässig,  sondern  es  wird  von  dem  Ausschüsse  Ton  Fall  zu 
Fall  festgesetzt,  wrlche  Quote  an  direkten  und  in  besonderen  Filten  auch 
indirekten  Steuern  von  dem  in  Frage  kommenden  Handels-  oder  Industrie- 
Zweige  im  Handelskammer-Bezirke  abgeführt  werden  müsse,  wenn  die  betreff 
fende  Handelakammer  zu  einer  Delegation  berechtigt  sein  soll.  Die  Anzahl 
der  fachmannischen  Vertreter  einer  einzelnen  Handelskammer  bei  solchen  Spe- 
cial-Enqueten ergibt  sich  durch  Division  der  Normal- Steuer-Quote  in  die  ganze 
Stenersumme,  welche  Ton  dem  betreffenden  Handels-  oder  Industriezweige  Im 
Kammerbezirke  gezahlt  wird.  Dirisionsreste  über  die  Hälfte  der  Stenerquote 
werden  hierbei  als  volle   Quoten  angesehen. 

§.  20.  Die  Handelskammern  haben  nicht  nur  alle  die  Punkte  des  §.  3 
betreffenden  Ausarbeitungen,  sondern  jede  wie  immer  geartete  Auskunft  dem 
Central-Bureao  innerhalb   festgesetzter  Präclusiyfrist  lausenden. 


m. 

Senior*  Wliately  und  Mac  C^lloclit 

(Gin  Nekrolog.) 

Das  ablaufende  Jahr  1864,  in  welchem  unser  Landsmann  Ashcr«  der 
verdienstToUe  Uebersetzer  und  Bearbeiter  der  Hislory  of  prices  Ton  Tooke 
und  Newmarch  und  des  Hauptwerkes  von  Adam  Smith  starb,  hat  auch 
drei  NaUonalökonomen  und  statistische  Scbriflsleller  Grossbritanniena  auf  dieier 
Walt  abbernfen,  Senior,  Whately  nnd  Mae  Culloch. 

Nassau-William  Senior  (geb.  zu  Ussington  in  Berkshire  am  2€.  Sept^ 
1790)  ist  vielleicht  nach  Smith  nnd  Ricardo  einer  der  grdssten  National- 
dkonomen  Englands.  Wir  ehren  in  ihm  einen  der  wenigen  Engländer,  welche 
das  immaterielle  Kapital  nicht  nur  gelten  lassen,  sondern  ihm  die  Stellung 
einräumen,  die  ihm  im  Leben  und  in  der  Wissenschaft  gebührt.  In  seinen 
„Lectures  on  pol.  Econ.^'  (1  ed.  1826,  später  noch  8 — 10  Aiiiagen),  diesem 
klaren  nnd  gedankenreichen  Abriss   der  Volkswirthschafl,   kommt  (p.  134)  die 

•chöne  Stelle  vor:  „Even  in  onr  preient  State  of  chiliiation tbe  Intel- 

lectnal  and  moral  Capital  of  Great  firitain  far  exeeeds  all  her  material 
€apital,  not  onlj  in  importance,  but  even  in  producteveness^S  In  Deutsch- 
land mehr  gekannt  und  geachätzt  acheint  ein  anderes  Werk  von  Ihm:  „An 
outline  of  pol.  Econ.^'  (erschien  zuerst  1835  in  der  Eneyclopedia  metro- 
politana). 

Senior  war  urapringlich  Advocat;  seit  dem  Jahre  1826  lehrte  er  ali 
Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Universität  Oxford;  später  wurda  er 
einer  der  mastara  in  Chancery  (Secretär  der  Pairkanmer)  und  behielt  die 
Revenuen  aeinea  Amtes  (2800  L.  St)  selbst  dann  nooh  fort,  als  ea  längit 
•ingaiogen  var.  Im  Herbat  1863  finden  wir  ihn,  72  lahre  dt,  als  Präatdenten 
4er  Uaterrlditaseetion  bahn  Congrcaa  ier  Sodalwiaaesachaftea  i«  Bdlnbni|f.  -^ 
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Von  den  EDgländern  wird  sein  Name  gefeiert  als  einer  der  Vflter  dea  nenen 
Armengeaetiea.  In  der  berühmten  Ärmencommiaaion  jener  Zeit  aaaaen  neben 
ihm  Erzbiachof  Wbately,  Biacbof  filomfield  nnd  Mr.  Chadwick.  Se- 
nior und  Chadwick  wird  das  Hauptverdienst  an  der  Umgestallung  dea  eng- 
lischen Armenwesens  sogeschrieben.  Er  ist  der  Verfasser  eines  Berichtes  fibar 
die  Verwaltung  der  Armeusieuer  und  eines  Expos^  der  fremden  Gesetzgebung 
fiber  diesen  Gegenstand ;  ferner  des  Berichts  der  Untersuchnngscommission  über 
den  ZusUnd  der  Weber  (1834  und  1841)»  simmtlich  officielle  Arbeiten  für 
das  Ptriament.  Seitdem  Senior  in  die  Praxis  der  Volkswirthschaft  über- 
getreten war,  schrieb  er  nichts  mehr  für  deren  Wissenschaft ^  er  scheint  sich 
hauptsächlich  nur  noch  mit  socialen  Fragen  beschäftigt  zu  haben.  Ea  ist  diaa 
ein  Zog,  welchen  wir  an  mehreren  der  grössten  NationalökoEomen  nnserer 
Zdt  wahrnehmen. 

Der  Erzbischof  Richard  Whatelj  in  Dublin  war  Anfangs  Professor 
dar  Vtikswirthschaft  in  Oxford.  Während  der  Verwaltung  seinea  hohen  Kirchan- 
amtea  in  Dublin  gründete  er  einen  Lehrstuhl  der  politischen  Oekonomle  tn  der 
Universität  daaelbat.  Man  aagt  ?pn  ihm,  dass  er  die  Volkswirthschaft  in  mehr 
ila  4000  Schulen  eingeführt  habe. 

Seine  beiden  Hauptwerke  aind  zwei  elementare  Lehrbücher  der  politischen 
Oekonomle:  „Tntroductory  lectures  on  pol.  Econ/*  und  „Easy  lesaona  on  monej 
mattera^S  Ihm  ist  bekanntlich  die  Nationalökonomie  die  Wissenachaft  des 
Tausche«,  er  hat  dafür  den  Namen  Katallaklik  Torgeschlagen.  Er  war  ein 
Gegner  Rieardo's  in  yerscbiedenen  wesentlichen  Pnnfcten  der  Wissenschaft. 
Ein  Anhänger  Ton  ihm  aus  neuester  Zeit,  der  ihn  ausserordentlich  hoch  alellt, 
ist  der  Schotte  Macleod. 

J.  R«  Mac  CuUoch,  welcher  75  Jahre  alt  am  11.  November  attrb, 
war  1780  in  der  Grafschaft  Wigton  in  Schottland  geboren«  Zoerst  wir  er 
Chefredacteur  des  Scotchman  in  Edinburg,  dann  einige  Jahre  Professor  der 
Nationalökonomie  zu  London.  Im  Jahre  1838  wurde  er  Director  des  BureajBa 
ßg  Pnicksachen  (slationery  office)  und  bekleidete  diese  Sinecure  bia  an  aeinen 
Tod.  In  ihm  hat  wohl  der  friichtbarate  Tolkswirthschaflliche  Schriftatalfor 
Englands  sein  Dasein  beschlossen.  Ausser  seinen  Tielen  einzelnen  Abhandlungen 
fibcr  die  versdiiedensten  Gegenstände  der  Volkswirthschaft  nennen  wir  nur  die 
TOD  ihm  herausgegebenen,  wenn  auch  zum  grössten  Theile  Ton  Anderen  ge- 
achriebenen  groaaen  und  Tortreffiichen  Sammelwerke:  „A  dictionarj  practica!, 
theoretical  and  historical  of  commerce  and  commercial  naTigation*'  (ed.  4.  1852), 
Walchea  in  verschiedene  Sprachen  übersetzt  wurde,  in'a  Deutsche  zweimal,  und 
„A  sUtistical  account  of  the  british  Empire''  (1  ed.  1837  2  toL,  aeitdem  oft 
wieder  aufgelegt  und  erweitert);  femer  seine  berühmte  Ausgabe  Ton  Adam 
Smith  (erat  in  4  Binden,  apäter  in  einem  Bande)  und  aelne  eigenen  „Prin- 
ciplea  of  political  Economy^^  (1  ed.  Edinburg  1825,  später  mindestens  noch 
3  Auflagen).  Vielgelesen  in  England  ist  auch  seine  „Literatura  of  poL  Econ/' 
1845.  —  Er  brach  keine  neuen  Bahnen,  erwarb  sich  aber  für  die  Anabreitnng 
TolhawirthKhaftlicher  Kenntnisse  und  die  Vulgariafrung  der  Wissenschaft  grosso 
Terdienate  und  verstand  es  meisterhaft,  die  verschiedenen  tüchtigen  Kräfte 
Ettglanda  auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  und  Statistik  für  groaaa  Khrift^ 
atelierische  Zwecko  yn  vareinigen^ 


Hingesendete  Schriften. 

Wagner,  Adolph,  Die  GeseUmfiMigkeit  in  den  scheinbar  willkürlichen  mensch- 
lichen Handlangen  Toro  Standpunkte  der  Statistik.  Z^rei  Hefte.  Hamburg, 
1864.     8. 

Das  vorliegende  /Werk  zerfällt  in  zwei  Theile,  deren  erster  die  allgeaseioen 
Grundsatze  über  „Gesetzmässigkeit  in  den  scheinbar  willkörlirhea  menschliclien  Hand- 
Inogen**  aufstellt,  irährend  die  zweite  die  statistischen  Belege  dazu  enlhalten  soll. 
Als  solche  benutzt  der  Verfasser  die  Stalistik  der  Trauungen  und  Selbstmorde,  ver- 
spricht aber  für  später  auch  noch  eine  Bearbeitung  der  Yerbrecherslatistik.  Dia  in 
dem  Buche  angestellten  Untersuchungen  sind  jedenfalls  sehr  TerdlenslvoUo  und  interes- 
sante ,  wir  werden  daher  später  noch  specieller  auf  dieselben  zurückkommen. 

Zur  Statistik  des  Königreichs  Hannofer.  (Ana  dem  atatisttachen  Barean.) 
Neuntes  Heft     Hannover,  1863.     Folio. 

Enthält  die  Resultate  der  Volks-  und  Viehzählung  von  1861,  sowie  die  Bewegung 
der  Bevölkerung  von  1859  —  61.  Es  wird  in  dieser  amtlichen  Publication  das  sta- 
tistische Material  zwar  in  ausreichendem  Masse  geboten,  die  wiasenschafllicho  Ver- 
arbeitung desselben  aber  ist  sehr  unbedeutend;  der  vorausgesendete  Vorbericht  er- 
scheint lediglich  als  eine  paraphrasirende  Darstellung  der  Ergebnisse  der  Tabellen. 

Royaome  de  Belgique.  Documenta  atatistiqaea,  fublida  par  le  ddpartcment  de 
rinteriear  a?ec  le  coneoura  de  la  commlaaion  centrale  de  statiatifna.  Tonn 
VIH.    Brnxelles,  1864.     Folio. 

Belgien  ist  dasjenige  Land,  dessen  statistische  Arbeiten  noch  immer  und  zwar 
mit  vollem  Recht  als  mustergültig  betrachtet  werden.  Auch  das  uns  vorliegende  Werk, 
der  achte  Band  der  seit  1867  erscheinenden  „documents  slatistlques** ,  weldbe  Mit- 
theilungen aus  allen  Ministerialdepartements ,  vorwiegend  dea  Inoern  und  der  öffent- 
lichen Bauten  enlhalten,  giebt  wieder  von  der  Vorlreffiichkeit  der  Leistungen  der 
belgischen  Statistik  Zeugniss. 

Der  Inhalt  Iheilt  sich  in  zwei  Haupltheile,  deren  erster  die  Mittheilun^en  dea 
Ministeriums  des  Innern  enthält.  Diese  behandeln  in  den  beiden  ersten  Abschnitten 
die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Jahre  1862,  wobei  namentlich  die  ausführliche  und 
genaue  Berücksichtigung  der  Altersklsssen  und  der  Tod e.<( Ursachen  rühmend  anzuer- 
kennen ist.  Die  Zahl  der  Geborenen  betrug  145,568  Kinder  (74,868  Knaben  und 
70,700  Midchen) ;  gestorben  waren  100,124  Personen,  neue  Ehen  eingegangen  34,146. 

Der  dritte  Abschnitt  giebt  die  Resultate  der  Aushebungen  im  Jahre  1802,  der 
Tierte  die  Ergebnisse  der  Wahlen  zum  Senat  und  der  Repräsentantenkammer  sowie 
der  provinriellen  und  communalen  Wahlen,  der  fünfte  eine  Uebersicht  über  die 
FInanzverhIltnisse  der  städtischen  und  ländlichen  Gemeinden. 

Der  Tom  Ministerium  der  öffenllichen  Bauten  bearbeitete  Thell  der  Publikation 
Ist  vorwiegend  der  Betrachtung  der  Verkehrsanstalten  gewidmet,  vorzugsweise  werden 
darin  berücksichtigt :  Chausseen ,  Eisenbahnen ,  Wasserstrassen ,  Häfen ,  Posten  und 
Telegraphen }  daneben  enthält  er  aber  auch  eine  Reibe  von  sehr  schätzenswerthen 
Notizen  über  Bergbau,  Steinbrüche  und  damit  zusammenhingende  Gewerbszweige, 
sowie  endlich  eine  kurze  Uebersicht  über  die  Lage  der  finanziellen  Verhlltniase  des 
genannten  Ministeriums. 

Das  ganze  Werk  zeigt  wieder  eine  so  reichhaltige  Fülle  statiatischen  Materials 
und  eine  so  vortreffliche  Zusammenstellung  und  Verarbeitung  desselben,  daas  ea  aicb, 
wie  gesagt,  den  übrigen  Leistungen  der  belgischen  Statistik  würdig  anreiht. 


III. 

Anfänge  des  nationalökonomischen  Zeitschri^ 

tenwesens  in  Deutschland. 

lii  LekeMbM  au  4er  Mitte  des  18.  Jalirliuierti. 

Von 
Wlllielm  Roaelier. 

Es  wird  für  die  Leser  dieser  jQngsten,  so  frisch  emporblübenden, 
Yolkswirthscliaftlichen  Zeitschrift  nicht  ohne  Interesse  sein,  die  aller« 
frühesten  Anfänge  periodischer  Literatur  auf  dem  Gebiete  der  deut- 
schen Nationalökonomik  zur  Vergleichung  kennen  zu  lernen. 

Eine  verhältnissihässig  grössere  Bedeutung  gelehrter  Fach- 
zeitschriften wird  erst  auf  einer  gewissen,  nicht  gar  zu  niedrigen 
Entwickelungsstufe  der  Wissenschaft  möglich.  Die  Periode  abstracter 
Allgemeinheit  und  voreiliger  Systematik,  womit  fast  jede  Wissenschaft« 
liehe  Literatur  beginnt,  muss  zuvor  durchgemacht  sein;  man  muss 
zuvor  theoretisches  Interesse  am  Besonderen,  Bespect  vor  der  Beobacb* 
tong,  Liebe  zur  praktischen  Anwendung  der  Theorie  gewonnen  haben. 
Femer  setzt  das  Gedeihen  wissenschaftlicher  Zeitschriften  einen  nicht 
aUzu  engen  Kreis  von  schriftstellemden  Fachmännern  voraus,  da  es  dem 
Wesen  der  periodischen  Presse  doch  eigentlich  zuwiderläuft,  immer 
nur  als  Sprachrohr  derselben  Person  oder  kleinen  CJoterie  zu  dienen. 
Auf  Seiten  des  Publicums  endlich  muss  zuvor  bereits  eine  ziemliche 
Menge  von  Lesern  vorhanden  sein,  welche  Bildung  genug  besitzt,  um 
einer  gelehrten  Zeitschrift  mit  ihrer  fachmässigen  Specialität  und 
doch  wieder  Mannichfaltigkeit  des  Inhalts  zu  bedürfen,  und  zugleich 
Wohlstand  genug,  um  sie  regelmässig  zu  bezahlen.  Man  darf  sich  die 
Bolle  dieses  Leserkreises  auch  in  rein  geistiger  Hinsicht  ja  nicht  zu 
passiv  vorstellen.  Er  hat  gegenüber  der  Redaction  und  deren  Mit- 
arbeitern gerade  ebenso  viel  zu  bedeuten,  wie  der  Chor  im  griechischen 
Drama  gegenüber  den  Schauspielern,  oder  wie  die  öffentliche  Meinung 
gegenüber  den  Parteien  des  Landtages, 
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Für  die  Geschichte  der  Wissenschaft  selbst  bildet  der  Inhalt 
einer  solchen  Zeitschrift,  wenn  sie  durch  lange  behauptetes  Ansehen 
den  Beweis  geliefert  hat,  dass  sie  zu  ihrer  Zeit  im  rechten  Verhält- 
niss  gestanden,  eine  Quelle  von  höchster  Wichtigkeit;  auch  abgesehen 
davon,  dass  sie  natürlich  ein  lehrreiches  Spiegelbild  der  vornehmsten 
praktischen  Ereignisse  ihres  Faches  darbieten  wird.  Man  erkennt 
daraus  aber  auch  die  mittlere  Durckschnittshöhe ,  welche  die  Wissen- 
schaft jeweilig  eingenommen  hat.  Und  zugleich  pflegen  unter  einer 
verständig  liberalen  Redaction  —  nur  eine  solche  kann  sich  lange  be- 
haupten —  die  keimartigen  Anfänge  innerhalb  der  Zeitschrift  sicht- 
bar zu  werden,  woraus  die  Neuerungen  der  Wissenschaft  hervorgehen, 
welche  das  nächstfolgende  Menschenalter  beherrschen.  Sind  diese  Neue- 
rungen völlig  durchgesetzt,  so  muss  die  Zeitschrift  in  der  Regel  einer 
andern  Platz  machen.  Es  ist  ein  sehr  allgemeiner  Grundsatz  mensch- 
licher Entwickelung,  dass  neuer  Wein  in  neue  Schläuche  gehört. 

Schon  1716  hatte  der  berühmte  Cameralist  Julius  Bernhard  von 
Rohr  den  Wunsch  ausgesprochen,  dass  eine  besondere  Zeitschrift 
seines  Faches  erscheinen  möchte  ^).  Wirklich  ausgeführt  aber  ist  dieser 
Gedanke  erst  1729  ff.  durch  die  »Oeko nomische  Fama  von  aller- 
hand zu  den  öconomischen ,  Policey-  und  Cameral-Wissenschaften  ge- 
hörigen Büchern,  auserlesenen  Materien,  nützlichen  Erfindungen,  Pro- 
jecten,  Bedencken  und  anderen  dergleichen  Sachen  handelnd,«  wovon 
Justus  Christoph  Dithmar  zu  Frankfurt  a.  0.  nach  und  nach 
zehn  Hefte  herausgab,  die  kleinsten  61  und  64,  die  beiden  grössten 
je  112  Octavseiten  stark.  Dithmar  war  einer  der  beiden  ersten  Profes- 
soren, welchen  Friedrich  Wilhelm  I.  die  neuerrichteten  Lehrstühle  der 
Cameralwissenschaft  übertrug:  er  in  Frankfurt  a.  0.,  Gasser  in  Halle. 
Während  Gasser  seinen  Ausgangspunkt  von  der  Jurisprudenz  genom- 
men hatte,  war  Dithmar  von  der  Geschichte  zur  Cameralwissenschaft 
übergetreten.  Hiermit  hängt  es  vielleicht  zusammen,  dass  er  seinem 
CoUegen  ebenso  sehr  nachsteht  an  praktisch-ökonomischer  Einsicht,  wie 
er  demselben  überlegen  istlm  allgemeiner  Bildung.  So  rührt  z.  B. 
von  Dithmar  die  so  lange  herrschend  gebliebene  Eintheilung  der  Theo- 
rie in  Oekonomie,  Polizei-  und  Cameralwissenschaft  her,  sowie  die 
Ansicht  vom  nothwendigen  Zusammenhange  dieser  drei  Fächer.  Auch 
die  Eintheilung  der  Volkswirthschaft  selbst  in  land-  und  stadtwirth- 
schaftliche  Zweige  u.  s.  w.  Materiell  dagegen  ist  sein  Hauptwerk  eben 
nur  eine    von    eigentlich  nationalökonomischen  Ideen  fast   unberührt 


1)  Compendiease  Hausshaltongsbibliothek  I,  §.  7. 
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gebliebene  Schilderung  des  damaligen  preussischen  Wirthschafts-,  Poli- 
zei- und  Finanzwesens  nach  seiner  technischen  und  juristischen  Seite, 
ohne  den  mindesten  Versuch  weder  einer  tiefem  Erklärung,  noch  einer 
Verbesserung.  Dass  er  gleichwohl  für  seine  Zeit  nicht  unbedeutend 
gewesen,  dafür  bürgt  nicht  blos  die  Wahl  eines  solchen  Kenners, 
wie  Friedrich  Wilhelm  I.,  sondern  auch  die  Thatsache,  dass  seine 
»Einleitung  in  die  ökonomischen,  Polizey*  und  Cameralwissenschaften« 
(1731)  noch  lange  nach  seinem  Tode  (1737)  durch  einen  Mann  wie 
Schreber  neu  herausgegeben  werden  musste.  (5.  Aufl.  1755.  6.  Aufl. 
1769.) 

Die  Bedaction  der  Fama  wollte  »von  allen  in  ihr  Fach  gehörigen 
sowohl  alten  als  neuen  Büchern  nicht  allein  den  Inhalt  eines  jeden 
erzählen  und  was  an  selbigen  zu  rühmen  oder  auszusetzen  sein  möchte, 
anmerken,  sondern  auch  kleine  rar  gewordene  Schriften  ganz  einrücken; 
zu  denen  abzuhandelnden  Materien  aber  solche,  welche  sonderbaren 
Nutzen  haben,  auslesen.«  (Vorbericht.)  Uebrigens  scheint  der  grösste 
Tbeil  des  Inhaltes  vom  Herausgeber  selbst  herzurühren.  So  z.  B.  die 
Abhandlungen  vom  Zustande  des  ökonomischen,  Polizei-  und  Gameral- 
wesens  vor  der  Sündfluth,  von  desselben  Wesens  Zustand  nach  der 
Sündfluth  bei  den  Israeliten,  von  Salomons  ökonomischen  Büchern  (Heft 
1),  vom  ökonomischen  und  Polizei wesen  der  Griechen  (Heft  2),  die 
gar  nicht  üble  Zusammenstellung  der  Reichs  -  und  Landesgesetze  seit  K, 
Sigismund  zur  Reform  der  Handwerksmissbräuche  (Heft  6 — 8).  Aufsätzen 
Anderer  werden  zuweilen  kritische  Anmerkungen  eines  Pseudonymen 
Cordatus  Sincerus  beigefügt.  Dazu  kommt  eine  ganz  rosenkreuzerische 
Abhandlung  über  »die  Materie  des  Frostes,  Hagels  und  anderer  Ge- 
burten der  Sonne,  Mond,  Sterne  und  Elementen«  (Heft  3),  ein  »Be- 
denken vom  Kaufhandel  der  ganzen  W^elt«  (Heft  4),  eine  lange  Ab- 
handlung von  Stahl  gegen  die  Goldmacherei  (Heft  9),  der  Wieder- 
abdruck einer  1664  erschienenen  »Spinn-  und  Webeschule  für  das 
adelige  Frauenzimmer«  (Heft  10).  Endlich  noch  kleine  Aufsätze  über 
die  Besetzung  wüster  Ackerhöfe,  über  Holzsparkunst,  Bürger-  und 
Bauerlehen,  Massregeln  wider  Viehseuchen,  über  Kartoffelbau,  Instruc- 
tionen des  landwirthschaftlichen  Dienstpersonals  und  dgl.  m.  Alles 
ohne  die  mindeste  volkswirthschaftliche  Kritik,  rein  aus  juridischem 
oder  technischem  Gesichtspunkte,  und  selbst  in  dieser  Beschränkung 
nach  unseren  Begriffen  höchst  unwissenschaftlich  und  geistlos.  Die  Zeit- 
genossen scheint  es  mehr  angesprochen  zu  haben,  da  noch  im  Jahre  1749 
eine  zweite  Auflage  des  ganzen  Sammelwerkes  veranstaltet  worden  ist. 

Ungleich  bedeutsamer  in  jeder  Hinsicht  ist  die  zweite  volkswirth- 
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schaftliche  Zeitschrift:  Georg  Heinrich  Zincke's  »Leipziger 
Sammlungen  von  wirthschaftlichen,  Polizey-,  Cammer-  und  Finanz- 
Sachen.«  (Leipzig  bei  G.  L.  Jacobi.)  Das  erste  Stück  ist  1742  er- 
schienen; der  einleitende  Aufsatz  datirt  vom  18.  September  1742. 
Von  da  an  sind  im  Ganzen  bis  1767  184  Stücke  herausgekommen, 
durchschnittlich  92  7«  Octavseiten  stark.  Ihrer  zwölf  bilden  jeweilig 
einen  Band,  mit  besonderem  Titel,  Vorbericht  und  Register.  Und 
zwar  datirt  der  L  Band  von  1744,  der  IL  1745,  der  III.  1746,  der 
IV.  1747,  der  V.  1749,  der  VL  1750,  der  VIL  1751,  der  VHL  1752, 
der  IS.  1753,  der  X.  1754,  der  XL  1755,  der  XII.  1757,  der  XIIL 
1758,  der  XIV.  1760,  der  XV.  1761*).  Jeder  Band  ist  einem  Patrone 
des  Herausgebers  zugeeignet:  der  I.  z.  B.  dem  Leipziger  Stadtrathe 
(»Herren  Burgemcistern ,  Proconsulibus ,  Stadtrichtern,  Baumeistern 
und  Bathsherren  der  berühmten  Handelsstadt«);  andere  den  Grafen 
Reuss  ä.  und  j.  L.,  dem  Grafen  Stolberg-  Wernigerode,  dem  Erb- 
prinzen von  Coburg,  dem  Landgrafen  von  Hessen,  die  meisten  aber 
Prinzen  und  Prinzessinnen  des  braunschweigischen  Hauses. 

Vom  äussern  Leben  des  Herausgcbei*s  nur  Folgendes.  Zincke 
war  geboren  1692  zu  Altenroda  bei  Naumburg.  Wie  seine  Gymnasial- 
studien von  einer  Zeit  activen  Kriegsdienstes  (1708)  unterbrochen 
wurden,  so  niusste  es  auch  seine  akademische  Bildung  zugleich  ver- 
zögern und  vielseitiger  machen,  dass  er  erst  nach  Beendigung  eines 
vollen  theologischen  Gursus  (in  Jena)  zum  Studium  der  Rechte  und 
Cameralien  (in  £rfurt  und  Halle)  überging.  Praktische  Staatsdienste 
nahm  er  zuerst  in  Preussen  (verbunden  mit  akademischen  Vorlesungen 
in  Halle);  hierauf  in  Weimar,  wo  er  freilich  bald  in  Ungnade  fiel  und 
Vermögenseinziehung  nebst  einer  fast  sechsjährigen  Gefangenschaft  zu 
leiden  hatte.  Von  1740  bis  45  hielt  er  cameralistische  Vorlesungen 
auf  der  Leipziger  Univei-sität'),  wo  er  zugleich  seine  Zeitschrift  be- 
gründete. Zu  Anfang  des  Jahres  1746  ging  er  als  Hof-  und  Kammer- 
rath,    sowie  Curator    des    neuerrichteten    Collegium  Carolintim    nach 


2)  Die  vier  letzten  Stücke  Labe  ich  noch  nicht  in  Händen  gehabt :  vgl.  jedoch 
Hock,  Lebensbeschreibungen  von  berühmten  Kameralisten  I,  1.  S.  41. 

3)  Er  mag  hier  nicht  ohne  Beifall  gewirkt  haben.  Dagegen  heisst  es,  den 
Mond  gewaltig  vollnehmen,  wenn  er  sagt,  die  Universität  habe  damals  400  adelige 
Studenten  gezählt,  vornehmlich  wegen  der,  anderswo  seltenen,  Gelegenheit,  Oeko- 
nonue,  Polizei-  und  Cameralwissenschaft  zu  studiren.  Oder  wenn  er  behauptet, 
die  Universität  ziehe  wohl  1000  Menschen  in  die  Stadt,  welche  durchschnittlich 
mindestens  500,  fast  lOOÖ  Rthlr.  jährlich  verzehrten.  (Leipz.  Sammlungen  I,  S. 
XXII.  XXIV.  LV.) 
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BrauBSchweig ,  womit  ooch  eine  ordentliche  Professor  der  Rechte  und 
Gameralwissenschaft  an  der  Universität  Helmstedt  verbunden  wurde. 
Der  Verlag  der  Zeitschrift  blieb  immer  in  Leipzig,  während  die  Mit- 
arbeiter seitdem  ihre  Beitrage  nach  Braunschweig  senden  mussten. 
In  seinem  braunschweigischen  Amte  ist  Zincke  1769  gestorben,  mit 
ddr  Feder  in  der  Hand,  als  er  gerade  an  einem  Leben  Jesu  arbeitete. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  hebe  ich  folgende  hervor: 
Orundriss  einer  Einleitung  zu  der  Gameralwissenschaft,  H,  1742.  Game- 
ralisten  -  Bibliothek,  ein  Verzeichniss  der  Bücher  und  Schriften  u.  s.  w. 
IV,  1751  fg.  Anfangsgründe  der  Gameralwissenschaften,  H,  1755.  Ab- 
handlung von  der  Wirthscbaftskunst  der  Armen  und  Dürftigen,  1759. 
Femer  die  beiden  lexicalischen  Werke:  Allgemeines  ökonomisches 
Lexicon,  1742  (wovon  noch  1820  die  7.  Auflage  erschienen  ist),  und 
Deutsches  Manufactur-  und  Handelslexicon,  Bd.  L  1745.  (Nur  die 
Buchstaben  A  bis  F  sind  vollendet.)  Dann  seine  mit  zahlreichen  An- 
merkungen versehenen  neuen  Ausgaben  von  Stissers  Einleitung  zur 
Landwirthschaft  und  Polizey  der  Deutschen  (1746),  Xenophons  Buch 
von  den  Einkünften  (1753)  und  Bechers  Politischem  Discurs.  (1759.) 
Endlich  noch  mehrere  geistliche  Schriften,  wie  er  denn,  überhaupt  eine 
lebhafte  (mystische)  Beligiosität  besass,  und  z.  B.  fast  jede  Vorrede 
zu  einem  neuen  Bande  seiner  Zeitschrift  mit  innigen  Betrachtungen 
dieser  Art  eingeleitet  wird.  Alle  Schriften  Zinckes  sind  von  einer 
Armuth  an  lebendigen  Einzelheiten  und  von  einer  Weitschweifigkeit, 
welche  die  sonst  unleugbare  Klarheit  des  Gedankenganges  fast  wieder 
aufheben.  Es  kostet  dem  Leser  grosse  Mühe,  wenn  er  einige  Seiten 
durchstudirt  hat,  sich  über  den  Inhalt  des  Gelesenen  Bechenschaft  zu 
geben.  Man  wird  hierbei  häufig  an  Christian  Wolf  erinnert,  nur  dass 
Zincke  praktischer,  Wolf  logischer  schreibt 

Zu  seiner  Zeitschrift,  versichert  Zincke  ausdrücklich  (I,  S.  19), 
durch  v.  Bohrs  oben  erwähnten  Vorschlag  einer  ökonomisdien  Zeit- 
schrift und  Societät  angeregt  worden  zu  sein.  Wie  sehr  ihm  aber 
die  Thätigkeit  des  Herausgebers  vor  derjenigen  der  Mitarbeiter  im 
Vordergrunde  zu  stehen  schien,  zeigt  sich  in  der  Aeusserung  (VI,  S. 
ni),  dass  die  Zeitschrift  eigentlich  bestimmt  sei,  zu  seinem  Grund- 
risse der  Gameralwissenschaft  einen  ausführlichen  Commentar  zu  bil* 
den.  Sehr  zeitcharakteristisch  ist  die  Vorsicht,  die  Zincke  seinen  Mit- 
arbätem  empfiehlt  (I,  S.  43),  ja  nicht  durch  »Unbescheidenheit«  an- 
zustossen,  wogegen  er  Abhandlungen  in  Versen  recht  gerne  aufnehmen 
will.  (I,  S.  51.)    Wirklich  sind  fast  alle  Aufsätze  anonym*).    Er  selbst 

4)  Ein  Verzeichniss  der  von  Zincke  selbst  herröbrenden  s.  V,  S.  461  ff. 
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geht  in  seiner  Behutsamkeit  so  weit,  dass  er  VI,  S.  258  S.  l&ngst 
gedruckte  Begierungsmaximen,  die  ein  Herrscher  seinem  Prinzen  zur 
Nacbacbtung  gegeben,  wieder  abdruckt,  ohne  das  Haus  zu  nennen, 
aus  dessen  Archiv  sie  stammen.  In  den  späteren  Bänden,  wo  die 
Bedaction  überhaupt  schlaffer  wird,  erhalten  die  Mitarbeiter  freie- 
ren Spielraum.  So  finden  wir  z.  B.  XIV,  S.  84  ff.  einen  Aufsatz^ 
den  Zincke  selbst  »sehr  ungegründet«  und  dabei  schlecht  geschrieben 
nennt,  den  er  aber  doch  einrückt,  weil  der  ihm  unbekannte  Verfasset 
»darauf  bestanden«  habe.  —  An  Honorirung  der  Mitarbeiter  scheint 
damals  selten  gedacht  zu  sein.  Von  der  1749  in  Stuttgart  begonne- 
nen ökonomischen  Zeitschrift:  Selecta  Physico- Oeconomica  wird  her- 
vorgehoben, dass  der  Verleger  denjenigen  Mitarbeitern,  »die  ein  Hono- 
rar verlangen,  sogar  eine  billige  Vergeltung«  zugesagt  habe.  (VI,  S. 
636.)  Auch  von  den  Hannoverschen  Anzeigen  (seit  1750)  wird  beson- 
ders bemerkt,  dass  sie  »die  eingeschickten  Arbeiten  bezahlen.«  (VII, 
S.  487.) 

Der  Begriff  seines  Faches,  der  aufs  Engste  zusammenhängenden 
Oekonomie,-  Polizei-  und  Gameralwissenschaft,  wird  von 
Zincke  sehr  weit  gefasst.  Die  Oekonomie  hat  es  mit  »allen  recht- 
mässigen Nahrungsgeschäften«  zu  thun ;  daher  unsere  Zeitschrift  so  viel 
rein  agricultorische  und  technologische  Aufsätze  enthält,  selbst  Anzeigen 
von  Näh-  und  Stickbüchem  (XI,  S.  282)  und  eine  lange,  von  einer 
Dame  verfasste,  Abhandlung  über  das  Nähen  und  Sticken.  (XI,  S. 
832  ff.)  Die  Polizei  umfasst  Alles,  was  der  Staat  zur  Beförderung 
der  menschlichen  Nahrungsgeschäfte  thun  kann.  Sie  fällt  bei  Zincke 
fast  ganz  mit  dem  zusammen,  was  man  heutzutage  Politik  nennt« 
Daher  z.  B.  die  Ueberschrift  einer  Abhandlung  im  IX.  Bande:  »Poli- 
zeymässige^)  Betrachtung  der  Geschichte  berühmter  Städte«  lautet. 
Anderswo  ist  von  »recht-  und  polizeymässigen  Ehen«  die  Rede  (XIE,  S. 
31),  sowie  eine  Lobrede  auf  »polizeymässige  Gesetze«  vorkommt  (XV, 
S.  211  ff.),  wo  wir  gegenwärtig  den  Ausdruck  »echt  politische«  Gesetze 
brauchen  würden.  Ein  Polizeibeamter  hat  vom  bürgerlichen ,  Kirchen  - 
und  Staatsrechte  nur  eine  Tinctur  nöthig;  dagegen  eine  gründliche 
Eenntniss  des  Naturrechts,  dieser  Richtschnur  der  Billigkeit,  femer 
der  menschlichen  Sitten,  Laster  und  Tugenden,  »grosse  jedoch  prak- 
tische Kenntnisse«  der  natürlichen  Dinge,  Mathematik,  Historie,  Staats- 
klugheit und  besonders  der  ökonomischen  Verhältnisse.  (V,  S.  400.) 
Unter  Gameralwissenschaft  im  engeren  Sinne  versteht  Zincke  die  Lehre 


6)  D.  h.  nach  Becherschen  Gronds&tzen  angestellte. 
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von  der  »Vwwaltang  des  bereitesten  Staatsvermögens,«  also  die  neuer- 
dings sog.  Finanzwissenschaft;  im  weitern  Sinne  jedoch  wird  auch 
die  Lehre  von  der  Oekonomie  und  Polizei  darunter  mit  begriffen. 
Da  meint  er  denn,  die  Gameralien  seien  nichts  Anderes,  als  ein  Theil 
der  besonderen  Staats-  und  Regierungskunst,  indem  die  allgemeinen 
Staatslehren  auf  die  besonderen  Objecto  dieser  Wissenschaften  ange- 
wandt werden.  (V,  S.  717.)  Selbst  Medicin  und  GeburtshQlfe  ge- 
hören in  diesem  Sinne  zur  Gameralwissenschaft ,  welche  »die  Anwen- 
dung der  ganzen  Gelehrsamkeit  auf  das  zeitliche  Wohl  der  Menschen 
insgemein  ist.«  (VIII,  S.  386.)  Demgemäss  verschmähet  es  die  Zeit- 
schrift nicht,  Mittel  gegen  Hühneraugen  (XI,  S.  591),  gegen  Krebs 
und  Epilepsie  (XV,  S.  779)  und  dgl.  m.  in  ihren  Bereich  zu  ziehen,  ja 
sogar  einen  langen  Auüsatz  über  das  künstliche  »Nasenpfropfen«  zu 
bringen.  (XV,  S.  914  ff.)  Die  vielen  theologisirenden  Artikel  erklären 
sich  gleichfalls  durch  den  engen  Zusammenhang ,  den  Ziucke  zwischen 
Beligion  und  Polizei  findet:  wie  er  z.  B.  sehr  häufig  die  Nothwendig- 
keit  einschärft,  irreligi<)se  Schriften  zu  unterdrücken  (X,  S.  633),  und 
es  bitter  beklagt,  dass  bei  Protestanten  »fast  keine  Stadt,  kein  Dorf, 
keine  Commun,  wo  ein  Edelhof  oder  Beamtenhof  und  ein  Pfarrhof 
befindlich,«  vorkommen,  »da  nicht  immer  unter  denen  geistlichen  und 
weltlichen  Herren  dieser  Höfe  bald  eine  offenbare,  bald  heimliche 
Jalousie,  ein  Tadeln  und  eine  Widrigkeit  herrschen  sollte.«  (X,  S.  629.) 
—  Ein  nicht  uninteressanter  Grundriss  der  Cameral  -  Kechtswissen- 
Schaft  befindet  sich  IV,  S.  981  ff.,  wo  indosso  die  »allgemeine  Rechts- 
gelahrtheit,«  d.  h.  das  Naturrecht,  bei  jedem  Cameralisten  vorausge- 
setzt wird. 

So  lebhaft  übrigens  die  Zeitschrift  gegenüber  J.  J.  Moser's  Angriffe 
daran  festhält,  dass  Oekonomie,  Polizei  und  Gameralien  streng  zu- 
sammengehören, namentlich  auch  für  jeden  Praktiker  (XIU,  S.  345)> 
so  wird  doch  für  Universitäten  ein  zwiefacher  cameralistischer  Lehr- 
p  1  a  n  empfohlen :  oberflächlicher  und  ohne  Polizei  für  vornehme  junge 
Leute,  die  ihre  eigenen  Güter  bewirthschafien  wollen;  gründlicher,  mit 
Polizeiwissenschaft  und  praktischen  üebungen*)  für  künftige  Beamte 
(Vn,  S.  660  ff.).  Zu  den  wissenschaftlichen  Neuerungen,  worauf 
Zincke  stolz  ist,  gehört  sein  Collegium  ßtatuum  Europae  camer ale^ 
d.  h.  eine  Vorlesung  über  volkswirthschaftliche  Statistik,  die  sich  zur 
theoretischen  Gameralwissenschaft  ebenso  verhalten  soll,  wie  die  seit 
Gündling  üblichen  Vorlesungen  de  notitia  statuum  zur  theoretischen 

6)  Letztere  in  der  Art,  dass  der  Professor  ein  förmliches  EammercoUegium 
aus  den  Studenten  bildet,  und  diese  hier  referiren,  debattiren  tmd  votiren  lässt. 
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Politik,  hauptsächlich  zum  Nutzen  Solcher,  die  em  sehr  tief  gehendes 
Studium  scheuen  (IH ,  S.  941  flF.)  0-  \ 

Von  auswärtiger  Literatur  ist  in  unserer  Zeitschrift  sehr 
wenig  die  Rede,  auch  das  Wenige  fast  nur,  wenn  es  sich  um  Schriften 
handelt,  welche  in's  Deutsche  übersetzt  worden.  So  findet  sich  XI, 
S.  659  eine  ganz  kurze  Erwähnung  von  David  Hume,  ohne  ihn  be- 
sonderer Aufmerksamkeit  zu  würdigen.  Später  (XIII,  S.  935)  heisst 
er  ein  Mann,  der  »bisweilen  ganz  scharfsinnig  denkt,  aber  uns  doch 
wegen  gewisser  freigeisterischer  Sätze  nicht  allemal  gefallt«.  Er  sei 
indessen  eins  von  den  Weltkindern ,  welche  in  ihrer  Art  klQger  sind, 
als  die  Kinder  des  Lichts.  Keine  Spur,  dass  Hume's  grossartige  Ver- 
dienste um  die  Lehre  von  der  Bevölkerung,  von  der  Handelsbilanz, 
vom  Zinsfussc,  vom  Staatscredite ,  von  den  Bntwickelungsstufen  der 
Volkswirthschaft  im  Allgemeinen  irgendwie  erkannt  und  benutzt  worden 
wären !  Gegen  Mandeville  äussert  die  Zeitschrift  einen  heftigen  Wider- 
willen: seine  Bienenfabel  wird  geradezu  ein  Werk  des  Reiches  der 
Finstemiss  genannt  (X,  S.  260).  Besser  kommt  l^orbonnais  weg,  dessen 
Elements  du  commerce  ein  »recht  unvergleichliches  Büchlein«  heissen 
(XI ,  S.  583) :  obschon  auch  hier  wieder  von  seiner  eigenthümlichsten, 
Epoche  machenden  Leistung,  der  bedeutend  reformirten  Gestalt  des 
Mercantilsystems ,  die  von.  ihm  herrührt,  gar  keine  Bede  ist.  Noch 
wird  des  altem  Mirabeau  mit  seinem  Jmi  des  hommes  beiläufig  er- 
wähnt (XIV,  S.  653),  und  längere  Auszüge,  obwohl  nicht  volkswirth- 
schaftlichen ,  sondern  technischen  Inhalts,  aus  den  Schriften  des  eng- 
lischen Agronomen  Jethro  TuU  und  der  schwedischen  Akademie  der 
Wissenschaften  mitgetheilt.  —  Im  Ganzen,  sieht  man,  steht  die  deutsche 
Volkswirthschaftslebre  damals  international  weit  unabhängiger,  isolirter 
da,  als  jemals  früher  und  später:  Die  alte  „RespubUca  doctorum^^ 
in  Europa  war  aufgelöst ;  an  die  neuere  »Solidarität  der  Völker«  dachte 
Niemand,  und  wenigstens  in  Deutschland  war  auch  der  Sinn,  das  wahr- 
haft Klassische  im  Auslande  zu  finden  und  sich  anzueignen,  noch 
keineswegs  erwacht. 


7)  FOr  Zincke'8  politische  Ansichten  und  die  ganze  Lage  der  Zeit  ist  es  hier 
bemerkenswerth ,  dass  er  sich  „mit  dem  Staate  von  Deutschland  überhaupt  nicht 
aufhalten  kann^',  dagegen  wohl  mit  den  einzelnen  deutschen  Staaten,  namentlich 
dem  österreichischen,  dem  preussisch- brandenburgisch -schlesischen,  dem  englisch* 
hannoverschen,  worauf  dann  im  ausserdentschen  Europa  England  nicht  mehr  be- 
sonders erw&hnt  wird  (S.  972).  Üebrigens  sind  die  neuen  Gesetze,  welche  Zincke 
in  seiner  Zeitschrift  als  Muster  abdrucken  lässt,  am  liebsten  aus  der  Pnois  des 
Herzogthums  Braunschweig  entlehnt. 


. 
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Was  die  einbeimische  Literatur  betri£Ft,  so  f&hrt  noch 
1758  ein  Aa£Batz  über  das  »Aofhehmen  der  Dörfer«  (XIV,  S.  162  ff.) 
als  Quellen  nur  Seckendorff's ,  Schröder's,  Hömigk's,  Zincke's  und 
Justi's  Schrift^,  dann  die  hauswirthscbafUicben  Magazine  und  Samm- 
lungen, die  landwirthschaftlichen  Werke  von  Leopoldt,  Eckard  und 
Reinhard  nebst  Hoffmann's  Chemie  auf.  Am  höchsten  wird  J.  J.  Becher 
gestellt  (zwei  Menschenalter  nach  seinem  Tode'l),  »der  erste  Reformator 
im  deutschen  Handwerks-,  Manufactur-,  Handels-,  Polizei-  und  Kammer- 
wesen« (U,  S.  663).  Namentlich  sei  das  Becher'sche  Hauptwerk  »fast 
bisher  das  einzige  Grundbuch,  dessen  man  sich  noch  einigermassen 
zur  Anleitung  in  der  Stadtwirthschaft*)  und  deren  Polizeiwesen  be- 
dienen kann«  (X,  S.  883).  Uebrigens  hegte  man  von  der  Gegenwart 
die  glänzendsten  Hoffnungen.  Im  YH.  Bande  steht  die  Habilitations- 
schrift eines  Göttinger  Docenten  der  Oekonomie,  J.  J.  Fleischer,  ab- 
gedruckt, worin  es  von  der  Geschichte  des  Faches  heisst,  dass  Adam 
zwar  nicht  von  Geburt  ein  ausgezeichneter  Oekouom  gewesen  sei,  wohl 
aber  durch  neunhundertjährige  Praxis  allmälich  geword^  sein  müsse 
(S.  823).  Jetzt  sei  die  Welt  so  voll  guter  ökonomischer  Schriftsteller, 
wie  der  Himmel  voll  Sterne,  und  »Deutschland  thut  es  In  diesem 
Stücke  anderen  Staaten  meistentheils  zuvor«  (S.  834  ff.).  Auch  Zincke 
meint,  es  fehle  den  Deutschen  zwar  eine  ökonomische  Societät,  weil 
kein  Fürst  die  Hand  dazu  biete;  allein  »unvermerkt  sei  fast  ganz 
Deutscliland  in  eine  correspondirende  ökonomische  Gesellschaft  zu- 
sammengetreten« (Vn,  S.  990).  Von  neueren  deutschen  Cameralisten 
wird  in  der  Zeitschrift,  zum  Theil  polemisch,  aber  mehr  noch  beifällig 
die  meiste  Rücksicht  genommen  auf  Süssmilch,  G.  A.  Hoffmann,  Fürste- 
nau,  Schreber  und  Justi ;  daneben  auf  Keyssler's  Reisebeschreibung  und 
Leyser's  Bekämpfung  der  in  Preussen  damals  herrschenden  extremen 
Auffassung  des  Domanialrechts. 

An  der  bisherigen  deutschen  Volkswirthschaftslehre  hat  unsere 
Zeitschrift  hauptsächlich  ihre  fiscalische  Richtung  auszusetzen.  Fast 
kein  cameralistisches  Buch  in  Deutschland,  welches  nicht  die  Kanuner- 
interessen  auf  Kosten  der  Unterthanen  befördere;  dies  sei  der  Fehler 
Becher's,  Schröder's,  Hörnigk's,  Lau's  u.  s.  w.  (V,  S.  550).  Dagegen 
wird  in  der,  überhaupt  sehr  tüchtigen,  Abhandlung  von  Lotterieen 


8)  Diese  Stadtwirthschaft  war  das  Feld,  dessen  theoretischen  Anbau  Zincke 
ftkr  die  Hauptaufgabe  seines  eigenen  Lebens  hielt;  daher  z.  B.  so  viele  Bände 
seiner  Zeitschrift  mit  stadtwirthschaftUchen  Abhandlungen  eingeleitet  sind,  und  er 
seinen  Gonunentar  zu  Becher  die  erste  systematische  Beiuuidlung  der  ganzen  Stadt- 
wirthschaft in  deutscher  Sprache  nennt  (X,  Yorw.  S.  Y). 
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ausdrücklich  verlangt,  dass  man  die  Nützlichkeit  einer  ökonomischen 
Massregel  immer  erst  discutiren  solle,  wenn  ihre  Gerechtigkeit  ausser 
Zweifel  steht  (II,  S.  977).  In  einem  recht  hübschen  Aufsatze:  Gedanken 
über  die  Eigenschaften  eines  Projects,  der  auch  in  der  Form  schon  an 
Babener  erinnert,  werden  die  Universalprincipien  des  Finanzwesens 
(Ehre  Gottes,  Nutzen  für  Fürst  und  Land,  allgemeine  äusserliche  und 
innere  Ruhe),  die  Generalprincipien  (Landeskultur,  Bevölkerung,  Manu- 
factur  und  Commerz)  und  die  Specialprincipien  unterschieden ,  welches 
die  »allerdelicatesten«  seien  (Regierungsform,  Verfassung  mit  und  gegen 
benachbarte  und  andere  Staaten,  Klima,  Lebensart,  Gewohnheiten  und 
Gesetze  der  Einwohner  u.  s.  w.). 

Dass  unsere  Zeitschrift  im  Allgemeinen  das  Bedürfniss  empfindet, 
sich  mit  den  früheren  berühmten  Vertretern  ihres  Fadies  in  Zusammen- 
hang zu  wissen,  beweiset  sie  durch  die,  fast  in  jedem  Bande  vor- 
kommende, Lebensbeschreibung  sammt  Abbildung  irgend  eines  hervor- 
ragenden Volkswirthes.  Nach  einander  werden  auf  diese  Art  Johann 
Joachim  Becher,  Colbert,  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preussen,  Sully, 
Herzog  Ernst  der  Fromme  von  Gotha,  Veit  Ludwig  von  Seckendorff, 
Kaspar  Klock,  Julius  Bernhard  von  Rohr,  Kaiser  Maximilian  L,  die 
Herzoge  Julius  und  August  von  Braunschweig,  endlich  Kurfürst  August 
von  Sachsen  gefeiert*). 

Uebeihaupt  lässt  sich  jener  historische  Sinn,  welcher  tüch- 
tigen Leistungen  deutscher  Wissenschaft  nur  ausnahmsweise  fehlt,  un- 
serer Zeitschrift  keineswegs  völlig  absprechen.  Er  ist  jedoch  sehr  un- 
vollkommen entwickelt.  Der  Mangel  urkundlicher  Forschung  zeigt  sich 
auffallig  auch  da,  wo  das  archivalische  Studium  nahe  genug  gelegen 
hätte,  so  z.  B.  in  den  eben  erwähnten  Lebensbeschreibungen.  Für  die 
interessantesten  Thatsachen,  wie  Kurfürst  Augusts  Uebergang  von  der 
Natural-  zur  Geldbesoldung  seiner  Beamten,  werden  immer  nur  die 
spärlichen,  längst  gedruckten  Belege  angeführt:  wie  sich  denn  über- 
haupt bei  den  meisten  Gelehrten  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  der 
scheinbare  Citatenreichthum  wirklich  in  einem  recht  engen  Kreise  herum- 
dreht —  In  den  eigentlich  historischen  Au&ätzen  der  Zeitschrift,  z.  B. 
über  das  Polizei-,  Kammer-  und  Finanzwesen  der  alten  Aegypter, 
werden  gern  praktische  Seitenblicke  eingeflochten.  So  u.  A.  bei  Ge- 
legenheit des  Mörissees  gegen  die  Cameralisten  geeifert,,  die  stets  nur 
auf  den  unmittelbaren,  wohl  gar  nur  auf  den  sofortigen  Nutzen  des 

9)  Auch  die  Auszüge  aus  Xenophon  und  Varro  gehören  hierher,  uome  im 
88.  Hefte  die  ganze  Haushaltungsknnst  des  Mathesius  aus  dem  Befonnafttonszeit- 
alter  abgedruckt  ist. 
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FftrsteD  sehen  (VI,  S.  474).  Grossartiger  klingt  es,  wenn  als  neue 
Idee^^)  hervorgehoben  wird,  dass  sich  in  den  einfachsten  ökonomischen 
Dingen,  wie  der  Geschichte  des  Ackerbaues  einer  Gegend,  dem  Steigen 
und  Fallen  der  Fruchtpreise  u.  s.  w.,  die  vicissitudines  Terum^  der 
Flor  und  Abfall  der  Länder  und  die  in  alle  Diesem  wirkende  göttliche 
Weltregierung  erkennen  lassen  (VII,  S.  485  ff.).  Echt  historisch  und 
zugleich  praktisch  wird  jene  Belativität  betont ,  wonach  dieselbe  Mass- 
regel in  einem  Lande  räthlich  sein  kann,  in  einem  anderen,  unter  ver- 
schiedenen Umständen,  unrätblich  (II,  S.  981)^^).  Daneben  freilich 
ist  Zincke  wieder  so  geschmacklos,  dass  er  vor  dem  Abdruck  eines 
recht  lesenswerthen  englischen  Memoires  über  K.  Friedrich  I.  von 
Preussen  eine  Einleitung  vorausschickt  über  die  —  Uranwohner  der 
Ostsee  bei  Tacitus  (a.  a.  0.)l 

Zu  den  wichtigsten  zeitcharakteristischen  Tendenzen,  die  während 
der  25  Jahre  des  Erscheinens  der  Leipziger  Sammlungen  die  deutsche 
Volks wirthschaft  geführt  haben,  zählt  das  Streben  nach  einem  höheren 
und  niederen  Unterrichte,  der  ökonomischen  Zwecken  förder- 
licher wäre,  als  der  bisherige  der  Universitäten,  Gymnasien  oder  Volks- 
schulen. Es  sollte  auf  diese  Art,  was  die  cameralistischen  Professoren 
Friedrich  Wilhelm's  I.  für  die  Beamtenwelt  angebabnt  hatten,  audi  in 
den  übrigen  Schichten  des  Volkslebens  durchdringen.  Unsere  Zeit- 
schrift geht  sehr  ernstlich  darauf  ein.  Gleich  im  I.  Bande  finden  wir 
einen  interessanten  Plan  zu  einem  Seminarium  oeconomico^paliticum 
vom  Professor  Gross  in  Erlangen  (S.  338  ff.).  Dies  soll  für  Hof-,  Civil-, 
Cameral-,  Militärbeamte,  Eaufleute  u.  s.  w.  bestinmit  sein,  übrigens 
mehr  dem  Gymnasium  als  den  Facultäten  der  Universität  parallel  lau- 
fen, da  es  vom  7.  bis  16.  Lebensjahre  besucht  werden  soll.  Die  Boh- 
heit  des  Planes  zeigt  sich  am  deutlichsten  bei  der  Schilderung  d^ 
ökonomischen  und  commercialen  Klasse,  wo  von  volkswirthschaftlichen 
Begriffen  kaum  die  Rede  ist;  oder  gar  bei  der  besonderen  »Curiositäten- 
Elasse«,  worin  Dinge  vorgetragen  werden  sollen,  »die  keinen  weiteren 
Nutzen  geben,  als  den,  dass  man  sie  auch  weiss,  wenn  etwa  in  Ge- 

10)  Da  dieser  Aufsatz  1750  erschienen  ist,  so  muss  freilich  daran  erinnert 
werden,  dass  ähnliche  Ideen  bereits  1749  in  edelster  Form  und  grossartiger  Massen- 
hafkigkeit  von  Montesquieu  (Esprit  des  loix)  durchgeftthrt  worden  waren. 

11)  Eine  selten  Torkoxnmende  Ausnahme  hiervon  bildet  xni,  S.  714  ff.,  wo 
die  Verschiedenheiten  des  Ackerbaues  in  yerschiedenen  Gegenden  fast  immer  nur 
auf  Willkür,  Nachahmung,  nicht  auf  Lage,  Boden  u.  s.  w.  zurückgeführt  werden. 
Es  ist  dies  eine  Abhandlung,  welche  das  Frankreich  Ludwig's  XIY.  als  das  klas- 
sische Land  des  Ackerbaues  preist  und  namentlich  die  starke  Einmischung  der 
dortigen  Polizei  in  die  PriTatwirthschaft  nicht  genug  bewundern  kann. 
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Seilschaft  davon  geredet  wird,  und  dass  man  sich  von  Prahlern  nicht 
so  leicht  etwas  aufbürden  lässt«.  Hierher  gehört  die  Beschreibung 
sehenswerther  Naturalien,  Antiquitäten,  auswärtiger  Kirchen,  Gebräuche, 
Oberhaupt  Reisebeschreibungen ,  alte  Geschichte,  Lotterieen  u.  s.  w. 
(I,  S.  462  flf.).  Wirklich  ausgeführt  wurden  solche  Gedanken  im  Cot- 
legium  Ckirolinum  zu  Braunschweig  (1746),  von  dem  in  der  Zeitschrift 
sehr  viel  die  Bede  ist.  Diese  Anstalt  sollte  zugleich  als  Gymnasium 
und  Realschule  dienen ,  später  auch  mit  einer  Bergakademie ,  hohen 
mechanischen  Schule,  Labaratorium  chymicum^  ökonomischen  Societät 
u.  s.  w.  verbunden  werden,  und  zur  Ausbildung  künftiger  Officiere, 
Hofleute,  Polizeibeamten,  Land*  und  Forstwirthe,  Kaufleute  u.  s.  w. 
dienen  (III,  S.  695.  713,  .IV,  S.  416).  Bald  darauf  (1747)  erfolgte 
die  Gründung  einer  Realschule  zu  Berlin,  nachdem  Semler  zu  Halle 
seit  1705'*)  vergebens  etwas  Aehnliches  versucht  hatte  (V,  S.  890  flf.). 
Nach  einer  anderen  Seite  hin  liegt  dieselbe  Tendenz  der  zu  Hanau  1749 
von  J.  J.  Moser  gestifteten  »Staats-  und  Cantzley-Akademie«  zu  Grande, 
worin  junge  Leute,  zumal  hohen  Standes,  nach  beendigtem  Universitäts- 
studium zur  Praxis  in  Staatsgeschäften  angeleitet  werden  sollten  (VI, 
S.  502  ff.  1043  ff.).  Gleichzeitig  ging  von  Leipzig  der  Vorschlag  aus, 
eigene  Professuren  der  Handelswissenscbaft  auf  den  Universitäten  zu 
gründen  ^'). 

In  den  allgemeinsten  Grundsätzen  der  Nationalöko- 
nomik leistet  unsere  Zeitschrift  verhältnissmässig  am  wenigsten.  Dies 
entspricht  ganz  dem  Charakter  der  systematischen  Bücher  Zincke's, 
weldie  die  Finanzwissenschaft,  Polizei  und  das  Detail  der  einzelnen 
Nahrungszweige  sehr  ausführlich  behandeln,  die  allgemeinen  Grund- 
sätze der  Oekonomie  aber  im  höchsten  Masse  düi*ftig.  Immerhin  jedoch 
fehlt  es  auch  hier  nicht  an  sehr  beachtenswerthen  Lehren.  Die  Ansicht 
vom  Wesen  des  Reichthums,  welche  in  der  Zeitschrift  vorherrscht, 
liegt  ungefähr  in  der  Mitte  zwischen  dem  sog.  Mercantilsysteme 
und  dessen  früheren  wie  späteren  Gegensätzen.  Der  Staatsreichthum 
wird  definirt  als  »Ueberfluss  alles  dessen,  was  zur  Nothwendigkeit, 
Bequemlichkeit  und  Wohlstand  des  Lebens  erfordert  wird«.  Gleich 
daneben  erscheint  die  Geldvermehrung  als  Bereicherung  der  Einzelnen, 
und  doch  wieder  soll  der  Staatsreichthum  aus  dem  Reichthume  dieser 
Einzelnen  bestehen  (U,  S.  810  ff.).  Es  kommen  sehr  entschiedene 
Aeusserungen  vor  gegen  das  blinde  Festhalten  des  Geldes   im  Lande 

12)  Wie  es  scheint,  auf  den  Antrieb  von  Thomasius. 

18)  YergL  des  Leipziger  ordentlichen  Professors  der  Philosophie',  Lndorid: 
Erdffiiete  Akademie  der  Eaufleate  oder  vollständiges  Eaofmannslezikon,  1780. 
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(II,  S.  995).  Allzu  viel  Geld  im  Lande  nützt  wirklich  gar  Nichts,  weil 
die  pretia  rerum  dadurch  in  die  Höhe  getrieben  werden  (IV,  S.  775). 
Derselbe  Gedanke  wird  ausführlicher  V,  S.  423  if.  erörtert,  wobei  der 
Verfasser  dieses  Aufsatzes  eine  sehr  wenig  bekannte  und  in  der  Zeit- 
schrift noch  gar  nicht  besprochene  Wahrheit  anzuregen  meint.  Nicht 
uninteressant,  aber  doch  vom  wahren  Grunde  sehr  fernbleibend  ist 
die  Beantwortung  der  Frage:  weshalb  Gegenden  mit  edlem  Metall- 
bergbau doch  oft  so  arm  sind  (XII,  S.  672  ff.)?  Viel  besser  XIII, 
S.  957  ff.  die  Widerlegung  der  Scheingründe ,  welche .  damals  für 
Münzverringerungen,  falls  die  Nachbarstaaten  sie  begonnen  hätten,  an- 
geführt zu  werden  pflegten:  eine  im  siebenjährigen  Kriege  leider  sehr 
praktische  Fraget  Hier  wird  geradezu  die  Ausfuhr  guten  Geldes,  wenn 
man  ein  Aequivalent  nützlicher  Waaren  dafür  wieder  einführt,  ganz 
unschädlich  genannt;  nur  die  betrügerische  Ausfuhr  gegen  Einfuhr 
schlechter  Münze  sei  schädlich  (S.  982). 

Gegen  zwei  wichtige  Theorien,  welche  damals  gleichsam  in  der 
Luft  lagen  und  bald  nachher  die  Nationalökonomik  weit  und  breit  be- 
herrschen sollten,  verhält  sich  die  Zeitschrift  im  Keime  abweisend. 
Zunächst  gegen  das  System  der  Populationsschwärmer,  welche 
die  Gemeinnützigkeit  jeder  volkswirthschaftlichen  Massregel  danach  be- 
urtheiiten,  ob  die  Bevölkerung  dadurch  vermehrt  werde.  Bekanntlich 
gehören  Männer,  wie  Tucker,  Forbonuais,  Sonnenfels,  Necker,  zu 
dieser  Schule,  die  im  Wesentlichen  als  eine  feinere  Entwickelung  des 
Mercantilsystems  bezeichnet  werden  kann.  Die  Zeitschrift  ist  hiergegen 
nicht  völlig  consequent.  Lykurgs  Massregeln,  die  Zeugung  vieler  ge- 
sunden Kinder  zu  befördern,  werden  trotz  ihrer  sittlichen  Anstössigkeit 
gerühmt  (XIV,  S.  959).  Sehr  tüchtig  aber  ist  die  Polemik  XV,  S.  375  ff. 
gegen  die  Schrift:  »Die  Verwandlung  der  Domänen  in  Bauergüter  als 
das  beste  Mittel  zur  Bevölkerung,  Macht  und  Reichthum  eines  Landes, 
entworfen  von  A.  S.  v.  Z.«  (1760).  Hier  wird  gegen  den  »ausschwei- 
fenden MenschQUgeiz«  so  vieler  Fürsten  geeifert.  Es  wird  gezeigt,  dass 
nm*  die  wohlständige  Volksvermebrung  zu  wünschen  ist;  ebenso  dass 
Landgüter  verschiedener  Grösse  neben  einander  bestehen  müssen,  der 
Ackerbau  nicht  das  einzige  Fundament  des  Staates  bildet  u.  dgl.  m.  — 
Uebrigens  scheinen  die  Forschungen  von  Süssmilch  auf  den  Kreis  un* 
serer  Zeitschrift  einen  tiefen  Eindruck  gemacht  zu  haben.  Es  gilt 
XI,  S.  968  für  etwas  ganz  Neues,  dass  nach  Süssmilch  bei  der  mensch- 
lichen Fortpflanzung  »kein  blinder  Glücksfall,  sondern  eine  göttliche, 
auf  liebreiche  und  weise  Absichten  gerichtete,  Vorsehung  herrscht«. 
Daneben  wird  freilich  als  B^el  angenommen,  dass  sich  ohne  Krieg, 
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Pest,  Hangersnotb  die  MenscheBzalü  in  jedem  Jahrhundert  verdop* 
peln  müsse! 

Ebenso  wenig  hat  die  Zeitschrift  Neigung,  den  Ideen  der  Phy* 
siokraten  entgegenzukommen^^).  Schon  längst  war  von  Zincke 
(jewicht  darauf  gelegt  worden ,  die  persönlichen  Dienste  als  ein  wirk* 
liches  ökonomisches  Gut  anzuerkennen**).  So  heissen  I,  Vorr.  S.  XX 
die  »im  Verkehr  befindlichen  Dienste  gegen  Geld  und  Geldeswerth« 
geradezu  Producte  der  Stadtwirthschaft.  Und  XIII,  S.  861  wird  das 
»Gut  der  Dienstfahigkeit«  als  das  »erste,  natürlichste  und  zu  allem 
anderen  Gütererwerb  und  Bewahrung  unentbehrlichste«  bezeichnet.  Man 
sieht  hieraus,  welch  eine  gewaltige  Neuerung  die  Skepsis  der  Physio- 
kraten  war,  die  nur  den  Arbeiten  der  Urproduction  wirkliche  Froduc- 
tiyität  zugestehen  wollte.  Noch  specieller  gehört  hierher  die  Polemik 
gegen  den  Dänen  Holberg,  der  als  Vorläufer  der  Physiokraten  blos 
dem  Ackerbau  »Innern  Werth«  zuschrieb,  während  Handel,  Schiffahrt, 
Industrie,  Aemter  u.  s.  w.  nur  dem  Wahne  der  Menschen  einen  Schein 
Ton  Schätzbarkeit  verdankten.  Unsere  Zeitschrift  (X,  S.  551  ff.)  hebt 
dagegen  hervor,  dass  auch  im  Ackerbau  Einflüsse  der  Eitelkeit  mög- 
lich sind.  Wir  schätzen  dessen  Producte  mit  Becht,  weil  sie  uns 
Lebensunterhalt  und  Bequemlichkeit  verschaffen.  Das  thun  aber  die 
Leistungen  der  anderen  Gewerbzweige  auch,  zum  Theil  sogar  auf  eine 
Weise,  die  uns  viel  unmittelbarer  zugänglich  ist.  —  In  das  entgegen- 
gesetzte Extrem  übrigens  möchte  die  Zeitschrift  auch  nicht  gerathen, 
wie  es  einem  strengen  Mercantilisten  vielleicht  nahe  gelegen  hätte. 
Eine  lange  Abhandlung,  »Das  vertheidigte  Landleben,«  (III,  S.  462  ff.) 
kämpft  gegen  die  »Ansicht  vieler  Leute,  besonders  derjenigen,  welche 
vor  Anderen  galant ,  gelehrt  und  klug  sein  wollen,  dass  das  Landleben 
die  aller  verächtlichste  und  niederträchtigste  Lebensart  sei.« 

In  der  Zeit,  mit  der  wir  uns  beschäftigen,  wurde  es  mehr  und 
mehr  beliebt,  theoretische  oder  praktische  Zwecke  durch  Auslobung 
von  Prämien  zu  fördern.  Da  hatte  nun  1747  ein  »reicher  sächsischer 
Cavalier«**)  die  Preisfrage  aufgegeben  (mit  einer  Prämie  von  6  Duca- 
ten),  welcher  Zweck  wohl  für  eine  von  ihm  beabsichtigte  wohlthätige 
Kapitalstiftung  als  der  gemeinnützigste  empfohlen  werden  könnte.  (IV, 
S.  762  ff.)    Die  Antworten  hierauf  stehen  in  unserer  Zeitschrift  abge- 

14)  Quesnay's  früheste  Hauptschrift,  das  Tahleau  Sconomique  ist  bekanntlich 
1758  erschienen ;    die  im  Text  erwähnte  Polemik  gegen  Holberg  1753. 

1^)  Vgl.  den  Grundriss  der  Cameral Wissenschaft  I,  S.  49.  298. 

16)  Ob  derselbe  Freiherr  Peter  ▼.  Hohenthal,  yon  dem  unsere  Zeitschrift  noch 
eine  Menge  anderer  yolkswirthschaftUcher  Preisaufgaben  verdffentUcht  hat? 
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druckt,  nnd  es  spiegeln  sich  darin  eine  Mrage  überaus  cfaarakteristi- 
seher  Zeitrichtungen  ab.  Einer  schlägt  vor,  die  Zinsen  des  Kapitals 
sollen  jährlich  dem  dignissmo  aus  einer  oder  mehreren  Familien  yer^ 
liehen  werden,  und  die  Wahl  des  Würdigsten  auf  dem  Wege  einer 
Jury  erfolgeü.  Also  Gründung  eines  »Dignissimats,«  wie  man  sonst 
Ton  Majorat  oder  Seniorat  spricht  1  (Y,  S.  32  ff.)  Oder  man  soll 
arme  Fräulein  damit  aussteuern,  weil  der  Verfasser  es  für  unrecht 
hält,  »junge  Leute  von  16,  17,  18  Jahren,  wo  die  Heirathskräfte  am 
stärksten  sind,«  nicht  heirathen  zu  lassen,  gerade  »als  wenn  die  Men* 
sehen  im  Stande  wären,  mehr  Menschen  in  die  Welt  zu  setzen,  als 
Gott  zu  ernähren  vermag.«  (V,  S.  39  ff.)  Ein  Anderer  räth  zu  einer 
Bildnngsanstalt  für  Mädchen,  einem  Gynäceum,  entsprechend  dem  Gym- 
nasium der  Knaben.  (V,  S.  119  ff.)  Ein  Dritter  wiederholt  den  Vor- 
schlag des  alten  Becher,  ein  Manufactur-  und  Werkhaus,  zumal  für 
Seidenindustrie,  zu  gründen ;  woneben  dann  noch  ein  Aerarium  für  arm- 
gewordene Adelige  errichtet  werden  soll.  (V,  S.  190  ff.)  Ein  Vierter 
möchte  von  den  Zinsen  arme  ehrbare  Mädchen  ausgesteuert  wissen. 
(V,  S.  252  ff.)  Ebenso  ein  Siebenter.  (V,  S.  497  ff.)  Der  fünfte  Be- 
werber empfiehlt  die  Stiftung  eines  Freitisches  für  arme  Studenten 
(V,  S.  261  ff.)  Der  sechste  Versorgung  armer  Honoratioren ,  Gründung 
einer  höheren  Mädchenschule,  einer  Brautkasse,  eines  Leihhauses  und 
Aufbesserung  von  Schulmeistergehalten.  (V,  S.  384  ff.)  Endlich  dar 
achte,  Gründung  einer  Musterwirthschaft  und  Experimentalflur  unter 
Leitung  einer  gelehrten  Gesellschaft  zur  Förderung  des  Ackerbaues. 
(V,  S.  799  ff.)  Diesem  letzten  wurde  1749  der  Preis  wirklich  zuer- 
kannt, obschon  er  seine  Bewerbungsschrift  eigentlich  erst  nach  Ablauf 
der  Frist  eingeliefert  hatte.  (VI,  S.  69  ff.) 

Für  die  Interessen  des  Ackerbaues  verräth  unsere  Zeitschrift 
an  vielen  Stellen  einen  nicht  unfeinen  Sinn.  Zwar  werden  Mittel  an- 
gegeben, wie  man  aus  Flachs  Baumwolle  machen  könne  (XI,  S.  527  ff.) ; 
auch  wird  immer  noch  hartnäckig  an  der  Möglichkeit  einer  Verwandlung 
des  Hafers  in  Roggen  oder  Weizen  geglaubt.  (XIII,  S.  282.)  Aber 
die  III,  S.  858  ff.  beschriebenen  Vegetationsversuche  mit  Getreide 
klingen  im  besten  Sinne  modern  und  setzen  die  von  Christian  Wolf 
in  dieser  Hinsicht  begonnene  Richtung  i^)  würdig  fort.  —  Sehr  inte- 
ressant sind  die  Verhandlungen  über  das  »Ackerbauräthsel«  des  nach- 


17)  Wolf,  Entdeckung  der  wahren  Ursache  yon  der  wunderbaren  Yermehning 
des  Oetreides,  als  erste  Probe  der  Untenmchung  vom  Wachsthnm  der  Pflanzen. 
(1718).  :  ^     .  ^      -    : 
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berigeii  preussischen  Kammerratlis  Ereteschmar ,  wie  man  ohne  Ver- 
mehrung des  Viehes  und  Geschirres  den  Ertrag  der  Felder  um  ein 
Drittel  vermehren  könne:  V,  S.  286.  778  flf.  VI,  S.  400  fif.  Die  Auf- 
lösung erfolgte  1749  in  der  Schrift:  »Oekonomische  Practica,  worinne 
die  deutliche  Auflösung  des  Ackerbau-Räthsels  mit  den  zugehörigen 
Kupfern  zu  finden  ist.«  Es  läuft  wesentlich  hinaus  auf  ein  Empor- 
pflügen  des  Untergrundes,  wodurch  man  die  Brache  zu  ersparen,  alles 
Uokraut  gi*andlich  zu  vernichten,  den  Feldbau  wie  Gartenbau  zu 
machen  hoffte.  Daher  ein  Jünger  Kretzschniars ,  J.  A.  H.,  ein  Buch 
unter  dem  Titel  herausgab :  »Neu  entdeckte  Oberfläche  der  Erde  auf 
dem  Acker  u.  s.  w.«  (Magdeburg,  1749.)  Friedrich  der  Gr.  interes* 
sirte  sich  für  Kretzschmar  so  lebhaft,  dass  er  ihn  z.  B.  auf  Staatskosten 
eine  Reise  durch  Pommern  und  Preussen  machen  liess,  um  sein  Syst^n 
dort  zu  verbreiten.  Die  Redaction  unserer  Zeitschrift  macht  hiergegen 
echt  nationalökonomische  Bedenken  rege:  die  Schwierigkeiten,  welche 
dem  Plane  durch  das  Fortbestehen  der  Gemengewirthschaft,  der  IWeide* 
gerechtigkeiten  u.  s.  w.  erwachsen  müssen;  das  gefahrliche  Heraufbolai 
der  sog.  todten  Erde;  die  Vermehrung  der  Arbeitszeit  und  Arbeits« 
kosten;  die  Aussicht,  dass  mit  der  grösseren  Komproduction  der  Preis 
des  Getreides  sinken  würde  u.  dgl.  m.  —  Auch  gegen  eine  andere 
Schrift :  »Erfahrungsmässiger  Beweis  von  dem  itzigen  ungemein  schlech* 
ten  Kombau,  von  dessen  möglicher  Verbesserung  und  was  dazu  erfor- 
dert würde«  (Berlin  1748),  die  vornehmlich  eine  Empfehlung  des  Saat- 
steckens enthält,  werden  richtig  die  Bedenken  des  grösseren  Zeit-  und 
Kostenaufwandes  hei-vorgehoben.  (VI,  S.  82.)  —  Ebenso  lehrreich  ist 
die  Abhandlung  V,  S.  427  ff.  über  das  in  Mecklenburg  seit  Kurzem 
eingeführte  holsteinische  Landbausystem.  Der  Verfasser  begreift  die 
volkswirthschafüiche  Wichtigkeit  solcher  Vorgänge,  und  wundert  sich 
deshalb,  in  der  Zeitschrift  bisher  nur  »Besonderheiten«  der  Landwirth- 
Schaft  gefunden  zu  haben,  die  »das  Totale  nicht  rühren.«  Offenbar 
ein  Gegensatz  der  nationalökonomischen  Auffassung  solcher  Dinge  zur 
blos  technischen.  Wie  wenig  freilich  eine  tiefere  Einsicht  auf  diesem 
Felde  schon  damals  allgemein  verbreitet  wa^r,  zeigt  die  Aeussenmg 
VII,  S.  976 :  dass  man  in  Mecklenburg  bei  der  Stallfütterung  ebenso 
viel  Land  für  eine  gewisse  Viehmenge  nöthig  habe,  wie  bei  der  Weide! 
Von  Agrarpolitik  ist  verhältnissmässig  wenig  die  Rede.  In 
der  Einleitung  des  11.  Bandes,  vom  Unterschied  der  Städte  und  Dör- 
fer, wird  der  Satz  aufgestellt,  das  Einzel  wohnen  auf  Höfen  sei  die 
ältere  Form,  aber  nachmals  durch  Adelsmacht,  Bechtsunsicherheit  u. 
jfe.-iirrinitr  $e|fi  Dorfsysteme  vertauscht  worden.  (S.  X.)    In  Bezug  auf 
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die  bäuerlichen  Natoraldienste  entscheidet  sich  die  Zeitschrift,  nach 
einer  sehr  breiten  Auseinandersetzung  des  Für  und  Wider,  im  Ganzen 
doch  mehr  für  Dienstgelder,  wobei  sie  vier  Frobnspänner  an  Werth 
gleich  einem  eigenen  Gespanne  rechnet.  (X,  S.  423  ff.)  Dem  Holzmangel 
soll  nicht  sowohl  durch  eigentliche  Forstpolizei,  sondern  durch  genaue, 
nach  Stand  und  Rang  abgestufte  Vorschriften  gesteuert  werden,  wie 
viele  Klafter  Holz  Jedermann  jährlich  kaufen  dürfe.  (VI,  S.  10.) 

So  gern  sich  Zincke  seiner  besonderen  Yerdieüste  um  die  Stadt- 
wirthschaft  rühmt,  so  nimmt  seine  Zeitschrift  doch  vom  Gewerb- 
fleisse  viel  weniger  eifrige  Notiz,  als  vom  Ackerbau.  Ein  Mann  wie 
Papin  wird  als  ein  »verwegener  Project-  und  Windmacher«  bezeich- 
net ,  der  als  besonders  warnendes  Exempel  gegen  eine  bekannte  Krank- 
heit des  Menschengeschlechts  citirt  werden  könne.  »Er  wollte  z.  B. 
mit  einem  Schiffe,  so  mit  Rädern  versehen ,  ohne  Segel  auf  Strömen 
und  der  See  schiffen ;  er  wollte  mit*  Wasser,  wie  mit  Pulver  schiessen.« 
(Xni,  S.  587.)  Andererseits  wird  eine  in  England  empfohlene  Maschine, 
die,  von  Pferden  getrieben,  60  Menschen  zugleich  rasiren  oder  frisiren 
kann,  zwar  für  unpraktisch  erklärt,  aber  dbch  immer  noch  der  Mühe 
werth  gehalten,  einen  Kupferstich  derselben  mitzutheilen.  (VH,  S.  812  ff.) 
Auch  ein  Perpetuum  mobile  wird  ausführlich  beschrieben.  (I,  S.  783  ff.). 
Welcher  Einfluss  der  Polizei  auf  gewerbliche  Dinge  zugestanden  wird, 
zeigt  sich  für  einen  Gelehrten  besonders  grell  in  der  Forderung,  dass 
die  Käufer  eines  Buches  von  Staatswegen  vor  der  Unannehmlichkeit 
geschützt  werden  sollen,  sich  alsbald  neue  Auflagen  desselben  anschaf- 
fen zu  müssen.  (V,  S.  144.) 

Die  Leipziger  Sammlungen  erwähnen  oft  und  gern  anderer  jüngerer 
Zeitschriften,  welche  mit  ihnen  dasselbe  Ziel  verfolgen.  So  schon  im 
n.  Bande  des  Genfer  Journal  Histarique  du  commerce,  des  arte  et 
manufacturee  (seit  1744)  und  der  zu  Erfurt  erscheinenden  Funckeschen 
Monatsschrift.  Uebrigens  zeichnet  sich  unsere  Zeitschrift  vor  ihren 
meisten  Nachfolgern  bis  1760  durch  ihre  mehr  volkswirthschaftliche 
Richtung  aus.  Die  letzteren  haben  sich  fast  ausschliesslich  auf  Privat- 
wirthschaft,  zumal  Landwirthschaft  geworfen.  Nach  Beendigung  des 
siebenjährigen  Eri^es  wird  auch  auf  diesem  Gebiete  ein  anderer  Geist 
herrschend,  ein  Geist,  dem  weder  Zincke  selbst,  noch  sein  Institut  fol- 
gen konnte. 
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Die  Organisation  der  Statistik  der  Rechtspflege 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  Thüringen. 
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Die  bisherigen  Eiörterungeu  zeigten,  dass  es  schon  bei  der  strei- 
tigen Gericlitsbarkeit  manche  wichtige  Punkte  und  Gegenstände  giebt, 
über  welche  genauere  Aufzeichnungen  zu  besitzen  vom  höchsten  In- 
teresse ist.  Die  statistische  Bedeutung  derselben  reicht  aber  bei 
weitem  nicht  an  die  heran,  welche  die  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit für  sich'  in  Anspruch  nehmen  darf.  Diese  bietet  eigentlich  so 
recht  einen  Tummelplatz  für  den  Statistiker  dar.  Während  der  Civil- 
richter,  zwar  nicht  in  dem  Masse  wie  der  Straf richter,  aber  in  seiner 
Sphäre  doch  auch  nur  immer  da  zu  handeln  hat,  wo  eine  wirkliche 
oder  scheinbare  Verletzung  des  Rechtes  vorliegt,  bewegt  sich  der  Be- 
amte der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  auf  dem  Boden  der  normalen 
Entwickelung  desselben.  Die  Hypothekenbücher  zeigen  ihm  die  Be- 
lastung des  Grundbesitzes,  aus  den  Käufen  und  Erbtheilungen  lernt 
er  den  Uebergang  des  Yeimögens  aus  einer  Hand  in  die  andere  kennen, 
in  den  eingetragenen  Firmen  stellt  sich  ihm  die  Entwickelung  des 
Handels  und  der  Industrie  dar.  Welch'  eine  Masse  von  unschätzbarem, 
von  fast  nicht  zu  bewältigendem  Material  i  Und  merkwürdig ,  gerade 
auf  diesem  Gebiete  ist  bis  jetzt  noch  ausserordentlich  wenig,  ist  fast  gar 
Nichts  geschehen.  Hier  sind  selbst  die  belgischen  Aufzeichnungen  dürf- 
tig oder  wenigstens  ungenügend.  Die  Nachrichten  über  das  Notariat  i^) 
enthalten  blos  die  Zahl  der  notariellen  Acte,  die  über  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  ^•)  zwar  die  einzelnen  Arten  der 
Geschäfte,  aber  weder  über  die  Höhe  der  in  Betracht  kommenden  Summen, 
noch  über  die  Verhältnisse  der  contrahirenden  Personen  irgend  welche 

15)  Docaments  statistiqucs  a.  a.  0.    S.  89. 

16)  Ebend.  S.  98. 
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Angabe.  Hier  ist  also  ein  noch  ganz  freies  Feld,  ein  Gebiet,  auf  dem 
man  durchaus  selbststandig  und  originell  sein  kann,  hier  könnte  viel- 
leicht gerade  die  thüringische  Statistik,  wenn  sie  mit  Energie  vorginge, 
bahnbrechend  werden. 

Natürlich  haben  nicht  alle  Acte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
für  den  Statistiker  gleiche  Bedeutung;  bei  einigen  wird  die  Kenntniss 
der  blossen  Zahl  genügen,  bei  andern  muss  er  ausser  derselben  wenig- 
stens einzelne  kleine  Notizen  besitzen,  bei  noch  andern  in  alle  mög- 
lichen Details  eindringen.  Zu  den  ersteren  gehören  namentlich  solche 
Gegenstände,  die  eine  vorwiegend  geschäftliche  Bedeutung  haben: 
familienrechüiche  Acte,  als  Vormundschaftsbestellungen,  Emancipationen, 
Li^itimationen ,  Adoptionen  u.  s.  w.,  auch  andere  Arten  von  Rechts- 
geschäften, z.  B.  Testamentsabfassungen,  Bechnungsablagen ,  Depo- 
sitionen. Bei  den  beiden  letzten  wird  es  übrigens  gut  sein,  die  in  Be- 
tracht kommenden  Werthe  anzugeben,  worunter  aber  bei  Depositionen 
selbstverständlich  nicht  der  am  Ende  des  Jahres  vorhandene  Deposit«')  1- 
bestand,  sondern  der  Betrag  der  während  des  Jahres  deponirten 
Summen  zu  verstehen  ist. 

Vor  Allem  scheinen  uns  —  es  ist  im  Wesentlichen  schon  oben 
darauf  hingewiesen  —  eine  besondere  Bedeutung  beanspruchen  zu 
dürfen  die  eingetragenen  Handelsfirmen,  Verkäufe  und  Erbschafts- 
regulirungen  namentlich  beim  Grundeigenthum ,  Pfand-,  vor  Allem  Hy- 
pöthekenbestellungen  und  Eheverträge. 

Die  Eenntniss  der  sich  bildenden  und  andererseits  der  sich  auf- 
lösenden Handelsgeschäfte,  namentlich  auch  der  Handelsgesellschaften, 
ist  far  die  Beurtheilung  der  Lage  des  Handels  und  der  Industrie  von 
der  höchsten  Wichtigkeit.  Geben  uns  die  periodischen  gewerbestatisti- 
ßchen  Aufnahmen  über  den  Stand  derselben  Auskunft,  so  sind  die 
hier  einschlagenden  Thatsach^  geeignet,  uns  deren  Bewegung  kennen 
20  lehren.  Und  die  Nachrichten  sind  so  leicht  zu  beschaffen,  da  nach 
den  Bestimmungen  des  deutschen  Handelsgesetzbuches  jeder  Kaufmann 
(als  solche  sieht  dasselbe  ja  auch  die  grösseren  Industriellen  an)  Namen 
und  Firma  in  die  Handelsregister  eintragen  lassen  muss.  Soll  aber 
durch  die  aus  jenen  Eintragungen  herausgezogenen  Nachrichten  wirklich 
das  Material  für  eine  Darstellung  der  Bewegung  des  Handels  und  der 
Industrie  gewonnen  werden,  so  ist  es  klar,  dass  man  auch  die  einzelnen 
Gewerbszweige  mit  angeben  und  sich  in  Bezug  auf  die  Elassification 
derselben  den  bei  den  gewerbestatistischen  Aufnahmen  eingeführten 
Kategorieen  anschliessen  muss.  Von  Wichtigkeit  ist  es  namentlich  auch, 
zu  wissen,   wie  viel  Einzelfirmen  und  wie  viel  Handelsgesellschaften 
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eingetragen  sind,  und  wie  viel  unter  letzteren  als  offene,  Commandit- 
und  Actiengesellschaften  erscheinen. 

Den  üebergang  des  Vermögens  aus  einer  Hand  in  die  andere, 
namentlich  auch  den  Wechsel' in  den  Personen  der  Grundeigenthümcr 
können  wir  durch  Nichts  so  sicher  und  genau  kennen  lernen  als  durch 
eine  Statistik  der  Käufe  und  Erbtheilungen  i^).  So  viel  uns  bekannt, 
bestehen  in  allen  thüringischen  Staaten  Grundbücher,  in  welche  jede 
Eigenthumsübertragung  von  Liegenschaften  eingezeichnet  werden  muss, 
in  manchen  derselben  wird  das  betreffende  Geschäft  sogar  erst  durch 
diese  Eintragung  perfect.  Alle  Veränderungen  des  Grundeigenthums 
kommen  zur  Kenntniss  des  die  Führung  der  Bücher  besorgenden  Be- 
amten. Man  kann  aus  diesen  Thatsachen  namentlich  ersehen,  ob  die 
augenblickliche  Gestaltung  der  Verhältnisse  des  Grundeigenthums  der 
Bildung  von  Latifundien  der  von  Zwergwirthschaften  oder  dem  rich- 
tigen Mass  mittlerer  Güter  günstiger  ist,  und  auf  Grundlage  der  so 
erworbenen  Kenntnisse  die  Frage  entscheiden,  ob  eine  Beschränkung 
oder  eine  weitere  Entfesselung  des  Verkehrs  unter  den  obwaltenden 
Umständen  geboten  erscheint.  Und  wie  interessante  Untersuchungen 
sind  namentlich  in  Thüringen  anzustellen,  wo  je  nach  den  Gesetz- 
gebungen der  verschiedenen  Staaten  Geschlossenheit  und  freie  Theilbar- 
keit  und  Veräusserung  des  Grundeigenthums  neben  einander  besteht! 
Wie  entwickelt  sich  in  diesen,  wie  in  jenen  Ländern  die  Grösse  und 
Gestaltung  des  Grundbesitzes?  Nicht  immer  vermehrt  sich  bei  Freiheit 
der  Theilung  und  Veräusserung  die  Zahl  kleiner  Güter;  in  Frankreich 
ist  dieser  Glaube  in  Folge  neuerer  Untersuchungen  sehr  wankend  ge- 
worden"). Und  wieder  in  den  Ländern,  wo  noch  Geschlossenheit  des 
Grundbesitzes  vorherrscht,  wie  verhalten  sich  da  die*  walzenden  Grund- 
stücke gegenüber  den  anderen?  Ist  es  wünschenswerth ,  dass  die  Zahl 
derselben  vermehrt  oder  vermindert  werde?  Das  sind  alles  Fragen 
von  der  höchsten  nationalökonomischen  und  gesetzgeberischen  Bedeutung; 
und  wo  wird  das  Material  zur  Beantwortung  derselben,  zur  Ent* 
Scheidung  der  hierüber  bestehenden  Gontroversen  in  reicherem  Masse 
und  in  besserer  Form  geboten  als  durch  diese  Aufzeichnungen,  welche 
der  Beamte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  macht!  Bei  Gelegenheit 
der  Erbschaftsregulirungen  und  Erbtheilungen  kann  man  ausserd^n 
über  manche  andere  Punkte  Nachrichten  einziehen,  welche  zwar  nicht 
von  der  hervorragenden  Wichtigkeit  wie  die  erst  genannten,  aber  doch 

17)  Vergl.  paris.  Congressbeschl.  Nr.  7. 

18)  Leymarie,  Hi8toire  des  payvans  en  France.    Paris  1864.    J^re  partie. 
Introdnction  8.  45. 
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interessant  genug  sind,  um  eine  nähere  Untersuchung  zu 
lohnen.  So  müsste  es  namentlich  für  den  Juristen  sehr  wichtig  sein, 
zu  erfahren,  wie  oft  Intestat-  und  wie  oft  testamentarische  Erbfolge 
eintritt:  im  ersten  Falle,  ob  Ascendenten,  Descendenten ,  CoUateralen 
oder  der  überlebende  Ehegatte  berufen  werden;  im  zweiten,  wie  oft 
das  Testament  wegen  Formfehler  für  ungültig  erklärt  und  in  Folge 
einer  Verletzung  des  Notherbenrechtes  rumpirt  wird. 

Bekommen  wir  durch  die  Statistik  der  Käufe  und  Erbtheilungen 
ein  Bild  von  dem  Wechsel  im  Grundeigenthum,  so  erhalten  wir  durch 
die  Nachrichten  über  Pfand*,  namentlich  über  Hypothekenbestellungen 
das  Material  zu  Untersuchungen  über  die  Belastung  desselben  und 
über  den  Credit  des  Grnndeigenthümers.  Bekanntlich  sind  in  neuester 
Zeit  mannigfache  Klagen  über  den  mangelnden  Credit  des  Grundeigen- 
thümers,  namentlich  über  den  ihm  fast  gänzlich  abgehenden  Personal- 
credit  laut  geworden  und  von  den  versdiiedensten  Seiten  Vorschläge 
zur  Abhülfe  dieser  volkswirthschaftlichen  Uebelstände  gemacht'^).  Die 
Frage,  wie  weit  diese  Klagen  begründet  sind,  ob  sie  wirklich  eine 
allgemeine  oder  nur  eine  locale  Berechtigung  haben,  ist  noch  als  eine 
offene  zu  betrachten ;  und  ebensowenig  kann  die,  welches  die  wirksamste 
Abhülfe  dieses  Mangels  ist,  als  vollständig  gelöst  angesehen  werden. 
Zur  Beantwortung  beider  ist  aber  eine  genaue  Kenntniss  der  einschlagen- 
den Verhältnisse  nothwendig.  Man  muss  wissen,  wie  weit  die  Belastung 
des  Orundeigenthums  zu  einer  gewissen  Zeit  vorgeschritten  war;  man 
muss  nun  sehen,  wie  sie  sich  in  Folge  der  etwa  in's  Leben  gerufenen 
Greditvereine ,  Hypothekenbainken  u.  s.  w.  gestaltet;  man  muss  femer 
die  Höhe  der  aufgenommenen  Gapitalien  und  der  dafür  gezahlten  Zinsen 
kennen. 

Wenn  wir  endlich  noch  die  Eheveriräge  unter  denjenigen  Acten 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  mit  aufgeführt  haben,  über  welche  es 
uns  wünschenswerth  erscheint,  detailirtere  Nachrichten  einzuziehen,  so 
ist  das  nicht  etwa  geschehen ,  weil  wir  daraus  die  Zahl  der  überhaupt 
abgeschlossenen  Ehen  erfahren;  diese  kennen  zu  leman,  hat  zwar  auch 
eine  grosse  Bedeutung  für  uns,  aber  sie  zu  erforschen,  giebt  es  andere 
und  bessere  Mittel.  Bei  den  Eheverträgen  kommt  es  uns  viel  weniger 
auf  die  Zahl  als  auf  den  Inhalt  und  namentlich  darauf  an,  zu  wissen, 
ob  und  inwiefern  sie  das  gesetzlich  bestehende  eheliche  Güterrecht 
modifidren.  Gerade  in  einem  Lande,  wie  Thüringen,  wo  in  dieser 
Beziehung  die  allergrösste  Verschiedenheit  herrscht,  wo  allein  im  Her* 

19)  Yergl«  hinsichtlicli  der  neuesten  Litterator  über  diesen  Gegenstand  Bd.  I 
8.  221  nnd  870  dieser  Jahrbücher. 
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zogthum  Meiningen  f&nf  bis  sechs  eheliche  Güterrechte  neben  einander 
bestehen,  ist  es  vom  höchsten  Interesse,  darüber  unterrichtet  zu  sein, 
welches  Rechtssystem  der  Mehrzahl  der  Heirathspaeten  zu  Orunde  ge- 
legt wird.  In  solchen  Fällen  trifift  eben  die  Praitis  und  der  natürliche 
Instinct  der  Bevölkerung  meist  das  Richtige;  die  Eenntniss  der  bis 
jetzt  vorzugsweise  in  Anwendung  gebrachten  Systeme  kann  daher  ent- 
schieden der  beste  Führer  bei  einer  neuen  allgemeinen  Ehegesetzgebung 
werden,  die  doch  ho£fentlich  nicht  zu  lange  mehr  auf  sich  warten  las- 
sen wird. 

Gewissermassen  auf  der  Grenze  zwischen  freiwilliger  und  streitiger 
Gerichtsbarkeit  stehen  die  Concurse;  sie  ragen  in  beide  Gebiete  hinein 
und  umfassen  Handlungen  der  einen  wie  der  anderen  Art  Sie  gehören 
zu  den  wichtigsten  und  interessantesten  Partieen  der  Statistik  der 
Rechtspflege,  namentlich  liefern  sie  einen  vortrefflichen  Beitrag  zur 
Erkenntniss  der  ökonomischen  Lage  der  Bevölkerung,  allerdings  zunächst 
nach  ihrer  Schattenseite,  der  Ueberschuldung,  hin.  Aber,  wie  wir  schon 
oben  nachgewiesen  haben ,  ist  es  ja  gerade  so  wichtig ,  diese  Schatten- 
seite kennen  zu  lernen.  Man  scheint  die  Bedeutung  der  Concurse  für 
die  Statistik  in  den  Kreisen  der  Fachmänner  nicht  unterschätzt  zu 
haben ;  es  weisen  nicht  nur  die  Congressbeschlüsse^)  auf  ihre  Wichtig- 
keit hin,  sondern  wir  besitzen  auch  verschiedene  amtliche  Publicationen 
darüber,  welche  manches  sehr  Wissenswerthe  enthalten.  Hier  sind  es 
nicht  bloss  belgische  '^)  und  französische  Arbeiten ,  in  denen  ^ich  Na<A- 
richten  finden ,  auch  in  Deutschland  hat  man  Leistungen  aufzuweisen ; 
namentlich  ist  ein  um  die  Statistik  überhaupt  hochverdienter  Staat, 
das  Königreich  Sachsen ,  auf  diesem  Gebiete  sehr  thätig  gewesen. 
Sowohl  in  EngeTs  Schrift  über  Hypolhekenversicherung  als  auch  in 
neueren  amtlichen  Publicationen^')  finden  sich  detailirte  statistische 
Angaben  über  Zwangsversteigerungen  von  Immobilien  und  Concurse. 

Zunächst  ist  es  die  Summe  der  Activa  und  Passiva,  welche  zu 
kennen  ein  besonderes  Interesse  hat.  Die  darauf  bezüglichen  Zah- 
len müssen  zunächst  in  ihrer  absoluten  Höhe  betrachtet  werden.  Sind  es 
kleine  oder  grosse  Vermögen,  welche  mehr  von  Ueberschuldungen  be- 
troffen werden?  Im  ersten  Falle  werden  dieselben  mehr  von  Arbeits- 
mangel und  Erwerbslosigkeit,  im  letzteren  von  verkehrten  Speculationen, 
übertriebenem  Luxus  und  Verschwendung  herrühren.  Eine  nicht  ge- 
ringere Bedeutung  als  die  absolute  hat  die  relative  Höhe  der  betreffenden 

20)  Pariser  Beschlüsse  Kr.  8. 

*l\)  Documcuts  Btatistiqued  a.  a.  0.    S.  185  ff. 

22)  Zeitscbnft  des  sächs.  etat.  Bureaus  1864  Nr.  7  und  8. 
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Sammen,  ihr  Verhältniss  zu  einander.  Mit  diesem  ia  engster  Ver- 
bindung steht  oder  vielmehr  die  Folge  davon  ist  der  Betrag  der  im 
C!oncarse  gezahlten  Procente.  Ihn  moss  man  ebenfalls  kennen  und 
zwar  ebensowohl  bei  den  durch  gütliche  Vereinigung,  also  namentlich 
durch  Nachlass  beendigten,  als  auch  bei  den  bis  zur  Versteigerung  und 
Distribution  der  Masse  durchgeführten.  Sicher  ist  es  nicht  einerlei, 
ob  meist  Nichts,  5^ oder  10  oder  ob  50  bis  75g  gezahlt  werden.  — 
Sehr  wichtig  ist  es  ferner ,  genaue  und  sichere  Auskunft  über  die  per- 
sönlichen Verhältnisse  des  Cridars  zu  haben.  Mau  muss  das  Geschlecht 
und  Alter  desselben  kennen ,  wissen ,  ob  er  seinen  Wohnsitz  auf  dem 
Lande  o^er  in  der  Stadt  hat,  womöglich  auch  darüber  unterrichtet  sein, 
welcher  Beligionspartei  er  angehört.  Aber  alle  diese  Gegenstände  sind 
doch  mehr  nebensächlich  und  treten  zurück  hinter  der  einen  höchst 
bedeutsamen  Frage :  welchem  Berufsstande  gehört  der  Gemeinschuldner 
an?  Inwiefern  gerade  diese  Thatsache  für  die  Erkenntniss  socialer 
Missstände  und  deren  Beseitigung  Bedeutung  haben,  daraufhaben  wir 
bereits  zu  wiederholten  Malen  hingewiesen,  und  kann  eine  weitere 
Ausführung  dieses  Gegenstandes  daher  als  überflüssig  angesehen  werden. 
—  Noch  manche  andere  Punkte  sind  von  Wichtigkeit,  so  namentlich 
die  Art  der  Beendigung  der  Concurse  und  die  Dauer  derselben,  vor- 
züglich um  danach  beurtheilen  zu  können,  in  wie  weit  das  jetzige 
Concnrsverfahren  seinen  Zweck  erfüllt.  —  Wenn  ausserdem  die  Con- 
gresse  noch  besonderen  Werth  darauf  legen,  die  Ursachen  der  Concurse 
zu  kennen,  so  ist  allerdings  nicht  zu  leugnen,  dass  genaue  Nachrichten 
darüber  von  sehr  wesentlichem  volkswirthschaf tlich^  Nutzen  sein  wür- 
den ,  dass  aber  eben  diese  Ursachen  kaum  genau  zu  constatiren  sind 
und  man  sich  bei  Angabe  derselben  auf  das  unbestimmte  und  wenig 
sichere  Gebiet  der  Hypothesen  verlieren  muss ,  das  sonst  zwar  eine 
gewisse  Berechtigung  haben  kann,  das  aber  der  Statistiker  ein  für  alle 
Mal  vermeiden  soll. 

Für  die  ganze  Civilrechtspflege ,  ganz  vorwiegend  aber  auch  für 
den  zuletzt  bcdiandelten  Gegenstand,  die  Concurse,  ist  es  von  grosser 
Wichtigkeit,  eine  genaue  Uebersicht  über  die  Kosten,  d.  h.  nicht  über 
die  Summen,  welche  der  ^taat  für  die  Justizpflege  verausgabt,  sondern 
über  die  von  den  Parteien  bezahlten  Sportein,  namentlich  im  Verhält- 
niss zu  der  Grösse  des  Objects,  zu  besitzen.  Hier  haben  z.  B.  die 
französischen  Aufnahmen  gezeigt^),  dass  bei  Zwangsversteigerungen 
von  Liegenschaften  im  Werthe   unter  500  Franken  meist  der  ganze 


28)  YergL  den  dtirten  Bericht  in  Nr.  40  der  Austria. 
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Kaufscfailling  von  den  Gerichtskasten  verscblangen  wird;  mau  hat  na- 
türlich, sobald  man  dies  erfuhr,  im  Wege  der  Gesetzgebung  Abhülfe 
zu  schaffen  gesucht.  Auch  in  Belgien  finden  sich  unverhältnissmässig 
viel  Fälle,  wo  bei  Goncursen  die  Gläubiger  gar  Nichts  bekommen ;  ver* 
muthlich  liegen  dem  ähnliche  Ursachen  zu  Grunde,  man  kann  sie  aber 
leider  nicht  verfolgen,  weil  eben  die  Angaben  über  die  Kosten  in  den 
belgischen  Publicationen  vollständig  fehlen.  — 

Ein  ganz  anderes  Bild  als  die  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  Statistik 
der  Civilrechts-,  bieten  uns  die  auf  dem  der  Strafrechtspflege  dar.  Dieses 
Feld  ist  nicht  nur  weit  öfter,  sondern  im  Ganzen  auch  besser  bearbeitet 
worden  als  jenes.  Man  hat  sich  in  der  Regel  nicht  auf  den  engeren 
Kreis  des  Geschäftlichen  beschränkt,  man  hat  nicht  blos  die  formellen, 
sondern  auch  die  materiellen  Resultate  gegeben.  Diesen  Geist  athmen, 
allerdings  in  grösserem  oder  geringerem  Masse,  alle  unsere  amtlichen 
Publicationen,  selbst  jene  thüringische  Verö£fentlichung  sucht  durch  die 
Tabelle  über  die  vor  den  Kreis-  und  Schwurgerichten  verurtheilten  Ver- 
brechen einige  Einblicke  in  die  Zustände  des  Volkslebens  zu  gewähren, 
nicht  minder  die  altenburgischen  Bekanntmachungen  im  Amts-  und 
Nachrichtsblatt,  welche  wenigstens  über  Alter  und  Geschlecht  der  an- 
geklagten und  verurtheilten  Personen  einige  Notizen  enthalten.  Woher 
mag  diese  auffallende  Ungleichheit  in  der  Behandlung  jener  beiden 
so  nahe  an  einander  grenzenden  Gebiete  kommen?  Wie  geht  es  zu, 
dass,  während  die  Statistik  der  Givilrechtspflege  fast  keine  einzige 
nennenswerthe  Leistung  aufzuweisen  hat,  über  Strafrechtspflege  doch 
manche  leidliche  Arbeiten  existiren?  Sicher  liegt  der  Grund  nicht 
darin,  dass  der  Nutzen  der  letzteren  grösser  ist,  vermuthUch  aber 
darin,  dass  er,  auf  den  ersten  Anblick  wenigstens,  bedeutender  er- 
scheint. Das  Interessante  der  Aufzeichnungen  über  Strafrechtspflege 
fällt  sogleich  in  die  Augen;  jeder  Laie  erfährt  gern,  wie  viel  Morde, 
wie  viel  Raubanfalle,  wie  viel  Diebstähle  im  Jahre  vorkommen;  hier 
sprechen  die  einfachen  Zahlen  schon  deutlich  genug,  das  Pikante  und 
Absonderliche,  was  eben  in  diesen  Nachtseiten  der  menschlichen  Gesell- 
schaft liegt,  hat  eine  eigenthümliche  Fesselungskraft.  Ganz  anders  die 
Daten  über  die  Givilrechtspflege.  Diese  bieten  in  ihr^  nackten  Zahlen 
kein  so  anschauliches  Bild;  um  aus  ihnen  Resultate  zu  construiren, 
ist  ernster  Fleiss,  Studium  und  Nachdenken  erforderlich,  in  ihnen  li^ 
nicht  jener  besondere  Reiz ,  der  die  Neugierde  des  Laien  anregt ,  sie 
bilden  mehr  ein  Material  für  den  ernsten  Forscher. 

Aber,  merkwürdig,  wie  so  oft,  hat  man  auch  hier  zunächst  das 
Husserlich  Glänzende,   in  die  Augen  Fallende  berücksichtigt  und  das 
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Wichtigere,  aber  tiefer  Liegende  vemachUfisigt.  Hoffentlich  föngt  man 
mit  der  Zeit  an,  auch  diesem  die  gebohrende  Aufinerksamkeit  zuzawen-* 
den.  Doch  darf  man  selbstverständlich  das  Erstere  darüber  nicht  ver- 
nachlässigen. Wenn  eine  unserer  Hauptbestrebungen  dahin  geht,  die 
Givilrechtspflege  aus  ihrem  bisherigen  Dunkel  hervorzuziehen  und  ihre 
Wichtigkeit  für  die  Statistik  in's  rechte  Licht  zu  stellen,  so  sollen 
vrir  deshalb  die  Bedeutung  der  Strafrechtspflege  auch  nicht  um  eines 
Haares  Breite  hcfrabsetzen.  Im  Gegentheil,  wir  erkennen  sie  in  vollem 
Masse  an«  Schon  oben  haben  wir  darauf  hingewiesen ,  wie  nöthig  es 
fttr  die  Regierung  ist^  sich  über  den  sittlichen  Zustand  der  Bevölkerung 
gehörig  zu  unterrichten;  wodurch  kann  sie  das  aber  besser  als  darch 
genaue  Nachrichten  über  die  Zahl  und  Art  der  einzelnen  Verbrechen, 
sowie  über  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Angeklagten?  Wie  kann 
sie  femer  beurtheilen,  ob  die  gegenwärtige  Strafgesetzgebung  im  Stande 
ist,  die  Vermehrung  von  Verbrecken  zu  verhindern,  wenn  sie  nicht  genau 
bekannt  mit  den  Ergebnissen  derselben  ist?  Welch'  bedeutendes  Ma- 
terial fi^  seine  Untersuchungen  findet  femer  nicht  der  Psycholog  in 
jenen  Au&eicbnungen  ? 

Welches  sind  denn  aber  auf  dem  Gebiet  der  Strafrechtspflege  ^) 
diejenigen  Thateach^,  die  der  Statistiker  vorzüglich  zu  berü(^ichtigen 
hat?  Er  muss  natürlich  zunächst  einen  Ueberblick  tb&t  das  ganze 
Gebiet  haben,  also  wissen,  wie  viel  Verbrechen  zur  Anzeige  gekommen, 
wie  viel  davon  zur  Verhandlung  gelangt,  vor  welchen  Gerichten  und 
in  welcher  Art  sie  erledigt  sind.  Diese  Nachrichten,  die  zunächst 
allerdings  den  Zweck  haben,  auf  dem  zu  bearbeitenden  Felde  zu  orien- 
tiren,  sind  dooh  auch  in  anderer  Beziehung  von  nicht  unwesentlichem 
Nutzen.  Das  Verhältniss  der  Angeklagten  und  Verurtheilten  zur  Be- 
völkerung lässt  schon  einzelne,  wenn  auch  nur  sehr  allgemeine,  Schlüsse 
auf  den  Zustand  der  Sittlichteit  im  Lande  und  in  den  einzelnen  Theilen 
desselben  zu;  jenachdem  bei  einer  grösseren  oder  geringeren  Menge 
der  angezeigten  Verbrechen  eine  Ermittelung  des  Thäters  stattgefunden 
hat,  kann  man  beurtheilen,  wie  die  Leistungen  der  Sicherheitspolizei 
sind,  bei  einer  verhältnissmässig  bedeutenden  Summe  von  Vergehen 
werden  wir  mehr  auf  einen  leichtsinnigen,  oder  aufbrausenden,  bei 
einem  üeberwiegen  der  Verbrechen  dagegen  auf  einen  sittlich  ver- 
derbten Charakter  der  Bevölkerung  schliessen.  Welche  verschieden« 
artige  Resultate  kann  man  nicht  allein  aus  den  Nachrichten  über  die 

24)  YergL  die  Gongressbeschlasse  von  Brüssel  Compte  -  rendu  S.  18,  von  Paris 
S.  66,  von  Wien  S,  108,  von  London  S.  157.  —  Die  hauptsächlichsten  amtlichen 
Publikationen  finden  sich  Anm.  1—3  angegeben. 
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Erledigung  der  Oiminalpi'ocesse  ziehen!  Die  Frage  nach  der  Zwedc- 
mässigkeit  der  Schwurgerichte  ist,  vrenn  sich  auch  die  Zahl  der  Gegner 
bedeutend  vermindert  hat,  noch  immer  nicht  als  eine  yollständig  ent- 
schiedene zu  betrachten.  Wie  viel  ist  nicht  darüber  hin-  und  her- 
gestritten ,  ob  mehr  Yerurtheilungen  vor  Schwurgerichten  oder  vor 
rechtsgelehrten  Richtern  vorkämen!  Wie  ist  aber  diese  Frage  anders 
zu  lösen  als  auf  Grund  genauer  statistischer  Aufnahmen  ?  Wenn  femer 
in  ITiüringen'*)  von  den  wegen  Uebertretungen  Verurtheilten  »/»  durch 
Mandat  condemnirt  sind,  so  ist  das  sicher  das  beste  Zeichen  fnr.die 
Bewährung  des  Mandatsverfahrens,  und  der  Umstand ,  dass  die  Summe 
der  durch  Zurücknahoie  des  Strafantrags  erledigten  Untersuchungen 
beinahe  ein '  Drittheil  der  durch  Erkenntniss  beendigten  erreicht'^), 
zeigt,  welche  Bedeutung  das  Institut  der  Antragsverbrechen  für  das 
thüringische  Strafrecht  hat. 

Haben  wir  uns  durch  diese  Thatsachen  erst  einen  Ueberblick  über 
das  ganze  Gebiet  verschafft ,  so  müssen  wir  nun  in  das  Detail  der 
emzelnen  Gegenstände  eindringen.  Vorerst  sind  die  verschiedeneu 
Arten  der  Verbrechen  zu  scheiden;  es  ist  für  die  Beurtheilung  der 
sittlichen  Zustände  eines  Landes  nicht  einerlei,  ob  mehr  Verbrechen 
gegen  das  Eigenthum  oder  gegen  die  Person  vorkommen;  auch  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  wird  sich  das  Verhältniss  nicht  gleich  stellen,  in 
theueren  Jahren  werden  die  ersten,  in  billigen  die  zweiten  überwiegen. 
Die  Aufstellung  der  Kategorieen  ist  hier  auch  nicht  von  den  Schwierig- 
ktiten  begleitet,  wie  bei  den  Civilprocessen ,  weil  jedes  Verbrechen 
seine  genau  begrenzte  Sphäre  hat.  Die  einzelnen  Bubiiken  ergeben 
sich  aus  dem  Strafgesetzbuch.  Eine  allgemein  für  alle  Staaten  an- 
wendbare Classification  aufzufinden,  ist  wegen  der  Verschiedenheit  d^ 
Criminalgesetzgebungen  kaum  möglich  und  selbst  die  Versuche  der 
Gongresse,  in  diesem  Punkte  eine  Veremigung  zu  Stande  zu  bringen, 
sind  vollständig  gescheitert.  Ein  Glück,  dass  wenigstens  für  Thüringen 
nicht  so  bedeutende  Schwierigkeiten  vorliegen.  Die  unter  dem  Appel- 
lationsgericht zu  Eisenach  vereinigten  Staaten,  alsa  Weimar,  Beuss  j.  L. 
und  die  beiden  schwarzburgischen  Füi*stenthümer,  haben  ein  gleichlau- 
tendes Strafgesetzbuch,  das  thüringische,  angenommen,  in  Meiningen 
gilt  dasselbe  mit  unbedeutenden  Abweichungen,  Altenburg  hat  zwar 
das  sächsische  recipirt,  aber  dieses  unterscheidet  sich  docb->nur  in  so 
unwesentlichen  Punkten   von  jenem,   dass  eine  Vereinigung  mit  ge- 


25)  Yergl.  dio  Anm.  4  dtirte  Publication  S.  18. 

26)  S.  ebend.  S.  22. 
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ringer  Mfihe  zu  bewerkstelligen  ist.     Führen  doch  jetzt  schon   die 
beiderseitigen  Publicationen  beinahe  die  n&mlichen  Categorieen  anf. 

lÄe  wichtigsten  bei  der  Statistik  der  Strafrechtspfiege  zu  berück- 
siehtigenden  Thatsachen  sind  ohne  Zweifel  die  persönlichen  Verhält- 
nisse der  Angeklagten.  In  welchen  Schichten  des  Volkes  werden  die 
yerdichtigen  Individuen  vorzüglich  angetroffen  und  wie  sind  sie  durch- 
schnittlich beschaffen?  Das  ist  eine  Frage  von  ganz  enormer  Bedeu- 
tung. Man  muss  eine  genaue  Beschreibung  jeder  einzelnen  vor  die 
Gerichte  geführten  Person  haben,  um  danach  bemessen  zu  können, 
wdche  Altersklassen  und  welche  Stände  vorzugsweise  bei  Verbrechen 
dieser  oder  jener  Art  betheiligt  sind.  Man  muss  ebenso  detailirte 
Angaben  über  jeden  Verbrecher  verlangen,  wie  man  sie  bei  der  Volks- 
zahlung hinsichtlich  jeder  zu  zähl^den  Person  beansprucht.  Es  ist 
daher  nicht  nur  Alter  und  Geschlecht,  sondern  auch  Geburtsort  und 
Heimath,  Givilstand,  Gonfession,  Bildung,  namentlich  auch  Stand  und 
Beruf  jedes  Individuums  aufzuzeichnen.  Die  Gongresse,  welche  die 
Wichtigkeit  dieser  Thatsachen  nicht  unterschätzten,  haben  sich  zu 
wiederholten  Malen  gerade  mit  dem  hier  berührten  G^enstande  be- 
schäftigt, in  Wien  hat  man  sogar  eine  Normaltabelle  proponirt,  wel- 
che für  die  Zusammenstellung  der  auf  die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Angeklagten  bezüglichen  Nachrichten  massgebend  sein  sollte ''). 
Aber  trotz  dieser  Bemühungen  ist  es  bis  jetzt  nicht  möglich  gewesen, 
eine  Uebereinstimmung  unter  den  einzelnen  Staaten  zu  erreichen.  Und 
es  lässt  sich  allerdings  nicht  leugnen,  dass  hier  für  jede  statistische 
Bdiörde  zwei  Gesichtspunkte  massgebend  sein  müssen.  So  wünschens- 
werth  es  einerseits  auch  ist,  dass  die  Rubriken  aller  Publicationen 
übereinstimmen,  und  so  sehr  es  deshalb  empfohlen  werden  muss,  sidi 
möglichst  eng  an  die  Congressbeschlüsse  zu  halten,  so  darf  doch  auch 
andrerseits  die  Rücksichtnahme  auf  die  Classificationen,  welche  man 
selbst  bei  her  Volkszählung  in  Anwendung  gebracht  hat,  nicht  ver- 
nachlässigt werden.  Alle  Zahlen,  welche  wir  durch  die  Griminalsta- 
tistik  bekommen,  haben  nicht  als  absolute,  sondern  nur  als  relative 
Werth.  Zu  wissen,  wie  vfel  Landwirthe,  wie  viel  Fabrikarbeiter  und  wie 
viel  Handwerker  Verbrechen  begehen,  kann  uns  gar  nicht  interessiren, 
wenn  es  nicht  möglich  ist,  das  Verhaltniss  der  betreffenden  Personen 
zu  der  Gesammtzahl  ihres  Standes  zu  berechnen.  Denn  wenn  man 
hier  ohne  Verhältnissberechnungen  zu  Werke  gehen  wollte,  so  könnte 
man  zu  den  allerverkehrtesten  Resultaten  gelangen.    Gesetzt,  in  einem 
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Lande  fielen  ^/s  der  verübten  Verbrechen  anf  die  gewerbliche,  Vs  &^ 
die  landwirthschafUiche  Bevölkerung,  so  könnten  wir  leicht  veranlasst 
werden,  jene  für  sittlich  verderbter  zu  halten.  Erführen  wir  nun  aber, 
dass  die  Industriellen  50,  die  Landbauer  dagegen  nur  30%  der  Ge- 
sammtbevölkerung  ausmachten,  so  kehrte  sich  die  Sache  gerade  um, 
es  würden  dann  diese  als  der  sittlich  tiefer  stehende  Theil  des  Volkes 
erscheinen.  Desshalb  Nichts  ohne  Verhältnissberechnungen.  .  Will  man 
aber  diese  ausführen,  so  muss  man  im  Grossen  und  Ganzen  wenigstens 
die  Kategorien  beibehalten,  welche  man  der  Ermittlung  der  Bevöl- 
kerung überhaupt  zu  Grunde  gelegt  hat. 

Versuchen  wir  die  beiden  Forderungen:  Berücksiditigung  der 
Einrichtungen  anderer  L&nder  und  der  Vorschläge  der  Congresse 
einer-,  Anschluss  an  die  eigenen  bei  sonstigen  Gelegenheiten  in  An« 
Wendung  gebrachten  Classificationen  andererseits,  auf  die  einzelnen, 
hier  in  Betracht  kommenden  Thatsachen  anzuwenden,  so  wird  sich 
bald  herausstellen,  dass  die  Vareinigung  dieser  beiden  Gesichtspunkte 
bei  einzelnen  Gegenständen  zwar  gar  keine  Schwierigkeiten  macht,  bei 
andern  dagegen  absolut  unmöglich  ist.  Zu  den  ersteren  gehört  nament* 
lieb  das  Geschlecht,  wo  sich  die  Unterscheidung  von  »männlich«  und 
>^weiblich«  als  ganz  natürliche  und  einzig  mögliche  ergiebt.  Schon  et- 
was mehr  Umstände  macht  das  Alter,  doch  sind  auch  hier  die  Schwie- 
rigkeiten nicht  übermässig  gross,  da  die  Unterscheidung  jährlicher 
Altersklassen  bei  der  Volkszählung  Verhältnissberechnnngen  jeder  Art 
ermöglicht.  Unangenehm  ist  nur ,  dass  gerade  in  diesem  Punkte  die 
Einrichtungen  der  einzelnen  Staaten  sehr  w.enig  übereinstimmen.  Der 
Gongress  zu  Wien  hat  folgende  Eat^orieen  vorgeschlagen:  14 — 20, 
21—24,  25—30,  31—40,  .41—60  und  über  60  Jahre.  Wir  halten  es 
für  das  Einfachste,  diese  Eintheilung  zu  acceptiren,  aflerdings  mit 
einer  Modification.  Es  scheint  uns  nämlich  besser,  statt  des  14.  das 
16.  Jahr  zu  setzen.  Einmal  ist  erst  dieses  als  der  eigentliche  Ab- 
schluss  des  Knaben-  und  Beginn  des  Jünglingsalters  anzusehen,  erst 
mit  ihm  erfolgt  der  Eintritt  der  vollen  Mannbarkeit,  der  ja  doch  auch 
auf  die  Zahl  und  Art  der  Verbrechen  nicfit  ohne  Einfluss  bleibt; 
andrerseits  hat  man  aber  auch  fast  ausnahmslos  in  allen  andern  Pub- 
licationen  gerade  das  16.  Jahr  als  entscheidend  angenommen'*).    Die 


28)  Wir  setzen  die  Classificationen  einiger  anderer  bedeutenderer  Staaten 
hierher.  Belgien  unterscheidet:  unter  16  Jahr,  16—21,  21—26,  25—30,  3(M35, 
8S-40,  40-46,  46—60,  60-66,  66-60,  60—70,  70—80,  über  80  Jahr;  Bayern: 
unter  16,  16—60,  über  60  Jahr;  Hannover  12-16, 16—20,  20—40,  40—60,  aber  60. 
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Bebandlimg  der  Gvibtandsverhiitnisse  ist  ebenfalls  nicht  übermässig 
fldiwer;  es  werden  hier  dieselben  Eategorieen  massgebend  sein  wie 
bei  der  Volkszählung,  es  sind  daher  Verheirathete ,  Unverheiraihete, 
Verwittwete  und  Gesdiiedene  zu  unterscheiden.  Weitere  Angaben  sind 
HberjBfissig;  so  kann  z.  B.  die  in  Belgien  gemachte  und  auch  von  den 
Gongressen  verlangte,  ob  die  verheiratheten  Personen  kinderlos  sind 
oder  Nachkommen  haben,  unserer  Ansicht  nach  wenig  nützen,  so  lange 
nicht  bestimmt  festgestellt  ist,  wie  viel  kinderlose  und  wie  viel  mit  Ein* 
dem  gesegnete  Ehen  überhaupt  vorhanden  sind.  Höchstens  möchte  die 
Frage  nach  der  ehelichen  oder  unehelichen  Geburt  der  Yerbredier 
eine  besondere  Beachtung  verdienen.  Jedenfalls  ist  unter  den  unehe- 
lich Geborenen  die  Zahl  der  verdorbenen  Individuen  grösser  als  unter 
den  in  legitimer  Ehe  Erzeugten ,  eine  Thatsache,  die  in  schlechter  Er- 
ziehung, dürftig^en  Lebensverhältnissen  u.  s.  w.  ihre  hinlängliche  Er- 
klärung findet.  Das  Yerhältniss  näher  zu  untersuchen,  ist  interessant 
Wir  kennen  zwar  die  Zahl  der  voAandenen  Personen  von-  ehelicher 
and  unehelicher  Herkunft  nicht  ganz  genau,  aber  aus  dem  Verhält- 
niss  der  Geburten  können  wir  mit  Berücksichtigung  der  grösseren 
Sterblichkeit  der  unehelichen  Kinder  dieselbe  durcli  Berechnung  wenig- 
stens annähernd  construiren;  doch  muss  man  sich  von  vorn  herein 
hüten,  diesen  Thatsachen  zu  grosse  Bedeutung  beizulegen,  da  auch  bei 
den  vorgeführten  Angeklagten  nicht  immer  genau  festzustellen  sein 
wird,  ob  sie  von  legitimer  oder  illegitimer  Abstammung  sind.  —  Die 
Nachrichten  über  Religion  und  Confession  haben  in  so  fem  grosses 
Interesse,  als  man  aus  denselben  sehen  kann,  welchen  Einfluss  die 
dogmatischen  Lehren  jeder  Religionspartei  auf  die  Sittlichkeit  ihrer 
Anhänger  ausüben.  Leider  hat  man  ihnen  bis  jetzt  fast  gar  keine 
Aufmerksamkeit  zugewandt.  In  den  belgischen  Publicationen  fehlen 
durchaus  alle  Angaben  über  die  Religion  der  Angeklagten,  Bayern 
unterscheidet  nur  Christen,  Juden  und  andre  Secten  (?),  Hannover  1. 
evangelische  (lutherische,  reformirte)  und  katholische  Christen,  2.  Is- 
raeliten. Am  besten  wird  man  sich  in  Thüringen  einfach  an  die  Volks- 
zählungsdassification  halteb;  man  ist  dann  etwas  ausführlicher  als 
andere  Staaten,  ohne  mit  deren  Einrichtungen  in  Widerspruch  zu  ge- 
rathen ,  stimmt  auch ,  von  kleinen  Abweichungen  abgesehen ,  mit  der 
Eintheilung    des   wiener   Congresses  überein  *^).    —    Aufzeichnungen 


29)  Dieselbe  laaiet:  Religion:  1)  cathoMqnes  de  P^glise  latine;  2)  catfaoliqnes 
des  ^gUses  grecque  oa  arm^eime;  3)  ^glise  grecqne  ou  arm^nienne  non  nnie;  4) 
confession  dvsogäique  d'Aagsboorg;  5)  eonfession  de  THelT^tie  (cnlte  rdformöe^ 
6)  antres  confessions  chr^tiennes;  7)  isra^lites;  8)  aatres.    In  Bezog  anf  die  betone 
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Ober  die  Bildung  der  angeklagten  und  venirtheilten  Personen  sind 
jedenfalls  sebr  wichtig,  weil  nur  auf  ihrer  Grundlage  eine  ordentliehe 
Beantwortung  der  Frage  möglich  ist,  ob  und  in  wie  fem  die  Bildung 
vortheilhaft  oder  nachtheilig  auf  die  Sittlichkeit  wirkt  Fflr  diesen 
Zweck  genügt  es  aber  nicht,  wie  in  Bayern  blos  zu  ermitteln,  wie 
viel  des  Schreibens  kundig  und  wie  viel  desselben  unkundig  sind; 
man  muss  namentlich  auch  erfahren,  ein  wie  starkes  Contingent  die 
eigentlich  sogenannten  gebildeten  Stände,  d.  h.  diejenigen  Klassen  des 
Volkes,  deren  Unterrichtetheit  über  das  Niveau  des  Gewöhnlichen 
hinausgeht,  zu  den  Verbrechern  stellen.  Es  möchte  sich  desshalb  die 
belgische  vom  wiener  Gongress  acceptirte  Classification  empfehlen, 
welche  1.  Personen,  die  weder  lesen  noch  schreiben,  2.  die  bloss  lesen, 
3.  die  lesen  imd  schreiben  können  und  4.  Leute  von  einer  höheren 
Bildung  unterscheidet.  —  In  Bezug  auf  Heimath  und  Geburtsort  ist 
einmal  eine  besondere  Aufführung  der  In-  und  Ausländer,  dann  aber 
—  und  diesen  Punkt  halten  wir  für  den  bei  Weitem  wichtigeren  — 
eine  Sonderung  der  auf  dem  Lande  und  in  der  Stadt  geborenen  bez. 
lebenden  Personen  nothwendig.  Die  Geburt,  die  Erziehung,  das  Leben 
auf  dem  Lande  und  in  der  Stadt  wirken  ganz  verschieden  auf  den 
Chai'akter  eines  Menschen  ein.  Es  genügt  daher  auch  nicht  bloss,  zu 
wissen,  ob  sich  Jemand  augenblicklich  hier  oder  dort  aufhält,  man  muss 
namentlich  auch  seinen  Geburtsort  kennen.  Wir  möchten  desshalb 
die  belgische  Eintheilung  empfehlen,  die  folgende  Rubriken  macht: 

1)  in  der  Stadt  geborene  und  dort  wohnhafte  Personen, 

2)  auf  dem  Lande  geborene  und  dort  wohnhafte  Personen 

3)  Personen,  die  auf  dem  Lande  geboren  sind,  aber  in  der  Stadt 
wohnen, 

4)  Personen,  die  in  der  Stadt  geboren  sind,  aber  auf  dem  Lande 
wohnen, 

Am  schwierigsten,  aber  ohne  Zweifel  auch  am  wichtigsten  ist  eine 
ordentlichei  Eintheilung  der  Verbrecher  nach  Stand  und  Gewerbe. 
Eine  Uebereinstimmung  mit  den  Einrichtungen  anderer  Staaten  zu  er- 
reichen, ist  hier  von  vom  herein  nicht  möglich,  weil  diese  selbst  die 
grössten  Verschiedenheiten  unter  einander  haben;  um  so  dringender 
scheint  uns  aber  eine  genaue  Rücksichtnahme  auf  die  bei  der  Volks- 
zählung aufgestellten  Kategorieen  geboten  zu  sein,  denn,  wie  schon 


dere  Aufführong  nicht  unirter  Griechen  einer-  und  die  Auskssung  unirter  Protes- 
tanten andrerseits  hat  man  sich  in  V^^ien  zn  sehr  an  spedell  österreichische  Ver- 
h&ltaisse  gehalten ;  eine  Abweichung  in  dieser  Beziehung  ist  daher  ganz  unbe* 
denklich« 
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oben  S.  112  nachgewiesen  ist,  können  wir  gerade  hier  absolute  Zahlen 
am  allerwenigsten  gebraachen.  Man  muss  sich  aber  bei  der  Aofetel- 
long  von  Berufskategorieen  vor  zwei  Extremen  in  gleicher  Weise 
baten :  einmal  darf  man  nicht  zu  viel  einzelne  Klassen  aufstellen,  ande- 
rerseits muss  man  aber  doch  eine  gehörige  Scheidung  aller  derjeni- 
gen Personen  vornehmen,  bei  denen  vermuthlich  erhebliche  Verschie- 
denheiten existiren  werden.  Unsrer  Ansicht  nach  möchte  folgende 
Classification,  die  ausserdem  noch  den  Vorzug  hat,  dass  sie  sich  ziemr 
lieh  genau  den  Vorschlägen  des  wiener  Gongresses  anschliesst,  beide 
Anforderungen  in  genügender  Weise  berücksichtigen; 

1)  Selbstständige  Landwirthe. 

2)  Gehülfen  und  Arbeiter  bei  der  Land-  und  Forstwirthschaft. 

3)  Selbstständige  Industrielle. 

4)  Gehülfen  und  Arbeiter  bei  der  Industrie,  dem  Bergbau  und 
bei  verwandten  Gewerbszweigen. 

5)  Eaufleute  und  selbstständige  Personen,  welche  Handels-  und 
Verkehrsvermmittlung  besorgen. 

6)  Gehülfen  und  Arbeiter  bei  Handel  und  Verkehr. 

7)  Handarbeiter  und  Tagelöhner. 

8)  Geistliche  und  Lehrer. 

9)  Beamte  und  Angestellte. 

10)  Militär. 

11)  Wissenschaftlichen   und   künstlerischen   Beschäftigungen  oblie- 
gende Personen. 

12)  Personen  ohne  bestimmten  Beruf. 

13)  Angehörige  der  sub  1,  3,  5  und  8— -12  aufgeführten  Personen 
ohne  eigenen  Beruf. 

14)  Angehörige  der  sub  2,  4,  6  u.  7   aufgeführten  Personen  ohne 
eignen  Beruf. 

15)  Dienstboten'®). 


30)  Der  wiener  Gongress  stellt  folgende  Kategorieen  auf:  1)  sans  profession 
d^termin^e,  2)  journaliers  et  artisans,  3)  domestiqucs  attach^s  h  la  personne, 
4)  gens  de  service  et  ouvriers  attach^s  &  ragriculture ,  5)  commis  et  ouvriers  at- 
tach6s  ä  rindustrie,  6)  commis  et  ouvriers  attach^  au  commerce,  7)  fabricants 
et  indnstriels,  8)  commer^ants,  9)  proprietaires  cultivant  par  eux-mtoes,  y  com- 
pris  les  fermiers,  10)  proprietaires  de  maisons,  proprietaires  de  rentes,  11)  fonc- 
tionaires  pubUcs  et  employ^s,  12)  eccldsiastiques,  13)  medidns  et  officicrs  de  sant^, 
14)  hommes  de  lettres,  artistes  etc.,  15)  autres  professions. 

In  unsrer  Aufstellung  würden  die  sub  I  anfgeftlhrten  Personen  den  bei  der 
Volkszählung  in  den  3  ersten  Vertikalspalten  der  Kategorie  „I.  Land-  und  Forst- 
wirthschaft'* enthaltenen  mit  Ausnahme  der  Forstbeamten  und  der  Rubnk  9  des 
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Man  mttss  sich  aber  natürlich  nicht  damit  begnflgen,  einige  inte* 
ressante  Nachrichten  über  die  Angeklagten  za  besitzen,  viehnehr  ihre 
Sache  bei  den  Gerichten  die  ganze  Verhandlung  hindurch  verfolgen, 
man  muss  sehen,  wie  viel  yerurtheilt,  wie  viel  freigesprochen  und  wie 
viel  von  der  Instanz  entbunden  worden,  namentlich  aber  auch  darüber 
unterrichtet  sein,  welche  Strafe  jeden  der  Yerurtheilten  trifft.  Das  Nä- 
here über  die  Aufführung  und  Rubricirung  [der  Strafen  ist  allgemein 
nicht  zu  bestimmen,  das  muss  sich  ebenfalls  nach  dem  bestehenden  Straf- 
gesetzbuch richten.  Auf  einige  Strafarten  ist  jedoch  ein  besonderes  Ge- 
wicht zu  legen,  so  namentlich  auf  die  Todesstrafe.  Hier  haben  wir  wieder 
eine  streitige  legislative  Frage  vor  uns.  lieber  die  Zweckmässigkeit  der 
Todesstrafe  existiren  noch  so  auseinandergehende  Meinungen,  dass  es 
durchaus  nöthig  ist,  über  die  Anwendung  derselben  nähere  Nachrich- 
ten einzuziehen.  So  muss  man  namentlich  wissen,  welche  Personen 
vorzüglich  von  ihr  betroffen  werden,  auf  welche  Verbrechen  hin  sie 
erfolgt  und  wie  oft  Begnadigung  eintritt.  Auf  den  letzten  Punkt  ist 
übrigens  auch  bei  andern  Straferkenntnissen  noch  viel  mehr  zu  achten 
als  bisher.  Eine  häufige  Anwendung  des  Begnadigungsrechtes  Seitens 
des  Souverains  ist  das  Zeichen  einer  zu  strengen  und  der  Milderung 
bedürfenden  Gesetzgebung. 

Die  Gongresse  haben   grossen  Werth  auf  die  Aufzeichnung  der 

CongressbeBchlasses  entsprechen.  No.  1  nmfasste  die  in  den  Spalten  4 — 6  der  ge- 
nannten Kategorie  und  die  unter  No.  4  des  Congressbeschlusses  angegebenen  Per- 
sonen. No.  3  enthält  aus  Kategorie  II  der  Volkszählung  die  Bergwerkuntemeh- 
mer,  femer  die  ganze  Kategorie  III,  Spalte  1—3,  (No.  7  der  Gongressnibriken), 
No.  4  aus  E[ategorie  II  die  Berg-  und  andern  Arbeiter,  sowie  die  Spalten  4—6 
der  Kategorie  III  (No.  5  der  Congressrubriken).  No.  5  und  6  entsprechen  den  Spal- 
ten 1—3  und  4—6  der  Kategorieen  lY  und  Y,  sowie  6—8  der  CongressbeschlüssBy 
No.  7  der  Kategorie  VI  und  No.  2  der  Congressbeschlttsse.  No.  8  enthält  die  in 
Kategorie  VII  und  YIII  aufgeführten  Personen  (No.  12  der  Congressbeschlttsse). 
No.  9  umÜAsst  die  in  Kategorie  IX  angegebenen  Leute,  sowie  aus  Kategorie  I 
und  II  die  Berg-  und  Forstbeamten  (No  11  der  Congressbeschlttsse).  No.  10»  11 
und  12  sind  X,  XI,  XU  und  XIII  (10,  13-16  der  Congressbeschlttsse).  No  13  und 
14  umfassen  die  beiden  Terschiedenen  Klassen  der  in  Spalte  7—12  enthaltenen 
Personen,  No.  15  sämmtliche  in  Spalte  13—15  angegebenen.  Letztere  ist  mit  No. 
3  der  Congressrubriken  identisch.  Wesentlich  Terschieden  ist  unsere  Einthei- 
lung  von  der  des  Congresses  nur  darin,  dass  sie  die  Angehörigen  besonders  auf- 
führt. Bei  der  Eiutheilnng  derselben  sind  wir  von  dem  Gesichtspunkte  ausge- 
gangen, die  Angehörigen  der  niedem  von  denen  der  gebildeten  Stände  zu  trennen. 
Yollkommen  wird  das  zwar  die  vorhandene  Zweitheilung  nicht  exmöglichen  kön- 
nen,  aber  annähernd  glauben  wir  es  wenigstens  erreicht  zu  haben.  Zu  einer  ge- 
nauen Unterscheidung  wttrden  wir  zu  viel  Rubriken  gebraucht  haben  und  damit 
wäre  onaere  Eintheilung  unpractisch  geworden. 
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Ursachen  der  hauptsächlichsten  Verbrechen  gelegt  3®).  Obgleich  die 
Eenntniss  derselben  von  nicht  geringem  psychologischen  Interesse  sein 
wtirde,  so  müssen  wir  doch  dieser  AnforderuDg  gegenüber  dasselbe 
bemerken,  was  wir  bereits  bei  den  Concursen  gesagt  haben.  Die  Auf- 
findnng  solcher  Ursachen  und  Motive  ist  etwas  sehr  Missliches,  der 
Statistiker  begiebt  sich  damit  auf  das  unsichere  Gebiet  deF  Ver- 
jnuthungen  und  Hypothesen,  während  er  doch  stets  auf  dem  Boden 
der  Tliatsachen  stehen  bleiben  sollte. 

Dagegen  scheinen  uns  eine  genaue  Berücksichtigung  vor  Allem 
die  Rückfälle  zu  verdienen,  welche  mit  Ausnahme  von  Belgien^')  bis 
jetzt  leider  fast  gar  nicht  beachtet  worden  sind.  Wenn  nämlich  — 
and  das  kann  man  wohl  als  ziemlich  allgemein  anerkannt  betrachten  — 
zwar  nicht  der  einzige,  aber  doch  der  Hauptzweck  der  Strafe  nach- 
haltige sittliche  Besserung  des  Schuldigen  ist,  so  muss  man,  um  be- 
urtheilen  zu  können,  in  wie  weit  sie  diesen  ihren  Zweck  erfüllt,  wis- 
sen,  wie  oft  schon  bestrafte  Personen  aufs  Neue  wieder  fehlen,  mit 
einem  Worte,  man  muss  die  'Zahl  der  Rückfälligen  kennen.  Welche 
Personen  aber  sind  als  solche  zu  bezeichnen?  Der  Jurist  pflegt  unter 
Rückfalligen  diejenigen  Verbrecher  zu  verstehen,  welche  wegen  dessel- 
ben oder  eines  ähnlichen  Verbrechens  zu  wiederholten  Malen  bestraft 
werden ;  in  diesem  Sinne  spricht  sich  auch  Artikel  46  des  thüringischen 
Strafgesetzbuches  aus.  Der  Statistiker  dagegen  muss  von  einem  ganz 
anderen  Gesichtspunkte  ausgehen.  Offenbar  darf  derjenige,  der  durch 
eine  Strafe  wirklich  sittlich  gebessert  ist,  ebenso  wenig  irgend  ein 
anderes  als  dasselbe  oder  ein  ähnliches  Verbrechen  wieder  begehen; 
auch  wenn  er  nur  Ersteres  thut ,  hat  die  frühere  Strafe  ihren  ^weck 
verfehlt.  Für  uns  muss  daher  als  rückfallig  Jeder  gelten,  der  über- 
haupt zum  zweiten  Mal  bestraft  wird,  doch  mag  es  nicht  unangemessen 
sein,  unter  diesen  die  Rückfälligen  im  juristischen  Sinne  noch  besonders 
aufzuführen.  Femer  ist  eine  Unterscheidung  der  zum  zweiten,  dritten, 
vierten  u.  s.  w.  Male  Bestraften  wünschenswerth ,  und  endlich  sollten 
wenigstens  die  wegen  Verbrechen  und  wegen  Vergehen  Verurtheilten 
besonders  aufgeführt,  womöglich  ausserdem  noch  angegeben  werden, 
worin  die  früher  erlittene  Strafe  bestand. 

Natürlich  müssen  die  Anklagen  und  Verurtheilungen  in  Bezug 
auf  die  vor  verschiedenen  Gerichten  verhandelten  Sachen  in  besonde- 
ren Tabellen  publicirt  werden.     Passend  wird  es  sein,  den  betrefien- 


80)  Vgl.  Pariser   GoDgressbeschl.  No.  3,  Londoner  No.  11. 
31)  Docnments  statistiques  a.  a.  0.  S.  81. 
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den  Abschnitten  einige  Worte  über  Organisation,  Gompetenz  und  Be- 
setzung der  Gerichte  vorauszusenden.  Auch  lässt  sich  bei  dieser  Ge- 
legenheit noch  manches  im  gesetzgeberischen  Interesse  zu  verwenden- 
des Material  sammeln.  So  z.  B.  wird  aus  der  Zahl  der  eingewandten 
Rechtsmittel  und  der  Beschaffenheit  der  darauf  erfolgten  Entschei- 
dungen sich  ergeben,  in  wie  weit  Appellationen  im  Criminalprocess 
zweckmässig  sind.  Vor  Allem  möchten  wir  aber  auf  einen  Punkt  auf- 
merksam machen,  der  bis  jetzt  unseres  Wissens  nur  in  Hannover  eine 
gebührende  Berücksichtigung  gefunden  hat.  Es  würde  nämlich  von 
der  höchsten  Bedeutung  sein,  ausführliche  und  zuverlässige  Nachrich- 
ten über  die  Besetzung  der  Schwurgerichte  zu  haben.  Es  wird  so  un- 
endlich viel  von  der . Qualification  derjenigen  Personen  gesprochen,  die 
als  Geschworene  zu  urtheilen  haben,  ohne  dass  man  eigentlich  weiss, 
welche  Stände  vorwiegend  in  den  Schwurgerichten  vertreten  sind. 
Alle  Vertheidigungen  eben  so  wie  alle  Polemiken  gegen  die  Institu- 
tion der  Geschworenen  stehen  daher,  so  weit  sie  diesen  Gesichtspunkt 
])erühren,  auf  ziemlich  unsicherem  Boden.  Erörterungen  über  solche 
Gegenstände  lassen  sich  mit  Erfolg  eben  nur  auf  Grund  genauer  sta- 
tistischer Daten  und  Zahlen  anstellen. 

Im  Anschluss  an  die  eigentliche  Criminalstatistik  wird  es  sich 
empfehlen,  die  Thätigkeit  jder  Sicherheitspolizei  zu  behandeln.  Beide 
Gebiete  sind  so  nah  mit  einander  verwandt,  dass  eine  Trennung  der- 
selben kaum  möglich  ist.  Man  muss  ebensowohl  über  die  Arbeitai 
der  Polizei  eine  Uebersicht  haben  als  über  die  der  Gerichte.  Die 
Zahl  der  zur  Anzeige  gekommenen  Verbrechen,  von  denen  die  Thftter 
nicht  entdeckt  sind,  bildet  eine  nothwendige  Ergänzung  der  zur  ge- 
richtlichen Verhandlung  gelangten;  erst  durch  die  Summirung  beider 
Zahlen  bekommen  wir  einen  Ueberblick  über  die  überhaupt  verübten 
Verbrechen,  also  auch  dadurch  erst  den  vollkommenen  Einblick  in 
den  sittlichen  Zustand  des  Volkes. 

Wie  den  Schlussstein  einer  guten  Strafrechtspflege  stets  ein  tüch- 
tig organisirtes  Gefängnisswesen  bilden  muss,  so  kann  man  auch  sagen, 
dass  die  Gefängnisstatistik  der  Abschluss  der  Criminalstatistik  sein 
soll;  sie  ist  wesentlich  dazu  geeignet,  uns  über  die  Art  der  Ausfüh- 
rung und  den  Erfolg  der  erkannten  Strafen  zu  belehren.  Ausserdem 
giebt  es  ja  in  Bezug  auf  die  Organisation  der  Gefängnisse  noch  so 
viel  streitige  Punkte,  dass  es  schon  desshalb  nöthig  ist,  genaue  stati- 
stische Nachweise  über  die  Anwendbarkeit  und  Zweckmässigkeit  der 
verschiedenen  Systeme  zu  haben.  Zu  diesen  Zwecken  genügt  es  aber 
nicht,  die  einfache  Zahl  der  etwaigen   Untersuchungs  -  und  Strafge- 
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fangeaeB  zu  kennen,  man  mnss'  vielmehr  in  alle  Einzelheiten  der  Straf- 
anstalten eindringen,  das  ganze  Leben  der  detinirten  Personen  genau 
verfolgen.  So  sind,  selbstverständlich  mit  Unterscheidung  der  einzel« 
nen  Arten  von  Gefangnisssen ,  genaue  Nachrichten  über  das  ihnen  zu 
Grunde  gelegte  System,  die  Art  der  Verwaltung,  die . aufgewendeten 
Kosten  u.  s.  w.  nothwendig.  Dann  aber  vor  Allem  müssen  wir  die 
Persönlichkeiten  der  Gefangenen  näher  kennen  leinen;  es  ist  daher 
ihr  Alter,  Geschlecht,  Givilstand,  Beruf,  kurz  es  sind  alle  diejenigen 
Gegenstände  anzugeben,  welche  uns  schon  bei  den  Angeklagten  inte- 
ressirten.  Femer  verdient  das  Leben  der  Sträflinge  im  Gefängnisse 
selbst  unsere  Aufmerksamkeit.  Wir  müssen  wissen,  welches  ihre  Be- 
schäftigung ist,  wie  sie  sich  aufführen,  ob  und  wie  viel  sie  sich  durch 
Extraarbeit  verdienen,  ob  sie  wegen  schlechten  Betragens  Strafe  er- 
leiden, worin  diese  besteht,  welches  die  Vergehen  sind,  wegen  derer 
sie  bestraft  werden.  —  Aber  auch  das  interessirt  uns,  zu  erfahren, 
ob  die  Anstalten  den  physischen  Ansprüchen  der  Gefangenen  genügen ; 
es  sind  daher  Nachrichten  über  den  Gesundheitszustand  und  die  Sterb- 
lichkeit derselben  nothwendig.  lieber  die  Mortalität  der  Gefängniss- 
insassen herrscht  noch  eine  ziemliches  Dunkel,  dessen  Erleuchtung 
sehr  noth  thut.  That^achen,  welche  Beiträge  zur  Beurtheilung  und 
Entscheidung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  liefern,  sind 
für  den  Mediciner  und  für  die  Verwaltungen  der  in  Frage  stehenden 
Institute  gleich  werthvolles  Material.  — 

Werfen  wir  zum  Schluss  noch  einen  Rückblick  auf  unsere  obigen 
Ausführungen,  so  können  wir  nicht  umhin,  noch  einmal  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  wie  die  Statistik  der  Rechtspflege  und  nament- 
lich auch  die  der  Civilrechtspflege  richtig  bearbeitet  —  das  wird  wohl 
Jeder  zugeben,  wer  auch  in  einzelnen  Punkten  nicht  mit  uns  über- 
einstimmt. —  einen  wahren  Schatz  von  kostbaren  Nachrichten  enthält. 
Möchte  sie  desshalb  recht  bald  ihrer  unverdienten  Vergessenheit  ent- 
zogen werden !  Darauf  hinzuwirken,  halten  wir  für  eine  der  ersten 
Pflichten  jeder  statistischen  Centralstelle.  Diese  hat  zunächst  und 
vor  allen  andern  die  Aufgabe,  ihre  Regierung  auf  die  Bedeutung  der 
Justizstatistik  aufmerksam  zu  machen.  Weiter  ist  es  aber  auch  sehr 
zu  empfehlen,  bei  Versammlungen  und  Vereinen  von  Fachgenossen  in 
diesem  Sinne  zu  wirken.  Wem  fallen  hierbei  nicht  zuerst  die  stati- 
stischen Congresse  ein?  Aber  für  diese  ist  unsere  Ermahnung  über- 
flüssig; sie  haben,  wie  die  mehr  erwähnten  Beschlüsse  zeigen,  ihre 
Pflicht  bereits  redlich  gethan«  Im  höchsten  Grade  wünschenswerth 
wäre  es  aber,  dass  sich  auch  der  deutsche  Juristentag  der  Sache  an- 

8* 
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nähme.  Gerade  für  seine  Zwecke ,  die  doch  wesenüich  auf  eine  Aus- 
bildung der  deutschen  Gesetzgebungen  ausgehen ,  \<X  eine  tüchtige  Stati- 
stik der  Rechtspflege,  wie  wir  oben  an  verschiedenen  Beispielen  nachge- 
wiesen haben,  ganz  unentbehrlich.  Der  Umstand  aber,  dass  der  Juri- 
stentag ausdrücklich  die  Bearbeitung  der  Justizst^tistik  empföhle,  würde 
vermuthlich  auch  den  Nutzen  haben ,  dass  die  Richter  selbst  mit  mehr 
Lust  und  Eifer  an  die  Aufstellung  der  Tabellen  sich  begäben.  Ohne 
ihre  kräftige  Unterstützung  aber  wird  es  keiner  statistischen  Gentral- 
stelle  möglich  sein,  das  Unternehmen  mit  Erfolg  durchzuführen.  — 


AnmerkuDg.  Während  des  Drucks  geht  uns  noch  eine  Publication  unter 
dem  Titel  „Zur  Statistik  der  Rechtspflege  im  Herz.  Oldenburg,  mit  Ausnahme  der 
militärischen  Strafrechtspflege  für  das  Jahr  1863  vom  stat.  Bureau.  Oldenburg 
1864"  zu.  Auch  diese  wendet  vorwiegend  der  Crimina^ustiz  ihre  Aufmerksamkeit 
zu;  „die  Nachweisungen  aus  dem  Gebiete  der  bürgerlichen  Rechtspflege  sind,'' 
wie  in  der  Einleitung  Seite  2  gesagt  wird,  „ihrer  Natur  nach  und  wegen  der  Viel- 
fältigkeit und  Verwickelung  der  dabei  zur  Entscheidung  kommenden  Gegenstände, 
so  wie  wegen  des  verwickelten  Ffbcessverfahrens  weniger  f(!Lr  allgemeinere  stati- 
stische Betrachtungen  geeignet."  Wir  glauben,  durch  unsere  oben  stehende  Ab- 
handlung das  Gegentheil  nachgewiesen  zu  haben.  Doch  ist  die  Aufführung  be- 
sonderer Berufsklassen  bei  den  wegen  Wechselsachen  verklagten  und  bei  den  in 
Concurs  gerathenen  Personen  ein  recht  anerkennenswerther  Versuch,  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Civiljustiz  etwas  zu  leisten,  während  das  Durcheinanderwerfen 
der  Gegenstände  der  streitigen  und  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  entschieden  ge- 
tadelt werden  muss.  Eine  vortreffliche  Arbeit  ist  dagegen  die  Statistik  der  Straf- 
rechtspflege, welche  die  verschiedenen  Arten  der  Verbrechen,  Alters-  und  Berufs- 
klassen der  Angeklagten  und  Verurtheilten  genau  auffahrt,  und  auf  manche  andere 
Gegenstände  namentlich  auf  RückfäUe,  mehr  Rücksicht  nimmt,  als  es  in  andern 
Publicationen  geschehen  ist  Wir  haben  in  diesem  Abschnitte  zu  unserer  grossen 
Befriedigung  Vieles  gefunden,  was  mit  unsem  obigen  Vorschlägen  vollständig 
übereinstimmt,  und  begrüssen  mit  Vergnügen  die  Arbeit  als  eine  neue  Bereiche- 
rung unserer  Wissenschaft 


V. 

Die  deutschen  Handelskammern  und  sonstigen 

kaufinännischen  Organe. 

Von 
Dr.  jur.  W.  Hompe« 

Die  zur  Wahrang  und  Vertretung  der  Interessen  der  gewerblichen 
und  Handelsthätigkeit  in  Deutschland  bestehenden  Organe  ^  beruhen 
theils  auf  dem  freien  Yereinigungsrechte  der  Betheiligten,  theils  auf 
Anordnung  der  Staatsgewalt.  .Aus  dieser  Verschiedenheit  ihrer  Ent- 
stehungsweise ergiebt  sich  von  selbst  die  Verschiedenheit  ihrer  Organi- 
sation und  Competenz.  Bei  cTem  vielseitigen  und  wirksamen  Einfluss, 
welchen  Gewerbe  und  Industrie,  Handel  und  Verkehr  auf  die  Ent- 
Wickelung  unseres  gesammten  wirthschaftlichen  und  politischen  Lebens 
unverkennbar  äussern,  bilden  aber  alle  jene  Organe  berechtigte  Factoren 
der  Gesellschaft  und  es  stellt  sich  zur  Frage,  welche  dieser  beiden 
Hauptformen  der  Gemeinwohlfahrt  am  wirksamsten  diene. 

In  der  Aufgabe .  des  modernen  Staates ,  die  Befriedigung  der  be- 
rechtigten Bedürfnisse  seiner  Angehörigen  zu  vermittehi,  liegt  auch  die 
Sorge  für  den  Handel  und  Verkehr ;  in  diesem  Sinne,  gehören  die  in- 
dustriellen und  mercantilen  Interessen  in  das  Gebiet  des  Staatsver- 
waltungsrechts,- und  es  besteht  wohl  darüber  kein  Zweifel,  dass  die 
Staatsbehörden,  wollen  sie  diese  ihre  Aufgabe  erfüllen,  die  praktischen 
Erfahrungen  aus  den  Kreisen  der  Selbstbctheiligten  benutzen  müssen. 
Eine  andere  Frage  aber  ist  es,  ob  die  Staatsgewalt  zur  Ausübung 
dieser  Function  besondere  Organe  der  Staatsverwaltung  innerhalb  jener 
Interessenkreise  schaffe,  oder  ob  sie  die  deshalbige  Organisation  dem 


1)  Handelskammern,  Handelskollegien  oder  Deputationen,  Eommerzkammem 
als  von  der  Regierung  autorisirte,  aus  Eaufleuten  zusammengesetzte  Institute  zur 
Ueberwachiong  und  Förderung  des  Handels  bestehen  auch  in  anderen  Staaten, 
z.  B.  in  iSankrdch,  Belgien,  Italien,  in  England  und  den  englischen  Eolonieeu,  in 
Amerika. 
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Associationsrecbte  bezw.  der  Autonomie  der  betheiligten  Berufisgenossen 
überlasse.  Wie  nun  die  Gesetzgebung  der  einzelnen  deutschen  Staaten 
diese  Frage  verschieden  beantwortet  hat,  so  gestaltet  sich  auch  die 
Form  der  einzelnen  Organe  gleicher  Art  in  den  betreflenden  Staaten 
verschieden, 

Kaufmännische  Organe  als  öffentliche  Intitute,  als  Gewerbs- 
behörden, unter  dem  Namen  »Handelskammern«,  »Vorsteher  oder 
Aelteste  der  Kaufmannschaft«,  »Kommerzdeputation«,  sind  eingeführt 
in  Oestereich,  Preussen,  Bayern,  Württemberg,  Sachsen,  Hessen- 
Dannstadt,  Nassau,  Braunschweig,  Luxemburg,  Frankfurt  a.  M.,  Lübeck, 
Bremen,  Hamburg.  Im  übrigen  Deiltschland ^)  ist  es  dem  freien  Be- 
lieben der  Kaufleute  überlassen,  in  Vereine  zusammenzutreten  bezw. 
Privatorgane  zur  Unterstützung  der  Staatsbehörden  in  der  Sorge  fOr 
die  Handelsinteressen  zu  gründen.  Dergleichen  Vereine  unter  dem 
Namen  »Handels-  und  Gewerbe-Vereine«,  »kaufmännischer  Verein«  be- 
stehen z.  B.  in  Hannover,  Oldenburg,  Kurhessen,  aber  auch  in  Ländern 
bezw.  Städten  mit  Handelskammern,  wie  z.  B.  in  Breslau ,  Leipzig  und 
Giessen  —  diese  veröffentlichen  auch  Jahresberichte. 

Hauptzweck  der  nachstehenden  Darstellung  ist  die  übersichtliche 
Mittheilung  der  für  jene  öffenüichen  Gewerbsbehörden  bestehenden  ge- 
setzlichen Bestimmungen.  Es  sei  jedoch  gestattet,  einige  Bemerkungen 
über  die  Handelsvereine  vorauszuschicken. 

Im  Grossherzogthum  Oldenburg  bestehen  Gewerbe-  und  Handels- 
Vereine  in  Oldenburg,  gegründet  1840,  in  Varel,  in  Brake, 
gegründet  1862  und  die  Gewerbehalle  in  Idar  (Fürsten thum  Birken- 
feld). Der  Verein  zu  Oldenburg  vertritt  die  gewerblichen  und  kauf- 
männischen Interessen  des  Grossherzogthums ,  erhält  einen  jährlichen 
Zuschuss  aus  der  Landeskasse  und  geniesst  Portofreithum'),  erstattet 
auch  Jahresberichte. 

In  Kurhessen  bestehen  Handels-  und  Gewerbe  -  Vereine  in 
Kassel,  Hanau,  Fulda,  Hersfeld,  Eschwege,  Bockenheim, 
Schmalkalden,  Rinteln  und  Karlshafen^).    Diese  treten  all- 


2)  lieber  die  aus  freien  Vereinen  bezw.  Genossenschaften  hervorgehenden 
Handelskammern  in  Baden  vergl.  unten  den  Abschnitt  über  die  kanfmftnnJBchen 
Korporationen. 

3)  Diese  Angaben  bemhen  auf  einer  Mittheflung  des  „DirectoriomB  des  Olden- 
büTgischen  Gewerbe-  und  Handels  -  Vereins". 

4)  Neben  diesen  Vereinen  bestehen  noch  Kaofinanns-ZQnfte  in  Kassel,  Mar- 
burg, Fulda,  Rinteln,  Schmalkalden,  Eschwege  und  in  anderen  Städten,  iflnftige 
Korporationen  ohne  i^e  Bedeutung  för  Hebung  des  Handels  und  der  Industrie. 
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jährlich  zu  einer  Hauptjabresversammlung  zusammen  und  reprfisentiren 
in  dieser  den  Landesverein ^).  Während  diese  Privatvereine 
Handel  und  Gewerbe  zu  befördern  bezwecken  theils  durch  gegenseitige 
Anregung  der  Mitglieder  (mittelst  Besprechungen,  Vorträge,  Sammlungen, 
Zeitschriften  u.  s.  w.),  theils  durch  mittelbare  Betheiligung  an  der 
auf  Handel  und  Gewerbe  bezüglichen  Gesetzgebung  und  Staatsver- 
waltung, liegt  die  amtliche  Fürsorge  für  Handel  und  Gewerbe  nach 
dem  noch  geltenden  provisorischen  Gesetz  und  der  Verordnung  vom 
7.  Juli  1851  einer  aus  drei  Staatsbeamten  bestehenden  Behörde,  der 
Commission  für  Handels-  und  Gewerbeangelegenheiten  ob*). 
Diese  Commission  hat  die  Ministerien  und  Staatsbehörden  mit  Gutachten 
zu  unterstützen,  auf  deren  Anordnung  Prüfungen  vorzunehmen  und  bei 
den  Ministerien  das  Wohl  des  Staats  und  der  Staatsangehörigen  fe- 
dernde Anträge  zu  stellen,  auch  jährliche  Uebersichten  über  den  Zu- 
stand des  Handels  und  der  Gewerbe  zu  erstatten  und  die  zur  Hebung 
des  Handels  und  der  Industrie  bestimmten  jährlichen  Beiträge  der 
Staatskasse  (4000  Thlr.)  zu  verwalten  und  zu  verwenden. 

Wie  diese  Behörde  ihr  Verhältniss  zu  den  Vereinen  auffasst,  hat 
sie  in  einer  mit  den  Deputirten  dieser  Vereine  am  8.  Juni  1864  ge- 
pflogenen Verhandlung  über  den  Gesetzentwurf  zur  Regelung  des  Ge- 
werbebetriebs 0  bezw.  in  einem  Schreiben  vom  25.  Juli  1864  ausge* 
sprechen.  Soweit  es  sich  dabei  um  Principien  bandelt,  hat  diese 
Aeosserung  allgemeines  Interesse,  weshalb  wir  sie  auszugsweise  mit- 
thetten.  ' 

Die  Thätigkeit  der  Handels-  und  Gewerbe -Vereine  hat  sich  nach 
zwei  Hauptrichtungen  hin  zu  äussern.  Die  erste  bewegt  sich  im  Kreise 

6)  Während  für  jeden  Kreis  des  Landes  ein  landwirthscbaftUcher  Ereis- 
Terein  besteht,  welche  in  ihrer  Gesammtheit  den  landwirthschaftüchen  Landes* 
Terein  bUden,  bestehen  nnr  9  Handels-  und  Gewerbe -Vereine. 

6)  Die  Gesctsgebnng  von  1848  hatte  die  Sorge  für  Handel  and  Gewerbe  den 
neu  gebildeten  Verwaltungsbehörden  (Bezirksvorstand,  Bezirksrath  und  Bezirks- 
ausschuss)  überwiesen.  Neben  der  für  industrielle  Interessen  eingesetzten  Ministerial- 
conunission  sollte  ein  LandesTerein  für  Handel  und  Gewerbe  gebildet  werden,  der 
mit  dem  Ministerium  unmittelbar  oder  durch  Yermittelung  der  Commission  in'  Ver- 
bindung zu  treten  hfttte. 

7)  Dieser  Entwurf  ruht  auf  dem  Grandsatze  der  Gewerbefreiheit,  Audi  im 
Uebrigen  zeigt  das  Verhalten  der  Conmiissionsmitglieder,  namentlich  deren  energische 
Vertretung  der  industriellen  Interessen  bei  Gelegenheit  der  Frage  des  preussisch- 
französischen  Handelsvertrags,  dass  sie  dem  Princip  der  Freiheit  der  Bewegung 
auf  dem  Gebiete  der  materieUen  Interessen  huldigen  und  bestrebt  sind,  das 
System  staatlicher  Regelung  und  polizeilicher  Beschrftnkung  des  wirthsdiafüichen 
Lebens  aufzugeben  und  der  freien  Gestaltong  und  Bewegung  Raum  zu  schaffen. 
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der  Yereinsgenossen^)  und  bezweckt  vorzugsweise  die  Erweiterung  des 
Wissens  auf  dem  Gebiete  der  Technik,  der  Wirthschaftslehre  und  der 
einschlagenden  Wissenschaften,  sowie  das  Gewinnen  eines  tieferen  Ein- 
blicks in  das  Yerständniss  der  Thatsachen  und  Zeitereignisse,  deren 
Einfluss  auf  die  gewerbliche  Production  von  Bedeutung  ist.  In  ihrer 
zweiten  Hauptrichtung  hat  jene  Thätigkeit  eine  Wirksamkeit  nach 
Aussen  anzustreben  und  zwar  theils  durch  Unterstützung  der  ausser- 
halb des  Vereins  stehenden  Gewerbetreibenden  nüttelst  Herausgabe  und 
Verbreitung  von  Zeitschriften  oder  Flugblättern,  Anlegung  von  Muster* 
und  Modellsammlungen,  Veranstaltung  von  Ausstellungen  und  —  fügen 
wir  hinzu  —  durch  Gründung  von  Gewerbehäusem ,  Gewerbehallen, 
Gewerbeschulen,  theils  durch  Unterstützung  der  Staatsbehörden  mittelst 
Anträge,  Gutaditen  u.  s.  w. 

Was  insbesondere  diese  letztgenannte  Thätigkeit  anlangt,  so  legt 
die  C!ommission  mehr  Werth  noch  als  auf  die  Bereitwilligkeit  der  Ver- 
eine zur  Begutachtung  der  von  den  Staatsbehörden  hin  und  wieder 
aufgestellten  Fragen  auf  eine  lebendige  Initiative,  auf  die  selbstthätige 
Erforschung  der  gewerblichen  Zustände  und  eigene  Anregung  zu  uoth- 
wendigen  oder  nützlichen  Massnahmen  in  der  Gesetzgebung  und  Ver« 
waltung.  Wahr  und  treffend  für  das  Verhältniss  der  Staatsbehörden 
überhaupt  zu  dieser  Art  der  Thätigkeit  der  Betheiligten  aus  ihnen 
selbst,  von  unten  heraus  ist  die  Bemerkung:  »Es  scheint  nicht 
genug  beachtet  zu  werden,  dass  factisch  gar  häufig  an  der 
fortgesetzten  Erinnerung  eines Ansuchefis  derGrad  seiner 
Begründung  und  Dringlichkeit  gemessen  wird«. 

Die  Aufgabe  der  Vereine  in  Unterstützung  der  Staatsbehörden  bei 
der  Pflege  der  industriellen  Interessen  ist  im  Wesentlichen  eine  drei- 
faclie.  Zunächst  undl  vor  allen  Dingen  haben  sie  das  Erforderliche 
statistische  Material  zu  sammeln,  um  dadurch  den  jeweiligen  Zustand 
der  industriellen  Productionen  (und  wohl  auch  die  Höhe  der  Consumtion) 
zu  constatiren,  insbesondere  den  Umfang,  Bestand  und  die  darin  vor- 
gehenden Veränderungen  thunlichst  genau  darzustellen.  Besonders 
wichtig  und  nützlich  ist  sodann  die  Erforschung  derjenigen  Ursachen, 
welche  den  Aufschwung  oder  das  Zurückbleiben  der  Production  sowohl 
im  Allgemeinen  als  insbesondere  der  einzelnen  Industriezweige  herbei- 
geführt haben  und  die  Erwägung,  ob  und  welche  Mittel  zur  Förderung 
und  Hobung  gegeben  sind.   Endlich  liegt  den  Vereinen  die  Klarstellung 

8)  Beachtenswerth  Bind  auch  bczüglicli  dieser  Bichtüug  der  Thätigkeit  die 
Statuten  der  Handelfigenossenschaft  in  Earleruhe  (Karlsrahe,  186S) 
§.  2,  von  denen  weiter  unten  die  Rede  sein  wird. 
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der  Bedeutung  uud  Einwirkung  ob,  welche  Grundsätze  und  Massnahmen 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  sei  es  direct  oder  indirect,  auf  die 
gewerblichen  Intieressen  haben.  Schliesslich  wird  auf  die  Jahresberichte 
der  in  anderen  Ländern  bestehenden  Handelskammern  hingewiesen ,  um 
daran  zu  veranschaulichen,  in  welchem  Sinne  die  Commission  die 
Leistungen  der  Vereine  sich  entwickeln  sehen  m&chte.  — 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zu  den  kaufmännischen  Organen  mit 
dem  Charakter  als  öffentliche  Gewerbsbehörden.  Bei  diesen  sind  zwei 
Hauptarten  zu  unterscheiden,  insofern  sie  nämlich  auf  corporativem ' 
Verbände  beruhen ,  oder  ohne  solchen  bestehen  bezw.  zunächst  durch 
die  Staatsgewalt  in's  Leben  gerufen  werden,  kaufmännische  Korpora- 
tionen mit  den  Functionen  von  Regierungsorganen  und  Handelskammern. 

I 

Die  kaufinännischen  Korporationen. 

In  wesentlichen  Punkten  sind  die  modernen  kaufmännischen  Kor^ 
porationen  verschieden  von  den  Handelskorporationen  zur  Zeit  der 
Blüthe  des  deutschen  Handels.  Hervorgegangen  aus  dem  Geiste  der 
freien  Bewegung,  der  Selbstbestimmung  und  Selbstverwaltung,  welcher 
im  deutschen  Mittelalter  alle  Glieder  der  Gesellschaft  beherrschte, 
vereinigt  in  Zünften  und  Innungen  zu  korporativer  Geschlossenheit, 
trafen  die  Geschäftsgenossen  je  nach  ihren  Bedürfnissen  und  Kräften 
Veranstaltungen  zur  Wahrung  und  Vertretung  ihrer  Interessen.  Diese 
bezogen  sich  aber  nicht  blos  auf  privatrechtliche  Verhältnisse,  sondern 
auch  auf  öffentliche  Rechte  und  Pflichten  —  die  Angelegenheiten 
des  Handels  und  der  Gewerbe  fielen  gänzlich  ausserhalb  der  Staats- 
gewalt; die  Handelskorporationen  waren  vermöge  der  Autonomie  im 
gewissen  Sinne  Gesetzgeber  und  vermöge  der  eigenen  Gerichts- 
barkeit (ursprünglich  Zunftgerichte)  Richter  in  Handelssachen.  Der 
germanische  Staat  jener  Zeit  (tberliess  die  Regelung  von  Haudel  und 
Wandel  den  dabei  interessirten  Lebenskreisen;  es  fehlten  ihm  damals 
noch  die  Neigung  und  Fähigkeit,  Handel  und  Gewerbe  staatspolizeilich 
zu  beaufsichtigen.  Dies  änderte  sich  jedoch,  seitdem  die  auf  dem 
alten  deutschen  Genossenschaftswesen  beruhenden  politischen  Verbände 
aus  inneren  Gründen  in  Verfall  geriethen  und  alles  öffentliche  Recht 
in  Gestalt  einer  Administrativjustiz  auf  den  beweglichen  Organismus 
der  sogenannten  Verwaltungsbehörden  überging  —  auch  von  den  Han- 
delskorporationen lösten  sich  die  alten  öffentlichen  Pflichten  mehr  und 
mehr  ab. 


N 
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Dieser  Frocess  wurde  bekanntlich  äurch  den  Umstand  zu  Ungonfitea 
des  Genossenschaftswesens  überhaupt  beeinflusst,  dass  mit  der  Beception 
des  römischen  Rechts  die  Begriffe  über  Korporationen  oder  juristische 
Personen  aus  der  römischen  Kaiserzeit  —  wo  öffentliches  und  Privat- 
recht  sich  bereits  geschieden  hatten  und  die  Verfassung  der  Korpora- 
tionen auf  die  Regelung  der  Privatrechtsverhältnisse  sich  beschränkte  — 
Anwendung  litten  auf  das  deutsche  Genossenschaftswesen.  Dabei  fanden 
die  Landesherm,  welche  mit  wachsender  Energie  und  steigendem  Er- 
folg nach  dem  Alleinbesitz  der  öffentlichen  Gewalt  strebten,  eine  bereit- 
willige und  wirksame  Unterstützung  an  dem  Beamtenthum,  welches 
sich  nach  und  nach  zur  vielregierenden  Bureaukratie  entwickelte.  Die 
vom  Volks*  und  Gemeindeleben  abgelösten  Diener  der  Fürsten  er- 
stickten dann  durch  den  reichen  Apparat  von  Verwaltungs-  und  Polizei- 
massregeln den  Rest  von  Selbstverwaltung,  welcher  den  Korporationen 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  etwa  verblieben  war,  und  be- 
schränkten auch  in  den  rein  privatrechtlichen  Angelegenheiten  die  freie 
Bewegung  durch  ausgedehnte  Bevormundung  und  fürsorgliche  Aufsicht 
Bei  den  Uandelskorporationen  trug  überdies  noch  der  allmählig  ein- 
tretende Verfall  des  deutschen  Handels  dazu  bei,  dass  sie  ihr  Ansehen 
und  ihren  Einfluss  endfich  ganz  verloren  —  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
vegetirten  sie  nur  noch  und  wenn  auch  einzelne  bis  in  unser  Jahr- 
hundert hinüber  siechten,  so  war  aus  ihnen  doch  schon  lange  der  Geist 
entwichen,  welcher  sie  in's  Leben  gerufen  hatte. 

Als  dann  nach  der  Befreiung  Deutschlands  der  wieder  erwachte 
Volksgeist  auch  die  Gewerbe  und  Industrie,  den  Handel  und  Verkehr 
zum  Aufschwung  fahrte,  machten  einzelne  Regierungen  den  Versuch, 
jene  alten  abgestorbeifen  Handelsorgane  zu  beleben  bezw.  neue  zu 
schaffen.  Anstatt  sich  selbst  zu  helfen,  warteten  Handel  und  Verkehr 
darauf,  dass  ihnen  der  Staat  aufhelfe  —  es  fehlte  ihm  die  innere  und 
äussere  Kraft  zur  socialen  Selbsthülfe.  Für  unseren  Zweck  genügt  es, 
einige  Momente  aus  diesem  Processe  eines  einzelnen  Staats  h^vor- 
zuheben,  und  es  wird  wohl  keinen  Widerspruch  finden,  wenn  zu  dem 
Ende  Preussen  gewählt  wird. 

Jener  Gedanke,  dass  die  Selbstverwaltung  der  Genossenschaften 
auch  auf  das  Gebiet  der  öffentlichen  Rechte  und  Pflichten  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  sich  erstrecken  müsse,  fand  einen  charakteristischen 
Ausdruck  in  der  Gesetzgebungsperiode,  welche  unter  dem  Namen  der 
»Stein-Hardenbergschen«  bekannt  ist.  Nach  dem  Allgemeinen 
Landrechte  Th.  ü.  Tit.  8  §.  480  sollte  nämlich  an  Orten,  wo  kauf- 
männische Innungen  bestehen,  nur  der  die  Rechte  eines  Kaufmanns 


^ 
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haben,  welcher  darin  aufgenommen  ist.  In  Ermangelung  einer  Beitritts- 
pflicht,  und  da  nicht  alle  Handeltreibenden  Mitglieder  der  Innungen 
waren,  vertrat^  aber  diese  Innungen  nur  einen  Theil  des  Handels- 
Standes;  sie  waren  mithin  kein  zureichendes  Organ,  Keine  vollständige 
Vertretung  des  Kaufmannsstandes.  Während  nun  das  Gewerbe- 
Polizeiedi  et  vom  7.  September  1811  auf  der  einen  Seite  die  Zunft- 
schranken vernichtete  und  durch  Proclamirung  der  Gewerbefreiheit 
die  Wahl  des  Berufs  freigab,  begründete  es  zugleich  auf  der  anderen 
Seite  die  Verpflichtung,  zur  Förderung  der  gemeinnützigen 
Zwecke,  der  allgemeinen  Wohlfahrt  beizutragen.  Der  §•  31  verordnet 
nämlich : 

»Wird  von  Landespolizeiwegen  (d.  h.  aus  Rücksichten  des  all- 
gemeinen Staats-  und  Volkswohls)  in  besonderen  Fällen  zu  einem  ge- 
meinnützigen Zwecke  nöthig  erachtet,  Gewerbetreibende  einer  ge- 
wissen Art  in  eine  Korporation  zu  vereinigen,  so  ist  jeder  ver- 
pflichtet, dieser  Korporation, beizutreten,  solange  er  dies 
Gewerbe  treibt.« 

An  die  Freiheit  des  Berufe  ist  also  die  Zwangspflicht  zum 
Eintritt  in  die  Genossenschaft  der  Berufsgenossen  geknüpft,  um  dadurch 
das  öffentliche  gemeine  Wohl  zu  fördern. 

£s  verging  jedoch  fast  ein  volles  Jahrzehnt,  ehe  von  dieser  Ge- 
setzesbestimmung Gebrauch  gemacht  wurde  und  dann  geschah  das  auch 
nur  in  verhältnissmässig  sehr  wenigen  Fällen,  nämlich  nur  in  acht  der 
grösseren  Handels-  oder  Seestädte.  In  der  ersten  Hälfte  der  zwanziger 
Jahre  entstanden  kaufmännische  Korporationen,  zugleich  als  Staats- 
hülfsanstalten  oder  Einrichtungen  im  Interesse  des  Handels,  zu  Berlin, 
Stettin,  Danzig,  Memel,  Tilsit,  Königsberg,  Elbing,  Magdeburg;  in 
den  besonderen,  mit  Gesetzeskraft  bekleideten  Statuten  dieser  Kauf- 
mannschaften wird  der  Besitz  der  kaufmännischen  Kechte,  wozu  damals 
noch  die  Wechselfähigkeit  gehörte,  abhängig  gemacht  vom  Eintritt  in 
die  Korporation.  Gegen  die  Bestimmung,  dass  jeder  sich  etablirende 
Kaufmann  gezwungen  ist , '  Mitglied  der  Korporation  zu  werden ,  ist 
selbst  aus  kaufmännischen  Kreisen*)  eingewendet  worden,  dass 
»diese  Korporationsgesetze  als  Exciusivrechte  angesehen  werden,  die 
sich  füglich  mit  der  Gewerbefreiheit  der  Edicte  von  1810  und  1811 
nicht  recht  vertragen  wollen.  Da  man  jedoch  in  den  Jahren  1820  bis 
1825  die  schöne  Seite  des  Instituts  der  Handelskammern  noch  nicht 
kannte,  oder  doch,  weil  sie  französischen  Ursprungs  sind,  nicht  wür- 

9)  Dr.  J.  Gohn  (Kaufmann  und  Gomniissionsrath) ,  lieber  Handels -Gerichte, 
-Korporationen  und  -Kammern  (Breslau,  1859)  S.  6, 
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digen  wollte,  behördliche  Orgaue  aber  BedOrfniss  waren,  so  erachtete 
man  das  Koi*porationswesen  als  einen  »»besonderen  Fall««,  der  für 
einen  » »gemeinnützigen  Zweck  von  Landespolizeiwegen« «  nothwendig 
sei«.  Wenn  hiermit  den  Handelskammern ,  wie  sie  in  Frankreich  und 
dermalen  in  Preussen  bestehen,  das  Wort  geredet  und  das  »Kor- 
porationsweseu«  überhaupt  ihnen  nachgesetzt  werden  will,  so  wird  sich 
noch  Gelegenheit  finden,  näher  darauf  einzugehen.  Wir  wenden  uns 
jetzt  zu  den  Statuten  jener  8  kaufmännischen  Korporationen. 

Die  landesherrlich  bestätigten  Statuten  sind  datirt:  für  Berlin 
vom  2.  März  1820  (Gesetz-Sammlung  für  die  Preussischen  Staaten  von 

1820  S.  46),  für  Stettin  vom  15.  November  1821  (Ges.-Samml.  von 

1821  S.  194),   für  Danzig  vom  25.  April   1822  (Ges. -Samml.  von 

1822  S.  130),  für  Memel  vom  21.  Mai  1822  (Ges.-Samml.  S.  153), 
für  Tilsit  vom  22.  April  1823.(Ges.- Samml.  S.  77),  für  Königs- 
berg vom  25.  April  1823  (Ges.-Samml.  S.  92),  für  El  hing  vom 
30.  April  1824  (Ges.-Samml.  S.  85),  für  Magdeburg  vom  9.  April 
1825  (Ges.-Samml.  S.  25). 

Die  schon  gedachte  Verordnung  vom  7.  September  1811  §.31  über 
die  polizeilichen  Verhältnisse  der  Gewerbe  wird  ausdrücklich  erwähnt 
in  den  Statuten  von  Berlin,  Stettin,  Memel,  Tilsit.  In  den  Statuten 
wird  femer  bemerkt,  dass  die  neue  Korporation  au  die  Stelle  der  bis- 
her bestandenen  trete,  nämlich  der  beiden  Kaufmanusgilden  der  Tuch- 
und  Seidenhandlung  und  der  Materialhandlung,  sowie  der  vereinigten 
Borsenkorporation  in  Berlin,  der  kaufmännischen  Zünfte,  Gilden  und 
Innungen  überhaupt  in  Stettin,  der  unter  den  Kaufleuten  zum  Theil 
noch  stattfindenden  Zunftverbindung  in  Memel,  der  Kaufmannszunft 
in  Tilsit,  der  durch  Kabinetsordnung  vom  11.  Juni  1811,  nach  Auf- 
hebung der  Kaufmannszünfte,  gegründeten  Korporation  der  gesammten 
Kaufmannschaft  in  Königsberg,  der  im  Jahre  1808  aufgehobenen 
vier  kaufmännischen  Innungen  in  Magdeburg. 

Die  allgemeine  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845  §.  94  er- 
klärte diese  Korporationen  zwar  für  fortbestehend,  ordnete  aber  eine 
Bevision  derselben  an  (§.  95).  Eine  Revision  der  Statuten  ist  aber 
auch  nach  Einführung  des  allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
um  so  nöthiger,  als  das  Einführungsgesetz  in  Art.  3  §.  4>^)  alle  pri- 


10)  Zu  vergl.  Koch,  AUgemeines  Landrecht  für  die  Preussischen  Staaten  Th.II. 
S.  10  und  11  (3.  Ausgabe,  1863).  Art.  4  des  Allgemeinen  Handelsgesetzbuchs  — 
„Als  Kaufmann  im  Sinne  dieses  Gesetzbuchs  ist  anzusehen,  wer  gewerbemässig 
Handelsgeschäfte  betreibt**  —  fuhrt  zur  Aufhebung  der  im  Texte  erwähnten  statu- 
tarischen Schranke,    wenn  nicht   eine  partipularrecl^tliche  Vorkehrung   getroffen 
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vatrechtlichen  Vorschriften  der  Statuten  der  kaufmännischen  Kor- 
porationen ausser  Kraft  setzt,  was  namentlich  von  denjenigen  Vor- 
schriften derselben  gilt,  durch  welche  die  kaufmännischen  Rechte  von 
dem  Beitritt  zu  der  kaufmännischen  Korporation  des  Orts  abhängig 
gemacht  sind  ^^).  In  Folge  davon  beschäftigen  sich  jene  Korporationen 
mit  Umarbeitung  ihrer  Statuten,  bezw.  es  liegen  die  umgearbeiteten 
Entwürfe  dem  Ministerium  zur  Bestätigung  vor.  Unter  diesen  Um- 
ständen wird  von  einer  eingehenden  Erörterung  jener  Statuten  zur 
Zeit  abzusehen  und  nur  im  Allgemeinen  Folgendes  daraus  mitzutbei- 
len  sein. 

Die  Mitglieder  der .  Korporation  der  Kaufmanschaft  wählen  aus 
ihrer  Mitte  auf  eine  Reihe  von  Jahren  (in  der  Regel  sechs)  eine  ge- 
schäftsleitende  und  verwaltende  »Behörde«,  unter. dem  Namen  »die 
Aeltesten  der  Kaufmannschaft«  in  Berlin,  Magdeburg,  Elbing, 
Tilsit,  Danzig,  »das  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft«  in 
Königsberg^  Memel,  »die  Vorsteher  der  Kaufmannschaft«  in 
Stettin. 

Die  gemeinsamen  Interessen  der  Korporation  betreffen  haupteäch- 
lich  die  Börsenpolizei,  das  allgemeine  Interesse  des  Handels  oder  eines 
Zweigs  desselben,  die  Schifffahrt,  die  öffentlichen  Anstalten  und  Ein- 
richtungen, welche  zum  Betrieb  der  Handlung  dienen,  insoweit  der 
Korporation  das  Eigenthum  oder  die  Verwaltung  bezw.  Controlirung 
derselben  zukommen,  das  besondere  Vermögen  und  die  Rechte  der 
Kaufmannschaft  an  Grundstücken,  Kapitalien,  Mobilien  und  milden 
Stiftungen,  und  die  Verhältnisse  der  Mitglieder  zur  Korporation  als 
einem  Ganzen.  Sie  wählt  die  erforderlichen  Beamten,  auch  die  kauf- 
männischen Mitglieder  der  See-  und  Handelsgerichts -Deputationen,  wo 
solche  bestehen,  und  ernennt  die  Mäkler. 

wird.  Eine  solche  wurde  von  mehreren  Seiten  für  wünschenswerth  erachtet,  weil 
die  Erhaltnng  jener  Korporationen  im  öffentlichen  Interesse  nothwendig  sei;  man 
befürchtete  ausserdem  die  Auflösung  derselben,  wenn  die  Korporationen  für  die 
mit  denw  Beitritt  verbundenen  Lasten  kein  Aequivalent  mehr  bieten  können.  Nor 
die  Korporationen  zu  Tilsit  und  Magdeburg  glaubten  den  Fortfall  eines  jeden 
directen  wie  indirecten  Beitrittszwangs  ohne  Gefährdung  für  ihre  Existenz  ertragen 
zu  können,  während  die  übrigen  die  Aufrechthaltung  oder  Einführung  eines  directen 
Beitritts-  (oder  nach  dem  berliner  Antrage  wenigstens  eines  Beitrags-)  Zwangs  zur 
Sicherung  ihres  Bestehens  für  unerlässlich  hielten.  Demgemäss  hatte  die  Regierung 
in  den  Entwurf  des  Einfuhrungsgesetzes  Bestimmungen  aufgenommen ,  welche  je- 
doch Yom  Landtage  verworfen  wurden. 

11)  Die  Statuten  der  Kaufmannschaften  zu  Memel,  Königsberg,  Danzig  und 
Elbing  bestimmen  sogar,  dass  der  Betrieb  des  Handelsgeschäfts  durch  Aufnahme 
in  die  Korporation  der  Kaufmannschaft  bedingt  ist. 


130  W«  Komp«» 

Die  Verwaltung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  wird  theib  von 
der  Oesammtheit  in  Generalversammlungen,  theils  von  der  vorbezeich- 
neten Behörde  geführt.  An  der  Spitze  der  letzteren  steht  der  Ober- 
vorsteher, welcher  die  Functionen  des  Vorsitzenden  versieht.  Ober- 
vorsteher und  Beisitzer  fungiren  unentgeldlich ,  erhalten  aber  haare 
Auslagen  erstattet,  welche  sie  in  Ausübung  ihres  Dienstes  machen. 
Den  Sitzungen  kann  jedes  Mitglied  der  Korporation  beiwohnen.  Die 
zu  Korporationszwecken  nöthigen  Geldmittel  werden  von  den  Mitgliedern 
der  Kaufinannschaft  aufgebracht.  — 

Bei  den  Berathungen  des  Staatsraths  ^^)  im  Jahre  1841  sprach 
man  sich  gegen  die  Schaffung  weiterer  Korporationen  und  für  die  Aus- 
dehnung der  Handelskammern  auch  auf  die  östlichen  Provinzen  der 
Monarchie  aus.  Es  wurde  insbesondere  hervorgehoben,  dass  die  seit 
1820  gegründeten  neuen  Korporationen  nur  in  den  grossen  Handels- 
und Seestädten  vorkämen  und  für  diese  sich  eignen,  während  die 
Handelskammern  für  ganze  Handels-  und  Fabrik -Dist riete  mit  £in- 
schlus9  der  Dörfer  gebildet  werden  könnten,  und  dass  der  Charakter 
wissenschaftlich  consultativer  Behörden  bei  den  Kaufmannsälte$ten  mehr 
in  den  Hintergrund  trete,  als  bei  den  zur  Erstattung  regelmässiger 
gutachtlicher  Jahresberichte  verpflichteten  Handelskammern.  Auch  hielt 
man  dafür,  dass  die  Greirung  der  8  Korporationen  als  eine  Verküm- 
merung des  Gewerbefreiheitsprincips  anzusehen  sei,  die  man  ohne  Noth 
nicht  wiederholen  müsse. 

In  Folge  dessen  ging  man  principiell  zum  modernen  Institut  der 
Handelskammern  über.  Neue  kaufmännische  Korporationen  wurden 
nicht  mehr  in's  Leben  gerufen;  einzelne  Versuche,  solche  zu  bilden, 
scheiterten  am  Widerstreben  der  Regierung.  Es  scheint,  dass  es  der-^ 
selben  vorzugsweise  auf  Schaffung  von  Organen  ankam ,  welche  in  den 
bureaukratisch  zusammengesetzten  Staatsmechanismus  gleichsam  als 
untergeordnete  Staatsbehörden  sich  einfügen  lassen  und  mehr  als  die 
Corporation  unter  Vormundschaft  der  Staatsgewalt  stehen,  während 
die  bei  den  juristischen  Personen  (Korporationen)  zur  Anwendung 
kommenden  Grundsätze  willkürliche  Eingriffe  der  Verwaltung  wenigstens 
mehr  erschweren.  Nach  jener  Seite  hin  wurden  dann  auch  den  'acht 
Korporationen  Functionen  übertragen,  indem  nämlich  die  Verordnung 
vom  7.  Juni  1844  betr.  die  Errichtung  eines  Handelsraths  den  Vor- 
ständen der  kaufmännischen  Korporationen  gleiche  Veipflichtungen 
mit  den  Handelskammern  als  Gewerbsbehörden  auferlegte ;  dahin  gehört 


12)  Cohn  a.  a.  0.  S.  6. 
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naxnenilich  die  Verpflichtang  zam  Erstatten  von  Gutachten  und  B&- 
richten  über  Handels-  und  Gewerbeangelegeuheiten ,  Ober  den  Gang 
des  Handels ,  insbesondere  auch  von  Jahresberichten. 

Auch  im  übrigen  Deutschland  b^teben  kaufmännische  Korporationen, 
so  z.  K  im  Grossherzogthum  Baden,  in  Braunschweig,  Lübeck, 
Bremen. 

Bis  zum  Jahre  1863  waren  die  badischen  Handelsleute  in  zunft- 
artige Körperschaften  oder  Innungen  vereinigt,  in  welche  alle  am  Orte 
sich  niederlassenden  Geschäftsgenossen  nach  Erfüllung  der  Statuten, 
insbesondere  durch  Bestehen  einer  Prüfung,  Entrichtung  einer  Ein- 
trittstaxe u.  s.  w.,  einzutreten  verpflichtet  waren ^3).  Das  Gewerbe- 
gesetz vom  20.  September  1862  Axt.  26  hob  aber  die  Zunftverfassung 
und  alle  früheren  Innungsrechte  auf;  es  gestattet  zugleich  im  Art.  24 
die  Bildung  von  freien  Vereinen  zur  Förderung  gemeinsamer  gewerb- 
licher Interessen  ohne  Staatsgenehmigung.  Solche  Gewerbe-  und  Han- 
delsvereine erlangen,  wenn  sie  die  Bestätigung  ihrer  Satzungen  von 
Seiten  der  Regierung  erwirken,  als  gewerbliche  Genossenschaften  die 
juristische  Persönlichkeit.  Wo  sich  aber  das  Bedürfhiss  nach  Ge- 
werbekammern, allgemeinen  oder  besonderen  Handelskammern 
u.  s.  w.,  zeigt,  kann  das  Handels -Ministerium  nach  Art.  29  des  Ge- 
werbegesetzes und  §.  47  der  Yollzugsverordnung  vom  24.  September 
1862  das  Erforderliche  anordnen.  Diesen  Kammern  ist  Hie  Wahrung 
und  Förderung  der  gemeinsamen  Interessen  aller  oder  einzelner  Klassen 
des  Gewerbestands  eines  Orts  oder  Landestheils  zur  Aufgabe  gestellt 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  hat  sich  am  21.  September  1863 
»die  Handelsgenossenschaft  der  grossherzoglichen  Resi- 
denzstadt Karlsruhe«  gebildet  mit  dem  Zweck:  die  gemeinsamen 
Interessen  des  Handels-  und  Fabrikstandes  der  Stadt  und  ihrer  Um- 
gebung zn  wahren  und  zu  fördern ,  auch  auf  die  .Erweiterung  der  all- 
gemeinen und  Geschäftsbildung  der  Vereinsglieder  hinzuwirken,  zu- 
nächst durch  Anschaffung  und  Verbreitung  zweckmässiger  Schriften  und 
Tagesblätter,  durch  Haltung  von  Vorträgen  von  Genossen  und  zu  be- 
rufenden Männern  der  Wissenschaft.  Der  Beitritt  zu  diesem  Verein 
steht  den  unbescholtenen  Geschäftsgenossen  frei,  deren  Firma  in  das 
öffentliche  Handelsregister  eingetragen  ist. 

Ein  von  den  Mitgliedern  gewählter  Ausschuss  von  zehn  Personen 


13)  Solche  Handelskammern  oder  andere  Organe  zur  Vertretung  der  gewerb- 
lichen und  kaufmännischen  Interessen  bestanden  in  Heidelberg,  Baden,  Bruchsal, 
Mosbach,  Freiburg,  Pforzheim,  Mannheim,  Rastatt,  Eberbach,  Kehl,  Oifenburg, 
Bühl,  Durlach,  Constanz,  Emmendingen,  Ettlingen,  Lahr,  Wertheim. 
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leitet  unter  dem  Titel  »Handelskammer«  die  Geschifte.  Aus  ihr» 
Mitte  väblt  die  Handelskammer  einen  Präsidenten,  Secretär,  Rechnungs- 
führer, Bibliothekar  und  literarischen  Korrespondenten  und  für  jeden 
derselben  einen  Stellvertreter.  Diese  Functionen  sind  Ehrenämter 
ohne  Gehalt 

Die  Handelskammer  ist  zur  Erstattung  der  von  den  Staatsbehörden 
gewünschten  Gutachten  über  Handelsinteressen  und  Handelsstreitig- 
keiten verpflichtet,  und  hat  in  w\,chtigen  Sachen  vorher  die 
Generalversammlung  darüber  zu  hören.  Sie  leitet  die  inneren 
Angelegenheiten )  sowie  die  von  der  Handelsgenossenschaft  für  gemein- 
same Zwecke  getroffenen  Anstalten  und  Einrichtungen,  z.  B.  Lager- 
häuser ,  Güterbestättereien. 

Der  Kostenaufwand  wird  durch  die  Eintrittsgelder  und  Jahres- 
beiträge der  Mitglieder  gedeckt;  die  Höhe  der  letzteren  wird  nach 
Berathung  und  Festsetzung  des  Jahresbudgets  von  der  Generalver- 
sammlung bestimmt.  Die  Handelskammer  veröffentlicht  Jahresberichte, 
zuerst  für  1863. 

'  Die  uns  vorliegende  »Lübeckische  Kaufmanns-Ordnung« 
datirt  vom  21.  Juni  1853,  ist  mithin  vor  dem  Inkrafttreten  des  Han- 
delsgesetzbuchs (1.  März  1864)  erlassen.  Sie  macht  den  Betrieb  des 
kaufmännischen  Gewerbes  abhängig  von  dem  Eintritt  in  die  Genossen- 
schaft der  Kaufmannschaft.  Diese  Schranke  steht  im  Widerspruch  mit 
dem  Art.  4  des  Handelsgesetzbuchs  und  ist  gefallen,  falls  nicht  eine 
partikularrechtliche  Vorschrift  sie  aufrecht  erhalten  hat. 

Zur  Leitung  der  geipeinsamen  Angelegenheiten  wählt  die  Kauf- 
mannschaft aus  ihrer  Mitte  einen  Vorstand  unter  dem  Kamen  »Han- 
delskammer«, bestehend  aus  einem  Präses  und  achtzehn  Mit- 
gliedern. 

Zu  ihrem  Wirkungskreis  gehört  die  Führung  der  Kaufmannsrolle, 
die  Verwaltung  des  Veimögens  der  Kaufmannschaft,  die  gerichtliche 
und  aussergerichtliche  Vertretung  derselben  und  ihrer  Beamten,  die 
schiedsrichterliche  Schlichtung  von  Streitigkeiten  unter  Mitgliedern  der 
Kaufmannschaft,  die  Aussteilung  von  kaufmännischen  Pareres,  die 
Bescheinigung  von  Handelsgewohnheiten,  die  Verwaltung  der  Börse, 
die  Anstellung  der  Makler,  Schiffsklarirer  u.  s.  w.  und  die  Mitwirkung 
bei  Anstellung  von  Beamten  und  Hülfsperspnal ,  die  Verarbeitung  des 
statistischen  Materials,  die  Wahrnehmung  und  Vertretung  aller  com- 
merciellen  Interessen  Lübecks,  seiner  Schifffahrt  und  Hülfsanstalten 
für  Handel  und  Verkehr,  der  Vorschlag  zur  Besetzung  vou  Consulaten, 
die  Erstattung  von  Jahresberichten. 
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Dem  Präses  steht  eia  von  der  Kaufmannschaft  gewählter  Secretär 
zur  Seite. 

Die  Kaufinannschaft  berathet  und  genehmigt  in  der  Generalver- 
sammlung das  von  der  Handelskammer  sni  entwerfende  Budget,  sowie 
alle  ausserordentlichen  Geldbewilligungen. 

Auch  das  Statut  für  die  Korporation  der  Kaufmannschaft  zu 
Braunschweig  vom  11.  April  1864  —  das  Handelsgesetzbuch  trat 
am  1.  November  1863  in  Kraft  —  verpflichtet  alle  Kaufleute  und 
Fabrikanten  der  Stadt,  deren  Firmen  in  das  Handelsregister  eingetragen 
sind,  sowie  die  vollziehenden  Directoren  der  Actiengesellschaften  zum 
Eintritt  in  die  Korporation,  steht  also  in  Widerspruch  mit  dem  all* 
gemeinen  Handelsgesetzbuche  Art.  4. 

Die  derselben  vorgesetzte  Behörde  ist  der  Stadtmagistrat;  letzterer 
ordnet  ein  Mitglied  als  Deputirten  ab,  welches  allen  Versammlungen 
des  Plenums  und  der  Handelskammer  beiwohnen  darf. 

Die  Mitglieder  haben  actives  Wahhrecht  bei  der  Wahl  der  Handels- 
richter und  der  Mitglieder  der  Handelskammer.  Sie  entscheiden  im 
Plenum  Ober  An-  und  Verkauf  von  Grundeigenthum ,  über  Gontrahiren 
von  Sdiulden,  über  Abänderung  der  Statuten  und  darüber,  wenn  der 
Jahresbeitrag  über  4  Thlr.  erhöht  werden  soll.  Im  üebrigen  besorgt 
die  Handelskammer  die  Geschäfte.  Sie  besteht  aus  12  Mitgliedern, 
dreitheilig  gewählt  und  zwar  je  4  von  den  Grossisten,  Detaillisten  und 
Fabrikanten,  auf  6  Jahre;  doch  treten  alle  3  Jahre  6  aus  und  zwar 
2  von  jedem  Wahlkörper  gewählte. 

Die  Kammermitglieder  wählen  aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden, 
einen  Stellvertreter  desselben,  einen  Bechnungsführer ;  sie  ernennen 
auch  einen  besoldeten  Syndicus. 

Die  Handelskammer  hat  das  Korporationsvermögen  zu  verwalten 
und  die  laufenden  Geschäfte  zu  führen,  insbesondere  auf  Verlangen 
der  Behörden  Gutachten  abzugeben,  Jahresberichte  zu  erstatten,  Mäk- 
ler zur  Bestätigung  vorzuschlagen,  Streitigkeiten  zwischen  Kaufleuten 
zu  schlichten,  die  Interessen  des  Handels  und  der  Industrie  wahrzu- 
nehmen. Ihre  Sitzungen  sind  für  die  Mitglieder  der  Korporation  in 
der  Regel  öffentlich. 

Unter  den  Begriff  der  freien  Genossenschaft  fällt  auch  die 
bremer  Handelskammer  nach  dem  Gesetz  vom  21.  Februar  1854. 
Zur  Förderung  des  Elandels  und  der  Schififahrt,  sowie  der  Interessen 
der  Ksmfmannschaft  testehen  in  Bremen  der  Kaufmannsconvent 
und  die  Handelskammer. 

Der  Kau^fmannsconvent  wird  gebildet  aus  allen  demjenigen 
IV.  9 
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ia  d^r  Stadt  Bremea  woboIiafteB  Mitglieder  der  bremischen  BSrse, 
welche  entweder  dem  Senat  angehören  oder  die  zur  Wahl  in  die  Börgerr 
sebalt  erforderlichen  Eigenschaften  und  ausserd^u  das  bremische 
Bürgerrecht  mit  Handlungsfreiheit  besitzen ,  als  Eaufleute  oder  Fabri- 
kanten in  eigenen  Geschäften  etablirt  sind  oder  etablirt  gewesen  sind 
und  keinen  anderen  Erwerbszweig  ergriffen  haben.  Der  Austritt 
steht  jedem  Mitgliede  frei;  es  ist  aber  die  Genossenschaft  auch 
befugt,  dasjenige  Mitglied  auf  drei  Jahre  auszuschliessen, 
welches  seine  Verpflichtungen  verabsäumt. 

Als  ein  Ausschuss  dieses  Kaufmannsconvents  von  24  Personen  be- 
steht die  Handelskammer,  gewählt  vom  Cönvent  aus  seiner  Mitte. 
Alle  Jahre  werden  wenigstens  zwei  neue  Mitglieder  der  Handelskammer 
gewählt.  Sie  ist  der  Vorstand  der  Kau&nannschaft  und  deren  Ver- 
treter Ihritten  gegenüber;  sie  wählt  jährlich  einen  Präses  und  Vice* 
präses;  sie  erfiennt  zwei  Syndiker;  die  Geschäftsordnung  wird  von  ihr 
festgestellt  und  vom  Gonvent  genehmigt. 

Zur  Bestreitung  des  Kostenaufwands  steht  der  Handelskammer  ein 
Fond  von  jährlich  1000  Thalem  zur  Verfügung ;  der  Kaufmannsconvent 
kann  seine  Mitglieder  zu  Geldbeiträgen  für  Handelszweeke  verpflichten, 
jedoch  imterliegt  ein  solcher  Beschluss  der  Genehmigung  des  Senats. 

Die  Handelskammer  führt  die  Aufsicht  über  die  Börse  und  das 
sonstige  Hül&personal  des  Handels,  wählt  die  Mäkler  und  Agenten; 
fttr  die  Anstalten  des  Handels  und  Verkehrs,  für  die  Handelsstatistik 
und  das  Auswandererwesen  bestehen  besondere  Behörden ,  welche  aus 
einigen  Mitgliedern  der  Handelskammer  und  des  Senats  gebildet  werden. 

Zxix  Beschlussfähigkeit  gehört  die  Anwesenheit  von  wenigstens  d^ 
Hälfte  der  Mitglieder;  die  Beschlüsse  werden  nach  absoluter  Stimmen- 
mehrheit gefasst. 

H. 
Die  HandelBkanunem. 

Das  Institut  der  Handelskammern  als  Gewerbsbebörden  stammt 
aus  Frankreich,  wo  es  schon  früh  bestand^«).  Die  HandeLduunmern 
wurden  durch  das  Gesfetz  vom  16.  October  1791  zwar  au^ehoben,  aber 
durch  das  Gesetz  vom  24.  Decemb^  1802  in  verschiedenen  Städten 
wieder  eingeführt.  Ihre  Functionen  bestehen  darin,  dass  sie  ihre  Ajn^ 
sichten  über  die  Beförderungsmittel   des  Handels  mitzutheilen,   der 

14)  Pardessus,  Cours  de  droit  commercial  §.106.    F.  Fischer,  Prenesens 
kauf9ilmu«fQiie9  Recht  <t85S)  §.  813.  c. 
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Begiarfuig  die  ürsadien  anzugeben,  welcbe  ihn  hemmen  kdnnen,  sowie 
die  Hfil&mittel  vorzuschlagen  haben,  die  man  sich  duich  ihn  ver- 
sdiaffen  könne.  Auch  hab^i  sie  ttber  die  Ausfilhrung  fiffentlidier  zum 
Nuteen  des  Handels  begonnener  Arbeiten  zu  wachen.  Sie  correspoii- 
diren  unmittelbar  mit  dem  Minij^rium.  In  Städten  von  mehr  afe 
50,000  Einwohnern  besteht  die  Handelskammer  aus  15,  in  andere 
Städten  aus  9  Mitgliedern;  letztere  müssen  Eaufteute  sein,  die  10  Jahre 
«tablirt  sind.  In  den  Hauptstädten  des  Departements  ist  der  Präfect, 
in  den  übrigen  Städten  der  Maire  Präsident;  der  Yicepräsident  wird 
gewäUt.  Ein  Drittheil  der  Mitglieder  scheidet  jährlich  aus,  jedoch 
können  die  Austretenden  wieder  gewählt  werden.  Besdblüsse  der 
Handelskammern  bedürfen ''der  Genehmigung  des  Ministeriums*  Die 
Ausgaben  werden  Yon  d^  Handelsleuten  des  Bezirks  getragen.  Die 
Handelskammern  versehen  auch  die  Functionen  d^r  Berathungskammem 
für  die  Entwickelung  der  Manufacturen  und  der  Industrie,  wo  solche 
Berathungskammem  nicht  existiren. 

Durch  die  französische  Republik  sind  die  Handelskammern  auf 
deutschen  Boden  verpflanzt  word^,  indem  nämlich  zunächst  die  früher 
in  der  Bheinprovinz  bestandenen  kaufmännischen  Korporationen  während 
der  französischen  Herrschaft  in  Handelskammern  umgestaltet  wurden, 
welche  alle  Handelsinteressen  bei  der  Regierung  zu  vertreten  und  die 
Handelsanstalten  zu  beaufsichtigen  haben.  So  entstanden  Handels-  und 
Fabrikkammem  durch  die  Gesetze  des  Jahres  XI  und  XH  der  Republik, 
z.  B.  in  Köln ,  Grefeld ,  Aachen,  Eupen,  Malmedy  und  Stolberg  i^),  und 
nach  der  preussischen  Besitznahme  in  Koblenz,  Wesel,  Gladbach 
(1812),  in  Elberfdd  und  Barmen  (1830X  und  mittelst  Verordnung  vom 
16.  Juni  1831  bezw.  durch  Statut  vom  23.  Mai  1831  in  Düsseldorf. 
In  ähnlicher  Weise  wurden  im  Jahre  1844  für  einzelne  preussiscfae 
Städte  Handdskammern  errichtet,  nämlich  für  Erfurt,  Hagen  und 
Halle  mit  den  Saalörtem;  die  Statuten  dieser  Kammern  sind  in  d^ 
Gesetzessammlung  S.  663,  667,  671  abgedruckt. 

Durch  das  preussische  Gesetz  vom  11.  Februar  1848  endlich  ist 
das  Institut  der  Handelskammern  »für  den  ganzen  Umfang  der 
Monarchie«  generalisirt  worden,  und  es  wurden  demgemäss  nach 
qbA  nB£!U  in  allen  Provinzen  (mit  Ausnahme  von  HohenzoUem  und  des 
Jadegdl)iets)  Handelskammern  eii^efilhrt,  so  dass  dermalen  überhaupt 
45  Handelskammern  und  8  Korporationen  bestehen^*). 

15)  Dio  HaadeUkammer  in  Mainz  worde  ebenMs  nadi  dem  Gesetze  vom 
3.  Nivose  XI  (2i.  December  1802)  errichtet. 

16)  Die  preussische  Verordnung  vom  9.  Februar  1849  schuf  das  neue  Institut 

9* 
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Aach  im  übrigen  Deutsdiland  entstanden  nach  und  nach  Handels- 
kammem,  so  in  Frankfurt  a.  M.  durch  Gesetz  vom  20.  Mai  1817, 
femer  in  Luxemburg  durch  königl.  Beschluss  vom  1.  October  1841, 
in  Bayern  unter  dem  Ministerium  Abel  durch  Verordnung  vom 
19.  September  1842^^);  umgestaltet  (unter  dem  März -Ministerium 
Thon-Dittmer)  durch  Verordnung  vom  3.  August  1848,  wodurch  au(^ 
eine  eigene  Gewerbekammer  mit  dem  Sitze  in  Mtlnchen  gebildelt  wurde, 
sodann  durch  die  Verordnung  vom  27.  Januar  1850  (von  der  Pfordten); 

In  Oesterreich  rief  das  provisorische  Gesetz  vom  3.  October 
1848  die  Handels-  und  Gewerbekammem  in's  Leben;  dermal  ruhen  sie 
auf  dem  provisorischen  Gesetze  vom  18.  März  1850. 

Li  Württemberg  bestimmte  die  Verordnung  vom  19.  Deo^ber 
lfö4  die  Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbekammem. 

Im  Königreich  Sachsen  sind  die  Handels-  und  Gewerbekammem 
durch  das  Gewerbegesetz  vom  15.  October  1861  §.  112 — 126  bezw. 
durch  die  VoUzugsverorduung  von  demselben  Tage  seit  dem  Jahre 
1862  eingeführt  worden. 

Im  Grossherzogthum  Hessen-Darmstadt  bestand  schon  frOh, 
aus  der  französischen  Zeit,  eine  Handelskammer  zu  Mainz,  errichtet 
nach  der  Verordnung  vom  3.  Nivose  XI  (24.  December  1802),  welche 
durch  die  Verordnung  vom  23.  April  1841  umgestaltet  wurde.  Schon 
vorher,  durch  Verordnung  vom  21.  Juli  1821  war  eine  Handelskammer 
in  Offenbach  errichtet  worden;  etwa  20  Jahre  später  wurde  die 
Handelskammer  in  Worms  (durch  Verordnung  vom  5.  Juli  1842),  und 
wieder  20  Jahre  später  die  in  Bingen  (durch  Verordnung  vom  24.  Jan. 
1862),  sowie  die  von  Darmstadt,  (durch  Verordnung  vom  5.  April 
1862)  errichtet.  Letztere  umfasst  die  Provinz  Starkenburg  mit  Aus- 
schluss des  Kreises  Offenbach  (48  Quadratmeilen  mit  320,000  Einwohnern). 

Die  Förderung  der  ausschliesslich  gewerblichen  Interessen  fUlt 
dem  Gewerbeverein  anheim.  Dieser  hat  seinen  Centralsitz  in  Darm- 
stadt und  bildet  den  Mittelpunkt  der  von  ihm  gegründeten  zahlreichen 
über  das  ganze  Land  verbreiteten  Localvereine.    Wenn  auch  der  Prä- 


der  Gewerberäthe,  analog  den  Handelskammern,  mit  der  BeBtimmong,  die 
allgemeinen  Interessen  des  Handwerks-  und  Fabrikbetriebs  in  ihren  Bezirken  wahr- 
Zunehmen  und  die  zur  Förderung  desselben  geeigneten  Einriditangen  zu  berathen 
und  anzuregen.  Hier  und  da  wurden  Gewerber&the  gewählt  und  in  Thatigkeit  ge- 
setzt; aber  nur  auf  kurze  Zeit.  Das  Institut  hat  sich  nicht  bewährt  und  kann  als 
beseitigt  betrachtet  werden.    Deshalb  gehen  wir  nicht  n&her  darauf  ein. 

17)  Die  Mitglieder  wurden  vom  König  ernannt,  die  Yorst&nde  Ton  ihm  be- 
ttätigt 
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sident  und  Secretär  Staatsbeamte  sind  und  der  Gewerbeverein  aus  der 
Staatskasse  eine  nicht  unbedeutende  Dotation  bezieht,  so  ist  derselbe 
doch  im  Uebrigen  rein  privater  Natur.  Seine  Wirksamkeit  äussert 
sich  in  Erstattung  von  Gutachten  für  das  Ministerium  und  dessen  Or« 
gane ,  in  der  Herausgabe  eines  Gewerbeblattes  und  in  Wahrnehmung 
der  Gewerbsinteressen  überhaupt 

Im  Herzogthum  Nassau  verordnet  das  Gesetz  vom  3.  September 
1863  die  Gründung  von  Handelskammern  und  die  Ausführungsverordnung 
vom  4.  März  1864  bei^jeichnet  Wiesbaden,  Limburg  und  Dillen- 
burg als  den  Sitz  derselben. 

Die  wesentlichsten  Vorschriften  der  einschlagenden  Gesetze  über 
die  Handelskanamern  in  den  einzelnen  Staaten  sind  folgende^*). 

1.    Die  Organisation  der  Handelskammern. 

Handelskammern  bestehen  bezw.  sollen  errichtet  werden  für  einen 
bestimmten  Ort  oder  Bezirk,  wo  ein  Bedür&lss  oder  die  Vorbedingungen 
dazu  vorhanden  sind.  In  einzelnen  Staaten,  z.  B.  in  Oesterreich,  Würt- 
temberg, Sachsen,  sind  zugleich  Gewerbd^ammem  damit  verbunden. 
In  Bayern  umfassen  sie  drei  selbstständige,  dreitheilig  (von  allen  In- 
habern VQU  realen  und  radicürten  Gewerbsrechten  und  von  persönlichen 
Gewe^bsconcessionen ,  von  den  Mitgliedern  des  Fabrik-  und  Handels- 
standes) gewählte  Abtheilungen,  den  Gewerbe-,  Fabrik-  und  Handels- 
rath,  resp.  wenn  das  Bedürfniss  für  alle  drei  Abtheilungen  fehlt,  Gre- 
mien, die  nur  für  zwei  oder  eine  jener  Abtheilungen  bestimmt  sind; 
sämmtUche  Mitglieder  des  Gewerbe-,  Fabrik-  und  Handelsraths  eines 
Kreises  (resp.  einer  Provinz)  bilden  die  Kreis-Gewerbe-  und  Han- 
delskammer, welche  aber  nicht  permanent  ist,  sondern  nur  perio- 
disch, jedesmal  für  einen  bestimmten  Zweck  zusammentritt. 

Die  Errichtung  geschiebt  durch  Genehmigung  des  Landesherm 
(z.  B.  in  Preussen,  Oesterreich,  Luxemburg)  oder  des  Handelsministers 
(z.  B.  in  Bayern,  Württemberg,  Sachsen,  Baden,  Nassau).  Die  Handels- 
kammern sind  in  der  Regel  dem  betreffenden  Ministerium,  in  Württem- 
berg der  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  untergeordnet,  und 
können  von  demselben  aufgelöst  werden  in  Oesterreich  und  Bayern  ^^. 


18)  Es  wttrde  den  Zweck  dieser  Skizze  imd  den  dafür  in  dieser  Zeitschrift 
gestatteten  Raum  aberschreiten,  woUten  die  Gesetzesbestimmangen  ausf&brlidi 
mitgetheüt  werden.  Yielmehr  beschränkt  sich  die  Darstellung  auf  eine  systema- 
tische Uebersicht  der  allgemeinen  jQrundsfttse  und  auf  die  Hervorhebung  ein- 
leiner  hier  und  da  vorirommender  Abweichnngen. 

19)  Yfo  diese  Befiigniss  im  Gesetze  nicht  aosdrackUoh  ertheilt  worden  ist, 
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Im  AUgemeineii  bilden  die  Handelskammem  ein  benrthendes  Organ 
der  OelttiBl-  imd  Proviiizialbehörden  und  zugleich  Organe  des  Standes 
d^  Handel-  und  Gewerbetreibenden  zur  Vermittelung  der  allgemeinen 
Interessen  g^nübet  den  betre£fenden  staatlichen  Behörden^).  Daneben 
ist  ihnen  hier  und  da  auch  die  Aufsicht  über  die  auf  Handel  und  Ge- 
werbe Bezug  habenden  öffentlichen  Anstalten  übertragen  worden;  sie 
emiennen  die  Mäkler  (in  Preussen  und  Oesterreich),  fungiren  als  ScMeds- 
geriehte  (in  Oesterreich  und  Württemberg),  begutachten  die  Wahl  von 
Beisitzern  der  Mercantil-  und  Wechselgeridite  und  sammeln  Stojf  für 
die  Handels-  und  Gewerbestatistik  (in  Oesterreich)  u.  dgl.  m.  Be* 
züglich  der  preussischen  Handelskammem  sagt  ein  Rescript  des 
Handelsministers  vom  8.  Juli  1857,  dass  sie  »nach  dem  Buchstaben 
und  Geist  des  Gesetzes  lediglich  Organe  des  Handelsstandes  seien, 
wdche  den  Behörden  in  Angelegenheiten  des  Handels  und  der  Ge- 
werbe sachverständige  Gutachten  zu  erstatten  und  über  deren  För- 
derung Vorschläge  zu  machen  haben*  ^^). 

Die  Handelskammern  bestehen  aus  ordentlichen  Mitgliedern  (»Räthe« 
in  Oesterreich)  und  SteUvertretem ;  deren  Zahl  ist  in  deü  einzelnen 
Staaten  verschieden  und  regelmässig  nach  dem  Umfange  des  Bezirks 
bestimmt;  sie  schwankt  in  Preussen  zwischen  6  und  15,  in  Oesterreich 
zwächen  10  und  SO,  in  Württemberg  zwischen  12  und  18,  in  Sachsen 
zwischen  9  und  15,  In  Bayern  soll  jede  Abtheilung  aus  mind^tens  7 
Mitgliedern  besteben;  die  Handelskammer  in  Frankfurt  a.  M.  zählt 
20  Mitglieder. 

Allgemeine  Voraussetzung  der  Wählbarkeit  zum  Mitglied  oder  Stdlver- 
treter  ist  ein  bestimmtes  Alter  (30  Jahre  und  darüber) ,  Unbescholten- 

wird  es  bei  einer  Auflösung  oder  bei  Veränderungen  in  der  Organisation  der  Han- 
delskammem der  Mitwirkung  des  Landtags  bedürfen,  unzweifelhaft  alsdann,  wenn 
dadurch  vermehrte  Kosten  f&r  die  Staatskasse  entstehen. 

20)  Die  Handelskammer  in  Frankfurt  a.  M.  „vertritt  das  Interesse  des  hiesigen 
Handelsstandes  und  ist  dessen  Organ'';  sie  übt  ihren  Beruf  „unter  obri^eiUicher 
Autorität''  aus.  Ueber  ein  jedes  neue  den  Handel  und  Yerkehr  betreffende  Gesetz 
soll  die  Handelskammer  mit-  ihrem  Gutachten  vorher  gehört  werden.  Sie  hat  auch 
Rareres  über  kaufmännische  oder  Handlungsgegenstände  zu  erstatten. 
• .  21)  Das  Bremer  Handelsblatt  Kr.  438  vom  3.März  1860  nennt  sie  „ans 
Wahlen  hervorgegangene,  Auskunft  gebende  Staatsbehörde n".  in  der  preussi* 
schean  Yerordnimg  vom  7.  Juni  1844  wegen  Anordnung  eises  Handelsraths  und 
Enichtung  eine»  Handelsamts  §.  7,  8  werden  die  Handelskammem  ausdrücldich 
„Behörden"  genannl*,  undRönne^  Staatsrecht  der  preuBsischeB Monarcbie (1669) 
Th.  H  S.  176,  702  führt  die  Handelskammern  als  Organ«  der  Regierang  för 
die  Gegenstände  der  Staatsverwaltung,  insbesondere  fikr  die'Soiie  ftr  Bändel 
und  Verkehr  namentlich  auf. 
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heitf  Besitz  und  Betrieb  eines  Handelsgeschäfts  seit  mindesteils  6  (in 
Sftclisett  3,  in  Frankfurt  a.  M.  6)  Jahren,  Wohnsitz  innerhalb  des  Bezirks. 

Die  Amtsdauer  der  Mitglieder  und  Stellvertreter  ißt  auf  eine  be- 
stimmta  Zeit  festgesetzt,  z.  B.  auf  3  Jahre  in  Preussen,  Oesterreich, 
auf  6  Jahre  in  Sachsen,  Württemberg,  Darmstadt,  Nassau,  doch  treten 
alle  3  Jahre  mehrere  aus;  die  Ausscheidenden  sind  wieder  wählbar. 
Sie  terrichten  ihre  Functionen  als  Ehrenamt  unentgeldlich,  erhalte 
aber  bei  Amtsreisen  u.  s.  w.  baare  Auslagen  ersetzt  und  bezw.  an- 
gemessene Entschädigung  in  Diäten. 

Die  Mitglieder  der  Handelskammer  wählen  ihren  Vorsitzenden  und 
dessen  Stellvertreter ^^)  aus  ihrer  Mitte  auf  eine  bestimmte  Zelt,  und 
zwar  auf  1  Jahr  in  Preussen,  Oesterreich,  Nassau,  auf  2  Jahre  in 
Württemberg,  Darmstadt,  auf  3  Jahre  in  Sachsen;  in  Luxe)nbU|^  et- 
nennt  der  König  den  Präsidenten  und  Yicepräsidenten  aus  den  zu 
präsentirenden  Kandidaten  auf  2  Jahre. 

2.    Die  Wahl  der  Mitglieder  und  Stellvertreter. 

Die  Mitglieds:  und  Stellvertreter  (Ersatzmänner)  der  Handels- 
kammer werden  von  den  Handel-  und  Oewerbetreibenden  gewählt,  in 
Württemberg  (§.  6  der  Verordnung  vom  19.  September  1854"^)  und 
zum  Theil  in  Luxemburg  vom  König  ernannt,  in  Hessen -Darmstadt 
vom  Ministerium  bestätigt. 

Wahlberechtigt  sind  die  Handel-  und  Gewerbetreibenden  des  Be- 
zirks, welche  eine  gewisse  Gewerbesteuer  entrichten  und  unbescholtenen 
Buf  geniessen.  In  einzelnen  Staaten  bestehen  noch  besondere  Vor- 
schriften über  das  Alter  (30  Jahre  in  Sachsen),  über  die  Staatsbürger- 
eigenschaft  und  den  Vollgenuss  aller  bürgerlichen  und  politisdien  Rechte 
(in  Oesterreich) ,  über  das  Betreiben  eines  Geschäfts  auf  eigene  Rech- 
nung u.  dgl.  m.**). 


72)  Dessen  TiUel  ist  Pr&sideikt  oder  Präses ,  in  Frankfurt  a.  M.  Senior. 

23)  In  der  von  der  st&ndigen  Deputation  des  volkswirthschaftHchen  Gongressei 
herausgegebenen  Schrift  „Gewerbegesetzgebnngen  deutscher  Staaten*^ 
(Bremen,  1859)  S.  18  nennt  A.  Sch&ffle  die  wttrttembergischen  Biaadels-  und 
Gewerbekammem  »^gewählte  Organe,  dreitheilig  vom  Handel,  der  Fabrikation 
und  dem  Handwerk  gebildet",  wonach  es  scheint,  als  sei  der  §.  6  der  Verordnong 
inzwischen  abgeändert  worden. 

24)  In  Frankfurt  a.  M.  erfolgt  die  Wiederbesetzung  der  erledigten  Stellen  der 
Handelskammer  miUelst  Wahl  per  scmtinimn  von. Seiten  sämmtUcher  Mitglieder 
det  Handelskammer,  unter  Zuziehung  von  zehn,  gleichfaüs  ton  der  Handel!}- 
kammer  per  scrutinium  zu  Wählenden  Mitgliedern  aus  den  veiHichiedetten  Handeis- 
zweigen« 
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Die  Wahl  geschieht  in  der  Regel  unter  Leitung  und  Vorsitz  dnes 
Begierungscommissars ,  direct,  durch  geheime  Abstimmung  mittelst 
Stimmzettel  nach  absoluter  Majorität  in  Preussen,  öffentlich  in  Oester- 
reich,  indirect  (durch  Wahlmänner)  in  Sachsen.  In  den  einzelnen  b^ 
treffenden  Gesetzen  finden  sich  genaue  Vorschriften  über  den  Wahlmodus. 

In  Preussen  hat  der  Oberpräsident  zu  prüfen,  ob  die  Gewählten 
die  vorgeschriebene  Qualification  besitzen  und  in  deren  Ermangelung 
oder  bei  vorschriftswidrigem  Wahlverfahren  eine  neue  Wahl  anzu* 
ordnen. 

Die  Wahl  kann  in  Sachsen  und  in  Frankfurt  a.  M.  nur  aus  be- 
stimmten resp.  sehr  erheblichen  Gründen  abgelehnt  werden,  wegen 
Krankheit,  besonderer  Geschäfts-  und  Familienverhältnisse,  wenn  del: 
Gewählte  über  60  Jahre  alt  oder  bereits  6  Jahre  Mitglied  gewesen  ist, 
während  in  anderen  Staaten  die  Annahme  der  Wahl  im  Belieben  des 
Gewählten  zu  stehen  pflegt. 

Jeder  in  der  Person  eines  Mitglieds  oder  Stellvertreters  eintretende 
Umstand,  der  sie  von  der  Wahl  (Berufung)  ausgeschlossen  haben  würde, 
beendigt  die  Function;  es  scheidet  daher  aus,  wer  z.  B.  sein  Geschäft 
aufgiebt,  seinen  Wohnort  oder  den  Sitz  seines  Geschäfts  aus  dem  Be- 
zirke der  Handelskammer  verlegt.  Die  Entfernung  eines  Mitglieds  oder 
Stellvertreters  tritt  ohne  Weiteres  ein  bei  dem  Concurse,  bei  dem  Ver- 
luste  der  Ehrenrechte  oder  der  kaufmännischen  Rechte  durch  gericht^ 
liches^Urtheil,  ferner  wenn  ihm  das  Bürger-  oder  Gemeinderecht  durch 
die  Gommunalbehörden  entzogen  wkd,  oder  wenn  der  Betreffende  durch 
Beschluss  der  kaufinännischen  Korporation  von  der  Mitgliedschaft  aus- 
geschlossen worden  ist.  Zum  Austritte  kann  er  (in  Oesterreich)  ange- 
halten werden,  wenn  ihn  mehr  als  die  Hälfte  aller  Kammermitglieder 
einer  auffallenden  Vernachlässigung  seiner  Pflichten  schuldig  erklärt. 
Wer  durch  seine  Handlungsweise  die  öffentliche  Achtung  verloren  hat, 
den  kann  eine  Mehrheit  von  wenigstens  zwei  Drittheilen  der  Kammer- 
mitglieder in  Preussen  aus  der  Kammer  entfernen ;  gegen  einen  solchen 
Beschluss  ist  jedoch  Recurs  an  den  Oberpräsidenten  statthaft. 

3.    Die  Beamten  und  der  Kostenaufwand^). 
Die  Handelskammern  ernennen  ihre  Beamten  in  der  Regel  selbst- 


25)  Hierüber  enthält  die  Yerordoong  über  die  HandelskamiDer  der  freien  Stadt 
Frankfurt  nichts.  Nach  dem  Jahresberichte  pro  1863  hat  die  Kammer  erst  in 
diesem  Jahre  ein  besonderes  Secretariat  für  Erledigung  der  laufenden  Geschäfte 
errichtet.  In  Bayern  scheinen  die  Handelskammern  ständige  geschäftsführende 
Beamte  (Syndicus  oder  Secretär)  nicht  anzustellen. 
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in  WOrttemberg  schligt  die  Kammer  >  den  Secretar  dem  Mi^ 
nisterium  zur  Bestätigung  vor. 

Wahrend  in  Oesterreich  und  Sachsen  ausdrücklich  bestimmt  ist, 
dass  der  Secretar  nicht  aus  der  Zahl  der  Eammermitglieder  oder 
Stellvertreter  genommen  werden  darf,  ist  das  vorgeschrieben  in  Hessen* 
Darmstadt,  Nassau  und  Luxemburg.. 

In  Oesterreich  schreibt  das  Gesetz  ausdrücklich  vor,  dass  der 
Secretar  »wissenschaftlich  gebildet,  im  Handels-  und  Gewerbefache  ver- 
traut« sei. 

In  Sachsen  wird  der  Secretar  durch  die  Ortsobrigkeit  am  Sitze 
der  Kammer  verpflichtet;  in  Ermangelung  eines  Secretärs  »wird  das 
Protokoll  durch  einen  von  der  Obrigkeit  zu  stellenden  Protokollanten 
geführt«. 

In  der  Begel  bestimmt  die  Kammer  die  Besoldung  ihrer  Beamten 
und  die  Regierung  setzt  sie  fest;  in  Sachsen  bestimmt  das  Ministerium 
den  Secretäi*sgehalt. 

Das  Bureaupersonal,  Registrator,  Kanzlist,  Bote  wird  von  den 
Kammern  je  nach  Bedürfniss  engagirt. 

Der  Kostenaufwand  pflegt  zu  bestehen  in  dem  Gehalte  der  Be- 
amtet, im  Kanzleiaufwand  bezw.  in  den  Ausgaben  für  Bureaubedürf- 
nisse  (Schreibmaterialien,  Siegellack,  Heizung  und  Beleuchtung),  im 
Ersatz  von  Reisekosten  bezw.  in  Diäten  für  auswärtige  Amtsverrieh- 
tungen  der  Mitglieder  oder  Beamten,  in  den  Ausgaben  für  Bibliothek, 
Zeitungen  u.  dgl.,  in  Druckkosten,  in  Miethgeldern  für  das  Amtslokal, 
wo  solches  nicht  gestellt  wird  —  in  Sachsen  haben  dafür  sowie  für 
Heizung  und  Beleuchtung  die  Gemeindeverwaltungen  am  Sitze  der 
Kammer  zu  sorgen  — ,  in  den  Beiträgen  zu  deü  Kosten  des  Handels- 
tags und  seines  bleibenden  Ausschusses. 

lieber  den  erforderlichen  Kostenaufwand  entwirft  die  Kammer 
jährlich  (z.  B.  in  Oesterreich)  oder  für  grössere  Zeiträume  (z.  B.  3  Jahre 
in  Preussen)  einen  Etat,  welcher  der  Genehmigung  der  Regierung 
unterliegt.  In  Luxemburg  werden  die  Bureau*  und  Secretariatskosten 
vom  König  festgesetzt. 

Der  Betrag  des  etatmässigen  Kostenaufwands  wird  .in  Preussen 
auf  die  stimmberechtigten  Handel-  und  Gewerbetreibenden  nach  dem 
Fusse  der  Gewerbesteuer  veranlagt,  in  Oesterreich,  in  Ermangelung 
eigener  zureichender  Einkünfte,  nach  der  directen  Steuer  vom  Handel 
und  den  Gewerben  auf  alle  Wahlberechtigten  des  Kammerbezirks  gleich- 
formig  umgelegt,  in  Nassau  von  den  Wahlberechtigten  nach  Blass- 
gabe der  für  ihi*e  Firma  eingetragenen  Steuerbeiträge  bestritten,   in 
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Württemberg  aus  den  Ehinabmen  der  Kammer  (ini^besondere  ans 
den  Sportein  des  Schiedsgerichts),  im  Übrigen  theib  aus  Gemeinde«- 
nütteln  iheils  aus  den  für  die  GewerbebefSrdenmg  bestimmten  Staats- 
mitteln, in  Sachsen  theils  aus  Staatemitteln,  nämlich  die  Secretär^ 
gehalte,  der  Kanzleiaufwand  und  die  Entschädigung  der  Kammermit«* 
glieder  für  Reiseaufwand,  falls  deren  Einberufung  auf  Verlangen  einer 
StÄatsbehörde  erfolgte,  theils  aus  Gemeindetnitteln  (Gescbäftlokal,  Hei- 
zung und  Beleuchtung),  theils  durch  Beiträge  der  Gewerbetreibenden. 
Im  Grosherzogthum  Hessen  erhalten  die  Handelskammern  eäie 
jährliche  Dotation  zu  Lasten  des  dem  Ministerium  des  Innern  eröffneten 
Gredits. 

Die  Beiträge  werden  von  den  Pflichtigen  durch  die  Handelskammer 
selbst  (in  Oesterreiqh)  oder  durch  die  Gemeindebehörden  (in  Preussen) 
erhoben.  Die  Handelskammern  führen  über  Einnahmen  und  Ausgaben 
Beobnung,  welche  durch  eine  aus  ibter  Mitte  bestellte  Gommission 
geprüft  und  abgenommen  wird  (in  Preussen). 

Die  amtliche  Gorrespondenz  der  Handelskammern  geniesst  volle 
Portofreiheit  im  Grossherzogthum  Hessen  und  in  Nassau,  wäh- 
rend das  Portofreithum  in  anderen  Staaten  (z.  B.  in  Preussen ^^)) 
auf  die  Gorrespondenz  mit  den  Staatsbehörden  beschränkt  ist;  in 
Bayern  sind  die  gegenseitigen  Sendungen  der  Handelskammern  porto^ 
frei;  in  Sachsen  und  Württemberg  wird  das  Porto  (mit  den  übri- 
gen Unkosten)  aus  Staatsmitteln  gedeckt. 

4.    Geschäftsgang. 

Die  von  den  Handelskammern  zu  entwerfenden  Geschäftsregulative 
unterliegen  der  Bestätigung  durch  die  Regiei'ung  oder  das  Ministerium. 

Der  Vorsitzende  leitet  die  Geschäfte  in  und  ausser  den  Sitzungen; 
er  »allein  ist  der  gesetzliche  Vertreter  der  Kammer«  in  Gestenreich. 
In  anderen  Staaten  hat  er  so  weit  gehende  Befugnisse  nicht. 

Die  Sitzungen  sind  theils  ordentliche,  zu  bestimmten  Zeiten  an- 
zuberaumende, theils  ausserordentliche,  oder  sie  werden  je  nach  Be- 
dürfniss  abg^alten.  Ersteres  ist  der  Fall  z.  B.  in  Oesterreich,  Bayern, 
Luxemburg,  Letzteres  in  Preussen. 

OeSentlich  sind  die  Sitzungen  in  der  Hegel  in  Sachsen  und  Nassau ; 

26)  Die  preussischen  Handelskammern  haben  die  Anwendung  der  für  die  df- 
fentlichen  Behörden  überhaupt  bestehenden  Portofreithumsgrundsätze  auch  auf  die 
amtlichen  Sendungen  der  Handelskammern  neuerlich  auf  Anregung  der  breslauer 
Handelskammer  beantragt 
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in  Preoflsen  und  Oestenreieb  werden  Auflsflge  ans  den  ProtokoUoi  durch 
die  Zeitungen  veröffentlicht.  • 

Des  SttEongen  kann  in  Oiesterreich  ein  Begierongscatntnissar 
beiwohnen,  jederzeit  das  Wort  nehmen,  aber  nicht  mitstimmen;  in 
DarmstAdt  steht  es  iem  Kreisrath  frd,  den  Sitzungen  beizuwolffien, 
weldie  er  abdann  in  der  Eigensdiaft  als  erster  und  ständiger  Handels* 
kammer- Präsident  präsidirt 

Zur  Beschlus^äbigkeit  der  Kammer  gehört  die  Anwesenheit  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern,  von  zwei  Drittheilen  z.  B.  in 
Preussen  und  Sachsen,  von  mindestens  der  Hälfte  z.  B.  in  Oesterreich 
und  Nassau ;  in  anderen  Ländern  wird  die  Anwesenheit  von  wenigstand 
6  Mitgliedern  v^kngt,  z.  B.  in  Bayern  und  Württemberg. 

Die  Beschlösse  werden  in  der  Kegel  durch  Stimmenmelnrheit  ge- 
test;  bei  Stimmeng^diheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 
Kur  fnr  bteondere  Angelegenheiten  wird  zur  Gflitigkeit  des  Beschlossea 
eine  grOssete  Stimmenzabl  verlangt,  z.  B.  bei  der  Aussdüiessung  einea 
Mitgliedes  aus  der  Kammer. 

In  Sachsen  und  Braunschweig  haben  die  Kammern  Disdplinar- 
strafbefugniss  gegen  die  in  einer  Sitzung  unentsdmldigt  fehlenden 
Mitglieder. 

lieber  jede  Sitzung  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  welches  bei 
Berichterstattungen  in  Oesterreich  und  Sachsen  mit  vorgelegt  wird. 

Die  Ausfertigungen  werden  in  der  Biegel  nur  vom  Vorsitzenden 
unterzeichnet ,  zuweilen  auch  vom  Secretär  eontrasignirt ;  in  Preussen 
hat  neben  d^  Vorsitzenden  mindestens  noch  ein  Mitglied  zu  unter- 
zeichnen. 

Die  Handelskammern  pflegen  Amftssiegd  zu  führen. 

Am  Jahresschluss  haben  die  Handelskammem  in  Preussen  in  einer 
besonderen  Uebersicht  von  ihrer  Wirksamkeit  und  von  der  Lage  und 
dem  Gange  des  Handels  und  der  Gewerbe  durch  die  öiFentlichen  Bl&t^ 
ter  Kenntniss  zu  geben. 

Alle  Handelskammern  veröffentlichen  jährlich  zu  einer  bestimmten 
Zeit  einen  allgemeinen  Bericht  üder  die  commerciellen  und  industriellen 
VerbiältniBse  des  Voijahrs'O;  ^^  neu^er  Anordnung  sollen  diese 
Berichte  in  Oesterreich  nur  von  drei  zu  drei:  Jahren'*),  die  stati- 
stischen Berichte  von  5  zu  5  Jahren  erstattet  werden;  die  Handels- 


27)  Die  HanEd^lBkammer  in  Frankfurt  a.  M.  veröffentlichte  ihren  Jahresbericht 
zuerst  pr&  1863.  * 

tB)  BiMe  Anovdnung  Bchekii  den  inneren  Gehalt  and  die  Braadibarkext  der 
Berichte  fOr  praktische  Zwecke  nicht  su  fördern. 
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kammer  in  Lazembarg  berichtet  öffentlich  nur  von  Zeit  zu  Zeit^  z.  B. 
1857  und  1862. 

In  Oesterreich  und  Sachsen  ist  die  Befugniss  der  Kammern, 
von  den  Gewerbe-  und  Handeltreibenden  diejenigen  Auskünfte  und 
diejenige  Mitwirkung  zu  fordern,  deren  sie  zur  Erfüllung  ihrer  Auf- 
gabe bedürfen,  resp.  die  Verpflichtung  der  Handels-  und  Gewerbs- 
personen dazu  ausdrücklich  ausgesprochen**). 

Sollen  die  Jahresberichte  der  Handelskammern  ein  möglichst  voll- 
st&ndiges  und  treues  Bild  von  den  wirthschaftlichen  Zuständen  der 
einzelnen,  ihnen  zugewiesenen  Bezirke  überhaupt,  insbesondere  aber 
vom  Gange  und  von  der  Lage  der  gewerblichen  und  Handelslhätigkeit 
in  denselben  geben,  so  sind  namentlich  auch  eingehende  statistische 
Mittheilungen  nicht  zu  entbehren.  In  dieser  Beziehung  leisten  die 
Handelskammern  noch  nicht  überall  das  Mögliche  und  Erforderliche, 
und  es  werden  die  Berichterstatter  hierauf  um  so  mehr  ihr  Augenmerk 
zu  richten  haben,  als  die  Jahresberichte  berufen  sind,  die  Grundlagen 
der  Statistik  des  Gewerbfleisses  überhaupt  und  der  Handelsstatistik 
insbesondere,  oder  doch  wenigstens  Beiträge  dafür  zu  liefern.  Dies 
wird  unschwer  ermöglicht  durch  geeignete  Gommunikation  mit  den 
Gewerbe-,  Handwerker-  und  anderen  Vereinen,  welche  mittelst  Frage- 
bogen das  Material  über  die  Höhe  der  Production  und  Gonsumtion, 
über  ^  die  Zahl  der  Gewerbetreibenden  in  den  einzehien  Klassen ,  über 
den  Umfang  des  Betriebs  in  den  einzelnen  Gewerbszweigen,  üb<9r  die 
in  denselben  beschäftigten  Arbeitskräfte  (Meister,  Gesellen,  Lehrlinge, 
Handlanger),  über  die  Lohnsätze  der  Arbeiter  (der  männlichen  und 
weiblichen)  bezw.  über  die  Benutzung  von  Maschinen  nach  Zahl  und 
Pferdekraft,  je  nach  den  Lokalverhältnissen  der  einzelnen  Bezirke  er- 
holen und  den  Handelskammern  mittheilen. 

Femer  würde  eine  jährlich  sich  wiederholende  systematische  Zu- 
sammenstellung der  Goncurse  und  Fallimente  im  Handel-  und 
Gewerbestand  einen  nicht  unwesentlichen  Beitrag  zur  Darstellung 

29)  Bei  gesunden  Verhältnissen  werden  die  Handel-  und  Gewerbetreibenden 
wohl  aus  eigenem  Antriebe  die  S[ammem  bei  den  In  ihrem  eigenen  Interesse  auf- 
sawendenden  nicht  geringen  BemOhongen  dardi  ihre  Mittheflangen  bereitwiUig 
unterstützen.  An  vielen  Orten  fehlt  aber  noch  das  richtige  Y erständniss ;  hier  und 
da  herrscht  Misstrauen,  dass  namentUch  statistische  GeschAftsnotizea  xu  Steuer- 
oder  Concurrenzzwecken  missbraucht  werden  möchten;  auch  hört  man  nicht  selten 
Klagen  über  die  ünwillf&hrigkeit  der  Interessenten,  Specialberichte  für  den  Jahres- 
bericht zu  erstatten.  In  solchen  F&Uen  helfen  nicht  bureaukratischa  Maasregeln; 
wo  die  Einsicht  und  das  YerstAndniss  noch  fehlen,  ist  durch  geeignete  Belehrung 
Seitens  der  Handelskammer  nachzuhelfen« 
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des  Oesammtbildes  gewähren  und  den  Werth  der  Jahresbericbte  er- 
höhen*^). Statistische  Mittheilungen  Aber  diese  Seite  der  Gesdiftfts- 
bewegung  haben  die  Jahresberichte  bisher  doch  nicht  gebracht. 

Anlangend  sodann  die  Form  und  innere  Anordnung  der  Jahres- 
beridite,  so  besteht  dafin  noch  eine  grosse  Verschiedenheit,  wodurdi 
die  Benutzung  derselben  nicht  unerheblich  erschwert  wird.  Das  sta- 
tistische Bureau  in  Berlin  bezw.  dessen  Vorstand  Dr.  Engel  TerBffent- 
licht  seit  1861  auf  Grund  der  Jahresberichte  der  preussischen  Handehs- 
kammem  (von  1859  anfangend)  vergleichende  Uebersichten  des  Ganges 
der  Industrie,  des  Handels  und  Verkehrs '^  nach  einem  festen  Systeme, 
dessen  Befolgung  allen  deutschen  Handelskammern  nur  empfohlen  wer- 
den kann.  Hiernach  zerfallt  der  Bericht  in  zwei  Haupttbeile;  im 
ersten  werden  die  Gutachten,  Ansichten  und  Wünsche  der  Bericht^- 
statter  über  allgemeine  und  besondere  Gegenstände  ihres  Bereichs  — 
namentlich  über  Einrichtungen  fär  Handel  und  Gewerbe,  über  Verkehrs- 
anstalten und  über  6ffentliche  Lasten  und  Abgaben,  jedesinal  in  mdb- 
reren  Unterabtheilungen  — ,  im  zweiten  Theile  werden  die  BerichtiB 
über  Thatsachen,  d.  h.  über  die  einzelnen  Productions-  und  Handels- 
zweige, über  Versicherungswesen,  Anstalten  der  Selbsthfilfe,  über  Ein- 
richtungen und  Umfang  der  Verkehrsanstalten,  über  die  inneren  An- 
gelegenheiten des  Handels-  und  Gewerbestands  mitgetheilt^).  — 

Insofern  die  Handelskammern  im  Wesentlichen  Auskunftsbehörden 
fdr  die  Organe  der  Staatsregierung  sind,  und  zwar  fdr  allgemeine 
Landesinteressen,  soweit  sie  in  einem  bestimmten  Bezirke  zur 
Erscheinung  kommen,  ruhen  sie  auf  dem  bureaukratischen  Princip. 
In  Verbindung  damit  tritt  das  autonomische  Princip ,  insofern  die  Mi1>- 
glieder  der  Handelskammern  aus  der  Wahl  der  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden des  betreffenden  Bezirks  hervorgehen.  Vorwaltend  ist  nach 
der  Absicht  der  einzelnen  Gesetzgebungen  der  Gesichtspunkt  einer 
Staatsbehörde  in  Handels-  und  Gewerbesachen ,  zumal ,  abgesehen  von 
der  Wahl  ihrer  Mitglieder  durch  die  Berufsgenossen ,  ein  anderer  or- 
ganischer Zusammenhang  mit  denselben  nicht  besteht  —  die  Stimm- 
berechtigten wählen  von  Zeit  zu  Zeit  die  Mitglieder  und  Stellvertreter 
der  Handelskammer  und  zahlen  jährlich  ihre  Beiträge  zur  Bestreitung 


80)  YergL  darttber  meinen  Yorsehlsg  im  „Bremer  HandelBblatt'^  Nr.  688 
vom  17.  December  1864  S.  600. 

31)  „PreuBsische  Statistik''  (Berlin,  1861,  1862,  186^). 

32)  Diese  Eintheilong  des  Berichts  wird  noch  nicht  von  aUen  prenssischen 
Handelskammeni  befolgt;  von  aasserpreussischen  hab^^sich  ihr  angeschlossen  die- 
jenige zu  Dannstadt  and  zu  Frankfurt  a.  M. 
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des  utatmäasigen  KoBtenauf wands ,  sfeeben  deiBdl>en  aber  im  Uekrigen 
gerade  wie  jeder  anderen  Behörde  gegenüber.  iDSbeBond^e  enthehrtt 
sie  des  Rechts  und  der  Mittel,  auf  die  ya*wendang  ihrer  Geldbeitragei 
auf  die  Verwaltang  und  Vertretung  der  gemeinsamen  Berufsangelegen- 
heiten wirksamen  -  Einftuss  auszuüben ,  etwa  durch  Beschlüsse  ?on 
Generalversammlungen  aller  Wahlberechtigten. 

Diese  und  andere  Uebelstände  sind  von  den  Betheiligten  erkannt 
und  wiederholt  zum  Gegenstand- von  Besprechungen  und  Antiägen  ge- 
macht worden,  theils  separat  in  Jahresberichten  und  dergleichen,  theila 
auf  Handelstagen,   ohne  dass  jedoch  bis  jetzt  eine  Abhülfe  erfolgte. 
So  vertröstete  z.  B.  der  bayerische  Handelsminister  im  Bescript  vom 
22.  Januar  1864  die  Handdskammer  der  Pfedz  (Ludwigshafen)  w^en 
der  von  ihr  gewünschten  Umgestaltung  der  Kreis-Gewerbe--  und  Hand^ 
kammem  »mit  der  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  erfolg^den  Lösung 
der  Gewerbefräge«.    Jene  Handelskammer  bemerkte  aber  dageigen  mH 
Redit,  das^  die  Gewerbefrage  in  der  Pfalz  l&igst  gelöst  sei  und  wieder- 
holtö  den  Antrag  um  Bildung  eines  bleibenden  Ausschusses  der  ^Izi- 
schen  Gewerbe-  und  Handelskammer.    In  Darm  Stadt  wird  insbesour 
dere  eine  Aenderung  des  Wahlmodus  im  Sinne  möglichster  Erweiterung 
des   activen  Wahlrechts  erstrebt ^).    In  Oesterreich  forderte   der 
Handelsminister  die  Kammer  zu  Vorschlägen  behufs  Aenderung  dee 
bestehenden  Kammergesetzes  auf.    Die  Handels-  und  Gewerbekammer 
zu  Wien  desiderirte  in  ihrem  Berichte  (Juni  1862)  im  Allgemeinen 
die  Anerkennung  der  möglichst  freien  Bewegung  der  Kammern 
—  insbesondere  durch  ungehemmte  Ausübung  des  Petitionsi*echts,  durch 
^ine  ausgedehnte  Initiative  und  durdi  das  Bßcht  des  unmitl^baren 
Verkehrs  der  Kammem  unter    einander  —  als  Hauptgrundsats   der 
Reform.    Unter  deu  Einzelanträgen  ist  namentBcb  folgender  hervor- 
zuheben:   »Die  Handels-  und  GewerbekammernNWäblen  auf 
Grund  der  Landesordnungen  die  vom  Gesetze  vorgeschrie* 
bene  Anzahl  von  Vertretern  für  die  Landtage«.    £in  Be^ 
scheid  auf  diesen  und  die  Berichte  anderer  Kammern  über  diß  Beform 
erfolgte  bis  jetzt  noch  nicht 

In  der  freien  Stadt  Frankfurt  finden  dermalen  (Deoember  }864) 
Berathungen  über  eine  neue  -  Organisation  der  Handelskammern  im 
Schoosse  derselben  und  im  gesetzgebenden  Körper  statt. 

In  Preussen  sprach  sich  der  berliner  Handelstag  (beschickt  von 
43  preussischen  Handelskammern  bezw.  kaufmännischen  Korporationen) 

83)  Zu  empfehlen  ht  auch  der  Wegfieül  der  Bevormundung  dureh  den  KreiB* 
rath. 
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ui  esfmr  BeBolution  rmk  Februar  1860  betr.  die  Oi^msatiiHi«  tfcir 
fiaadelsvoistlUide  dabin  ans'^),  dass  die  gegenwärtig  bestehende  £in* 
riditang  der  Handelakamtaerü ,  unbeschadet  des  grossen  Verdienstes, 
welches  sich  die  Staatsregierung  um  das  Wohl  des  Handds  und  der 
Industrie  durch  Gründung  derselben  erworben  habe ,  nicht  mehr  aus- 
reiche,  um  allen  gemeinsamen  Bedfirfhiasen  des  commercieüen  und 
industriellen  Berufs  gerecht  zu  werden;  dass  insbesondere  neben  dem 
Becbte  und  der  Pflicht,  aber  den  Gang  des  Handels  Gutachten  su  er^ 
statten,  das  Becht  und  die  Pflicht  yermiast  werde,  eine  ganse  Reihe 
Yon  Angelegenheiten  selbstth&tig  zu  ordnen ;  dass  es  zu  diesem  Behufe 
aber  wOnschenawerth  erscheine,  wenn  dem  Personenkreise,  welcher 
jetet  zu  den  Beiträgen  für  die  Handelskammer  herangezogen  wird,  in 
Bezug  auf  diese  Verwaltung  und  Vertretung  seiner  gemeinsamen  Be* 
ru&angelegenheiten  eine  grössere  Mitwirkung,  als  in  der  blossen  aetiven 
Wahl  zur  Handelskammer  bisher  gelegen,  ^ngeräumt  .werde;  dass  ins- 
besondere in  dieser  Beziehung,  je  nach  Erwägung  der  besonderen  Ver- 
hältnisse und  verschiedenen  Bedürfnisse ,  hier  ders  Zusammentritt  j^ier 
Peraonenkreise,  dort  die  Verknüpfung  derselben  zu  genossenschaftlichen 
Ganz^  durch  die  Gesetzgebung  ermi^licht  werden  möge ;  das  Letztere 
namentlich  auch  zu  dem  Zwecke,  dass  für  den  selbstständigen  Erwerb 
Yon  Vermögen  und  für  die  bequemere  Verwaltung  dea^lben  in  der 
Ptfson  der  Gesammtheit  das  geeignete  BechtssubjjBct  gewonnen  werden 
möge. 

Darüber  besteht  woU  keine  Meinungsverschiedenheit,  dass  die 
deutschen  Handelskammern  in  ihrer  grossen  Mehrzahl  das  nicht  leisten, 
waa  sie  leisten  könnten,  dass  sie  insbesondere  mit  dem  Boden,  ans 
wetefaem  sie  hervorgehen  und  in  welchem  sie  fest  wurzeln  sollten,  mir 
sdir  lose  zusammenhänge  und  in  demselben  die  erforderliche  Theilr 
nähme  noch  nicht  überall  finden.  Wohl  ziemlich  allgemein  findet  maa 
den  Grund  dieser  Erscheinung  in  der  Organisation  der  Handelskammern, 
ymcaögß  deren  sie  mehr  eine  bureaukratische  Staatsbehörde,  als  ein 
autonomes  Organ  des  Handelsstands  sind,  abgelöst  von  dem  Boden, 
aus  dem  sie  sich  doch  bilden,  ohne  organischen  Zusammenhang,  ohne 
dauernde,  lebensvolle  gegenseitige  Verbindung  mit  den  Wählern,  durch 
deren  Stimme  sie  in  die  Kammer  berufen  werden.  Die  Stuttgarter 
Handelskammer  sagt  in  ihrem  Jahresberichte  pro  1862  in  dieser  Be* 
aiebnng,  bei  Besprechung  der  Folgen  des  neuen  Gewerbegesetzes  resp. 
der  dadurch  mit  dem  1.  Mai  1862  eingeführten  Gewerbefreiheit  und 
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34)  Zu  vergL  die  godruckieQ  .Yerbandlumgan  dairaber  S.  82  f.. 
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der  dadurch  bedingten  Aoflidbtmg  der  Innm^jen  als  gesetzliche  Organe 
des  Handelsstands,  dass  in  jedem  einzelnen  Arbeitszweige  das  Bewosst- 
sein  eines  aligemeinen,  eines  Gesammtinteresses  und  ein  neues  Be- 
dürfhiss  zur  Vereinigung  erweckt  werde,  aber  zu  grösseren  Vereinen, 
in  welchen  die  Gewerbe  eines  ganzen  Bezirks  vertreten  sind  —  das 
Bedürfniss  nach  Gewerbevereinen  an  der  Stelle  der  individuellen 
Gewerbsinnungen.  »Es  kann  nicht  ausbleiben,  dass  der  Zug  des  Ge* 
Werbelebens  nach  Entstehung  und  Ausbildung  solcher  die  allgemeinen 
Interessen  des  Gewerbewesens  vertretenden  Vereinen  geht,  und  die 
Handelskammer  ist  nicht  im  Zweifel  darüber,  dass  ohne  eine  solche 
Unterlage,  nachdem  die  Orgaue  der  Zünfte  aufgehoben  sind,  die 
Handelskammern  ewig  in  der  Luft  schweben  und  ohne  Wur- 
zel im  Gewerbeleben  selbst  bleiben  müssen.« 

In  der  That,  die  dermaligen  Handelskammern  sindr  eine  Zwitter- 
schöpfung, weder  ganz  und  durchweg  Staatsbehörden,  noch  weniger 
aber  vorzugsweise  Organe  des  Handelsstands  zur  Wahrung  und  Ver- 
tretung der  gemeinsjamen  Rechte  und  Interessen.  Es  liegt  aber  zum 
grossen  Theil  in  der  Hand  cler  Handel-  und  Gewerbetreibenden,  diese 
Uebelstände  thunlichst  zu  beseitigen.  Das  Mittel  dazu  bietet  sich  in 
der  freien  Association,  im  Bilden  von  freien  Genossenschaften  als 
ausschliessliche  Organe  zur  Vertretung  der  lokalen  Interessen  und  zur 
Verknüpfung  derselben  mit  den  allgemeinen  Interessen  des  Handels 
und  Verkehrs  eines  grösseren  Bezirks  bezw.  des  ganzen  Landes.  Es 
kann  nicht  fehlen,  dass  dergleichen  Genossenschaften,  ruhend  auf 
bürgerlichem  Gemeinsinn,  durch  gemeinschaftliches  Zusammenwirken 
sich  den  erforderlichen  Einfluss  erringen,  dass  diese  Genossenschaften 
bei  der  Wahl  der  Mitglieder  der  Handelskammern  den  Ausschlag  geben 
und  in  derselben  als  öffentlichen  Gewerbsbehörde  zugleich  ein  auto- 
nomisches  genossenschaftliches  Organ  sich  gestalten,  welches  die  ge- 
meinschaftlichen Hechte  des  Handels  und  der  Gewerbe  im  Sinne  der 
Interessenten  vertritt,  dadurch  aber  die  materielle  und  geistige  Be- 
deutung des  gesammten  Wirthschaftslebens  zur  Anerkennung  und  dem 
erstrebten  Ziele  entgegenzufahren  hilft. 

In  denjenigen  Staaten,  wo  jeder  Kaufmann  oder  Gewerbetreibende 
einer  bestimmten  Steuerklasse  gesetzlich  verpflichtet  ist,  einen  Beitrag  zu 
den  Verwaltungskosten  der  Handelskammer  seines  Bezirks  zu  bezahlen, 
bestehen  insoweit  kaufmännische  Zwangsinnungen  —  findet  auch  kein 
Zwang  zum  Beitritt  statt,  so  zwingt  doch  das  Gesetz  zum  Zahlen  eines 
Beiti'ags  und  hierin  liegt  gewissermassen  eine  Fortsetzung  des  Innungs- 
wesens bei  den  Kaufleuten,  eine  Beibehaltung  der  Innung  als  öffentlichen 
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lostitaüon.  Die  Frage  der  Bildang  von  kaufinänniscbra  Zwangskorpo- 
ration^  hat  vor  ^igen  Jahren  namentlich  die  kanfin&nnischen  Kreise 
inPreossen  beschäftigt;  insbesondere  empfahl  der  berliner  Handelstag 
im  Febraar  1860  der  Staatsregiemng  die  Erwägung  dies^  Frage  bezw« 
der  in  einer  Denkschrift  über  diese  Angelegenbdt  enthaltenen  Vor- 
schläge'^). Auf  einen  hierauf  gestützten  Antrag  des  Breslauer  Han- 
delsstands rescribirte  indessen  der  Handelsminister  von  der  Heydt 
am  4.  April  1861 ,  dass  er  es  mit  Bticksicht  auf  die  in  naher  Aussicht 
stehende  Publication  des  aligemeinen  deutschen  Handelsgesetzbachs  für 
unthunlich  erachten  müsse,  mit  Massregeln,  wie  die  beantragten,  ge- 
genwärtig vorzugehen.  Bei  der  Bcrathung  des  deutschen  Handels- 
gesetzbuchs in  Preussen  waren  die  grossen  Bedenken  gegen  Zwangs- 
genossenschaften überhaupt,  insbesondere  auch  gegen  den  Zwangsbei- 
trag geltend  gemacht  worden ;  in  Folge  davon  fielen  die  statutarischen 
Vorrechte  der  8  kaufmännischen  Korporationen. 

In  demselben  Sinne  hat  sich  auch  der  volkswirthsdiaftliche  Con- 
gress  in  seiner  Generalversammlung  zu  Stuttgart  (1861)  ausge- 
sprochen'*). Die  praktische  Yolkswirthschaft  unserer  Tage  stellt  mit 
Becht  als*  erste  Voraussetzung  des  Gedeihens  des  Genossenschaftswesens 
überhaupt  die  auf,  dass  das  Bilden  von  Genossenschaften  vom  freien 
Belieben  der  Betheiligten  abhängig  sein  müsse  und  dass  sich 
der  Staat  nicht  hineinmischen  dürfe  —  Korporationen  mit  ausschliessen- 
dea  Rechten  haben  den  Charakter  der  Zünfte;  Zwangsgenossensehaften 
unter  Aufsicht  von  Staatsbehörden  und  unter  der  Controle  von  Re^ 
gierungscommissarien,  wie  die  gewerblichen  Genossenschaften  z.  B.  nach 
dem  Osterreichischen  Gewerbegesetze,  zum  Theil  auch  die  Handels- 
kammern in  Oesterreich  und  Hessen -Darmstadt,  unterstellen  die  Un- 
mündigkeit dieser  Klasse  der  bürgerlichen  Gesellschaft 

Auf  dem  Gebiete  des  deutschen  Handelsgesetzbudis  sind  jene 
Grundsätze  der  Volkswirthscbaftslehre  zur  Herrschaft  gelangt  —  nach 
Art  4  desselben  kann  von  einer  Beitrittspflicht  bei  kaufmäraiischen 
Korporationen  nicht  mehr  die  Bede  sein ;  es  ruht  der  corporative  Ver- 
band lediglich  auf  der  freien  Vereinbarung.  Die  IfYeiheit  des  Bei- 
tritts zu  Verbindungen  von  Berufegenossen  ist  nicht  allein  das  sicherste 
Zeichen  für  das  Bedürfntss . solcher  Korporationen,  sie  macht  die  leb- 

36)  Yerhandlangen  des  HandeUtags  in  Berlin  (Berlin,  1860)  S.  82 
bis  84.  GoldBchmidt,  Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.ni  S.  633; 
Bremer  Handelsblatt  yon  1860.    Nr.  443,  444,  448. 

36)  Yergl.  die  Verhandlungen  desselben  (Stattgart,  1861)  S.  36  f.,  S.  52, 
«4,66. 
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teren  auch  lebeaiskrSltig.  Verschaff!;  sich  eine  solche  freie  Genossen- 
schaft in  d^  öffentlichen  Meinung  ein  Ansehen,  wdches  genügt,  den 
Ausschluss  aus  derselben  als  eine  Strafe  erscheinen  zu  lassen,  so  liegt 
darin,  wie  das  Bremer  Handelsblatt  Nr.  443  von  1860  mit  Recht  sagt, 
die  wirksamste  Nöthigung  zum  Beitritt  für  alle  Genossen.  Und  diese 
moralische  Verpflichtung  ist  der  durch  Gesetz  eingeführten  nach  jeder 
Bichtung  hin  vorzuziehen. 

Das  wiedererwachte  Streben  des  deutschen  Handelsstands  nach  ge- 
nossenschaftlicher Organisation  wurzelt  in  dem  Bewusstsein  seiner  Be- 
deutung für  Gesellschaft  und  Staat;  er  bat  seine  Fesseln  erkannt  und 
greift  zur  Selbsthülfe,  um  sich  von  ihnen  zu  befreien.  Die  Gleichheit 
des  Berufs  ruft  eine  Reihe  von  gemeinsamen  Interessen  und  Beziehungen 
hervor,  bei  deren  Ordnung  und  Verwaltung  der  Handelsstand  den  er- 
forderlichen Grad  von  Seldstständigkeit  und  Selbsttbätigkeit  verlangt 
gegenüber  der  mehr  oder  weniger,  ausgedehnten  Bevormundung  durch 
die  vielr^erende  Staatsbureaukratie.  In  der^  Schaffung  des  »deutschen 
Handelstags«  bethätigte  sich  jenes  Streben  und  die  ihm  zu  Grunde 
liegende  Kraft  des  Handelsstands;  zugleich  weist  aber  die  Basis,  auf 
welcher  der  deutsche  Handelstag  ruht,  unzweideutig  auf  die  natürlichen 
Grundlagen  hin,  auf  welchen  die  Reoi^anisation  der  kaufmännischen 
Organe  erfolgen  muss,  die  freie  Organisation.  Die  daraus  her- 
vorgehenden Einzelgenossenschaften  haben  es  in  ihrer  Hand,  nicht  nur 
ihren  Privatzwecken  zu  dienen,  sondern  auch  mit  tüchtigem  Gemein- 
«sinn  und  ächter  Bürgertugend  den  ihnen  gebührenden  Einfluss  auf  dem 
Gebiete  der  öffentlichen  Rechte  und  Pflichten  sich  zu  erwerben.  Als- 
dann verlieren  auch  die  Handelskammern  mehr  und  mehr  den  Charak- 
ter bureaukratischer  Staatsbehörden;  sie  gestalten  sich  zu  autonomischen 
Organen  des  Handelsstands  mit  öffentlichen  Functionen  um. 

In  diesem  Sinne  scheint  nach  Einführung  der  Gewcrbefreiheit  die 
Bewegung  in  Baden  und  Württemberg  zu  beginnen;  in  diesem 
Sinne  hat  schon  vorher  Bremen  einen  Schritt  gethan  —  das  Gesetz 
vom  21.  Februar  1854  über  die  Bildung  der  bremer  Handelskammer 
und  der  Geist,  in  welchem  letztere  fungirl,  sowie  der  bürgerliche  Ge- 
meinsinn des  bremer  Handelsstandes  fordern  wohl  zur  Nachahmung  aoiL 
*  Auch  die  Erfahrungen  in  England,  Amerika,  in  der  Schweiz,  wo 
freie  Bewegung  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbe  und  Industrie,  des  Han- 
dels und  Verkehrs  herrscht,  lehren,  dass  die  Einführung  von  Zwangs- 
korporationen vom  Standpunkte  des  Gemeinwohls  nicht  zu  erstreben 
sind;  dort  verlangen  weder  die  Kaufleute  noch  die  Nichtkaufleute  nach 
solchen  Zwangsgenossenschaften.    Schon  oft  ist  das  englische  Korpora- 
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tionswesen  ans  als  Muster  hingestellt  worden.  Was  die  öffentlichen 
Korporationen  anlangt,  so  fehlen  uns  in  Deutschland  diejenigen  Grund- 
lagen und  Elemente,  auf  denen  die  englischen  Korporationen  ruhen. 
Die  englisdien  Privatkorporationen  sind  rein  freiwillige  sociale  Yer* 
eine ,  welche  gewisse  Vermdgensmassen  dauernden  Zwecken  dauernd 
dienstbar  machen,  d.  h.  die  nöthige  Einheit  und  Dauerhaftigkeit  der 
Verwaltung  durch  Privatrechtsfiction  gewinnen,  z.  B.  zu  Handels-  und 
Oewerbezwecken,  wobei  ein  fast  unmerklicher  Uebergang  zu  öffentlichen 
Zwecken  eintritt,  der  auch  manche  im  Entstehen  private  Korporationen 
in  ihrer  Fortbildung  zu  gemischt  öffentlichen  macht.  Dabei  kommt 
dem  englischen  Korporationswesen  zu  statten,  dass  sich  dasselbe  zu 
allen  Zeiten  mit  steter  Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  von  öffentlichem 
und  Privatrecht  entwickelte*'). 

Zum  Schlüsse  fügen  wir  nachstehende  übersichtliche  Zusammen- 
stellung der  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  bestehenden  Handels- 
kammern und  Korporationen  bei,  welche  den  Charakter  von  Gewerbs- 
behörden an  sich  tragen  und  regelmässig  Berichte  über  Handel  und 
Verkehr,  Gewerbe  und  Industrie  veröffentlichen.  Die  statistischen  An- 
gaben über  die  Bevölkerungszahl  der  einzelnen  Bezirke  sind  entnommen 
dem  Händbuch  der  vergleichenden  Statistik  von  Kolb  (186!2). 

Es  bestehen  dermalen  in  Preussen  53  solcher  Organe,  nämlich 
45  Handelskammern^)  und  8  kaufmännische  Korporationen,  und  zwar 

1)  in  der  Provinz  Preussen  mit  2,868,522  Einwohnern  sieben: 
in  Tilsit  für  die  Stadt  mit  14,814  Einw.,  in  Memel  für  die  Stadt 
mit  17,490  Einw.,  in  Insterburg  für  den  Kreis  (die  Stadt  hat 
10,949  Einw.),  in  Königsberg  für  den  Stadtkreis  mit  81,794  Einw., 
in  Elbing  ftlr  die  Stadt  mit  24,562  Einw.,  in  Danzig  für  den  Stadtr 
kreis  mit  72,190  Einw.,  in  Thorn  für  die  Stadt  mit  13,412  Einw.; 

2)  in  der  Provinz  Posen  mit  1,494,621  Einw.  nur  eine  in  Po- 
sen für  den  Stadtkreis  mit  43,700  Einw.,  so  dass  die  Provinz  im 
Uebrigen  unvertreten  ist; 

3)  in  der  Provinz  Pommern  mit  1,389,068  Einw.  nur  zwei, 
nämlich  in  Stettin  für  den  Stadtkreis  mit  74,081  Einw.,  und  in 
Swineraünde  für  die  Stadt  einschliesslich  des  Hafengrunds  im  Kreise 


37)  Zu  yergl.  Gneist,  Das  heatige  englische  Yerfassangs«  und  Yerwaltangs- 
recht  II.  S.  814  f.,  yergl  mit  §.125  (S.  821  f.);  I.  S.  444,  652  f. 

38)  Durch  Verordnung  vom  19.  December  1864  ist  die  Errichtung  einer 
Handelskammer  für  die  Stadt  Braunsberg,  Regierungsbezirk  Königsberg,  ge- 
nehmigt worden ,  so  dass  .die  Zahl  der  Handelskammern  auf  46  steigt 

10* 
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Usedom-WoUifl -,  in  Wolgast,  Greifswald,  Stralsund  und  Barth  bestehen 
zwar  Kaufmannschaften ,  sie  erstatten  aber  keine  Jahresberidite ; 

4)  in  der  Provinz  Brandenburg  mit  2,468,515  Einw.  drei, 
nämlich  in  Berlin  far  die  Stadt  mit  522,974  Einw.,  in  Kottbus  fQr 
den  Kreis,  und  in  Frankfurt  a.  0.  fttr  den  Stadtkreis  und  die  Kam* 
mereidörfer  mit  34,507  Einw.; 

5)  in  der  Provinz  Schlesien  mit  3,390,804  Einw.  sieben,  näm- 
lich in  Görlitz  für  den  Kreis,  in  Hirschberg  für  die  Kreise  Hirsch- 
berg und  Schönau,  in  Landeshut  für  den  Kreis,  in  Breslau  f&r 
den  Stadtkreis  mit  etwa  150,000  Einw. ;  die  Handelskammer  in  Breslau 
berichtet  aber  auch  über  die  ganze  Provinz;  in  Schweidnitz  für  die 
Kreise  Beichenbach,  Schweidnitz  und  Waidenburg;  in  Gleiwitz  für 
die  Kreise  Gleiwitz,  Beuthen,  Lublinitz  und  Pless,  und  in  Lanban 
für  den  Kreis  Lauban  und  einen  Theil  des  Kreises  Löwenberg,  Re- 
gierungsbessiirk  Liegnitz'*); 

6)  in  der  Provinz  Sachsen  mit  1,975,932  Einw.  fünf,  nämlich  in 
Magdeburg  für  die  Stadt  mit  76,112  Einw.,  in  Halle  für  den  Stadt- 
kreis mit  den  Saalämtem  und  Stadt  Eilenburg,  in  Erfurt  für  die 
Stadt  mit  32,516  Einw.,  in  Mühl hausen  für  die  Kreise  Mühlhausen, 
Heiligenstadt  und  Worbis,  in  Nordhausen  für  die  Städte  Nordhausen, 
Benneckenstein ,  Bleicherode  und  Ellrich; 

7)  in  der  Provinz  Westphalen  mit  1,617,722  Einw.  zehn, 
nändich  in  Minden  für  die  Kreise  Minden,  Lübbeke  und  Stadt  Ylotho, 
in  Bielefeld  für  die  Kreise  Bielefeld,  Halle,  Wiedenbrück  und  den 
ravensbergischen  Theil  des  Kreises  Herford  ausschliesslich  Ylotho,  in 
Münster  für  die  Kreise  Münster,  Beckum,  Steinfuii;,  Warendorf  und 
Tecklenburg,  in  Arnsberg  für  die  Kreise  Arnsberg,  Brilon  und  Me- 
schede,  in  Lüdenscheid  resp.  Altena  für  den  Kreis  Altena,  in 
Iserlohn  für  den  Kreis  Iserlohn,  in  Hagen  für  den  Kreis  Hagen, 
in  Dortmund  für  den  Kreis  Dortmund,  in  Bochum  für  den  Kreis 
Bochum ; 

8)  in  der  Hheinprovinz  mit  3,216,948  Einw.  achtzehn,  näm- 
lich in  Wesel  für  die  Stadt  mit  12,045  Einw.,  in  Mühlheim  a.d.R. 
für  die  Stadt  mit  12,748  Einw.,  in  Duisburg  für  die  Stadt  mit 
19,843  Einw.,  in  Essen  für  den  ICreis  Essen,  in  Elberfeld  für  die 
Kreise  Elberfeld  und  Barmen,  in  Lennep  für  den  Kreis  Lennep,  in 
Solingen  für  den  Kreis  Solingen,  in  Düsseldorf  für  den  Kreis 
Düsseldorf,  in  Krefeld  für  die  Stadt  mit  50,389  Einw.,  in  Neuss 

39)  Die  Handelskammern  In  Olatz  und  Liegnitz  sind  im  Jahre  1862  resp. 
1857  wieder  aufgehoben  worden. 
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Mr  die  Burgermeisterei  Neuss,  in  Gladbach  für  die  Kreise  Gladbach, 
Kempen  und  Grevenbroich,  in  Köln  für  den  Stadtkreis  (114,000  Einw.)» 
in  Stolberg  fOr  den  Kreis  Düren  und  Landkreis  Aachen  ausschliess- 
lich Burtscheid,  in  Aachen  für  den  Stadtkreis  und  die  Stadt  Burt- 
scheid,  in  Eupen  für  den  Kreis  Eupen,  in  Koblenz  für  die  Stadt 
mit  22,715  Einw.,  in  Trier  für  die  Kreise  Bitburg,  Stadt  und  Land 
Trier,  Saarburg  und  Wittlich,  in  Saarbrücken  für  den  Kreis. 

Nach  dem  amlichen  Verzeichnisse  zur  Verordnung  vom  30.  März 
1850  über  die  in  den  einzelnen  Kronländem  Oesterreichs  zu  er- 
richtenden Handels-  und  Gewerbekammem  sind  dieselben  folgender- 
massen  -vertheilt : 

1)  für  Niederösterreich  mit  1,681,697  Einw.  in  Wien; 

2)  für  Oberöst^rreich  mit  707,450  Einw.  in  Linz; 

3)  für  Salzburg  mit  146,769  Einw.  in  Salzburg; 

4)  für  Steiermark  mit  1,056,773  Einw.,  und  zwar  für  die  Kreise 
Gratz  und  Marburg  in  Gratz,  und  für  den  Kreis  Brück  in  Leoben; 

5)  für  Kärnthen  mit  332,456  Einw.  in  Klagenfurt; 

6)  für  Krain  mit  451,941  Einw.  in  Laibach; 

7)  für  das  Küstenland  mit  520,978 Einw.,  und  zwar  für  die  Kreise 
Görz  und  Gradiska  in  Görz,  für  den  Kreis  Istrien  in  Rovigno,  für 
die  Stadt  Triest  und  ihr  Gebiet  in  Tri  est; 

8)  in  Tirol  und  Vorarlberg  mit  851,016  Einw.  und  zwar  für 
den  Kreis  Innsbruck  in  Innsbruck,  für  den  Kreis  Vorarlberg  in  Fcld- 
kirch  (früher  in  Bregenz),  für  den  Kreis  Brixen  in  Botzen,  für  den 
Kreis  Trient  in  Roveredo; 

9)  für  Böhmen  mit  4,705,525  Einw.  fünf,  und  zwar  in  Prag 
für  die  Kreise  Prag  und  Pardubitz,  in  Bei  che  nb  er  g  für  die  Kreise 
Leippa  und  Gitschin,  in  Eger  für  den  Kreis  Eger,  in  Pilsen  für  den 
Kreis  Pilsen,  in  Budweis  füi*  den  Kreis  Bndweis; 

10)  für  Mähren  mit  1,867,094  Einwi  zwei,  und  zwar  in  Brunn 
für  den  Kreis  BrUnn,  in  Ol  mutz  für  den  Kreis  Olmütz; 

11)  für  Schlesien  mit  443,912  Einw.  eine  in  Troppau; 

12)  für  Galizien  mit  4,597,470  Einw.  drei,  und  zwar  in  Kra- 
k au  für  die  Kreise  Krakau,  Wadowice,  Bochnia,  Tamow,  Sandek, 
Jaslo>  Bzeszow ,  in  Lemberg  für  die  Kreise  Lemberg,  Stanislau, 
Sanok,  Sambor,  Przemysl,  Zolkiew,  Stry,  Kolomea,  in  Brody  für 
die  Kreise  Zloczow,  Tamepol,  Brzezan,  Gzortkow; 

13)  für  die  Bukowina  mit  456,920  Einw.  eine  in  Czernowitz; 

14)  für  Ungarn  mit  9,900,785  Einw.  sechs,  und  zwar  in  Press- 
burg für  den  Verwaltungsdistrict ,  in  Oedenburg  desgleichen,  und 
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desgleichen  für  die  betrefifenden  Verwaltungsbezirke  in  Pesth,  Ka- 
schau,  Debreczin; 

15)  für  die  Woiwodina  and  das  Banat  eine  in  Temesv&r; 

16)  für  Siebenbürgen  mit  1,926,797  Einw.  zwei,  und  zwar  in 
Klausenburg  für  den  klausenburger  und  retteger  District,  in  Krön* 
Stadt  für  den  hermannstädter  District  mit  den  FUialdistricten  Bistritz 
und  Kronstadt,  und  den  fogarätscher  und  udvarhelyer  District; 

17)  für  Croatien  und  Slavonien  mit  876,009  Einw.  drei,  und 
zwar  in  Essek  für  Slavonien,  in  Agram  für  Croatien  und  in  Fiume 
für  die  croatische  Seeküste; 

18)  für  Dalmatien  mit  404,499  Einw.  drei,  und  zwar  in  Zara 
für  den  Kreis  Zara,  in  Spalato  für  den  Kreis  Spalato  und  in  Ba- 
gusa  für  die  Kreise  Bagusa  und  Gattaro; 

19)  für  Venetien  mit  2,446,056  Einw.  acht,  und  zwar  für  je 
die  betreffenden  Delegationen  in  Venedig,  Udine,  Treviso,  Padua, 
Vicenza,  Belluno,  Bovigo,  Verona. 

Für  das  frühere  Kronland  Mailand,  welches  in  Folge  des  Kriegs 
vom  Jahre  1859  abgetrennt  wurde,  waren  9  Kammern  errichtet  (in  Mai- 
land, Mantua,  Cremona,  Lodi,  Pavia,  Bergamo,  Brescia,  Como,  Sondrio). 

Für  das  Kronland  Militärg ranze  mit  1,064,922  Einw.  war  die 
Bestimmung  des  »Standorts«  von  Kammern  vorbehalten;  ob  solche  in- 
zwischen errichtet  wurden,  ist  uns  unbekannt. 

In  Bayern  mit  4,688,800  Einwohnern  besteht  eine  Kreis-Handels- 
und Gewerbekammer  in  je  einem  der  acht  Regierungsbezirke  und  sie 
tritt  alljährlich  am  Sitze  der  Kreisregierung  zusammen:  für  Ober- 
bayern mit  788,000  Einw.  in  München,  für  Niederbayern  mit 
575,000  Einw.  in  Landshut,  für  die  Pfalz  mit  608,100  Einw.  in 
Ludwigshafen,  für  Oberpfalz  undBegeusburg  mit  484,800  Einw. 
in  Begensburg,  für  Oberfranken  mit  516,600  Einw.  inBaireuth, 
für  Mittelfranken  mit  545,500  Einw.  in  Nürnberg,  für  Unter- 
franken und  Aschaffenburg  mit  601,900  Einw..  in  Würzburg, 
für  Schwaben  und  Neuburg  mit  578,500  Einw.  in  Augsburg. 

Im  Königreich  Sachsen  mit  2,225,240  Einwohnern  bestehen  der- 
malen nach  der  Verordnung  vom  15.  October  1861  fünf  Handels-  und 
Gewerbekammem ,  und  zwar: 

1)  in  Dresden  für  den  Begierungsbezirk  Dresden  mit  Ausnahme 
des  Amtsbezirks  Grossenhain  (etwa  583,000  Einw.); 

2)  in  Leipzig  für  den  Begierungsbezirk  Leipzig  mit  Ausnahme 
der  Amtsbezirke  Penig,  Burgstädt,  Bochlitz  und  Mitweida,  dagegen 
mit  Hinzuschlagung  des  Amtsbezirks  Grossenhain  (etwa  506,000  Einw.) ; 
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3)  in  Chemnitz  far  den  amtshauptmannschaftlichen  Bezirk  Chem- 
nitz und  Annaberg,  die  schönburg'schen  Recessherrschaften ,  den  amts- 
liauptmannschaftlichen  Bezirk  Zwickau  mit  Ausnahme  der  Amtsbezirke 
Kircbbei^,  Schneeberg,  Eibenstock,  endlich  die  Amtsbezirke  Fenig, 
Rochlitz,  Burgstädt,  Mitweida  (etwa  425,000  Einw.); 

4)  in  Plauen  für  die  Amtshauptmannschaft  Plauen  und  die  Amts- 
bezirke Kirchberg,  Eibenstock  und  Schneeberg  (etwa  190,000  Einw.); 

5)  in  Zittau  für  den  Regierungsbezirk  Budissin  (etwa  300,000  Einw.). 
Im  Königreich  Württemberg  mit  1,720,708  Einwohneni  bestehen 

vier  Handels-  und  Gewerbekammern, ' und  zwar  in  Stuttgart,  Ulm, 
Heilbronn,  Reutlingen.  Sie  erstatten  ihre  Jahresberichte  an  die 
königl.  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel ,  welche  dieselben  —  zum 
Theil  verarbeitet,  insbesondere  durch  Zusammenstellung  von  Notizen 
—  veröflfentlicht 

Im  Grossberzogthum  Hessen  mit  856,808  Einwohnern  bestehen 
fünf  Handelskammern,  und  zwar  in  Darmstadt,  Mainz,  Offen- 
bach, Worms  und  Bingen.  , 

Im  Grossberzogthum  Baden  findet  eine  Reorganisation  der  frühe- 
ren Handelskammern  statt;  in's  Leben  getreten  resp.  in  Wirksamkeit 
ist  diejenige  in  Karlsruhe. 

Im  Herzogthum  Nassau  mit  439,454  Einwohnern  ist  die  Er- 
richtung von  drei  Handelskammern  angeordnet  ( —  ob  sie  schon  be- 
stehen, ist  uns  unbekannt  — ),  nämlich  in  Wiesbaden  für  die  Aem- 
ter  Idstein,  Usingen,  Reichelshcim ,  Königstein,  Höchst,  Hochheim, 
Wiesbaden,  Eltville,  Rüdesheim,  St.  Goai-shausen ,  Nastätten,  Langen- 
schwalbach  und  Mehen,  in  Limburg  für  die  Aemter  Weilburg,  Runkel, 
Limburg,  Diez,  Nassau,  Braubach,  Montabaur,  Selters,  Walmerod 
und  Hadamar,  in  Dillen  bürg  für  die  Aemter  Dillenburg,  Herborn, 
Rennerod,  Marienberg  und  Hachenburg. 

In  Braunschweig  mit  271,731  Einwohnern  besteht  für  die 
Stadt  ßraunschweig  mit  40,635  Einwohnern  die  Korporation  der  Kauf- 
mannschaft 

In  Luxemburg  mit  197,281  Einwohnern  besteht  eine  Handels- 
kammer für  die  Stadt  und  das  Grossberzogthum. 

Eine  solche  besteht  in  Frankfurt  a.  M.  mit  83,390  Einwohnern, 
in  Bremen  mit  98,577  Einwohnern,  in  Lübeck  mit  etwa  50,000 
Einwohnern,  in  .Hamburg  mit  178,841  Einwohnern  fungirt  die  Com- 
merzdeputation^^^). 

40)  Omcielle  QueUen  über  dieses  Institut  stehen  dem  Verfasser  nicht  zu  Gebote. 


Litteratur. 


III. 

Die  nationaMilcoBOiiiiache  Utteratur  In  der  perlcdiachen 

Preme. 

1 

Die  Tereiugten  Staaten  Ten  Nerdanerika.  * 

lu  die  gegenwärtige  Periode,  aus  der  wir  nachsteEend  berichten,  fällt 
die  Botschaft  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  und  die  Berichterstattung 
seiner  Hinister.  Unter  den  Berichten  ist  der  interessanteste  der  des  Finanx- 
minlsters  Fessenden,  welcher  sich  xagleich  über  die  Verwaltung  seines  Vor- 
gangers Chase  weitläufig  verbreitet 

Das  Interesse  für  die  voIkswirthschafUichen  Zustände  der  Vereinigten 
Staaten  wächst,  wenn  man  die  ungeheueren  Anstrengungen  im  Auge  behält, 
welche  die  amerikanische  Regierung  macht,  um  den  an  sie  gestellten  pecuniären 
Anforderungen  zu  genügen.  Nächst  der  Currency -Frsge  und  ihrem  Verhält- 
nisse zu  den  Staatsanleihen  ist  vielleicht  die  Art  und  Weise,  wie  man  durch 
Steuern  den  Staatsaufwand  zu  decken  sucht,  die  wichtigste  und  interessanteste. 
Wir  sprechen  im  Nachstehenden  von  den  Finanzen,  den  inneren  Reve- 
nuen, den  Banken,  der  Ein-  und  Ausfuhr,  den  Consum-Vereinen 
und  einem  Bankerottgesetz. 

1)  Die  Finanzen. 

In  den  Beilagen  zu  der  New -Yorker  Handelszeitung  vom  10.  und  17. 
December  1864  liegen  uns  vor:  die  Botschaft  des  Präsidenten,  der  Bericht 
des  Finanzministers,  ein  Auszug  aus  dem  Berichte  des  Directors  der  inneren 
Revenuen  und  der  Bericht  des  Comptroller  of  Currency  (des  Controleurs  der 
Nationalbanken). 

Aus  diesen  officielien  Documcnten  geben  wir  einen  kurzen  Ueberblick 
über  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  sowie  die  Schuld verhiltnisse  der  Vereinig- 
ten Staaten. 

Es  betrug  die  wirkliche  Einnahme  und  Ausgabe  am  Schlnss  des  mit  dem 
30.  Juni  1864  zu  Ende  gehenden  Fiskaljahres: 
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Eiimahmt  Ausgabe 

▼om  l..Joli  1863  bis  30.  Juni  1864: 

102,316,152  99  Zölle,  27,505,599  46  für  den  Zivildienst, 

588,333  29  von  Lindereien,  7,517,930  97  far  Pensionen  und  für 

475,648  96  directe  Steuern,  die  Indianer, 

109,741,134  10  iniindische  Revenuen,  690,791,842  97  ffir  das  Kriegsdepar- 

47,511,448  10  aus  Tersdiledenen  an-  tement, 

deren  Qnellen  und  85,733,292  77  ftr  das  Harinedepar- 

623,443,929  13  von  Anlehen,  die  an  tement, 

wirklichen    Ausgaben  53,685,421  68  für   die    Zinsen    der 
▼erwendet  wurden,  mit  Nationalschuld. 
Einschluss  des  Toijih- 
rigen  Cassenbestandes.  

884,076,646  D.  Totalbettag.  865,234,087  D.  Totalbetrag. 

Es  Tcrblieb  am  1.  Juli  1864  ein  Activrest  Ton 

18,842,558  D. 
im  Staatsschatz. 

Die  öffentliche  Schuld  belief  sich  nach  den  Büchern  des  Finanzuiinisteriams 
an  diesem  Tage  auf 

1,740,690,489  D. 

Die  wahrscheinlich  Ter  wendbaren  Einnahmequellen  ffir  jdas  laufende 
Rechnungsjahr  berechnet  der  Finanzminister  Fes  senden  mit: 

Zölle 70,271,091  96  D. 

Ländereien 642,185  84  - 

Innere  Reyenfien      .     .     .     249,562,859  92  - 
Diverse  Quellen  .     .     .     .     /  24,020,171  44  - 

Directe  Taxe 16,079  86  - 

Schuldcertificate   .     .     .     .       75,000,000  00  ■ 

Totaibetrag  419,512,389  02  D. 

Die  wirkliche  Einnahme  aus  den  Zöllen  im  letzten  Jahre  betrug  über 
102  Hillionen  D.  Sie  ist  hier  nur  mit  70,271,091  D.  auf  Grund  der  Er- 
gebnisse des  vollendeten  Quartals  veranschlagt.  Eine'  solche  Abnahme  der 
Zolleinkunfte  findet  in  Folge  der  Zollerhöhung,  vielleicht  auch  des  enormen 
Schmuggels  statt,  dagegen  erwartet  man,  dass  die  inneren  Revenuen  von 
110  Hillionen  D.  auf  250  Hillionen  D.  und  darüber  steigen  werden. 

Die  Fortdauer  des  Kriegs  vorausgesetzt,  berechnet  der  Finanzminister  die 
öffentliche  Schuld  am  1.  Juli  1865  auf 

2,223,064,677  D. 

Zwei  Stellen  in  der  Botschaft  des  Präsidenten  haben  zu  hämischen  Be- 
merkungen der  Times  Veranlassung  gegeben. 

Lincoln  sagt:  „Der  grosse  Vortheil  des  Umstandes,  dass  die  Burger 
die  Creditoren  und  Schuldner  in  Bezug  auf  die  Nationalschuld  sind,  ist  ein- 
leuchtend. Die  Uenschen  begreifen  leicht,  dass  sie  durch  eine  Schuld  nicht 
sehr  hart  bedrängt  werden  können,  die  sie  sich  selbst  schulden.^'  Die  Vereinigten 
Staaten  schulden  nämlich  weit  weniger  an  Gläubiger  des  Auslandes,  als  %,  B. 
England  im  Jahre  1815,  als  es  übersehen  konnte,  zu  welcher  Schuldenlast 
es  durch  die  Kriege  mit  Frankreich  gekommen  war.    Der  Gläubiger  des  Aus* 
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landes  aber  wird  za  dem  schnldendeD  Staat  nnd  seinem  Vermdgen  immer  die 
Position  eines -irischen  Grundherrn  za  Irland  (eines  «Absentee)  einnehmen,  der 
seine  in  Irland  producirtrn  Revenuen  in  England  verzehrt.  Lincoln  hat 
allerdings  noch  stärker  gesagt:  ,,Da  die  Schuld  -  Obligationen  zum  grössten 
Theil  im  Besitz  des  eigenen  Volkes  sind,  so  bilden  sie  einen  substantiellen 
Zweig  des  NationHlverm^geiis,  obgleich  sie  Prlrsteigenthum  sind'^;  ob  er  aber 
etvas  Anderes  damit  gemeint  hat,  als  dsas  die  Gesammtheit  der  RevenGen  der 
Einzelnen  aus  ihren  Forderungen  an  den  Staat  wieder  zu  einer  Einnahmequelle 
für  den  Staat  werde,  wie  jede  andere,  darüber  mögen  wir  nicht  urtheilen. 
Noch  zweifelhafterer  Natur  ist  eine  andere  ökonomische  Ansicht  und  Absicht 
des  Präsidenten.  Um  eine  allgemeinere  Vertheilung  der  Forderungen  an  den 
Staat  zu  begünstigen,  meint  er,  durften  vielleicht  mit  gutem  Erfolg  und  ohne 
Nachtheil  Pcraonen  von  beschränkten  Mitteln  grössere  Yorlheile  angeboten 
werden.  „In  dieser  Hinsicht  gebe  er  dem  Congress  zu  bedenken,  ob  es  nicht 
angemessen  wäre,  zu  bestimmen,  dass  ein  besrhrinkter  Betrag  der  künftigen 
Immissionen  von  Bundes-Schuldscheinen  von  bona  fide  Käufern  abgabenfrei  be- 
sessen werden  darf,  nnd  dass  derselbe  wegen  Schulden  dem  Pfandrecht  nicht 
unterliegt,  waa  unter  aolchen  Einschränkungen  zu  bestimmen  wäre,  .welche 
gegen  den  Missbrauch  dieses  wichtigen  Vorrechtes  Schutz  gewähren.  Dies 
würde  verständige  Personen  in  den  Stand  aetzen,  einen  kleinen  Zins  für  mög- 
liche Nothfälle  zurückzulegen.  Privilegien,  wie  diese,  würden  den  Besitz  solcher 
Pspiere  für  alle  Personen  von  beschränkten  Mitteln  wunschenswerth  machen, 
welche  im  Stsnde  wären,  für  diesen  Zweck  genug  zu  ersparen."  Das  würde 
also  eine '  beaondere  Art  Vermögensfideicommisse  werden. 

2)  Die  inneren  Revenuen. 

Der  Director  dieses  Finanzdepartements  glaubt,  dass  dieser  grösste  Zweig 
der  regelmässigen  Einnehme  im  gegenwärtigen  Fiskaljahre  265  Millionen  D. 
und  im  nächsten  mit  dem  30.  Juni  1865  beendeten  Jahre  300  Millionen  D. 
eintragen  wird. 

Von  diesen  Steuern  ergab  die  dreiprocentige  Einkommensteuer  auf  das 
abgelaufene  Jahr  23,656,035  D.  Danach  wurde  die  Einkommensteuer  für 
'dieses  Jshr  im  Betrage  von  5  Proc.  ungefähr  34,986,035  D.  ertragen.  Um 
wie  viel  differirt  diese  Einkommensteuer  noch  von  der  englischen  property  tsx?! 

Auch  seine  Lielilingsneigungen  vefgisst  der  Amerikaner  nicht  zu  Haupt- 
quellen  der  Einnehmen  für  seine  bedrängte  Union  zu  machen.  Der  Whisky 
ist  jetzt  mit  einer  Taxe  von  90  C.  per  Gallon  belegt  (vorher  war  die  Steuer 
20  C).     Die  Spirituosensteuer   ist  mit  40  Millionen  D.  in  Anschlag  gebrecht. 

Der  Chef  dieser  Finanzsblheilung  empfiehlt  als  eine  neue,  jedoch  nur 
temporäre,  Steuer  eine  Taxe  auf  Verkäufe.  Es  wäre  dies  also  eine  Steuer, 
ähnlich  der  bremischen  Umsatzsteuer.  Den  Betrag  von  Verkäufen,  welche  in 
einem  Jahre  über  Waaren  nnd  Producte  abgeschlossen  werden,  schätzt  er  auf 
11,000  Millionen  D.,  wovon  eine  Steuer  von  7a  P^oc.  55  Millionen  abwerfen 
würde. 

3)  Die  Nationalbanken  nnd  die  Staatsbanken. 

Nach    dem  Berichte  daa  Controlaura  der  Nationalbanken  bestebeji  jetzt 
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(Anfang  December  1864)  onter  dem  Natlonalbank-G^selx  584  ABsociationen. 
Von  diesen  584  Natianalbanken  betragen: 

das  eingexahlte  StammcapiUl     108,964,597  D. 

der  Noten  -  ümlaiif     •     .     .       65,864,650- 

die  deponirt^n  Obligationen  .  81,961,450  - 
Im  November  1863  gab  es  erst  131  Netionalbaoiien.  Nach  Ansicht  des 
Beamten  ist  das  National(bank)- System  in.virlen  wichtigen  Punkten  nicht  allrin 
▼on  dem  Staat8(bank)- System,  welchem  es  am  fibniichsten  scheint,  verschieden, 
sonderen  auch  eine  Verbesserung  dtn  letzteren,  weil  es  den  Notenumlauf  auf 
90  Proc.  der  beim  Schatzmeister  deponirteh  Obligstionen  beschränkt  und  den 
Banken  die  Emission  von  Noten*  Aber  das  bona  fide  eingezahlte  Vermögen  hin- 
aus verbietet;  ferner  weil  jede  Nationalbank  im  Innern  nicht  nur  ihre  Noten 
an  ihrem  eigenen  Zehltische,  sondern  an  einem  der  commerciellen  Hsupfpistse 
zu  Psri  einlösen  muss,  wodurch  hohe  Wechselkurse  zwischen  den  verschiedenen 
Landestheilen  verbotet  werden,  und  endlich  weil  im  Falle  des  ünterlsssens 
einer  Bank,  ihre  Noten  gemäss  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  einzulösen, 
diese  Noten,  statt  ihren  Werth  zu  verlieren,  sofort  in  gesetzlichem  Gelde  vom 
Vereinigten  Staaten- Schatzamte  eingelöst  werden  müssen. 

Obwohl  die  Nationalbanken  nur  gehalten  alnd^  mit  Legal  tender  die  Noten 
einzulösen,  also  kein  Metall  in  Reserve  zu  haben  brauchen,  so  flössen  sie  doch 
mehr  Vertrauen  ein,  als  die  Staatsbanken.  Dieselben  nehmen  auch  grössten- 
tbeils  die  Umwandlung  in  .Nationalbanken  vor.  Im  Fisksijahre  1862  bis  1863 
betrug  die  Zahl  der  in  der  ganzen  Union  unter  den  verschiedenen  Staats- 
gesetsen  gegründeten  und  im  Betriebe  befindlichen  Bsnken  1466  mit  einem 
Gesammtcapital  von  405  Millionen  und  einer  Notencirculation  von  238  Hillionen  D. 
Diese  mächtigen  Institutionen  gehen  in  ihrer  bisherigen  Form  durch  den  Ein- 
flnss  ihrer  mächtigen  Concur rentinnen  einem  merkwfirdfg  schnellen  Vtfrfnll  ent- 
gegen« In  zwei  Jahren  sank  s.  B.  die  Circulation  der  new-yorker  Staatsbanken 
von  10  Millionen  auf  31/2  Millionen  D.  Mit  Anfang  des  Jahres  1865  wird 
nach  der  Hsndelszeitung  (vom  3.  December  1864)  die  Stadt  N.ew-York  mit 
mehr  als  22  Millionen  D«  an  dem  Capital  der  Nationalbanken  theilnehraen. 

Dagegen  betrug  die  ungeheuere  Totalanmme  der  durch  Vermittelung  des 
Clearing- House  ausgetauschten  Checks  für  die  Woche  endend 

mit  dem  3.  December  1864     549,927,690  D. 

-  -  10.         -  -        557,185,959  - 

-  .  17.         -  -        517,534,142  - 

-  -  24.        .  -        593,336,137  - 
Merkwürdiger  Weise  bestreitet  auch  dieser  Finanzmann  entschieden,   dass 

die  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Papiergeldes  die  Fluctuationen  im 
Geldmarkt  bewirkt  haben.  Nichts  sei  nsch  seiner  Meinung  unrichtiger,  sIs  die 
Ansicht,  dsss  Gold  immer  der  Werthmesser  sei,  und  dass  sein  hoher ^Preis  in 
den  Vereinigten  Staaten  Während  des  Kriegs  das  Resultat  der  Papiergeld  -  Ex* 
pansion  gewesen.  Glauben  die  smerikanischen  Finanzmänner  dies  wirklich,  so 
wfirde  ihnen  das  Studium  der  österreichischen  Finanzen  und  seiner  National* 
bank  manchen  Zweifel  lösen.  Auch  dass  und  warum  ein  uneinldsbares  Papier- 
geld die  Ausfuhr  erleichtert  und  die  Einfuhr  erschwert,  weshalb  jedes  Steigen 
&»§  Gsldagios  die  Ausfuhr  „stimttlirt'%  darfiber  können  dieselben  &ier  Studien 
machen  nnd  Brscheinnngen  des  eigenen  Verkehrslebens  wiederfinden. 
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Der  SckluM  def  Krieges  wird  obne  Zweifel  der  Anfang  zu  einer  be- 
deutenden Handelskriaiii  ip  Amerika  werden,  aber  nicht  weil  das  Gold  eelinell 
im  Werthe  sinken  wird,  sondern  weil  der  Tresorschein  und  die  Nationalbank- 
note»  welche  bei  den  Regierungskassen  zu  allen  Zahlungen  verwendbar  ist, 
dann  plötzlich  dem  Zeitpunkte  naher  stehen,  aus  den  fictiren  Dollars  wirkliehe 
Dollars  zu  werden,  auf  die  sie  ja  Rauten.  ' 

4)  Einfuhr  und  Ausfuhr. 

Wie  in  Frankreich  und  England  —  von  Deutschland  können  wir  dasselba 
nicht  'sagen  —  die  Ausfuhr  in  den  letzten  Jahren  im  fortwShrenden  Steigen 
begriffen  ist,  so  auch  in  den  Vereinigten  Staaten.     Es  betrag 

die   Ausfuhr    yon  Waaren    und  Producten   nach    fremden   Hafen  vom 
1.  Januar  bis  zum  10.  December 

1864.  1863.  1862. 

205,607,640  D.  164,676,243  D.  161^571,944  D. 

Die  Einfuhr  bietet  dagegen  eine  andere  Physiognomie,  sie  war  um  die* 
selbe  Zeit 

1864.  1863.  1862. 

199,921,077  D.  174,409,958  D.  166,197,779  D. 

Dazu  macht  die  Handelszeitung  vom  17.  December  1864  die  Bemerkung: 
Ebenso  erfreulich  wie  die  Abnahme  des  Imports  ist  der  für  diese 
Jahreszeit  sehr  bedeutende  Werth  unseres  Produkten- Exports.  Die  GrQnde, 
weshalb  viele  Amerikaner  so  denken  und  YOn  einer  fast  absoluten  Handelsfrei- 
heit zu  einem  formlichen  Schutzzollsystem  zurfickgekehrt  sind,  kann  man  bei 
Carey  nachlesen. 

5)  Consumvereine.     Handelszeitung  Tom  17.  December  1864. 

Um  der  Speculation  entgegenzutreten,  welche  einzelne  der  nothwendigsten 
Consumtionssrtikel  auf  einen  zu  hohen  Preis  gesteigert  haben,  bilden  sich 
gegenwärtig  ip  den  Vereinigten  Staaten  Actiengesellschaften ,  die  ihren  Actio- 
naren  die  betreffenden  Artikel  zum  Kostenpreis  uberJassen.  Die  Actien  sind 
auf  kleine  Beträge  gestellt,  um  sie  auch  dem  Arbeiterstande  zugänglich  zu 
machen.  Eine  Gesellschaft  z.  B.  mit  600,000  D.  Capital  macht  sich  rerbind- 
lich,  Kohlen  am  Produktionsplatze  zu  kaufen  und  unter  Zuschlag  der  niedrig- 
sten Transportkosten  den  Actionaren  zu  überlassen;  eine  andere  Gesellschaft 
will  die  Stadtbewohner  in  gleicher  Weise  zu  billigen  Preisen  mit  Milch  Yer- 
sorgen.     Es  ist  jedenfalls  ein  sehr  einfaches  System. 

6)  Ein  neues  Bankerottgesetz. 

Das  neue  Bankerottgesetz,  welches  bereits  den  Congress  passirt  hat  und 
dem  Senate  jetzt  vorliegt,  dürfen  wir  nicht  unerwähnt  lassen  wegen  zweier 
Bestimmungen  darin,  von  denen  die  eine  den  stärksten  Contrast  gegen  die 
antike  Rechtsanschauung  bietet. 

Der  ehrliche  Schuldner  soll  nämlich  seine  Verbindlichkeiten  los  werden, 
wenn  er  sein  Elgenthum  fiberliefert  Die  Bankerotte  werden  dann,  wenn  kein 
Einspruch  erhoben  wird,  Ton  sogenannten  Districts-Registratoren  abgewickelt. 
Aber  „ehrliche  Schuldner  sollen  keineswegs  ohne  Cent  in  dia 
Welt  binausgestossen  werden,  wenn  sie  ihre  Activa  zu  Gunsten  ihrer 
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Gliubiger    abgetreten    haben,    sondern  sollen   gewisse  Procente  be- 
haltend 

Im  alten  römischen  Recht  soll  dem  Glinbiger  das  Recht  zugestanden 
haben,  dem  lahlungsanAhigen  Schuldner  ein  Glied  seines  Leibes  zu  nehmen 
oder  ihn  als  Sclsven  zu  verkaufen,  in  der  neuen  Welt  erhält  er  noch  Procente 
Ton  dem  Gute,  welches  noch  nicht  ausreichte,  seine  Glaubiger  zu  befriedigen. 
Die  Handelszeitung  findet  das  Gesetz  gerecht  und  billig,  für  den  Gläubiger 
wie  für  den  Schuldner.  Sie  sagt :  Während  unsere  frmieren  National^Bankerott* 
Gesetze  (1800  und  1841)  einseitig  entweder  den  Gläubiger  oder  den  Schuldner 
beschützten,  und  daher  keines  von  langer  Daner  war,  bezweckt  dieses  ein  für 
den  fallirenden  Schuldner  und  seine  Gläubiger  gleich  wohlthätiges  Arrangement. 
Ehe  man  diese  amerikanischen  Rechtsgrundsätze  yerdammt^  die  offenbar  für 
den  Schuldner  sehr  günstig  sind,  mdcbloi  vir  den  in  der  deutschen  Gerichts- 
Praxis  Erfahrenen  um  Beantwortung  einer  Frage  bitten.  Leiden  die  deutschen 
Conchreglättbiger  nicht  durch  die  schwerfällige  Gerechtigkeit,  gerade  durch  das 
.Tolle  Recht  der  Gläubiger  auf  das  jetzige  und  künftige  Vermögen  des  Gemein- 
schuldners mehr,  als  wenn  der  Schuldner  selbst  ein  rechtliches  Interesse  hat, 
dio  Vertheilung  seines  Vermögens  schnell  zu  Ende  gebracht  zu  sehen.?! 

Es  scheint  fibrigens  dieses  Gesetz  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  wirth* 
schaftliche  Forderung  gewesen  zu  sein.  Tausende  unserer  Kaufleute,  sagt  die 
Handelszeitung,  welche  die  Krisis  von  1857  niederbrach,  sind  bis  jetzt  noch 
nicht  im  Stande  gewesen,  ihren  Namen  wieder  frei  zu  machen,  und  noch, 
grdsser  Ist  die  Zahl  derjenigen,  welche  durch  die  Rebellion,  die  in  ihrem  Aus- 
brache dem  Handelsstande  des  Nordens  einen  Verlast  von  mehr  als  300  Hill.  D. 
bereitete,  insohent  wurden.  Die  Lähmung  so  yieler  Kräfte  ist  nicht  nur  ein 
Krebsschaden  für  den  Handel  und  die  Industrie,  sondern  auch  ein  unberechen- 
barer Verlust  für  die  Regierung,  die  durch  die  Unthätigkeit  der  Mausende  Ton 
Falliten  einen  grossen  Steuerertrag  einbfisst.  — 

Man  erkennt  hieraus  wieder,  wie  sehr  die  wirthschaltlichen  Verhältnisse 
und  Bedurfnisse  eines  Staates  auf  sein  sociales  und  Rechtsleben  influenziren. 

K— n. 


Miscellen. 


IV. 

Her  Umsatz  des  fl^Clearlny-Hoase'«  zu  HTeir-lTork  und  der 
Umsatz  in.  Fonds  und  Aetien  daselbst  wälirend  der  Jalire 

1863  and  1864. 

Nach  der  New -Yorker  Handelszeitnng  Tom  5.  Janaar  d.  J.   betrog  der 
IJmsaU  des  Clearing  -  Honee : 


1863 16,984,952,255  D. 

1,692,627,174  - 
1,983,512,445  - 
3,078,739,301  - 
2,423,976,015  - 
1,722,460,455  - 
2,229,744,683  - 


1864  Januar 
Februar 
Man 
April    . 
Mai  .  . 
Juni .  . 


1864  Juli  .  .  . 
Auguat  . 
September 
Octobfr  . 
Noyrmber 
Deceinber 


1,605,230,709  D. 
1,567,063,035  - 
2,374,675,669  - 
1,950,217,916  - 
2,795,005,325  - 
2,139,095,492  - 


25,562,348,219  0. 
oder  im  letzten  Jahre  täglich  (das  Jahr  zu  300  Tagen)  über  85  Millionen. 
Nach  derselben  Zeitung    in   der  Beilage    belief  sich  dagegen  der  Dmsati 

1864. 

76,957,800  D. 


in 


Staatsobligationen  . 

Eisenbahnobligalionen 
Bankarlirn    .     .     . 
Kohlenactien      .     . 
Eisenbahnactien 


1863. 

70,405,950 

31,782,600 

39,527 

481,682 

12,863,226 


8,279,200  -. 

49,164,299  - 

29,404  - 

796,112  - 

11.475.045  . 


Summa  115,572,985       146,701,860  U. 
Der  Umsatz   in  den  genannten  Werthpapieren   machte  demnach  im  Jahre 
1863  nur  0,68  g  und  im  Jahre  1864  sogar  nur  0,57  g  des  gesammten  Um- 
satzes aus. 


Eingesendete  Schriften. 

Statistik. 

Chronik  der  Gegenwart  herausgegeben  von  F.  Retzer  und  J.  Strobel.  Bd.  L 

München,  1864.     452  SS. 

Eine  in  manetlichen  Heften  erscheinende  Zeilschrift,  welche  mehr  giebt,  als  der 
Titel  erwarten  lägst.  Ausser  der  monatlichen  politischen  Rundftcliaii  stehen  hier 
neben  Terschiedenen  Aufsätzen  zeitgeschichtlichen,  Staats-  und  völkerrechtlichen  In- 
halts auch  folgende  aus  dem  Gebiete  der  Statistik  und  Nationalökonon^ie: 

1)  lieber  den  Einfluss  der  verschiedenen  Lebensverhältnisse  auf  SlerblicIUceit  und 
Lebensdauer  von  Dr.  9f  sier. 

2)  Statistik  der  Erkrankung,  Sterblichkeit  und  Lebensdauer  der  Juden  von  Dr. 
Schilling. 

3)  Carej  und  die  Arbeiterfrage  | 

4)  Arbeit  und  Verkehr  | 

6)  Geld,  Credit  und  Arbeit  \  von  Dr.  Karl  Adler. 

6)  Volksbanken  und  Bankfreiheit  { 

7)  Sparkassen  und  Volkshanken    ) 

Diese  6  letzteren  Aufsätze  des  üebersetzers  von  Carey  sind  recht  frisch,  klar  nnd 
selbstsländig  geschrieben. 

Die  Gesetzmassigkeit   in  den   scheinbar  willkürlichen  menschlichen  Handlungen 

Yon    Adolph   Wagner.      Hamburg,    1864.      I.    oder    allgemeiner   Theil 

80  SS.,  IL  1.  Statistik  der  Selbstmorde  295  SS. 

Eine  werthvolle  Arbeit,  die  im  nächsten  Hefte  ausfOhrlich  besprochen  werden 
wird.  Bei  der  Zusammenstellung  der  Quellen  für  die  statistischen  Daten  über  den 
Selbstmord  behauptet  der  VerfasRer,  dass  sich  über  Rurhessen  nur  fQr  3  Jahre 
(1856  —  1858)  Notizen  bei  Brachelli  finden.  Das  ist  unrichtig.  Eine  Statistik 
der  Selbstmorde  in  Kurhessen  für  die  22  Jahre  von  182t)--- 1847  igt  schon  in 
B.  Hildebrand's  „Siatistischen  Mittheilungen  über  die  volkswirthschafilichen  Zu- 
stände Rurhessens^    Berlin  1853  S.  91  —  93  enthalten. 

Zeitschrift  des  KdnigL  Preuss.  statistischen  Bureans  redigirt  fon  Dr.  E.  Engel. 

1864.     Nr.  10. 

Inhalt.  —  Die  mitteleuropäische  Gradmessung  und  die  erste  allgemeine  Conferenz 
der  von  den  Regierungen  der  betheiligten  Staaten  dazu  Bevollmächtigten  in 
Berlin  vom  15.-22.  October  1864  von  Engel.  —  Die  Weichsel,  ihre  Bedeu- 
tung für  den  Handel  der  Provinz  Prpussen  und  die  Stadt  Danzig  insbesondere; 
aus  den  nachgelassenen  Papieren  des  Referendarius  Fritz  Hirscbfeld  in 
Marienwerder.  —  Aclenstucke ,  betreffend  die  statistischen  Aufnahmen  im  De- 
cember  1864,  insbesondere  die  Zählung  der  Civil-  und  Militärbevölkening  und 
des  Yiehstandes  von  Engel. 

Dieselbe  Nr.  11  nnd  12. 

Inhalt.  —  Die  Frequenz  der  Strafanstalten  fflr  Zuchthaossträflinge  in  der  preussi- 
sehen  Monarchie  während  der  Jahre  1858  bit  mit  1863  von  Engel. 

Dieselbe  Erganznngsheft  1.    Berlin,  1864. 

Inhalt.  —  Beiträge  zur  Statistik  des  danziger  Handels  vom  Regierongsrath  Oel- 
richs  in  Danzig. 
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Prenitische  Stitifitik.    Herauagegeben  in  zwangloien  Heften-  Tom  kvnigL  ita- 

tistischen  Bureau  in  Berlin.     VlI.    Berlin,  1864.     160  SS.     4. 

Inhalt.  —  Vergleiohenle  Ueberaicht  dea  Standea  uad  Gangea  der  preuaa.  Land- 
wirthachaft  in  den  Jahren  1862  and  1863.    Nach  den  Berichten  der  landwirtii- 
!  achaftlichen  ProvinziaU  und  Centralvereine. 

Jahrbuch  für  Industrie  und  Handel  in  Oesterreich.  Herausgegeben  vom  Ver- 
eine der  Oeaterreichiachen  Industriellen.   Jahrgang  1.   Wien,  1864.   183  SS. 

Diesea  Jahrbuch  ist  ein  neuer  Beweis  für  die  auaserordenüiche  Rfllirigkeit  des 
Tereins  der  Ssterreichischen  Industriellen,  welcher  gegenwärtig  fiber  600  Mitglieder 
zählt. 

Inhalt.  —  Münz-,  Maaas-  und  Gewichtssysteme  Oesterreichs.  —  Statistischer 
Theil:  I.  A.llgeDieine  Uebersi</hten  Qber  das  Land  und  die  Bevölkerung  Oeater- 
relchs.  II.  Production.  III.  Consumtien.  IV.  Der  Handel.  V.  Das  Transport- 
wesen. —  Besprechung  einer  Adresse  der  yereinigten  englischen  Handelskammern. 
—  Markenschutz  nebst  einem  Gesetzentwurf.  —  Zuckerpreise  des  Jahres  1864. 

Bericht  über  die  erste  dalmatinisch  -  croatisch  -  slayoniache  Ausstellung  in  Agram 
im  Herbste  1864.  Von  Arthur  Freiherm  t.  Hohenbruck  mit  Anmerkungen 
Tom  k.  k.  Ministerialrath  Dr.  H.  W.  Pabs».     Wien,  1864.     69  SS. 

Zeitschrift   des  statistischen  Bureaus   des  K.  Sachs.  Hinisteriuma   dea  Innern. 

Zehnter  Jahrgang.     1864. 

Inhalt.  —    11  r.  9  und   10.    YerunglÜckungen    und  Seibatmorde  im  Königreiche 
Sachsen  1869  bia  1863. 
Nr.  11.    Zur  Statistik  der  Geisteskranken  und  der  Irrenanstalten  in  Sachaen. 
Nr.  12.    Zur  Statistik  der  Stein  >  und  Braunkoblenproduction  im  Kdaigreich 
**  Sachaen  in  den  Jahren  1859  bis  mit  1863. 

Herzog!.  Sachsen-Altenburgischer  vaterländischer  Geschichta-  und  Hauskalender 
auf  das  Jahr  1865. 

Dieser  Kalcndef  enthält  wie  seine  Vorgänger  wieder  einen  werthvollen  statisti- 
schen Jahresbericht  über  das  Herzogtbum  Altenburg  fOr  den  Zeitraurn  vom  1.  Octbr. 
1863  bis  30.  Septbr.  1864. 

Zur  Statistik  der  Rechtspflege  im  Grossherzogthum  Oldenburg  mit  Ausnahme 
der  militärischen  Strafrechtspflege  f&r  das  Jahr  1863.  Herausgegeben  vom 
sUtistischen  Bureau.     Oldenburg,  1864.     123  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskanmer  der  freien  Stadt  Frankfurt  für  1863.  Frank- 
furt a   H.,  1864.     147  SS. 


VI. 

Die  Theorie  des  Werthes^). 

Von 
Dr.  ümold  Iiindwiirm. 

Es  hat  sich  in  der  neuesten  Zeit  die  Aufmerksamkeit  des  grossen 
Publicums  nicht  nur,  so  weit  es  für  die  Staatswissenschaft  in  Betracht 
kommt,  sondern  auch  der  gelehrten  Welt  mehr  und  mehr  von  der 
Durchbildung  und  Weiterentwickelung  der  Begriffe  abgezogen  und  sich, 
mit  Vorliebe  der  Ausbeute  des  in  der  Geschichte  sich  darbietenden 
Stoffes  zugewandt.  Es  würde  aber  der  Schluss  verkehrt  sein,  zu  dem 
diese  Thatsache  scheinbar  berechtigt,  dass  nämlich  die  Begriffe,  mit 
denen  die  Staatswissenschaft  und  zunächst  die  Staatswirthschaftslehre 
zu  operiren  hat,  so  unangefochten  fest  stehen,  dass  ein  in  Frage  Stellen 
derselben  Eulen  nach  Athen  tragen  hiesse,  indem  eben  alle  nur  er- 
denkbaren Zweifel  bereits  erhoben  und  zurückgewiesen  worden  seien. 
Es  ist  die  scharfe  Begriffsbestimmung  in  der  Staatswirthschaftslehre 
mehr  aufgeschoben,  für  den  Augenblick  in  den  Hintergrund  gedrängt, 
als  erledigt  und  vollzogen,  und,  so  nützlich  es  gewiss  ist,  auf  dem 
Gebiete  des  Thatsächlichen ,  der  Geschichte,  Lücken  zu  füllen,  welche 
den  Historiker  am  ungestörten  Ueberschauen  der  Vergangenheit  hin- 
dern ,  so  unumgänglich  nothwendig  bleibt  das  stete  Fortbilden  der 
Grundideen  der  Wissenschaft,  die  unaufhörliche  Prüfung  ihrer  obersten 
Grundsätze  und  Begriffe,  da  von  der  Richtigkeit  dieser  endlich  doch 
die  Zuverlässigkeit  aller  übrigen  Arbeiten,  die  man  etwa  vornehmen 
könnte  j  abhängt. 

Zu  den  Theorieen,  welche  m.  E.  noch  nicht  als  abgeschlossen  an- 
zusehen sind,  gehört  die  des  Werthes.  Man  operirt  zwar  mit  diesem 

1)  Fall  gleichzeitig  mil  dem  hier  folgenden  AnfiMtze  sind  nni  noch  drei  Ab- 
handlungen Uinlichen  Inbalta  zum  Abdruck  übermitteU  worden,  Ton  Dr.  Richard 
Hildebrand  über  den  Werlhbegriff,  toq  Dr.  t.  Scheel  über  den  Begriff  des 
Geldes  in  seiner  historisch -dkonomiscben  Entwickelong  und  Ton  Bühring,  Kritik 
des  Gapitalbegriffs  und  seiner  Rolle  in  der  Volkswirthschaft.  Um  unKro  Leeer  nicht 
durch  gleichartige  Stoffe  zu  ermüden,  mussten  vir  dieselben  für  spitere  Hefte  zu- 
rücklegen und  bitten  wegen  der  daher»  entstehenden  Vers6gerang  um  Sntschuldiinng. 

Anm.  der  Redaction. 
IV.  11 
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Begriffe ,  als  ob  es  nichts  Klareres  als  ihn  geben  könne ,  und  dennoch 
sind  sehr  wohl  begründete  Zweifel  an  der  richtigen  Analyse  desselben 
zu  Erheben.  Der  Zweck  der  gegenwärtigen  Untersuchung  ist,  die 
bisherigen  Begriffsbestimmungen  einer  Kritik  zu  unterziehen,  das  Unhalt- 
bare in  ihnen  nachzuweisen  und  eine  andere  Auffassung  zu  begründen. 

§.  1. 
Bisherige  Theorieen. 

Adam  Smith  bildet  für  die  Lehre  vom  Werthe,  so  wie  sie  die 
Lehrbücher  heute  aufstellen,  ebenso  die  Unterlage,  wie  für  die  Wirth- 
Schaftslehren  Überhaupt.  Es«  schliessen  sich  ihm  die  meisten  Schrift- 
steller an.  Smith  nimmt  einen  Gebrauchswerth  und  einen  Tausch- 
werth  an,  welche  mit  einander  nicht  übereinstimmen.  Das  Wasser  habe 
grossen  Gebrauchswerth,  aber  keinen  Tauschwerth;  der  Diamant  habe 
hohen  Tauschwerth,  aber  keinen  Gebrauchswerth').  Er.  verwirrt  durch, 
diese  Unterscheidung  offenbar  die  Begriffe;  Wasser  hat  allerdings  bis- 
weilen im  Tausche  Werth,  und  der  Diamant  wird  im  Tausche  jeden- 
falls nur  deshalb  hoch  geschätzt,  weil  man  ihn  im  Gebrauche  hoch  im 
Werthe  hält.  Es  kann  in  den  beiden  Wertharten  kein  Widerspruch, 
wie  Smith  will,  angenommen  werden.  Dieser  verfolgt  seinen  Ge- 
brauchswerth nicht  weiter,  sondern  wendet  sich  ausschliesslich  dem 
Tauschwerthe  zu,  für  den  er  in  der  Arbeit  einen  nie  trügenden  Maass- 
stäb  gefunden  zu  haben  glaubt.  Labour  alone,  therefore,  never  varylng 
in  its  own  value  is  alone  the  ultimate  and  real  Standard,  by  which  the 
value  of  all  commodities  can  at  all  times  and  places  be  estimated  and 
compared').  Er  giebt  indessen  zu,  dass  es  schwer  ist,  das  Yerhält- 
niss  zwischen  zwei  verschiedenen  Quantitäten  Arbeit  zu  erkunden,  und 
gesteht  schiesslich  sogar,  sehr  im  Widerspruche  mit  dem  vorange- 
schickten allgemeinen  Satze,  es  habe  die  Arbeit  selbst  einen  Preis,  sei 
also  doch  nur  ein  Maassstab,  der,  um  erkannt  zu  werden,  selber  wieder 
gemessen  werden  müsse:  In  this  populär  sense,  therefore,.  labour  like 
commodities,  may  be  said  to  have  a  real  and  a  nominal  price^). 

Jean  Baptiste  Say  nennt  die  Nutzbarkeit  der  Dinge  ihren 
Werth:  Or,  cette  qualitö  qui  fait  qu'une  chose  a  de  la  valeur,  il  est 
6vident  que  c'est  son  utilit^^),  welche  Definition  durch  den  Umstand 


2)  An  loqairj  into  the  Natiire  and  Canses  of  the  Weallh  of  Natfons.    S.  33  der 
londoner  Aasgabe  von  1626. 

3)  Sbend.  S.  35. 

4)  A.  a.  0.  S.  36. 

6)  Court  d'^conomio  polillque  pratique.    Paris  1828.    p.  163. 
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Lflgen  gestraft  wird,  dass  schlechtes  Getreide  in  mageren  Jahren  mehr 
werth  ist  als  das  weit  nutzbarere  in  fetten^. 

J.  Stuart  Mi  11  ist  der  Meinung,  dass  weder  ihm  noch  einem 
zuktlnftigen  Schriftsteller  vorbehalten  sei,  etwas  in  dem  Gesetze  des 
Werthes  aufzuklären;  er  findet  sich  aber  keineswegs  gemüssigt,  eme 
Definition  dessen  zu  geben,  was  Werth  ist,  wenn  wir  nicht  seinen 
Ausspruch:  »Yalue  is  a  relative  expression«  dafflr  gelten  lassen  wollen^). 
Hill  nimmt  auch  einen  Gebrauchswerth  und  einen  Tauschwerth  an. 
Jenen  bezeichnet  er  als  die  Gränze  des  Tauschwerthei^.  Dieser  kOnne 
hinter  dem  Gebrauchswerthe  zurückbleiben ,  aber  nicht  darüber  hinaus- 
gehen, denn  im  letzteren  Falle  würde  Jemand  mehr  für  eine  Sache 
zahlen,  als  sie  ihm  im  Gebrauche  wei^h  wäre,  was  man  nicht  annehmen 
könne.  Mi  11  vergisst,  dass  man  in  dubio  den  Verkäufer  für  ebenso 
klug  halten  muss  wie  den  Käufer,  dass  also  anzunehmen  ist:  er  wird 
seine  Waare  auch  nicht  verkaufen  wollen,  wenn  er  nicht  so  viel  er- 
hält, wie  sie  ihm  im  Gebrauche  werth  ist.  Seine  Exposition  sieht  des- 
halb wahrlich  nicht  aus  wie  eine  abgeschlossene  Theorie. 

Nach  Joh.  Fr.  Euseb.  Lotz  ist  der  Werth  nur  etwas  Ideales, 
welches  einzig  und  allein  in  unserer  Werthschätzung  beruht,  sei  es, 
^dass  wir  den  Gebrauchswerth ,  also  den  Werth  mit  Büeksicht  auf  un- 
sere eigenen  Zwecke,  sei  es,  dass  wir  den  Tauschwerth,  also  den  Werth 
mit  Rücksicht  auf  die  Zwecke  Anderer,  schätzen.  »Das  Merkmal,  das 
den  Begriff  des  Preises  bestimmt,  liegt«  —  nach  ihm  dagegen  —  »nicht 
in  der  Tauglichkeit  einer  Sache  zu  menschlichen  Zwecken  überhaupt 
oder  zum  Tausche  insbesondere,  sondern  es  liegt  einzig  und  allein  in 

6)  Ebenso  definlrt  den  Werth  noch  Ran,  Vottuwirlbechaftolehro.  Leipzig  i86IK 
S.  70:  „Der  im  oimschlichen  Urlheil  aneritannte  Qrad  von  ItfüUliehkeit  einjes  Sach- 
pites  ist  der  Werth  desselben".  Ran  macht  zu  seiner  Definition  npch  die  folgende 
Anmerkttog:  „Wenn  der  Werth  nicht  den  Grad,  sondern  die  Nützlichkeit  selbst  be- 
deuten sollte,  so  wäre  einer  von  beiden  ÄnsdrQcken  äberflflssig'^  Was  aber,  darf 
man  wohl  fragen,  ist  der  Grad?  nimlich  nicht  der  Grad  Ton  etwas,  sondern 
der  Grad  schleehthinl  Sin  „ißrad  der  NftUüchkeiV'  kann  m.  B.  nnr  ein  Qe* 
wisses  mehr  oder  weniger  von  Bfdtzlichkeit  sein.  Wenn  man  also  den  Werth 
den  i,Grad  der  Nützlichkeit''  eines  Sachgutes  nennt,  so  besagt  dies,  dass  die 
Kfitzlichkeit  das  Allgemeine,  der  Werth  das  Besondere  ist.  Da  nun  aber  der 
\!rerlh  selbst  etwas  Allgemeines  ist  und  zu  seiner  besonderen  Bezeichnung  eines 
PHidicates  bedarf,  so  tritt  in  der  That  der  von  Raa  vorausgesehene  FaH  ein,  näm- 
Ikh  einer  der  beiden  Ausdrücke  wird  überflAssig;  oder  aber,  da  wir  wissen,  dass 
man  mit  denselben  im  wirklichen  Leben  durchaus  yerschiedene  Dinge  bezeichnet, 
Werth  und  Nützlichkeit  keineswegs  Synonyma  sind,  so  ist  eine  starke  Termutbupg 
für  die  Irrigkeit  der  R au' sehen  Definition  berechtigt. 

7)  Principles  of  poKtical  eeonomy.    London  1851^.    L  587. 
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der  Art  und  Weise  des  Erwerbs  jener  Sache«  ^).  Auf  diese  Beweis- 
führung kann  man  erwidern,  dass  der  Werth  nicht  allein  vom  schätzen- 
de Individuum,  sondern  ebensosehr  vom  geschätzten  Gute  abhängt, 
indem  unsere  Werthschätzung  nur  insofern  ideal  ist,  als  wir  das  kau- 
stische Ding  an  sich  nicht  kennen,  also  nur  insofern,  als  unsere  ganze 
Wahrnehmung  ideal  ist;  aber  sehr  real  ist  sie,  insofern  gewisse  Dinge 
in  uns  eine  gewisse  Empfindung  hervorrufen,  welche  uns  zweifellos  zu 
einer  bestimmten  Werthschätzung  (einerlei  welcher)  veranlassen  wird. 
Femer  liegt,  was  den  Preis  anbetrifft,  der  Einwand  nahe,  dass,  wenn 
es  einen  Werth  im  Tausche,  einen  Tausch  werth  giebt,  der  Preis  beim 
Tausche  in  irgend  einer  Beziehung -zum  Werthe  stehen  muss;  weiter, 
dass,  da  die  Werthschätzung  nicht  rein  subjectiv,  sondern  auch 
durch  die  Eigenschaften  der  Gegenstände  bedingt  ist,  der  Preis  aller- 
dings auf  die  individuelle  Werthschätzung  der  Dinge,  also  auf  den 
Werth,  nach  Lotz,  Einfluss  haben  kann,  weil  er,  als  der  Ausdruck 
der  Werthschätzung  Vieler,  die  individuelle  Werthschätzung  berichtigen 
kann,  indem  er  nämlich  die  Erkenntniss  der  Eigenschaften  des  Ob- 
jectes  im  Individuum  durch  die  Hinweisung  auf  den  Preis  läutern  kann. 
Femer  ISsst  sich  gewiss  nicht  läugnen,  dass,  ausser  de  inneren  Eigen- 
schaften der  Dinge,  auch  die  äusseren  Umstände,  unter  denen  sie  exi- 
;  ;  stiren,  Einfluss  haben  auf  den  Werth.  Ob  eine  Sache  selten  ist  oder' 
:  häufig,  kann  bei  ihrer  Werthschätzung  wahrlidi  nicht  gleichgültig  sein. 
Ist  sie  aber  gar  nicht  vorhanden,  dann  kann  von  ihrer  Werthschätzung 
jedenfalls  nur  suppositionsweise  die  Bede  sein:  sie  würde  etwas  werth 
sein,  wenn  sie  nämlich  da  wäre,  zur  Verfügung  stände.  Lässt  man 
aber,  nach  Lotz,  die  reine  Subjectivität  des  Werthes  zu,  so  kommt 
es  auf  die  Seltenheit  oder  Häufigkeit  der  Dinge,  ja,  selbst  auf  ihre 
Existenz  gar  nicht  an ;  Jedermann  kann  seine  Werthschätzung  dennoch 
Tomehmen;  es  sind  in  diesem  Falle  die  Ausdrucke  Gebrauchswerth, 
Tauschwerth,  deren  sich  Lotz  bedient,  ohne  Widerspruch  selbst  gar 
nicht  anwendbar,  weil  sie  durch  das  Objective  vornehmlich  bedingt 
werden.  Der  Preis  aber  würde,  vom  Werthe  losgelöst,  durch  Nidits 
bestimmt  werden  als  durch  Nachfrage  und  Angebot.  Diese  sind  aber 
nicht  die  letzten  Bestimmungsgründe  des  Preises;  vielmehr  ist  die  Frage 
sehr  berechtigt:  was  bestimmt  denn  die  Nachfrage  und  das  Angebot? 
und  die  Beantwortung  dieser  Frage  würde  von  selber  zu  der  des  Wer- 
thes zurflckAlhren.  Eine  allgemeine,  für  alle  Fälle  taugliche  Definition 
ist  also  auch  ton  diesem  Schriftsteller  nicht  gegeben. 


8)  Handbuch  der  Sla«rswirihfchaAsltkre.    ErlaAffcn  1821.  .  8.  35. 
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Karl  Thomas*)  findet  im  Werthe  ein  Verhältniss  von  Person 
tind  Sache  angedeutet.  Welcher  Art  dieses  Verhältniss  sei,  tiberlässt 
er  aber  der  Psychologie  zur  weiteren  Ausführung.  Das  Materielle, 
fürchtet  er,  sei  dem  Leser  »zu  philosophisch«;  er  hält  sich  deshalb  an 
die  Form  und  geräth,  indem  er  diese  erfassen  will,  in  wahrhaft  er- 
staunliche Gedankencombinationen.  Er  findet  nämlich  nicht  nur  ein 
Verhältniss  der  Person  zur  Sache,  sondern  noch  ein  anderes  der  Sache 
sur  Person,  ja,  nicht  nur  dies,  sondern  auch,  ebenso  wie  ein  Yer- 
hältniss  einer  Person  zu  mehreren  Sachen,  ein  solches  mehrerer  Sachen 
zu  einer  Person.  Das  Verhältniss  der  Person  zur  Sache  macht  den 
Werth,  dasjenige  aber  der  Sache  zur  Person  die  Würde.  Dort  liegt 
das  die  Schätzung  Bestimmende  rein  im  Subjecte,  hier  rein  im  Objecto; 
oder  aber,  da  es  keine  Schätzung  des  Subjects  ohne  Object,  keine  des 
Objects  ohne  Subject  giebt,  so  ist  in  beiden  Fällen  Etwas  da,  was 
nidit  da  ist.  Aus  ähnlichen  positiven  Negationen  des  negativ  Posi- 
tiven folgert  Thomas  noch  die  Nützlichkeit,  welche  aus  der,  durch 
die  Gausalverbindung  mehrerer  Sachen,  in  ihrem  Verhältnisse  zu  einer 
Person,  bedingten  Werthschätzung  hervorgehen  soll,  ferner  Preis  und 
Kosten;  obige  Proben  seiner  Beweisführung  genügen  indess  wohl,  um 
zu  zeigen ,  dass  er  uns  das  Verständniss  des  Werthes  nicht  vermittelt. 

Ein  Schriftsteller  der  neuen  Welt  endlich^®)  nennt  den  Werth 
das  Maass  d^  zur  Erlangung  der  Gegenstände,  deren  wir  für  unsere 
Zwecke  bedürfen,  zu  überwindenden  Widerstandes:  das  Maass  der 
üebermacht  der  Natur  über  den  Menschen.  Diese  Theorie,  welche 
neuerdings  viele  Anhänger  gefunden  hat,  ist  die  umgekehrte  Bicar- 
do'sche'^)  dahin  modificirt,  dass  nicht  die  Productionskosten,  sondern 
die  Beproductionskosten  den  Werth  bestimmen  sollen.  Sie  ist  ebenso 
unricfitig  wie  die  Ricardo 's,  denn  Production  wie  Reproduction  sind 
nicht  das  Einzige,  was  bei  der  Werthschätzung  in  Betracht  kommt. 
Ein  geschenkter  Gegenstand  würde  sonst  nie  Werth  haben  können. 
Dies  erkennt  Garey  selber  an,  indem  er  den  wirklichen  Werth 
eines  Buches  in  dem  Nutzen  und  Vergnügen  findet,  welche  uns  das 
Lesen  desselben  gewährt ^^.  Also  ausser  dem  Werthe,  wovon  der  zur 
Erlangung  eines  Gegenstandes  aufzuwendende  Widerstand  das  Maass 
bildet,  giebt  es  nach  Garey  noch  einen  anderen  und  zwar  den  wirk- 
lichen Werth,  an  den  dieser  Maassstab  nicht  gelegt  werden  kann.   Ca- 

9)  Die  Theorie  des  Verkehrs.  Erste  Abtheilung :  Die  Grandbegriffe.  Berlin  1841. 

10)  Carey  in  seinen  Grundlagen  der  Socialwissenschaft  Cap.  VII  §.  9. 

11)  Ricardo,  Principles  of  polltical economy  and  tazaUon.  London  1819.  S.  43. 

12)  k.  a.  0. 
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rey  sagt  in  derselben  Anmerkung,  dass  Werthe  wie  der  eines  Ab- 
druckes eines  Valdorfer  Boccaccio,  welcher  für  Tausende  von  Guioeen 
M  verkauft  werde,  nur  eingebildet  und  ebenso  von  der  Mode  abhangig 
seien  wie  einst  der  Tulpenwerth  in  Holland.  Die  Gränze  des  Werthes 
sei  der  Reproductionspreis ;  wo  die  Production  unmöglich  sei,  wie  bei. 
seinem  Valdorfer  Boccaccio,  den  Gemälden  von  Guido,  den  Statuen 
von  Phidias,  habe  ihr  Werth  nur  eine  Gränze  in  der  Laune  derjenigen, 
die  sie  zu  besitzen  wünschen  und  im  Stande  sind,  sie  zu  bezahlen.  Mit 
anderen  Worten:  Carey  macht  sich  für  seine  Definition  einen  Werth, 
und,  was  nicht  dahinein  passt,  ist  für  ihn  —  imaginär.  Ich  will  da- 
hin gestellt  sein  lassen,  inwieweit  Carey  bei  der  CJonstruction  seiner 
Werththeorie  von  der  Imagination  Gebrauch  gemjicht  hat;  jedenfalls 
muss  ich  dieser  aber  das  Becht  zuerkennen,  mit  zu  den  WerÜifactoren 
zu  zählen.  Ebensowenig  wie  eine  Scheidelinie  zu  ziehen  ist  zwischen 
Luxus  und  Bedürfniss,  diese  Ausdrücke  vielmehr  nur  ganz  relative 
und  unbestimmte  Gränzen  gegen  einander  bezeichnen,  ebensowenig  ist 
zu  sagen,  wo  ein  reeller,  wo  ein  imaginärer  Werth  vorliegt..'  Was 
für  den  Einen  imaginär  ist,  dünkt  dem  Anderen  schon  sehr  real,  und 
es  heisst  jedenfalls  dem  Käufer,  welcher  für  eine  Originalausgabe  des 
Boccaccio  mehrere  tausend  Guineen  bezahlt,  eine  starke  Einbildungs- 
kraft zutrauen,  wenn  man  die  solchergestalt  manifestiite  Werthschätzung 
rein  seiner  Imagination  in  die  Schuhe  schiebt. 

Carey  stellt  als  das  Gegen theil  des  Werthes  die  Nützlichkeit  hin. 
Ist  jene  das  Maass  der  Macht  der  Natur  über  den  Menschen,  so  ist  diese 
das  Maass  der  Macht  des  Menschen  über   die  Natur.     Nach   dieser 
^     '       Theorie  kann  also  ein  Gewitter  unmöglich  nützlich  für  die  Menschen 
'^        sein,  weil  der  Mensch  keine  Macht  darüber  hat.    Carey  giebt  diese 
Definition  wohl  nur  aus  Liebe  zu  Antithesen.    Ausserdem  musste  er 
Etwas  haben,  was  an  die  Stelle  des  W^erthes  träte,  wenn  dieser  der- 
einst, nachdem  die  »Herrschaft  des  Menschen  über  die  Natur«  erst 
einmal  vollständig  geworden  wäre,  aufgehört  haben  würde,  zu  existiren. 
Es  ist,  scheint  es,  Carey  doch  selbst  etwas  unheimlich  bei  dem  Ge- 
danken geworden,  dass  dann  nichts  mehr  auf  Gottes  schöner  Erde  et- 
I    was  werth  sein  sollte,  und  er  hat  daher,  zum  Ersätze,  die  Nützlich- 
keit herangezogen,  womit  er  seinen  horror  vacui  beschwichtigt.  — 

Es  ist  an  dem  Werthbegriffe  jedenfalls  charakteristisch,  dass  so 
verschiedenartige  Auffassungen  desselben  möglich  sind.  Die  angeführten 
Theorieen  weichen  nicht  nur  von  einander  ab,  sondern  gehen  zum 
Theil  von  ganz  entgegengesetzten  Principien  aus.  Der  Weg  für  weitere 
Forschung  ist  dadurch  gewiesen.  Da  keiner  der  verschiedenen  Theorieen 
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rdAtive  Richtigkeit  abzusprechen  ist,  alle  Relativitit  der  Wahrheit 
ihren  Grund  aber  in  der  Nichtbeachtung  besonderer  noch  einwirkender 
Umstände  hat,  so  kann  eine  absolut  gfiltige  Werththeorie  nur  in  der 
Vereinigung  der  relativ  gültigen  möglich  sein.  Die  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkte, unter  denen  die  angefühlten  Schriftsteller  ausgingen, 
müssen  zu  einem  emzigen  zusammengefasst  werden.  Nur  hierdurch  ist 
es  möglich,  zu  der  Einheitlichkeit  des  Wer^begrifis  zu  gelangen,  welche 
in  der  Wirklichkeit  thatsächlich  vorhanden  ist. 

Die  Factoren  des  Werthverhältnisses. 

Der  Werth  eines  G^enstandes,  einer  Sache,  sei  sie  materieller 
oder  immaterieller  Natur,  existirt  offenbar  nur  für,  nur  durch  die 
Menschen.  Denken  wir  uns  die  Menschen  von  der  Erde  fort,  so  leuch- 
tet es  ein,  dass  dann  auch  der  Werth  aufgehört  hätte,  zu  existiren. 
Es  würden  zwar  die  zurückgebliebenen  Sachen  sich  nicht  verändert 
haben,  sondern  von  der  nämlichen  Beschaffenheit  sein  wie  zuvor,  aber 
von  ihrem  Werthe  wäre  keine  Bede  mehr,  denn  Niemand  würde  da 
sein,  von  ihm  zu  reden,  ihn  überhaupt  nur  zu  denken.  Ebensowenig 
wäre  der  Werth  möglich,  wenn  zwar  Menschen  da  wären,  um  Etwas 
werthzuhalten ,  aber  Nichts ,  was  werthgehalten  werden  könnte ,  keine 
Sache,  der  ein  Werth  beizul^en  wäre.  Hieraus  folgt,  dass  die  noth- 
wendige  Voraussetzung  des  Werthes  ist:  Jemand,  der  einem  Dinge  > 
Werth  beilegt,  und  ein  Ding,  dem  Werth  beigelegt  wird;  es  stehen 
sich  Subject  und  Object,  Person  und  Sache  gegenüber;  ohne  das 
Eine  oder  das  Andere  kann  der  Werth  nicht  entstehen,  ist  der  Werth- 
begriff  eine  Fiction,  ein  Gedanke,  der  Nichts  darstellt,  was  in  der 
Wirklichkeit  existirt. 

Die  Stellung,  welche  die  Dinge,  den  Menschen  gegenüber,  ein- 
nehmen, ist  keineswegs  unveränderlich.  Es  ändert  sich  nicht  nur 
unsere  Erkenntniss  von  den  Eigenschaften  der  Dinge,  sondern  die 
Eigenschaften  mancher  Dinge  ändern  sich  im  Laufe  der  Zeiten  durch 
unser  Zuthun  (des  Kornes,  des  Viehes)  oder  werden  mindestens  in 
einer  Weise  entwickelt,  dass  sie  andere  zu  sein  scheinen ;  ja,  es  ändert 
sich  auch  der  Mensch,  und  zwar  nicht  nur,  was  seine  Fähigkeit  au-  j 
betrifft,  zu  den  Dingen  in  eine  Beziehung  zu  treten,  sondern  auch, 
was  seine  Geschmacksrichtung  anbetrifft;  häufig  genug  scheint] 
es  mehr  als  willkürlich  zu  sein,  wenn  er  einem  Dinge  heute  den  Vor- 
zug vor  einem  anderen  einräumt,  das  er  gestern  noch  weit  über  jenes 
stellte.    Es  sind  somit  die  Beziehungen  der  Dinge  zu  den  Menschen 
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nicht  nur  insoweit  verschieden,  als  die  Dinge'  yerschiedäi  sind,  sondern 
sie  ändern  sich  obenein  von  Zeit  zu  Zeit,  sind  also  in  jeder  Hinsicht 
schwankend.  Um  daher  keine  petitio  principii  zu  begehen  und  dennoch 
einen  festen  Ausgangspunkt  für  die  weiteren  Untersuchungen  zu  ge» 
winnen,  ist  es  nöthig^  jenes  Gegenüber  von  Person  und  Sache  ganz 
•  allgemein  als  ein  Ye'rhältniss  aufzufassen;  denn  da  sich  Sache  und 
Person  nicht  starr  und  unbeweglich  gegenüber  stehen,  vielmehr  sub- 
jective  wie  objective  Bedingungen  der  Veränderung  da  sind ,  so  ist  bei 
der  Gharakterisirung  jenes  Gegenübers  auf  dessen  Veränderlichkeit 
Kücksicht  zu  nehmen.  Der  Begriff  dos  Verhältnisses  umfasst  sowohl 
das  Beharrende  als  das  Veränderliche  eines  Zustandes;  er  drückt  aus, 
dass  das  von  einem  Dinge  zu  Sagende  nur  mit  Bücksicht  auf  das  von 
einem  anderen  Gesagte  gelten  soll.  Wenn  somit  das  Gegenüberstehen 
von  Person  und  Sache  als  ein  Verhält niss  bezeichnet  wird,  so  drückt 
dies  aus,  dass  alle  Eigenschaften,  welche  an  einem  Gegenstande. haf- 
ten, alle  Veränderungen,  denen  er  unterworfen  ist,  alle  Umstände, 
unter  denen  er  existirt,  nur  für  die  Person  gelten,-  und  umgekehrt, 
dass  alle  Eigenthümlichkeiten  dieser  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Sadie 
verstanden  werden  können. 

So  lange  die  Person  und  die  Sache  selber  als  Factoren  des  Ver- 
hältnisses aufgefasst  werden,  erhält  der  Begriff  des  letzteren  nicht 
die  Beweglichkeit,  deren  er  bedarf,  um  ihn  für  weitere  Untersuchung^ 
fruchtbar  zu  machen.  Auf  der  anderen  Seite  sind  die  Factoren  so  ver- 
schieden potenzirt  und  zugleich  so  schwankend,  dass  nur  ihre  allge- 
meinsten Merkmale  stetig  sein  können.  Diese  stets  vorhandenen,  nim- 
mer fehlenden  Merkmale  der  beiden  Factoren  des  Verhältnisses  v(»i 
-  Person  und  Sache  sind:  bei  der  Person  der  auf  die  Dinge  gerich- 
tete Wille,  bei  der  Sache  die  Tauglichkeit,  dem  auf  sie  ge- 
richteten Willen  zu  dienen.  Ein  metaphysisches  Verhältniss 
von  Sache  und  Person,  wie  das  ist,  welches  der  Werthbegriff  voraus- 
setzt, ist  ohne  diese  Merkmale  absolut  unmöglich,  denn,  ebensowenig 
wie  der  Werth  denkbar  ist,  wenn  entweder  die  Menschen  oder  die 
Sachen  fehlen ,  entweder  diejenigen ,  welche  Werth  auf  Etwas  legen, 
oder  dasjenige,  auf  welches  Werth  gelegt  wird,  ebensowenig  ist  ein 
Werth  verhältniss  der  Dinge  zu  den  Menschen  denkbar,  bei  denen  der 
Wille  der  letzteren  nicht  angeregt  würde,  oder  die  Dinge  nicht  ge- 
eignet wären ,  dem  Willen  zu  dienen.  Es  muss  nothwendig,  damit  der 
Werth  entstehe,  bei  den  Personen  ein  Interesse  für  die  Sachen  exißtiren, 
dieses  Interesse  selbstverständlich  durch  besondere  Eigenschaften  der 
Dinge  hervorgerufen  sein,  indem  ihm  sonst  jedes  Motiv  fehlte,  aus  dem 
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er  8ich  jost  auf  einen  Gegenstand,  statt  auf  einen  anderen,  richte; 
ein  Interesse  ohne  eine  Willensregung  ist  aber  schlechterdings  eine 
Unmöglichkeit ;  es  ist  eine  Willensregung  die  unumgängliche  Bedingung 
selbst  unserer  leisesten  Beziehungen  zur  Aussenwelt^'). 

Diese,  den  beiden  Factoren,  trotz  aller  übrigen  Wandelbarkeit, 
stets  eigenthOmlichen  Merkmale  bedingen  sich  selbstverständlich  gegen- 

13)  „Als  das  Organ  des  SelbUbewusstseins ~hat  man  auch  einen  inneren  Sinn 
aufgestellt,  der  jedoch  mehr  im  bildlichen  als  im  eigentlichen  Verslande  zu  nehmen 
ist.  Wie  dem  auch  sei,  so  ist  unsere  nächste  Frage:  was  enthält  nun  das  Selbst- 
bewusstseini  oder:  wie  wird  der  Mensch  sich  seines  eigenen  Selbst  unmittelbar  be- 
wusstf  Antwort:  durchaus  als  eines  Wollenden.  Jeder  wird,  bei  Beobachtung 
des  eigenen  Selbstbewusstseins,  bald  gewahr  werden,  dass  sein  Gegenstand  allezeit 
das  eigene  Wollen  ist.  Hierunter  hat  man  aber  freilich  nicht  blos  die  entschiedenen, 
sofort  zur  That  werdenden  Willensakte  und  die  formlichen  EntschlQsse,  nebst  den 
aus  ihnen  hervorgehenden  Handlungen  zu  verstehen;  sondern  wer  nur  irgend  das 
Wesentliche,  auch  unter  Terschiedenen  Uodificationen  des  Grades  und  der  Art  fest- 
tiihalten  vermag,  wird  keinen  Anstand  neigen,  auch  alles  Begehren,  Streben, 
Wflnschea,  Verlangen,  Sehnen,  Hoffen,  Lieben,  Freuen,  Jubeln  u.  dgl.  nicht  weni- 
ger, als  Nichtwollen  oder  Widerstreben,  aUes  Verabscheuen,  Fliehen,  Fürchten, 
Zürnen,  Hoffen,  Trauern,  Schmerzleiden,  kurz  alle  Affecte  und  Leidenschaften,  den 
Aeusserungen  des  Wollens  beizuzählen;  da  diese  Affecte  und  Leidenschaften  nur  mehr 
oder  minder  schwache,  oder  starke,  bald  heftige  und  stürmische,  bald  leise  Bewe- 
gungen des  entweder  gehemmten  oder  losgelassenen,  befriedigten  oder  unbefriedigten 
eigenen  Willens  sind  und  sich  aUe  auf  Erreichen  oder  Verfehlbn  des  Gewollten  und 
Erdulden  oder  Ueberwinden  des  Verabscheuten  in  mannigfaltigen  Wendungen  beziehen: 
sie  sind  also  entschiedene  Affectionen  desselben  Willens,  der  in  den  Entschlüssen 
und  Handlungen  thätig  ist.  Sogar  aber  gebort  eben  dahin  das,  was  man  Gefühle 
der  Lust  und  Unlust  nennt:  diese  sind  zwar  in  grosser  Mannigfaltigkeit  von  Graden 
und  Arten  vorhanden,  lassen  eich  aber  doch  allemal  zurückführen  auf  begehrende 
oder  verabseheuende  Affectionen,  also  auf  den  als  befriedigt  oder  unbefriedigt,  ge* 
hemmt  oder  losgelassen  sich  seiner  bewusst  werdenden  Willen  selbst:  ja,  dieses  er- 
streckt sich  bis  auf  die  körperlichen,  angenehmen  oder  schmerzlichen  und  alle  zwi- 
schen diesen  beiden  liegenden  zahllosen  Empfindungen,  da  das  Wesen  aller  dieser 
Affectionen  darin  besteht,  dass  sie  als  ein  dem  Willen  Gemässes  oder  ihm  Wider- 
wirtiges  unmittelbar  in's  Selbstbewusstsem  treten.  Des  eigenen  Leibes  ist  man  so- 
gar, genau  betrachtet,  sich  unmittelbar  nur  bewusst  als  des  nach  Aussen  wirkenden 
Organs  des  Willens  und  des  Sitzes  der  Empfänglichkeit  für  angenehme  oder  schmerz- 
liche Empfindungen,  welche  aber  selbst,  wie  soeben  gesagt,  auf  ganz  unmittelbare 
Affectionen  des  Willens,  die  ihm  entweder  gemäss  oder  widrig  sind,  zurücklaufen. 
Wir  m5gen  übrigens  ^iese  blossen  Gefühle  der  Lust  oder  Unlust  mit  einrechnen  oder 
nicht;  JedenfaUs  finden  wir,  dass  alle  jene  Bewegungen  des  Willens,  jenes  wechselnde 
Wollen  und  2iichtwollen ,  welches  in  seinem  bestandigen  Ebben  und  Flulhen,  den 
alleinigen  Gegenstand  des  Selbstbewusstseins,  oder,  wenn  man  will,  des  inneren 
Smnes  ausmacht,  in  durchgängiger  und  von  allen  Seiten  anerkannter  Beziehung  steht 
auf  das  in  der  Aussenwelt  Wahrgenommene  und  Erkannte'^  Arthur  Schopen- 
hauer.  Die  beiden  Gnindprobleme  der  Ethik.    Frankfurt  1841.    S.  11  ff. 
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seitig.  Der  auf  die  Dinge  gerichtete  Wille  kann  nur  in  dem  Maasse 
starker -werden ,  als  die  Dinge  tauglicher  werden,  dem  Willen  zu  die- 
nen ;  umgekehrt  ist  die  Tauglichkeit  der  Dinge,  dem  Willen  zu  dienen, 
nur  in  dem  Maasse  vorhanden, '  als  der  Wille  geneigt  ist,  ßich  dieselbe 
dienen  zu  lassen.  Es  bleiben  also  die  beiden  Factoren  stets  gleich 
potenzirt ,  steigen  und  fallen  in  gleicher  Proportion ,  und  insofern  sind 
alle  Werth Verhältnisse ,  ungeachtet  ihrer  sonstigen  Verschiedenheit, 
durchaus  gleichartige. 

Um  die  gefundenen  Begriffe,  den  menschlichen  Willen  und  die 
Tauglichlceit  der  Dinge,  dem  Willen  zu  dienen,  anschaulicher,  fähiger 
zu  macheu,  den  concreten  Verhältnissen  angepasst  zu  werden,  ist  es 
nöthig,  dieselben  noch  näher  zu  bestimmen. 

Da  der  menschliche  Wille  für  den  Werth  nur  insofern  in  Betracht 
kommen  kann,  als  ihm  die  Tauglichkeit  der  Dinge,  ihm  zu  dienen, 
gegenübersteht,  indem  ein  Wollen  ohne  Etwas,  das  gewollt  wird,  nicht 
der  Ausdruck  des  Verhältnisses  des  Wollenden  zum  Gewollten  sein 
kann,  welches  Verhältniss  aber  vom  Werthe  vorausgesetzt  wird,  so  ist 
ibit  dem  Begriffe  des  Willens  nicht  nur  positiv  das  Verlangen,  Wunsch 
.  oder  Bedürfniss  des  Menschen  gegeben,  sondern  negativ  auch  der  Grad 
1  der  Auf  Wandsfähigkeit ,  welcher  dem  Verlangen,  sei  dieses  zum  Be- 
dürfnisse  erstarkt  oder  zum  Wunsche  abgeschwächt,  zur  Verfügung 
steht.  Unter  der  Tauglichkeit  der  Dinge,  dem  menschlichen  Willen 
zu  dienen,  ist  nicht  nur  die  besondere  positive  Beschaffenheit  derselben, 
ihre  Eigenschaften,  verstanden,  sondern  auch  die  Umstände,  unter 
denen  sie  existiren  und  welche  stets  eine  gewisse  Schwierigkeit  invol* 
viren,  das  auf  die  Dinge  gerichtete  Verlangen  zu  befriedigen,  indem 
selbst  die  Luft,  um  unserem  Verlangen  nach  ihr  zu  genügen,  ein- 
geathmet  werden  muss.  Ohne  die  Fähigkeit  zu  einem  Kraftauf  wände, 
wie  ihn  das  Einathmen  erfordert ,  ist  unser  Verlangen  nach  der  Luft 
vergebens;  diese  tritt  ausser  Verhältniss  zum  Menschen;  ein  solches 
Verhältniss  ist  aber  die  nothwendige  Voraussetzung  des  Werthes. 

Die  Trennung  der  positiven  und  negativen  Gesichtspunkte,  unter 
welche  die  Factoren  des  Werthverhältnisses  bei  näherer  Betrachtung 
fallen  j  ändert  selbstverständlich  nichts  an  der  Abhängigkeit  der  letz- 
teren von  einander.  Das  Verlangen  der  Menschen  nach  den  Dingen 
ist  ebenfalls  nur  insofern  für  den  Werth  von  Bedeutung,  als  die  Dinge 
es  zu  befriedigen  geeignet  sind.  Diese  sind  aber  Dur  dann  dazu  ge- 
eignet, wenn  sie,  ausserdem  dass  sie  die  entsprechenden  Eigenschaften 
besitzen,  auch  noch  unter  den  Umständen  existiren,  welche  die  Wir- 
kung derselben  ermöglichen,    Es  muss  also  dem  Verlangen  nach  den 
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Bingen  nicht  nur  deren  besondere  Bescha£fenheit ,  sondern  dem  Auf- 
wandserfordemisse ,  an  das  die  Wirksamkeit  aller  Eigenschaften  der 
Dinge  geknöpft  ist,  müss  notbgedrungen  eine  das  Verlangen  begleitende 
Aufwandsfthigkeit  entsprechen.    So  unzertrennlich,  wie  das  Verlangen 
an  die  ihm  zu  Gebote  stehende  Aufwandsfähigkeit  geknüpft  ist,  eben- 
sowenig lässt  sich  die  Tauglichkeit  der  Dinge,  das  Verlangen  zu  be- 
friedigen, ohne  ein  gewisses  Aufwandserforderniss  denken.    Es  ist  die 
Natur  selbst  maliciös  genug  gewesen,  mit  denjenigen  Dingen  das  grösste   I 
Aufwandserforderniss  zu  verbinden,  welche  am  heftigsten  begehrt  wer-    - 
den,  wenn  man  nicht  lieber  annehmen  will,    dass  die  Menschen  so  j 
eigensinnig  sind,  das  am  höchsten  werthzuhdten ,  was  am  schwersten   ' 
zu  erlangen  steht.    Steigt  die  Schwierigkeit  der  Erlangung,  so  wird 
es  wenig  helfen,  dass  das  Verlangen  in  gleichem  Maasse  stärker  wird, 
wenn  nicht  zugleich  die  Fähigkeit,  diese  Schwierigkeit  zu  überwinden, 
zunimmt.     Das  Gleichgewicht   der   sich  gegenüberstehenden  Factoren 
mufis  stets  hergestellt  werden,  wobei  es  allerdings  gleichgültig  ist,  ob 
auf  der  einen  Seite,  dem  Objecto,  etwa  der  negative  Gesichtspunkt 
mehr  überwiegt  und  dem  positiven  auf  der  anderen  die  Wage  hält, 
oder  umgekehrt,  oder  ob  bei  beiden  Factoren  beide  Gesichtspunkte 
gleich  sehr  in  Betracht  kommen. 

§.  3. 
Der  Werthbegriff  selbst. 

Ehe  wir  dazu  übergehen,  den  Werthbegriff  selber  abzuleiten  und 
zu  formuliren,  ist  es  nöthig,  ein  Bedenken  wegzuräumen,  welches  sich 
in  Bezug  auf  die  Factoren  des  Werthverhältnisses  aufdrängen  muss. 
Wie  ich  schon  oben  andeutete,  sind  diese  veränderlich  und  schwankend ; 
sie  sind  nicht  nur  verschieden  je  nach  den  verschiedenen  Menschen, 
sondern  auch  bei  denselben  Menschen  je  nach  verschiedenen  Zeiten. 
Was  das  Verlangen  nach  den  Dingen  anbetrifft,  so  offenbaren  sich  die 
wunderbarsten  Gegensätze  in  dem,  was  man  den  Geschmack  der  Men- 
schen nennt.  Man  trete  in  einen  Modewaarenladen  oder  sehe  sich  nur 
auf  der  Gasse,  am  Festtage,  den  Putz  der  Leute  an,  so  wird  man 
fast  so  viele  Geschmacksrichtungen  wie  Menschen  finden,  wenn  nicht 
in  den  Stoffen  so  doch  im  Machwerke,  oder  in  der  Art  es  zu  tragen; 
sc^ar  bei  den  Nahrungsmitteln  spielt  die  Verschiedenheit  des  Willens 
in  der  Eigenthümlichkeit  des  Geschmacks  eine  grosse  Bolle:  genug,  ein 
neuer  Mensch  und  ein  neuer  Wille  ist  eines  und  dasselbe.  Selbst  die 
Objecto  sind  nicht  unwandelbar  dieselben.  Allerdings  ist  ihre  Beschaf- 
fenheit an  sich  zu  einer  gegebenen  Zeit  unbedingt  nur  eine,  aber  die 
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Beschaffenheit  der  Dinge  an  sich  kommt  für  das  Werthverhältnisa  nicht 
in  Beti-acht,  sondern  nur  ihre  Tauglichkeit,  dem  mi  sie  gerichteten 
Willen  zu  dienen.  Die  Beschaffenheit  der  Dinge  ist  daher  mit  Rück- 
sicht auf  den  besonderen  Willen ,  welcher  sie  sich  dienen  lassen  will, 
zu  beurtheilen,  und,  da  dieser  verschieden  ist,  so  wird  dadurch  auch 
die  Beschaffenheit  der  Dinge  verschieden.  Ueberdies  existiren  die 
Eigenschaften  aller  Gegenstände  für  die  Menschen  nur,  insoweit  sie  er- 
kannt sind.  Eine  unerkannte  Eigenschaft  kann  kein  Verlangen  er- 
wecken; für  den  Unkundigen  existirt  dasjenige  gar  nicht,  was  der 
Kundige  sieht.  Es  müssen  die  Eigenschaften  der  Dinge  für  die  Men- 
schen somit  so  verschieden  sein,  wie  der  Grad  ihrer  Erkenntniss  ver- 
schieden ist.  Wer  wird  hier  nicht  an  die  Geschichte  des  Sanpy'schen 
Diamanten  in  der  Krone  Busslands  erinnert,  der  von  dem  Soldaten, 
welcher  ihn  fand,  für  einen  Gulden  an  einen  Geistlichen  verkauft  und, 
nachdem  er  durch  verschiedene  Hände  gegangen  war,  selbst  den  Magen 
eines  Bedienten  passirt,  ausserdem  verschiedene  Kronen  geziert  hatte, 
von  dem  Kaiser  von  Russland  um  eine  halbe  Million  Silberrubel  er- 
worben wurde?  Bäi  dem  Kaiser  und  dem  Soldaten  konnte  ein  solcher 
Unterschied  in  der  Werthschätzung  nur  in  Folge  eines  grossen  Unter- 
schiedes in  der  Beurtheilung  der  dem  Steine  innewohnenden  Eigenschaften 
stattfinden.  Und  zwar  passiren  in  kleinerem  Maassstabe  alle  Tage  ähn- 
liche Geschichten.  Ein  Buch  ist  für  denjenigen,  welcher  nicht  lesen  kann, 
in  der  Regel  nur  zusammengeheftetes  Papier,  nicht  viel  mehr  für  den- 
jenigen, welcher  die  Sprache  nicht  versteht,  worin  es  geschrieben  ist. 

Was  die  Schwierigkeit  anbetrifft,  die  Dinge  zu  erlangen,  sie  dem 
Willen  dienen  zu  lassen,  so  lässt  sich  von  ihr  nun  zumal  nur  mit  Bück- 
sicht auf  eine  gewisse  Fähigkeit,  sie  zu  überwinden,  sprechen.  Es  ist 
nichts  in  der  Welt  absolut  leidit  oder  schwierig,  sondern  Beides  nur 
in  Bezug  auf  ein  gedachtes  Maass  von  Kraft  oder  Geschicklichkeit. 
Einem  Tagelöhner  wird  es  schwer  genug,  sein  tägliches  Brod  herbei- 
zuschaffen, während  es  der  Hofdame  Ludwigs  XV.  so  wenig  Mühe 
machte,  dass  sie  nicht  einmal  den  Stoff  kannte,  woraus  es  bereitet 

wird. 

Um  diese  Bedenken  wegzuräumen,  ist  es  nöthig,  die  von  denFac- 
toren  des  Wcrthverhältnisses  gebildeten  Begriffe  zu  beschränken.  Sollen 
diese  darstellen,  was  in  der  Wirklichkeit  statt  hat,  sollen  sie  unbe- 
dmgte  Gültigkeit  haben,  wie  es  von  einem  Grundprincipe  verlangt 
werden  kann,  so  müssen  sie  von  der  Allgemeingültigkeit  verlieren,  in 
der  sie,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  haltbar  sind. 

Die  Beschränkung,  welche  in  Bezug  auf  die  Factoren  des  Wertb- 
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yeibfiltiiisses  zu  machen  sind,  ergeben  sich  fast  von  selbst.  Das,  was 
aof  die  Gesammtheit  der  Menschen  nicht  passt,  passt  auf  sie  als  lauter 
Einzelne.  Das  Verhältniss  der  Dinge -zu  uns,  welches  der  Werth  vor* 
aussetzt,  existirt  nicht  für  die  Menschheit,  sondern  nur  fQr  den 
Menschen.  Es  ändert  sich  folglich  ein  Werthverhältniss ,  wenn  ein 
Gegenstand  aus  der  einen  Hand  in  die  andere  geht,  denn  dann  sind 
ganz  andere  Faetoren  desselben  vorhanden.  Es  ist  sowohl  ein  anderer 
Wille  da,  als  eine  andere  Erkenntniss  der  Tauglichkeit  der  Dinge, 
dem  Willen  zu  dienen.  Der  Schwierigkeit  der  Erlangung  der  Dinge 
steht  eine  andere  Aufwandsfähigkeit  gegenüber,  was  auch  sie  ändert. 
Das  Werthverhältniss  ist  somit  durchaus  und  rein  indi- 
viduell; es  existirt  nur  für  und  durch  das  Individuum,  und,  wenn 
es  je  so  scheinen  sollte,  als  hätte  der  Werth  mancher  Gegenstände 
einen  allgemeinen  Charakter,  so  ist  das  dieselbe  Erscheinung,  welche 
man  in  Bezug  auf  das  Individuelle  im  Menschen  überhaupt  wahrneh- 
men kann.  Dieses  ist  nur  das  Eigenthümliche  innerhalb  eines  Ge- 
meinsamen. Wo  das  Gemeinsame  an&ngt,  hört  das  Eigenthümliche 
auf.  Es  ist  aber  das  nichts  absolut  Gemeinsames,  was  du)rch  Eigen- 
ihümliches  unterbrochen  ist;  das  Eigenthümliche  ist  als  die  Abweichung 
vom  Gemeinsamen  gerade  das  Charakteristiken  des  Individuums,  und 
das  Werthverhältniss,  weil -es.  nicht  ganz  gemeinsam  ist,  eben  des- 
wegen individuell.  Die  Wirklichkeit  streitet  dann  auch  nicht  wider 
die  Individualität  des  Werthes.  Hätte  dieser  seine  Wurzel  in  der  All- 
gemeinheit, so  müsste  das  Individuum  dem  Werthe  folgen;  wir  haben 
aber  selbst  bei  den  blutigsten  Werthedicten  der  ersten  französischen 
Bevolution  gesehen,  dass  das  Individuum  das  Werthverhältniss  ent- 
schieden als  füi*  es  selbst  und  niemand  Anderes  bestehend  angesehen 
hat,  und  der  Werth  der  Herrschaft  des  dnzdnen  Menschen  unter- 
worfen geblieben  ist^^). 


14)  Wo  in  der  WirUichkeU  keine  VereinigiiDg  toh  MeBschen  wirtliseliaftiicher 
Art  staltfindet,  da  soU  aach  die  WtsseDscliafl  die  Menecheii  nicht  miBsen weise ,  wie 
Regimenter  von  Soldaten,  sondern  als  IndiTidnen  auffassen.  In  der  Werth-  und 
Preistheorie  ist  die  Wissenschaft  nichtsdestoweniger  den  entgegengesetaten  Weg  ge- 
gangen. So  schon  Verrii  Meditaafeni  p.  90:  Si  i  detto  che  ü  Bisogno  si  misnra 
snU'  eccesso  deUa  stima  che.  si  fa  deUa  merce  che  si  desidera  in  paragone  di  qneUa 
<|ie  si  Tuel  cedere.  Qnesto  h  rere,  considersndo  ogni  individuo  separatamenle ; 
M  coBsiderando  la  massa  totale  (sie)  della  societi  con  qnal  nema  misvrerfBio  noi 
la  qttsntitä  del  bisogno?  woranf  er. antwortet:  Dico  che  il  namero  de^  eompsaterl 
Utk  la  rera  misura  del  bisogno,  nnd  m  glanben  scheint ,  dass  er  mit  dieser  Ent* 
deckung  Tiel  gewonnen  habit-  Kr  hitto  ebensowohl  sagen  kdnnen:  wenn  man  das 
Frodvct'  zweier  gegebenen. Faetoren  kennen  will,  sa  mnss  man  dieselben  mit  ein- 
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Wenn  schon  das  Yerhältniss  der  Dinge  zu  dem  Menschen  ein  rein 
individuelles  ist,  so  muss  offenbar  auch  der  Werth  selber  indiriduell 
sdn,  ids  welcher  auf  jenem  fusst.  Wie  aber  entsteht  aus  dem  Werth- 
Verhältnisse  der  Werth  selber? 

Offenbar  wirken  die  Factoren  des  Werthverhältnisses  nicht  mecha- 
nisch, so  dass  aus  ihrem  Zusammentreffen  der  Werth  von  selber  und 
nothwendig  erfolgen  mttsste.  Da  derselbe  sich  nur  aus  den  Beziehungen 
der  Dinge  zu  dem  Menschen  ergeben  kann,  so  muss  nothwendig  die 
Art,  die  besondere,  jedesmalige  Natur  dieser  Beziehungen,  im  einzelnen 
Menschen  zum  Bewusstsein  gelangen.  Denn,  da  die  Factoren  dieser 
Beziehungen  je  nach  den  Menschen  verschieden  sind,  so  kann  die  be- 
sondere Beschaffenheit  derselben  auch  nur  in  den  Individuen  zum  Be- 
wusstsein gelangen.  Ohne  dieses  Bewusstwerden  der  besonderen  Art 
des  Werthverhältnisses  kann  der  Werth  selbstverständlich  nicht  entstehen; 
es  wäre  so  gut,  als  ob  es  überall  nicht  existirte.  Muss  doch  sogar  der 
eigene  Wille,  damit  er  sich  auf  besondere  Gegenstände  richte,  erst  in's 
Bewusstsein  treten,  d.  h.  erkannt  werden,  wie  viel  mehr  die  Tauglich^ 
keit  der  Dinge  dem  Willen  zu  dienen  1  Ich  habe  schon  oben  ausgeführt, 
dass  die  Beschaffenheit  der  Gegenstände  nicht  ohne  Weiteres  auf  den 
Werth  wirke,  sondern  dass  es  auf  die  Erkenntniss  derselben  ankomme; 
dies  ist  hier  zu  wiederholen  in  Bezug  auf  das  ganze  Yerhältniss.  Das- 
selbe wirkt  nur  durch  die  Erkenntniss  und  sehr  verschieden,  je  nach' 
der  Erkenntniss;  durch  diese  allein  können  die  Factoren  das  Werth^ 
verhältniss ,  dieses  den'  Werth  erzeugen ;  es  ist  die  Erkenntniss  sogar 
häufig  ein  grosses  Stück  der  Aufwandsfähigkeit  zur  Ueberwindung  der 
Schwierigkeiten,  an  welche  die  Tauglichkeit  der  Gegenstände,  dem 
Willen  zu  dienen,  geknüpft  ist 

Die  besondere  Art  der  Geistesthätigkeit,  um  die  es  sich  bei  der 
Erkenntniss  des  Werthverhältnisses  handelt,  ist  die  Beurtheilung  der 
mehr  oder  weniger  starken  Wirkung  der  Werthfactoren ,  also  die  Be- 
urtheilung von  Grössenverhältnissen.  Eine  solche  Beurtheilung  be- 
zeichnet man  mit  dem  Worte  Schätzung.  Diese  muss  deshalb  dem 
Werthe  vorangegangen  sein. 

Resümiren  wir  das  Vorhergegangene,  so  ergiebt  sich  mithin:  dass 


ander  muHlpliciren;  diese  tiefrinnige  Theorie  Usst  sich  aber  in  einer  Elementar- 
lehre  der  Bfathematik  weit  besser  studiren  als  in  „HHitazioni  snU  econemia  poIKica*^ 
Nack  Yerri  kann  es  ein  Ding  wie  eine  Hnngersnotb  gar  nicht  geben,  denn  ntdr 
iiim  ezistirt  ein  BedQrfniss  nur  da,  wa  fflr  da^tniK«)  che  si  desidera,  etwas  An- 
deres da  ist,  che  si  tooI  cedere^  es  mag  also  der  Arme  noch  so  hvngerig  sein, 
ferri  ignorlrt  Ihn,  weil  er  fOr  sein  bisogno  keine  misnra  hat. 
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die  Gegenstände,  auf  Welche  Werth  gelegt  wird,  zu  den  Menschen, 
welche  Werth  auf  sie  legen,  in  einem  Verhältnisse  stehen.  Dieses  be- 
ruht darin,  dass  die  Menschen  Verlangen  nach  den  Gegenständen  tra- 
gen ,  die  Gegenstände  dagegen  geeignet  sind ,  das  Verlangen  zu  be- 
friedigen, dass  zugleich  diese  Befriedigung  an  ein  gewisses  Aufwands- 
erfordemiss  geknüpft  ist,  welches  ein  entsprechendes  Maass  von  Auf* 
Wandsfähigkeit  nöthig  macht.  Da.  ausserdem  diese  Bestandtheile  des 
Verhältnisses  der  Dinge  zu  uns  verschieden  sind,  je  nach  den  Menschen, 
so  ist  das  letztere  rein  individuell.  Damit  aus  dem  Verhältnisse  der 
Dinge  zum  Menschen  der  Werth  entstehe,  muss  das  Verhältniss  in 
diesen  zum  Bewusstsein  gelangen.  Solches  geschieht ,  indem  die  Be- 
standtheile des  Werthverhältnisses  einer  Beurtheilung  unterworfen  wer- 
den. ^Eine  solche  Beurtheilung  nennt  man,  weil  sie  Grössenverhältnisse 
zum  .Gegenstande  hat,  eine  Schätzung:  es  ist  der  Werth  mithin 
das  Product  der  von  einem  Individuum  vorgenommenen 
Schätzung  des  Verhältnisses,  worin  ein  Ding  zu  ihm  steht 
im  Vergleiche  mit  anderen.  Eine  Schätzung,  welche  einen  der 
Bestandtheile  des  Werthverhältnisses  unberücksichtigt  Hesse,  würde 
niemals  den  Werth  ergeben  können.  Für  die  einzelnen  Bestandtheile 
des  Werthverhältnisses  bestehen  bei^eits  Begriffe;  es  ist  deren  Zudam- 
menfassung,  welche  im  Wcrthe  ihren  Ausdruck  findet.  Man  kann  des- 
halb ohne  Widerspruch  den  Werth  selbst  niemals  an  die  Stelle  eines 
der  Factoren  des  Werthverhältnisses  setzen ;  für  dieses  selber  fehlt  aber 
ein  Begriff,  wenn  man  dem  Werthbegriffe  nicht  den  ihm  gebührenden 
Platz  einräumt^^).    Der  Werth  selber  aber,   und  dies  ist  wohl  zu 


16)  Sobald  maii  dea  Werth  aus  den  einielnen  Bestandtkeilen  dea  WerthyerhaU* 
niasn  herrori^eben  liaat,  gerälb  man  in  unlSsbaren  Wideraprnch  mit  dar  Wirklich* 
Ifeit.  Soll  I.  B.  das  Verlangen  der  Menschen  nach  den  Dingen  der  einzige  Wertti* 
laetor  aein,  so  mnaa  die  Theorie  lauten:  der  Werth  liegt  in  dem  aubjecliren  Be» 
lieben.  Pag  aind  Hirngeapinnste,  erwidert  die  Praxis:  die  Gerichte  des  Reichen 
haben  (üt  den  Armen  ao  irenig  Werth  wie  Früchte,  die  auf  dem  Monde  wachsen. 
Erster  Widerspruch.  —  SoH  der  W>rlh.in  der  Tauglichkeit  der  Dinge  liegen,  das 
Yerlangen  lu  befriedigen,  so  muss  die  Theorie  den  Taschenuhren  Ton  heute  mehr 
Werth  luschreiben  als  den  nürnberger  Eiern.  Die  Praxis  lacht  dazu  und  zeigt  auf 
den  eratnn  besten  Hausknecht,  der  Jetzt  eine  silberne  für  den  zehnten  Theil  dea 
Probes  bat,  den  friUier  hohe  Herren  für  fine  tembackene  zaklten.  Zweiter  Wider^ 
Spruch*  —  Sagt  die  Theorie:  der  Werth  liegt  in  dem  Aufwandsrerhältniase  eines 
Oegenstandet,  so  spotten  die  Producenten  und  sagen:  Hol'  doch  einmal  aus  dem 
Ehein  du  Gold,  welclies  bekanntermaassen  darin  zu  Andeh  ist,  heraua  und  bewähre 
debe  Theorie^  damit  wir  dir  glauben ;  wir  haben  andere  Erfabnugen  gemachl. 
Dritter  Widerspruch.  —  Soll  die  Aufwandsfahigkeit  der  Menschen  der  alleiaige 
Wertbfactor  sein,   so  sehen  die  lurimeir  die  Theorie  Torwnrfsi«ll  an  und  sogen 


f 
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beachten,  ist  nicht  mOglich,  sobald  einer  der  Factoren  des 
Werthverhältnisses  fehlt.  Mit  dem  blossen  Wollen  ist^s  nicht 
gethan.  Dinge,  auf  welche  mein  Wille  gerichtet  ist,  haben,  wenn  sie 
nicht  geeignet  sind ,  meinem  Willen  zu  dienen ,  so  wenig  Werth  fOr 
mich,  als  wenn  sie  auf  dem  Monde  sich  befanden.  Ich  kann  allerdings 
'  suppositionsweise  eine  Schätzung  yomehmen ,  d.  h.  ich  ergänze  in  Ge- 
dajiken  den  etwa  fehlenden  Factor  und  gelange  so  zu  der  Vorstel- 
lung eines  Werthes,  welche  sich  dadurch  von  einem  wirklichen 
Werthe  unterscheidet,  dass  ihr  Inhalt  nicht  in  der  Wirklichkeit,  sondern 
nur  in  meiner  Phantasie  existirt,  d.  h.  dass  er  kein  thatsächliches  Ver- 
h&ltniss  eines  Dinges  zu  mir,  sondern  nur  ein  gedachtes  ausdrückt. 
Eine  Schätzung  kann  auch  für  einen  Dritten  vorgenommen  werden,  in 
welchem  Falle  der  Schätzende,  statt  seiner,  ein  anderes  Schätzung^- 
subject  supponirt  und  bei  der  vorzunehmenden  Schätzung  so  viel  als 
mö^ich  sich  in  dessen  Individualität  versetzt. 

Der  Unwerth. 

Nicht  der  Werth  allein  kann  das  Product  einer  Schätzung  sein, 
es  kann  ebensowohl  der  Unwerth  daraus  hervorgehen.  Ob  das  Eine 
oder  das  Andere  der  Fall  sein  wird,  hängt  ganz  und  gar  von  der  Art 
des  Verhältnisses  ab.  Die  Schätzung  des  Verhältnisses,  welches  ich 
geschildert  habe,  muss  nothwendig  den  Werth  ergeben;  aus  seinem 
Gegentheile  wird  ebenso  gewiss  der  unwerth  folgen.  Dieses  Gegen- 
theiP*)  besteht  darin,  dass  der  menschliche  Wille  wider  eine  Sache 


Und  dennoch  beklagst  dn  dich,  dati  wir  dfr  mehr  abgencnmen  ab  deinem  armen  Nach- 
barn; dtt  blltesi  doch,  da  da  reicher  bist  (xnmal  an  Himgesplnnsten),  das  Ding  nnter 
deinem  Werthe  erhalten.  Vierter  Widerapmch.  —  Soll  nun  der  Werth  gar  ani- 
achlteaalieh  aas  dem  Vergleiche  der  Dinge  im  Tausche  herrorgehen,  so  wird  die 
Fraxia  Srgerlich  und  kehrt  der  Theorie  den  Rücken,  indem  sie  -*  an  die  SkschMs- 
krlien  denkend  —  zwischen  den  Zihnen  mnrmelk,  was  die  Znchtmeisterin  der  Theo- 
rie, die  Logik,  laat  sagt:  Das  ist  Unsinn,  denn  hier  handelt  es  steh  blas  um  Ob- 
jecto. Bin  Object.abor  ohne  Snbject  ist  —  ein  Mctser  ohne  Klinge,  an  welchem 
der  Stiel  feUt.    Fanftor  Widerspradi.  -- 

16)  „Kamen,  welche  der  Form  nadi  positiv  sind,  sind  in  Wirklichkeit  hinig 
negativ,  und  andere  sind  wirklich  positiTi  obgleich  ihre  Form  negatlT  ist.  Das  Wort 
unbequem  i.  B.  drückt  nicht  die  blosse  Abwesenheit  der  Bequemlichkeit  ans,  es 
drftckt  ein  poaltiTes  Attribut  aus,  das,  die  Ursache  Ton  Betrübniss  oder  Belustigung 
tu  oofai»  Somit  boteichnot  das  Wort  unbequem,  ungeachtet  seiner  negatiren  Form, 
Alökt  die  blosse  Abwesenheit  von  Anndimlichkelt,  sondern  einen  geringen  Grad  von 
dem,  was  durch  du  Wort  ickmorthaft  ausgedrOdtt  wird,  ein  Wort,  das,  wie 
kaum  Bithig  tu  stgen,  foiitif  Ist    Auf  der  anderen  Seito  Ist  trige  dn  Wort, 
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gerichtet,  und  diese  tauglich  ist,  ihm  zuwider  za  seia,  wob^i  die  ne« 
gativen  Momente  ebenfalls  in  Betracht  kommen,  insofei*n  der  Wider* 
Wille  von  einer  gewissen  Aufwandsfähigkeit,  sich  zu  bethätigen,  abhängt, 
die  Tauglichkeit  der  Sache  den  Widerwillen  zu  erregen  die  Möglichkeit 
der  Ueberwindung  lässt. 

Es  ist  also  der  Unwerth  das  Gegentheil  des .  Werthes.  Ich  habe 
ihn  hier  angeführt,  um  daran  gewissermaassen  eine  Eechnungagrobe  z^ 
machen.  War  das  Princip  richtig,  nach  dem  ich  den  Werth  oonstruirte, 
so  musste  sich  auch  sein  Gegentheil  analog  daraus  ableiten  lassen.  .   . 

§.6.  

Die  Anwendung  des  WertHbegriffes. 

Ich  habe  in  meiner  Definition  des  Werthes  den .  Vergleich  der 
Dinge  mit  einander  als  nothwendiges  Zubehör  dei*selben  antidpirt;  /es 
liegt  mir  daher  ob,  seine  Nothwendigkeit  zu  erweisen. 

Eine  Schätzung  ohne  Vergleich  ist  schlechterdings  eine  Unmöglichr 
keit.  »Jeder  Werth  ist  eine  Vergleichungsgrösse ,  ja  er  steht  noth- 
wendig  in  doppelter  Belation:  denn  erstlich  ist  er  relativ»  ind?4n 
er  für  Jemanden  ist,  und  zweitens  ist  er  komparativ,  indem  er.  im 
Vergleiche  mit  etwas  Anderem,  wonach  er  geschätzt  wird,  ist  AussißK 
diesen  zwei  Relationen  gesetzt,  verliert  der  Werth  allen  Sinn  und*  a)le 
Bedeutung  ^^).  Es  mag  dieses  im  ersten  Aug^blicke  ^befremd^u;  im 
Grunde  genommen  folgt  es  ganz  von  selber  schon  aus  dem  Vprh^- 
gehenden. 

Wie  wir  gesehen  haben,  ist  das  Verhältniss  eines  Dinges  pm 
Menschen,  welches  durch  des  ersteren  Tauglichkeit,  dem  m^iacUicben 
Willen  zu  dienen,  entsteht,  keineswegs  schon  der  Werth  gelber.  Eben 
weil  die  Werthfactoren  nicht  absolut,  sondern  nur  relativ  auf  ein  be- 
stimmtes Individuum ,  ausserdem  nur  insoweit  wirken ,  als  sie  erkanut. 
sind,  so  kann  nur  das  Urtheil  dieses  Individuums  den  Werth  .selber 
erzeugen.  In  der  That,  bis  dieses  Urtheil  erfolge,  ist  es  noch  immer 
zweifelhaft,  ob  ein  Werthverhältniss  oder  das  Gegentheil  vorliegt,  ob 
der  Werth  oder  der  Unwerth  das  Ergebniss  des  Urtheiles  ist  Es  muss 
also  die  Schätzung  dem  Werthe  vorhergehen;  nur  als  deren  Product 
ist  dieser  denkbar.    Vergegenwärtigen  wir  uns  aber  den  Begriff  der 


welche«,  ebglekh  der  Form  nach  positiv,  Nichte  ausdrückt,  als  was  entweder  durch 
die  Redensart  nicht-arbeitend,  oder  durch  nicht  aufgelegt  lu  arbeiten 
gemeint  ist;  ebenso  ist  nüclitern  gleichbedeutend  mit  nicht-trunken^  oder  nicht 
betrunken.'*    J.  S.  Mill,  Logik,  S.  48  Deutsch.  Braunschweig  1862. 
17)  Arthur  Schopenhauer  a.  a.  0.  9.  163. 

IV.  12 


/ 
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Sdiätcung»  so  besteht  derselbe  in  dem  Anlegen  eines  Maassstabes  an 
einen  Gegenstand.    An  sich  selber  kann  nichts  gemessen  werden.    Das 
Heranziehen  von  etwas  Anderem  zum  Behufe  der  Messung  ist  ein  Ver- 
gleichen. Alles  Schätzen  ist  daher  ein  Vergleich  zweier  Dinge  mit  ein- 
ander, und  der  Werth  eines  Gegenstandes  existirt  nur  durch  und  im 
Vergleiche  mit  dem  Werthe  eines  anderen.    Es  würde  der  ohne  Ver- 
gleich gedachte  Werth  ein  Begri£f  ohne  Inhalt  sein,  ein  absolutes  x, 
d.  h.  ein  solches,  welches  in  keiner  Weise  zu  ermitteln  stünde,  eine 
Grösse,  von  der  man  nicht  wüsste,  ob  sie  klein  oder  gross  wäre,  ein 
ßahmen^  der  nichts  umfasste.    Es  ist  nicht  der  Zweck  des  Werthes, 
einen  seiner  Factoren   zu    kennzeichnen,    also    z.  B.  unsere  Lieb- 
haberei für  etwas,  oder  besondere  Eigenschaften,  Brauchbarkeiten  der 
Dinge)  oder  die  Schwierigkeit  ihrer  Erlangung;  für  dieses  Alles  haben 
wir  schon  die  bezeichnenden  Begriffe;   sondern  das  ganze  Verhältniss 
zu  verdeutlichen,  zu  vergegenwärtigen,  in  welchem  die  Objecte  zum 
Schätzungssubjecte  stdien.     Es    lässt  sich  ein  WerthverhSitniss  aber 
nur  durch  sein  Gegentheil  deutlich  machen,   denn  das  Sondern  des 
Verschiedenartigen  und  das  Vereinen  des  Gleichartigen  ist  die  Methode» 
worin  sich  alles  richtige  Denken  bewegt  ^^).    So  gut  wie  der  Begriff 
des  Süssen  erst  durch  den  des  Sauern ,  der  des  Bittem  durch  den  des 
Milden,  der  des  Rauhen  durch  den  des  Glatten,  der  des  Rohen  durch 
den  des  Feinen,   der  des  Starken  durch  den  des  Schwachen  verständ- 
lich wird,  so  gut  ist  der  Werth  nur  durch  seinen  G^ensatz,  den  Un- 
werth,  erkennbar.    Ist  aber  der  Werth  überhaupt  nur  an  seinem  Ge- 
gentheile  erkennbar ,  so  lässt  sich  ein  besonderer  Werth  nur  im  Unter- 
schiede von  einem  anderen  erkennen.    Das  Finden  eines  Unterschiedes 
setzt  aber  ein  Unterscheiden  voraus,  und  dieses  Unterscheiden  ist  eben 
ein  Vergleich.    Wäre  kein  Vergleich  bei  der  Wertlischätzung  nöthig, 
so  würde  überall  kein  Streit  über  die  Höhe  des  Wertbes  eines  Gegen- 
standes entstehen,  denn  in  dem  Falle  gäbe  es  beim  Werthe  weder 
hoch  noch  niedrig,  ja,  es  gäbe  gar  keinen  Werth,  denn  dieser  dient 
offenbar  nur  dazu,  die  Unterschiede  der  Verhältnisse  zu  bezeichnen. 


18)  |,KaDt  Uhrt,  dass  beide  Gesetze  (das  der  Homogeneitit :  entia  praeter  ne* 
cessitalem  non  esse  multiplicanda ,  und  das  der  Specificalion:  enlium  ?arielales  nen 
temere  esse  minuendas)  transscendenlale ,  Uebereinslimmung  der  Dinge  mit  sich  a 
priori  postulirende  GrundsStze  der  Vernunft  seien,  und  Plato  sclieint  dasselbe  auf 
seine  Weise  aussudradcen,  indem  er  sagt,  diese  Regeln,  denen  alle  Wissenschaft 
ihre  Entstehung  verdanke,  sejen  sugleich  mit  dem  Feuer  des  Prometheus  TOm 
Gdltersitze  «i  uns  herabgetrorfen.*'  Schopenliauer,  Die  vierfache  Wurzel  des 
Salzes  vom  zureichenden  Grunde  $.  i.    Frankfurt  1847. 
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worin  die  Dinge  zu  uns  stehen.    GäbS  es  auf  der  Erde  nur  einen 
Gegenstand  in  stets  gleicher  Beschaffenheit,  so  wtirde  der  Werth  so 
gut  aufhören  wie  alle  Eigenschaften.   Selbst  die  Eigenschaft  des  einen 
Gegenstandes  würde  nicht  erkannt  werden.   Die  Menschen  würden  sich 
physisch  vielleicht  sehr  wohl  fühlen,  wenn  der  betreffende  Gegenstand 
sie  leiblich  befiiedigte,   aber  das  Unterscheiden  hätte  ein  Ende,  weil 
es  nichts  mehr  zu  unterscheiden  gäbe ; ;  in  Folge  dessen  würde  auch 
das  Denken  über  die  Natur  aufhören;    es  müsste  sich  alle  geistige 
Tliätigkeit  dem  Studium  des  Menschen  zuwenden,  und  warum?  weil 
hier  noch  Unterschiede  wären.    Diese  sind  es  allein,   um  welche  sich 
das  Denken  dreht,  deren  Auffindung  Urtheil  zeigt ;  ein  Begriff,  welcher  ( 
das  Product  eines  Urtheiles  ist ,  wird  daher  ohne  die  Unterscheidung, ' 
worin  alles  Urtheilen  überhaupt  besteht,  zur  Unmöglichkeit,  und  der  r 
Werth  eines  Dinges  ist  nur  im  Vergleiche  mit  dem  eines  anderen  denk-  i 
bar.    Schon  die  blosse  Erwähnung ,  dass  ein  Ding  Werth  habe ,  ruft  i 
unwillkürlich  die  Frage  hervor :  welchen  ?  Der  Werth  muss  angegeben,  < 
bezeichnet  werden  können;  wie  soll  das  aber  geschehen,  wenn  nicht, 
der  Werth  anderer  Sachen  zu  Hülfe  gerufen,  die  eine  Grösse  an  der 
anderen  erklärt  wird?    Und   zwar  muss  es  eine  gleichartige  Grösse 
und  deshalb  ein  anderer  Werth  sein.    Mit  einer  Eigenschaft  lässt  sich 
der  Werth  so  wenig  vergleichen,  wie  der  Geruch  eines  Veilchens  mit 
einem  Kirchthurme. 

§.6. 
Fortsetzung. 

Trotz  der  Individualität  des  Werthes,  welche  also  den  einzelnen 
Menschen  volle  Freiheit  lässt,  bei  der  Werthschätzung  nur  ihre  eigenen 
Gefühle  und  Ansichten  in  Betracht  zu  ziehen,  wird  Jedermann  oft 
Schwierigkeit  haben,  den  Werth,  den  er  einem  Gegenstande  beil^, 
anzugeben.  »Wer  die  Wahl  hat,  hat  die  Qual«  ist  ein  Sprüchwort, 
das  in  der  Schwierigkeit  der  Schätzung  des  Verhältnisses,  worin  ein 
Gegenstand  zu  uns  steht,  seine  Quelle  hat.  Handelte  es  sich  bei  der 
Werthschätzung  nur  um  einen  der  Werthfactoren ,  so  wäre  die  Sache 
schon  leichter :  die  Aufwandsfahigkeit,  die  Schwierigkeit  der  Erlangung, 
die  Eigenschaften  der  Dinge  liessen  sich  schon  beurtheilen;  sie  treten 
ziemlidi  klar  in's  Bewusstsem;  aber  der  Verhältnisscomplex ,  die  Ge- 
sammtbeziebung  sämmtlicher  Factoren  zu  uns  macht  den  Ueberschlag 
so  misslicb.    Zumal  unser  Verlangen  nach  einem  Gegenstände'^  giebt 

19)  Das  Wort  Gegenstand  od^r  Ding  ist  im  weitesten  Sinne  zn  nehmen.  Es  soll 
nnunterscbiedlicb  aUes  Existirende  bezeichnen.    „Wenn  wir  Gelegenheit  haben,  einen 
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dem  Verstände,  bei  Beurtheilung  des  Werthea,  iiras  zu  rathen  auf. 
Nicht  alleiQ,  dass  es  an  sich  \vandelbar,  häufig  undeutlich  ist  und  des- 
halb nur  mangelhaft  in's  Bewusstsein  tritt,  es  verdunkelt,  übertölpelt 
den  Verstand ,  und  Mancher  kommt  von  einer  Werthschätzung  zurück, 
die  er  wenige  Augenblicke  vorher  für  sehr  dauerhaft  gehalten  hat.  In 
der  That,  es  wird  derjenige,  welcher  sich  befragt,  wie  es  ihm  im 
Leben  mit  seinen  Werthschätzungen  ergangen  ist,  zur  Erschütterung 
seines  Glaubens,  diese  in  thesi  als  absolut  veitheidigen  zu  können, 
keiner  langen  Beweisführung  bedürfen^).  Wer  noch  keine  Erfahrungen 
der  Art  gemacht' hat,  braucht  nur  in  den  ersten  besten  Modewaaren- 
laden  zu  gehen,  um  zu  sehen,  wie  das  Verlangen  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Wahl  hin  und  her  gezerrt  wird.  Bald  soll  es  dieses, 
bald  jenes  Stück  sein,  bald  ein  Tuch  oder  auch  lieber  ein  Shawl;  das 
da  ist  zu  roth,  das  andere  zu  gelb,  und  endlich  geht  der  Käufer  — 
öfter  wohl  noch  die  Käuferin  —  fort,  um  —  sich  zu  besinnen.  Ja, 
wenn  es  das  Verlangen,  das  Wünschen  allein  wäre,  worauf  es  bei  dem 
Werthe  ankommt,  so  ginge  es  noch,  aber  hinter  beiden  lauert  stets 
die  Aufwandsfäbigkeit  mit  kaltem,  unbarmherzigem  Griffe,  um  den 
\  Menschen  stets  zu  erinnern,  dass  es  ein  Ding  giebt,  welches  Wirth- 
Schaft  heisst. 


Namen  anzuwenden,   der  als  Gegensatz  za  dem  Nichtsein  oder  Nichts  aUes  zu  be- 
zeichnen im  Stande  ist,  was  exislirt,  so  giebt   es  kaum   ein  für  diesen  Zweck  ?er- 
wendbares  Wort,  welches  nicht  auch,  und  zwar  noch  gewöhnlicher,  in  ein^m  solchen 
Sinne  genommen  wird ,   dass  es  nur  Substanzen   bezeichnet.    Aber  die  Substanzen 
sind  nicht  Alles,  was  existirl ;  die  Gefühle  eiistiren  ebenfalls.    Wenn  wir  aber  von 
einem  Gegenstande  oder  ?on  einem  Dinge  sprechen,   so  setzt  man  fast  immer 
voraus,  daiiS  wir  eine  Substanz  damit  meinen.'*  (Mill,  Logik.)   Das  Wort  „Wesen, 
ursprünglich  der  Infinitiv  eines  Zeitwortes,  ist,  so  sonderbar  dies  auch  aussiebt,  noch 
vollständiger   als   das  Wort  Ding   für   den   Zweck  Verderben ,   für  den   es  besonders 
gemacht  schicn*S    (Ebend.  S.  57.)    Im  Sinne  dieser  Abhandlung  hat  das  Wort  Ding 
und  das  Wort  Gegenstand  die  weitere  Bedeutung. 

20)  „Kant  (Rosenkranz)  Bd.  Vill  S.  ö4  deßnirt  Wurde  als  „„einen  unbedingten, 
unvergleichbaren  Werlli'*^^   Dies  ist  eine  Erklärung,  die  durch  ihren  erliabenen  Klang 
d<>rmaa>sen  imponirt,  dass  nicht  leicht  Einer  sich  untersteht,  heranzutreten,  um  sie 
in  der  Nähe  zu  untersuchen,  wo  er  dann  finden  würde,  dass  eben  auch  sie  nur  eine 
hoble  Hyperbel  ist,  in  deren  Innerem,  als  nagender  Wurm,  die  Contradictio  in  ad- 
Jecto  nistet.    Jeder  Werlh   ist  die  Schätzung  einer  Saclie  Im   Yergleich  mit  einer 
anderen,   also  ein  Vergleicliungsbegriff,  mithin  relativ,   und  diese  Relativität  macht 
eben  das  Wesen  des  Begriffes  Werth  aus  ......    Ein  unvergleichbarer,  unbedingter, 

absoluter  Werth,  dergleichen  die  Würde  sein  soll,  ist  demnach,  wie  so  vieles  in  der 
Philosophie,  die  mit  Worten  gestellte  Aufgabe  zu  einem  Gedanken,  der  sich  gar 
niiht  denken  lässt,  so  wenig  wie  die  h&chste  Zahl  oder  der  grösste  Raum.'*  Scho- 
penhauer, Ethik  S.  169. 


/v- 
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Die  Art  der  Motive,  welche  bei  der  WerthsehätzuDg  wirken,  ist 
für  den  Werthbegrifif  an  sich  selbstverständlich  gleichgültig.  Man  müsste 
alle  denkbaren  Veranlassungen  zur  Wertfaschätzung  aufsuchen,  wollte 
man  danach  den  Werth  classificiren ,  und  obenein  hätte  man  dadurch 
nichts  erläutert,  denn,  sobald  ein  Gegenstand  aus  der  einen  Hand  in 
die  andere  geht,  sind  wieder  andere  Motive  der  Werthschätzung  da; 
Die  Lehrbücher  haben  allerdings  schon  eine  erstaunliche  Anzahl  Werth- 
arten zusammengebracht  und  wenn  sie  so  fleissig  fortfahren,  so  kön- 
nen sie  es  darin  weit  bringen  2^).    Auch  die  Höhe  der  Werthschätzung 

I  hängt  nicht  von  der  Art  der  Motive  ab;  daraus,  dass  ich  eine  Sache 
des  Tauschens  halber,  die  andere  des  Gebrauches  halber  zu  haben 

•  wünsche,  geht  noch  nicht  hervor,  welche  ich  höher  schätze.  Allein  die 
Stärke  der  Motive  entscheidet  über  die  Höhe  der  Werthschätzung. - 
Um  dieselbe  aber  zu  beurtheilen,  muss  man  das  ganze  Werthverhältniss, 
nicht  nur  dessen  einzelne  Factoren  vor  Augen  haben;  es  üben  diese 
nur  in  ihrer  Zusammensetzung  ihren  Einfluss  auf  den  Werth  aus.  Es 
steigt  z.  B.  das  Korn  in  Jahren  magerer  Ernte  weit  bölier,  als  es  im 
Verhältnisse  zum  Ertragsminus  erwartet  werden  sollte^);  zugleich  er- 
fahren die  Getreidefactoren  geringerer  Qualität  verhältnissmässig  eine 
stärkere  Steigerung  als  die  besseren.  Diese  Erscheinung,  welche  sich 
aus  keiner  der  bisherigen  Werththeorieen  erklären  lässt,  stimmt  mit 
meiner  Definition  vollkommen,  denn  das  Verhältniss  des  Brodkomes 
zu  uns  nach  fetten  Ernten  ist  von  demjenigen,  worin  es  nach  mageren 

21)  Bau  zählt  auf:  1)  den  Gebrauchswerth  oder  Werlh  im  engeren  Sinne, 
davon  a)  unmittelbaren  Gebrauchswerth  oder  Genusswerth,  b)  Erzeugungsn-ertb; 
2)  den  VerkehrgwerUi ,  wovon  der  Tauschwertfa  wieder  eine  bescliränkto  Abtheilung 
bildet ;  S)  einen  Gatlungs-  od«r  abatracien  Werth ;  4>  einen  concreten  WerUi  (welch« 
beiden  wieder  Unterabtheilungen  des  Gebrauchswerthea  sind,  sowie  die  folgenden); 
5)  einen  AflTectionswerlh ;  b)  einen  aligemeinen;  7)  einen  besonderen;  8)  einen  in- 
dividuellen Werlh;  er  ist  aber  der  Meinung  (Anm.  a.  S.  79  a.  a.  C),  dass  die  Unter- 
acheidung  Beccaria'a  in  absoluten  und  relativen  Werlh  „nieht  ganz  passend*'  sei« 
Knies,  Die  nalionalOkonomisclie  Lehre  vom  Werthe,  in  der  Tübinger  ZeilBchrtft 
f&r  die  gea.  Slaaisw.  Jahrg.  1S55  S.  468  f.  hat  die  Wisaeiiachaft  attsaerden  noch 
um  einen  StoffwerUi,  einen  Formwerth  und  einen  Oriarerth  ,  btreUhert.  Simplex 
aigillum  veri! 

22)  „So  ergaben  z.  B.  in  England  die  Ernten  der  Jahre  1795  und  1796  einen 
Attafall  von  V$  des  Durchschnittsgewinnea;  der  Preis  aber  stieg  keineswegs  nur  um 
12  bis  13  ProCf  sondern  von  48  Schill.  11  Den.  auf  75  Schill.  8  Den.  (Toolce). 
Bcrselbe  TooUe  liat  zu  wiederholten  Malen  beobachAel,  daas  die  Rornpreise  Eng- 
landa  um  100.  bis  .200  Proc.  in  die  H5b«  gingen,  wenn  <ler  Erntebetrag  nur  Vt  btq 
Vs  unter  deni  Durchschnitte  gewesen  war,  und  frendlB  Zufubr  auch  dieses  Minus 
BO<k  gemiUert  hatte.*'  Röscher,  Veber  Kornbandel  nnd  Theuetungapolitik.  Stutl- 
gart  und  Tübingen  1852.    S.  2;  . . 
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zu  uns  steht,  nicht  in  Proportion  zu  dem  Erntequantom  verschieden. 
Wenn  Nahrungsmittel  reichlich  vorhanden  sind,  so  begehren  wir  sie 
der  Ernährung  halber ;  sie  sind  in  der  That  nur  hierzu  tauglich ;  wenn 
sie  dahingegen  selten  sind,  so  begehren  wir  sie  der  Erhaltung  des 
Lebens  halber.  Es  tritt  also  ein  viel  stärkeres  Motiv  ein,  welches 
einen  Einfluss  auf  die  Wcrthschätzung  gewinnen  kann,  der  ganz  ausser 
VerhSltniss  zum  Emteminus  steht.  Und  zwar  ist  dieses  Motiv  keines- 
wegs willkürlich.  Die  grossen  Yorräthe  von  Getreide  waren  ungeschickt 
zur  Errettung  de^  Lebens,  denn  ihnen  gegenüber  kam  das  Leben  nicht 
in  Gefahr;  sie  dienten  nur  zur  Ernährung;  erst  der  wirkliche  oder 
geglaubte  Mangel  machte  das  Getreide  zum  Mittel  der  Erhaltung  des 
Lebens  und  dadurch  ausser  Verhältniss  zu  den  vorhandenen  Quantitäten 
werthgeschätzt^).  Es  gehen  die  Begriffe  der  Ernährung  und  der  Er- 
haltung des  Lebens  allerdings  in  einander  über,  aber  sie  sind  dennoch 
verschieden.  Austern  uud  Rheinwein  dienen  jedenfalls  zur  Ernährung, 
aber  es  wird  unter  gewöhnlichen  Umständen  Niemanden  geglaubt  werden, 
der  sie  als  seine  Lebensretter  bezeichnet.  Wenn  aber  ein  Kranker 
keine  andere  Speise  als  Austern  vertragen  kann,  so  dienen  diese  aller- 
dings der  Erhaltung  seines  Lebens;  sie  sind  dann  die  ultima  ratio, 
was  sie  bei  dem  Gesunden  nicht  waren.  So  wird  Jemand,  auch  wenn 
er  sehr  hungerig  ist,  ein  ihm  angebotenes  Mittagsessen  in  dem  Falle 
geringschätzen,  wo  er  sicher  ist,  dass  ihm  ein  opulenteres  Mahl  bevor- 
steht; er  wird  aber  hohen  Werth  darauf  legen,  wenn  er  befürchten 
muss,  nichts  Anderes  zu  erhalten.  Es  muss  also,  will  man  die  Wcrth- 
schätzung beurtheilen ,  stets  das  ganze  Verhältniss  des  Schätzungs- 
objectes  in  Betracht  gezogen  werden.  Eben  weil  dieses  ganze  Ver- 
hältniss in  Frage  kommt,  steigen  die  geringen  Qualitäten  des  Getreides 
nach  mageren  Ernten  verhältnissmässig  stärker  als  die  besseren;  denn 
das  blosse  Verlangen  nach  den  Dingen  oder  deren  Beschaffenheit  ent- 
scheidet nicht  allein  über  den  Werth,  sondern  auch  die  Schwierigkeit 


23)  Koscher  sagt:  „Mit  der  grSsscren  Unenlbehrlichkeit  des  Kornes  bingt 
es  «luamiii^D ,  dass  wohl  bei  keiner  anderen  Waaro  die  blosse  Furcht 
eines  zukünftigen  Mangels  so  gewaltig  auf  die  Preise  wirkt^*. 
(Ueber  Kornhandel  und  Theuerungspolilik.  Stuttgart  185S.  8.6.)  Er  nennt  aber  doch 
„den  Grad  jener  Brauchbarkeit,  welche  einen  Gegenstand  luin  Gute  erhebt^  .... 
den  Werth  desselben^*  (Systeno  I.  S.  5) ,  wozu  er  allerdings  weiter  unten  (S.  9)  die 
Bemerkung  macht:  „Wir  dürfen  ja  überhaupt  den  Gebrauchswertb  nicht  als  inhirenle 
Eigenschaft  der  Güter  selbst  ansehen;  er  besteht  eben  nur  in  einem  yerhiltnisse 
ihrer  Eigenschaften  zu  den  Bedürfnissen  der  Menschen*'  (was  bekanntlich  den  Werth 
auch  noch  nicht  ausmacht):  also  giebt  Röscher  eine  Definition,  Tor  der  er  selber 
warnt  $  man  soH  sie  nicht  so  Terstehen ,  wie  sie  lautet. 
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ihrer  Erlangung  gegenüber  der  Aufwandsfidiigkeit.  Eine  etwas  grössere 
Qaantitftt  des  schlechteren  Kornes  wd,  nach  käi^gliehen  Ernten,  von 
der  Mehrzahl  der  Menschen  deshalb  höher  geschätzt  als  eine  kleinere 
des  besseren,  wenn  auch  früher  das  Verhältniss  nicht  das  gleiche  war. 
Ebenso  wie  das  ganze  Verhältniss  eines  Gegenstandes  zum  Men- 

*  sehen  bei  der  Werthschätzung  in  Betracht  kommen  mnss,  ebenso  müssen 
in  jedem  W.erthverhältnisse  alle  vier  Werthfactoren  enthalten  sein. 
Kant  ist  daher  im  Irrthume,  wenn  er  annimmt,  dass  der  Werth  eines 
sog.  Andenkens  (eine  zum  Andenken  gegebene  Sache)  nicht  in  der 
Sache  selbst,  sondern  nur  in  dem  Schätzenden  liege '^).  Es  kommt  aller- 
dings bei  der  Werthschätzung  die  Beschaffenheit  desselben  an  sich 
nicht  in  Betracht;  es  ist  einerlei,  ob  es  ein  Handschuh  oder  ein  Buch 
ist,  aber  es  kommt  sehr  wesentlich  in  Betracht,  unter  welchen  Um- 
ständen der  Gegenstand  früher  existirt  hat  Diese  Umstände  werden 
in  dem  Gegenstande  gleichsam  verkörpert  und  deshalb  verknüpft  der 
Besitzer  Ideen  damit,  welche  das  subjective  Motiv  der  Werthschätzung 
sind.  Sobald  der  Gegenstand  verloren  ginge,  könnte  er  nur  durch 
einen  anderen,  der  eine  gleiche  Yergaugenheit  gehabt  hätte,  ersetzt 
werden,  und  zwar  müsste  er  auch  unter  denselben  Umständen  erworben 
werden,  denn  auch  diese  sind  von  Belang;  gerade  sie  können  bei  dem 
Andenken  von  Bedeutung  werden.  Die  Schwierigkeit  der  Erlangung 
eines  Andenkens  hat  schon  als  wichtiger  Factor  mancher  Werthschätzung 
figurirt,  und,  so  verschieden  das  an  den  Gegenstand  geknüpfte  Auf- 

'  wandserforderniss  ist,  so  verschieden,  wird  man  zugeben,  ist  die  Auf- 
wandsfähigkeit, welche  dem  Verlangen  nach  einem  Zeichen  der  Er- 
ümerung  zu  Gebote  steht;  auch  fühlt  man  sofort  durch,  welchen  Ein- 
fluss  diese  bei  Beurtheilung  jener  ausüben  mussl 

Ebenso  wird  es  bei  der  Werthschätzung  d^  Liebe,  der  Freund- 
schaft, der  Achtung,  kurz  aller  immateriellen  Dinge  sein.  Es  kommen 
stets  alle  vier  Factoren  der  Werthschätzung  in  Betracht.  Selbst  bei 
der  Werthschätzung  einer  Person  als  solcher,  ohne  Rüdesicht  auf  deren 
Willensäusserungen  —  ein  Fall,  der  wohl  nur  bei  Eltern  in  Bezug 
auf  ihre  Kinder  und  umgekehrt,  vielleicht  bei  nahen  Verwandten  denk- 
bar ist  —  sind  dieselben  nachzuweisen,  denn  selbstverständlich  kann 
der  auf  eine  Person  gerichtete  Wille,  dem  gegenüber  sich  diese  ganz 
negativ  verhält,  nur  auf  das  Dasein,  das  Lebea  derselben,  gerichtet 
wn.  Diesem  Willen  zu  dienen,  ist  das  Object  ganz  geeigneft ;  es  bietet 

24)  Kam  worfelt  abrigens  Werth  and  Preii  dennaassen  durch  ainMder,  dass 
naa  daraus  auf  sine  sehr  oberflächlich«  Aufdissang  beider  Begriffe  schUesaeii  darf. 
Rcsenkraas  Bd.  Till  8.  Sd. 
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aber  ebenfalls  Sdiwierigkeiten  der  Erlangang,  ein  Aufwandserfordemiss, 
dar,  Trie  denn  auch  die  demselben  g^enüberstehende  Aufwandsfahig* 
keit  nicht  unwesentlich  das  Verlangen  nach  der  Fortdauer  des  Daseins 
einer  Person  modificiren  kann! 

Was  den  Ausdruck  anbetrifft,  welchen  man  dem  Werthe.  d.  h. 
seiner  Höhe,  geben,  wie  man  diese  bezeichnen  will,  ist  natürlich 
Jedermanns  eigene  Sache.  Da  der  Werth  individuell  ist,  so  kann 
Jeder  nur  selber  sagen,  was  ihm  eine  Sache  werth  ist  Nur  spreche 
man  nicht  von  unvergleichlichem  Werthe.  Man  kann  eine  Sache,  die 
Idebe  Jemandes  etwa,  hoher  schätzen  als  die  ganze  übrige  Wdt  zu- 
sammengenommen, aber  man  kann  ihr  keinen  absoluten  Werth  beilegen, 
dena  eben  durch  den  Vergleich  entstand  erst  der  Werth  2^). 

In  der  Wirthschaft,  werden  wir  sehen,  hat  man  dem  Misslichen, 
welches  für  den  Werthbegriff  in  seinen  subjectiven  Bestandtheilen  liegt, 
durch  den  Preis  abgeholfen,  ein  Begriff,  mit  dem  sich,  weil  er  concreter 
ist,  leichter  operiren  lässt.  Ich  habe  aber  um  so  mehr  Veranlassung 
genommen,  dem  Werthbegriffe  bis  zu  seiner  untersten  Gedankenwurzel 
nachzuspüren,  als  die  bisherigen  Werththeorieen  mir  hauptsächlich 
daran  zu  leiden  schienen,  dass  sie  den  genetischen  Connex  zwischen 
Werth  und  Preis  verfehlten.  Dieser  konnte  aber  nur  aus  einer  ein- 
gehenden Erörterung  des  Werthbegriffes  folgen. 

Was  kann  Gegenstand  der  Werthschätzung  sein? 

Die  Antwort  hierauf  liegt  gewissermaassen  schon  in  der  Frage  selbst, 
denn  es  kann  nur  ein  Schätzungsobject  Gegenstand  der  Werthschätzung 
sein.  £s  erscheint  daher  last  müssig,  diese  Frage  überhaupt  aufzu- 
werfen,  die  Lehrbfleher  sind  aber  über  diesen  Punkt  so  unbestimmt, 
dass  es  nicht  überflüssig  sein  kann,  die  Unmöglichkeit  der  Werth- 
Bcfiätzuiig.  von  etwas  Anderem  als  einem  Schätzungs  objecto  hervor^ 
zuheben.  Es  ist  durchaus  unthunlich,  von  dem  Werthe,  welchen  das 
Subject  für  sich,  selber  habe ,  zu  reden«  Denn  indem  das  Subject  sich 
selber  schätzt,  hört  es  auf,  Subject  zu  sein,  weil  es  sidi  durch  die 

Schätzung  selber  zum  Objecte  macht    Es  kann  seiner  selbst  als  Sub- 

•   .   . . 

'  '267  ImnitkerieilA  Outer  werden  init  maierielleB »  d.  b»  der  Wertb  beider,  ifler 
vtf^Uth^ji,  lUa  man-^lau^  Hb  babe  arme  Leute,  wenn  ilinen  ein  Stück  Yieb  ge* 
stoibrn  war,  öfters  klagen  boren:  Wel  hebtet  doch  so  veeJe  Kinder,  un  nicb  eia- 
mal  l)at  de  leef e  €roU  vn»  ein  »feiK^nien"  .(statt  des  Scbweinea  od^r.  ^r  Zfege). 
Und  w«r  diMea  für -eine  Verircungder  >'atur  bäU|  den  erinnere  iqhran.  den  Antr 
sprucb  des  ersten  Napoleon,  dass  jeder  Menscb  seinen.  Preis  babe  (an  erlMufan  aeO* 
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jectes  fdr  die  Scbätzimg  also  gar  Dicht  habhaft  werden.  Dasjenige, 
Was  zu  der  Annahme  verleitet^  als  könne  eine  Werthschätzung.  des 
eigenen  Selbst  stattfinden,  ist  nar  der  Umstand,  dass  Jeder  sich  im 
Gehirne  seiner  Subjectivität  bewosst  wird  und  nun  vom  übrigen  Men- 
schen so  sehr  abstrahirt,  dass  er  ihn  wie  etwas  ihm  Fremdes  auffasst. 
Denn  da  unser  Gehirn  sowohl  ein  äusseres  als  ein  inneres  Erkennt- 
nissvermögen enthält,  so  ist  ihm  der  Wille  im  Inneren  ebensowohl  £r- 
kenntnissobject  wie  die  äussere  Natur 2*).  Von  einer  Schätzung  dieser 
"Willensregungen  kann  aber  selbstverständlich  nicht  die  Rede  sein,  weil 
das  Erkenntnissvermögen  vollständig  inhaltslos,  ein  Instrument  des 
Willens  ist.  Es  ist  das  Erkenntnissvermögen  gleichsam  der  Indi£ferenz- 

26)  „Demaacb  erkennt  das  Subject  sich  nur  als  ein  Wollendes,  nicht  aber 
als  ein  Erltenn  endes.  Denn  das  vorstellende  Ich,  das  Subject  deS' Erkennens, 
kann,  da  es,  als  nolhwendiges  Korrelat  aller  Vorslellangen ,  Bedingung  derselben 
ist,  nie  selbst  Vorstellung  oder  Object  werden,  sondern  von  ihr  gilt  der  schSne  Aus- 
spruch des  heiligen Upanischad :  Id  videndum  non.est:  oinnia  videt;  et  id  audiendum 
non  est:  omnia  audlt;  sciendum  non  est:  onmia  seit;  intelligendum  tion  est:  oninia 
intelligit;  Praeter  id,  yidens,  et  sciens,  et  audiens,  et  intelligens  ens  aliud  non  est*'. 
—  Oupnekhat  yol.  I  p.  202.  „Daher  also  giebt  es  kein  Erkennen  des  Erkennens; 
weil  dazu  erfordert  würde,  dass  das  Sabject  sich  Tom  Erkennen  trennte  und  nun 
doch  das  Erkennen  erkennte ,  was  unmöglich  ist." 

„Anf  den  Einwand:  „n^^^  erkenne  nicht  nur,  sondern  ich  weiss  doch  auch, 
dass  ich  erkenne"'^,  würde  ich  antworten:  Dein  Wissen  yon  deinem  Erkennen  ist 
Yon  deinem  Erkennen  nur  im  Ausdrucke  unlerschieden.  „„Ich  weiss,  dass  ich  er- 
kenne'* *S  sagt  nicht  mehr,  als  „„Ich  erkenne**",  und  dieses,  so  ohne  weitere  Be- 
stimmung, sagt  nicht  mehr  als  „„Ich**".  Wenn  dein  Erkennen  und  dein  Wissen  Ton 
diesem  Erkennen  zweierlei  sind,  so  versuche  nur  ein  Mal  jedes  fOr  sich  allein  su 
haben,  jetzt  zu  erkennen,  ohne  darum  zu  wissen,  und  jetzt  wieder  blos  vom  Er- 
kennen zu  wissen,  ohne  dass  dieses  VITissen  zugleich  wieder  das  Erkennen  sei. 
Freilich  llsst  sich  von  allem  besonderen  Erkennen  abstrahiren  und  so  zu  dem 
Satze  „„Ich  erkenne*^"  gelangen,  welches  die  letzte  uns  mögliche  Abslraction  ist, 
aber  identisch  mit  dem  Satze  „„Ffir  mich  sind  Objecto***'  und  dieser  identisch  mit 
dem  „„Ich  bin  Subject***«,  welcher  nicht  mehr  enthalt  als  das  blosse  „„Ich****. 
Schopenhauer,  Die  viert  Wurzel  S.  136  ff.  —  „Es  ist  kein  Geringerer  als 
Hegel  gewesen,  der  die  kritische  Philosophie  mit  dem  Uiörichten  Schwimmer  ver- 
glichen und  das  bewundernswürdige  Unternehmen  auf  diese  Weise  als  ein  ungereim- 
tes hingestellt  hat. 

Bier  hat  Hegel  den  Sinn  der  kritischen  Pliilosopliie  gSnzlich  verkannt  und  mit 
«einem  wohlfeilen  Vergleiche  eine  üble  Vemirrung  angerichtet.  Das  Erkennen  mit 
dem  Schwimmen  verglichen,  um  In  dem  Hegel'schen  Vergleiche  zu  bleiben,  so 
will  Kant  das  Schwimmen  weder  lernen  noch  lehren,  sondern  erklären.  Wie  sich 
der  Physiker,  der  uns  den  Mechanismus  des  Schwimmens  und  die  Möglichkeit  dieser 
Xbalfwcbtf  aus  eSnander  setzt,  zum  schwimmenden  Körper  verhUt,  so  verbftit  sich 
Knnt  fvm  tlmtsicliliehen.  Erkennen:"  Kuno  Fische r^  Gesch.  der  Phiksophie 
ill.S.  211. 
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puDkt,  wo  sich  der  innere  Mensch  und  die  Aussenwelt  begegnen,  nnd, 
da  der  Werth  die  Unterschiede  in  den  Beziehungen  der  Gegenstände 
der  Aussenwelt  zu  uns  bezeichnen ,  angeben  soll ,  so  ist  keine  Werth- 
schätzung  einer  Willensregung,  als  solcher,  möglich,  denn  diese  sind 
wir  selber.  Es  ist  daher  auch  nicht  zu  billigen,  die  eigenen  Gaben, 
Talente,  Arbeitskraft  des  Menschen  einer  Werthschätzung  fähig  zu 
halten.  Sie  bilden  integrirende  Theile  der  Persönlichkeit,  sind  als 
solche  zum  Schätzungssubjecte  gehörig  und  nicht  Schätzungsgegenstände. 
Bei  einer  Werthschätzung  anderer  Dinge  kommen  sie  allerdings  in 
Betracht  und  zwar  als  Aufwandsfähigkeit;  dieses  liegt  schon  in  der 
Individualität  des  Werthcs.  Röscher  ist  daher  im  Irrthume,  wenn 
er  glaubt,  dass  »eine  Sängerin  ersten  Ranges  oder  ein  weltberühmter 
Arzt,  schiffbrüchig  und  nackt  in  Nordamerika  an's  Land  geworfen« 
reicher  seien,  sobald  man  sie  erkenne  als  ein  blinder  Bettler,  der 
mitfuhr  ^0-  ^  ^^^  ^^^^  ^^  ^^^^  angegebenen  Umständen  auf  Reich- 
thum  überall  nicht  schliessen.  Die  erwähnten  Begabungen  der  Leute 
sind  wirthschaftlich  nur  als  Aufwandsfähigkeit  aufzufassen.  Diese  em- 
pfängt ihre  Bedeutung  aber  erst  in  ihrem  Verhältnisse  zu  dem  sie 
begleitenden  Verlangen  und  dem  ihm  gegenüberstehenden  Aufwands- 
erfordernisse. Und  da  von  diesen  das  Verlangen,  der  Wille,  jedenfalls 
unbekannt  bleiben  muss,  so  lässt  sich  über  den  gedachten  concreten 
Fall  gar  nicht  urtheilen. 

§.  8. 
Der  Tausch. 

Wenn  aus  dem  Vorigen  sich  ergiebt,  dass  der  Werth  weder  allein 
an  den  Eigenschaften  der  Dinge  noch  an  dem  Verlangen  der  Menschen, 
sich  derselben  für  ihre  Zwecke  zu  bedienen,  noch  an  dem  Aufwands- 
erfordernisse der  Aneignung  der  Gegenstände,  gegenüber  der  mensch- 
lichen Auf  Wandsfähigkeit ,  ausschliesslich  hängt,  sondern  aus  der 
Schätzung  des  aus  diesen  Elementen  zusammengesetzten  Verhältnisses 
hervorgeht;  wenn  ausserdem  aus  den  subjectiven  Bestandtheilen  dieses 
Verhältnisses  folgt,  dass  die  Natur  desselben  nur  vom  Subjecte,  für 
welches  es  gilt ,  beurtheilt  werden  kann ,  mithin  auch  der  Werth ,  wel- 
cher das  Resultat  der  Schätzung  ist,  nur  für  das  Subject  existirt,  also 
durchaus  und  rein  individuell  ist^),  so  sehr  auch  die  Werthschätzung 

27)  A.  a.  0.  S.  4  Anoi.  2. 

28)  Hiermit  stimmt  Ra?it  flberein,  Beitrige  zur  Lehre  Tom  Oelde,  im  Archl? 
Btaatsw.  AbhandL  Labeck  1862.  Bd.  I  Heft  1 :  „Eb  ist  nicht  blas  das  Urtheil  Aber 
die  Fähigkeit  der  Sache  einem  Bedfirfniss  zu  dienen  ein  individaeUes,  sondern  es 


Die  Theori«  dea  Wcrthea.  191 

mehrerer  Individuen  übereinstimmen  mag,  so  folgt  auch:  dass  das 
Wesen  des  Tausches  in  der  Verschiedenheit  des  Werthes 
der  vertauschten  Gegenstände  beruht.  Denn,  liegt  die  Noth- 
wendigkeit  nicht  vor,  eine  Uebereinstimmung  des  Werthes  beim  Tausche 
zuzugestehen  —  und,  me  oben  gezeigt,  ist  diese  Nothwendigkeit,  wegen 
der  Individualität  des  Werthes  keineswegs  zu  beweisen  —  so  ist  aller 
Grund  vorhanden,  das  Gegentheil  anzunehmen.  Es  muss  beim  Tausche 
jedenfalls  ein  Motiv  vorliegen.  Dieses  nun  in  etwas  Anderem  suchen 
wollen  als  in  dem  Begehren,  in  ein  günstigeres  Werthverhältniss  zu 
treten,  als  das  bereits  bestehende  ist,  wäre  widersinnig.  Denn  bei  der 
Individualität  des  Werthes  ist  es  sehr  wohl  erreichbar,  dass  die  tau- 
schenden Parteien  sich  in  ihren  Wünschen  begegnen,  folglich  beide, 
in  Folge  des  Tausches,  in  ein  günstigeres  Werthverhältniss  treten,  als 
das  war,  worin  sie  vorher  standen.  Der  Tausch  wird  sich  in  der  That 
in  der  Kegel  auf  solche  F^lle  beschränken. 

Das  Princip  streitet  somit  nicht  gegen  das,  was  das  unmittelbare 
Urtheil,  bei  Beobachtung  des  täglichen  Lebens  lehrt:  nämlich  dass 
beim  Tausche  Jedermann  das  fortgiebt,  was  er  minder  gern  hat,  um 
das  zu  erlangen,  was  er  lieber  haben  möchte,  oder  worauf  er  höheren 
Werth  legen  würde.  Wenn  irgend  wo,  so  ist  dieses  im  überseeischen 
Handel,  zumal  da,  wo  noch  wirklicher  Tauschhandel  getrieben  wird, 
ersichtlich.  Die  Wissenschaft  kann  diese  so  einfache  Wahrheit  daher 
gelten  lassen,  ohne  darum  auf  deren  logische  Begründung  zu  verzichtend^). 

Indessen,  wenngleich  es  im  Wesen  des  Tausches  liegt,  dass  beide 
tauschende  Parteien  in  ein  ihnen  günstigeres  Werthverhältniss  treten, 
so  kann  dennoch  recht  wohl  der  Fall  sein,  dass  es  nur  bei  der  einen 
derselben  geschieht.  Wenn  Jemand  den  Werth  eines  Gutes  gar  nicht 
schätzt,  dieses  bedachtlos  oder  gleichgültig  gegen  ein  anderes  hingiebt, 
so  wird  er,  wenn  der  Gegner  sich  schärfer  um  das  Werthverhältniss 


kommt  auch  lediglich  daa  Bedfirfnisa  dea  Urtheileaden ,   des  Tauschendeii  in  Be- 
trachl«  (§.  1). 

29)  Bialang  war  der  Salz,  daaa  beim  Tausche  die  Werthe  gleich  aeien»  einea 
der  tielen  Dogmen  der  Wirthacbaflawisaenachafl,  ohne  dasa  man  jedoch  groaae  Sehen 
trag,  Ananahmen  znznlaaaen:  „Hier  (beim  billigen«  dem  DurchgchnitUpreise)  ge- 
winnt Jeder,  indem  er  daa  nach  aeinec  Aoaicht  minder  nolhwendige  Gut  hingiebt 
und  daa  nothwendigere  dafür  wieder  empfangt;  es  aind  aber  tom  Standpunkte  der 
Tolkawirthschaft  (Weltwirlhachaft)  ans  die  gegebenen  und  empfangenen  WerUie  gleich«. 
Rose  her  a.  a.  0.  Bd.  L  8.  183.  Worin  der  ünteracWed  zwiachen  den  beiden 
Wirthaebaftaeracbeinnngen ,  welcher  einen  prindpieUen  Widerapruch  zur  Uraacbo 
haben  mflaate,  wenn  er  nimUeh  wahr  wire,  bogrihidet  liegt,  das,  wie  so  mandies 
Andere,  Uaat  Roacher  nnerörtert. 
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der  zum  Tausche  stehenden  Oegenstände  kümmert,  sehr  wahrscheinlich 
in  ein  ungünstigeres  Wcrthverbältniss  treten.  üSne  solche  Art  des 
Tauscbens  kann  aber  nicht  die  Norm  bilden.  Es  müssen  bei  dem  Aus« 
tausche  der  Güter,  wenn  er  vortheilhaft  auf  beiden  Seiten  sein  soll,  die 
Factoren  des  Werthes  frei  gewirkt  haben.  Die  Schätzung  ist  aber  das 
einzige  Mittel,  den  Werth  zu  erkunden,  somit  muss  dem  Tausche,  zu 
dem  der  Werthunterschied  allein  die  Veranlassung  sein  kann ,  ein  Ur- 
theil  über  das  Werthverhältniss  vorangegangen  sein.  Ob  die  Schätzung 
klug  oder  einfaltig  zu  nennen  ist,  thut  an  der  Sache  nichts,  wenn  sie 
nur  ein  Urtheil  war,  wie  es  die  ganze  Individualität  des  Schätzenden 
verlangte,  denn  der  Werth  ist  relativ ;  er  existirt  nur  für  die  schätzende 
Person.  Selbst  ein  Irrthum  schadet  an  der  Werthschätzung  und  des- 
halb  am  Werthe  nichts;  so  lange  ^r  fortbesteht,  besteht  auch  der 
Werth  fort»).  Sobald  er  fällt,^  tritt  ein  neues  Werthmotiv  an  die  Stelle 
des  alten;  es  liegt  ein  neues  Werthmotiv  vor,  folglich  auch  die  Mög- 
lichkeit eines  neuen  Werthes'^).  Das  gegenseitige  Dingen  aber,  welches 
beim  Tausche  stattfindet,  geschieht  nicht,  um  sich  über  die  Einheit 
des  Werthes  zu  einigen,  sondern  im  Gegentheile  über  seine  Verschie- 
denheit. Es  würden  die  Parteien,  wenn  sie  entdeckten,  dass  die  zu 
vertauschenden  Gegenstände  einen  und  denselben  Werth  hätten,  über- 
all an  keinen  Tausch  mehr  denken.  Das  Princip,  dass  beim  Tausche 
beide  Parteien  Vortheil  haben,  lässt  noch  einen  weiten  Spielraum  für 
die  besondere  Gestaltung  dieses  Vortheils  zu:  es  liegt  auf  der  Hand, 
dass  er  für  die  eine  Partei  um  so  grösser  sein  muss,  als  er  für  die 
andere  kleiner  ist.  Er  wird  da  am  gleichmässigsten  sein,  wo  die 
gegenüberstehenden  Parteien  gleich  geschickt  in  der  Beurtheilung  des 


30)  Z.  B  wenn  Jemand  slaU  eines  OriginalKemSIdes  eine  Copie  besitzt;  so 
lange  er  glaubt,  dass  die  Copie  Original  ist,  hal  sie  den  Werth  des  Originals;  so- 
bald ilir  Irrlhum  aufgedeckt  ist ,  sinkt  ilir  Werth  auf  den  einer  Copie. 

31)  Eine  solche  Werthregulirung  sind  die  sogenannten  Handelskrisen.  Tanscb- 
gegenstände  sind,  in  Folge  eines  weitverbreiteten  Irrthumes,  auf  einen  hohen  'Verth 
gestiegen.  So  lange  der  Irrthum  besteht,  bewahren  sie  ihn.  Pl&lslkh  entdeckt 
man,  dasndie  vermeintliche  Wahrheit  ein  irrthum  war.  Das  alte  Werthmotir  fällt; 
das  neue,  welches  an  seine  Stelle  tritt^  wirkt  ganz  anders^  laset  «ine  io  lioh« 
Schätzvog  wie  früher  nicht  za.  Diejenigen ,  welche ,  nach  der  Botdeckung  des  Irr«' 
tbumesy  im  Besitze  der  Waarea  standen^  haben  nun  für  Alle  i«  bössen:  sie  k(nnen 
dieselben  nur  zu  dem  Wertiie,  auf.  welchen  sre  aus  dem  neuen  Motive  geschltzt 
werden,  vertauschen..  Differirt  derselbe  viel  vom  früheren^  dass  il^re  AufwandsMig* 
kalt  nicht  ausreicht,  so  treten  .die  Zahlungaeinstallungen  ein,  welche,,  wenn  sie 
taUreich  sind,  auf  das  gnsie  Haadelapubliaia  larftckwirkesd  —  die  Krisen  eneogan. 
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Werthverhältnisses  sind,  also  hauptsächlich  bei  Handeltareibenden,  Ge- 
sdiäftßleuten  überhaupt"). 

Aus  Obigem  folgt,  dass  der  Ausdruck  Tausch werth  eine  contra- 
dictio  in  af^ecto  bildet.  Denn ,  da  aus  dem  Wesen  des  Tausches  die 
Yerschiedenartigkeit  des  Werthes  zweier  Gegenstände  folgt,  so  kann 
nicht,  an  einem  Gegenstande  ein  Werth  haften,  welchen  er  im  Tausche 
hat,  nämlich  die  verschiedensten  Tauschacte  hindurch.  Oder  aber,  er 
ist  der  Werth,  den  einer  der  Gegeastände,  welche  zum  Tausche  stehen, 
hat,  daan  ist  er  nichts  Anderes  als  der  Werth  überhaupt,  folglich 
keiner  besonderen  Bezeichnung  bedürftig.  Mit  der  Individualität  des 
Werthes  wird  alle  und  jede  Classification  besonderer  Wertharten  über- 


32)  Die  Socialisten  und  Philantropen  kdnnen  sich  deslialb  Ober  das  Raubgygtem 
im  Handel  beruhigen.  Dieser  Terscliaffl  einem  Jeden  Gegenstäade  höiieren  Werthes 
als  er  zu  ihrer  Erlangung  aufopferte,  und  wenn  einmal  Jemand  betrogen  wird,  so 
liegt  der  Grund  davon  nicht  im  Wesen  des  Handels,  also  in  etwas  Aeusserem,  zu 
H«dificirendem ,  sondern  in  dem  Wesen  des  Menschen,  also  in  etwas  durchaus  In- 
nerem, woran  die  Socialisten  und  Philantropen  so  wenig  wie  die  Wissenschaft  etwas 
ändern  werden.  Der  Satz  des  Adam  Smith  aber,  welcher  so  viel  böses  Blut  ge- 
setzt hat:  In  exchanging  indecd  Ihe  different  sorts  of  labour  for  one  another,  some 
allowance  is  commonly  made  for  both.  It  is  adjusled,  however,  not  by  any  accurate 
measure,  but  by  the  higgling  and  bargaining  of  Ihe  market,  according  to  tbat  rough 
equality,  wbich  though  not  exact,  is  sufficient  for  carry ing  on  the  business  of  com- 
mon life,  verliert  durch  die  Verschiedenheit  des  Werthes  beim  Tausche  alle  Be- 
deutung. Vergl.  hierüber  Hildebrand,  Die  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und 
Zukunft.  Frankfurt  a.  M.  1848:  Die  socialen  Wirthschaftstheorieen.  Bildebrand 
Ist  übrigens  im  Irrthume  (?),  wenn  er  S.  169  Beziehungen  der  Sachen  zur  menschlichen 
Gesellschaft  annimmt  und  S.  317  glaubt,  dass  das  schStzende  Subject  ebensowohl 
diese  wie  ein  einzelnes  Individuum  sein  kSnne*  Denn,  wenn  der  Werth,  wie  er 
selbst  sagt,  eine  „Beziehung  der  Sache,  welche  geschätzt  wird,  zu  dem  Subjeet, 
welches  schätzt**,  ist,  so  muss  er  von  der  Art  dieser  Beziehung  abhängen.  Da  nun 
innerhalb  der  menschlichen  Gesellschaft  die  Beziehungen  der  Sachen  zu  den  Menschen 
gar  verschiedenartige  sind,  die  menschliche  Gesellschaft  aber  nicht  in  pleno,  sondern 
Jeder  für  sich  schätzt,  so  kann  das,  was  Hildebrand  eine  Beziehung  der  Sachen 
zur  menschlichen  Gesellschaft  nennt,  nichts  Anderes  sein  als  eine  Beziehung  zu  den 
einzelnen  Menschen,  welche  gewisse  gemeinsame  Merkmale  zeigen,  so  gut  wie  die 
Individuen  gemeinsame  Merkmale  zeigen.  Der  Werth  aber,  als  das  Product  der  von 
Individuen  vorgenommenen  Schätzung,  kann  selbstredend  (1)  nur  individuell  sein  (?). 

Zusatz  der  Bedaction: 

Sind  Gesinnung  und  Ideen  nicht  ebenso  individuell  wie  die  Scliitzung?  uttd 
^iebt  es  nicht  auch  eine  patriolisrhe  Gesinnung  der  Nation  und  Ideen,  welche  di* 
ganze  Gesellschaft  einer  Zeit  beherrschen  I  W«  der  Grund  der  Schätzung-  ein  all- 
gemeiner ist,  der  jedem  Individuom  die  Werthschälzung  de«  €legenstandes  abnötbigt, 
da  schätzt  die  Gesellschaft,  da  entstehen  gesellschaftliche  Werthe  und  Gütn 
trotz  des  individuellen  Schätzungsactes.  Den  schlagendsten  Beweis  dcfftr  bietet  das 
Geld,  dem  Niemand  einen  allgemeinen  geselUchafllixhon  Werth  bcstrcriten  wird. 
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flüssig  gemacht  Eine  nähere  Bezeichnung  des  Werthes  hat  nur  inso- 
fern einen  Sinn,  als  sie  das  Motiv  der  besonderen  Werthschätzung  an- 
giebt.  Sie  kennzeichnet  also  nicht  eine  besondere  Art  des  Werthes, 
denn  es  giebt  nur  eine  Art  des  Werthes,  sondera  nur  die  Veran- 
*  lassung  der  Werthschätzung  überhaupt.  Diese  aber  lässt  ganz  und 
gar  keinen  Schluss  auf  die  Schätzung  selber  zu,  denn,  ob  ich  eine 
Sache  kaufe,  weil  ich  sie  gebrauchen  oder  weil  ich  sie  vertauschen 
will,  ist,  an  sich  betrachtet,  für  die  Werthschätzung  nicht  entscheidend. 
Bei  dieser  giebt  die  Stärke  der  Willensregung  den  Ausschlag,  nicht 
die  zufällige  Veranlassung  zu  derselben.  Daraus  aber,  ob  Jemand 
des  Gebrauchens  oder  des  Tauscheng  halber  kauft,  ist  die  Stärke  seiner 
Willensregung  nicht  erkennbar.  Es  ist  daher  auch  nicht  das  mindeste 
wirthschaftlich  -  wissenschaftliche  Interesse  an  der  Unzahl  von  Werth- 
bezeichnungen ,  welche  neben  dem  Tauschwerthe  noch  bestehen,  zu  er- 
sehen. Dieselben  sind  nichts  als  eine  casuistische  Aushülfe  für  das  feh- 
lende Princip.  Der  einheitliche  Werthbegriff  macht  sie  hinfällig,  weil 
er  sie  in  sich  aufnimmt. 

Weil  man  das  Wort  Tauschwerth  nun  einmal  geschaffen  hatte,  so 
glaubte  man,  die  Sache,  welche  es  bezeichnet,  müsse  wirklich  existiren; 
man  fand  bald  einen  Gegensatz  heraus  zwischen  Gebrauchswerth  und 
Tauschwerth,  schrieb  dem  einen  Gute  diesen,  dem  anderen  jenen  zu^). 
Zu  diesem  Widerspruche  mit  der  logischen  und  factischen  Einheit  des 
Werthbegriffes  musste  man  kommen,  weil  man  einmal  den  Werth  nicht 
als  Product  der  von  einer  Person  vorgenonmienen  Schätzung,  also 
nicht  als  individuell  auffassen,  dann,  weil  man  ihn  einseitig,  entweder 
in  der  Brauchbarkeit  der  Güter,  in  unserem  blossen  Verlangen  danach, 
oder  aber  in  der  Schmerigkeit  ihrer  Erlangung,  der  zur  VerfQgung 
der  Menschen  stehenden  Aufwandsfähigkeit,  statt  in  dem  Gomplexe 
aller  dieser  Verhältnisse  finden  wollte.  So  behauptete  man , .  die  Luft 
habe  zwar  Gebrauchswerth,  aber  keinen  Tauschwerth^).^  Wasser,  Eis, 
Schnee  erlangten  erst  dann  Tauschwerth,  wenn  man  auf  ihre  Herbei- 
schafiung  oder  Aufbewahrung  Mühe  verwenden  müsse '^). 

33)  R  a  u  a.  a.  0.  S.  81 :  „Manche  OAter  sind  auch  da ,  wo  achos  lebhafter  Ver- 
kehr besteht,  nfcbt  preiaflhig,  weil  ea  noch  herrenlose  Vorrithe  giebt,  die  man 
unentgeldllch  an  sich  bringen  kann,  oder  weil  ava  irgend  einer  ittaaeren  Ursache 
keine  Verioaserong  Torkommt.  Im  ersten  Falle  ist  gar  kein  Verkehrawerth  tor- 
handen  und  man  muaa  sich  allein  an  den  Oebranchawerth  halten,  im  iweiten  Falle 
giebt  ea  wenigstens  keinen  Tauachwerth  aolcfaer  GAler,  wenn  auch  vielleicht  einen 
MiethwerUi.«' 

34)  Carey  a.  a.  O. 

36)  Ran  a.  a.  0.  8.  81  Ann.  d. 
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Die  Einheitlichkeit  des  Werthbegriffes  lässt  keine  solche  Verschieden- 
heit des  Werthverhältnisses  zu.  Eiii  Gegensatz  zwischen  Gebrauchswertb 
und  Tauschwerth  ist  deshalb  unmöglich.  Alle  Verschiedenheit  des  Werthes 
liegt  nicht  in  seinem  Wesen ^  sondern  in  seiner  Grösse,  ist  kein  quali- 
tativer, sondern  ein  quantitativer  Unterschied.  Dieser  aber  hat  seinen 
natfirlichen  Grund  in  der  Individualität  der  Werthschätzung ,  in  dem 
Schwankenden,  welches  dem  Werthe,  wegen  seiner  Relativität,  eigen 
ist.  Da  nun  bei  jeder  Werthschätzung  der  Wille  eines  Menschen  auf 
einen  Gegenstand  gerichtet  ist,  so  muss  jeder  Gegenstand,  wel- 
cher Werth  hat,  auch  Tauschobject  sein  können,  vorausgesetzt 
natürlich,  dass  der  Gegenstand  übertragen  werden  kann.  Bei  Gegen- 
ständen des  täglichen  Verkehrs  ist  dies  deutlich  genug:  es  bleibt  der 
Werth  und  der  Tauschwerth  der  Dinge  in  stetem,  unzertrennbarem 
Zusammenhange,  eben  weil  sie  eins  und  dasselbe  sind,  aber  auch  an 
den  Gütern ,  mit  denen  kein  Verkehr  stattfindet ,  kann  ich  die  Wahr- 
heit meines  Satzes  nachweisen.  Nehmen  wir  z.  B.  die  Luft.  Dieselbe 
ist  kein  Gegenstand  des  Verkehres.  Dennoch  hat  die  Luft,  welche 
wir  athmen,  unbestritten  Werth  für  uns;  ich  habe  oben  selbst  ihren 
Werth  hervorgehoben.  Worin  liegt  also  der  scheinbare  Widerspruch 
mit  dem  oben  aufgestellten  Satze?  Einfach  darin,  dass  der  Werth 
sich  aus  der  Schätzung  des  ganzen  Verhältnisses  ergiebt,  worin  ein 
Gegenstand  zu  uns  steht.  In  welchem  Verhältnisse  aber  steht  die  Luft 
zu  uns?  In  dem  Verhältnisse,  worin  alle  überflüssigen  Sachen  zu  uns 
stehen,  d.  h.  alle  Sachen,  welche  im  Ueberflusse  vorhanden  sind.  Dfe 
Luft  ist  allerdings  ein  Gegenstand,  welcher  geeignet  ist,  das  auf  ihn 
gerichtete  Verlangen  zu  befriedigen.  Sie  ist  sogar  ganz  ohne  Ersatz 
allein  dazu  geeignet.  Aber  sie  ist  gewöhnlich  ohne  alle  objective  \ 
Schwierigkeit  zu  erlangen,  während  unsere  Aufwandsfähigkeit  in  der 
Regel  eine  unbegrenzte  ist.  Das  ganze  Verhältniss  ist  somit  der  Art, 
dass  wir  es,  im  Vergleiche  mit  anderen  Gegenständen  unmöglich  sehr 
werthschätzen  können.  Es  Hegt  in  der  Natur  des  Menschen,  dass  er 
das,  was  reichlich  da  ist,  minder  schätzt,  als  das,  was  seifen  ist.  Je 
mehr  er  von  dem  Noth wendigen  hat,  desto  geringer  wird  er  es  gegen 
dasjenige  halten,  was  als  Luxus  gelten  kann.  Wir  sehen  deshalb  im 
Leben  oft  eine  Abstufung  der  Werthschätzung,  welche  der  Gradation 
der  Unentbehrlichkeit  der  Dinge  gerade  entgegengesetzt  ist.  Perlen, 
Edelsteine,  jedenfalls  Gegenstände,  welche  zu  den  entbehrlichen  zu 
rechnen  sind,  werden  von  Vielen  auf  gar  hohen  Werth  geschätzt  im 
Vergleiche  mit  Lebensmitteln,  Getreide  u.  s.  w.  Worin  liegt  das 
anders,  als  dass  der  Wille  derer,  die  so  schätzen,  auf  den  Schmuck 
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um  so  stärker  gerichtet  ist,  je  minder  er  durch  Anderes  in  Anspruch 
genommen  wird**)!  Der  menschliche  Wille  ist  stets  und  immerfort 
rege;  die  besonderen  Neigungen,  mehr  noch  die  Umstände  bestimmen, 
worauf  er  sich  richtet.  Diese  Willensrichtung  ergiebt  aber,  im  Ver- 
eine mit  einer  derselben  entsprechenden  Beschaffenheit  der  Gegenstände, 
durch  die  Schätzung  den  Werth,  folglich  ist  dieser,  wiederhole  ich 
nochmals,  rein  individuell,  und  es  ist  quaestio  facti,  wie  hoch  der 
einem  Gegenstande  beizulegende  Werth  ist.  Der  Luft  wird  kein  so 
hoher  Werth  beigelegt,  däss  man  mehr  um  ihre  Erlangung  thun  sollte, 
als  zu  athmen;  unter  besonderen  Umständen  kann  aber  recht  wohl  der 
Fall  werden,  dass  ihrer  Erlangung  wiegen  ein  beträchtlicher  Aufwand 
gemacht  wird.  Mit  dem  Eise,  dem  Schnee  u.  s.  w.  verhält  sich  die 
Sache  gerade  so.  Da  der  Werth  die  Schätzung  des  Verhältnisses  ist 
eines  Gegenstandes  zu  uns  im  Vergleiche  mit  Anderen,  so  hängt  seine 
Höhe .  selbstverständlich  von  der  Art  dieses  Verhältnisses  ab. 

Man  darf  nicht  vergessen,  dass,  wenn  Jemand  einen  Gegenstand 
werthschätzt,  er  darum  noch  nicht  alle  gleichartigen  Gegenstände  werth- 
schätzt.  Man  schätzt  ein  Exemplar  eines  Buches  vielleicht  sehr  hoch; 
sobald  man  im  Besitz  von  zweien  ist,  wird  das  Werthverhältniss  des 
ersten  ein  anderes:    welches,  ist  jedoch  auch  rein  quaestio  facti '^). 


36)  Man  findet  in  der  Regel,  dass  die  Sclmierigkeit  der  Erlangung,  also  du 
AufwandserfordernisB,  das  Verlangen  nach  den  Gegenständen  steigert,  die  Aufwands- 
Migkeit  ilirerseits  die  Bescliaffenlieil  der  Gegenstände  bestimmt. 

37)  Rau  a.  a.  0.  S.  77  Anm.  c.  verweclisell  Werth  und  Eigenschaft,  wenn  er 
dem  abstraclen  Werthe  den  concrelen  gegenüberstellt:  „Das  zweite  Exemplar  des 
geschätztesten  Buches,  Kupferstichs  u.  s.  w.  ist  für  den  Eigenthümer  fast  ohne  con- 
creten  Wertli*^;  es  hat  also  der  concrete  Werth  fast  (sie)  aufgehört,  während  der 
abstracte  geblieben  ist.  Solche  Werththeorie  ist  in  der  That  für  die  Studirstube 
ausreichend,  für  das  Leben  aber  nicht.  Die  nähere  Beschreibung  beider  Wertharten 
zeigt  denn  auch,  auf  wie  schwachen  Füssen  die  ganze  Einiheilung  in  abstracten  und 
concreten  Werth  ruht:  „Wälirend  der  Galtungswerlh  blos  im  Allgemeinen  die 
Beziehung  eines  Gutes  zu  den  menschlichen  Zwecken  ausspricht,  giebt  der  concrete 
Werth  einen  Antrieb  fflr  den  Willen,  well  er  jedem  Einzelnen  zeigt,  was  zur  Ver- 
besserung seines  Zustandes  dient*^  (§.  61a.)  Koch  eclatanter  ist  die  Verwechselung 
TonAVerth  und  Eigenschaft  S.  73:  „Die  Auffindung  eines  besseren  31iltels  vermindert 
den  Werlh  des  bisherigen  besten  keineswegs,  hat  aber  die  Folge,  dass  nun  das  neu 
entdeckte  einen  höheren  Werth  erlangt";  es  begründet  Rau  diesen  Satz  durch  die 
Anmerkung:  ,)Der  Waid  ist  zum  Blaufärbcn,  die  Talglichter  und  Oellampen  sind  zur 
Beleuchtung  noch  ebenso  nützlich,  als  vor  der  Anwendung  des  Indigo  und  der  Gas* 
beleuchtung,  aber  jene  Stoffe  werden  nun  von  anderen  Mitlein  an  Werth  Qberlroffen"« 
Es  ist  also,  nach  ihm,  der  Werlh  etwas  Absolutes,  welches  an  den  Dingen  haftet, 
80  dass  ein  Werlh  steigen  kann,  ohne  dass  der  andere  fällt.  Das  Wahre  an  der 
Sache  ist,  dass  die  Eigenschaften  der  Sache  die  nämlichen  blieben,   dass  aber 
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Bei  der  Luft  zumal  wird  man  über  das  Quantum  hinaus,  wdches  man 
für  die  Mühe  des  Athmens  erhält,  nicht  auf  dem  Wege  des  Tausches 
noch  mehr  einhandeln,  weil  dieses  mehr  vollst&ndig  werthlos  wäre'^). 

§.9. 
Das  Tauschmedium. 

Da  das  Wesen  des  Tausches  in  der  gegenseitigen  Hingabe  von 
Gegenständen  verschiedenes  Werthes  besteht,  so  kann  folgerichtig  ein 
dritter  Gegenstand  nicht  ihre  Wertheinheit  darstellen.  Es  ist  der  ge- 
meinschaftliche Ausdruck  zweier  verschiedener  Werthe  durch 
einen  dritten  eine  logische  Unmöglichkeit.  Die  Verschiedeuheit  des 
Werthes  beim  Tausche  zugegeben,  kann  für  diesen  somit  kein  einheit- 
liches Werthmaass  existiren.  Da  nun  aber  factisch  beim  Tausche  ein 
einheitlidier  Maassstab  des  Werthes  angelegt  zu  werden  scheint,  so 
muss  in  jenem  auch  der  Uebergang  vom  Begriffsmässigen  zum  Positiven 
zu  finden  sein. 

Der  Zweck  eines  tertium  comparationis  ist  jedenfalls  die  Verdeut- 
lichung der  Weithverhältnisse.  Das  Unbekannte  am  Bekannten  zu  er- 
Uutem,  ist  auf  allen  Gebieten  geistiger  Thätigkeit  ein  natürliches  Be- 
mühen. Die  Schwierigkeit,  das  Werthverhältniss  eines  Gegenstandes 
zu  uns  zu  schätzen,  macht  zumal  einen  naheliegenden  Vergleich  wün- 
Bchenswerth.  Dennoch  ist  ein  Tauschmedium,  welcher  Art  auch  immer, 
wohl  nie  mit  dem  Bewusstsein  jenes  Zweckes  in  Uebung  gekommen. 
Der  Umstand,  dass  der  Gegenstand,  welcher  zum  Tauschmedium  ge- 
macht wurde,  bei  den  Völkern,  je  nach  der  Gulturstufe,  auf  der  sie 
standen,  ein  verschiedener  war,  zeugt  dafür,  dass  das  Tauschn^edium, 
das  tertium  comparationis,  selbst  Gegenstand  des  Tausches  war.    Bei 

ihr  Werth  unter  den  der  anderen  fallt.  Bau  sagt  weiter:  „Ist  das  bessere  Mittel 
in  hinreichender  Menge  zu  haben,  so  kommt  leicht  das  allere  ganx  ausser  Gebrauch 
vild  die  übrigen  Vorräthe  rerlieren  sHen  Freis*^  Also  sie  irerlieren  allen  Preis, 
wihrend  ihr  W  erth  zu  toH  besteben  bleibt!  .  .  .    Daa  nennt  man  billig! 

38)  Das  Wort  Werth  wird  häufig  sogar  da  angewendet,  wo  pure  eine  Eigen- 
schaft bezeichnet  werden  soll.  So  spricht  man' vom  Kahrungs-  oder  Fultenvertbe 
des  Getreides,  der  Kräuter.  (S.  Rau  a.  a.  0.  S.  72  Anm.  f.)  Hierunter  kann 
man  nur  yerstehen,  dass  der  Werth  unbedingt  mit  dem  Objecte  gegeben  sei.  Nun 
leidet,  es  aber  gar  keinen  Itweifel,  dass,  wenn  Getreide  oder  Füller  in  grossem 
Ueberflusse  vorhanden  ist,  sein  Werth  Oberhaupt  geradezu  aufliörcn  kann.  Der 
,,Nabrungswerth"  muss  aber  als  am  Objecto,  an  dessen  Eigenschaften  haftend,  fort* 
dauern.  Es  existirt  also  Etwas,  was  nicht  eiistirt.  Die  Sache  ist  die,  dasa  das- 
jenige, was  man  „Nahrun gs werth**  nennt,  Nahrungsyehalt  des  Getreides  oder 
Futters  ist,  dessen  Werth  in  derselben  Weise  wie  der  Werlh  fiberhaopt  bestimmt 
wird« 

IV.  18 
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den  Jägervölkem  war  es  Wild,  bei  den  Hirtenvölkern  Vieb,  bei  Acker- 
baatreibenden  Getreide'*).  Ein  jedes  konnte,  nachdem  die  Arbeits- 
tiieiluDg  den  Tausch  möglich  gemacht  hatte,  für  die  einzuhandelnden 
Waaren  ursprünglich  nichts  Anderes  als  seine  Producte  geben.  Bei 
solchem  Tausche  lag  ofiFenbar  ein  verschiedener  Werth  vor.  Mit  zu- 
nehmender Betriebsamkeit  entstand  aber  eine  immer  vielseitigere  Ver- 
anlassung zum  Tausche.  Die  Handwerker  und  Ackerbauer  z.  B.  ver- 
tauschten ihre  gegenseitigen  Erzeugnisse  nicht  allein,  sondern  auch  die 
Handwerker  unter  einander  wurden  durch  ihr  Interesse  zum  Tausche 
getrieben,  und  in  diesem  letzteren  Falle  trat  das,  was  beim  Verkehre 
mit  den  Ackerbauern  Tauschgegenstand  war,  als  blosises  Tauschmedium 
auf.  Da  die  Handwerker  gewohnt  waren,  ihre  Erzeugnisse  gegen  Ge- 
treide zu  vertauschen,  so  musste  ihnen  deren  Werthschätzung ,  im 
Vergleiche  mit  Getreide,  am  geläufigsten  sein,  und,  da  dieses  auf 
beiden  Seiten  der  Fall  war,  so  war  beim  Tausche  ihrer  gegenseitigen 
Erzeugnisse,  zur  Wahrung  des  beiderseitigen  Vortheils,  weiter  nichts 
nöthig,  als  das  Quantum  Getreide  festzustellen,  welches  der  eine  und 
der  andere  beim  Tausche  mit  den  Ackerbauern  erhalten  haben  würde. 
Gab  der  eine  mehr  als  der  andere,  so  blieb  er  den  Rest  in  Getreide 
schuldig.  Lieferte  er  Waaren  nach,  deren  Werthverh&Itniss  den  Rest 
deckte,  so  war  die  Rechnung  ausgeglichen.  Es  war  also  das  ganze 
Tauschgeschäft  in  einer  Getreiderechnung  geführt  und  ausgeglichen. 
Die  Gegoistände  verschiedenen  Werthes  hatten  also  scheinbar  nicht 
nur  einen  einheitlichen  Ausdruck  gefunden ,  sondern  waren  sogar  nach 
demselben  bezahlt.  Dieses  ist  das  factische  Verhältnis.  Wie  ist  der 
Widerspruch  mit  dem  Principe  zu  lösen? 

Indem  wir  zur  Beantwortung  dieser  Frage  schreiten,  haben  wir 
einen  Irrthum  zu  vermeiden,  welcher  von  den  Meisten  bei  der  Er- 
forschung der  Werthverhältnisse  im  Tausche  begangen  ist,  nämlich  den: 
den  Werth  wie  eine  Zahlengrösse  zu  behandeln^®).  DieBerechnung 
des  Werthes  ist  eine  Rechnung  mit  MotiTen,  k/eine  Rech* 
nung  mit  Zahlen,  denn  dem  Werthe  liegt  der  Grund  der 


39)  Vergl.  Ravit  a.  a.  0.  S.  2  f. 

40)  Ein  Beispiel  hferyon  bei  Raa  a.  i.  0.  S.  681  Anhang.  Es  Ist  das  Cha^ 
rakleristlsche  der  daselbst  angewandten  Manier,  dass  sie  wissensctiafllicli  ohne  Nutzen 
und  praictisch  unbrauchbar  ist.  Sie  liann  denn  auch  niclit  ohne  das  bedeutungsToll« 
„wenn"  angeirandt  werden,  welches  gerade  das  voraussetzt,  was  es  der  Wissenschaft 
wie  der  Praxis  Noth  thut,  zu  erfahren:  nämlich  dafsjenige,  was  auf  den  Werth  EHi« 
fluss  hat.  Weiss  man  dieses,  dann  brauchl's  walirlidi  keiner  aritlimetiachen  oder 
geometrischen  Formeln ,  um  die  Wirkung  des  Einflutset  anschaulich  zu  machen. 
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IttiratiiB)  nicht  der  Seiaggrond  uptev*^)*  Wir  haben  daher, 
um  die  Werthschatzung  irgend  Jemandes  zu  erforschen,  die  Motive  zu 
analysiren,  welche  auf  ilm  gewirkt,  welche  seinen  Willen  angeregt 
haben.  Die  durch  die  Beschaffenheit  der  Objecto  bedingte  Willens- 
regung ist  es  ja,  welche  über  die  Werthschatzung  entscheidet.  Aus 
dan  blossen  Factum  des  Tausches  erhellt  die  Werthschatzung  noch 
nicht,  denn  jener  ist  ein  äusserer,  dieser  aber  ein  innerer  Vorgang. 
Um  also  den  Begriffen  Tausch  und  Tauschmedium  ihren  Umfang. und 
ihre  Grenzen  gegen  einander  zu  bestimmen,  müssen  wir  sie  deutlich 
jsu  erkennen  suchen.  »Diese  Erkenntniss  ist  nur  möglich  auf  dem  Wege 
der  Zergliederung  und  Auflösung  der  Begriffe  in  ihre  Bestandtheile«^^): 
also  der  Analysis,  aber  nicht  auf  arithmetischem  Wege,  dessen  Be- 
rechtigung auf  der  synthetischen  Vorherbestimmbarkeit  der  Begriffe 
b^uht.  Es  kommt  dieser  erst  beim  Preise,  wo  es  sich  um  Zahlen- 
grössen  handelt,  in  Betracht. 

Um  die  Werthschatzung  mit  Benutzung  eines  Tauschmediums  von 
derjenigen  ohne  ein  solches  gehörig  zu  unterscheiden,  haben  wir  uns 
die  Art  und  Weise  beider  genau  klar  zu  machen.  Wenn  in  dem  ge- 
dachten Falle  die  Handwerker  ihre  Erzeugnisse  direct  ohne  Benutzung 
eines  Tauscbmediums  vertauschen  wollten,  so  mussten  sie  nicht  nur  den 
Werth  ihrer  eigenen,  sondern  den  ihrer  gegenseitigen  Ei'zeugnisse 
kennen,  denn  nur  dann  war  ein  Tausch  mit  Besonnenheit  vomehmbar. 
Da  der  Werth  nun  das  Product  der  Schätzung  des  Verhältnisses  ist, 
worin  die  Gegenstände  zu  uns  stehen,  im  Vergleiche  mit  einander,  so 
habön  die  beiden  tauschenden  Paileien  das  Verhältnias  zu  schätzen, 
worin  die  gegenseitigen  Erzeugnisse  zu  ihnen  stehen,  im  Vergleiche 
mit  den  ihrigen.  Das  Verhältniss  aber  besteht  in  ihrem  an  eine  ge- 
wisse Aufwandsfähigkeit  geknüpften  Verlangen  nach  Gegenständen, 
welche  geeignet  sind,  dieses  Verlangen  zu  befriedigen,  deren  Erlangung 
aber  an  ein  gewisses  Aufwandserforderniss  gebunden  ist. 

Es  ist  nun  wohl  anzunehmen,  dass  die  ersten  drei  Factoren  des 
Verhältnisses,  dessen  Schätzung  den  Werth  ergeben  soll,  beiden  tau- 


41)  Vergl.  Artkur  Schopenhauer,  Die  vierfache  Wurzel  des  Salzes  vom 
sureiicliendeii  Grviide.    Frankfurt  a.  M.  1817. 

43)  K UDO  Fischer,  Geschichte  der  Philosophie  III.  S.  193  und  weiter  unten 
S.  194:  ,3s  ist  das  Geschäft  der  Weltwetsheit" ,  sagt  Kant,  „Begriffe,  die  als  ver- 
worren gegeben  sind,  zu  zergliedern,  ausführlich  und  bestimmt  zu  machen;  dai 
Gescliäft  der  Mathematik  aber,  gegebene  Begriffe  von  Grossen,  die  klar  und  sicher 
sind,  zu  verknüpfen  und  vergleichen,  um  zu  sehen,  was  hieraus  gefolgert  werden 
ktane**. 

18* 
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sehenden  Parteien  leidlich  War  geworden  sind,  soweit  dieses  ohne 
Klarheit  über  das  ganze  Verhältniss  möglich  ist,  das  sich  in  seinen 
Theilen  bedingt;  dahingegen  wird  die  Ergänzung  des  vierten  schwierig 
sein.  Beide  Handwerker  werden  für  ihre  Waaren  eine  Forderung 
stellen:  der  Schneider  in  Schuhen,  der  Schuster  in  Kleidern.  Dieselbe 
bildet  für  die  Bcurtheilung  der  Schwierigkeit  der  Erlangung  den  ersten 
Anhaltspunkt.  Aber  einer  solchen  Forderung  unterwirft  man  sich  nicht 
ohne  Weiteres.  Beide  suchen  die  Angemessenheit  der  Forderung  zu 
prüfen.  Dieses  kann  offenbar  nicht  anders  geschehen,  als  indem  der 
Schneider  sich  fragt,  ob  die  Selbstverfertigung  der  Schuhe,  der  Schuster, 
ob  die  Selbstverfertigung  der  Kleider  ein  geringeres  Aufwandserforder- 
niss  sein  würde  als  die  Hingabe  des  eigenen  Erzeugnisses.  Denn,  soll 
kein  tertium  comparationis  angewendet  werden,  so  kann  nur  ein  direo- 
ter  Vergleich  stattfinden.  Wie  die  Antwort  auf  diese  Frage  ausfallen 
wird,  ist  natürlich  quaestio  facti.  Es  hängt  dieselbe  nicht  allein  von 
der  Höhe  der  Forderung,  also  von  der  Beschaffenheit  der  Waare,  son- 
dern auch  von  der  Geschicklichkeit  desjenigen  ab,  der  sich  die  Antwort 
zu  geben  hat.  Findet  aber,  nach  geschehener  Prüfung,  ein  Tausch 
statt,  so  ist  es  nicht  mehr  quaestio  facti,  ob  die  Tauschenden  die  Hin^ 
gäbe  des  eigenen  Erzeugnisses  für  das  fremde  als  das  geringere  Auf- 
wandserfordemiss  für  die  Erlangung  dieser  angesehen  haben.  Es  bildet 
das  Factum  des  l'ausches  vielmehr  den  logischen  Erkenntnissgruml 
hiervon  (im  Schlüsse  von  der  Folge  auf  den  Grund). 

Aus  dem  Factum  des  Tausches  lässt  sich  auch  darauf  schliessen, 
dass  jede  der  tauschenden  Parteien  in  ein  günstigeres  Werthverh&ltniss 
getreten  ist,  als  das  war,  worin  sie  stand.  Denn  vor  dem  Tausche 
schon  war  das  Verlangen  derselben  auf  die  Tauschgegenstände  gerichtet, 
und  von  ihnen  erkannt,  dass  die  Beschaffenheit  dieser  das  Verlangen 
an  sich  wohl  befriedigen  könne.  Es  war  das  Verlangen  aber  an  ein 
gewisses  Maass  der  Aufwandsfähigkeit  geknüpft,  und  daher  war  die 
Schwierigkeit  der  Erlangung  des  gewünschten  Gegenstandes  fähig,  das- 
selbe zu  modificiren,  denn  es  war,  eben  wegen  jener  Beschränkung, 
von  vornherein  nur  bedingungsweise  formulirt.  Die  Schwierigkeit  der 
Erlangung  aber  bestand  in  der  Hingabe  des  eigenen  Gegenstandes  für 
den  fremden.  Erwägen  wir  nun,  dass  der  eigene  Gegenstand  für  den 
Besitzer  ebenfalls  Werth  hatte,  also  ein  vollständiges,  aus  den  ge- 
nannten vier  Factoren  gebildetes  Werth  verhältniss  repräsentirte ,  dass 
aber  dieser  selbe  Gegenstand  von  dem  Werth  Verhältnisse ,  in  welches 
der  Besitzer  getreten  war,  nur  einen  Factor:  die  Schwierigkeit  der 
Erlangung  des  Einzutauschenden,  ausmachte,  so  lautet  der  nicht  zu 
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umgebende  Schluss.  dass  der  Werth  des  weggegebenen  Gegenstandes 
zu  dem  des  empfangenen  sich  verhielt  wie  ein  Tbeil  zum  Ganzen, 
folglich  kleiner  war.  Aus  dem  erfolgten  Tausche  geht  somit  hervor, 
dass  beide  Tauschenden  den  eingetauschten  Gegenstand  höher  schätzten 
als  den  fortgegebenen  **). 

Wie  es  denkbar  ist,  dass  zwei  Gegenstände,  gegen  einander  hin- 
gegeben, nicht  der  Ausdruck,  der  eine  des  Werthes  des  andern,  sein 
sollen,  habe  ich  schon  oben  auseinandergesetzt;  es  liegt  einfach  darin, 
dass  der  Werth  aus  subjectiven  und  objectiven  Elementen  zusammen- 
gesetzt ist,  folglich  nicht  nur  bei  der  Substituirung  eines  neuen  Objectes, 
sondern  auch  bei  der  eines  neuen  Subjectes  ein  durchaus  neues  Werth- 
verhältniss  vorliegt,  folglich  von  den  beiden  Werthverhältnissen  beim 
Tausche,  der  eine  mit  dem  andern  absolut  nichts  zu  schaffen  hat.  Es 
findet  beim  Tausche  nicht  nur  eine  Veränderung  des  vorher  bestehen- 
den Werthverhältnisses  in  Bezug  auf  seine  objectiven,  sondern  auch 
in  Bezug  auf  seine  subjectiven  Bestandtheile  statt,  und  selbstverständ- 
lich, lässt  sieh  aus  den  bloss  objectiven  Merkmalen  des  Tausches 
nicht  auf  das  neue  Werthverhältniss  schliessen,  welcher  aus  objectiven, 
und  subjectiven  Bestandtheilen  zusammengesetzt  ist. 

Der  Werth  beim  Tausche  entzieht  sich  daher  der  Kenntniss  Drit- 
ter. Diese  kennen  nur  einen  Factor  der  Wertbschätzung:  die  Schwie- 
rigkeit der  Erlangung  des  eingetauschten  Gegenstandes.  In  unseren^ 
Beispiele  waren  die  Kleider  des  Schneiders  dieser  eine  Factor  seiner 
Wertbschätzung  der  eingetauschten  Schuhe.  Die  Schuhe  bildeten  für 
den  Schuster  die  Schwierigkeit  der  Erlangung  der  Kleider  des  Schnei- 
ders. Bei  beiden  war  der  Werth  der  eigenen  Gegenstände  ein  Theil 
des  Werthes,  welchen  jeder  von  ihnen  auf  die  des  andern  legte,-  und 
einen  gemeinschaftlichen  Werthmaasstab  zweier  vertauschten  Gegenstände 
giebt  es,  kann  es  niemals  geben. 

Betrachten  wir  nunmehr  die  Wertbschätzung,  welche  bei  dem 
Tausche  vorgenommen  wurde,  bei  dem  man  sich  eines  Tauschmediums 
bediente,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  die  ersten  drei  Factoren,  in 
dem  gegebenen  Falle,  die  nämlichen  geblieben  wären.  Das  an  eine 
gewisse  Aufwandsfähigkeit  geknüpfte  Verlangen  nach  dem  Tauschgegen- 


43)  Scbapenhauer  ist  deshalb  seinerseits  im  Irrlbume,  wenn  er  a.  a.  0. 
(die  beiden  Grundprobleme  der  ^Ihik  S.  168)  die  Lebre  der  Sloilcer  („nach  Diog. 
Laert.  LVll.  c.  106:  ejListimationem  esse  probaii  remuneralionem ,  quamcunque  sta- 
tuerit  perilus  rerum;  qiiod  bujusmodi  est,  ac  si  dicas  commutare  cum  hordeo,  ad««- 
jecto  malo,  triticam^*)  för  rieblig  halt.  Ans  der  commutatio  ging  das  Aufwands- 
erfordemisf ,  der  Preis,  aber  nicht  der  Werth  hervor. 
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Stande,  die  demselben  entsprechende  Beschaffenheit  des  letzteren,  mOssen 
bei  der  Anwendung  eines  Tauschmediums  genau  dieselben  bleiben  wie 
bei  directem  Tausche.  Es  hat  das  Tauschmedium  auf  ihre  Potenzirung 
direct  durchaus  keinen  Einflüss.  Nur  in  so  fern  es  auf  die  Potenzirung 
des  vierten  Factors  wirkt ,  kann  es  auf  die  anderen  drei  Factoren  des 
Werthverhältnisses  zurückwirken.  Denn  die  nähere  Bestimmung  des 
.  vierten  Factors,  also  des  Aufwandserfordernisses  zur  Erlangung  des 
>  Tauschgegenstandes,  ist  es,  welche  vom  Tauschmedium  abhängt. 

Bei  dem  Tausche  ohne  Anwendung  eines  Tauschmediums  hatten 
die  Tauschenden  das  in  der  Forderung  der  Gegenpartei  liegende  Auf- 
wandserfordemiss  des  einzutauschenden  Gegenstandes  direct  zu  schätzen, 
indem  sie  prüften,  ob  die  Selbstverfertigung  des  letzteren  nicht  ein  ge- 
ringeres Aufwandserforderniss  sei.  Das  Resultat  einer  solchen  Prüfung, 
sagte  ich  schon,  sei  quaestio  facti,  aber  wir  können  voraussetzen,  dass 
in  den  meisten  Fällen,  wenn  nämlich  die  Forderung  nicht  übertrieben 
war,  beide  Parteien  im  Tausche  das  geringere  Aufwandserforderniss  er- 
blicken würden.  Die  in  der  Stetigkeit  ihrer  Arbeit  erlangte  Geschick- 
lichkeit musste  jeder  von  ihnen,  für  ihr  besonideres  Fabrikat,  ein  solches 
Uebergewicht  über  die  andere  geben,  dass  nur  ausnahmsweise  in  der 
Selbstverfertigung  die  geringere  Schwierigkeit  der  Erlangung  des  ge- 
wünschten Gegenstandes  liegen  konnte.  Indessen,  selbst  wenn  sie 
von  vornherein  von  dieser  Annahme  ausgingen  und  die  Frage,  ob 
die  Selbstverfertigung  ein  geringeres  Aufwandserforderniss  mit  sich 
bringen  würde,  überall  keiner  ernstlichen  Prüfung  unterwarfen,  so 
mussten  sie  doch  nach  einem  Mittel  suchen,  die  Höhe  der  Forderung, 
welche  das  Aufwandserforderniss  im  Tausche  ausmachte,  zu  prüfen. 
Dieses  Mittel  gewährte  ihnen  das  Tauschmedium. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  zunächst  das  Werthverhältniss ,  worin 
sich  beide  Parteien  bei  dem  Austausche  ihrer  Erzeugnisse  gegen  Ge- 
treide befunden  hatten,  so  war  das  demjenigen  analog,  welches  ich 
oben  als  das  normale  beim  Tausche  nachgewiesen  habe:  das  einge- 
tauschte Getreide  hatte  für  sie  höheren  Werth  als  die  für  dasselbe  hin- 
gegebenen Gegenstände.  Was  ist  nöthig,  um  ein  solches  Werthverhält- 
niss herzustellen?  Jedenfalls  die  freie  Wirkung  der  vier  Factoren,  aus 
denen  ein  Vcrhaltniss  der  Dinge  zu  uns,  deren  Schätzung  den  Werth 
ergiebt,  überhaupt  nur  bestehen  kann.  Da  nun  die  Werthschätzung 
der  Schuhe  und  Kleider  von  Seiten  der  beiden  Handwerker  der  Art 
geschehen  sollte,  dass  der  noch  fehlende  Factor :  das  Aufwandserforderniss 
der  einzutauschenden  Gegenstände,  nach  dem  früher  stattgehabten  Aus- 
tausche gegen  Getraidc  geschätzt  wurde,  so  könnte  es  scheinen,  weil 
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dieses  letztere  docb  einen  höheren  Werth  gehabt  als.  die  fortg^ebenen 
Gegenstände,  dass  das  Getreide,  i^älirend  es  nur  einen  einzigen  Factor 
des  Wcrthverhältnisses  darstellen  sollte,  factiscb  einen  Werth  hatte, 
^reicher  höher  war  als  das  ganze  Werthverhältniss ,  von  dem  es  ein 
Theil  war.    Doch  dieses  ist  eben  auch  nur  Schein. 

Damit  ein  Gegenstand  in  einem  Werthverhältnisse  zu  uns  stehe, 
ist  es  nöthig,  dass  unser  Wille  auf  ihn  gerichtet,  und  er  geeignet  sei, 
unserem  Willen  zu  dienen.  Wer  dieses  bei  dem  Getreide  der  Fall, 
welches  als  tertium  comparationis  gebraucht  werden  sollte?  Keines- 
wegs. Im  Gegentheile ;  aus  dem  directen  Austausche,  welchen  die  Hand- 
werker vornehmen  wollten,  geht  hervor^,  dass  ihr  Wille-  auf  das  Ge- 
treide nicht  gerichtet  war,  dass  sie  statt  Getreide,  der  Schuster 
Kleider ,  der  Schneider  Schuhe  wollten.  Das  frühere  Werthverhältniss, 
als  solches,  kommt  bei  der  neuen  Schätzung  desshalb  gar  nicht  in  Be- 
tracht. £s  ist  ein  blosses  Factum,  welches  für  eine  neue  Werthschätzung 
von  den  Tauschenden  benutzt  wird,  welches  also  auf  die  Gestaltung 
des  Werthes  der  neuen  Schätzung  nur  als  ein  Motiv  wirken  kann. 
Den  Umfang  dieser  Wirkung  aber  können  wir  einzig  und  allein  durch 
eine  Analyse  der  Motivation  kennen  lernen. 

Aus  dem  angeführten  Beispiele  geht  hervor,  dass  die  Veranlassung 
zu  der  Benutzung  des  Tauschmediums  erst  entstand,  als  das  Auf- 
wandserforderniss  in  Frage  kam.  In  der  That  konnte  dife  Veranlassung 
erst  dann  entstehen.  Denn  weder  für  die  Beurtheiluug  des  Verlangens 
der  Tauschenden  noch  ihrer  Aufwandsfähi^keit  noch  der  Beschaffen- 
heit der  Gegenstände,  dem  Verlangen  zu  entsprechen,  konnte  ein 
fiühei'er  Tauschact  gegen  Getreide  data  abgeben.  Es  handelte  sich 
für  den  Schneider  um  S.chuhe,  für  den  Schuster  um  Kleider,  was  konnte 
der  gegenseitigen  Werthschätzung  das  Getreide  nützen?  Der  frühere 
Tauschact  konnte  nur  bei  der  Beurtheiluug  des  Aufwandserfordernisses 
in  Betracht  kommen.  War  das  aber  der  Fall ,  so  konnte  das  frühere 
Werthverhältniss  auch  nur  als  Aufwandserfordemiss  zu  einem  Vergleiche 
mit  dem  neuen  benutzt  werden,  denn  selbstverständlich  lässt  sich  we- 
der das  frühere  Verlangen  nach  Getreide  noch  die  Aufwandsfähigkeii;, 
an  die  es  damals  geknüpft  war,  noch  die  Beschaffenheit  des  Getreides 
selber,  mit  dem  Aufwandserfordernisse  für  Schuhe  oder  Kleider  ver- 
gleichen. Hieraus  folgt  aber,  dass  die  beiden  tauschenden  Parteien, 
in  unserm  Falle  also  der  Schuster  und  der  Schneider,  bei  dem  Aus- 
tausche ihrer  gegenseitigen  Erzeugnisse  nicht  ihr  eigenes  Werthver- 
hältniss, in  dem  sie  zur  Zeit  des  früheren  Tausches  gegen  Getreide  ge- 
standen hatten,  in  Rechnung   zogen,   sondern   das   des  Acker- 
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batters,  von  dem  sie  das  Getreide,  gegen  ihre  Erzet^isse,  erhalten 
hatten.  Die  Anwendung  des  tertium  comparationis  ist  ein  unter- 
stellter  Tausch.  Der  Schneider  wie  der  Schuster  mussten  sich  sagen, 
dass  es  dasselbe  sei,  ob  sie  ihre  Erzeugnisse  gegen  Getreide  vertauschten 
und  für  das  erhaltene  Getreide  ihre  gegenseitigen  Erzeugnisse  einhan* 
delten,   oder  ob  sie  diese  direct  nach  demjenigen  Verhältnisse  ein- 

.  tauschten ,  welches  sich  bei  der  Dazwischenkunft  des  Getreides  ergeben 
haben  würde.  Das  Getreide  war  aber  nicht  dasjenige,  was  sie  haben 
wollten;  es  diente  dasselbe  also  nicht  zum  Vergleiche  mit  den  Tausch- 
gegenständen,  sondern  einzig  und  allein  mit  dem  Aufwandserfordemisse. 
Beide  stellten  sich  auf  den  Standpunkt  des  Bauern.  Die  Schwierigkeit, 
welche  dieser  hatte,  die  Handwerkserzeugnisse  zu  erlangen,  konnte  als 
Maassstab  der  Forderung  gelten,  welche  sich  die  Handwerker  einander 
zu  stellen  hatten.  Es  kam  somit  nicht  das  Werthv^hältniss  in  Be- 
tracht, in  welchem  sie  zu  dem  Getreide  gestanden  hatten,  sondern  das 
Aufwandserforderniss ,  welches  für  den  Bauer  mit  ihren  beiderseitigen 

'  Erzeugnissen  verknüpft  gewesen  war.  Es  diente  das  Getreide  nur  da- 
zu, das  indirect  zu  erfahren,  was  direct  schwer  zu  ermitteln  stand. 

.  Obschon  also  der  Tausch,  unter  Zugrundelegung  des  Getreides  als 
tertiüm  comparationis,  zu  Stande  kam,  so  ist  der  Werth  der  vertauschten 
Gegenstände  keineswegs  nach  dem  Getreide  zu  bemessen.  Es  spricht 
der  Schein  hilrfür  nur  deshalb,  weil  eine  jede  Werthschätzung  sich 
nach  aussen  lediglich  in  dem  Aufwandsei'fordernisse  maniifestirt,  welches 
im  tertium  comparationis  seinen  Ausdruck  findet,  das  Aufwandserforderniss 
ausserdem  beim  Tausche  als  der  letzte  Factor  der  Werthschätzung  in 
Betracht  kommt.  Das  Wort  Werthmaassstab  ist  deshalb  eine  durchaus 
falsche  Bezeichnung  für  tertium  comparationis.  Alle  Dinge  sind  sich 
im  Vergleiche,  wozu  sie  bei  der  Werthschätzung  dienen,  Werthmaass- 
stab ;  sie  sind  aber  bei  jedem  Tauschenden  verschieden ,  das  tertium 
comparationis  deshalb  nicht  gemeinsames  Werthmaass.  Es  bleibt,  trotz 
dem,  was  man  Werthmaass  nennt,  die  Verschiedenheit  des  Werthes 
der  vertauschten  Gegenstände  bestehen ,  so  wie  es  begriflfemässig  aus 
dem  Wechsel  der  Schätzungssubjecte  und  Objecte,  also  aus  dem  Ent- 
stehen zwei  vollständig  neuer  Werth  Verhältnisse,  folgt.  Das  sog. 
Werthmaass  selber  aber  ist  nur  das  Maass  eines  einzigen 
Factors  der  Werthschätzung:  des  Aufwandserfordernisses 
—  also  ein  Preismaass,  kein  Werthmaass.  Aus  ihm  konnte  auf  eine 
zukünftige  Werthschätzung  daher  nur  unter  der  Voraussetzung  ge- 
schlossen werden ,   dass  eine  Ergänzung  der  übrigen  Werthfactoi^n  in 
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gleicher  Weise  stattfinden  w^de^^).  Der  Untersdiied  aber  zwischen 
dem  directen  Tausche  and  dem  Tausche  mit  Benutzung  eines  Tausch- 
mediums liegt  nur  darin,  dass  bei  jenem  das  Aufwandserforderniss 
durch  den  hingegebenen  Gegenstand  selber,  bei  diesem  aber  durch  das 
Tauschmedium  ausgedrückt  wird^). 

§.  10. 
Werth  und  Preis. 

Wir  können  hier  schon  den  principiellen  Unterschied  derselben 
feststelle.  Es  ist  der  Preis  das  Aufwandserforderniss  einer 
Sache  im  Tausche,  resp.  die  Aufwandsf&higkeit ,  jenachdem  man 
den  subjectiven  oder  objectiven  Gesichtspunkt  nimmt:  der  Ausdruck 
der  Schwierigkeit  ihrer  Erlangung.  Er  ist  somit  einer  der  Factoren 
des  Verhältnisses,  dessen  Sch&tzung  den  Werth  ergiebt.  Aus  die- 
sem Grunde  ist  er  nothwendig  kleiner  als  der  Werth,  von  dem  er  nur 
ein  Theil  ist.    Der  Preis  ist  das  Einzige,  was  vom  Werthe  concret  in 

44).  Alan  sehe  eich  im  Leben  um,^  ob  jemaU  aas  der  ThaUache  efnea  Tatiechee 
oder  Kaufes  und  Verkaufes  unbedingt  auf  den  Werth  anderer  ganz  gleicher  Gegen- 
stande geschlossen  wird.  Es  geschieht  stets  unter  der  Voraussetzung,  dass  sich  neue 
Käufer  einstellen.  Hierin  liegt  die  Bedingung  der  Ergänzung  der  übrigen  Werth* 
factoren.  Denn  wenn  auch  die  Beschaffenheit  der  restirendeo  Waaren  durchaus  die 
nämliche  ist  wie  die  der  Tertaoschten,  so  könnt  es  doch  darauf  an,  ob  das  Verlangen 
des  Käufers  und  seine  Aufwandsfähigkeit  dieselben  sind. 

45)  Dass  zwischen  dem  V?erlbe  und  dem  Preise  einer  Sache  im  Wirthschafls- 
leben  ein  Unterschied  gemacht  wird,  ergiebt  sich  schon  aus  dem  Sprachgebrauche. 
Man  sagt  wohl :  Die  Sache  hat  für  mich  hohen  Werth ,  aber  niemals :  Sie  hat  ffir 
mich  hohen  Preis.  Aus  dem  Sprachgebrauche  ergiebt  sich  aber  avch  schon,  data 
beide  Begriffe  im  Zoaammenhange  mit  einander  stehen,  denn  man  sagt:  Die  Sache 
ist  über  Werth  bezahlt;  sie  ist  ihren  Preis  werth.  Und  zwar  sind  die  Wirihsehaflen- 
den  bei  der  Anwendung  dieses  Sprachgebrauches  so  wenig  im  Zweifel  über  den  dem- 
selben zu  Grunde  liegenden  Sinn,  dass  es  schon  deshalb  gewagt  erscheinen  müsste, 
mit  Lotz  einen  Uebergang  vom  Begriffe  des  Werlhes  zu  dem  des  Preises  zu 
läugnen  (s.  oben  Anm.  7),  mit  J.  S.  Hill  (der  Werth  einer  Sache  ist  das,  wofAr 
sie  sich  austauschen  lässt  a.  a.  0.  S.  520),  mit  Carey  (s.  oben  Anm.  10)  den  Werth 
nur  im  Preise  zu  auclien,  mit  Hermann  den  Sprung  Vom  Werthe  zum  Preise 
nicht  besonders  zu  begründen  (Untersuchungen  S.  67:  Der  Begehr  eines  Gutes 
entspringt  überhaupt  aus  dem  Vortheil,  den  sich  der  Käufer  ?on  seinem  Einlausch 
verspricht.  Sucht  er  das  Gut  zum  eigenen  Gebrauch,  so  ^ird  es  höheren  Gebrauehe- 
werth  für  ihn  haben  müssen,  als  was  er  hingiebt;  tauscht  er  ea  ein  zum  Wieder- 
rerkauf,  so  wird  er  aller dinga  zunächst  den  Tauschwerth  beachten,  den  ea  'bei  neiiem 
Verkauf  hat:  da  aber  jedes  Gut  am  Ende  von  irgend  Einem  zum  GebrancU  gekauft 
wird ,  so  ist  der  Gebrauchs-  oder  Nutzwerth  immer  eine  Wurzel  des  Tauachwerllies 
und  im  Begehre  von*  Einflus»  auf  den  Preis),  oder  gar  mit  Rau  (s.  oben  Anm.  37) 
dinen  Gegensatz  zwischen  Preis  und  Werth  anzunehmen. 
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die  E^cheinQDg  tritt,  wäd  äofißerli^h  bestimmt  wird,  behant^};  er 
kommt  deshalb  ausschliesslich  beim  Tausche  in  Folge  des  Tausehes 
vor.  Das  begrifEanässige  Verhältniss  zwischen  Werth  und  Preis  bleibt 
daher  nur  so  lange  bestehen  als  der  Werth  unverändert  bestehen  bleibt 
Sobald  dieser  schwankt,  wird  jenes  Verhältniss  gestört  Es  kann  sich 
daher  sehr  wohl  ereignen,  dass,  wenn  der  Weith  sinkt,  der  Preis, 
welcher  ursprünglich  nur  einen  Theil  des  Werthes  ausmachte,  höher 
wird  als  dieser,  denn  der  Preis,  einmal  bezahlt^  ist  Factum,  starr,  und 
folgt  den  Schwankungen  des  Werthes. nicht  mehr;  mit  anderen  Worten, 
dass  Jemand,  der  eine  Sache  emgetauscht  hat,  dieselbe  später  niedriger 
schätzt  als  das,  was  er  dafür  gegeben  hat 

Obschon  somit  der  Preis  nur  ein  unvollkommener  Ausdruck  des 
Werthes  ist ,  so  ist  er  im  Verkehre  dennoch,  von  grosser  Wichtigkeit 
Bei  dem  Vergleidien  von  Preisen  kommt  der  Seinsgrumd  in  Betracht : 
die  Bechnung  mit  Zahlen  wird  möglich,  mit  ihr  zugleich  die  compli- 
drte  Berechnung,  welche  das  entwickelte  Wirthst^haftsleben  nöthig 
macht  Namentlich  bei  den  Gegenständen  des  gewöhnlichen  Lebens 
(den  artlcles  de  premi^re  necessit^),  wo  es  hauptsächlich  darauf  an- 
kommt, dass  sie  überhaupt  zu  beschaffen  seien,  bildet  der  Preis,  als 
das  zur  Erlangung  der  Dinge  nöthige  Aufwandserfordemiss,  ein  wich- 
tiges Mittel  der  Wer^schätoung.  Sobald  ausser  ihm  die  Beschaffen* 
heit  der  Dinge  bekannt  ist,  so  kann  die  Werthschätzung  geschehen, 
dejm  die  beiden  anderen  Factoren  des  zu  schätzenden  Verhältnisses 
sind  rein  subjectiver  Natur,  folglich  schon  mit  dem  Schätzungssubjecte 
gegeben.  Abei*  auch  bei  minder  gewöhnlichen  Gegenständen,  wo  also 
die  besondere  Art,  häufig  Launenhaftigkeit,  des  Verlai]^ens  in  Frage 
kommt,  ist  es  wichtig,  zunächst  den  Prds  einer  Sache  zu  kennen. 
Denn,  da  das  Verlangen  sehr  wesentlich  abhängt  von  der  Aufwands- 
fahigkeit,  der  Preis  aber  das  Aufwandserfordemiss  darstellt,  so  giebt 
die  blosse  Eenntniss  des  Preises  häufig  schon  an,  ob  das  Verlangen 
sich  so  hoch  versteigen  darf  oder  nicht 

IjQ  Gewerbsleben  zumal  ist  der  Preis  eines  Gegenstandes  von 
Wichtigkeit  Denn  für  den  Gewerbtreibenden  wird  der  Werth  seiner 
Waaren  durch  das  Urtheil  des  Käufers  über  seine  Forderung  mit  be- 
dingt. Diese  bringt  der  Käufer,  bei  seiner  Werthschätzung,  als  Auf- 
wandserforderiiiss  in  Bechnung,  und  da  der  Käufer,  in  unseren  wirth- 
sehaftlicli  entwickelten  Zuständen,  zum  Zwecke  der  Prüfung  des  Auf- 
wandserfordemisses ,  einen  Vergleich  der  Preise  mit' einander  anstellen 

46)  Das,  was  min  WtrthmaaM  nennt,  ist  daher  f actisch  nichts  Anderes  als 
Preismaass. 
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wird,  80  muss  der  Gewerbtreibende  stets  sein  Auge  auf  diese  gerichtet 
halten.  Er  soll  ab^r  auch  nicht  vergessen,  dass  das  Aufwandserforder-» 
niss  nur  einen  Factor  der  Werthschätzung  bildet;  die  Erforschung 
dieser  bei  seinen  E&ofem  muss  deshalb  seine  eigentlidie  Aufgabe  sein^ 

§.  11. 
Das  Edelmetall  als  Tauschmediam. 

Wenn  mr  oben  sdion  ton  der  Annahme  ausgingen ,  dass  die  Be^ 
nutzung  des  Getreides,  als  tertii  comparattonfe,  nicht  mit  vollem  Bewusst^ 
sein  ihrer  Zweckmässigkeit  geschah ,  sondern  ganz  von  selber  aus  dem 
Umstände  folgte,  dass  die  ersten  Erzeugnisse  der  Arbeitstheilung  gegei 
Getreide  vertauscht  wurden,  vertauscht  werden  mtyssten,  so  können 
wir  uns  noch  weniger  dem  Zugeständniss  entziehen,  dass  die  Ein^ 
l&hrung  der^  edelen  Metalle  als  Tauschmediums  nicht  ein  Produkt 
wirthschaftlicher  Beflection,  sondern  das  der  wirthschaftlicben  Verhalt* 
nisse  war/  Ebenso  wie  das  Vieh,  als  Tausdimedium,  auf  das  Wild, 
das  Getreide  auf  das  Vieh  folgte,  ebenso  mussten  die  Edelmetalle,  ah 
der  äussere  Ausdruck  der  Vereinbarung  beim  Tausche,  auf  das  Ge- 
treide folgen.  Jede  neue  Wirtiischaftsstufe  brachte  die  Veränderung 
von  selber  mit  sich. 

Die  wirthschaftliche  Veranlassung  zur  Benutzung  der  Edehnetalle 
fdr  jenen  Zweck  führt  man  wohl  mit  Recht  auf  den  asiatisdien  Handel 
zuiück.  Da  der  Süden  Asiens  »so  ziemlich  Alles  ^  was  das  Menschen*- 
leben  zu  seiner  Erhaltung  und  Verfeinerung  bedarf«  ^0,  besass,  blieb 
den  mit  ihn  handelnden  Völkern  kaum  ein  anderer  Tauschgegenstand 
als  edele  Metalle.  Diese  iaber  wurden  gern  genomm^j  denn  edle 
Metalle  sucht  man  südlich  vom  Himalaya  vergebens.  Unter  einem 
reichen  Volke,  bei  welchem  die  gewöhnlichen  Anforderungen  des  Da- 
seins bereits  vollständig  befriedigt  sind,  entsteht  alsbald  das  Verlangen 
nach  Pracht,  nach  Verzierung  des  Körpers  und  seiner  Umgebung;  und 
solchem  Begehren  bieten  die  glfiinEenden,  allein  in  gediegenem  Zustande 
vorkommenden,  leicht  zu  bearbeitenden  edlen  Metalle  den  nächsten 
Anhalt  dar«^^*).  So  entwickelte  sich  ^n  Austausch  der  indischen 
Waaren  gegen  Edelmetalle,  welcher  heutzutage  noch  fortbesteht,  eben 
w^  er  auf  in  der  Natur  begründeten  Verhältnissen  beruht. 

Der  Hergang  war  somit  demjenigen  analog,  welchen  ich  oben  beim 
Getreide  als    den  wahrscheinlichen  geschildert  habe.     Das,   was  wir 


47)  W.  K  i  e  s  s  e  1  b  a  c  li ,  Der  Gang  des  WeUliandelf  und  die  Enlwickelung  d«8 
europäisclien  Völkerlebens  im  MittelaUer.    Stuttgart  1860.    S.  .6. 

47ii)  Derselbe  a.  a.  0.  S.  6.  * 
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heute  als  Waare  und  als  Tauschmedittm  kennen,  war  ursprünglich  nur 
Tauscl^^enstand.  Es  schätzten  die  Völker,  welche  reichlich  Gold  und 
Silber  besassen ,  diese  auf  einen  niedrigeren  Werth  als  die  asiatischen 
Waaren.  Die  Asiaten,  welche  die  Edelmetalle  entbehrten,  schätzten 
dieselben  höher  als  die  Produkte,  welche  ihr  Land  in  Fülle  erzeugte. 
Beide  legten  auf  ihre  Erzeugnisse  aber  insofern  Werth,  als  dieselben 
dazu  dienten,  ihnen  das  zu  verschaffen,  was  sie  zu  haben  wünschten. 
Den  Asiaten  waren  somit  ihre  Produkte  Aufwandserforderniss  der  Er- 
langung des  Goldes  und  Silbers ;  die  Edelmetalle  wiederum  waren  Auf- 
wandserforderniss der  Erlangung  der  asiatischen  Waaren  far  die  anderen 
Völker. 

Mit  der  Entwickelung  des  Austausches  musste  die  EinfQhrung  des 
Goldes  oder  Silbers  als  Tauschmediums  und  die  Verdrängung  des  früher 
ats  soldies  gebrauchten  Gegenstandes  Hand  in  Hand  gehen.  Hatte  der 
Kaufmann  des  Westens  gegen  Gold-  und  Silbersach^  die  Produkte  des 
Ostens  erhandelt,  so  musste  er  vorziehen,  seine  Rechnung  in  den  edlen 
Metallen  zu  machen,  denn  es  war  ein  Leichtes,  die  Unkosten  der  Reise 
ebenfalls  auf  dieselben  zu  reduciren.  Hatte  man  z.  B.  vorher  Getreide 
als  tertium  comparationis  gebraucht,  so  war  auch  der  Preis  des  Goldes 
und  Silbers  darin  angesetzt  worden.  Er  brauchte  also  das  Verhältniss 
nur  umzukehren,  um  den  Preis  des  Getreides  in  Gold  oder  Silber  zu 
wissen.  Die  übrigen  Nothwendigkeiten  der  Reise  aber  war  es  ein 
Leichtes,  ebenfalls  auf  Getreide  und  dadurch  auf  das  Edelmetall  zu- 
rückzurechnen.  Für  die  mitgebrachten  Waaren  aber  war  es  ihm 
weit  bequemer ,  den  Preis  direct  in  Gold  oder  Silber  anzusetzen ,  denn 
dessen  bedurfte  er  zur  Erneuerung  seiner  Unternehmungen.  Ausserdem 
bot  die  Rechnung  in  den  Edelmetallen  noch  viele  andere  Vortheile. 
Einmal  war  es  von  viel  gleichmässigerer  Beschaffenheit  als  Getreide. 
Die  Sache  selber  entsprach  also  genauer  dem  von  ihr  formulirten  Be- 
griffe. Ferner,  was  sehr  wichtig  war,  stand  das  edle  Metall  zu  ihnen, 
zu  den  Menschen  überhaupt,  in  einem  constanteren  Verhältnisse  als 
die  Erzeugnisse  des  Ackerbaues.  Es  ist  nicht  nur  die  Beschaffenheit 
desselben  eine  stets  gleiche,  sondern  auch,  in  gewissem  Grade,  die 
Schwierigkeit  der  Erlangung ;  selbst  die  Auf wandsfähigkeit,  nämlich  die 
Mittel ,  welche  zur  Besiegung  dieser  Schwierigkeit  zu  Gebote  stehen, 
^ind  minder  entwickelungsfähig  als  bei  anderen  Gegenständen,  so  dass 
also  nur  das  Verlangen  nach  dem  edlen  Metalle  als  das  mehr  Wandel- 
bare zurückblieb.  Aber  dieser  subjectivste  der  Factoren  des  Werth- 
vcrhältnisses,  zu  dessen  Erregung  in  der  That  eine  gewisse  Culturstufe 
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nöthig  zn  sein  scheint**),  war  darch  den  Handel  in  einer  Weise  er- 
gänzt, welche  dem,  die/Werthschätzung  Anderer  anticipirenden  Kauf- 
manne reichlich  so  viel,  wenn  nicht  mehr  Sicherheit  bot  als  der  gleiche 
Factor  im  Wertbverhältnisse  des  Getreides. 

Der  Kaufmann  des  Westens,  welcher  die  asiatischen  Waaren  zu- 
rückbrachte und  zum  Tausche  anbot,  fand  wohl  nicht  sofort  Gelegen- 
heit, unmittelbar  Gold  und  Silber  wieder  einzutauschen.  Seine  Gewflrze 
u.  s.  w.  vertauschte  er  daher,  wie  es  die  Umstände  gerade  erheischten, 
gegen  das  ein ,  was  ihm  angeboten  wurde  und  was  er  hoffen  durfte, 
seinerseits  wieder  gegen  die  edten  Metalle  zu  vertauschen.  Bei  diesem 
Handel  aber  musste  er  stets  durch  die  Rücksicht  geleitet  werden,  dasa 
es  Gold  und  Silber  war,  was  er  sich  am  letzten  Ende  verschaffen  nmsste. 
Für  ihn  waren  seine  Waaren  Aufwandsf&higkeit  dem  Einzutauschenden 
gegenüber ;  sie  wurde  ia  dem  Maasse  grOsser,  als  das  Aufwandserforder- 
niss,  die  Forderung  des  Gegners,  abnahm.  Die  Waaren  also,  welche 
er  nur  nahm,  weil  er  das  Gold  und  Silber  nicht  direct  erhandeln 
konnte ,  blieben  für  ihn  dasselbe,  was  seine  Gewürze  waren :  Aufwands- 
fähigkeit zur  Erlangung  des  Edelmetalles;  er  musste  seine  Wertb- 
schätzung  derselben  daher  nach  diesem  vornehmen,  denn  sie  hatten 
nur  Werth  für  ihn,  insofern  sie  dem  AufWandserforderuiBse  für  dasselbe 
dienen  konnten.  Nahm  er  also  z.  B*  für  seine  Gewürze  Getreide  an, 
so  musste  er  beredmen,  ob  er  für  dieses  so  viel  oder  mehr  Edeünetall 
würde  erhalten  kftnnen  wie  für  das  dafür  hingegebene  Gewürz. 

Wenngleich  es  eigentlich  nur  der  Kaufinanu  war,  welcher  die 
Edelmetalle  als  tertium  comparationis  gebrauchte,  so  brachten  es  schon 
die  Unterhandlungen  über  den  Tausch  mit  sich,  dass  die  Gegenpartei 
im  Tausche  das  vom  Kaufmanne  angelegte  Preismaass  zu  würdigen 
lernte.  Eine  grosse  Anzahl  solcher  Geschäfte  mussten  dieses  daher 
8chlie5slich  den  Wirthschaftenden  geläufig  machen  und  sie  gewöhnen, 
es  selbst  bei  sollen  Geschäften  in  Anwendung  zu  bringen,  welche 
nicht  in  unmittelbarem  Zusammenhange  mit  dem  asiatischen  Handel 
standen.  Es  trat  also  ganz  an  die  Stelle  des  Getreides  oder  dessen, 
was  vorher  als  Preismaass  benutzt  worden  war,  und  diente  dazu,  das 
zur  Erlangung  eines  Gegenstandes  nöthige  Aufwandserforderniss  zu 
bezeichnen. 


48)  Nee  lamen  affirmaTeriiDf  nnHiiii  Germaniae  Tenam  argentdiii  aornniTe  gi- 
gnere ;  quia  enim  scruUtus  est  1  possessione  et  uau  haud  perinde  afficiantur.  e at 
videre  apud  illoa  argentea  vaaa,  legalis  et  principibus  eonim  munerl  data,  non  in 
alia  vililate  quam  qoae  liuoio  fingunfar.    5  Tacitl  Germania. 
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§.  12. 
Das  Geld,  Verkauf,  Kauf. 

Verkauf  und  Kauf  sind  schon  denkbar  bei  Benutzung  des  Getreides 
als  tertium  comparationis ,  aber  schwerlich  fanden  si«  statt.  Denn, 
wenn  keine  andere  Ausgleichung  geschah,  so  tnusste  die  Uebertragung 
des  Getreides  selber  erfolgen,  gewiss  nicht  stets  eine  den  Tauschenden 
angenehme  Eventualität.  Selbst  die  Benutzung  des  Edelmetalles  ab 
eines  übertragbaren  Tauschmediums,  vor  der  Creirung  von  Geld,  musste 
grossen  Schwierigkeiten  dadurch  unterliegen,  dass  über  seine  grössere 
oder  geringere  Feinheit  keine  vollständige  Sicherheit  bestand ,  sein  Ge- 
wicht jedesmal  ermittelt  werden  musste  und  seine  Theilbai*keit  nicht 
in  dem  Maasse  practicabel  war,  wie  es  die  Eigenschaften  der  Metallä 
übrigens  zulassen.  Die  volle  Wirkung,  deren  diese  als  Tauschmedium 
föhig  waren  ^  konnten  sie  erst  thun ,  nachdem  sie ,  forma  publica  per*- 
cussa,  sich  der  verschiedenartigsten  Gestaltung  der  Werthverhältnisse, 
von  denen  sie  einen  Factor  stets  repräsentiren  sollten,  anpassten. 
Dadurch,  dass  unter  höchster  Autorität  die  Gewichtsmenge  des  edlei 
Metalles  in  den  einzelnen  Geldstücken  festgestellt  war,  die  arithmetische 
Einheit  also  in  den  Münzen  sich  concret  vorfand,  ausserdem  kleine 
Ungleichheiten,  welche  die  Technik  der  Prägekunst  nicht  zu  überwinden 
vermag,  durch  absolutes  Gesetz  als  nrcht  existent  verkündet,  dadurch 
somit  aufgehoben  wurden,  so  konnte  in  V/irklichkeit  das  Redinungs- 
focit  eines  geschehenen  Tauschactes  in  absoluter  Identität,  je  nach  dem 
Erfordernisse  sofort  überwiesen  oder  für  demnächstige  Ueberweisung, 
bestimmt  werden. 

Der  Uebergang  vom  Metalle,  als  blossem  tertium  comparationis,  zum 
Gelde,  als  übertragbarem  Tauschmedium,  und  der  vom  Tausche  zum 
Kaufe  und  Verkaufe  hat  unbestreitbar  etwas  Eigentbümlichas,  von  dem 
die  Wissenschaft  Notiz  zu  nehmen  hat.  Es  liegen  neue  BegriiFe  vor, 
welche  analysiii;  sein  wollen,  deren  genaue  Erläuterung  um  so  noth- 
wendiger  ist,  als  jenes  Eigenthümliche  meist  überschätzt  wird.  Wir 
können  aber  gleich  von  vornherein  die  Gränzen  ziehen,  innerhalb  deren 
sich  die  Merkmale  der  Begriffe  vorfinden  müssen.  Da  nämlich,  wie 
wir  gesehen  haben,  das  Geld  sich  dadurch  vom  Metalle  unterscheidet^ 
dass  es  ein  bestimmmtes  Gewicht  dieses  letzteren  enthält,  welches  vom 
Staate  durch  ein  Gepräge  verbürgt  wird,  Kauf  und  Verkauf  aber  vom 
Tausche  dadurch,  dass  in  ihnen  eine  Trennung  des  in  jenen  vereinigten 
Angebotes  und  der  Nachfrage  stattfand,  so  können  die  neuen  Begriffe 
Geld,  Verkauf,  Kauf  keine  Merkmale  enthalten,  welche  sich  materiell 
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von  denen  der  früheren  Begriffe  Metall  und  Tausch  unterschieden.  Der 
allein  mögliche  Unterschied  kann  nur  ein  formeller  sein.  Denn  in  der 
Folge  Icann  nicht  mehr  liegen  als  in  ihrem  Grunde.  Der  Grund  der 
neuen  Begriffe  war  eine  formelle  Veränderung^  deshalb  kann  mit  der 
Folge,  also  den  Begriffen  selber,  auch  nur  eine  formelle  Veränderung 
vorgegangen  sein.  Es  muss  also  das  Metallgeld  nach  wie  vor  tertium 
comparationis  sein,  im  Kaufe  und  Verkaufe  noch  stets  ein  Tausch  vor* 
genommen  werden,  wenn  auch  die  Art,  in  der  es  geschieht,  eine 
andere  ist. 

Die  Bedeutung  der  körperlichen  Uebertragung  des  Geldes  kann 
man  sich  am  leichtesten  deutlich  machen,  wenn  man  das  Schicksal  einer 
Ausprägung  verfolgt.  Die  vor  100  und  mehr  Jahren  ausg^ebenen 
Münzen  werden  eingezogen,  um  eingeschmolzen  zu  werden.  Sie  laufen 
bis  auf  ein  minus  ein;  welches  durch  Verlust,  vernachlässigte  Ein^- 
lieferung  etwa  entsteht.  Es  kann  also  die  Circulation  des  Geldes  an 
sich  kein  w^irthscbaftUcher  Act  gewesen  sein.  Denn  ein  hundertjähriges 
Händewechseln  des  Geldes  ohne  dritte  Wirkungen  kann  weiter  nichts 
als  eine  Verschlechtei-ung  der  Münzen  zur  Folge  haben,  also  nicht 
wirthschaftlich  sein.  Die  indirecten  Wirkungen  können  zugleich  ia 
nichts  Anderem  als  einer  Veranlassung  zu  anderweiten  Wirthschafts^ 
Vorgängen  bestehen.  Die  ohne  irgend  eine  Spur  ihres  Daseins  ver- 
laufende Circulation  der  Metallsttlcke  kann  nur  dadurch  eine  denkbare 
Bedeutung  bekommen. 

Für  den  Gebrauch  des  Geldes  als  tertium  comparationis  ist  offen^ 
bar  das  körperliche  Uebertragen  desselben  nicht  nothwcndig.  Dazu 
bedarf  es  in  der  That  nicht  einmal  der  Existenz  desselben  in  concreto^). 
Es  werden  täglich  solche  Massen  von  Käufen  und  Verkäufen  geschlossen, 
dass  das  ganze  Edeixnetall  der  Erde  ihre  Summe  nicht  erreicht  Es 
genügt  zum  Zwecke  der  Preisbenennung  die  Vereinbarung  über  eine 
Metalleinheit  Die  Nothwendigkeit  der  körperlichen  Uebertragung  des 
Geldes  müsste  sich  somit  aus  der  Natur  von  Kauf  und  Verkauf  ergeben. 
Aber  wir  sehen,  dass  in  dem  Erwerbszweige  dessen  eigentliches  Ge* 
schäft  Kauf  und  Verkauf  ist,  die  meisten,  die  grössten  Käufe  und 
Vericäufe  geschlossen  werden,  ohne  dass  mehr  als  ein  verschwindend 
kleiner  Bruchtheil  in  Geld  dazu  nöthig  wäre.  Jene  Nothwendigkeit 
kann  daher  im  Kaufe  und  Verkaufe  nur  relativ  beruhen,  und  zwar 
lässt  sich  nachweisen,  dass  sie  sich  dann  aus  den  Formen  des  Tausches 
ergiebt,  wenn  die  Fäden  dieses  zu. weit  aus  einander  kofen,  um  sich 
ohne  Dazwischenkunft  des  Geldes  vereinen  zu  können.    Nehmen  wir 

49)  Beweis  das  hambarg^er  Bankogeld. 
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2.  B.  den  Handel  Hamburgs  mit  Brasilien.  Es  ^ird  der  Betrag  dar 
brasilianischen  Abladungen  für  hamburger  Bechnung  auf  London  ent- 
nommen. Die  Waaren  selber,  Kaffee  größstentheils ,  gehen,  nach  An- 
kunft in  Hamburg,  nach  dem  deutschen  Hinterlande,  Schweden,  Nor^ 
wegen  u.  s.  w.  In  Hamburg  selbst  bleibt  sehr  wenig.  Diejenigen  Kauf* 
leute,  welche  den  Kaffee  von  Brasilien  bezogen  haben,  befassen  sich 
in  der  B«gel  nicht  mit  der  Ausfuhr  dorthin.  Dieses  pflegen  wieder 
andere  Häuser  zu  thun.  Ebensowenig  sind  es  ausschliesslich  die  Ge- 
genden Deutschlands,  welche  einen  Theil  des  Kaffees  empfangen  haben, 
wo  die  Export  -  Artikel  für  Brasilien  gearbdtet  werden,  wie  auch 
Schweden  und  Norwegen  ihren  Bedarf  an  Kaffee  nicht  durch  ihre  Ex* 
porte  Ton  Holz,  Fisch  u.  s.  w.  nach  Brasilien  decken.  Aber  das 
deutsche  Inland  gleicht  seine  Forderungen  durch  andere  Gütarbewegungen 
aus  und  schickt  seine  Brasil -Export -Artikel  wieder  nach  den  Hanse- 
'Städten.  Schweden  und  Norwegen  aber  haben  plus-  Export  nach  Eng- 
land und  decken  ihre  Debet -Posten  in  Hamburg  mit  Papier  auf  Lon- 
don, welches  nach  diesem  Platze  endlich  von  Hamburg  aus  mit  den 
übrigen  die  Rio -Tratten  ausgleichenden  Rimessen  geht.  Die  Beträge 
der  deutschen  Waaren,  welche  nach  Brasilien  geschickt  werden,  weist 
der  Empfanger  ebenfalls  in  London  an,  England  aber  exportirt  nach 
Brasilien  mehr,  als  es  von  dort  empfängt,  und  somit  ist  es  sehr  wohl 
möglich,  dass  alle  diese  doch  wahrlich  nicht  geringfügigen  überseeischen 
Waarenbewegungen  in  London  zur  Ausgleichung  kommen,  ohne  dass 
deshalb  ein  nennenswerther  Betrag  an  Gelde  benutzt  wurde«  Trotz  der 
Verschiedenheit  der  Käufer,  trotz  der  Verschiedenheit  der  Länder  sind 
alle  Posten  ausgeglichen  ohne  weitere  Hülfsmittel  als  eine  Metalleinheit 
und  Wechsel ,  welche  die  Uebertragung  der*  Forderungen  vom  Einen 
auf  den  Anderen  vermitteln.  Nehmen  wir  dagegen  die  Fortsetzung  des 
erwähnten  Handels  bis  zum  (Jonsumenten,  so  ist  eine  Ausgleichung  mit 
blosser  Zugrundelegung  einer  Metalleinheit  nicht  practicabel.  Theils 
wird  der  Handel  hier  viel  zu  unbedeutend,  viel  zu  kleinlich,  um  nicht 
in  der  Benutzung  des  Geldes  die  willkommenste  Methode  der  Aus- 
gleichung zu  sehen;  dann  aber  lassen  sich  auf  dieser  niedrigsten  Stufe 
von  Kauf  und  Verkauf,  wo  auf  der  einen  Seite  schon  gar  kein  Handel 
mehr  ist,  sondern  der  Consument  mit  seinen  Pfennig -Bedürfnissen 
steht,  die  Fäden  nicht  mehr  verfolgen,  welche  Kauf  und  Verkauf  zum 
Tausche  vereinen,  zumal  manche  Forderungen  nicht  durch  Verkauf^ 
sondern  durch  Dienstleistungen  ausgeglichen  werden.  Hier  findet  daher 
fast  immer  statt,  was  man  auf  der  höheren  Stufe  wirthschaftlicher 
Thätigkeit  meistens  zu  vermeiden  Gelegenheit  hat. 
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Ausser  wegen  Kauf  und  Verkauf  ist  die  körperliche  Uebertragung 
des  Geldes  der  Sicherheit  der  Ausgleichung  wegen  nöthig,  ganz  be- 
sonders aber  wegen  der  durch  ein  absolutes  Gesetz  auferlegten  Ver- 
pflichtung gewisser  Verbindlichkeiten  (Wechsel)  durch  Geld  zu  lösen  *^). 
Dieser  letzte  Umstand  wirkt,  wie  wir  sehen  werden,  als  Motiv  der 
Werthschätzung  des  Geldes.  Was  diese  endlich  anbetrifft,  so  kann 
ich  dieselbe  natürlich  von  der  Werthschätzung  überhaupt  nicht  unter- 
scheiden. Es  kann  sich  der  Werth  des  Geldes  nur  aus  der  Schätzung 
des  Verhältnisses  ergeben,  worin  dasselbe  zu  dem  Schätzenden  steht, 
und  da  dieses  Verhältniss  bei  den  verschiedenen  Menschen  ein  ver- 
schiedenes ist,  so  ist  auch  der  Werth  des  Geldes,  je  nach  dem  Schätzen- 
den, verschieden.  Man  hat  allerdings  bislang  allgemein  behauptet,  dass 
dhs  Wesen  eines  Preismaasses  (oder  vielmehr,  wie  man  meinte,  Werth- 
maasses)  in  der  Gemeinsamkeit  seines  Werthes  bestehe,  ohne  aber, 
meines  Wissens,  gute  Gründe  hierfür  anzuführen").  Es  war  daher 
wohl  nur  der  Schein,  welcher  zu  dieser  Annahme  verführte.  Und  der 
ist  allerdings  dafür,  insofern  in  der  That  das  Geld  als  Preisausdruck 
aller  Dinge  dient.  Von  dem  Preise  aber  ist  auf  den  Werth  der  Dinge 
nur  ein  hypothetischer  Schluss  zulässig. 

Drei  der  Werthfactoren  des  Edelmetalles  sind  allerdings  sehr  stetig, 
im  Vergleiche  mit  denen  anderer  Artikel.  Ich  hob  schon  oben  hervor, 
dass  sich  die  Eigenschaften  des  Goldes  und  Silbers  stets  gleich  bleiben, 
die  technischen  Schwierigkeiten  ihrer  Erlangung,  gegenüber  den  vor- 

50)  Vergl.  RaTit  a.  a.  0.  und  m.  Abhandl.:  Das  Geld  n.  a.  w.  io  den  Jahrbb. 
1.  Jahrg.  4.  Heft,  in  welAier  ich  Jedoch  die  daselbst  noch  gemachte  irrtbamlicbe 
Unterscheidung  zwischen  Gebrauchs-  und  Tsuschwerth  fm  Sinne  des  Obigen  zu  be« 
rkbligen  bitte. 

61)  Rarit  sagt  a.  a.  0.  S.  2:  „Es  M%i  mit  innarer  Nothwendigk^it,  dass 
eine  Bemessung  des  Werthes  der  Terschiedenen  Gegenstinde  nach  einem  allgemeinen 
Maassstabe  und  somit  der  Uebergang  zum  Kauf  nur  dann  Statt  finden  kann,  wenn 
die  aUgeroeine  Ansicht  über  den  Werth  eines  bestimmten  Gegenstandes  eine  (ibet- 
•fnsttmmcnde  geworden  ist"  Der  Ausdruck  „Innere  Nothwendigkeit''  beweist  jedoch 
nidits  f  sondern  die  Katlkwendigkeit  kann  sich  nar  aus  einem  Grunde  derselben  er^ 
gtbaa.  „Der  Sats  t om  aareichenden  Grund«  ftberhaiif  t  ist  Ausdruck  der  im  Innersten 
«naeres  ErkenntnissTerm9gens  liegenden  Grandform  einer  nothwendigen  Verbindung 
aller  unserer  Objecto,  d.  h.  Vorstellungen:  er  ist  die  gemeinsame  Form  aller  Vor- 
atellungen  vnd  der  alleinige  Ursprung  des  Begriffes  der  Kothwendigk'ei't,  als 
walcher  schlechterdings  keinen  anderen  wahren  Gehalt,  noch  Beleg,  hat,  als  den 
4tf  SitttTitts  der  Folge,  wenn  Ikr  GrnnA  geseist  isl^.  A.  Schopenhauer,  Vler^ 
facb«  Wursel  8.  85*  —  üebrigens  hat  ea ,  abgesehen  Tom  Unlogischen  der  „inneren 
VolliwoBdlgkolt^  noch  nfemaU  ein«  allaellig«  Veboreinslinnunf  ftber  iea  Werth 
einer  Sache  geg eben ,  daher  man  al«  rom  Getto  cbensowonig  \m  Bhiate  wird  bo- 
haupten  wollon, 
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handenen  Mitteln  sie  zu  überwinden,  weniger  und  langsamerer  Ver- 
änderung nur  fähig  zu  sein  scheinen,  als  es  bei  den  meisten  Gegen- 
ständen der  Fall  zu  sein  pflegt,  aber  jene  drei  Factoren  sind  noch 
nicht  alle  diejenigen,  welche  das  Verhältniss  ausmachen,  deren  Schätzung 
den  Werth  ergiebt.  Es  muss  das  Verlangen  noch  hinzukommen  und 
dies  ist  in  Bezug  auf  Edelmetall  so  wandelbar,  so  subjectiv  wie  in 
Bezug  auf  alle  Luxusg^eustände.  Ausserdem  kommt  bei  der  Werth- 
Schätzung,  als  welche  individuell  ist,  die  Aufwaiidsfahigkeit  in  ganz 
anderer  Weise  in  Betracht,  als  oben  angedeutet.  Ich  hob  dort  nur  die 
objectiv  gegebenen  Verhältnisse,  unter  denen  die  Edelmetalle  zu  exi- 
stiren  pflegen,  hervor,  um  anschaulich  zu  machen,  dass  sich  dieselben 
besser  als  z.  B.  Getreide  dazu  eignen,  als  tertium  comparationis  für  das 
Aufwandserforderniss  im  Tausche  zu  dienen.  Diesem  Zwecke  gegenüber 
kommen  die  objectiveu  Factoren  des  Werthverhältnisses  in  Betracht, 
und  es  war  wichtig,  dass  die  technischen  Schwierigkeiten  der  Erlangung 
möglichst  gleichmässig  bleiben  möchten,  denn  dem  zu  schaffenden  Maass- 
stabe wollte  man  nicht  das  ganze  Werthverhältniss  beim  Tausche,  son* 
dern  nur  einen  Factor  desselben:  das  Aufwandserforderniss  messen. 
Bei  dem  Werthe  des  Geldes  aber  entscheidet  die  Schätzung 
des  einzelnen  Menschen. 

Da  die  Werthschätzung  des  edlen  Metalles  zum  Theile  andere 
Motive  hat  als  die  des  Geldes,  so  kann  aus  der  Höhe  jener  auf  diese 
nicht  geschlossen  werden.  Es  wird  allerdings  die  Schwierigkeit  der 
Erlangung  des  Edelmetalles  Einfluss  haben  auf  das  Aufwandserforderniss 
des  zur  Verfertigung  des  Geldes  verwandten  Metalles,  und  dadurch 
auf  das  Aufwandserforderniss  des  Geldes  selber,  wenn  man  es  sich 
verschaffen  will,  aber  die  Werthschätzung  des  Metalles  wie  des  Geldes 
bleibt  von  diesem  Umstände  so  unberührt,  wie  es  die  Abhängigkeit  der 
Werthfactoren  von  einander  überhaupt  zulässt.  Mit  anderen  Worten : 
die  Kegieruug  kauft  Edelmetalle,  um  Münzen  daraus  zu  prägen;  das, 
was  sie  hingeben  muss,  ist  das  Aufwandserforderniss  des  Metalles;  sie 
wird  daher  das  geprägte  Geld  nicht  ausgeben  wollen,  ohne  mindestens 
den  gemachten  Aufwand  zurückerstattet  zu  erhalten.  Welchen  Werth 
die  Regierung  auf  das  erhandelte  Metall  legt,  ist  selbstverständlich  aus 
dem  Ankaufe  so  wenig  zu  ersehen  wie  der  Werth  aus  dem  Preise  über- 
haupt^'). Ebenso  selbstverständlich  kann  auch  dieser  aus  subjectiven 
und  objectiven  Elementen  gebildete  Werth  des  Geldes  bei  den  Regierungen 


62)  0ie  WwU»cbtUttng  d«.  flleUJlcg  sui  Zweck«  der  Gtldantf  rif  img  wiN  aktt 
M  den  Regi«^«iiien  Terscbieden  teiPt  weil  die  Vevtheile  der  Ckldaufprigmigt  je 
nach  den  wirlbsclianiicben  Verliiltniasen  eines  Landes,  verschieden  sind« 
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keinen  Ehiflass  ausüben  auf  die  von  den  Empfängern  des  Geldes  vor^ 
genommene  Werthschätzung  desselben ,  denn  hier  liegen  ja  ganz  andiere 
Subjecte  der  Schätzung  vor  1  Es  wird  sich  nur  das  objectivste  Moment 
der  Werthschätzung:  das  Aufwandserfordemiss ,  dessen  zeitiger  Aus^ 
druck  der  Preis  ist,  geltend  machen. 

Das  Motiv  der  Werthschätzung  des  Geldes  ist  allerdings  insofern 
ein  gemeinsames,  als  dieses,  so  lange  es  Geld,  also  seiner  eigentlichen 
Bestimmung  nicht  entzogen,  ist.  Jedermann  nur  aus  dem  Grunde 
schätzt,  weil  es  als  Tauschmedium  und  Zahlmittel  dient,  daher  man 
Papiergeld  gerade  so  hoch  wie  Metall  schätzen  sieht,  aber  das  Motiv 
ist,  trotz  seiner  Gemeinsamkeit,  grosser  Verschiedenheit  in  Bezug 
auf  seine  Intensität  fähig,  selbst  die  doppelte  Anwendung,  welche  das 
Geld  erföhrt,  hat  eine  Verschiedenheit  der  Motive  selber  zur  Folge. 

Um  die  Motive  gehörig  zu  unterscheiden ,  müssen  wir  stets  das 
ganze  Werthverhältniss ,  worin  das  Geld  zu  dem  Schätzenden  steht, 
vor  Augen  haben.  Was  den  ersten  Factor  desselben,  das  Verlangen; 
anbetrifft,  so  richtet  sich  das  nach  dem  Zwecke,  wozu  man  das  Geld 
bedarf  oder  wünscht.  Besteht  dieser  in  der  Benutzung  desselben  als 
tertium  comparationis ,  als  Preismaass,  so  geht  das  Verlangen  nur  auf 
die  Existenz  des  Geldes,  d.  h.  der  Münzeinheit;  es  wird  die  coiicrete 
Dazwischenknnft  gewissermaassen  fingirt.  Wünscht  man  es  als  über- 
tragbares Tauschmedium  zur  Vornahme  eines  Kaufes,  so  wird  Nie- 
mandes Verlangen  danach  grösser  sein  als  seine  Bereitwilligkeit,  seine 
Aufwandsfähigkeit  zur  Erlangung  des  gewünschten  Gegenstandes  anzu- 
strengen. Denn  das  Geld,  welches  für  einen  Gegenstand  bezahlt  wer- 
den muss,  drückt  nicht  den  Werth  aus,  welchen  der  Käufer  auf  den- 
selben  legt,  sondern  nur  das  Aufwandserfordemiss  dessen  Er- 
langung. Wenn  der  Käufer  auf  das  Geld  denselben  Werth  legte  wie 
auf  den  zu  kaufenden  Gegenstand,  so  könnte  er  sich  die  Mühe  spalten, 
diesen  zu  kaufen,  denn  in  dem  Falle  erwüchse  ihm  aus  dem  Kaufe 
kein  Gewinn.  Aber  es  wird  nicht  nur  das  Aufwandserfordemiss  'der 
G^enstände,  sondein  auch  die  Aufwandsfähigkeit  der  Personen 
mit  Geld  ausgedrückt ,  und ,  da  bekanntlich  jenes  nichts  Absolutes  ist, 
sondern  von  einer  Höhe  oder  Geringfügigkeit  desselben  nur  in  Bezug 
auf  einen  gedachten  Maassstab  gesprochen  werden  kann,  so  ist  selbst^ 
^  verständlich  auch  die  Schätzung  des  Aufwandserfordernisses  eines  Gegen- 
standes je  nach  dem  Scbätzungssubjecte  verschieden:  mit  ihr  aber  auch 
die  des  Geldes,  als  welches  der  Ausdruck  des  Aufwandserforderni^es 
ist.  Die  Werthschätzung  des  Geldes  ist  somit  keine  gemeinsame,  soh^ .. 
dem  eine  ebenso  verschiedene,  wie  die  aller  anderen  Dinge;  sie  Ist "ih 
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den  That  ebenso  verschieden  wie  das  Yerhältniss,  worin  dasselbe  zu 
den  Menschen  steht.  Wenn  man  sich  im  Leben  nmsieht^  so  kann  man 
dieses  genugsam  bestätigt  finden.  Es  fällt  nur  nicht  in  die  Augen, 
weil  Alles  nach  Geld  benannt  und  deshalb  der  Werthunterschied  der 
Waaren  nur  beachtet  wird.  In  grossen  Städten  giebt  es  aber  Läden, 
wo  alle  Sachen,  die  verkauft  werden,  vielleicht  doppelt  so  theuer 
sind  als  anderwärts.  Weshalb?  Eines  besonderen  Publikums  halber, 
welches  das  höhere  Aufwandserfordernisis  nicht  scheut,  um  einen  fashion- 
ablen  Ort  zu  haben ,  wo  es  kauft.  Was  ist  das  aber  anders  als  eine 
mindere  Werthschätzung  des  Geldes?  Sagt  man  doch  auch  im  Leben: 
er  achtet  das  Geld  gering,  hoch.  Was  die  Beschaffenheit  des  Geldes 
anbetri£ft,  so  kommt  die  bei  seiner  Werthschätzung  in  der  Regel  min- 
der in  Betracht,  weil  sie,  der  gleichmässigen  Ausprägung  halber,  keine 
Verschiedenheiten  zu  zeigen  pflegt,  zumal  etwaige  dennoch  vorkommende 
Unterschiede  durch  das  Gesetz  wirkungslos  gemacht  werden;  sie  wird 
aber  allerdings  in  Frage  kommen,  wenn  diese  Voraussetzungen  beim 
Gelde  nicht  zutreffen,  also  z.  B.  bei  schlechten  Münzen,  noch  mehr 
bei  Papiergeld.  Wenngleich  dieses  dem  Käufer  wie  Verkäufer  ebenso 
lieb,  häufig  lieber  ist  als  Metallgeld,  just  weil  sie  das  Geld  nur  ab 
Mittel  zu  dritten  Zwecken  schätzen,  daher  alles  Geld  gleich  schätzen 
müssen,  welches  diese  Zwecke  erreicht,  so  ist  dieses  doch  nur  der 
Fall  unter  der  Voraussetzung ,  dass  die  bezweckte  Wirkung  auch  wirk* 
lieh  erreicht  werden  könne. 

Ich  sprach  oben  nur  vom  Käufer.  Beim  Verkäufer  ist  dasselbe 
der  Fall,  denn  es  verkauft  Niemand  des  Geldes  halber,  sondern  um 
neue  Käufe  zu  machen,  resp.  um  das  nöthige  Aufwandserfordemiss 
für  andere  Wirthschaftsacte  zu  erlangen.  Dieses  ist  es  gerathener  in 
Geld  als  in  anderen  Gegenständen  aufzubewahren,  weil,  wie  oben  er* 
wähnt,  die  Schwierigkeit  der  Ausbeute  von  Metall  eine  gleichmässigere 
ist,  als  die  Gewinnung  anderer  Gegenstände,  dessen  Preis  gegen  andere 
Wtaren  deshalb  weniger  schwankend  ist. 

Wenn  Jemand  das  Geld  dagegen  wünscht,  um  Zahlungen  damit  zn 
leisten  oder,  was  dasselbe  ist,  dem  Aufwandserfordemisse  zu  genügen, 
zu  dem  er  sich  verpflichtete,  so  kann  eine  weit  über  das  in  der  Zah- 
lung selber  liegende  Aufwandserfordemiss  hinausgehende  Werthschätzung 
eintreten.  In  den  gewöhnlichen  Fällen,  wo  es  mit  den  Zahlungen 
nicht  übermässig  eilt,  wird  man  allerdings,  um  eine  Schuld  von 
100  Thalern  zu  decken,  nicht  mehr  als  100  Thaler  dafür  geben  wollen. 
In  den  Fällen  dagegen,  wo  die  Zahlung  sofort  geschehen  umiss,  wird 
der  Schuldner  nach  dem  Gelde  ein  Verlangen  tragen,  welches  ihn  si 
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einer  weit  höheren  Werthschfttzung  veranlassen  wird,  einer  höheren 
oder  niedrigeren  natürlich,  jenachdem  die  Aufwandsfahigkeit  des  Zah« 
lers  grösser  oder  kleiner  ist  Die  Haupt -F&lle  der  letzteren  Art  sind 
Ehrenschulden  und  Wecbselschulden.  Dadurch,  dass  das  Geld  nicht 
nur  Tauschmedium,  sondern  auch  das  legale  Zahlmittel  ist,  für  den 
£hr(»ischuldner  wie  für  den  Wechselschuldner  die  Liquidation  der 
Forderungen  aber,  wegen  der  mit  der  Fristversäumung  verknüpften 
Folgen,  als  höchste  Nothsache  betrachtet  werden  muss,  so  geschieht 
es,  dass  dem  Gelde  als  Zahlmittel  ein  Werth  beigelegt  wird,  welcher 
denjenigen  übersteigt,  den  man  ihm  als  Preismaass  und  Tauschmedium 
geben  würde.  Da  aber  das  Geld  Zahlmittel  und  Preismaas  zugleich 
ist,  so  kann  selbstverständlich  der  ihm  beigelegte  höhere  Werth  nicht 
sofort  in  Geld  bezahlt  werden.  Denn,  wenn  der  Schuldige  das  Geld 
hätte,  so  würde  er  es  für  die  Zahlung  benutzen,  seine  Erlangung 
nicht  mehr  wünschen  können.  Es  wird  vielmehr  für  das  zur  Stelle  zu 
schaffende  Aufwandserforderniss  ein  höheres  in  späterer  Zeit  versprochen. 
Es  könnte  scheinen,  dass  ich  hier  eine,  über  den  im  Zwecke  des 
Geldes  als  Preismaass  und  Tauschmedium  beruhenden  Werth  hinaus- 
gehende, Werthschätzung  desselben  als  Zahlmittel  mit  dem  Zinse  ver- 
wechsele, also  mit  der  Vergütung  der  Uebcrlassung  desjenigen,  wovon 
das  Geld  den  Preis  gemessen,  dessen  Uebertragung  dasselbe  vermittelt 
hat,  aber  dem  ist  nicht  also.  Es  wird  in  den  sogenannten  geldknappen 
Zeiten  im  Handel  ein  Discont  bezahlt,  der  ausser  Yerhältniss  zum  Zins- 
fusse  steht.  Wenn  daher  auch  der  Discont  den  Zins  für  das  mit  dem 
Gelde  übertragene  Capital  mit  enthält,  so  enthält  er  dennoch  ausser- 
dem ein  Element,  welches  durch  den  Unterschied  zwischen  Zins  für 
mobiles  und  dem  für  immobiles  Capital  nicht  erwiesen  wird.  Wie  will 
man  aus  diesem  Unterschiede  z.  B.  den  Discont  erklären,  welcher 
während  der  Krisis  1857/58  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika bezahlt  wurde?  Derselbe  ist  in  der  schlimmsten  Periode  auf 
nicht  weniger  als  365  Proc.  gestiegen  (1  Doli,  per  Tag).  Wie  ist  das 
mit  der  Theorie  in  Einklang  zu  bringen,  welche  den  ganzen  Unter- 
schied zwischen  Discont  und  Zins  in  der  Verschiedenheit  mobilen  und 
immobilen  Capitales  sieht?  Höchst  einfach  und  sachgemäss  erklärt  ea 
sich  aber  aus  der  höheren  Werthschätzung,  welche  in  der  Nothwendig- 
keit  der  Zahlung  ihr  Motiv  findet,  denn,  um  Wechsel  zu  bezahlen, 
genügt  es  nicht,  Capital  zu  haben:  es  ist  Geld,  was  der  Gläubiger 
verlangt,  verlangen  darf,  ja  mehr  noch,  verlangen  muss"). 

63)  Die  Gonsequeni  dei  anfgeiienten  Werthpriiicipes  fObrt  somit  xa  dem  bcreitt 
I«  meiner  Abbandlttiig  über  des  Geld  a.  a.  0.  S.  472  it  r$m  ganz  anderem  Stand- 
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Je  nach  den  Motiven  kann  die  WerthsGh&tzung  des  Geldes  noch 
anders  ausfallen,  wenn  es  Jemand  also  des  Besitzes  halber  schätzt  (der 
Geizhalz,  das  Eind);  man  mag  sich  solche  Fälle  in  infinitum  aus- 
denken; mir  genügte,  die  obigen  wichtigeren  zu  erwähnen,  um  zu 
zeigen,  wie  meine  Werththeorie  auch  bei  dem  Thema,  welches  sich 
bisher  bei  der  Behandlung  des  Capitels  vom  Werthe  am  sprödesten 
gezeigt  hat,  Stand  hält. 


punkte  aus  gewennenen  Resultate,  eine  Uebereinstimmung,  welche,  däucht  mir,  eine 
Bestätigung  meiner  Beweisführung  enthält.   • 


VIL 

Die  landwirthschaftlichen  Creditanstalten  im 

Königreiche  Sachsen. 

Von 
W*  RI.  Dietrich  in  Meissen. 

Sachsen  hat  sich  das  Prädicat  eines  Industriestaates  erworben,  daraus 
folgt  aber  nicht,  dass  es  die  Hebung  seiner  Landwirthschaft  im  Bück- 
Stande  gelassen  hätte ;  der  Aufschwung  der  letzteren  ist  bekannt  genug, 
um  jedes  Eingehen  auf  eine  Parallele  unnöthig  zu  machen,  aber  er 
liegt  wesentlich  in  der  Thatsache,  dass  in  dem  Augenblicke,  in  welchem 
die  Grundentlastung  beschlossen  wurde,  um  der  Landwirthschaft  durch 
freies  Eigenthum  die  bis  dahin  unbekannte  Creditf&higkeit  zu  verleihen, 
ohne  Aufschub  auch  vom  Staate  selbst  der  erste  Schritt  gethan  wurde, 
diesen  Credit  zu  organisiren  und  zur  Befriedigung  seines  nächsten  und 
wichtigsten  Bedarfes  ohne  Rückhalt  die  Mittel  zu  bieten,  also  den 
Credit  zu  schaffen  und  gleichzeitig  zu  beleihen. 

Das  Geschäft  der  Grundentlastung  im  weitesten  Sinne  und  das 
Institut  einer  die  Abfindung  mit  den  Bevorrechteten  übernehmenden 
Staatsbank  datiren  von  einem  und  demselben  Zeitabschnitte  der  säch- 
sischen Gesetzgebung. 

Schon  lange  vorher  waren  die  sächsischen  Lande  nicht  ohne  sorg- 
faltige Ausbildung  der  formellen  Grundlagen  eines  Immobiliarcredites 
(Eigenthumsübertragung  theils  mit  lehnsherrlicher,  theils  mit  obrig- 
keitlicher Verleihung,  Kauf-  und  Lehnsbtti^er)  und  nicht  ohne  zuver- 
lässige, wenn  auch  schwierige  und  durch  Einmischung  stillschweigender 
Pfandrechte  zuweilen  verwickelte  Einrichtung  des  Hypothekenwesens 
(Schuld-  und  Consensbücher).  Die  Hypothek  indessen,  ebenfalls  an 
den  obrigkeitlichen  oder  lehnsherrlichen  Gonsens  gebunden,  blieb  in 
der  Hauptsache,  und  für  die  Landwirthschaft  namentlich,  auf  den  Zu- 
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fluss  aas  pupillarischen  und  sonstigen  Depositen  der  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsbehörden beschränkt  und  durch  denselben  auch  wohl  befriedigt, 
da  sich  der  Zweck  des  Immobiliarcredites  nicht  weiter  füglich  erstrecken 
konnte,  als  auf  die  Bedürfnisse  des  Besitzwechsels  und  nothdürftiger 
Instandhaltung.  Als  Bürgschaft  dieses  Credites  trat,  mit  dem  Mandate 
vom  10.  November  1784,  die  allgemeine,  auf  obligatorische  Betheiligung 
gegründete  Immobiliar  -  Brandversichcrungs  -  Anstalt  hinzu,  die  sich, 
wiewohl  mit  veränderten  Bestimmungen ,  noch  bis  jetzt  erhalten  hat. 

Landesherrliche  Unterstützung  mit  Prämien,  Geschenken,  Vor- 
schüssen wurde  der  Landwirthschaft  durch  eine  1735  in's  Leben  ge- 
rufene, 1767  erweiterte  Landes-,  Oekonomie-,  Manufactur-  und  Com- 
merzien- Deputation  vermittelt;  hiernächst  waren  s.  g.  Steuerbegna- 
digungen (zeitweiliger  Grundsteuer-Erlass)  für  den  Anbau  von  Wüstungen, 
Wiederaufbau  von  Brandstätten  und  in  Calamitätsfallen  nach  den 
1702  und  1821  emanirten  Vorschriften  bewilligt. 

Landwirthschaftliches  Vermögen,  dem  grossen  Grundbesitz  durch 
Feudalrecbt,  Privil^en  und  Befreiungen  zugesichert,  durch  Familien- 
verträge erhalten,  war  im  Uebrigen  das  einfache  Product  der  äussersten 
Sparsamkeit  einer  arbeitsamen,  nüchternen  Bevölkerung,  vorsichtiger 
Dispositionen  der  Familienväter  über  zweckentsprechende,  aber  den 
Gutserben  begünstigende  Theilung  und  es  existirte  auf  diesem  Boden 
auch  wohl  noch  eine  Gegenseitigkeit,  welche  jetzt  verloren  gegangen 
ist,  das  Darlehen  auf  Treue  und  Glauben. 

Die  Greditbegriffe  der  Neuzeit  und  die  Uebergänge  von  der  exten- 
siven zu  einer  intensiven  Landwirthschaft  konnten  natürlich  erst  mit 
dem  Zeitpunkte  in's  Dasein  kommen,  wo  ein  Bauernstand  mit  freier 
Arbeit  auf  freiem  Eigentbume  gebildet  nnd  zum  wähl-  und  stimm- 
fähigen Gliede  des  Staatsorganismus  erhoben  wurde. 

»Die  Freiheit  der  Personen  und  die  Gebahrung  mit  dem  Eigen- 
tbume sind  keiner  Beschränkung  unterworfen,  als  welche  Recht  und 
Gesetz  vorschreiben.«  Erst  dieser  Grundsatz  eines  verjüngten  öffent- 
lichen Rechts  (Verfafisungsurkunde  f.  d.  K.  Sachsen  v.  4.  September 
1831  §.  27  und  Urkunde  v.  17.  November  1834,  die  durch  Anwen- 
dung der  Verfassung  d.  K.  S.  auf  das  M.-G.  Oberlausitz  bedingte 
Modification  der  Particularverfassung  dieser  Provinz  betr.)  führte  jene 
Bedingungen  und  mit  ihnen  den  Aufschwung  der  Landwirthschaft  auch 
in  Sachsen  in  das  Reich  der  Wirklichkeit 

Schon  am  17.  März  1832  erschien  das  Gesetz  über  Ablösungen 
und  Gemeinheitstheilungen  nnd  in  allmäligem  Anschlnss  an  dasselbe 
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Während  eines  zwanzigjährigen  Zeitraumes  eine  Reihe  von  Gesetzen^), 
welche  das  reiche  Gebiet  feudaler  Privilegien ,  Exemtionen  und  Lasten 
vollständig  geräumt  haben. 

Bei  gedrängter  Darstellung  der  so  und  allmälig  ausgebildeten 
Grundsätze  des  Entlastungsgeschäftes  wird  natürlich  von  dem  Stand- 
punkte des  letzten  Abschlusses  jener  Gesetzgebung  auszugehen  sein. 
Sie  führte  den  neuen  Stand  der  Dinge  theils  durch  Aufhebung,  theils 
durch  Ablösung  herbei.  Jene  erfolgte  theils  ohne  alle  Entschädigung 
(wie  bei  den  Bannrechten),  theils  gegen  Entschädigung  Seitens  des 
Staates  (wie  die  der  Steuerfreiheit),  theils  gegen  billige  Entschädigung 
der  Berechtigten  durch  die  Verpflichteten  (wie  bei  der  Schutzunter- 
thänigkeit  im  Markgrafthum  Oberlausitz) ').  Die  Ablösung  dagegen,  in 
jedesmaliger  Voraussetzung  des  einseitigen  oder  beiderseitigen  Antrages 
der  Betheiligten,  wurde  ohne  Ausnahme  an  die  Bedingung  der  Ent* 
Schädigung  des  Berechtigten  aus  den  eigenen  Mitteln  des  Verpflichteten 
geknüpft.  Mit  dem  1.  Januar  1884  erlöschen  alle  auf  einseitigem  An- 
trag ablösbare  privatrechtliche  Lasten,  nur  Geldgefälle,  Ablösungs- 
und Land -Renten  ausgenommen,  falls  ihre  Ablösung  unterblieben  war, 
von  selbst 

Im  Ablösungsgebiet  erfolgte  nun  jene  Entschädigung,  nach  Wahl 
des  Verpflichteten,  entweder  durch  sofortige  Capitalzahlung  (diese  ent- 

1)  lo  erster  Reihe  za  erwähnen: 

Gesetz  y.  27.  März  1838,  desgl.  v.  19.  Februar  1850,  die  Aofhebang  aller  noch 
bestehenden  Bannrechte  betr.,  Gesetz  v.  21.JuU1846,  die  Scbutzunterlhanigkeit 
und  die  Ablösung  der  darauf  bezüglichen  Abentrichtungen  betr.; 

Gesetz  y.  21.  Juli  1846,  desgl.  y.  5.  Januar  und  v.  11.  Noyember  1850  über 
Ablösung  der  Lehnwaare  und  der  Besitzveränderungsgebühren ; 

Gesetz  v.  9.  Februar  1850   über  Aufliebung  aller  noch  bestehenden  Bannrecbte; 

Gesetz  v.  15.  Mai  1851,  die  Ablösung  der  Geldgefälle  und  sonstige  Nachträge 
itt  den  Gesetzen  y.  17.  März  1832  und  21.  Juli  1846  betr.; 

Gesetz  y.  16*  Juni  1843,  die  wegen  Aufhebung  der  Steuerfreiheit  zu  gewährende 
Entschädigung  beir.^ 

die  Declarationen  y.  22.  März  1834  und  y.  3.  Juni  1852,  Qber  Erby  er  Wandlung 
der  Lehne; 

Gesetz  y.  10.  Februar  1851 ,  Ablösung  der  Naturalleistungen  an  Geistliche  und 
Sehullehrer  betr. 

2)  Die,  nach  Bekanntmachung  der  deutschen  Grundrechte,  1849,  ohne  Weiteres 
freigegebene  Jagd  wurde  durch  Gesetz  y.  25.  November  1858  an  die  früheren  Be* 
rechtigten,  in  Voraussetzung  ihres  bezüglichen  Verlangens,  zurückgegeben,  den  Ver- 
pflichteteii  die  Ablöiumg  dicaer  Berechtigungen  gegen  baare  (ohne  Subyentio«  der 
Lmdrenlenbank  s«  tetstemde)  Capitalzablong  freigestellt,  ihre  Bofscbidigung  weg«a 
der  1849  elBgeraumteB  BefrehingeA  aber  ohne  VTeiteret  der  SUaCskafte  über* 
tragen. 
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weder  baar  oder  nach  Befinden  durch  Landabtretung)  oder  duixb 
Uebernahme  einer  dem  ermittelten  Capital  entsprechenden,  Seitens  des 
Verpflichteten  jederzeit,  aber  Seitens  des  Berechtigten  nur  nach  ver- 
säumten vier  Zahlungsterminen  kündbaren  Rente  von  jährlich  4g,  mit 
Qualität  einer  Reallast,  gleich  den  Landesabgaben. 

Dem  plötzlichen  Machtgebot  einer  radicalen  Umwandlung  ihres 
bisherigen  Wirthschaftsbetriebes  zu  entsprechen,  würden  die  Betheilig- 
ten, ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  nach  die  Repräsentanten  des  grossen 
Grundbesitzes,  mit  Hülfe  blosser  Renteneinkünfte  schwerlich  im  Stande 
gewesen  sein ;  aber  auch  den  Verpflichteten  wurde  schon  die  Aufbringung 
der  Renten  zu  einer  Aufgabe  der  emstlichsten  Anstrengung,  da  auch 
ihrerseits  der  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirthschaft  uner- 
wartete Reformen  verlangte.  Die  Fälle  sofortiger  Gapitalzahlung  Seitens 
der  Verpflichteten  bildeten  daher  eine  Kategorie  der  seltensten  Aus- 
nahme. Demungeachtet  und  gänzlich  abgesehen  vom  Capitalbedarf  der 
Bereditigten  konnte  selbst  den  Verpflichteten  das  Mittel  der  Renten- 
zahlung an  sich  nicht  genügen,  denn  ohne  Weiteres  würde  durch  die 
Rente  noch  keinesweges  Aufhebung  lästiger  \'erpflichtungen ,  sondern 
lediglich  ihre  Umwandlung  in  eine  Geldlast  erreicht  worden  sein.  Den 
Berechtigten  sowohl  als  den  Verpflichteten  musste  daher  auch  ein 
finanzieller  Beistand  zu  Hülfe  kommen.  Derselbe  ist  durch  das  Institut 
der  Landrentenbank  geschaffen  worden,  und  ihm  ist  es  gelungen,  das 
gesammte  Ablösungsgeschäft,  in  dem  Zeiträume  bis  1859  bereits,  wirth- 
schaftlich  erfolgreich  zum  Abschlüsse  zu  bringen. 

Die  K.  S.  Landrentenbank. 

Das  erste  staatliche  Bankinstitut,  zugleich  die  erste  landwirth- 
scbaftliche  Greditanstalt  in  Sachsen,  gegründet  durch  Gesetz  v.  17.  März 
1834,  mit  den  dazu  gehörigen  Verordnungen  v.  30.  December  1833, 
9.  März  1837,  16.  November  1838,  19.  August  1840,  25.  November 
1843  und  erweitert  durch  Gesetz  v.  15.  Mai  1851,  Nachträge  zu  den 
bisherigen  Ablösungsgesetzen  betr.,  mit  Verordnung  v.  24.  October 
1851,  —  übernahm')  das  für  die  Ablösungsfalle  unentbehrliche  Ge- 
schäft, den  Berechtigten  die  der  Renteuzahlung  ihrer  Verpflichteten 
entsprechenden  Capitale  sofort  ganz  zu  gewähren,  dagegen  die  Renten 

3}  Auch  die  in  Folge*  der  Zusammenlegong  yon  Orundslücken  (Gesetz  t.  14.  Juni 
1834)  betteUten  Renten  und  die  Canones  für  Erbverwendlung  landesherrlicher  Lehne 
(Declaratien  f.  22.  Februar  1834  und  ▼.  14.  Juni  1862)  wurden,  auf  Antrag  der  Ver- 
pflichteten, von  der  Lsndrentenbank  flbernommen. 


Die  landwirtbschtftlichen  CredittBiiatten  im  K.  Saduen.  323 

nicht  blos  direct  za  vereinnahmen ,  sondern  auch  die  Rentenpflicht  der 
Zahlenden  allm&lig  zur  Autorisation  zu  bringen. 

Befriedigung  des  unaufschieblichen  Capitalbedarfes  der  Berechtig- 
ten ohne  UeberbOrdung  der  Verpflichteten,  demnächst  successive,  aber 
vollständige  Tilgung  der  Grund-  und  bezüglich  Personal-Lasten,  —  für 
diesen  dreifachen  Zweck  wurde  die  Landrentenbank  berechtigt,  zu 
3|  %  zinsbare,  auf  den  Inhaber  lautende  Bankobligationen,  »Laudrent^- 
briefe«,  in  Appoints  zu  1000,  500,  100,  50,  25  und  12^  Thlrn.  zu 
creiren,  dieselben  nach  dem  Nennwerthe  zu  verausgaben  und  an  Zah- 
lungsstatt wieder  zu  vereinnahmen.  Diese  Papiere  stehen  in  recht- 
licher Beziehung  den  inländischen  Staatspapieren  gleich,  sind  vom 
Staate  garantirt  und  können  übrigens  nach  §.17  der  Eiuführungs- 
verordnung  zum  Deutschen  Handelsgesetzbuche  v.  30.  October  1861 
und  §§.  44,  45  der  zubehörigen  Ausführungsverordnung  entweder  für 
eine  bestimmte  Person  oder  auch  im  Allgemeinen  ausser  Cours  ge- 
setzt werden*). 

Die  Landrentenbank  geniesst  das  Recht  der  Stempelfreiheit,  wird 
imter  Leitung  von  drei  landesherrlichen  Commissarien  vom  Staate  auf 
dessen  Rechnung  und  Gefahr  verwaltet  und  empfängt  ihre  Deckung  in 
dem  Ertrage  der  Ablösungsrenten,  gegen  deren  Abtretung  sie  den 
fünfundzwanzigfachen  Betrag  derselben  an  die  Berechtigten  in  obbe- 
sagten  Bankobligationen  nach  deren  Nennwerthe  gewährt.  Die  Renten 
werden  im  Grund-  und  Hypothekenbuche  mit  dem  Rechte  der  Real- 
lasten eingetragen. 

Endlich  die  Amortisation  der  Rentenpflicht,  abgesehen  davon,  dass 
der  Rentenpflichtige  selbst  zu  jeder  Zeit  kündigen  und  das  seiner  Rente 
entsprechende  Capital,  soviel  davon  nicht  bereits  durch  Tilgung  ge- 
mindert ist,  in  Landrentenbriefen  nach  dem  Nennwerthe  völlig  oder 
auch  zum  Theil  abtragen  kann,  beruht  auf  folgenden  Sätzen:  Die 
Bank  erhält  an  Renten  jährlich  4g,  mit  halbjährig  2g  des  Betrugs 
der  ausgegebenen  Landrentenbriefe.  Sie  braucht  aber  jährlich  nur 
3^;^,  mit  halbjährig  If  g  zur  Verzinsung  dieser  Obligationen;  es  bleibt 
also  der  sechste  Theil  der  eingehenden  Renten  übrig,  welcher  zur 
Tilgung  der  Landrentenbriefschuld  allmälig  verwendet  wird.  Auch  die 
durch  Anlegung  der  Rentensechstel  erworbenen  Zinsen  werden  termin- 
lich zu  If  {  auf  Zinsen  angelegt  (wozu  die  Annahme  von  Landrenten- 
briefen an  Zahlungsstatt,  nach  Befinden  der  Ankauf  von  dergleichen 


4)  Cours  der  Landrentenbriefe  i  100  und  ireniger  95,  der  grosseren  93S/4. 
Jütnar  18d6. 
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Papieren  um  den  Courswerth  in  Betracht  kommen),  so  dass  mit  dieser 
terminlichen  Aufrechnung  von  Zinsen  und  Zinseszinsen  die  Möglichkeit 
gegeben  ist,  nach  Ablauf  von  108,3987  halbjährigen  Bentenzahlungs- 
terminen,  oder  nach  54  Jahren,  72,77  Tagen  von  Ausstellung  jedes 
Landrentenbriefes  an  gerechnet,  das  in  demselben  ausgedrttd^te  Capi- 
tal baar  zusammenzubringen.  Vollzogen  wird  das  Tilgungsgeschäft 
durch  halbjährliche  Ausloosung  der  in  Umlauf  sowohl  als  in  den  Hän- 
den der  Bank  befindlichen  Landrentenbriefe  ^). 

Die  Uebemahme  von  Beuten  auf  das  Bankinstitut,  sowie  die 
Creation  der  Landrentenbriefe  ist  bereits  mit  dem  Termine  Michaelis 
1859  geschlossen  worden,  und  es  ist  nur  noch  die  ursprünglich  für  den 
Zeitraum  von  1889  bis  1914  berechnete  Abwickelung  des  Tilgungsge- 
achäftes  zu  erledige.  Dass  jedoch  dieses  Ziel  geraume  Zeit  früher 
erreicht  sein  werde,  ergiebt  sich  unschwer  aus  nachstehender  (in  Nr.  103 
der  Leipziger  Zeitung  v.  J.  1862  veröffentlichten)  amtlichen  Uebersicht 
der  gesammten  bisherigen  Geschäftsthätigkeit  des  Bankinstitutes. 

»Wie  bereits  früher  veröffentlicht  worden  ist,  war  mit  dem  Ter- 
mine Michaelis  1859  einerseits  die  hauptsächliche  Uebemahme  von  Ab- 
lösungsrenten auf  die  Landrentenbank,  andererseits  und  zwar  definitiv 
die  Creation  von  Landrentenbriefen  beendigt  worden.  Nachdem  aber 
in  den  beiden  Jahrgängen  1860  und  1861  noch  sieben  Einzelrenten  im 
Betrage  von  zusammen  406  Thlrn.  20  Ngr.  zu  dispensationsweiser  nach- 
träglicher Uebemahme  auf  die  Landrentenbank  gelangt  sind  und  zwar 
in  der  Weise,  dass  die  Renten  auf  die  zwischen  Michaelis  1859  und 
den  Zeitpunkten  ihrer  factischen  Uebemahme  auf  die  Landrentenbank 
gelegenen  ßentenzahlungstemiine  nachzuzahlen  waren,  die  den  ehe- 
maligen Benteberechtigten  gewährten  Bentecapitale  aber  den  Beständen 
der  Landrentenbank  entnommen  wurden,  so  hat  auch  die  Uebemahme 
von  Ablösungsrenten  auf  die  Landrentenbank  noch  vor  Ablauf  des 
Jahres  1861  ihren  definitiven  Schluss  erreicht 

Der  Landrentenbank  sind  während  ihres  achtundzwanzigjährigen 
Bestehens,  vom  1.  Juni  1834  bis  mit  31.  Deccmber  1861,  überhaupt 
454,716  einzelne  Jahresreuten  im  Gesammtbetrage  von  1,142,512  Thhm. 
26  Ngr.  3  Pf.  überwiesen  worden,  deren  25facher  Betrag,  an  28,562,821 
Thlrn.  28  Ngr.  5  Pf.,  das  bezügliche  nominelle  active  Bentencapital  darstellt 
Von  jenen  überwiesenen  Jahresrenten  ist  innerhalb  des  gedachten  Zeit- 
raumes ein  Jahresrentenbetrag  von  zusammen  31,336  Thlrn.  11  Ngr.  1  Pf^ 
welcher  emem  Nominal-Bentenbetrage  von  783,409  Thlrn.  8  Ngr.  5  P£ 


5)  Vtrgl.  Die  Landrentenbank  imK.  Sachsen.  Von  A.  Jndeich.  Leipaifp  18ISL 
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entspricht,  mittelst  Gapitalzahlung  irieder  abgelöst  worden,  so  dass 
am  Schlosse  des  Jahres  1861  1,111,176  Thlr.  15  Ngr.  2  Pf.  an  Jahres- 
renten  zu  erheben  und  nur  noch  27,779,441  Thlr.  20  Ngr.  als  nomi- 
nelles, zu  Michaelis  1861  (in  Folge  der  Amortisation)  einem  Werthe 
von  24,969,997  Thim.  14  Ngr.  4  Pf.  entsprechendes  Actiy*Rentencq>ital 
übrig  waren. 

Das  der  Landrentenbank  durch  Rententtberweisung  abgetretrae 
Capital  von  28,562,821  Thlrn.  28  Ngr.  5  Pf.  ist  den  froheren  Rente- 
berechtigten in  gleich  hohem  Gesammtbetrage  und  zwar  theils  in  Land- 
rentenbriefen nach  dem  Nominalwerthe,  theils  haar  vergütet,  zu  solcher 
Vergütung  sind  aber  Landrentenbriefe  im  Nominalwerthe  von  27,861,975 
TUm.  creirt  und  Baarmittel  im  Betrage  von  700,846  Thhrn.  28  Ngr.  5  Pf. 
(unter  welchen  Baarmitteln  ein  theils  bei  Umrechnung,  theils  bei  Ein- 
lösung der  älteren,  im  Zwanzigguldenfusse  creirten  Landrentenbriefe 
auf  dem,  bezüglich  nach  dem  Vierzehnthalerfusse  erwachsenen  Agio- 
betrag von  110,633  Thlrn.  10  Ngr.  enthalten  ist)  verwendet  worden. 

Der  Betrag  der  zusammen  mit  27,861,975  Thlrn.  creirten  Renten- 
brie&chuld  ist  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1861  durch  alhnälige  Aus- 
loosung  von  zusammen  2,965,000  Thlrn.,  auf  den  Rentenbrie&chuldbetrag 
von  24,869,975  Thlrn.  herabgesunken,  zu  dessen  jährlicher  Verzinsung 
829,899  Thlr.  5  Ngr.  erforderlich  waren ,  so  dass  nach  der  damaligen 
Jahresrenteneinnahme  von  1,111,176  Thlrn.  15  Ngr.  2  Pf.  und  dem  nur 
beregten  Zinsenbedarfe  281,277  Thlr.  10  Ngr.  2  Pf.  dem  Amortisations- 
fiHid  filr  das  Jahr  zugeflossen  sein  würden.  Diese  Amortisationsmittd 
betrugen  sonach  am  Schlüsse  des  Jahres  1861  1,130$  der  Landrenten- 
brie£3chuld  und  werden  diese  Mittel  sammt  den  bei  Ablösung  von 
Renten  -eingehenden  haaren  Capitalien,  bis  auf  Weiteres,  auf s  Jahr 
mit  260,000  zur  Ausloosung,  übrigens  aber  zum  Ankauf  der  Landrenten- 
briefe nach  dem  Courswerth  verwendet  werden.« 

Mit  Hülfe  des  erwähnten  Institutes  allein  sind  demnach  in  runder 
Summe  28^  Mill.  Thlr.  durch  Rentencapital  und  mehr  als  3^  Mill.  durch 
Tilgung,  überhaupt  bis  1861  mehr  als  32  Mill.  Thlr.  Capital  gewonnen 
und  angelegt  worden.  Vergleicht  man  mit  diesem  Zahlenergebnisse  die 
Thatsache,  dass  der  landwirthschafUiche  Grundbesitz  bei  dem  gesammten 
Abl&sungsgeschäf t ,  wenn  auch  nicht  der  ausschliessende,  doch  aber  bei 
Weitem  der  hauptsächlichste  Betheiligte  gewesen,  seinem,  der  freiem 
Arbeit  mm  zugänglichen  Boden,  also  audi  der  grösste  Theil  jener  Summe 
zu  Hülfe  gekommen  ist,  so  wird  man  das,  was  im  Eingange  erwähnt 
wurde,  nun  um  so  mehr  bestätigt  finden,  —  dass  das  erste  Creditinstitut 
filr  die  Landwirthschaft  im  Kdnigreiche  Sachsen  das  doppd^  Ziel  er- 
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strebt  und  erreicht  hat,  ihren  Creditbedarf  zu  befriedigen,  aber  gleich^ 
zeitig  auch  ihre  Creditfähigkeit,  als  neue  Schöpfung,  in  sicheres  Dasein 
zu  rufen. 

Erst  dieser  Erfolg  musste  erreicht  sein,  ehe  den  Einflüssen  einer 
directen  agrarischen  Gesetzgebung  sowie  eines  veijüngten  öffentlichen 
und  eines  geläuterten  Privatrechtes  ein  empfänglicher  Boden  sich  er- 
schliessen  konnte.  Aber  auch  in  allen  diesen  Sichtungen  ist  die  Ge- 
setzgebung des  Königreichs  Sachsen  auf  gesundem  Wege  rüstig  vor- 
wärts gegangen. 

Unter  den  directen  agrarischen  Gesetzen  sind  die  Bestimmungen 
über  Gemeinheitstheilungen  v.  17.  Mäi*z  1832,  über  Zusammenl^ung 
der  Grundstücke  v.  14.  Juni  1834,  über  Theilbarkeit  der  Grundstücke*) 
V.  30.  November  1843,  über  Ausübung  des  Jagdrechtes  auf  fraudem 
Grund  und  Boden  v.  25.  November  1858,  über  die  Berichtigung  von 
Wasserläufen  und  die  Ausführung  von  Ent-  und  Bewässerungs-Anlagen 
V.  15.  August  1855,  an  dieser  Stelle  zu  erwähnen. 

Auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  folgte  der  Aufhebung 
sämmtlicher  Patrimonialrechte  die  Neugestaltung  des  Gerichtswesens 
und,  nachdem  ein  Gesetz  über  Heimathsrecht  und  Armenversorgnng 
schon  vorausgegangen  war,  die  Organisation  der  Landgemeinden  und 
ihrer  Autonomie;  mit  Aufhebung  der  Steuerfreiheiten  wurde  das  von 
1834  bis  1843  bearbeitete  und  vollendete  Grundkataster  emanirt. 

Im  Gebiete  des  Privatrechtes  konnte  daher  zu  derselben  Zeit  das 
Institut  der  Grund-  und  Hypothekenbücher  in's  Leben  gerufen  und  der 
wesentlichen  Voraussetzung  eines  sicheren  Hypotheken wesens,  der  er- 
weislichen, unbestrittenen  Grenzbestimmung  jedes  Immobiliarbesitz- 
Standes,  durch  Gombination  der  Besitzstandsverzeichnisse  und  Flur- 
karten mit  den  Grund  -  und  Hypothekenbücheni  entsprochen  werden. 
Dass  diese  Bücher  an  die  neueren  Grundsätze  der  Publicität,  Priorität 
und  Specialität  anlehnen  und  den  Erfahrungen  Rechnung  tragen,  nach 


6)  la  ihrer  Bezichmig  auf  den  landwirUiscbaftUcheii  Grund  und  Boden  %thM 
hierher  auch  §.  31  der  Verfassungsurkunde :  ^Niemand  kann  gezwungen  werden,  sein 
Eigenlhum  oder  sonstige  Rechte  oder  Gerechtigkeiten  zu  Staatszwecken  abzutreten^ 
als  in  den  gesetzlich  bestimmten  oder  durch  dringende  Nothwendigkeit  gebotenen, 
von  der  oborsten  Staatsbehdrde  zu  bestimmenden  Fällen  und  gegen  Entschidigiuig, 
welche  ohne  Anstand  ermittelt  und  gewährt  werden  soll/*  Ueber  die  getetiUch  be* 
stimmten  Fälle  siehe:  SiraBsenbaumandat  t,  38.  April  1781,  nebat  dorn  Mandate  r. 
4.  Januar  1820,  GeseU  v.  3.  Juli  1835,  y.  10.  August  1837  und  t.  21.  Juli  1855» 
die  Expropriationen  zu  Eisenbahnswecken  betr. ,  Gesetz  vom  7.  December  1837,  den 
ersten  Theil.  der  MUitärordonnanz  r.  19.  JuU  1828  betr. 
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denen  die  Neuzeit  sie  zur  Grundlage  eines  praktischen  Gescbäftssystemes 
auszubilden  vermocht  hat,  darf  als  anerkannt  vorausgesetzt  werden. 

Das  Gesetz  v.  6.  November  1843,  die  Einrichtung  der  Grund-  und 
Hypothekenbflcher  und  das  Hypothekenwesen  betr.,  bildet,  nach  seiner 
Bedeutung  für  den  landwirthschaftlichen  Credit,  so  zu  sagen  den 
Schlussstein  dessen,  was  die  Landwirthschaft  im  E.  Sachsen  seiner 
Verfassung  und  Gesetzgebung  verdankt,  wenn  nicht  das  Gesetz  v.  6.  Juni 
1835,  das  Elementar- Yolksschulwesen  betr.,  mit  den  ihm  nachfolgenden 
Realschulen  sowie  den  ökonomischen  Fachbildungsanstalten  und  den 
unter  dem  Landes-Culturrath  vereinigten  landwirthschaftlichen  Bezirks- 
und Kreisvereinen  als  sittliche  und  intellectuelle  Basis  des  Gedeihens 
hier  noch  mit  in  Rechnung  gebracht  werden  soll. 

Eiüe  charakteristische  Darstellung  des  auf  jenem  Wege  erreiditen 
Standpunktes ')  zu  geben,  ist  hier  zwar  nicht  am  Orte,  desto  mehr  wird 
eine  flüchtige  Skizze  der  an  der  Aussenseite  liegenden  Thatsachen, 
unter  Anhalt  an  die  statistischen  Nachrichten  der  sächsischen  Land- 
wirthschaft, gerechtfertigt  sein. 

Der  landwirthschaftliche  Grundbesitz  im  K.  Sachsen 

umfasste  1861  die  Summe  von  1,771,758  Ackern  Acker-,  Garten-, 
Wiese-  und  Weide-Land  (excl.  283,173  Ackern  Staats-  und  562,772 
Ackern  Privat -Waldung)  mit  30,178,983  Steuereinheiten.  Flächen- 
gehalt des  gesammten  Königreichs  2,710,532  Acker,  mit  48,525,211 
Steuereinheiten  •). 

An  Viehbestand  auf  jener  Fläche  wurden *)  gezählt: 
1)  Rindvieh  638,460  St.,    2)  Schafe  371,989  St,    3)  Schweine  270,462  St., 
nämlich:  nämlich:  nämlich: 

8,696  Bullen,  4,874  Böcke,  3,154  Hauer, 

56,593  Ochsen  und       142,742  Hammel,  18,397  Mutter- 

Stiere,  155,278  Mutterschafe,  Schweine, 

411,563  Kühe,  69,095  Lämmer.  163,533  Mastschweine, 

94,547  Kalben,  45,751  Züchtschweine, 

67,061  Zuchtkälber.  39,627  Ferkel 

4)  Ziegen  90,881  St.,  nebenbei  51,330  Bienenstöcke.  5)  Pferde  77,963  St. 

7)  Vergl.  Dr.  Reeniiig,  Die  Entfrickeluni^  der  sichsiecben  Landwirthechafl. 
Dresden  1866. 

9)  Zeitschrift  des  stalistlschea  Bttreaü  d.  K.  S.  Ministeriams  d.  Innera.  Jahr- 
gang 1862  Nr.  7  u.  8. 

9)  Dieselbe  Zeitschrift  ebendaselbst.  Geflügel  ist  In  die  ZAbluig  nicht  mit  auf- 
genommen worden. 
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Unter  der  erstgedachten  landwirthschaftlichen  Fläche  befinden  sich 
(nach  den  Ergebnissen  der  Katastration  von  1843)  unter  dem  Pflug 
getriebenes  Land  1,344,474  Acker,  welche  sich  nach  Procenten  unter 
folgende  Fruchtgattungen  vertheilen  ^•).  Dabei  die  Erträgnisse  der 
Jahresemte  nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1846  — 1860  berechnet: 

Scheffel-      DurchschnilU- 
Jahresenite  gewicht  Bach     preis  nach 
Precf  Dt  der  Fläche.  Ackcrzahl.    in  Scheflfeln.      Pfunden.         Thalern. 

Weizen 11  147,892        11,0            172            5,82 

Roggen 22  295,790        11,8            164            4,21 

Gerste 8  107,558        14,3            143             3,24 

Hafer 17  228,560        18,9            104            2,01 

Kartoffeln  ....  10  134,447        87,5           (170)           1,38 

Hirse  und  Haidekorn    1  13,444 

Erbsen  und  Wicken  .    7  94, 1 1 3 

Raps 2  26,889 

Klee  und  Gras    .    .17  228,560 

Sonstige  Gewächse  .    1  13,440 

Brache  .    .    .    .    .    1  13,440 

100  1,344,474 

Durchschnittlicher  Gesammtbetrag  einer  Jahresernte  des  bemerkten 
Zeitraumes:  18,356,325  Centner  Roggenwerth  (pro  Acker  nach  Ab-^ 
rechnung  der  Aussaat  17.J  Centner),  Gesammtpreis  53,619,454  Thlr. 

üeber  die  Vertheilung  des  sächsischen  Grundbesitzes  nach  Grössen- 
verhältniss  findet  sich  der  nächste  Anhalt")  in  folgender  üebersicht: 
I.  55,300  Besitzungen  bis  zu  3  Ackern,  imZeitwerthe  bis    1500  Thlr. 
II.  33,600  -        von   3  bis  15    -         -  -  -      3000    - 

III.  15,388  -        von  15  bis  30    -         -  -  -   10,000    - 

IV.  22,091  -        von  30  und  mehr        -         -       über  10,000    - 
FQr  die  Zwecke  des  Urtheils  im  Bezug  auf  die  finanzielle  Lage 

der  Besitzer  möge  aus  derselben  Quelle  noch  hinzugefügt  werden,  dass 
nach  der  Zählung  der  in  dem  Zeiträume  von  1858  bis  1863  vorgekom- 
menen Zwangsversteigerungen,  dergleichen  im  Jahresdurchschnitt  auf 
die  erwähnten  Besitzungen  mehr  nicht  als  per  mille  auf  Classe  I.  0,79, 
Classc  IL  1,10,  Classe  UL  0,95,  Qassc  IV.  0,33,  auf  die  gesammten 
1022  Rittergüter  im  Lande  aber  nur  0,5  Fälle  gekommen  sind. 

Von  2,225,240  Einwohnern  des  Landes  (Zählung  v.  3.  December 
1861)  gehören  559,013  zur  Landwirthschaft  (ind.  Gärtnerei  und  Forst- 


11)  Dieselbe  ZeilKhrift  Jahrg.  IMl  Nr.  11  u.  12. 
11)  Dieeeihe  ZeilechriA  Jahrg.  1864  Nr.  7  u.  8. 
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vrirthschaft).  Eingewandert  ^')  waren  1659,  1860  und  1861  überhaupt 
5106,  darunter  landwirthschaftliche  Besitzer  256 ,  Dienstboten  47,  aus* 
gewandert  überhaupt  2771  ^  darunter  landwirthschaftliche  Besitzer  und 
Pächter  133,  Dienstboten  54. 

Schon  die  bis  hierher  angegebenen  Zahlenverhftltnisse  werden,  in  Yer- 
gleichung  mit  denen  anderer  Länder,  ein  allgemeines  Urtheil  über  den  finan- 
ziellen und  ökonomischen  Standpunkt  des  agrarischen  Grundbesitzes  im  K. 
Sachsen  an  die  Hand  geben.  Hoffentlich  werden  die  nächsten  10  Jahre  ein  Ur- 
theil gestatten,  ob  und  welche  wohlthätige Folgen  die  baldige  Vollendung  der 
erzgebirgischen  und  voigtländischen  Eisenbahntracte  auch  in  diesen  weniger 
günstig  gelegenen  Landestheilen  mit  sich  zu  bringen  im  Stande  sein  werden. 

Auf  der  Basis  eines  im  Ganzen  so  vortheilhaft  situirten  Grund- 
besitzes dürfte  der  Landwirthschaft ,  mit  alleiniger  Ausnahme  jener 
minder  begünstigten  Landestheile,  auch  ein  hoher  Grad  persönlichen 
Credites  nicht  fehlen,  und,  wenn  demungeachtet  Klagen  über  Mangel 
an  Befriedigung  der  letzteren,  gegenüber  den  Forderungen*  intensiVer 
Wirthsehaft  ununterbrochen  sich  erneuem,  so  wird  doch  der  Meinung 
nicht  zu  widersprechen  sein,  dass  sich  diese  Klagen  auf  die  Grenzen 
des  kleinen  und  zum  Theil  des  mittleren  Grundbesitzes  beschränken. 

Gerade  hier  und  mit  Nachdruck  zu  helfen ,  ist  bekanntlich  eine 
überall  noch  ungelöste  Aufgabe,  die  rechten  Mittel  und  Wege  liegen 
noch  im  unklaren,  da  selbst  der  Staat  mit  Opfern  einzugreifen  Be- 
denken tragen  muss,  wo  und  so  lange  ihm  nicht  einmal  die  Fähigkeit 
gegeben  ist,  die  Ansprüche  eines  vermeintlichen  von  denen  des  wahren 
und  thatsächUchen  Bedürfnisses  zu  unterscheiden.  Von  der  Privat- 
qpeeulation  darf  man  schwerlich  erwarten,  dass  i^ie  sich  auf  diesem 
Fdde  verdient  zu  machen  bemüht  sein  werde.  Die  geordnete  Finanz- 
wirthschafb  eines  constitutionellen  Staates  aber  wird  und  kann  dem 
Betriebscapitai  nur  da  zu  Hülfe  kommen,  wo  sie  seiner  ökonomisch 
nutzbaren  Verwendung  im  Voraus  und  specieH  versichert  ist,  und  ilire 
Verantwortlichkeit  wird  ihr  immerhin  die  Befriedigung  eines  blossen 
Personalcredites  nicht  gestatten,  sie  wird  ihre  Intervention  auf  Beal- 
Sicherheit  zu  stützen,  mar  dahin  zu  wiricen  haben,  dass  ihre  Hülfe 
nidit  durch  drückende  ZahlungsverbindKdikeiten  der  Enipfanger  paara- 
lysirt,  diesen  vielmehr '  &e^e  Hand  gegeben  werde,  ungestört  fortzu- 
arbeiten, für  die  Erhöhung  ihres  Capitalvermögens  aber  allmäfig  aus 
4«n  Erträgnisisen  desselben  dem  Ünterstiitzungsfond  gerecht  zu  werden. 

Auch  in  dieser  Richtung  hat  Sachsen  mit  gewohnter  Besonnen- 
heit einen  erspriesslichen  Anfang  gemacht. 

12)  Dieselbe  ZeUschrIft  Jabrg.  1802  5r.  6  a.  6. 

IV.  16 
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„Um  die  Beschaifang  yob  Anlagecapitalien  zu  Unternehmungen  fKr 
Landesciilturzwecke  zu  erleichtern,  mrd  fOr  das  Königreich  Sachsen  eine 

Landes-Gulturrentenbank 

errichtet."    Gesetz  vom  26.  November  1,861. 

Diese  Anstalt,  „so  lange  ihr  nicht  durch  künftige  Gesetze  eine 
Erweiterung  für  andere  Zwecke  des  Landescultur  gegeben  wird", 
dient  für  jetzt  nur  der  Ausführung  des  bereits  erwähnten  Gesetzes 
vom  15.  August  1855,  die  Berichtigung  von  Wasserläufen  und  die 
Ausführung  von  Ent-  und  Bewässerungs-Anlagen  betr.,  steht  unter 
Garantie  und  Verwaltung  des  Staates,  und  die  Regiekosten  sowie  die 
etwaigen  Benten-Ausfälle  werden  aus  seiner  Kasse  übertragen. 

Der  Organismus  dieser  Bank  ist  derselbe  wie  der  der  Landren^ 
tenbank,  sie  gewäbrt  dem  Grundbesitzer  die  erforderlichen  Capitale 
für  die  unter  commissariscber  Leitung  regulirten  und  auszuführenden 
Bauanlagen  theils  haar,  in  der  Hauptsache  aber  durch  Verausgabung 
von  „Landes-Culturrentenscheinen"  zu  500  und  100  Thlrn.,  nach  dem 
Nominalwerthe;  die  Deckung  des  Staates  beruht  auf  den  als  Beal- 
last  in  die  Grund-  und  Hj'potheken-Bücber  einzutragenden,  dem  Ca- 
pitalbetrag  und  dem  Zweck  allmäliger  Tilgung  der  Rentenpfiicht  ent- 
sprechenden Jahresrenten,  nur  mit  dem  Unterschiede,  däss  für  die 
erwähnten  Bankobligationen  eine  Verzinsung  zu  4  g  gewährt,  dage- 
gen von  den  Schuldnern  die  Rente  nach  Höhe  von  5S  erhoben  wird, 
so  dass  mit  41  Jabresrenten  nebst  ihren  Zinsen  und  Zinseszinsen  die 
Tilgung  jeder  einzelnen  Rentenpflicht  erschöpft  ist.  Der  Bank  steht 
ein  Recht  zu  kündigen  nur  gegen  den  mit  einer  Jahresrente  gau- 
migen Schuldner ,  dem  Rentepflichtigen  aber,  auf  vorherige  Anmel- 
dung jederzeit  die  Ablösung  seiner  Verbindlichkeit,  ganz  oder  tlieil- 
weis,  durch  Gapitalzahlung  mit  Baarem  sowohl,,  als  in  Landes-Gultur- 
rentenscheinen  nach  deren  Nennw^rthe'^)  zu, 

Der  officielle  zweite  Gescliäftsbericht  des  Instituts  (Leipziger  Zei- 
tung V.  11.  Mjlrz  18G6  Nr.  60)  concentrirt  sich  in  Folgenjjem: 

»Der  mit  dem  1.  Januar  1862  eröffneten.  Jedoch  erst  vom  1.  Juli 
genannt/an  Jahres  an  benutzten  Landes-Culturrentenbank  sind  bis  Ende 
des  Jahr'C^  18iG4  514  einzelne  Landes^Gulturrenten  im  Gesammtjah- 
resbetrage  von  13,401  Thlrn.  8  Ngr.  und ,  zwar  320  Renten  im  sum- 
marischen Jahresbetrage  von  3,210  Thlrn.  28  Ngr.  4  Pf.  wegen  6  Was- 
serlaufsbericlitigun^en,  und  194  Renten  im  summarischen  Jahresbetrage 


13)  Cours  der  Landeg-Calturrenteiisckeine  lOlVt*    J«nuir  1865. 
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TOD  10,190  TblrB.  9  Ngr.  6  Pf.  wegen  116  Be<  und  Entwässenmgs- 
Anlagen  überwiesen  worden. 

Der  20£acbe  Betrag  dieser  Renten,  an  268,025  TUrn.  10  Ngr., 
stellt  einerseits  deren  Werth  zur  Zeit  ihrer  Uebemahme  oder  das 
Nominal-Activcapital  der  Landes-Gulturrentenbank  dar,  andrerseits  ist 
bis  Ende  des  Jahres  1864  letztberegter  Betrag  in  514  einzelnen  An- 
lagecapitalien ,  nämlich  in  320  Anlagecapitalien  im  Gesammtbetrage 
Yon  64,218  Thbrn:  28  Ngr.  wegen  6  Wasserlau&bericbtigangen  und 
194  Anlagecapitalen  im  Gesammtbetrage  von  203,806  Thlm.  12  Ngr; 
wegen  116  Be-  und  Entwässerungs- Anlagen  von  der  Landes-Gulturren* 
tenbank  gewährt  worden  und  zwar  mittels  244,000  Thlm.  in  neucreir* 
ten  Landes-Culturrentenscfaeinen  und  24,025  Thlm.  10  Ngr.  baar,  wovon 
48,800  Thlr.  in  Landes^Gulturrentenscheinen  und  15,418  TUr.  28  Ngr. 
baar  an  den  k.  Gommissar  für  Wasserlaufeberichtigungen  und  195,200 
Thlr.  in  Landes-Gulturrentenscheinen  und  8606  Thlr.  12  Ngr.  baar  an 
die  k.  Generalkommission  für  Ablösungen  und  Gemeinheitstbeilungen 
zur  Yeranstaltuiig  des  Weitern  abgegeben  worden  sind. 

Bis  mit  dem  31.  December  1864  ist  eine  Ablösung  von  Landes- 
Gulturrenten  mittelst  Gapitalzafalung  noch  nicht  vorgekompien,  wesshalb 
zu  diesem  Zeitpunkte  .  die  Jahreseinnahme  an  Landes-GulturrentM 
sich  unverändert  auf  13,401  Thlr.  8  Ngr.  berechnet,  das  oben'  mit 
268,025  Thlrn.  10  Ngr.  erwähnte  Nominal-Activcapital  der  Landes- 
Culturrentenbank  eine  Veränderung  aber  mittlerweile  nicht  erfahren  hat. 

Dagegen  beträgt  der  Effectivwerth  dieses  Activcapitals  oder  der 
Zeitwerth  der  laufenden  Landes-Gulturrenten  am  Schlüsse  des  Jahres 
1864  nur  noch  264,836  Thlr.  28  Ngr«  1  Pf. 

Wegen  Entschädigung  für  die ,  von  der  Landes-Gnlturrentenbank 
als  Erfüllung  der  einzelnen  Anlagecapitäle ,  mit  überhaupt  24,025 
Thlrn.  10  Ngr.  geleisteten  Baarzahlungen  sind  bis  Schluss  des  Jahres 
1864  Lande»-Culturrentehscheine  im  Gesammtbetrage  von  24,000  Thlrn. 
für  die  Bank  creirt  und  derselben  die  beregten  Baarzahlungen  mit- 
tels nur  gedachter  Landes-Gulturrentenscheine  bis  anf  den  Betrag  von 
25  Thlrn.    10  Ngr.  restituirt  worden. 

Ueberhaupt  sind  bis  Ende  des  Jahres  1864  an  Landes-GuHur- 
rentenscheinen  268,000  Thlr.  und  zwar  in  416  Stück  der.  Seiiel  zu 
500  Thlr.  =  208,000  Thlr.  und  60  Stück  der  Serie  II  zu  100  Thirz^ 
«0,000  Thlr.  creirt  worden. 

Von  diesen  Landes-Gulturrenfenscheinen  wurde  bis  zum  SchlusB.d. 
J.  1864<  ein  Brtrag  von  4000  Thlr.,  nämlich  6  Stück,  der  Serid  I  zu 
fiOO  rar,  =8000  Thlr.    und   10  Stück  der   Serie   II  zu .  100  TWr., 

16* 
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sriooo  Hilf,  atts^eloost  imd  tax  EinlOsang  g^gen  baare  ZahloDg 
Uires  Nennwerthes  dergestalt  gekündigt,  dass  die  erstmalige  4ers^i- 
dien  EinlOsuAg  mit  2000  TUm. ,  nändich  3  Stück  der  Serie  I  za 
&00  Thlr.=2.l500  Thlr.  und  5  Stück  der  Serie  II  zu  100  Thlr  =500 
Tidr.  im  Tilgangatermine  ^2.  Januar  1865«  zu  erfolgen  hatte,  während 
die  Einlösung  der  übrigen  ausgeloosten  2000  Thlr.  Landes-Galturrenten- 
sdieine  auf  den  L  Juli  1865  fällt. 

£s  stehen  hiernach  am  Schlüsse  des  Jahres  1864  nur  noch  Landes- 
Gultutrentenscheine  im  Nennwertb  von  266,000'  verzinslich  im  Verkehr. 

Berechnet  sich  der  zuvörderst  aus  der  oben  angegebenen  Landesr 
Ottlturrenten-Jahreseinnahme  zu  deckende  Jahresbedarf  zur  Verzinsung 
nur  erwähnter  Landes-Culturrenteuscheine  nach  4  g  aufs  Jahr  am  Schlus* 
se  des  Jahres  1864  auf  10640  Thlr.,  so  ergiebt  sich  für  diesen  Zeitpunkt 
der  von  jener  Einnahme  mit  2761  Thlr.  8  Kgr.  verbleibende  Rest 
als  der  Jahresbetrag  der  zur  Amortisation  beregter  Schuld  verfüg- 
baren, 1,08807 1  dieser  Schuld  beti*ag6nden  Mittel. 

Wenn  übrigens  nach  Vorstehendem  die  Landes-Gulturrentenschein-* 
Schuld  (266,000  Thlr.),  in  scheinbarem  Widerspruche  mit  dem  Amor- 
tisationsplane,  sich  auf  mehr  beläuft,  als  die  laufenden  Landes-Cul« 
tttrrenten  effeetiv  werih  sind  (264,886  TUr.  28  Ngr.  1  Ff.},  so  er^ 
klärt  sich  solches  damit,  dass  ein  zur  Deckung  der  in  Landes-Cultor- 
rentenscheinen  nicht  gewährbaren  Anlagekapital-Spitzen  erforderlicher, 
die  nur  erwähnte.  Differenz  noch  überragender  Baarbestand  in  der  Lan* 
dea-Culturrentenbank-Kasse  vorhanden  ist.« 

Im  Vergleidi  zu. denen  der  Landrentenbank  ist  dieses  Referat  ein 
minder  ergiebiges,  jedoch  in  natürlicher  Folge  des  Umstandes,  dass  es 
nioht  weiter  bu  berichten  hat,  als  über  die  ersten  Anfänge  einer  neuen 
Institution,  nicht  minder  in  Folge  des  Unterschiedes,  welcher  die  Land- 
rentenbank  zu  Erschaffung  einer  bis  dahin  nodi  nidit  gekannten 
flreditfähigkeit  des  agrarischen  Bodens  bestimmte^  die  Erreichung 
dieses  Kieles  von  noch  ungewissen  Voraussetzungen  einer  zwedc- 
massigen  Capitalverwendung  erwartend!,  während  die  nachfolgende 
Landes-Culturrentenbank  nur  die  Befriedigung  eines  inzwischen  schon 
begründeten  Credites  2u  besonderen,  auBschliesalichen  MelioraJtions- 
zwecken  im  Auge  hat.  Daher  auch  der  Unterschied  zwischen  d^  hH-' 
heran  Baite,  die  ein  bereits  gehobene]^  Grundbesitz  zu  übertragen  im 
Stande  ist,  und  der  geringeren  Anspannung,  mit  wdchar  vdriier  sein« 
mA  unentwidceltfen  Oreditßhigkeit  iRechming  gdiragen  werden  mfusste. 

Auf  die  bdi  ISrrichtung  der  Laüdes-Culturrentenbank  in's  Auge 
geiasste  ^iind  im   Qiontz  ausdUlcklich   vorbehakene  Erweiterung  des 
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lostitutes  durch  Ausdelmang  auf  andere  Gulturzwecke  haben  bereits 
mehrseitige  Anträge  hingearbeitet,  jedoch  noch  ohne  die  consequente 
BerClcksichtigung  eines  eixtsprechenden  Zieles,  deren  es  au  Bechtfer-' 
tigung  entgegenkommender  Schritte  unerlässlich  bedarf. 

»  Mit  demjenigen,  was  über  die  Landrenten-  und  über  die  Landes-Cul« 
tarrenten-Bank,  letztere  in  den  Grenzen  ihrer  ersten  Begründung,  zu  sagen 
war,  schliesst  daher  der  Bericht  über  die  staatlichen  Unternehmungen  zu 
Gunsten  des  landwirthschaftlichen  Credites  im  Königreiche  Sachsen, 

Inwieweit  sidi  beide  Institute  als  Yorschussbanken  unter  Anhalt 
an  die  Grundsätze ,  des  Sparkassensystems  kennzeichnen ,  ergiebt  sich 
sehr  bald  aus  der  Erwägung,  dass  sie,  jede  Bückzahlung  der  Vor^ 
Schüsse  auf  Kündigung  des  Gläubigers  ausschliessend ,  durch  Annahme 
langsichtiger,  unmerklicher  Abschlagszahlungen  und  durch  deren  Verwen- 
dung die  allmälige  Tilgung  der  Verpflichtungen  selbstthätig  vermitteln. 
Dieselbe  Bichtung  ist  denn  nun  aber  auch  von  den,  hiernächst 
zu  erwähnenden,  im  Jahre  1844,  sofort  nach  Emanirung  des  Hypo- 
thekengesetzes  in's  Leben  getretenen  Privatanstalten  eingeschlagen  wor- 
den, dem  erbländischen  ritterschaftlicherl  Greditvereine  zu  Leipzig  und 
der  landstäudischen  Hypothekenbank  des  Markgrafthums  Oberlausitz. 

Der   erbländische  ritterschaftliche   Greditverein 

im  K.  Sachsen, 

dessen  Statuten  mit  Bestätigungsdecret  vom  13.  Mai  1844' veröffent- 
licht wurden,  ist  bestimmt,  »den  Besitzern  beitrittsfäbiger  Landgüter 
in  den  Erblanden  die  Möglichkeit  zu  gewähren^  hypothekarische  Geld- 
schulden aufzunehmen  und  deren  Verzinsung  und  allmälige  Tilgung 
zu  sichern.«  Die. Darlehen  des  Vereins  unterliegen,  mit  wenig  statu- 
tarisdien  Ausnahmen,  in  der  Begel  keiner  Kündigung;  dagegen  wird 
vollständige  und  auch  theilweise  Bückzahlung  zu  jeder  Zeit  (in  Pfand- 
briefen des  Vereins  nach  deren  Nennwert!))  auf  vorgängige  Anmeldung 
angenonotmen.     Zugleich  Amortisation  durch  Vermittelung  der  Beuten. 

Die  Geldmittel  zur  Zahlung  seiner  Darlehen  gewinnt  der  Verein 
durch  Creation  und  Verausgabung  zinsbarer,  auf  den  Inhaber  lautender 
Pfandbriefe  über  je  500,  100,  25  und  seit  1857  auch  über  20  und  10 
Thaler. 

Nach  der  Beihenfolge  des  Eintritts  seiner  Mitglieder  büdet  der 
Verein  Serien  dieser  Pfandbriefe^^),  von  denen  jede  gleichtnäsdig  ver- 
zinst und  getilgt  wird. 


14)  Cours  der  P&adbritfe  4.  S.  R.   C.-V.  zu  3y«|-  W/^  ni  3Va{  ft?,  zu  4} 
lOiy,.    Januar  186S. 
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Der  Verein  giebt  kein  Darlehen  unter  1000  Thlni.  und  nicht  über 
die  Hälfte  des  statutenmässig  ermittelten  Hypotheken werthes ;  der 
30fache  (vor  1856  blos  25fache)  Betrag  der  jährlichen  Reinerträge 
nach  Abrechnung  der  besonders  zu  veranschlagenden  privatrechtlichen 
Lasten  und  Beschwerungen  des  Grundstückes  (Lasten  des  öffentlichen 
Rechtes  werden  nicht  in  Betracht  gezogen)  bildet  bis  zu  seiner  Hälfte 
den  zu  beleihenden  Creditwerth.  Die  Creditsummen  werden  in  Pfand- 
briefen nach  dem  Nennwerthe,  seit  1857  auch  in  Baarem  gewährt. 

Zur  Verzinsung  und  allmäligen  Tilgung  seiner  Pfandbriefe  erhebt 
der  Verein  von  jeder  Creditsumme  so  viel  Procente,  als  der  Zinsfuss 
der  Pfandbriefe  aus  der  betreffenden  Serie  beträgt,  und  noch  höch- 
stens Va  i  darüber.  Die  Rückzahlung  der  Pfandbriefe  erfolgt  durch 
jährliche  Ausloosungen. 

Von  den  Creditempfängem  ist  dem  Vereine  Hypothek  zu  bestel- 
len, welche  sich  auf  Capital  und  dazu  gehörige  Renten  erstreckt. 

Der  Verein,  dessen  Geschäftsführung  der  Aufsicht  eines  königl. 
Comraissars  unterworfen  ist,  darf  nie  mehr  Pfandbriefe  ausgeben,  als 
er  an  Capitalien  mit  Hypothek  auf  den  rentenpflichtigen  Gütern,  nach 
Abzug  der  darauf  erfolgten  Rückzahlungen  und  des  durch  die  Amor- 
tisation Abgeminderten,  wirklich  ausstehen  hat,  und  haften  diese  Aussen- 
stände  sowie  das  gesammte  Vermögen  des  Vereins  und,  dafern  solches 
Alles  nicht  zulangen  würde,  jedes  rentenpflichtige  Grundstück  subsi- 
diarisch nach>  Verbältniss  des  Hauptstammbetrages,  womit  dasselbe 
zur  Zeit  des  Bedürfnisses  .auf  den  Büchern  des  Vereins  annoch  be- 
lastet ist,  für  alle  Zahlungsverbindlichkeiten  des  letzteren  gegen  die 
Pfandbriefsinhaber. 

Beitrittsfähig  zum  erbländischen  ritterschaftlichen  Creditvereine 
waren  zur  Zeit  seines  Entstehens  nur  die  Herrechaften  in  den  Erb- 
landen, die  Rittergüter,  einschliesslich  derer  in  der  Oberlausitz,  femer 
diejenigen  Güter,  deren  Besitz  auf  Kreistagen  zu  erscheinen  berech- 
tigt, und  solche  Bauerngüter  in  den  Erblanden,  welche  2400  Steuer- 
einheiten und  mehr  aufhaben.  Bereits  im  J.  1846  aber  wurde  die 
Beitrittsfähigkeit  auch  auf  solche  Bauerngüter  in  den  Erblanden  er- 
streckt, welche  wenigstens  1800  Steuereinheiten  aufhaben,  und  der 
Statutennachtrag  vom  1.  Mai  1850  befähigt  nicht  nur  Bauerngüter 
mit  wenigistens  1000  Einheiten  zum  Beitiitt,  sondern  eröffnet  denselben 
zugleich  für  die  Herrschaften  in  der  Oberlausitz  sowie  für  die  dasi- 
gen  Ritter-  und  Bauerngüter  der  bemerkten  Steuerklasse.  Somit  er- 
streckt sich  der  Verein  über  das  gesammte  Land  und  bildet  für 
seine  Mitglieder  ein  reines  Bodencreditinstitut. 


Dk  landirirthscbaftiicbeo  CreditaiiBtalten  im  K.  Sachsen.  235 

Seit  1857  werden  hypothekarische  Darlehen  (innerhalb  der  statu- 
tarischen Zulässigkeit)  auf  Verlangen  auch  in  Baarem  ausgezahlt  und 
auch  fOr  solche  Dailehen  Pfandbriefe  innerhalb  der  laufenden  Serie 
ausgefertigt  und  zu  Anschaffung  der  fraglichen  Geldmittel  in  Umlauf 
gesetzt. 

Die  Erhöhung  des  Hypothekenwerthes  von  der  früher  angenom- 
men 25fachen  auf  die  SOfache  Summe  des  Reinertrages  der  Güter 
und  die  Erweiterung  der  Beitrittsfähigkeit  auf  Güter  mit  1000  Steuer- 
einheiten sind  deutliche  Kennzeichen  für  das  Gedeihen  des  Unterneh- 
mens, dessen  neuster  Geschäftsbericht  in  der  Leipziger  Zeitung  1865 
Nr.  12  y.   14.  Januar  enthalten  ist: 

Hypotheken  am  31.  December  1863 
lt.  veröffentlichter  Bilanz  '     .        .        .        .     5,464,100  Thlr. 
Seitdem  hinzugetreten,  incl.  Neueintritt 

V.  5  Ritter-  und  3  Bauer-Gütern»  486,575  Thk. 
Heimgezahlt,  incl.  Austritt  y.  4 
Bauergütem,     ,    .   ,    .        .        .    45,175  Thlr. 

441,400  Thlr. . 


Summa  31,  December  1864:  5,905,500  Thlr. 
auf  1  Herrschaft,  184  Ritter-,  240  Bauer-,  Frei-  und  Stadt-Güter, 
ausser  107  beibesessenen  Gütern,  zusammen  532  Güter. 

Pfandbriefe  ä  ZV^l^  See  I  u.  H        .       .      1,013,175  Thlr. 

a  3V8  8i  Ser.  IH  u.  IV  .  .  1,089,325  — 
ä  4  8,  Ser.  V,  VI,  VH  .  .  3,729,025  — 
ä  37,  kündbare,  a  10  Thk  6,000    — 

5,837,525  Thlr. 
Amortisation  nach  Abrechnung  der 

bei  Rückzahlungen  vergüteten  Antheile  .    67,975  Thlr> 

uts. 
Dazu  von  1864  (pro  1.  Juli  1865)  ausgelooste 
Pfandbriefe  ohne  20  Thlr.  2  Ngr.8  Pf.  Spitzen.  12,475  Thlr. 

Reseryestand  der  Serien    47,470  Thlr  7  Ngr.  2  Pf. 
desgl.  allgemeiner  18,141    -    10     -     3    - 

Die  landständische  Bank  für  das  E.  S.  Markgrafthum 

Oberlausitz, 

in  ihrer  jetzigen  Gestalt  das  Product  allmäliger  Entwickelung ,  hat 
ihren  Sitz  in  Bautzen,  ist  Eigenthum  der  Stand«  des  Landkreises  der 
O.-L. ") ;  von  denselben  begründet  und  steht  unter  Leitung  und  Garan- 

15)  „Den  Sünden  der    O.-L.  verbleibt    derjenige  Theil  der  von  ihnen  bisher 
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tie  dieser  Corporation ;  die  Verwaitang  yäri  von  einem  k.  Conunissar 
controlirt  Der  Gewinn  des  Unternehmens  darf  nur  zum  Besten  des 
Landkreises  der  O.-L.  verwendet  werden. 

Bereits  im  J.  1844  errichtete  jene  Corporation  eine  »landstän- 
dische Hypothekenbank  f.  d.  M.  O.-L.«  und  bezeichnete  in  den  mit- 
tels Decretes  vom  13.  August  1844  landesheiTlich  genehmigten  Sta- 
tuten den  Zweck:  »dem  Grundbesitzer  Darlehen  zu  niedrigem  Zins- 
fuss  und  mit  geringen  Kosten  zu  gewähren,  den  Zinsfiiss  gegen 
Schwankungen  möglichst  zu  sichern  und  die  Tilgung  der  Schuld 
durch  Annahme  von  Abschlagszahlungen  in  kleinen  Beträgen  zu  er- 
leichtem.« Die  Bank  gewährte  ihre  Darldlien  nur  gegen  Hypothek 
und  nur  an  Grundbesitzer  im  K.  S.  Markgrafthum  Oberlausitz. 
Die  Ausreichung  dieser  Darlehen  erfolgt  in  zinsbaren,  auf  den  Inhaber 
lautenden  Pfandbriefen,  wie  sie  die  Bank,  in  Appoints  nicht  ttber  1000 
und  nicht  unter  10  Thlm.,  serienweise  zu  creiren  und  auszugeben  er- 
mächtigt wurde. 

Im  Jahre  1850  wurde  mit  diesem  Institute  die  Errichtung  einer 
Spar-  und  Leih-Bank  in  Verbindung  gebracht  und  der  nunmehrigen 
»Hypotheken-,  auch  Spar-  und  Leih-Bank«  mittels  Decretes  vom  17. 
April  1850  das  Recht  der  Kotenemission  in  Appoinfs  nicht  unter  5 
Thlrn.,  bis  zum  Ertrage  von   500,000  Thlrn.  verliehen. 

Mit  der  erweiterten  Bank  beabsichtigte  man  „die  Errichtung 
eines  Centralpunktes ,  insbesondere  fQr  die  Oberlausitz,  zur  Anlegung 
und  Darleihung  von  Geldern  für  alle  Klassen  der  Bewohner  der  Pro- 
vinz, nicht  minder  auch  des  gesammten  Inlandes  und  zwar  1)  hin- 
sichtlich der  Anlegung  von  Geldern  a)  durch  Annahme  von  verzins- 
lichen Einzahlungen  aus  den  städtischen  oder  Landgemeinden-Sparkassen 
imter  Eröffnung  eines  Raufenden  Credits,  b)  durch  Annahme  von  Ein- 
lagen, gegen  Ausstellung  von  Sparbankbüchern  oder  Ausgabe  abge- 
stempelter, mit  Rückkaufsbescheinigung  versehener  Pfandbriefe,  2) 
hinsichtlich  der  Gewährung'  von  Darlehen  durch  Ausleihung  der  Gel- 
der a)  gegen  Hypothek  an  Grundbesitzer  im  K.  Sachsen,  b)  gegen 
Verpfandung   von  Hypotheken-,  Staats-  und  anderen  Credit-Papieren, 


SefOhrtra  Verwaltung,  welcher  sieb  nicht  aof  Lindesangelegenheiten  bezieht,  sowie 
der,  welcher  blos  provinzielle  Aesecaranzanstalten  betrjflft.  Diese  Verwaltungszweige 
betreffen  entweder;  die  Stände  von  Land  und  Städten  gemeinschaftlich,  oder  die 
Stände  des  Landkreises  an  Ritterschaft  und  Gemeinden  dieses  beiseSf  oder  die 
RtUerschaft  allein,  oder  die  Vierslädte  allein.'*  Urkundoi  die  durch  Anwendung  der 
Verfassung  des  Königreichs  Sachsen  auf  die  Oberlausitz  bedingte  Hodification  der 
Pariicalanrerfanung  dieser  Provinz  betr.  t.  17.  NoVbr.  iS34  f.  52. 
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c)  gegen  ScfanldyersiiireibaQgen  von  Gommnnen,  Stiftungsverwaltangen 
und  Corporationeo.«  Die  Bank  erstreckt  ihre  Thätigkeit  also  von  nun 
ab  ebenfalls  über  das  ganze  Land,  übei^chreitet  aber  bereits  die  ur** 
sprttngliche  Grenze  des  reinen  Bodencredits. 

Das  frühere  Minimum  einer  Ausleihungssumme  wurde  auf  20  Thlr. 
herabgesetzt.  An  Zins^  wird  so  viel  erhoben,  als  die  Serie  der  aus- 
gereichten Pfandbriefe  Zinsen  trägt  txnd  noch  Vs  o  mehr,  als  Beitrag 
zu  den  Yerwaltungskosten. 

Die  Bank  kündigt  nur  in  statutarischen  Ausnahmefällen.  Dem 
Schuldner  dagegen  steht  es  jederzeit  frei,  seine  Schuld  ganz  oder  in 
Abschlagszahlungen,  nicht  unter  100  Thlm.  zu  tilgen;  inzwischen  wer- 
den zu  allmäliger  Ansammlung  solcher  Mtnimen  Sparbank-Einlagen 
nicht  unter  1  Thlr.  angenommen  und  darüber  Sparbank-Bücher  aus- 
gestellt. 

Ausleihungen  erfolgen  nur  zur  Hälfte  des  Werthes  des  zu  ver- 
pfändenden Grundstückes.  Dieser  Werth  wird  durch  die  behufs  der 
Grundsteuer  erfolgte  Abschätzung  des  letztern  bestimmt,  indem  der 
ermittelte  Reinertrag  mit  dem  25fachen  Betrage  zu  Capital  erhoben, 
dagegen  der,  ebenfalls  25facb  (bei  Aaszugsberechtigungen  20fach)  zu 
veranschlagende  Geld  werth  der,  vermöge  Privatrechtstitels,  an  dem 
Grundstücke  haftenden  Reallasten  vom  Ganzen  (bei  Auszugsrechten 
von  der  Hälfte)  in  Abzug  gestellt  wird. 

Jedoch  kann  das  Directorium,  nach  seinem  Ermessen,  bei  länd- 
lichen Grundstücken  bis  auf  %o  ^^  Steuereinheitswerthes  Credit  er- 
theilen  unter  Erhöhung  des  Zinsfusses  für  die  Vio  übersteigende  Be- 
leihung. 

Durch  Decret  vom  15.  April  1854  wurde  die  Bank  von  der  Ver-^ 
^  pflichtung,  wonach  die  Summe  ihrer  Banknoten  Vs  ^^  Gesammtbe- 
träges  der  ihr  zuständigen  Hypotheken  nicht  übersteigen  sollte,  ent- 
bunden, dergestalt,  dass  für  ihre  gesammten  statutenmässig  ausgege^ 
benen  Banknoten  lediglich  Vs  des  Nennwerthes  in  Silber  deponirt  zu 
halten  ist. 

Endlich  wurde  einem  neuredigirten  Statut  durch  Decret  vom  31. 
August  1857  die  landesherrliche  Genehmigung  und  der  Bank  nunmehr 
die  Firma  „Landständische  Bank  des  E.S.  Markgrafthums  Oberlau- 
sitz^*  ertheilt  Diese  Bank  soll  nunmehr  dazu  dienen,  „als  Central- 
punkt  zu  Anlegung  und  Ausleihung  von  Geldern,  dem  landwirthschaftr 
liehen  Grundbesitze  im  K.  Sachsen,  vorzugsweise  in  der  Oberlausitz, 
die  demselben  nöthigen  Geldmittel  g^en  Hypothek  zu  verschaffen, 
hiemächst  aber  Ackerbau,  Handel  und  Gewerbe  und  gemeinnützige, 
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namentlich  landwirthsch&füich  und  nationalokonomiseh  wichtige  Unter- 
nehmungen durch  Vorschüsse  und  sonst  auf  geeignete  Weise  zu  för- 
dern." 

Der  bisherige  Geschäftskreis  ist  abermals  erweitert  durch  Dq>o- 
siten,-  Lombard,-  Incasso-  und  Contocorrent-Geschäfte,  ingleichen  durch 
Ankauf  von  Werthpapieren  für  eigene  oder  fremde  Bechnung,  auch 
Ausleihung  gegen  Hypotheken  an  Grundstücken  ausserhalb  des  K. 
Sachsen,  zu  nutzbarer  Anlegung  grösserer  Bestände. 

Die  Bank  giebt  daher,  au^er  ihren  Sparbankbüchem  und  Pfand- 
scheinen, auch  auf  den  Namen  des  Inhabers  lautende  Schuldverschrei- 
bungen, „Bankobligationen." 

Das  Gontocorrentgeschäft  anlangend,  so  werden  hinlänglich  bekann- 
ten Grundbesitzern,  Fabrikanten  und  Gewerbtreibenden ,  auch  anderen 
Privatpersonen,  vorzugsweise  in  der  Oberlausitz,  Folien  im  Contocor- 
rentbuche  der  Bank,  gegen  Sicherstellung  durch  Hypothek  oder  Sola- 
wechsel, welche  von  zwei  hinlänglich  bekannten  Häusern  oder  Privat- 
personen ,  als  Selbstschuldner  mit  unterzeichnet  sein  müssen^  eröfihet 
Jedem  Besitzer  eines  landwirthschaftlichen  Grundstückes  im  E.  Sach- 
sen, welcher  ihr  die  geeignete  Sicherheit  gewährt  und  wenigstens  einen, 
nach  Grundsteuereinheit  zu  bemessenden  reinen  Hypothekenwerth  von 
100  Thlrn.  nachweist,  kann  die  Bank  einen  Credit  nach  Höhe  der 
ihr  bestellten  Hypothek,  nach  Ermessen  des  Directorijims  bis  zu  20 
Thlrn.  herab  sofort  oder  in  laufender  Bechnung  eröffnen. 

Ihre  Darlehen  werden  in  Baarem  ausgezahlt  und  von  nun  an 
zwar  mit  ausdrücklichem  Vorbehalte  der  Kündigung,  aber  der  Schuld- 
ner kann  zu  jeder  Zeit  Rückzahlung  oder  einzelne  Abschlagszahlungen, 
letztere  nicht  unter  50  Thlrn.,  bezüglich  durch  Ansammlung  in  der 
Sparbank  (gegen  Sparbankbücher)  leisten. 

Bei  Berechnung  eines  Hypothekenwerthes  wird  die  Steuereinheit 
zu  8V3  Thlr.  (also  wie  früher  mit  dem  25fachen  Betrage)  veranschlagt 
Die  Höhe,  bis  zu  welcher  auf  landwirthschaftliche  Grundstücke  über- 
haupt Credit  gewährt  werden  darf,  wird  von  den  Ständen  des  Land- 
kreises bestimmt ;  Credit  auf  blosse  Häuser  darf  die  Hälfte  des  Steuer- 
einheitenwerthes  nicht  überschreiten. 

Für  alle  Garantieverbindlichkeiten  der  die  Verwaltung  führenden 
landständischen  Corporationen  haftet  zunächst  das  gesammte  gegen- 
wärtige Vermögen  des  Landkreises  an  550,000  Thlrn.,  welches  der 
Bank,  so  lange  dieselbe  besteht,  gegen  eine  jährliche  Verzinsung  von 
3V3  0  zur  Benutzung  überlassen  wird.  Für  die  jederzeit  zu  bewirkende 
Baareinlösung  der  Banknoten  bürgt  das  schon  oben  gedachte  Depo: 
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situm  in  Silber,  und  es  dürfen  übrigens  die  Pfandbriefe**)  und  Noten 
der  Bank  zusammengenommen  die  Summe  der  bei  der  Bank  vorhan- 
denen H}i)6thekenforderungen  nicht  übersteigen;  die  zu  Erhaltung 
der  bezüglichen  Bilanz  zurückgekauften  oder  sonst  eingezogenen 
Pfandbriefe  und  Banknoten  sind  stets  zu  vernichten. 

Durch  Decret  vom  25.  Januar  1861  ist  die  Grenze  der  gestatteten 
Banknoten-Emission  von  500,000  auf  1,000,000  Thlr.  erweitert.  Vom 
1.  Januar  1871  an  soll  jedoch  die  gesammte  Million  nur  in  Appoints 
von  mindestens  10  Thim.  bestehen. 

Das  Pfandbriefsconto  der  Bank  beträgt,  laut  neuester  Veröffent- 
lichung (Leipziger  Zeitung  v.  J.   1865  Nr.  34  v.  9.  Februar)  bis  ult 
December  1863  creirte:  1,629,630  Thlr.  und  im  Jahre  1864  creirte: 
230,000  Thlr.,  mithin:  1,859,630  Thlr.,  davon 
vernichtet:    153,210  Thlr.,  verbleiben 

1,706,420  Thlr.  in  Pfandbriefen.  Dazu  kommen,  als  weitere 

Passiven: 
1,000,000  Thlr.  in  Banknoten, 
550,000     -  Fundationscapital, 
345,340    -  Gapitalcreditorenconto, 
3,273,273     -  Sparbanknoten,  excl.    des  Cautions-  und  des 

C!onto  ä  nuovo. 


ü,875,013  Thlr.  Sa. 
Das  Conto  des  Reservefonds  ergiebt   in  runder  Summe  148,788  Thlr. 
#  ult.  December  1863,  hierzu  Gewinnantheil  auf  1863:      26,500    - 

175,288  Thlr. 
Die  Uebersicht  der  Hypotbekengeschäfte  ist  tabellarL^^ch  gegeben, 
wie  folgt: 


Oberlaaaitz. 

Brblande. 

Summe 

Zahl  d. 
Hyp.. 
üouti. 

Betrag 

der 

Darlehen. 

Zahl 

der 

Byp.. 

Conti. 

Betrag  der 
Darlehen. 

der 
Conti. 

der 
Darlehen» 

Bestand  ultDecbr.  1863 
Uinzugekomnien  1864 

1676 
27 

Thlr. 
1,618,120 
246,650 

816 

77 

893 
37 

Thlr. 
2,085,020 
290,790 

2492 
104 

Thlr. 
3,703,140 
537,440 

Zurückgezahlt 

1703 
69 

1,861,770 
32170 

2,375,810 
«9,970 

2596 
106 

4,240,580 
102,140 

Bestand  ult.  Decbr.  1864 

Nach    Zurechnung    de 
lungen,  zuaammen. 

16,034 
;r  1846- 

1,832,600  1  856 

1864  geleUteUn  I 
.        ♦        •        . 

2,305,840 
Ifickzah- 

2490 
1510 

4,138,440 
2,230,775 

Totaibelrag  der  gewahrten  Darlehen 

4000 

6,369,216 

16)  Cours    der  Pfandbriefe  d.  landatänd.  Bank  d.  U.  O.-L.  a  3i/,2  96,  a  Sy, 
96V8,  a  4}  101.    Januar  1865. 
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Zu  den  Privilegien  des  ritterschafüichen  Creditvereioes  wie  der 
oberlausitzer  Bank  gehört  noch  insbesondere  die  rechtliche  Gleichstel- 
lung ihrer  Pfandbriefe  mit  den  Staatspapieren  des  Inlandes  und  die 
Ermächtigung  der  Behörden,  Termöge  deren  jene  Pfandbriefe  und  die 
zinstragenden  Landschuldscheine  zu  Anlegung  öffentlicher  und  pupil- 
larischer Gelder  gebraucht  werden  dürfen. 

Bei  Vergleichung  beider  Institute  werden  die  in  KOrze  entwickel- 
ten Grundzüge  hinreichen,  um  ihren  organischen  und  technischen  Un- 
terschied erkennen  zu  fassen.  Wesentlich  übereinstimmend  verfolgen 
beide  den  Entzweck,  das  eine  ausscUiessend ,  das  andere  wenigstens 
vorzugsweise,  dem  landwirthschaftlichen  Credit  innerhalb  des  K.  Sach- 
sen ihre 'Mittel  und  ihren  Schuldnern,  ohne  unverhältnissmäsige  Opfer, 
die  Fähigkeit  allmäliger  Tilgung,  bezüglich  Abzahlung  zu  gewähren. 

Dass  das  neuredigirte  Statut  der  oberlausitzer  Bank  von  dem 
früher  angenommenen  Grundsatze  der  Unkündbarkeit  ihrer  Darlehen 
zum  Vorbehalt  der  Kündigung  übergegangen  und  dass  von  Erwähnung 
eines  Tilgungsgeschäftes,  obschon  es  bei  alhnäliger  Vernichtung  der 
Pfandbriefe  verbleibt,  gänzlich  abgesehen  worden  ist,  darin  liegt,  dem 
Erfolge  nach,  blos  ein  scheinbarer  Unterschied  zwischen  der  besagten 
Bank  und  dem  ritterschaftlichen  Greditvereine,  denn  während  hier 
die  Unkündbarkeit  der  Forderungen  Seitens  des  Darleihers  und  die 
Thätigkeit  des  Institutes  im  Interesse  der  Amortisation  unverändert 
ihren  Platz  behaupten ,  steht  dem  Schuldner  der  O.-L.  Bank  nicht  al- 
lein die  Thatsache  zur  Seite,  dass,  bei  zuverlässiger  Zinszahlung,  der 
Gebrauch  des  Kündigungsrechtes  einem  wohlfundirten  Geldinstitute 
immer  nur  unerwünscht  bleibt,  sondern  die  Bank  ist  dem  Schuldner 
auch  mit  Einrichtung  ihrer  Sparbank  und  ihrer  Sparbankbücher  zu 
Hülfe  gekommen,  ohne  ihm  dabei  das  Recht  allmäliger  Ratenzahlung 
zu  verkürzen.  Wenn  dieselbe  Hand,  welche  dargeliehen,  gleichzeitig 
bereit  ist,  allmalige  unbedeutende  Ersparnisse  des  Schuldners  auf  Zin- 
sen und  Zinzeszinsen  zur  Abrechnung  mit  ihm  anzunehmen,  so  bietet 
sie  ihm  dadurch  effectiv  die  Vortheile  der  Tilgung,  nur  dass  es  ihm 
selbst  freigestellt  bleibt,  davon  Gebrauch  zu  machen  oder  nicht.  Der 
Mangel  einer  obligatorischen  Tilgung  der  einzelnen  Darlehen  wird  da- 
durch ausgeglichen,  dass,  gegenüber  den  Gläubigern  der  Bank,  durch 
diese  selbst  die  Gefahr  vertreten  wird  und  nicht  durch  solidarische 
Haftung  von  Vereinsmitgliedem,  wie  bei  dem  leipziger  Institut. 

Pagegen  bietet  sich  ein  Unterschied  darin,  dass  der  vom  ritter- 
scbaftlichen  Greditvereine  angenommene  Abschätzungsmodus  des  Hypo- 
thekenwerthes  zu  Gunsten  des  Gutbesitzers  höhere  Resultate  gewährt, 
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als  die  Abschätzung  nadh  den  Grandsitzen  der  oberlausitzer  Bank, 
ein  Unterschied,  \velcher  auch  dadurch,  dass  diese  ihre  Darlehen  bis  zur 
Höhe  von  Vio  des  Hypothekenwerthes ,  jener  die  seinigen  nur  bis  zur 
Hälfte  dessdben  gewährt,  noch  keineswegs  vollständig  ausgeglichen  wird. 

Fernerhin  steht  zu  erwägen,  dass  die  Bank  .nicht  in  engen  Grenzen 
wie  der  Creditverein,  sondern  mit  umfänglicher  Liberalität  dem  gros- 
sen, Vie  dem  kleinen  Grundbesitzer  zugänglich  ist,  wenn  nur  sein 
Sicherheitsanerbieten  wenigstens  einer  Darlehenssumme  von  20  Thim. 
entspricht.  Wie  den  Principien ,  so  könnte  man  daher  auch  dem  Ge- 
schäftskreise der  Bank  einen  grossem  Umfang  beizumessen  geneigt 
sein,  als  dem  des  Greditvereines. 

Aber  das  Referat  des  letztem  scbliesst  ult.  Decbr.  1864  mit  einem 
Bestand  von  5,905,500  Thlra.  an  aussenstehendeh  hyjpothekarischen 
Forderungen ,  während  das  der  0.*L.  Bank  zu  demselben  Zeitpunkte 
nur  einen  Bestand  von  4,138,440  Thlrn.  herausstellt  und  hierbei  nicht 
abersehen  ¥rerden  darf,  dass  die  Bank  nicht  dem  landwirthschafüidien 
Credit  ausschliesslich,  sondern  ihm  nur  vorzugsweise  geöfihet  ist 

Jedoch  bleibt  der  Versuch  einer  Beantwortung  der  hieraus  ent- 
stehenden  Frage  vorweg  schon  darum  unstatthaft,  da  keine  Spedfi-^ 
cation  vorliegt,  um  eine  Ziffer  fftr  das  Wieviel  der  landwirthschaft* 
liehen  Beleihuog  daraus  zu  entnehmen. 

Unter  allen  Umständen  ist  so  viel  Thatsache,  dass  sich  die  Gre- 
ditbedOrfnisse  der  Landwirthschaft  durch  die  erwähnten  Anstalten 
noch  nicht  befriedigt  finden.  „Welche  Aufgabe  in  der  Landwirthschaft 
Sachsen  zugewiesen  ist^  kann  ....  nicht  zweifelhaft  sein;  es  ist 
die  intensivste  Wirthschaftsform ,  hervortretend  in  möglichst  grossem 
Aufwand  von  Capital  und  Arbeit,  unwiderl^lich  geboten ;  es  ist  die 
Erzeugung  der  auf  seinem  Markte  werthvollsten  Producte  eine  absolute 
Nothwendtgkeit  und  diese  sind  in  der  Regel  solche,  welche  die  gröss-^ 
ten  Transportkosten  erfordern.  Nur  hierdurch  kann  dieses  Land  der 
bei  der  FSi^derung  der  Gommunicati6nsmittel  immer  drohender  werden- 
den Goncurrenz  entgegentreten"'^). 

Es  sind  Institute  für  den  Bealaedit,  über  welche  bisher  verhau* 
delt  worden ,  denn  die  Betheiligung  der  lausiteer  Bank  an  dem  orMit 
agricole  ist  nur  erst  im  Anfange  begriffen.  Gewähren  sie  noch  iitmi^ 
kein  zufriedenstellendes  Ergebniss,  so  wird  man  der  Frage  begegnen, 
ob  nicht  ernstere  .Tersuche  zu  Verwarthung  des  Personalcredites  dazu 
beitragen  könnten,  die  Lücke  auszufilUen. 


17)  Rtoniiif,  BntiridKhiKf  4«r  Ltadwirlbttlurfl.   8;  id. 
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Die  Enoittelung  des  Qifaiidwarthes  erfolgt  durch  Veraoschlaguiig 
der  Steaereinheit  zu  12  Thlm«  (also  mit  86facher  Samme  des  Bein- 
ertrages)  beziehenüich  wegen  kändbarer  Darlehen,  auf  Verlangen  mit- 
tels Abschätzung  darch  den  Verein  i*). 

Der  Fond  des  Unternehmens  wird  gebildet  darch  Greation'nnd 
Veransgabung  Ton  Pfandbriefen  des  Vereines,  nach  Höhe  seiner  hypo- 
thekarischen Aussenstände.  Er  wird  gedeckt  durch  dilB  Emtrittsgelder 
seiner  Mitglieder,  durch  ^  di&  von  ihnen  (gegen  Anspruch  auf  Dividende) 
einzulegenden  Stammcapitale,  darch  den  Beservefond  und  die  solida- 
rische Verpflichtung  der  VereinsgUeder.  Behufs  der  Amortisation 
und  Verwaltung  entrichten  Letztere  Vs  ^^  ^VtS  ^^^  den  Zinsfuss 
der  betreffenden  Pfandscheine.        . 

Uebrigens  werden  dem  Bentenpflichtigen ,  ausser  der  Minderung 
seiner  Verbindlichkeit  durch  die  Amortisation,  auch  allmälige  Bück- 
zahluDgen  in  Capital  vorbehalten. 

Das  Versicherungswesen. 

Je  intensiver  die  Bewirthschaftuug  des  agrarischen  Capitales,  desto 
mehr  erhebt  sich  die  Bedeutung  des  Versicherungswesens. 

Von  der  k.  Landes-ImmobiIiai*-Brandversicherungsanstalt,  deren 
Beitritt  obligatorisch,  ist  schon  im  Eingänge  gesprochen  worden. 
Neben  ihr  befinden  sich  nicht  weniger  als  21  Mobiliar-Feuefversiche- 
rungs-Gesellschaften  in  Thätigkeit.^). 

An  eigentlichen  landwirthschaftlidien  Instituten  sind  9  Hagelschä- 
den-Versicherungs-Gesellschaften in  Sachsen  accreditirt,  darunter  1 
inlänj^ische  zu  Leipzig  2*).  ^ 


10)  Für  den  Grund  end  Boden  fm  K.  S.   wurde  (im  grossen  DurchscluiHte) 
bezaliU  pro  Steuer* Einhieit  in  Thalorn:  . 

6arle|i-;ttnd 

Iläusler-Nah- 
mngon. 

9,85 
10,67 
ii,76 
13,12 
16,02 

B.  £«^el,  Die  HypotheftenrerBicheraBf  «.  b.  w.  Dreoden  18S8.  S.  4. 

Mt  Ittz^dachten»  J«hre  aipd  die  Bodoppr.eiM  im  R.  &.  niclil  gfl^Ufn,  t^Merf 

geti^egen. 

*      20)  Vgl.  Bd.  III  der  gegenv.  Jahrbücher  S.  312. 

21)  Recfanusgabschlaas  der  Gesellschaft  zu  gegenfeitiger  HagcUcbSdenTergutung 
in  Leipzig  pro  1864  (Loipz.  Zeitung  1866  Nr.  38  y.  14.  Febr.) : 


1831-35 
1836-40 
1841--46 
1846-60 
1861-65 


Bei  Rilterg. 

9,16 

9,97 
10,62 
11,67 
12,37 
18,96 


Stadt-  und 
liondg. 

\    6,67 

7,05 

7,96 

8,92 

10,05 

21,29 


Walzenden 
Gryndst. 

9,79 
10,50 
11,14 
11,72 
13,25 
14,68 


Beaitiungen  mit 

industriellen 

Etablissements. 

8,30 

.  10,42 

10,36 

11,88 

13,16 

16j03 
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Die  ViehvereiöheruDgsbank  ftr  DentscMand  in  Berlin  vertritt  ihre 
Branche  ohne  hiesige  Concurrenz  und  es  wäre  dem  Verfasser  um  so 
wttaschenswerther  gewesen,  über  den  Stand  ihrer  Geschäftsthätigkeit 
etwas  wenigstens  angeben  zu  können,  als  eine  in  Dresden  für  den 
fraglichen  Zweck  insbesondere  errichtete  „Landwirthschaflliche  Asse- 
curanzbank  für  Deutschland"  1864  bereits,  nach  eingetretener  voll- 
ständiger Insolvenz,  wieder  aufgehoben  werden  musste'^). 

Bemerkenswerth  erscheint  diese  letztere  Thatsache,  nachdem  auch 
aus  dem  benachbarten  Oesterreich  ganz  neuerdings  2')  die  Klage  ver* 
nommen  wurde,  dass  das  so  wichtige  Viehversicherungswesen  noch 
auf  der  tiefsten  Stufe  stehe,  indem  dort  weder  gegen  sporadische 
Viehkrankheiten,  noch  gegen  Viehseuchen  irgend  eine  Assecuraüz 
durchgeführt  sei. 

Vorzugsweise  ist  nur  noch  der 

Sächsischen  Hypothekeüver Sicherungs-Gesellschaft 

in  Dresden 

zu  gedenken,  deren  Geschäfte  auf  Grund  des  mittels  Decrets  vom  12. 
September  1859  genehmigten  Statutes  am  1.  November  desselben 
Jahres  eröffnet  wurden. 

Das  Unternehmen  dieser  Actiengesellschaft  verdient  hier  seinen 
Platz,  nicht  vermöge  seiner  Tendenz  nach  Erweiterung  zu  einer  Hy- 
pothekenbank, für  welche  ihr  bereits  die  Errichtung  einer  Central- 
stelle  zu  Vermittelung  baarer  Hypothekenbeleihungen  und  die  Emis- 
sion zinsbarer  Hypotheken-Schuldscheine  im  Jahre  1862,  ganz  neuer- 
dings auch  die  Eröffnung  einer  Hypothekentilgungs-Kasse  genehmigt 
worden  ist  (denn  der  Umfang  ihres  Geschäftskreises  überhaupt  ist 
keineswegs  dem  Realcredite  der  Landwirthschaft  ausschliesslich  gewid- 
met, überschreitet  auch  die  Grenzen  des  K.  Sachsen),  sondern  vermöge 


Tersicheningsgumme  5|620,10S  Tblr.  Prämieneinnahme  61,300  Thlr.  Reserve- 
fond 19,000  Thlr. 

22)  Gescliäflssland  der  ViehTersicherungsbank  für  Deutschland  in  Berlin ,  Ende 
Februar  1865:  Netto- Versicherungssumme  t^ro  1865,  Ende  Januar  d.  J.  824,673  Thlr. 
üeue  Antrage  im  Februar  123,329  Thlr.  Davon  angenommen  114,417  Thlr.  Be- 
gtand  939»090  Thlr.  f&r  3767  Stack  Pferde,  7088  Stftck  Rindvieh  und  675  Stfick 
Sobweine.  Prämien  1865:  16700  Thlr.,  Reservestand  11,400  Thlr.  Schäden  bit 
Ende  Februar  2400  Thlr. 

Die  Anstalt  versichert  Rindvieh  allein  gegen  Verlust  durch  Seuchen,  Pferde, 
Rindvieh,  Schivetne  und   Ziegen  gegen  Verluste  Oberhaupt. 

23)  Dr.  F.  Neu  mann,  Der  landwirUischaftl.  Credit  in  Oesterreich.  171^,1864. 
IV.  16 
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der  Wichtigkeit  des  ursprünglichen  HypothekeQyersicherangsgeschäftes, 
von  welchem  hier  allein  die  Rede. 

Dasselbe  verzweigt  sich  nach  drei  Hauptrichtungen:  als  Bürg- 
schaft für  den  Hypothekengläubiger  durch  Versicherung  seines  Dar-» 
lehenscapitales,  als  Bürgschaft  der  Zinsen  des  versicherten  Hypothe- 
kencapitales,  deren  haare  und  pünktliche  Auszahlung  die  Gesellschaft 
selbst  übernimmt,  und  als  Bürgschaft  des  durch  Abschätzung  festge- 
stellten Wcrthes  einer  Grundbesitzung  für  Deteriorations-  und  Sub- 
hastations-Fälle  im  Interesse  des  Besitzers. 

Die  Prämie  für  eine  Hypothekenversicherung  beträgt  durchschnitt- 
lich wenig  über  2  pro  mille,  die  der  Zinsenversicherung  1  pro  mille 
und  die  für  Versicherung  eines  Grundstückswerthes  beträgt  bei  einem 
Belaufe  von  1  bis  40  Procent  des  Taxwerthes  Vi»  ^^^  1  bis  50  Pro- 
Cent  Vsi  ^'^^  1  bis  60  Procent  l'/s,  von  1  bis  70  Procent  2  pro  mille. 
Die  Zahlung  dieser  Prämien  wird  von  Jahr  zu  Jahr  praenumerando 
gefordert. 

Dem  Gläubiger  einer  versicherten  Hypothek  ist  in  deil  ersten  zwei 
Jahren  der  Versicherungsdaoer  nicht  ohne  Genehmigung  der  Gesell- 
schaft verstattet,  dem  Schuldner  zu  kündigen;  auch  später  bedarf  es 
hierzu  jedesmal  dieser  Genehmigung,  damit  die  Gesellschaft  nach 
Befinden  des  Falles  in  den  Stand  gesetzt  wird,  einer  Subhastation, 
durch  Uebernahme  der  Forderung  auf  eigne  Rechnung  zu  begegnen. 

Uebrigens  wird  der  Gläubiger,  falls  sein  Schuldner  die  Prämie 
nicht  rechtzeitig  erlegt,  seiner  Ansprüche  darum  nicht  sofort  verlustig^ 
sondern  von  der  Gesellschaft,  unbeschadet  der  ihr  verbleibenden  Ein- 
klagung der  Prämie,  veranlasst,  gegen  seinen  Schuldner  processualisch 
zu  verfahren,  und  sie  verbleibt,  falls  er  dieser  Auiforderung  nachkommt, 
bis  zum  Subhastationstermine  verhaftet,  setzt  also  bis  zur  Beseitigung 
der  Gefahr  ihren  Vertrag  fort. 

Der  Geschäftsbericht  vom  13.  Mai  1864  zählt  an  laufenden  Ver- 
sicherungen bis  31.  December  1863  auf: 

4,791,813  Thlr.20  Ngr.  1  Pf.    Hypothekenveraicherung, 

2,866,756      -      5     -     9    -     Grundstückswerthversicherung, 
949400      -      2     -   —  -     Zinsenversicherung, 

8,607,669  Thlr.  28  Ngr.— Pf.     Summa. 

Auf  die  3498  Policen  dieser  Versicherungssumme  kommen  nicht 
mehr  als  15,  mithin  noch  kein  halbes  Procent  Subhastationsfälle,  bei 
denen  in  13  Fällen  der  Versicherungsbetrag  durch  den  Erlös  über- 
stiegen, in  1  Falle  die  Entschädigungssumme  mit  18  Thlr.  20  Ngr. 
5  Pf.  dem  betreffenden  Gläubiger  baar  berichtigt  und  nur  in  1  Falle 
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das  sabhastirte  GrandstQdc,  für  RechQuiig  der  Gesellschaft  erstanden, 
alsbald  mit  Vortheil  wieder  verkauft  worden  ist.  Inl  Jahre  1862 
hat  die  Gesellschaft  19,  in  den  ersten  beiden  Jahren  ihres  Bestehens 
nur  6  SubhastationsfUle  zu  erfahren  gehabt,  jedoch  ohne  wesentlichen 
Nachtheil. 

Dem  von  irgend  einer  Seite  laut  gewordenen  Vorwurfe  darüber, 
dass  die  Gesellschaft  sich  überhaupt  in  die  Lage  gebracht  habe, 
Subbastationslälle  bestehen  zu  müssen,  ist  in  dem  Berichte  v.  J.  1863 
mit  der  Erwiderung  begegnet,  dass  man  ihn,  wenn  sie  nur  bis  zu  der 
Grenze  gehen  wollte  und  könnte,  wo  ein  Risico  undenkbar  und  un- 
möglich sei ,  mit  B.echt  einhalten  könne ,  dass  eine  Assecuranz  dann 
überflüssig,  die  Yerwerthung  von  Prämien  für  gefahrlose  Fälle  nur 
Gewinnspeculation  sein  würde.  Diese  Erwiderung  erscheint  vollkom- 
men berechtigt.  Im  Gcgentheil  aber,  wenn  bis  jetzt  die  vorgekomme- 
nen Subhastationsfälle  noch  gar  keinen  nennenswerthen  Verlust  zur 
Folge  gehabt  haben,  Hesse  sich  die  Frage  aufwerfen,  ob  wirklich  mit 
der  gerade  hier  so  wünschenswerthen  gemeinnützigen  Liberalität  der 
Aufnahme  der  Versicherungsanträge  verfahren  worden  sei.  Auch  in 
dieser  entgegengesetzten  Bichtung  scheinen  jedoch  die  bisherigen  Ver- 
waltungsgrundsätze der  Gesellschaft  hinlänglich  gerechtfertigt. 

Denn,  abgesehen  davon,  dass  der  verhältnissmässige  Prämienta- 
rif ^)  noch  nicht  erhöht  worden  ist,  die  Abwendung  der  Subhastations- 
Bcbäden  aber  darauf  wesentlich  beruht,  dass  die  Gesellschaft  mehrere 
der  betreffenden  Güter  für  eigne  Rechnung  erstanden,  meliorirt  und 
dann,  bezüglich  mit  Vortheil  wieder  verkauft  hat,  so  zeugen  ihre  bis- 
herigen Abschlüsse  gerade  von  dem  Maasse  in  der  Handhabung  des 
Unternehmens,  wie  es,  ohne  den  Cours-Werth  der  Actien,  hinfulglich 
auch  den  Credit  der  zu  emittirenden  Hypothekenschuldscheine  und  des 
Ganzen  überhaupt  zu  beeinträchtigen,  füglich  nicht  hat  überschritten 
werden  können,  ganz  besonders  wenn  man  dabei  erwägt,  dass  für 
jetzt  noch  die  Heranbildung  eines  nachhaltigen  Reservefonds  mit  der 
strengsten  Sorgfalt  erstrebt  werden  muss. 

Die  Zahl  der  am  Schlüsse  des  Jahres  1863  laufenden  Versiche- 
rungen ist  bereits  angegeben  worden.  So  sehr  es  für  gegenwärtige 
Notizen  auch  von  Interesse  sein  würde,  zu  bemerken,  welcher  Antheil 
an  jener  Summe  auf  den  agrarischen  Besitz  und  zwar  auf  den  des  In- 
landes kommt,  80  muss  doch  hierauf  einstweilen  noch  verzichtet  werden, 


24)  Die  Primie  4er  preuss.^  H.  V.  6.  zu  Berlin  wird  nach  H$he  von  3Ve  pro 
mille  durchsehnilUich  «nd  tvrtr  auf  6  Jabre  praenum.  erbeben. 

16* 
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da  eingehende  statistische  Auseinaaderstellangen  eist  fOr  spätere  Zeit 
versprochen  sind. 

Aus  den  RechnungsabschlOssen  der  Gesellschaft  ergiebt  sich  in 
Zahlen  Folgendes  über  den  Stand  und  die  fortschreitende  Zunahme 
ihrer  Geschäfte: 

Prä  ihiene  in  nähme.  Bruttogewinn. 

1860:    12,394  Thlr.    9  Ngr.  9  Pf.  11,033  Thlr  15  Ngr.  6  Pf. 

1861:    14,674      -     13    -      9    -  13,144     -       25    -      8    - 

1862:    16,924      -       9    -      6    -  16,506     -       29    -      2    - 

1863:    23,830      -       8     -    —  -  21,145      -      24    -      7    - 

Der  letztjährige  Bruttogewinn  hat,  nach  Abzug  der  Beiträge  fOr 
die  verschiedenen  Beservefonds,  femer  der  Tantiemen  und  Gratificatio- 
nen,  5V2  Procent  als  Dividende  und  Superdividende  für  di'e  Actior 
närs  übrig  gelassen.  Dieses  Verhältniss  des  Gewinnes  zum  Gescbäfts- 
umfange  ist  geeignet,  die  Versicherten  wie  die  Versicherer  beiderseits 
zufrieden  zu  stellen,  und  verstehen  es  die  Leiter  und  Vertreter  des 
Unternehmens,  zu  Gunsten  zunehmender  Gemeinnützigkeit  und  Sicher- 
heit desselben  die  mögliche  Steigerung  des  Gewinnes  in  billigen  Schran- 
ken zu  halten,  so  wird  die  öffentliche  Meinung  von  dem  Anfangs 
nicht  verhehlten  Zweifel  hoffentlich  zur  Ai^erkenoung  übergehen. 

Auch  das  Interesse  der  Landwirthscjiaft  ist  an  diesem  Erfolge 
nicht  unwesentlich  betheiligt  ^  unmittelbar  sowohl  als  mittelbar,  Letz- 
teres darum,  weil  eine  gut  fundirte,  gemeinnützig  wirkende  Hypothe-^ 
kenversicherungs-Anstalt ,  anstatt  den  unmittelbaren  Bealcreditinstitu- 
ten  nachtheiligo  Goncurrenz  zu  machen,  denselben  im  Gegentbeil  als 
Bückversicherungs-Instanz  einen  solchen  Anhalt  bietet,  welcher  am 
Besten  geeignet  ist,  durch  erhöhten  Bealcredit,  namentlich  auch  als 
ausschliessende  Bürgschaft  für  einzelne  Vorschüsse ,  aufreibende  An- 
strengungen des  s.  g.  Personalcredites  der  lAndwirthschaft  entbehr- 
lich zu  machen. 


vin. 

Die  Ablösung  bäuerlicher  Lasten  und  die  Wirk- 
samkeit der  Bentenbanken  in  Thüringen. 

Hitthfilimi;  des  statistischen  Bureaus  yereinif^ter  lliftriD|;;scher  Staaten. 

Aas  den  Zeiten  des  Feudalstaats  und  der  mittelalterlichen  Na- 
taralwirthschaft  hatten  sich  auch  in  Thüringen  eine  Reihe  von 
Beallasten  theils  Staats-,  theils  privatrechtlicher  Natur  in  die  moderne 
ökonomische  Entwickelung  vererbt.  Dieselben  beruhten  entweder  auf 
dem  Staats-,  Gemeinde-  und  Parochial-  oder  auf  dem  guts-  und 
schutzherrlich'en  Verbände  und  bestanden  theils  in  solchen  Prästationen, 
die  beim  Eintritt  gewisser  Ereignisse  zu  zahlen  waren,  z.  B.  das  Lehn* 
geld  oder  die  Lehnwaare  (laudemium),  eine  beim  Uebergang  des  Pflich- 
tigen, unter  Umständen  auch  des  berechtigten  Grundstücks  aus  einer 
Hand  in  die  andere  zu  erlegende  Abgabe,  oder  das  Besthaupt,  ein  Stück 
Vieh,  welches  der  Gutsherr  namentlich  beim  Tode  eines  Bauern  aus 
dessen  Nachlass  in  Anspruch  nehmen  konnte,  theils  in  periodisch  wie- 
derkehrenden Leistungen,  Frohnen,  Zehnten  .  und  Gült^  oder  Grund- 
zinsen. Daneben  existirten  noch  die  verschiedenartigsten  Servituten, 
namentlich  aber  sehr  ausgedehnte  Weideberechtigungen. 

Bekanntlich  ging  in  Deutschland  die  Ablösung  der  Grundlasten 
nicht  so  rasch  und  mit  einem  Schlage  vor  sich  wie  in  Frankreich.  Hatten 
auch  die  preussischen  Edicte  von  1807  und  1811  einen  dankenswerthen 
Anfang  gemacht,  so  bedurfte  es  doch  in  den  meisten  Staaten  erst  der 
politischen  Stürme  der  dreissiger  und  vierziger  Jahre,  um  eine  voll- 
kommene Freiheit  des  Grundbesitzes  herbeizuführen.  So  auch  in  Thü- 
ringen. 

Den  Anfang  der  thüringischen  Ablösungsgesetzgebung  machen  zwei 
weimarische  Gesetze  über  die  Zwangsgesindedienste   sowie  der  Hand- 
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und  Spannfrohnen  aus  dem  Jahre  1821  ^).  Auf  Weimar  folgte  zunächst 
Altenburg.  Schon  das  Grundgesetz  vom  29.  April  1831*)  hatte  die 
Befreiung  des  Grundbesitzes  von  allen  Lasten,  die  aus  dem  Staats-,  Ge- 
meinde-, Parochial-  und  Schul  verbände  herrührenden  allein  ausgenom- 
men, versprochen.  Es  erschienen  nun  zunächst  unterm  23.  Mai  1837 
zwei  Gesetze  über  die  Ablösung  der  Frohndienste,  gewisser  Grundstücks- 
dienstbarkeiten  ^)  und  einiger  Arten  des  Lehngddes^),  deren  Bestim- 
mungen im  Jahre  1849  auch  auf  die  übrigen  Arten  des  Lehngeldes, 
andere  Realservituten ,  Grundzinsen  und  Zehnten  ausgedehnt  wurden '). 
Im  Jahre  1851  erfolgte  die  Aufhebung  des  Lehnsverbandes  ^)  und  1858 
die  einer  Reihe  von  Zwangsrechten  ^).  Zum  Theil  noch  früher  und  durch- 
gehends  nicht  viel  später  als  in  Altenburg  hatte  man  in  den  reussiachea 
Fürstenthümem  Hand  an's  Werk  gelegt.  In  Lobenstein  -  Ebersdorf 
wurde  am  22.  März  1836  ein  Gesetz  über  Ablösung  der  Frohnen,  Hu- 
tungsbefugnisse und  Naturalabgaben  und  in  Gera  am  28.  März  1838  ein 
gleiches  über  Ablösungen  und  Gemeinheitstheilungen  promulgirt ;  hierzu 
kamen  im  Fürsenthum  Schleiz  in  den  vierziger  Jahren  verschiedene 
Bestimmungen:  am  27.  December  1842  über  Triftablösungen  und  Ge- 
meinheitstheilungen, am  18.  Februar  1843  über  das  Verfahren  bei 
vertragsmässiger  Ablösung  von  Frohndiensten ,  Zehnten,  Naturalzinsen 
und  Frohngeldpflichtigkeit ,  am  17.  Juli  1845  über  die  Ablösung  der 
Bethe-  und  Klauensteuer.  Nach  Vereinigung  der  verschiedenen  Terri- 
torien zu  dem  einen  Fürstenthum  Reuss  j.  L.  suchte  man  auch  für  Ab- 
lösungen allgemein  gültige  Bestimmungen  aufzustellen  und  durch  das 
Gesetz  vom  15.  Januar  1858  über  Durchführung  der  AUösungen  und 
Gemeinheitstheilungen  in  allen  Landestheilen  ^)  wurden  die  Bestim- 
mungen, welche  1838  für  Gera  gegeben  waren ,  auch  auf  Schleiz  und 
Lobenstein -Ebersdorf  ausgedehnt. 

Im  Herzogthum  Meiningen  nahm  man  die  Ablösungsange- 
legenheit im  Jahre  1846  in  Angriff;   es  erschien  zun&chst  das  Gesetz 


1)  F.  V.  Göokel,  Sammlung  Grossherzogl.  Sachsen  -  Weimar  -  Eisenachif  eher 
Gesetze,  Verordnungen  und  Circularbefehle  in  chronologischer  Ordnung.  Bd.  II.  Abth, 
2  S.  766  ff.  844  ff. 

2)  Geselzsammlnng  Ton  1831  S.  71  ff. 

3)  Gesetzsammlung  S.  163  ff. 

4)  Ebendas.  S.  220  ff. 

6)  Gesetze  vom  17.  Jan.,  16.  Febr.  und  6.  Aagust  1849.  Gesetuamml.  S.  16ff<, 
37  ff.,  215  ff. 

6)  Gesetz  rom  1.  April  1851.    Gesefzsamml.  S.  23  ff. 

7)  Gesetz  Tom  16.  März  1856.    Gesetzsamml.  S.  28  ff. 

8)  Gesetzsamml.  für  Renss  ].  L.    Bd.  XII.  S.  1  ff. 
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vom  28.  März  d.  J.*),  das  später,  unterm  6.  Juni  1848  und  5.  Mai 
1850^®),  nicht  unbedeutende  Modificationen  und  £i-weiterungen  erfuhr. 

Unterdessen  war  man  auch  in  Weimar  nicht  unthätig  gewesen.  Die 
Regierung  hatte  im  Jahre  1832  den  Ständen  den  Entwurf  eines  allge-* 
meinen  Ablösungsgesetzes  vorgelegt  und  mit  Berücksichtigung  der  gegen 
denselben  vorgebrahten  Erinnerungen  die  Vorlage  im  Jahre  1838  er- 
neuem lassen.  Die  Ausgleichung  der  Interessnn  der  Berechtigten 
und  Verpflichteten  machte  aber  so  viel  Schwierigkeiten,  dass  eine  so- 
fortige Erledigung  des  Gegenstandes  nicht  möglich  war.  Erst  in  der 
Propositionsschrift  vom  21.  Februar  1847  wurde  ein  neues  ausführ- 
liches Ablösungsgesetz  vorgelegt,  von  den  Ständen  ang^ommen  und 
am  3.  Juni  1848  publicirt^^. 

Im  folgenden  Jahre  (1849)  wurde  unterm  25.  Januar^*)  auch  in 
Coburg  ein  Ablösungsgesetz  erlassen,  das  zwei  Jahre  später,  am  21.  Dec. 
1851^'),  eine  Reihe  von  Erweiterungen  und  Abänderungen  erfuhr. 

Im  Fürstenthum  Schwarzburg-Rudolstadt  war  man  ebenfalls 
im  Jahre  1849  zur  Promulgation  zweier  Ablösungsgesetze  geschritten,  die 
beide  unterm  27.  April  veröffentlicht  wurden  und  von  denen  sich  das 
erste  auf  Frohnen,  Lehnen  und  Zinsen,  das  zweite  auf  Triften  bezog  ^^). 
In  Wirksamkeit  traten  dieselben  jedoch  erst  mit  der  Ausführungsver- 
ordnung vom  6.  Mai  1850'^)  und  letzteres  erlitt  im  Jahre  1856  durch 
die  Gesetze  vom  11.  Januar  und  die  dazu  gehörige  Ausführungsverord- 
nung nicht  unbedeutende  Modificationen^^). 

Im  Jahre  1850  wurde  auch  im  Fürstenthum  Schwarzburg- 
Bondershausen  eine  Reihe  von  Gesetzen,  die  auf  die  Ablösung  Be- 
zug hatten,  erlassen:  so  unterm  8.  April  über  die  Ablösung  der  Real- 
lasten *^,  unterm  9.  April  über  die  Ablösung  der  Weiderechte  *•) ,  un- 
term 22.  April  über  das  Verfahren  in  Ablösungssachen  ^^)  und  unterm 


9)  Oefetiiamml.  des  Hendf^hami  Sachsen  Meiningen  Bl.  Till.  8.  107  iL 

10)  Ebendifl.  Bd.  IX.  S.  106  uod  Bd.  X.    S.  27  ff. 

11)  Weimar.  RtgitrungtbUtt  p.  1348  S.  So  ff. 

12)  Neue  Coburger  Gesetzsamml.  Bd.  II.  S.  719  ff. 

13)  Ebendag.  Bd.  III.  S.  93  ff. 

14)  Geaetzsamml.  f&r  daa  FAratenthum  Schwanborg-Rudolatadt  TOn  1849  S.  97  ff. 
und  114  ff. 

15)  Ebendat.  1850  8.  895  ff. 

16)  Ebendat.  1856  S.  5  ff.  und  S.  48  ff. 

17)  Bit  agrarischen  Gesetze  des  Ffirstenibum^  8chwarBburg-8onderibauaen  Bd.  L 
S.  66  ft  (Geietsstmml.  8.  295  ffl). 

18)  Ebendu.  8.  96  ffg[OesetfSttttBil.  8.  821  ff.). 

19)  Bbendas.  8.  107  ff.  (GetetttamBiL  8.  438  WX 
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6.  Mai  eine  AuafOhrangsverordnung  za  sämintlichen  auf.  das  AblSsongs- 
wesen  bezüglichen  Gesetzen'*^). 

Am  spätesten,  nämlich  erst  am  5.  November  1853  '^),  kam  Gotha  zu 
einem  Ablösungsgesetz,  das  übrigens,  abgesehen  von  einer  Zosatzbe- 
stimmung  vom  11  Dec.  1854'^)  unverändert  in  Kraft  geblieben  ist 

Auf  Gmnd  vorgedachter  gesetzlicher  Bestimmongen  sind  nun  die 
Ablösungen  in  Thüringen  vor  sich  gegangen  und  2war  je  in  den  ver* 
schiedenen  Ländern  mit  mehr  oder  weniger  £rfolg,  im  Ganzen  aber 
doch  ziemlich  rasch  fortgeschritten.  Die  Resultate  dieses  Processes  dar- 
zustellen, ist  der  Zweck  vorliegender  Abhandlung.  Vorher  ist  es  aber 
nöthig,  einen  Ueberblick  über  die  Bestimmungen  der  thüringischen  Ab- 
löäungsgeset2e  zu  geben.  Daran  schliesst  sich  die  Schilderung  der  Re- 
sultate des  Ablösungsverfahrens  und  zum  Schluss  ist  zu  untersuchen, 
in  wie  fern  die  vom  Staate  gewährte  Beihülfe,  namentlich  die  errich- 
teten Bentenbanken  und  Ablösungskassen,  auf  die  Ablösungen  einge- 
wirkt haben. 

Hiernach  ergeben  sich  für  die  Eintheilung  unseres  Stoffes  drei  Ab- 
schnitte: ' 

1.  die  thüringische  Ablösungsgesetzgebung, 

2.  die  Resultate  der  Ablösungen , 

3.  die  Ablösungskassen  und  Rentenbanken. 

L    Die  thüringische  AblOsongsgesetzgebnng. 

lieber  die  Ablösbarkeit  der  auf  dem  Grund  und  Boden  haftenden 
Lasten  drücken  sich  die  betreffenden  Gesetze  entweder  ganz  allgemein 
aus  oder  sie  bestimmen  speciell  die  einzelnen  Arten  derselben,  welche 
der  Ablösung  unterliegen.  Ersteres  geschieht  in  Gotha,  Sondershausen 
und  in  gewisser  Beziehung  in  (Coburg. 

Das  gothaische  Gesetz  vom  5.  November  1853  sagt  §.26: 
»Der  Ablösung  nach  den  Vorschriften  dieses  Qesetzabschnittea  unter- 
liegen : 
1)  die  unter  verschiedenem  Namen  vorkommenden ,  auf  Grund  und 
Boden,  oder  Gerechtigkeiten  haftenden  Abgaben  und  Leistungen 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  aus  dem  gerichts-,  guts-  und  schutz- 
herrlichen Verbände,  aus  der  grundherrlichen  Polizei  oder  aus 
einem  sonstigen  Verhältnisse  herrühren,   namentlich  die  als*  Zins, 


20)  Ebendas.  S.  129  ff.  (Gesetzsamml.  S.  499  ff)* 

2t)  Gesetzgammlung  für  daa  Herz.  Gotha  Bd.  VIII.  S.  515  ff. 

22)  Ebendas.  Bd.  IX.  S.  131  ff. 
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Erbzins,  Sadcsehnten ,  Bealgeschofis  u.  s.  w.  vorkommenden  Geld- 
und  Naturalabgaben,  das  höbe  Lehngeld  und  niedere  s.  g.  Items« 
lehngeld, 
2)  die  Gemeinden  und  Corporationen  obliegenden  beständigen  Ab- 
gaben und  Leistungen  j  insofern  solche  nicht  aus  einem  der  in 
§.  35  der  Grundrechte  des  deutschen  Volks  aufgeführten  Verbält- 
nisse herrühren.« 

Für  Sondershansm  bestimmt  das  Gesetz  vom  8.  April  1650  §.  1, 
^nachdem  schon  früher  die  Möglichkeit  der  Ablösung  von  Frohnen  und 
Dienstgeldern  ausgesprochen  war^'): 

»Der  Ablösung  unterliegen  alle  ReaUasten  mit  alleiniger  Ausnahme: 

1)  derjenigen,  welche  die  Natur  von  Staatslasten  haben, 

2)  der  aus  dem  Gemeinde^ ,  Kirchen-  Jind  Schul  verbände  entspringen* 
den  Leistui^en,  insofern  sie  nicht  in  Zehnten  oder  sonstigen 
steigenden  oder  fallenden  Naturalal^aben  bestehen, 

3)  der  auf  Alimentationsverträgen  beruhenden  Leistungen.« 

Das  coburger  Gesetz  vom  25.  Januar  1849  erklärt  im  §.  1  neben 
einer  Reihe  von  ausdrücklich  aufgeführten  Lasten  schliesslich  unter 
Nr.  7  alle  übrigen  auf  Grund  und  Boden  haftenden  Abgaben  und 
Leistungen  für  ablösbar. 

In  den  Gesetzen  der  übrigen  Staaten  sind  die  einzelnen  Lasten 
speciell  bezeichnet  und  namentlich  folgende  als  der  AUOsung  unter- 
liegend aufgeführt: 

A*    Reallasten. 

1)  Frohnen  aller  Art»*), 

2)  Grundrenten,  d.  h.  ständige  Abgaben,  sie  n^ea  in  Naturalien 
oder  Gelde  zu  entrichten  sein '^), 

.  3)  Zehnten'*), 

23)  OeseU  Tooi  28.  Mirz  1848,  die  Abldenngen  der  Frehnea  und  Dienslgelder 
beireffend,  §  1.    Oesetziammlttiig  S.  31. 

24)  'Weimar.  Oet.  vem  3.  Jani  1848  %.  2  Nr.  4.  Allb.  Ges.  Tom  23.  AUi  1837 
$.47  und  Oeseto  vem  16.  Febr.  1849  g.  2  e.  Heia.  Oes.  Tom  23.  Mai  1846  $.  i 
ür.  2  und  GeseU  ?om  S.  Mai  1850  $.2  Nr.  4.  Ges.  vom  23.  Min  1838  far  das  FQr- 
fleaUium  Gera  f.  1  Nr.  1.  RMdelaUdler  Ges.  vom  27,  April  184^  $,  4  Nr.  1.  Ce- 
burger  Gea.  vom  25.  Januar  1849  $.  1  Nr.  1« 

25)  Weim.  Gea.  a.  a.  0.  Nr.  L  Ali.  Gea.  vom  16.  Febr.  1849  §.  2.  b.  Mein. 
Gea«  vom  23.  Min.  1846  $.3  (aar  bei  defioiUver  lieber einatimmung  beider  Theiie),  Geg. 
vem  6.  Juni  1848 ,  $.  1  und  Gea.  vom  5.  Mai  1851  $.  2  Nr.  3.  (auch  auf  einaeitigo 
Proveeation).  GeaeU  lur  Gera  a.  a.  0.  Nr.  2.  Rudolat.  Gea*  a.  a.  0.  Nr.  4.  Ceb. 
Gee.  a.  a.  0.  Nr.  8. 

26)  Veimar.  Gea.  a.  a.  0.  Nr.  2.  Altenb.  Gea.  vom  6.  Aug.  1849  §.  1.  Mein. 
Ges.  vom  23.  Blärz  1846  §.1  Nr.  1  und  Gea.  vem  5.  Mai  1856  a.  a.  0.    Nr.  1. 
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4)  Gelder,  die  bei  SigenttuunsyerinderimgeQ  yon  Immobilien  za 
prästiren  sind  (Lehngeld,  Lehnwftare,  Handlohn,  laudemium)'^). 

B.    Servituten. 

5)  Trift-  und  Hutungsbefugnisse,  in  den  meisten  Staaten'^)  ganz 
allgemein,  in  anderen  nur  fttr  gewisse  Arten  von  Vieh.  Das  rudol- 
stidter  Gesetz  über  Abl&sung  der  Triften  vom  27.  April  1849  §.  1 
spricht  nur  von  Schaf-,  Bindvieh-,  Schwein-  und  G&nsehaten,  das  co- 
burger  vom  25.  Januar  1849  (a.  a.  0.  Nr.  4)  erw&hnt  lediglich  Schaf- 
huten  '•),  *  ^ 

6)  Waldberechtigungen,  z.B.  das Beholzungsrecht,  Befugnisse 
zum  Leseholzsammeln ,  soweit  sie  über  das  den  Armen  gewährte  Holz- 
lesen hinausgehen,  zum  Stockroden,  Harzreissen  und  Streuholen,  das 
Recht,  der  Grasnutzung,  die  Mastgerechtigkeit  in  Weimar,  Altenburg, 
Gotha,  Schwarzburg -Rudolstadt  und  Sondershausen '°), 

7)  die  Berechtigung  zum  Gras-,  Schilf-  und  Basenholen  auf  frem- 
den Grundstacken  in  Weimar  uai  Altenburg,  zum  Grasen,  Aehren- 


Ges.  für  Gera  •.  a.  0.  Nr.  3.    Rudolstädter  Gei.  a.  a.  0.  Nr.  6.    Coburger  Gea.  a. 
a.  0.  Nr.  2. 

27)  Walm.  Ges.  a.  a.  0.  Nr.  3.  Hein.  Gea.  vom  23.  Mfin  1816  a.  t.  0.  Nr.  S 
«nd  Gaa.  vom  6.  Mai  185Q  a.  a.  0.  Nr.  2.  Crea.  fQr  Gera  a.  a.  0.  Nr.  4.  Rudolat 
Gea.  a.  a.  0.  Nr.  2  u.  3.  Coburg.  Gea.  a.  a.  0.  Nr.  6.  Nach  deoi  AUeob.  Geaeti 
Tom  23.  Mai  1837  ikber  Ablöaung  gewisser  Arten  des  Lehngeidea,  aolUe  der  Ablösung 
unterliegen : 

1)  dag  in  einigen  Gegenden  dea  He^iogthuans  bestehende,  mehr  als  6%  betra- 
gende Lebngeld  hinsichtlich  dieses  Mebrbeiraga, 

2)  daa  8.  g.  Gesammt-und  Sterbelehttgeld|'inaofem  aa  nach  Procanten  dea  Wer- 
thea  dea  au  Terlehnenden  GrundslQcks  berechnet  wird, 

3)  dasjenige,  welches  in  einer  bei  jedem  Erbfall  gleichen  Abgabe  Tom  ganien 
Gntscomplex  oder  von  jedem  Erben  entrichtet  wird.  Nach  Ges.  Tom  17.  Jan.  1849 
f.  1  wird  kOnftlg  Lehogcld  nicht  mehr  beiablt ;  ea  ist  binnen  10  Jahren  abaulSacn, 
sonst  erliachi  «a^ton  ^eTtTsl. 

28)  Weimar.  Ges.  a.  a.  0.  Nr.  6.  AUenb.  Gea.  vom  33.  Mai  37  f.  78  a.  Mai- 
filbl^t  Gesett  TOm  28.  Mai  1850  a.  a  0.  Nr.  6.    Geaeta  fftr  Gera  a.  a.  0.    Nr.  5. 

29)  Die  RindTi«h-,  Schweine-,  Ziegen-  und  GSnsehutea  im  Heriogthum  Coburg 
«ind  nSmlich  nach  den  Bestimmungen  dea  $.  61  des  ciiirten  Gesetzes  ala  AuaOoai 
des  Eigenthumsrechtes  des  Grundbesilsers  su  betrachten  und  können  ala  Chimdlaal 
•dar  Serritut  ferner  nicht  malir  auagefibt  werden. 

30)  Weim.  Gea. a.a.O.  Nr.  6  und  Nachtrag  t.  8.  Oct.  1869  $.  1,  bei  t.  Gdckal 
a.  a.  0.  Bd.  XIII.  773.  Altonb.  Gea.  Tom  23.  Mai  1837  $.  78b  und  Tom  16.  Febr. 
1849  $.  2e.  Golh.  Gesati  a.  a.  0.  Nr.  2.  RndaiatidUr  Ota.  vom  7.  Jan.  1868  %. 
48  Nr.  6.  Sondershiuser  Ges.  vom  2.  April  1864  betreffend  die  Abl6aung  von  Sarvi* 
tntan,  Gemoinheitalhattungan  und  Snaarnmänlaguttg  Ton  Grundatdehmi  (Agraifasalid 
Bd.  I.  8.  264,  Gaaotaaamml  8.  168)  S-  19  Nr.  4  und  f.  86. 
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lesen  uBd  Btoppelbarken  in  SchwarEbarg-Budolstadt  und  Sonders- 

hausen '0» 

8)  die  Berechtigung,  Sand,  Lehm,  Eies,  Thon  und  andere  Erd- 
art» auf  einem  fremden  GrundstOek  graben  zu  dürfen,  in  denselbra 
Staaten"*), 

9)  die  Berechtigung,  fremde  Steinlager  zu  benutzen,  in  Weimar, 
Altenbttrg  und  Sondersbausen '*), 

10)  das  Becht,  das  Vorbalten  von  Samenvieh  Ton  dritten  Personen 
-verlangen  zu  können,  in  Altenburg  und  Rudolstadt"), 

11)  aUe  Baumpflanzungs  -  und  Baumnutzung^echte  auf  fremden, 
nicht  mit  Forstqualität  behafteten  Grundstücken  mit  Ausnahme  d^ 
einzelnen  Gemeinden  eingeräupaten  Befugniss  zum  Bepflanzen  der 
Chausseen,  in  Sondershausen  und  Rudolstadt'*), 

12)  das  Redit,  die  Milch-  und  Pferchnutzung  von  dritten  Personen 
gehörigen  Schafen  beanspruchen  zu  können,  in  Rudolstadt'^). 

Die  Ablösbarksit  ist  regelmässig  nicht  ausgedehnt  auf  solche  Lasten, 
die  aus  dem  Staats-,  Gemeinde-,  Parochial-  und  Schulverbande  her- 
rühren, in  Gotha,  Beuss  j.  L.  überhaupt  nicht  auf  die  den  Kirdien, 
Schulen  und  milden  Stiftung^  zustehenden  Gerechtigkeiten  mit  Aua^ 
nähme  des  Lehngeldes '^),  ferner  nicht  auf  die  mit  dem  Salinen-,  Berg- 
oder anderen  Regalien  zusammenhängendai  Leistungen'^).  Einige 
Staaten  haben  auch  urkundlich  b^^^dete  Erbpachts-  und  Lassgüter- 
verhältnisse ausgenommen,  so  Weimar,  Gotha,  Altenburg  und  Rudol- 
stadt'^),  während  das  sondershäuser  Gesetz  vom  8.  April  1850  §.  89 
verordnet:  dass  Grundstücke,  die  in  Erbpacht  gegeben  sind,  durch 
Ablösung  des  Erbpacbtscanon  sowie  der  etwaigen  anderen  Leistungen, 


31)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  Nr.  7.  AltenK.  Ges.  vom  23.  Mai  1837  $.  78  c  Ra« 
delatidter  Geg.  a.  a.  0.  Nr.  6.    Sonderab.  Gea.  a.  a.  0.  §.  18  Nr.  8. 

31a)  Weim.  Gea,  a.  a.  0.  Nr.  8,  altenb.  Ges.  vom  16.  Febmar  1848  $,  2  c, 
rudolst.  Ges.  a.  a.  0.  Nr.  1 ,  sondersbSuB.  Gts.  a.  a.  0.  Nr.  L 

32)  Weim.  €rea.  a.  a.  0.  Nr.  10,  altenb.  und  aondersbina.  Ges.  a.  a.  0. 

33)  Altenb.  Ges.  a.  a.  0.  d.,  rudolst  a.  a.  0.  Nr.  3. 

84)  Seaderahias.  Ges.  a.  a.  0.  Nr.  2,  rvdaht.  a.  a.  0.  Nr.  %, 

35)  Rudolst.  Ges.  a.  a.  0.  Nr.  4. ' 

36)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.3,  gotb.  a.  a.  0.  $.27,  altenb.  Gas.  vom  23.  Mai 
1837  §.  48  and  Tom  16.  Februar  1849  $:  2,  mein.  Gea.  vom  4.  Mal  1850  $.  9^ 
Coburg.  Ges.  a.  a.  0.  $.2,  rndolat.  Gea.  vom  27.  April  1848  f.  4,  aonderahina. 
Ges.  Tom  8.  April  1850  §.  1 ,  Ges.  fikr  Gera  von  1836  $.  3. 

37)  Weim.,  gotb.,  mein.,  rudolst  und  altenb.  Ctoa^  a.  a.  G. 

38)  Wa{m.,  gotb.  nnd  mdolal.  Ges.  a.  a.  0.,  altenb.  Ges.  Tan  1.  April  1861, 
über  Aufbebung  des  Lebnsrerbandes  $.  15. 
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welche  der  Erbpachter  dem  Erbverpacbt^  za  e&triditen  hat,  freies 
Eigenthum  des  ersteren  werden. 

Ohne  Entschädigung  sind  aufgehoben:  alle  auf  dem  gute-  und 
sdiutzherrliohen  Verbände  beruhenden  persönlichen  Abgaben  und  Lei- 
stungen, wozu  namentlich  die  Jagdfrohnen  **) ,  die  Vei*pflichtung  der 
Oerichtsunterthanen  zum  Bewachen  der  Rittersitze  ^)  und  die  Yor- 
miethe-  und  Zwangsgesindedienstpflicht*')  gehören,  gewisse  dem  Hofe 
zu  prästirende  Leistungen  **),*  und  einzelne  Arten  des  Lehngeldes*'), 
in  Gotha  ausserdem  alle  Arten  von  Frohndiensten,  ingleichen  die  Frobn- 
und  Dienstgelder  mit  Ausnahme  der  Reihedienste  für  Staats-,  Eirchen- 
und  Gemeindezwecke**). 

In  einigen  Ländern  ist  eine  Prädusivfrist  für  Anmeldung  der  Pro- 
Yocation  festgesetzt,  nach  deren  Ablauf  die  nicht  abgelösten  Lasten 
erloschen  sein  sgllen,  so  in  Altenburg  bei  den  durch  die  Gesetze  vom 
17.  Januar,  16.  Februar,  12.  Juni  und  6.  August  1849  fdr  ablösbar: 
erklärten  Lasten,  in  Gotha  und  Meiningen *^)  10  Jahre,  doch  ist  in 
Meiningen  die  Frist  durch  Gesetz  vom  11.  Juni  1859**)  um  3  und 
durch  Gesetz  vom  18.  Juni  1862^^)  wieder  um  3  Jahre  verlängert, 
durch  letzteres  ausserdem  bestimmt  worden,  dass  dieselbe  für  juristische 
Personen  keine  Bedeutung  habe.  In  Coburg  sollte  das  ganze  Ablösung»- 
geschäft  am  31.  December  1860  beendigt  sein,  nur  fbr  Ablösung  von 
Bau-  und  Brennholzabgaben  wurde  eine  30jährige  Provocationszeit  ge- 
stattet*«). 

Die  Ablösung  kann  in  Folge  freiwilliger  Uebereinkunft  und  auf 


88)  Weim.  GeB.  a.  a.  0.  Nr.  7,  aUenb.  Gea.  vom  iS.Febroar  1849  $.1  Abt.  8» 
nain.  Gea.  foin  6.  Juni  1848  $.  1  d.  und  vom  5.  Maf  1850  §.  i  Nr.  2— 11,  aon- 
dariliäua.  Patent  vom  14.  März  1848  jub  Nr.  9  (Geselzaamml.  S.  15)  und  Raacript 
▼OBi  20.  ej.  (GaaeUaamml.  S.  20,  AgrargeseUa  Bd«  I  S.  37),  coburg.  Gaa.  vom 
25.  Januar  1849  $^1. 

40)  Weim.  Gea.  a.  a.  0.,  altanb.  Gaa.  vom  23.  Mai  1837  $.  49  b. 

41)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.,  altenb.  G^s.  a.  a.  0. 

42)  AUenb.  Gea.  vom  16.  Februar  1849  §.  10  und  mein.  Ges.  vom  6.  Juni  1848 
$.  1.  a— -c. 

43)  Sondersblua,  Verordnung  vom  28.  Mirz  1848  §.  1  (Agrargeaetzgeb.  Bd.  I 
S.  28,  Geaetzaamml.  S.  33),  rudolst.  Gea.  vom  27.  AprU  1849  §.  2  Nr.  2  und 
ttain.  vom  6.  Mai  1850  $.  1. 

44)  Gea.  vom  20.  Oclaber  1848  $.  2» 

45)  Goih.  Gea.  a«  a.  0.  $.  25  und  mein.  Gea.  a.  a.  0.  %.  9. 

46)  Geaelzsamml  Bd.  XIV  S.  69. 

47)  Geaetzaamml.  Bd.  XV  S.  107. 

48)  Gea.'  vom  24.  Januar  1849  $.  10  und  Gaa.  vom  21.  December  1860  I.,  Nach- 
trag zum  Abldaungagaaetz  vom  24.  Januar  1849  $.  3. 
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^iiseitigesi  Antrag  dnes  Befheiltgten  (Provocation)  geschdien.  Letetere 
mäss  sich  der  Provocirte  unbedingt  gefallen  lassen;  nur  wo  bei  Servi- 
tuten nachweislich  der  Nahrangs-  oder  Wirthscbaftsstand  des  Berech- 
tigten unter  der  Aufhebung  leiden  wfirdd,  kann  diesdbe  nach  den 
Gesetzen  verschiedener.  Staaten  unterbleiben  oder  aufgeschoben  wer^ 
den«). 

Zur  Provocationberechtigt  sind: 

1)  in  Altenburg,  Meiningen,  Coburg,  Rudolstadt  und  Reuss  bdde 
Theile  in  gleidier  Weise  *•), 

2)  in  Sondershaus^n  ebenfalls  beide  Theile,  jedoch  dann,  wenn 
Jemandem  ohne  Rttcksicht  auf  das  Vorhandensein  eines  herrschenden 
Grundstücks  und  ohne  Beschränkung  auf  die  Lebenszeit  einer  Person 
eine  Weideservitut  bestellt  ist;  also  z.  B.  bei  den  einer  Innung  zu- 
stehenden Weiderechteu ,  nur  der  Verpiiehtete*'), 

3)  in  Gotha  hinsichtlich  der  Befiigniss  zum  Harzreissen  lediglich 
der  Verpflichtete ,  sonst  auch  der  Berechtigte^'), 

4)  in  Weimar  der  Verpfliehtete  ganz  allgemein,  der  Berechtigte 
bis  Ende  1856  nur  bei  Hut-  und  Triftgerechtigkeiten,  seit  dieser  Zeit 
auch  bei  anderen  Lasten  mit  Ausnahme  standiger  Geldrenten  ^'). 

Die  Bereditigung  ^ur  Provocation  beruht  auf  dem  Eigenthum  des 
betheiligten  Grundstücks,  wo  dieses  streitig  ist,  auf  dem  Naturalbe^ 
sitz^^) ;  unter  mehreren  Miteigenthümem  entscheidet  nach  den  Gesetzen 
der  meisten  Staaten  Majorität  ^^)  und  zwar  gilt  im  Fall  der  Stimmen- 
g^iehheit  diejenige  Ansicht,  welche  dem  Zustandekommen  der  Ablösung 


49)  Weim.  Ges.  •*  a.  0.  $.  118,  alienb.  Ges.  Tom  2a.  Nai  1837  §.  10  (auf. 
gehoben  durch  Gesetz  Tom  16.  Februar  1849  $.  13) ,  sondersbSiis.  Ge«.  vom  2.  April 
1864  §.  23,  mein.  Ges.  Tom  5.  Mai  1860  %.  8,  rudolst.  Ges.  Tom  7.  Januar  1856 
§.  61,  goih.  Ges.  von  1853  $.  43  Nr.  1. 

60)  Altenb.  Ges.  a.  a.  0.  §.  9,  rudolst.  Ges.  vom  27«  April  1849  $.  7»  mein. 
Ges.  a.  a.  0.  $.  7,  cobarg.  Ges.  vom  21.  December  1860  I.  $.  1,  renss.  Ges^vom 
16.  Jnli  1864  $.2. 

61)  SondersbauB.  Ges.  von  8.  April  1856  §.  6.  und  Ges.  vom  9.  April  1860  $.  10. 

62)  GoUi.  Ges.  a.  a.  0.  $.  6  und  66. 

63)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  J.  8. 

W)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  §.  11,  altenb.  Ges.  a.  a.  0.  §.  14,  goUi.  Ges.  a.  a.  0. 
§.  7y  sondersbios.  Ges.  Tom  8.  AprU  1860  §.  8  und  Ges.  Tom  2.  April  1864  $.  3» 
rudolst  Ges.  vom  27.  April  1849  $.  9  nnd  Ges.  vem  7.  Januar  1866  f-^t  ^^  ^^r 
Gera  von  1838  $.  4. 

66)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  12,  altenb.  Ges.  a.  a.  0.  §.  16 ,  mein.  Ges.  a.  a.*0. 
§.  10,  goth.  Ges.  a.  i.  0.  $.  8,  coburg.  Ges.  vom  24.  Januar  1849  §.  11,  sonders- 
biUB.  Ges.  a.  a.  0.  $.9,  radoUI.  Ges.  a.  a.  0.  $.  10,  Qes.  f&r  Gera  a.  a;  0. 
$.  6.  ^ 
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am  günstigsten  ist^*).  In  Altenbnrg  bindet  nach  den  Bestimmangen 
der  Verordnung  vom  30.  Juni  1849  §.  6^^)  der  Antrag  eines  Mitbe- 
sitzers alle  übrigen,  eine  Bestimmung,  die  auch  in  Gotha  und  Meiningen 
fdr  die  letzten  5  Jahre  der  AblSsungszeit  erlassen  ist**),  und  in  Coburg 
wenigstens  für  den  Fall  Geltung  hat,  wo  eine  unbestimmte  Leistung 
in  eine  bestimmte  verwandelt  werden  soll**). 

Sind  zu  einer  Abgabe  mehrere  Personen,  namentlich  die  Ge- 
sammtheit  der  in  einem  Orte  oder  einer  Flur  Angesessenen  gemein- 
schaftlich verpflichtet,  so  können  sie  die  Ablösung  auch  nur  gemein- 
schaftlich verlangen*^),  eine  Anordnung,  von  der  höchstens  dann  eine 
Ausnahme  zugelassen  wird,  wenn  die  Ausscheidung  eines  Pflichtigen 
ohne  Nachtheile  und  Unbequemlichkeiten  für  den  Berechtigten  und  die 
Mitverpflichteten  geschehen  kann*').  Bei  etwaigen  Abstimmungen  ent- 
sdieidet  meist  einfache  Majorität  bez.  Stimmengleichheit*');  dodi  haben 
einzelne  Staaten  abweichende  Bestimmungen :  so  genügt  z.  B.  in  Sonders- 
hausen der  nach  Antheilen  an  den  verpflichteten  Grundstücken  berech- 
nete vierte  Theil**),  während  das  meininger  Gesetz  vom  23.  März  1846 
§•  48  zur  Ablösung  von  Frohnen  und  das  reussische  vom  15.  Januar 
1858  zur  Ablösung  des  Lehngeldes  eine  Mehrheit  von  Vs  verlangt 

Diejenigen  Staaten,  welche  einen  Prädusivtermin  für  die  Ablösun- 
gen aufgestellt  haben,  gestatten  in  den  letzten  5  Jahren  vor  Eintritt 
dessdben  jedem  einzelnen  Interessenten,  durch  Anträge  auf  Provocation 
die  übrigen  Mitinteressenten  zu  binden**). 

Der  Berechtigte  ist  zur  Provocation  g^en  Einzelne  meist  nur  dann 
befugt,  wenn  diese  es  ihm  gegenüber  sind**). 

56)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  15,  alttnb.  Gei.  a.  a.  0.  $.  18,  goth.  Qes.  a.  a.  0. 
f.  11,  Coburg.  Ges.  a.  a.  0.  §.11,  aondenhiua.  Ges.  a.  a.  0.  $.  10,  nidolat  Get. 
t.  a.  0.  f.  11  •  G«8.  ttr  Gera  a.  a.  0.  f.  6. 

67)  Gesetzsammlang  S.  171. 

58)  GoUi.  Ges.  a.  a.  0.  $.  25,  mein.  Ges.  a.  a.  0.  §.  IS. 

59)  Coburg.  Ges.  a.  a.  0.  $.  11. 

60)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  9  und  40,  altenb.  Ges.  vom  23.  Mai  1837  §.  58| 
goth.  Ges.*  a.  a.  O.  $.6,  rodolat.  Ges.  vom  27»  April  1849  $.  7  und  30  (auch  in 
Fall  solidarischer  Haftbarkeit),  Ges.  fikr  Gera  a.  a.  0.  $.  42  c,  sondershius.  Ges. 
Tom  8.  April  1850  §.  40  und  48,  mein.  Ges.  rem  5.  Mai  1850  S*  H. 

61)  Ges.  für  Gera  a.  a.  0.  f,  42  b.,  weim.  Ges.  a.  a.  0.  f.  39,  golh.  Ges. 
t.  a.  0.  $■  68. 

62)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  f.  41-*  44,  altenb.  Ges.  a.  a.  0.  f.  81,  mein.  Ges. 
a.  a.  0.  f.  12,  Ges.  fOr  Gera  a.  a.  0.  f.  42  (fQr  Frohnen). 

^3)  Ges.  TOm  8.  April  1850  §.  40  und  Tom  2.  April  1854  $.  19.  >. 

64)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  $.  13,  goth.  Ges.  a.  a.  0.  §.  25. 

65)  Gef.  für  Gera  Ton  1838  $.  43,  weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  51,  altenb.  Ott. 
«.  a.  0.  S*  62,  rudolst.  Ges.  a.  a.  0.  f.  30. 
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EoppoDitttai,  wdche,  wenn  die  Hata&g  mit  einer  glekhen  Anzahl 
Yon  Vieh  geschiebt,  im  Zweifel  als  precarium  zu  betrachten  und  dann 
einseitig  hflndbar  sind^^),  können,  auch,  wenn  sie  auf  einem  Servituten- 
recht  beruhen,  überall  durch  MigoritAtsbeschluss  aufgehoben  werden  ^^). 
In  Weimar  ist  ausfierdem  Jeder  berechtigt,  ehie  Ausscheidung  zu  ver^ 
langen,  wenn  die  örtlichen  Verhältnisse  es  nicht  absolut  verhindern, 
in  Beuss  nur  die.  Inder  Minorität  gebliebenen  Mitglieder,  wenn  bei 
Abstimmungen  Ober  Aufhebung  der  Servitut  die  Mehrheit  sich  für  Bei- 
behaltung ausgesprochen  hat^). 

Die  Ablösung  erfolgt  entweder  durch  Bezahlung  eines  Ent- 
sohädigungscapitals  (eigentliche  Ablösung)  oder  durch 
Uebernahme  einer  jährlichen  Geldrente  (Verwandlung)^); 
übrigens  dürfen  die  Parteien  im  Fall  der  Einwilligung  beider  llieile  sich 
auch  anderer  Ablösungsmittel  bedienen  ^^);  bei  Aufhebung  von  Hut* 
und  Triftgerechti^eiten  ist  die  Abtretung  von  Grund  und  Boden  nicht 
nur  gesetzlich  zulässig,  sondern  kann  oft  geradezu  von  einem  Interes- 
senten gefordert  werden '^^).  Eigenthümlich  sind  in  dieser  Beziehung 
'die  gesetzlichen  Vorschriften  in  Kudolstadf ).  Hier  bestimmt  bei 
Weideservttuten  auf  Forstgrundstücken,  falls  der  Belastete  pro- 
vodrt,  die  Ablösungsbehörde  die  Entschädigung;  trägt  der  Berechtigte 
auf  Ablösung  an,  so  muss  er  sich  jede  beliebige  Form  derselben  gefallen 
lassen.  Sollen  dagegen  Weidegerechtigkeiten  auf  Aeckern,  Wiesen  und 
Angern  aufgehoben  werden,  so  ist  im  Allgemeinen  nur  die  Abtretung 
von  Grund  und  Boden  zulässig,  jedoch  hat  bei  Aussenweiden,  d.  h.  bei 

66)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  91,  aUenb.  Oes.  a.  a.  0.  §.  88,  mein.  Ges.  a.  a.  0. 
$.  59,  Ges.  fOr  Gera  a.  a.  O.  $.  77.  —  Andere  BestlmBiun^en  in  Sondersliaiisen 
Bacli  dem  Gesetz  Tom  9.  April  1850  §.3,  iro  auch  für  diesen  FaU  ein  MajoriliU- 
beschluss  Terlsngt  wird»  auf  Grund  dessen  dann  allerdings  die  Aufliebung  ohne  Ent- 
ichädigung  erfolgt 

67)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  §.  96,  altenb.  Ges.  a.  a.  0.  $.  90,  goth.  Ges.  a.  a.  0. 
f.  53,  sondershius.  Ges.  TOm.2.  April  1854  §.13,  Ges.  f&r  €rera  a.  a.  0.  §.  73. 

68)  Weim.  Ges.  t.  a.  O.  $•  96^99,  Ges.  für  Gera  a.  a.  0.  $.  79^81. 

69)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $•  22,  mein.  Ges.  vom  23.  IlSrz  1846  $.  4,  aUenb. 
Ge«.  vom  23.  Hai  1887  §.  24,  Coburg.  Ges.  vom  25.  Januar  1849  $.  3,  go(h.  Ges. 
vom  5.  RoTember  1853  $.  16,  rndolst.  Ges.  vom  27.  April  1849  §.  7,  sondershius. 
Ges.  vom  8.  April  1850  $.  14 ,  Ges.  für  Gera  von  1638  $.  14. 

70)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  23,  mein.  Ges:  a.  a.  0.  §.  6,  altenb.  Ges.  a.a.  0. 
$.  26  t  sondershius.  Ges.  a.  a.  0.  $.  14,  Ges.  flr  Gera  a.  a.  0.  $.  16. 

H)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  22,  allenb.  Ges.  a.  a.  O.  $.  26,  goth.  Ges.  a.  a.  0. 
$.  17,  44  und  61  (als  Bntschidigun^  fdr  ünangesessene  bei  Aufhebung  von  Ge* 
meindehuten  sowie  bei  Waldhulungen  nach  Wahl  des  Verpflichteten),  sondershius. 
Ges.  vom  2.  April  1854  $.  15,  Ges.  für  Gera  a.  a.  0.  $.  14. 

72)  Ges.  vom  7.  Jaauar  1856  f.  31,  42  und  47. 
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solchen,  die  nidit  unmittelbar  an  die  Fbormarirang  des  Berechtigten 
grenzen,  der  Letztere  selbst  zu  bestimmen,  wie  er  entscbfidigt  sein  wilh 

Die  Wahl  unter  den  verschiedenen  Ablösungsmitteln  steht  entweder 
dem  Verpflichteten^')  oder  dem  Provocaten^^)  zu;  erfolgt  die  Erklärung 
binnen  einer  bestimmten  Frist  nicht,,  so  spricht  die  Prisumtion  meist 
für  eine  jährliche  R^nte^^). 

Diese  bestimmt  sich  nach  dem  Werthe  der  abzulösenden  Leistung^^), 
doch  ist  selbstverständlich  der  Berechtigte  nur  für  den  Beinertrag  zu 
entschädigen,  Aufwände  und  Gegenleistungen  eind  daher  in  Abzug  zu 
bringen  ^0*  Ueberwiegt  aber  die  Gegenleistung  die  eigendiehe  Ibiupt- 
abgabe,  so  kann  mit  Ausnahme  von  Altenburg  ^^),  wo  in  diesem  Falle 
Seitens  des  Berechtigten  eine  Entschädigung  fQr  das  Mehr  zu  prästireii 
ist,  der  Verpflichtete  nur  Erlass  des  letzteren  fordern ^^). 

Das  Ablösungscapital  besteht: 

in  Rudolstadt®^)  bei  Frohnen,  Frohngeldem  und  Hüten  im 
12fachen,  bei  Lehngeldern,  Erbgeldern,  Grundrenten  und  Zehnten  im 
15fachen,  bei  Hüten  auf  Forstgrundstücken  und  anderen  Servituten  im 
ISfachen, 

in  Meiningen*')  bei  Frohnen,  Frohngeldem,  ingleichen  bei  dem 
s.  g.  Kauf-,  Zoll-,  Amtmanns-,  Wald-,  Zentschöppen-  und  Heerfaafer 
in  dem  12fachen,  bei  Lehngeldem  in  dem  15fachen  und  bei  allm 
übrigen  Grundlasten  in  d^n  ISfachen, 

in  Sondershausen*')  bei  Frohnen  und  Dienstgeldem  in  dem 
12fachen,  bei  anderen  Reallasten  und  den  Servituten  im  Idfachen, 

in  Coburg*')  bei  Handlohn  in  dem  16fachen,  bei  allen  übrigen 
Grundlasten  in  dem  IBfachen, 

73)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  24,  altenb.  Gea.  a.  a.  0.  $.  26,  foth.  Gea.  a.  a.  0.  $.  17. 

74)  Ges.  für  Gera  a.  a.  0.  §.  16. 

75)  Wefan.  Gea.  a.  a.  0.  $.  26,  aUanb.  Gea.  a.  a.  0.  $.  27,  goth.  Gea.  a.  a.  0. 
f.  17,  Ges.  für  Gera  a.  a.  0.  $.  18. 

76)  Weim.  Geg.  a.  a.  0.  $.  26,  alUnb.  Gea.  a.  a.  Q.  f.  80,  aond^raMoa.  Gea. 
vom  8.  April  1850  §.  16,  Ges.  fQr  Gera  a.  a.  0.  $.  17. 

77)  Weim.  Gea.  a.  a.  0.  §.  61  und  62,  mein.  Ges.  a.  a.  0.  $.  11,   gath.  Gas. 
a.  a.  0.  §.  14,  Coburg.  Ges.  a.  a.  0.  g.  23,  aondarahaua.  Gea.  a..a.  0.  f.  16. 

78)  Ges.  vom  16.  Februar  1849  §.  14. 

79)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  63,  mein.  Gea.  a.  a.  0.  $.  12  und  Gea.  Tam  6.  Mai 
1860  §.19,  gotb.  Gea.  a.  a.  0.  $.  16,  caburg.  Ges.  a.  a.  0.  §.  27. 

80)  Gea.  vom  27.  April  1849  §.  12  und  Ges.  vom  27.  April  1849  Ober  Jrift* 
ablösungen  §.  13,  Ges.  vom  7.  Januar  1866  §.34  —  62. 

81)  Hein.  Gea.  a.  a.  0.  $.  20. 

82)  Ges.  vom  8.  April  1860  §.  20 ,  GeseU  vom  2.  April  1864  §•  1  (^  )• 

83)  Coburg.  Ges.  a.  a.  0.  §.  28:   Daa  Capital  ist  bei  Handlphn,  Gallen,  Sack- 
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in  Weimar®^)  bei  Fruchtzinsen  an  Samengetreide  und  s.  g.  weichen 
Körnern  (Hafer,  Gerste)  in  dem  16fachen,  bei  Fruchtzinsen  von  Win- 
tergetreiden und  s.  g.  harten  Körnern  (Weizen,  Korn)  in  dem  ISfachen, 
bei  ständigen  Entrichtungen  in  Geld  oder  anderen  Gegenständen,  Zehn- 
ten jeder  Art,  Lehnsrecognitionen ,  Hutungen  und  sonstigen  Dienstbar- 
keiten in  dem  20facben, 

in  Gotha  und  Beuss  j.  L.®*)  durchweg  in  dem  20fachen, 

in  Alten burg*^)  bei  den  durch  das  Gesetz  vom  16.  Februar  1849 
fbr  ablösbar  erklärten  Lasten  und  bei  den  Zehnten  mit  Ausnahme  der 
Naturalzehnten,  Naturalentrichtungen,  Abgaben  und  Geldgefällen^  welche 
an  Kirchen,  Pfarren,  Schulen  und  milde  Stiftungen  zu  leisten  sind,  in 
dem  20facben ,  bei  den  durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1837  für  ab- 
lösbar erklärten  Lasten,  bei  Lehngeld,  sowie  bei  den  eben  erwähnten 
Prästationen  an  Kirchen  u.  s.  w.  in  dem  25facben  Betrage  der  Jah- 
resrente. 

In  Gotha  und  Meiningen  sollen  übrigens,  wenn  zu  gleicher  Zeit 

die  Ablösung  sämfntlicher  Lasten  in  einer  Flur  erfolgt  und  dabei  die 

Ablösungssumme  baar  gezahlt  wird,  von  dem  Capital  10  und,  wenn 

nur  Gefälle  derselbe  Gattung    in  Wegfall  kommen,    dg   abgezogen 

werden**^). 

Ausser  diesen  allgemeinen  Bestimmungen  über  Form  und  Betrag 

der  Entschädigung  giebt  es  nun  noch,  besondere  für  jede  einzelne  Art 
der  ablösbaren  Lasten,  die  sich  namentlich  auf  die  Ermittelung  des 
Wertbes  derselben  beziehen. 

A.    Frucht-  und  Naturalzinsen. 
Körnerfrüchte,  die  einen  regelmässigen  Marktpreis  haben,  werden 
meist  nach  den  s.  g.  mittleren  Martinimarktpreisen  in  Geld  angeschla- 
gen®^). Unter  mittleren  Martinimarktpreisen  versteht  man 

lehnten ,  ständigen  Natural-  und  Geldabgaben  toui  Pflichtigen  altein,  bei  den  übrigen 
Grundlaaten,  falls  sie  Tor  dem  1.  Januar  1866  abgelöst  werden  (Ges.  vom  21.  Decbr. 
1850  L,  Nachtrag  zum  Ablösungsgesett  vom  25.  Januar  1849  §.  3),  za  %  Tom 
Pflichtigen  und  zu  Vt  vom  Staate  zu  tragen. 

84)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  §.  30. 

86)  Goth.  Ges,  a.  a.  0.  $.  18,  reuss.  Ges.  vom  16   Januar  1858  $.  1  (a.)- 

86)  Altenb.  Ges.  vom  23.  Mal  1837  §.  29,  Ges.  von  dems.  Dat.  über  Ablösung 
einiger  Arten  des  Lehngeldes  f.  7,  Ges.  vom  16.  Februsr  1849  $.  12,  Ges.  Tom 
6.  August  1849  $.  6,  Ges.  vom  10.  September  1861  Ober  einige  Abänderungen 
der  Ablösungsgesetzgebung  in  Bezug  auf  die  den  Kirchen,  Pfarreien,  Scbulrn  und 
milden  Stiftungen  zustindigen  nblösbsren  Resiberechligungen  (Gesetzsamml.  S.117)  §.2. 

87)  Goth.  Ges.  a.  a.  0.  $.  18,  mein.  Ges.  a.  a.  0*  $.  21  und  22. 

88)  Weifi.  Ges.  a.  a.  0.  $.  54,  altenb.  Ges.  von  16.  Jebrusr  1849  §.  3,  Ges. 
ffir  Gera  a.  a.  0.  §.  19,  rHdelst.  Ges.  a.  a.  0.  %.  25. 

IV.  '  17 
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in  Weimar*^)  die  aus  den  mittleren  Marktpreisen  der  Monate 
Oetober,  November  und  December  berechneten  Durchschnittspreise, 

in  Meiningen*^')  die  Durchschnittspreise  des  Monats  November, 

in  Reuss  j.  L.^.^)  die  Durchschnittspreise  der  Woche,  in  welche 
Martini  fällt,  und  den  folgenden, 

in  Rudolstadt^')  die  Durchschnittspreise  des  Markttags  vor  und 
nach  Martini.  • 

Die  altenburger  Gesetze  enthalten  keine  Definition  des  Begriffs, 
sondern  geben  gleich  die  betreffenden  Durchschnittsbeträge  an ;  ähnlich 
ist  es  in  Coburg.  Um  nun  die  Rente  zu  eimitteln,  wird  in  Weimar, 
Meiningen,  Coburg  und  Rudolstadt  aus  den  letzten  24^'),  in  Altenburg 
und  Reuss  aus  den  letzten  14  Jahren*^)  überall  mit  Hinweglassupg  der 
zwei  theuersten  und  zwei  billigsten  der  Durchschnitt  gezogen.  In 
Sondershausen  *^)  legt  man  den  Werthermitteluugen  die  Durchschnitts- 
preise aus  den  letzten  30  Winterhalbjahren  mit  Abzug  der  3  theuersten 
und  3  billigsten  zu  Grunde,  in  Gotha  ^^)  sind  die  in  Anschlag  zu  bringen- 
den Geldbeträge  auf 

5  Thlr.  —  Sgr.  für  den  goth.  Mltr.  Weizen, 
4-      —    ---        -        .      Kom, 

3-      — Gerste, 

.1-24 Hafer 

festgesetzt.  —  Diejenigen  Früchte,  hinsichtlich  deren  ein  bestimmter 
Marktpreis  nicht  stattfindet  oder  ii^  den  letzten  24  bez.  14  Jahren  nicht 
ermittelt  ist,  sind  nach  den  ortsüblichen  Mittelpreisen  abzuschätzen*^. 
Wegen  der  Verluste  und  Kosten  des  Berechtigten  und  wegen  der 
geringeren  Qualität  des  Zinsgetreides  sind  in  den  meisten  Staaten  Ab- 
züge angeordnet  worden,  die  zwischen  5  und  20$  der  Rente  betra- 
gen*'). 


89)  Weim.  Ges.  a.  a.  0. 

90)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  f.  17. 

91)  Ges.  ffir  Gera  a.  a.  0. 

92)  RudoUt.  Ges.  a.  a.  0. 

93)  Weim.  Ges.  a.  a   0.  $.  6,  mein.  Ges.  a.  a.  0.,  Coburg.  G«a.  a.  a.  0.  f.  21« 
rudolst.  Ges.  a.  a.  O. 

94)  Allenb.  Ges.  a.  a.  0.,  Ges.  ffir  Gera  a.  a.  0. 

95)  Sondersliäus.  Ges.  a.  a.  0.  §.  82. 

96)  Golh.  Ges.  a.  a.  0.  $.  34. 

97)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  §.  64 ,  mein.  Ges.  a.  a.  0.,  allenb.  Ges.  a.  a.  0.  $.  if 
gotb.  Ges.  a.  a.  0.  §.  S5,  Coburg.  Ges.  a.  a.  0.  §.  22,  rudolst  Ges.  a.  a.  0.  $.25. 

98)  AUenb.  Ges.  a.  a.  0.  und  Ges.  vom  10.  September  1861  $.  1,  rudolst.  Gei. 
a.  a.  0.  $.  26  und  Ges.  vom  23.  Februar  1865  (Gesotstamnl.  S.  41)  f.  5,  Modert- 
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B.    Zehnten. 

Beim  Feldzehnten  wird  der  seitherige  Naturalertrag  nach  10-  bis 
SOjährigem  Durchschnitt  berechnet ^^)  oder,  falls  genaae  Nachrichten 
aus  dieser  Zeit  nicht  vorhanden  sind,  nach  Massgabe  der  Grösse,  Bo- 
nität und  Ertragsfähigkeit  der  zehntpflichtigen  Grundstücke  mit  Be- 
rücksichtigung der  von  Zeit  zu  Zeit  eintretenden  Unglücks&lle  abge- 
schätzt *^). 

Beim  Blutzehnten ^^^)  tritt  sofort  Taxation  ein,  bei  welcher  na- 
mentlich auf  den  Viehstand  Rücksicht  genommen  wird,  der  auf  den 
Besitzungen  des  Verpflichteten  in  den  letzten  Jahren  durchwintert  ist 
oder  durchwintert  w^den  kann.  —  Für  den  Aufwand  des  Bereditigten 
von  der  Abzehntung  bis  zur  Verwerthung  sind  folgende  Abzüge  an- 
geordnet worden: 

in  Coburg'^')  bei  Feldzehnten,  wenn  die  Pflichtigen  in  einem 
Bezirk  die  Zahlung  einer  Summe  übernehmen,  18,  6onst  15,  bei 
Blutzehnten  10  3, 

in  Meiningen  bei  Feldzehnten  8  und,  falls  der  Berechtigte  zur 
Abholung  verpflichtet  ist,  ausserdem  3*®'),  bei  Blutzehnten  10  J*®*), 

in  Alten burg^^^)  bei  HaUnfrüchten  10,  sonst  Sg, 

in  Sondershausen?®*)  durchweg  5  g. 
G.  Lehngeld. 

Bei  der  Entschädigungsberechnung  wegen  Ablösung  des  Lehngeldes 
werden  auf  em  Jahrhundert  gerechnet:  wenn  Lehngeld  entrichtet  wer- 
den muss: 

bei  jeder  Vererbung  des  Pflichtigen  Grundstücks  in  Sondershausen, 
Beuss,  Meiningen  und  Weimar  ^^0  3,  in  Altenburg^<^)  2  Veränderungsfälle,- 

bius.  Ges.  a.  a.  0.  §.  35,  36,  coborg.  Ges.  a.  a.  0.  §.  60,  gotb.  Gea.  a.a.O.  §.34, 
wetm.  Gea.  a.  a.  0.  §.*  55. 

99)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  §.  16,  coborg.  Ges.  a.  a.  0.  §.  16  and  43,  weim.  Ges, 
a.  a.  0.  §.  62,  allenb.  Ges.  vom  6.  August  1849  §.  2,  rudolst.  Ges.  a.  a.  0.  $.  31  j 
sondersliaus.  Ges.  a.  a.  0.  §.  49,  Ges.  für  Gera  a.  a.  0.  §.  67. 

100)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  §.  62,  altenb.  Ges.  a.  a.  0.,  Coburg.  Ges.  s.  a.  0.  §.  43, 
sondershäus.  Ges.  a.  a.  0.  §.  37,  rudolst.  Ges.  a.  a.  0.  §.  31»  Ges.  fflr  Gera  a.  a.  0.  §.  67. 

101)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.,  mein.  Ges.  a.  a.  0.  §.  34,  Coburg.  Ges.  a.  a.  0. 
$.  45,  sondershäus.  Ges.  a.  a.  0.  $.  39. 

102)  Coburg.  Ges.  a.  a.  0.  $.  43  und  44. 

103)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  §.  33. 

104)  Mein.  Ges.  a.  a.  O.  $.  34. 
106)  Altenb.  Ges.  a.  a.  0.  $.  6. 

106)  Sendershaus.  Ges.  a.  a.  0.  §.  4i. 

107)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  66  (1),  mein.  Ges.  a.  a.  0.  §.  42  (1),  Ges.  fOr 
Gera  a.  a.  0.  $.  62  (1),  sondersbäus.  Ges.  a.  a.  0.  §.  64  (2). 

108)  Altenb.  Gea.  vom  17.  Januar  1849  §.  8  (a.  und  c). 

17* 
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nur  bei  Vererbungen,  wo  kein  Descendent  des  letzten  Besitzera 
auecedirt,  in  Weimar,  Meiningen,  Altenburg,  Sondershausen  und  Reuss  *«•) 

1  Veränderungsfall, 

auch  nicht  bei  Vererbungen,  wo  Ascendenten  und  Ehegatten  des 
letzten  Besitzers  succed'uren,  in  Meiningen '  "*)  Vi  Veränderungsfall, 

nur  bei  Vererbungen  durch  Testament  und  andere  Verfügungen 
auf  den  Todesfall,  wenn  das  Pflichtige  Grundstück  auf  Personen  über- 
geht, die  ohne  diese  als  gesetzliche  Erben  nicht  succedirt  haben  wür- 
den,'in  Meiningen"')  Vj  Veränderangsfall, 

bei  Veräusserungen  in  Weimar,  Meiningen,  Sondershausen  und 
Reuss  2,  in  Altenburg  3  Ver&nderungsfälle '").  ^    . 

Bei  Lehensstücken  in  todter  Hand  werden  in  Weimar  und  Mei- 
ningen ^^')  2,  und  falls  bei  jeder  Bestellung  eines  neuen  Lehnträgers 
Lehngeld  zu  entiichten  ist,  in  diesen  beiden  Staaten  sowie  in  Alten- 
burg"*) 3,  in  Reuss"*)  überhaupt  3,  in  Sondershausen"*)  4  Verän- 
derungsfälle auf  das  Jahrhundert  gerechnet. 

In  Rudolstadt"0  sind,  falls  die  Lehnwaare  in  Fällen  der  Besitz- 
veränderung des  dienenden  Grundstücks  durch  Vererbung  auf  Desr- 
cendenten  entrichet  werden  muss  (Sterbelehngeld),  auf  100  Jahre  2 
Veränderungsfälle  anzunehmen;  muss  sie  bei  allen  Veräusserungen 
des  Pflichtigen  Grundstücks  gezahlt  werden,  so  kommen  auf  100  Jahre 

2  Veränderungsfälle    und  1   Erbtheilungsfall,  doch  ist  von  letzterem 
ein  Viertel  als  lehnfreie  Portion  in  Abzug  zu  bringen. 

Für  das  beim  Absterben  des  Berechtigten  ^u  zahlende  Lehngeld 
werden  im  Allgemeinen  in  Weimar  und  Sondershausen  3,  in  Rudol- 
stadt  2  Veränderungsfälle  auf  das  Jahrhundert  geredinrt"®),  4  nur 
dann,  wenn  das  Grund*  und  Obereigenthum  an  eine  Würde  oder  Dig- 


109)  Weil».  Ges.  a .  a.  0.  (2),  mein.  Ges.  a.  a.  0.  (2),  Ges.  für  Gera  a.  a.  0. 
(i),  sondershäui.  Ges.  a.  a.  0.  (3). 

110)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  (3). 
iÜ)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  (4). 

112)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  (3),  mein.  Ges.  a.  a.  0.  (5),  Gei.  fär  Gera  a.  a.  0. 
(3),  sondersliSus.  Ges.  a.  a.  0.  (1),  allenb.  Ges.  a.  a.  0.  (6) 

113)  Weim.  Gps.  a.  a.  0.  (7),  mein.  Ges.  a.  a.  0.  (6). 

114)  Altenb.  Ges.  s.  a.  0.  (1). 

115)  Ges.  rar  Gera  a.  a.  0.  (4). 

116)  SondershäuB.   Ges.  a.  a.  0.  (5). 

117)  Rudolstädt.  Ges.  a.  a.  0^  (1  u.  2). 

118)  Weim.    Ges.  a.  a.  0.  (4)«  sondersbäas.  Ges.  a.  a.  0*  (4),  rndolst  Qe«.  •• 
a.  0.  (3). 


und  die  Wirbamlcit  der  RmttBbaiikni  in  Thfiriogen.  965 

nität  und  6,  wenn  es  an  ein  Seniorat  gebunden"^)  ist  Veriussernn« 
gen  nimmt  man  in  Weimar  und  Rndolstadt  *^^)  auf  100  Jahre  zwei  an. 
In  Altenburg '^')  ist  die  Lehnpflichtigkeit  eines  Grundstücks  bei  Ver- 
änderungen in  herrschender  Hand  dadurch  ablösbar,  dass  die  bei  Ver- 
äusserungslehen  zu  zahlende  Summe  sich  um  V«  erhöht. 

Hat  der  Verpflichtete  in  mehreren  Fällen  Lebngeld  zu  entrichten, 
so  werden  sämmtliche  für  100  Jahre  angenommenen  Fälle  zusammen- 
gerechnet, doch  dürfen  in  Meiningen  ^'^)  im  Ganzen  nicht  mehr  als  4, 
in  Sondershausen  ^*')  nicht  mehr  als  6  auf  ein  Jahrhundert  kommen. 

Das  coburger  Gesetz  vom  27.  Januar  1849  §.57  bestimmt,  dass, 
wenn  das  Lehngeld  zu  entrichten  ist:    * 

1)  nur  in  Kauf-,  Tausch-  und  Schenkangsfällen  ein 

2)  in  Kauf-,  Tausch-,  Schenkungs-  und  Erbfällen,  von  letzteren 
aber  die  Descendenten  frei  sind,  zwei, 

8)  in  Kauf-,  Tausch-,  Schenkungs-  und  allen  Erbfällen,  bei  De- 
scendenten aber  mit  Freilassung  der  Erbportion  des  Uebemehmers,  drei, 

4)  in  allen  Veränderungsfällen  der  Lehnsstücke  in  dienender  Hand 
vier, 

5)  in  allen  Veränderungen  der  Lehnsstücke  in  herrschender  Hand 
fünf 

Anfälle  auf  100  Jahre  anzunehmen  sind. 

Wird  der  Betrag  des  Lehngeldes  nach  der  Zahl  der  Erben  bestimmt, 
so  sind  in  Altenburg  und  Keuss  nach  den  Gesetzen  vom  4.  August  1850 
§.  9  bez.  16.  Juli  1864  §.  5  zwei  Köpfe  zu  rechnen.  Richtet  sich 
derselbe  dagegen  nach  dem  Werth  des  Pflichtigen  Grundstücks,  so  wird 
dieser  in  Weimar,  Meiningen  und  Coburg*^*)  nach  dem  in  den  drei 
fetzten  Fällen,  in  Altenburg ^'^)  nach  dem  beim  letzten  gleichar- 
tigen Lehnsfall  angenommenen  Preise  bestimmt.  Ist  dieser  nicht  zu 
berechnen,  oder  beruhigt  sich  der  eine  oder  andere  Theil  dabei  nicht, 
so    wird   er  durch    Würderung   bestimmt  ^'^).     In  Sondershausen '^0 


119)  Weia.  09$.  a.  a.  0.  (4,  a  u.  b). 

120)  Weim.  Gas.  a.  a.  Q.  (5),  radolatldt  Gea.  a.  a.  0.  (4)» 

121)  AUenb.  Gea.  Tom  4.  Aug.   1850,  ainiga  Abindarangen  imd  Zusltze  zum 
Lebngeldablftfvngifaaets   batn    vam  7.  iftn.  1810   (GvaatxaamailttDg  S.  86  It)  §.  4. 

122)  JUain.  Gea.  a.  a.  0. 

123)  Sondershiiia.  Gas.  a.  a.  0.  §.  6S. 

124)  Waim.  Gas.  a.  a.  0.  §.  68,  nein.  Oaa«  a.  a.  0.  f.  SS* 

126)  Altanb.  Gaa.  t.  17.  Jan.  184»  $.  S. 

128)  Waim.  Gaa.  a.  a.  0.«  onaiiu  Gaa.  a.  a.  O.  $.  48,  altanb.  Gaa.  a.  a.  0.  f. 
8  a,  eaborgar  Qh,  a.  a.  0.  f.  88. 

127)  Saiidarabitta.  Gaa.  a.  a.  0.  §.  88. 
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tritt  gleich  von    vornherein  Taxation  ein  and  in  Reoss  j.  L.  **•)  ist, 
wenn  eine  Vereinbarung  nicht  stattfindet,  die  Steaertaxe  maassgebend. 

Von  dieser  Taxations-  oder  Steuersumme  werden  in  Abzug  ge- 
bracht : 

in  Altenburg"*) 

bei  Grundstücken  im  Werth  bis  zu  100  Thlm.  —  30  g 

-        -         .        -    -   200       .      —  25g 

300       -      —  208 

-    ■ 400       -      —  15g 

•.    .    500       -      —  lOg, 

in  Mein  in  gen"®)  durchweg  20  §, 

in  Reuss'**)  20  8  und  ausserdem  wegen  der  aufhaftenden  lOg- 
igen  Lehenspflicht  noch  weitere  12  g,  bei  geringerer  Lehnslast  und 
weniger  Lehnsfällen  verhältnissmässig  geringere  Procente, 

in  Sondershausen*'')  bei  Ländern  20,  bei  Gebäuden  50g, 

in  Weimar"')  SSVaS- 

Das  über  5g  betragende  Lehngeld  wird  in  Altenburg*'*)  um  die 
Hälfte,  in  Meiningen,  Rudolstadt  und  in  Sondershausen  bei  Eammer- 
gefällen  ganz  gekürzt*'*). 

In  Meiningen,  Altenburg  und  Rudolstadt *'•)  ist  verordnet,  dass, 
falls  in  einer  Gemeindemarkung  oder  einem  Theil  derselben,  wo  eine 
für  sämmtliche  Grundstücke  gleichmässige  Handlohngerechtsame  be- 
steht, zu  einer  Gesammtablösung  geschritten  wcfrden  soll,  die  in  den 
letzten  30  Jahren  angefallenen  Handlöhne  zusammengerechnet,  jedoch 
diejenigen,  welche  mehr  als  5g  betragen,  auf  diesen  Betrag  herabge- 
setzt werden  sollen.  Der  aus  dieser  Summe  gezogene  einjährige  Durch- 
schnitt bildet  den  Jahresbetrag,  der  in  Ermanglung  anderer  Anhalts* 
punkte  nach  dem  Werth  der  Grundstücke  repartirt  und  in  der  ange- 
gebenen Weise  capitalisirt  wird.     Dieselben  Bestimmungen  finden  sich 


128)  Ges.  Y.  15.  Januar  1858  $.  5  (a)  u.  Ges.  v.  16.  Juli  1864  $.  3. 

129)  AHenb.  Ges.   a.  a.  0.  $.  6  u.  Ges.  t.  4.  Au^.  1850  §.  7. 

130)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  $.  45. 

131)  Ges.  f.  Gera  a.  a.  0.  §.  65  u.  Ges.  t.  15.  Jan.  1858  §.  5  (b). 

132)  Sondersliäus.  Ges.  a.  a.  0.  §.  57. 

133)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  §.  68. 

134)  AUenb.  Ges.  a.  a.   0.  §.  2. 

135)  Mein.  Ges.  a.   a.   0.  §.   2  (b),   r udoist.   Ges.  a.  a«  0.  $.  2,  sondersfaius. 
Geu,  T.  25.  Juli  1849  (Agrargesetie  Bd.  I  S.  69,  Gesetisammlunep  S.  132). 

136)  Mein.   Ges.  a.  a.  0.   §.  41,   altenb.   Ges.   v.  23.  Mai  1837  Ober  Ablösung 
gewisser  Arten  d.  Lehngeldes  S   10  ff.,  rudolstadt.  Ges.  a.  a.  0.  $.  22. 
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in  Reass^'O  nur  mit  den  Modificationen,  dass  statt  des  30-  ein  50- 
jftbriger  Durchschnitt  genommen  wird  und  die  Reduction  auf  5  g  weg- 
fUlt. 

Weit  einfachere  Bestimmungen  als  alle  übrigen  Staaten  hat  Go- 
tha'^*). Hier  werden  auf  200  Jahre  beim  hohen  Lehngelde  3,  beim 
niederen  9  Anfälle  gerechnet  Bei  Anschlagung  des  Jahresertrags 
wird, 

a)  wo  derselbe  wie  b^im  niedem  Lehngeld  ein  für  alle  Mal  fest- 
gesetzt ist,  dieser  Betrag, 

b)  beim  hohen  Lehngelde  der  gesetzliche  Betrag  von  5  S,  wo  aber 
durch  Gesetz  und  Herkommen  geringere  Procente  festgesetzt  sind,  der 
so  bestimmte  Betrag,  jedenfalls  aber  der  durch  Specialcommissarien 
zu  ermittelnde  ortsübliche  Kaufwerth  zu  Grunde  gelegt. 

D.  Frohnen. 

1)  Oemessene  Frobnen. 
•)  Der  Zeit  nach  gemessene  Frohnen. 

Bei  diesen  wird  in  Weimar,  Sondershausen  und  Altenburg *'•) 
berechnet,  wie  viel  dem  Berechtigten  jeder  Arbeitstag  bez.  jede  Ar- 
beitsstunde kosten  würde,  wenn  er  durch  Tagelöhner  und  wie  viel, 
wenn  er  durch  eigenes  Gesinde  arbeiten  Hesse  und  von  den  so  ermit- 
telten Summeil  in  Weimar  und  Sondershausen  ****)  der  niedrigste,  in 
Altenburg '^')  der  Durchschnittsbetrag  angenommen.  In  Meiningen, 
Beuss,  Coburg  und  Rudolstadt  '^')  schätzt  man  lediglich  den  ortsübli- 
chen Tage-  und  Fuhrlohn  ab.  In  Rücksicht  auf  die  schlechtere  Be- 
schaffenheit der  Frohndienste  werden  aber  vor  der  ermittelten  Summe 

in  Reuss  Vio**'), 

in  Sondershausen,  Altenburg  und  Meiningen***)  Vi? 

in  Coburg»**)  die  Hälfte, 

in  Weimar***)  bei  Handdiensten  die  Hälfte,  bei  Spanndiensten 
Vi  abgezogen. 

137)  Ges.  T.  16.  Jan.  1858  §•  6. 

138)  Gelb.  Ges.  a.  a.  0.  §.  36  u.  37. 

139)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $«  78,  altenb.  Ges.  r.  23.  Mai  1837  §.  67,  sonders- 
haus.  Ges.  a.  a.  0.  §.  63. 

140)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  78,  sondersliäas.  Ges.  a.  a.  0. 

141)  Alteob.  Ges.  a.  a.  a.  0. 

142)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  §.  64  (2),  cobarg.  Ges.  a.  a.  0.  $.  42  (2),  rudolst. 
Ges.  a.  a.  0.  §.  19  (2),  Ges.  t  Gera  a.  a.  0.  $.  48  (a). 

143)  Ges.  f.  Gera  a.  a.  0. 

144)  SoBiUrsh.,  meio.,  altenb.  Gas.  a.  a.  0. 
146)  Cob.  Ges.  a.  a.  0. 

146)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  78. 
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b)  D«m  Gegeutni^«  nach  gemesB^ne  Frohnea. 

.    Hier  wird  abgeschätzt,    wie  viel  die  zu  prästirende  Arbeit  d^n 
Berechtigten  nach  Wegfall  der  Frohnen  kostet  ^^^)  und  dieser  Betrag 
in  Altenbarg^^^),  ausgenommen  bei  Zehntschnittfirohnen,  um  V« 
in  Sondershausen'**)         -         -         -         -         •       •  Vs 
in  Meiningen  "^)        -    ^  .  .       -  .         -         -        -   Vi 

in  Weimar  ^^')  bei  Handfrohnen  (ausgenommen  Zehntschnittfroh- 
neu)  um  Vs)  ^^^  Spannfrohnen  um  V4  gekürzt. 

2)  Ungemessene  Frobnea 

werden  behufs  der  Ablösung 

in  Weimar  u.  Beuss  '^^)  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  10  Jahre 
in  Altenburg  ^*')  -        .        .        -         -        -      12      - 

in  Sondershausen'**)  -.--  --14- 
in  Meiningen  und  Rudolstadt  ^**)  -  -  -  -  15  - 
in  Coburg'")  -        -         -        -      30      - 

in  gemessene  verwandelt;  übrigens  kann  eine  solche  Verwandlung  auch 
vorgenomQien  werden,  ohne  dass  eine  Ablösung  stattfindet. 

Für  die  Ablösung  von  Baufrohnen  haben  einige  Gesetzgebungen 
noch  besondere  Bestimmungen,  namentlich  über  die  Berechnung  der 
Zeit,  wo  wahrscheinlicher  Weise  Neubauten  und  Reparaturen  vorkom- 
men werden  '*0- 

E.  Bei  Hutgerechtigkeiten 
ist  die  aufzutreibende  Yiehzahl  mit  Berücksichtigung 
in  Weimar"®)  der  letzten  14  Jahre 

in  Altenburg  und  Reuss'**)  -        -       12      -' 

in  Gotha,  Rudolstadt  und  Sondershausen  ^^^)    10 

147)  Weim.  (xes.  a.  a.  0.  $.  79,  mein.  Ges.  a.  a.  0.  §.  54  (1),  cob..  Gea.  a. 
a.  0.  $.  42  (1),  aUenb.  Ges.  a.  a.  0.  §.  68,  rudolstadter  Ges.  a.  a.  0.  $.  19  (1), 
sondersh.  Ges.  a.  a.  0.  §.  €4,  Ges.  für  Gera  a.  a.  0.  (b). 

148)  AUenb.   Ges.  a.  a.  0. 

149)  SondersbauB.  Ges.  a.  a.  0. 

150)  Mein.   Ges.  a.  a.  0. 

151)  Weim.  Ges.  a.  a.  0. 

152)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  §.  81-83,  Ges.  t  Gera  a.  a.  0.  (c). 

153)  AUenb.  Ges.  a.  a.  0.-  §.  70—72. 

154)  Sondershaus.  Ges.  a.  a.  0.  §.  66. 

155)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  $,  57  u.  rndolslädt.  Ges.  a.  a.  0.  $.  20. 

156)  Cob.  Ges.  a.  a.  0.  (6). 

157)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $. 85,  altenb.  Qts,  a.  a.  0.  §.  74—76,  Ges. T.  Gera  a.t).  a.  §.  48. 

158)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  $.  102. 

159)  AUenb.  Ges.  a.  a.  0.  §.  92,  Ges.  f.  Gera  a.  s.  0.  $.  84. 

160)  Goth.  Ges.  a.  a.  0.  $.  58,  runolstSdt.  Ges.  ▼.  1.  hü,  1856  §.  21,  sonders- 
haus. Ges.  V.  9.  AprÜ  1850  §.  24. 
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e?aitadl  durch  Absdiätsiiiig  naeh  den  DndiwiiiteniiigspriBdp  festsa- 

stellen.    In  Meiningen  ^^^)  wird  der  jährliche  Betrag  des  gesanmiten 

Weidefatta«  abgeschätzt  und  in  Ooburg^*')  die  Rente  für  Scfaafhuten 

nacb  dem  Areal  der  hutpflichtigen  GrundstQdro  bemessen,  nur  darf 

flie  fOr  einen  Acker  landesüblichen  Maasses  höchstens  betragen : 

bei  Naddholzwaldungen  4  Kr.  rh. 

-    Laabholzwaldnngen  7    -      - 

*    allem  übrigen  Grimd  und  Boden  14    -     - 

In  Budolstadt^^')  sind  ebenfalls  Maximalsätze  festgestellt  worden 
und  zwar  betragen  dieselben 

auf  Feldern, 
in  Nadelwaldungen :    in  Laubwaldungen :  Wiesen,  Angern 

und  Lehden : 
bei  Schafhuten      14Kr.=4Sgr.        28Kr.=8Sgr.    42Kr.=12Sgr. 
bei  Bindviehhuten  7    -  =  2    -  1 7 "/ ,  Kr. = 5  Sgr. 

Im  Schweinehuten  als  werthlos  nicht    , 

in  Anrechnung  gebracht  8|  Kr. =2}  Sgr.    3(  Kr.=r  1  Sgr. 
bei  Ziegenhuten  7  Kr.=:=2  Sgr.  auf  Wiesen  ohne 

Entschädigung 
aufgehoben : 
7  Kr.=2  Sgr. 
bei  Qänsefauten       nicht  in  Anreckiung  gebracht  7  Kr.r=:2  Sgr. 

Bei  Koppelhutungen  ^*^)  wird  als  Gegenstand  der  Entschädigung 
nur  das  betrachtet,  um  was  der  Werthbetrag  der  Di^nstbarkeit  auf  )der 
einen  Seite  grosse  ist  als  auf  der  andern. 
F.  Andere  Servituten. 
Hier  gilt  im  Allgemeinen  der  Grundsatz,  dass  dar  Berechtigte 
für  den  Nutzen  zu  entschädigen  ist,  den  er  bei  wirtbschaftUcher  Be- 
nutzung von  der  Servitut  hätte  ziehen  k(3iinen. 

Dritte  Berechtigte,  wie  Bealgläubiger,  Lehens-  und  FidcAcommisa- 
Interessenten,  Erbverpachter,  Erbzinsherr,  Nutzniesser  und  Wiederkaufs- 
berechtigte,  können  die  Ablösung  selbst  nicht  hindern,  aber  das  Yerfü- 
gungsrecht  über  die  Ablösungscapitalien  ist  zu  Uiren  Gunsten  beschränkt. 


161)  Mein.  Ges.  a.  a.  0.  $.  63. 

162)  Ceb.  Ges.  a.  a.  0.  §.  52. 

163)  Ges.  V.  27.  April  1849  §.  9. 

164)  W«iiii.  Ges.  a.  a.  0.  f.  190,  foUk    Gas.  a.  a.  0.  f.  64,  mdolsUdt.  Ges. 
a.  a.  0.,  sondershlos.  Gies.  ▼•  9.  April  18M  $.  99,  Gm.  f.  Gara  a.  a.  0.  f.  €2. 
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Der  Pachter  hat  einen  Entschädigangs*  und  unter  Umständen  Aufkfln- 
digongsanspruch  *•*). 

Zur  Leitung  des  Ablösungsverfahrens  sind  in  Weimar, 
Alten  bürg  und  Gotha^^®)  Specialcommissionen,  welche  in  den  bei- 
den ersten  Ländern  aus  einem  Juristen  und  einem  WiithschaftSverstäa- 
digen,  im  letzteren  meist  nur  aus  einem  Juristen  bestehen,  als  erste 
und  Generalcommissionen,  denen  auch  die  Bestätigung  des  Recesses 
obliegt,  als  zweite  Instanz  eingesetzt;  von  letzteren  gehen  etwaige  Be- 
curse  oder  Beschwerden,  jenachdem  Justiz-  oder  Administrativsachen 
vorliegen,  an  das  Appellationsgericht  oder  das  Staatsministerium. 

In  Meiningen^^^)  ist  für  jeden  Bezirk  eine  Commission  errich- 
tet, welcher  je  ein  Verwaltungsbeamter ,  Bürgermeister  oder  eine  an- 
dere passende  Persönlichkeit  und  ein  Justizbeamter  angehört;  vor  ihr 
wird  die  ganze  Ablösungsverhandlung  bis  zur  Bestätigung  des  Reces- 
ses geführt  Ein  Recurs  findet  nur  an  das  Staatsministerium,  Ab- 
theilung des  Innern,  von  da^  an  das  gesammte  Staatsministerium 
und,  falls  die  Ablösbarkeit  einer  Last  bestritten  ist,  auf  Antrag  einer 
Partei  an  das  Oberappellationsgericht  zu  Jena  statt. 

In  Reuss^^*)  wird  der  Antrag  beim  competenten  Gerichte  der 
verpflichteten  Person  oder  des  vei*pflichteten  Grundstücks  angebracht, 
welches  die  Acten  an  die  Landesregierung  einzusenden  hat.  Diese  be- 
stellt eine  Specialcommission,  der  die  unmittelbare  Leitung  des  -  Ver- 
fahrens obliegt.  Die  Bestätigung  des  Ablösungsrecesses  und  Ent- 
pcheidung  über  Streitigkeiten  in  zweiter  Instanz  erfolgte  früher  beim 
Appellations-,  mit  dem  Gesetz  vom  6.  Juni  1864  beim  Ereisgericht 

In  Sondershausen  sind  die  Geschäfte  der  Ablösungscommis- 
sionen  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1852^**)  den  Bezirksvorständen 
übertragen,  durch  das  Gesetz  vom  6.  Januar  1855'^^)  ist  aber  be- 
stimmt worden,  dass  bei  Gemeinheitstheilungen,  Zusamm^egung  von 
Grundstücken,  Ablösung  von  Servituten   und  von  solchen  Reallasten, 


165)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  §.  120  ff.,  allenb.  Ges.  vom  23.  Mai  1837  §.  123  ff., 
mein.  Ges.  a.  a.  0.  §.  69  ff.,  ^oth.  Ges.  a.  a.  0.  %.  71  ff.,  cob.  Crea.  a.  a.  0.  $. 
67  ff,  aondcrehSua.  Gea.  t.  8.  April  1850  §.  68  ff.,  rudolst.  Gea.  ▼.  27.  April 
1849  $.  84  ff,  T.  7.  Jan.  1856  §.  127  ff.,  Gea.  f.  Gera  $.  117  ff. 

166)  Weim.  Gea.  a.  a.  0.  $.  161  ff.,  altenb.  Gea.  TOm  23.  Blai  1837  $•  160, 
goUi.  Gea.  a.  a.  0.  §.  86  ff. 

167)  Mein.  Gea.  a.  a.  0.  $.  75  ff. 

168)  Gea.  v.  15.  Januar  1858  f.  6. 

169)  Agrargeaetae  Bd.  1  8.  214,  Geaatsaammliing  S.  157. 

170)  Agrargeaetae  Bd.  1  8.  801,  Geaotsaammlang  S.  3. 
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deren  Aofhebung  mit  den  genannten  Geschäften  in  Verbindnng 
.  steht,  die  Leitung  des  Verfahrens  und  Entscheidung  etwaiger  Streitig- 
keiten von  den  königlich  preussischen  Auseinandersetzungsbehörden, 
der  Generalcommission  zu  Merseburg  und  ihren  Specialcommissioneii, 
dem  königlidben  Bevisionscollegiom  zu  Berlin  und  dem  königlichen 
geheimen  Obcrtribunal  daselbst  geschehen  solle.  Dies  ist  in  Rudol- 
Stadt  in  Folge  des  Vertrages  mit  Preussen  vom  10.  December  1853 
durchgehends  bei  allen  Ablösungen  der  Fall ;  nur  diejenigen  machen  eine 
Ausnahme,  bei  welchen  der  Domänenfiscus  als  Betheiligter  erscheint 
In  Coburg,  wo  früher  eine  Ablösungscommission  existirte,  ist  die- 
selbe durch  Verordnung  vom  28.  Juni  1858  aufgehoben  und  ihre  Ge- 
schäfte sind  dem  Landrathsamt  zu  Ck>burg  und  dem  Justizamt  zu 
Königsberg  übertragen  worden. 

IL    Die  Besnltate  der  AbUsongen. 

Auf  Grund  der  hier  angegebenen  gesetzlichen  Bestimmungen  ging 
das  Ablösungsverfahren  in  den  thüringischen  Staaten  vor  sich. 

Bereits  gänzlich  beendigt  ist  dasselbe  in  Coburg  und  Gotha, 
da  nach  den  Bestimmungen  der  betreffenden  Gesetze  alle  bis  zum 
31.  December  1860  bez.  1863  nicht  abgelösten  Lasten  als  von  sdbst 
erloschen  zu  betrachten  sind.  Ausgeschlossen  ist  die  Ablösbarkeit, 
abgesehen  von  den  aus  dem  öffentlichen  Rechte  herrührenden  Lasten, 
nur  in  Gotha  bei  den  den  Kirchen,  Pfarreien,  Schulstellen  und  milden 
Stiftungen  zustehenden  Abgaben  und  Leistungen,  jedoch  mit  Aus- 
nahme des  Lehngeldes;  in  Coburg  hat  man  für  Bau-  und  Brennholz- 
gerechtigkeiten eine  Frist  von  30  Jahren  festgesetzt.  Die  Ablö- 
sung letzterer  ist  nichtsdestoweniger  vollständig  eiiolgt;  wie  viel  da- 
gegen von  ersteren  noch  bestehen,  darüber  hat  bis  jetzt  keine  Ermit- 
telung stattgefunden,  es  lässt  sich  aber  sicher  annehmen,  dass  wenig- 
stens ein  Theil  derselben  auf  dem  Wege  der  Privatvereinigung  zur 
-Ablösung  gelangt  ist. 

Auch  in  Meiningen  würde  das  Ablösungsgeschäft  bereits  erledigt 
sein,  wenn  nicht  noch  im  Jahre  1862  die  Präclusivfrist  wieder  um  3 
Jahre  verlängert  worden  wäre;  übrigens  sollen  doch*  auch  hier  ausser 
Hutgerechtsamen  nur  noch  höchst  ausnahmsweise  Grundlasten  vorkommen. 

Im  Fürstenthum  Reuss  j.  L.  sind  Frohnen  und  Triften  fast  üb^- 
all  abgelöst  oder  wenigstens  in  der  Ablösung  begriffen;  die  Aufhebung 
der  Laudemial-  und  Zinsgefälle  ist  jedenfalls  im  Landestheile  Gera 
viel  weiter  vorgeschritten  als  in  den  Landestheilen  Schleiz  und  Loben- 
stein, doch  fehlen  durchaus  alle  detailirten  Angaben  darüb^. 
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Im  Ffirstenthum  Schwarzbnrg-Sondershausen  ist  die  Ab- 
lösung der  bedeutendsten  Beallasten,  welche  dem  Eammerfiscus  zustan* 
den,  jedenfalls  gänzlich  erfolgt.  Bezüglich  anderer  Berechtigter  ist 
theilweise  ebenfalls  eine  durchgängige  Aufhebung  eingetreten,  ohne 
dass  je<loch  nachweisbar  wäre,  wo  hie  und  da  ReaHasten  und  Dienst- 
barkeiten zur  Zeit  noch  verblieben  sind. 

In  Rudol Stadt  ist  die  Ablösung  ebenfalls  zum  grössten  Theil 
durchgeftüirt  und  wird  nach  Ansicht  der  dortigen  Behörden  in  3—4 
Jahren  vollendet  sein. 

Weit  spedellere  Nachriditen  als  über  die  eben  erwähnten  Staaten 
besitzen  wir  über  Weimar  und  Altenburg^'^'). 

In  letzterem  Lande  ist  jedenfalls  eine  vollständige  Erlöschung 
derjenigen  Lasten  eingetreten,  welche  durch  die  Gesetze  vom  17.  Januar 
und  16.  Februar,  12.  Juni  und  6.  August  1849  für  ablösbar  erklärt 
sind,  weil  auf  diese  binnen  10  Jahren  provocirt  sein  musste;  wie  weit 
die  Ablösungen  nach  dem  Gesetz  vom  23.  Mai  1837  durdigefflhrt 
sind,  lässt  sich  nicht  genau  sagen.  Bei  der  Ablösungscommission 
waren  bis  zum  Ende  des  Jahres  1863  folgende  Ablösungsverträge  be- 
stätigt worden: 
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nach  den  citirten  Gesetzen  vom  Jahre  1849  .    .    .    .    .  1336 

zusammen  1613 

in  Weimar  bis  zum  1.  Oct.1864 1145, 

wovon  416  auf  den  weimarischen, 
67  auf  den  eisenadier 
upd  642  auf  den  neustädter  Kreis  kommen. 
Die  zur  eigentlichen  Landwirthschaft  benutzte  Bodenflächo,  d.  h. 
Ackerland ,  Wiesen,  Gehöfte  und  Gärten  beträgt  im  Herzogthum  Al- 
tenburg   84,803  franz.  Hectaren,  im  Grossherzogthum 
Weimar    239,517    fr.  Hect,  wovon 

135,223    -     -       auf  den  weimarischen, 
65,538    -      -  auf  den  eisenacher  und 
38,754    *     -  auf  den  neustädter  Kreis  kommen. 

Auf  1000  äectaren  landwirthschaftlich  benutzten  Landes  sind  da- 


171)  Msa  wird  uns  die  imzleicbe  Behandlung  der  einzelnen  Linder  wenigsleM 
bei  oneern  ersten  Teröffenllichun^en  zu  Gute  liellen  mikssen.  Eine  solche  iit  eben 
onTermeidilcb»  ee  lange  wir  Material  aus  einer  Zeit  verarbeiten,  in  der  wir  die 
Aufnahmen  nieht  seihet  erganisiren  konnten  und  nun  das  Torhandene  so,  wie  et 
eben  ist^  hfamefamen  mesMn. 
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her  zu  rcdmen  im  Grossherzi^huiri  Weimar  8,44  AbUt»nigsv€rträge 

und  zwar  im  weimaiischen  Kreise    5^6  ... 

im  eisenacher  Kreise    2,62  -      - 

im  neustädter  Kreise  30,09  ... 

im  Herzogtfaum  Altenburg  19,02 

Danach  hat  die  altenburger  Ablösungscommission  allerdings  eine 
verhältnissm&ssig  bedeutendere  Tbätigkeit  entwickelt  als  die  weima- 
rische und  das  scheint  auf  einen  rascheren  Fortgang  des  Ablösungs- 
geschäftes  in  ersterem  Lande  hinzudeuten.  Es  darf  aber  bei  Betrach- 
tung der  hier  vorliegenden  Zahlen  nicht  übersehen  werden,  dass  in 
Weimar  eine  grosse  Menge  von  Ablösungen  fiscalischer  Rechte  auf 
Grund  der  Ministerialbekanntmachung  Yom  1.  März  1850  ohne  wei- 
tere Mitwirkung  der  Ablösungsconmiission  rein  durch  die  Gemeinden 
vermittelt  ist.  Und  wenn  wirklich  auf  Altenburg  mehr  Ablösungen 
kämen  als  auf  Weimar,  so  wäre  das  nicht  zu  verwundem;  es  würde 
dieser  Umstand  zum  Theil  in  der  relativ  stärkeren  Bevölkerung,  zum 
Theil  auch  darin  seine  Erklärung  finden,  dass  die  Ablösbarkeit  wenig- 
stens eines  Theiles  der  Beallasten  dort  beinahe  12  Jahre  früher  ausge** 
sprechen  ist  als  hier.  In  Weimar  nimmt  der  industriell  hoch  ent- 
wickelte neustädter  Kreis  die  erste,  der  ärmliche  eisenacher  dagegen 
die  letzte  Stelle  ein. 

Wenn  wir  die  Ablösungen  nach  den  einzelnen  Berechtigungen 
rubriciren,  so  ergiebt  sich  folgendes  Resultat: 

Im  Grossherzogthum  Weimar  sind  dulch  die  erwähnten  1145  Ab- 
lösungsverträge im  Ganzen  2022  grundherrliche  Berechtigungen  ab- 
gelöst, über. welche  die  unten  stehende  Tabelle  das  Nähere  angiebt. 


Weimarischer  1     Eisenacher    |      Neustädter        Grossherzog* 

Kreis.        1 

Kreis. 

Krei«.          fl        Ib 

um. 
in  %  i. 

Abgelöste  Rechte. 

in  •/«  der 

U  %  der 

iu  •/»  der! 

Zahl 

geiammt. 

Zahl 

gegamml. 

Zahl 

gesamml.  |  Zahl       geg. 

Ablö«. 

Ahl6R    1 

AM5s.   1              AblSs. 

1. 

1    2.    1       3.       1 

1    4.   1 

6.       1     6. 

7. 

8.     1     9. 

KnTnj  iT^?M  rTÄrTTTTn 

^^■^ 

^^^^^^^ 

gen 

318 

46,49 

107 

62,21 

441 

37,82 

866 

42,83 

Lehngeldberech- 

. 

tigungen  .... 

225 

32,89 

47 

27,32 

403 

34,56 

675 

33,38 

Hut-  und  Trift- 

« 

gerechtigkeiten 

58 

8,48 

6 

3,49 

1«7 

10,89 

191 

9,45 

Frobnen 

21 

3,07 

1 

0,58 

106 

9,09 

128 

6,33 

Zehntberech-      | 

3,07 

tigungen ...  .1  21 

2 

1,16 

44 

3,78 

67 

3,31 

Andere  Berech- 

• 

tigungen  .... 

41 

6,00 

9 

5,24 

45 

3,86       95 

4,70 

Ueberhaupt.  .  . 

684 

100,00. 

17i 

100,00 

1166 

100,00 

2022 1 

100,00, 
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31  - 

7,71 

29  - 

7,21 

4  - 

0,99 

20  - 

4,98 

Hier  nehmen  also  dnrchgdiends  die  Zinsberechtigungen  die  erste, 
die  LehngeldsberechtiguBgen  die  zweite  Stelle  ein. 

In  Altenburg  sind  auf  Grund  der  Gesetze  vom  23.  Mai  1837  402 
grundherrliche  Rechte  abgelöst  worden.    Von  diesen  betrafen 
173  oder  43,04  %  Hutungs-  und  Trifigerechtsame, 
145     -  ,  36,07  -    Frohngerechtsame, 

-  Lehngeldgerechtsame, 
Zinsgerechtsame, 

-  Zehntgerechtsame, 

-  andere  Berechtigungeu. 

Es  überwiegen  die  Hut-  und  Triftgerechtsame  und  die  Frohnen 
hier  ganz  entschieden,  was  sich  dadurch  erklärt,  dass  die  Gesetze  des 
Jahres  1837  hauptsächlich  diese  Berechtigungen  im  Auge  hatten. 

Von  den  späteren  auf  Grund  der  Gesetze  von  1849  erhobenen 
Provocationen ,  deren  Zahl  sich  auf  2074  beläuft,  sind  uns  nur  1989 
bei  den  Bezirksablösungen  angebrachte  ihrem  Gegenstande  nach  be- 
kannt, während  die  85  bei  der  Generalcommission  verhandelten  nicht 
weiter  rubricirt  werden  können.    Von  ersteren  betrafen 

90  oder    4.53  %  blosse  Lehngeldberechtigungen, 
706     -     36,44  -    blosse  Zinsberechtigungen, 
98     -       4,93  -    blosse  Zehntberechtigungen, 
95     -       4,78  -    Frohnen  und  Servituten, 
1001     -     50,32  -    waren  gemischter  Natur.  — 
Betrachten  wir  die  1989  Provocationen  in  Rücksicht  auf  die  bei 
denselben  betheiligten  Personen  oder  Güter,  so  erscheinen  bei 
636  oder  31,98  7«  ^^^  Fiskus  oder  das  Domanium, 
938     -     47,16  -    geistliche  Stellen 
und  bei  415     -     20,86  -    Rittergüter,  Gemeinden  oder  Privatpersonen 

als  bereditigter  Thcil. 
Auf  diese  Berechtigten  vertheilen   sich  die  einzelnen  Arten  der 
abgelösten  Berechtigungen  folgendermassen: 


Arten  der  abgelögten 
Berechligungen. 


Fiscalisclie  und 
Domsnial- 
ablösungen. 


Zahl 


in«/ 


0 


Geiatliche 
Ablösungen. 


RirierguU-,  Com- 

munal-  u.  dergl. 

Abidaungen. 


Zahl 


l«% 


Zahl 


I     inVo 


1. 


JLL 


3.       II     4. 


6.       II 


7. 


Blosse  Lehngeldablösungenl  19 
Blosse  Zinsablösungen .  .  .  |  44 
Blosse  Zehntablösungen .  .  |  — 
Frohnen  und  Servituten .  .  |  66 
Gemischte  Ablösungen  .  .|  507 


2,99 
6,92 

10,38 
79,71 


30 
574 

97 

4 

233 


3,20 

41 

61,19 

87 

10,34 

1 

0,43 

25 

24,84 

261 

9,88 

20,96 

0,24 

6,03 

62,89 


und  die  WirbanAitt  d#r 


in  Thfiringen, 
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Aus  Weimar  haben  wir  zwar  keine  so  ansfilhrlidien  Zusammen- 
stellungen über  die  bei  den  Ablösungen  concurrirenden  berechtigten 
Personen,  wohl  aber  ziemlich  genaue  Nachrichten  über  die  BetheiUsung 
der  Rittergüter,  welche  wir  in  folgender  Tabelle  zusammenstellend 


Abl5flungen,  bei  welchen 

RitlergOier  betheiligt 

sind: 


Weiiuarischer 
Kreis. 


Zahl 


in  %  d. 
Abl5s.  I 


Eigenacber 
Kreis. 


Zahl 


in  %  d. 

ges. 
Abl58. 


Neustädter 
Kreis. 


Zahl 


II    g>    I      3. 


4. 


6.     II    6. 


Grossherzog- 
thum. 


in  Vo  ^• 
ges. 

Abl58. 


9. 


als  berechtigter  Theil     6 1 
als  verpflicht.  Theil  .     17 
als  berechtigter  und 
verpflichteter  Theil 
überhaupt |  82 


9,0 
2,5 

0,5 
12,0 


16 


9,3  I  122 
5 


16 


9,3 


31 
158 


1,05 
0,4 

2,7 
13,6 


199 
22 

35 
256 


9,9 
1,1 

1,7 
12,7 


Nicht  in  allen  Staaten  ist  es  möglich  gewesen,  das  AblOsungs-* 
capital,  d.  h.  den  Betrag  der  für  die  abgelösten  Rechte  bezahlten 
Geldentschädigungen  zu  ermitteln ;  wir  geben  übrigens  die  Nachrichten, 
soweit  sie  uns  vorliegen. 

In  Budolstadt  wurden  an  den  Domänenfiscus  1,262,840  Fl.  bezahlt, 
über  die  anderen  Berechtigten  prästirten  Gapitalien  ist  Nichts  bekannt 
geworden. 

In  Gotha  betrug  das  gesanimte  Ablösungscapital  1,550,949  Thlr. 
15  Sgr.  8Vi»  Pf.,  in  Coburg  2,399,312  Fl.  36 Vi  Kr.,  wovon 
875,139  Fl.  50VsKr.  oder  36,47%  auf  Zehnten, 
224,167  -    22       -       -        9,34  -    auf  Schafhuten, 
I6V4  -       -      15,22  - 
44V4  -       -        1,38  - 
16       -       -        2,93  - 
27»/4  -       •      31,34  - 


365,081  - 
33,028  - 
70,307  - 

752,006  - 


auf  Gülten, 
auf  Frohnen, 
auf  Holzgerechtigkeiten, 
auf  Handlohn,  Besthaupt,  Erb- 
zins, 


79,581  -    387$  -       -       3,32  -    auf  sonstige  Leistungen 
kommen.    In  Gotha  findet  die  im  Yerhältniss  zur  Grösse  des  Landes 
sehr  geringe  Summe  in  der  unentgeltlichen  Aufhebung  der  Frohnen  ihre 
Erklärung. 

Im  Fürstenthum  Schwarzburz- Sondershausen  belief  sich 

die  Summe  der  jährlichen  das  Ablösungs- 

AhlOsungsrenten :  capital : 

in  d.  Oberherrschaft  auf  1 5,724Thlr.  27  Sgr.  5  Pf.    285,023  Thlr.  20Sgr.  3Pf. 
in d. Unterherrschaftauf 40,382    >    18-    9-     729,375    -14-3- 
im  Fürstenthum  auf  .  .56,107Thlr.l6Sgr.2Pf.|l,014,399Thlr.  48gr.6Pf. 
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Aus  dem  Grossherzogtbam  Weimar  liegen  uns  nur  Aber  einen 
Tbeil  des  Abldsungscapitales  Nachrichten  vor,  nämlich  nur  Aber  die 
Sammen,  hinsichtlich  deren  die  Vereinbarung  unter  Mitwirkung  der 
Ablflmngscommission  stattgefunden  hat,  nidbt  auch  über  diejenigen, 
welche  die  Gemeinden  vermittelt  haben.  Und  doch  sind  gerade  die 
letzteren  bei  Weitem  bedeutender:  sie  betragen  nahezu  2  MiU.  Thlr., 
während  bei  ersteren 

im  Weimar.  Kreise  259,862  Thlr.  26Sgr.  11  Pf.     540Thlr.  18Sgr.  4  Pf. 

im  eisenaeher  Kreise  50,292    -     29- 14-     28 

im  neustädter  Kreise  432,165 2  >       489    -      12  -     1  - 

im  Grossherzogthum  742,320  Thlr.  26  Sgr.    1  Pf.   1044  Thlr.  28  Sgr.  5  Pf. 

Ausserdem  ist  in  20  Fällen  eine  Abtretung  von  Land  beliebt  und 
in  9  sind  gegenseitige  Hutrechte  ohne  weitere  Entschädigung  aufge- 
hoben worden.  — 

Nur  zum  kleinen  Theil  sind  natürlich  die  Pflichtigen  im  Stande 
gewesen,  sich  selbst  die  Ablösungscapitalien  zu  verschaffen;  meist  ist 
der  Staat  denselben  zu  Hülfe  gekommen,  indem  er  ihnen  durch  eigens 
zu  diesem  Zweck  errichtete  Creditinstitute  (Ablösungscassen ,  Renten- 
banken)  unter  der  Bedingung  allmäliger  Tilgung  die  nöthigen  Summen 
vorstreckte.  Diese  Anstalten  näher  darzustellen,  ist  der  Zweck  des  fol- 
genden Abschnitts. 

m    Sie  AbMsnngscaisen  und  Kentenbanken. 

Anstalten  zur  Vermittelung  der  Ablösungen,  namentlich  zur  Be- 
schaffung des  nothwendigen  Capitals  für  den  Pflichtigen ,  existircn  jetzt 
in  allen  thüringischen  Staaten.  Das  erste  derartige  Institut  ist  im 
Herzogthum  Altenburg  errichtet  worden,  wo  das  oben  citirte  Gesetz 
vom  23.  Mai  1837  der  seit  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  bestehenden 
Landesbank  den  Charakter  einer  Landrenteubank  beilegte.  Auch  in 
Weimar  hatte  schon  die  Propositionsschrift,  welche  dem  im  Jahre  1847 
versammelten  Landtage  vorgelegt  wurde,  die  Gründung  einer  solchen 
in  Aussicht  genommen;  man  hielt  aber  wegen  der  politischen  Er- 
eignisse des  Jahres  1848,  welche  inmitten  der  ständisclien  Berathung 
eintraten,  und  wegen  des  Einflusses,  den  dieselben  auf  die  Geld-  und 
Creditverhältnisse  hatten,  die  augenblickliche  Verwirklichung  des  Planes 
für  nnthunlich  1^').    Um  jedoch  die  Ablösuugen  wenigstens  in  irgend 

172)  8.  Eiai.  z.  AUöttsfi-Oes.  fem  S.  J«ni  1848. 
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einer  Weise  zu  fördern,  setzte  die  schon  mehrfach  erwähnte  Ministerial- 
bekanntmachung vom  I.März  1850*^^)  fest,  dass  dieselben,  falls  sie 
fiscalische  Berechtigungen  beträfen,  durch  die  Vermittelung  der  Ge- 
meinden erfolgen  könnten  und  dass  in  diesem  Falle  den  Pflichtigen 
nicht  unbedeutende  Vortheile  gewährt  werden  sollten.  Wenn  sich  näm- 
lich erstere  zur  Zahlung  der  Ablösungssumme  verbindlich  machten,  so 
würden  sie  die  Rechte  des  Fiscus  abgetreten  bekommen,  könnten  dann 
nach  Belieben  entweder  gleich  das  Capital  mit  Ab2ug  von  10  3  aus- 
zahlen oder  eine  jährliche  Rente  von  4 — 5  g  entrichten,  wovon  3^  als 
Zinsen  betrachtet,  ^  bez.  1^  zur  Amortisation  verwandt  werden  sollten, 
müssten  aber  Vortheile,  welche  ihnen  zugestanden  würden,  selbstverständ- 
lich nach  Abzug  der  Kosten,  dem  Pflichtigen  ebenfalls  zuwenden.  Dass  die 
Einrichtung  eine  praktische  war,  beweist  am  deutlichsten  der  Umstand, 
dass,  wie  schon  oben  bemerkt  worden  ist,  beinahe  2  Mill.  Thlr.  auf 
diese  Weise  getilgt  worden  sind.  Man  begnügte  sich  aber  damit  nicht, 
sondern  legte,  als  im  Jahre  1853  die  weimarische  Bank  concessionirt 
wurde,  dieser  die  Verpflichtung  auf,  den  Grundbesitzern  des  Grossher- 
zogthums  Capitalien  zur  Ablösung  grundherrlicher  Rechte  bis  zum  Be- 
trage von  1,500,000  Thlr.  gegen  pupillarische  Sicherheit  darzuleihen, 
eine  Bestimmung,  welche  im  Jahre  1855  auch  auf  das  Fürstenthum 
Reuss  ä.  L.  ausgedehnt  wurde,  indem  die  Ministerialbekanntmachung 
vom  21.  Mai  den  Grundbesitzern  desselben  einen  Credit  von  100,000 
Thlrn.  eröffnete,  dagegen  den  der  weimarischen  auf  1,400,000  Thlr. 
beschränkte. 

Die  übrigen  Anstalten  verdanken  meist  dem  Ende  der  40er  und 
Anfang  der  50er  Jahre  ihre  Entstehung,  einzelne  datiren  aus  noch 
späterer  Zeit 

Zu  den  ersteren  gehören: 

1)  die  durch  Gesetz  vom  8.  April  1850  errichtete  Landrentenbank 
in  Sondershausen, 

2)  die  durch  Gesetz  vom  21.  December  desselben  Jahres  in's  Leben 
gerufene  Ablösungscasse  in-  Coburg,  welche  später  in  Folge  der  Be- 
stimmungen vom  22.  Juni  1858  mit  der  Staatscasse  vereinigt  ist, 

3)  die  Ablösungscasse  in  Gotha,  welche  durch  das  Gesetz  vom 
Ö.  November  1853  begründet  ist, 

4)  die  durch  Gesetz  vom  25.  August  1849  errichtete  Landescredit- 
anstalt  zu  Meiningen,  ein  Staatsinstitut  von  etwas  grösserer  Ausdehnung 
als  die  drei  anderen,  welches  den  Zweck  hat,  überhaupt  Gelegenheit 

zu  geben  zur  Emporbringung  der  Landwirthschaft  und  Gewerbe,  vor- 

<w  '  •  •    ' 

173)  RegiernngiMatt  S  93. 

IV.  18 
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züglich  zur  Ablösung  grundherrlicher  Lasten,  zur  Abhälfe'  in  Noth-  und 
Unglücksfällen  Darlehn  zu  billigen  Zinsen  zu  beschaffen,  femer  die 
Unterbringung  disponibler  Gelder  zu  erleichtern. 

Eine  ähnliche  Anstalt,  nur  mit  noch  viel  weiter  gehenden  Functionen, 
ist  die  Landcscreditcasse  in  Rudolstadt ,  die  auf  dem  Gesetz  vom 
1.  November  1865  beruht.    Ihre  Aufgabe  ist: 

1)  die  Landes-  und  Cameralschulden  zu  verzinsen, 

2)  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Landes-  und  Eammerver- 
mögensstockes  zu  bewirken,  % 

3)  die  Ablösung  grundherrlicher  Lasten  zu  vermitteln, 

4)  den  Privaten  und  Behörden  die  Unterbringung  disponibler  Gel- 
der zu  erleichtern  und 

5)  insoweit  es  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  zur  Hebung  der 
Landwirthschaft  und  der  Gewerbe,  zur  Abhülfe  in  Noth-  und  Unglücks- 
fällen, zum  Abtragen  lästiger  Schulden  u.  s.  w.  Darlehne  zu  angemes- 
senen Zinsen  zu  bieten. 

Am  spätesten,  nämlich  am  15.  Januar  1858  ist  man  in  Beuss  mit 
der  Errichtung  einer  Bentenbank  vorgegangen,  welche  ähnlich  wie  in 
Altenburg,  ein  Annex  der  geraer  Bank  bildet 

Bei  allen  diesen  Instituten  ist  der  Staat  in  hervorragender  Weise 
sowohl  hinsichtlich  der  Gründung  als  auch  der  Verwaltung  betheiligt. 
Die  Directionen  der  betreffenden  Gassen  sind  entweder  von  der  Re- 
gierung oder  auch  zum  Theil  von  den  Landständen  (in  Meiningen  und 
Sondershausen)  ernannt  und  stehen  unter  Oberau&icht  des  Staats* 
ministeriums.  Der  Staat  hat  überall  die  Garantie  für  die  ausgegebenen 
Weithpapiere  übernommen. 

Die  Vermittelung  der  Ablösungen  kann  in  zweifacher  Weise  statt- 
finden :  entweder  so ,  dass  die  Anstalt  dem  Verpflichteten  einfach  das 
Geld  darleiht,  wie  in  Meiningen,  Budolstadt  und  Weimar,  oder  so,  dass 
sie  dasselbe  direct  an  den  Berechtigten  zahlt  und  sich  dafür  die  jähr- 
liche Bente  überweisen  lässt,  wiejn  den  übrigen  Staaten.  Das  Dar- 
lehn an  den  Pflichtigen  wird  natürlich  meist  in  baarem  Gelde  bestehen ; 
dies  ist  in  Weimar  und  Rudolstadt  stets,  in  Meiningen  wenigstens 
regelmässig  der  Fall;  nur  ausnahmsweise  können  hier  statt  des  Geldes 
4procentige  Obligationen  hingegeben  werden,  die  der  Berechtigte  an 
Zablungsstatt  anzunehmen  verpflichtet  ist. 

Natürlich  müssen  einer  so  organisirten  Gasse  ziemlich  bedeutende 
Fonds  zur  Disposition  stehen.  In  Rudolstadt  ist  die  Landescreditcasse 
auf  folgende  Zuschüsse  und  Capitalien  angewiesen: 

1)  Eaufgelder  für  veräusserten  Grundbesitz  und  AblÖsungBgelder 
von  Feudal-  und  sonstigen  Berechtigungen, 
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2)  Depositen  von  inländischen  Behörden, 

3)  Capitalien,  welche  von  Privaten  aufgenommen  werden, 

4)  Zuschüsse  der  Hauptlandcscasse  zur  Verzinsung  und  Tilgung 
der  Staats-  und  Cameralschulden, 

5)  Zinsen  von  ausstehenden  Activcapitalien  des  Landes-  und 
Kammervermögens. 

lieber  die  aufgenommenen  Kapitalien  und  Depositen  werden  na- 
mentliche Schuldurkunden  ausgestellt;  die  Verzinsung  beträgt  bei  Dar- 
lehnen auf  halbjährige  Kündigung  3^,  auf  monatliche  2$;  Depositen 
werden  bei  unmündigen  Personen  mit  3 ,  bei  mündigen  mit  2  J  ver- 
zinst. 

Der  Activfond  der  meininger  Landescreditanstalt  besteht  in: 

1)  Gapitalien,  die  aufgenommen  werden, 

2)  Depositen, 

3)  Beständen  der  Spar-  und  Stiftungscassen,  welche  der  Landes- 
creditanstalt geliehen  werden, 

4)  temporären  Zuschüssen, 

5)  eingehenden  Domänenkaufgeldem  und  Geldablösungen  für  grund- 
herrliche Gefälle  und  Realrechte  des  Fiscus. 

Für  unkündbare  oder  auf  unbestimmte  Zeit  angelegte  Capitalien 
werden  4procentige  Inhaberpapiere ,  welche  auf  25,  50,  100,  200,  500 
und  1000  Fl.  lauten  können,  bei  anderen  Capitalien  und  Depositen 
3procentige  Schuldurkundcn  ausgestellt.  Die  weimarische  Bank  ist  be- 
rechtigt, im  Werthe  der  von  ihr  verliehenen  Capitalien  3iprocentige 
Rentenbriefe  auszugeben. 

Diejenigen  Ablösungsinstitute  dagegen,  welche  wir  mit  dem  Namen 
Rentenbanken  im  eigentlichen  Sinne  bezeichnen,  d.  h.  welche  gegen 
üeberweisung  der  Jahresrente  die  Zahlung  direct  an  den  Berechtigten 
eflfectuiren,  pflegen  dies  meist  durch  Werthpapiere ,  s.  g.  Rentenbank- 
scheine,  zu  thun.  Nur  ganz  kleine  Summen  werden  auch  hier  in  baarem 
Gelde  entrichtet,  so  in  Gotha  unter  5,  in  Sondershausen  unter  10, 
in  Altenburg  unter  25  Thlr.,  in  Coburg  unter  12^  Fl.  Von  dieser 
regelmässigen  Einrichtung  macht  jedoch  die  geraer  eine  Ausnahme; 
die  dortige  Bank  muss  dem  Berechtigten  binnen  14  Tagen  nach  üeber- 
weisung der  Ablösungsrente  den  20fachen  Capitalbetrag  baar  auszahlen, 
sie  darf  allerdings  Inhaberpapiere  ausstellen ,  für  welche  die  ihr  über- 
wiesenen Renten  speciell  haftbar  sind,  diese  können  jedoch  nicht  zur 
Bezahlung  des  Berechtigten  verwandt,  sondern  ähnlich  wie  in  Weimar 
lediglich  gleich  anderen  Banknoten  emittirt  werden.  Ersteres  ist  nur 
dann  zulässig,  wenn  die  überwiesenen  Renten  die  Höhe  von  15,000  Thlrn. 

18* 
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übersteigen;  in  diesem  Falle  wird  aber,  statt  des  20facheD,  der  25fache 
Betrag  gewährt. 

ßentenbriefe  werden  zu  folgenden  Beträgen  ausgegeben:  in  Gotha 
zu  5,  10,  50,  100,  500,  lOOOThlrn.,  in  Sondershausen  zu  10,  20,  50, 
100,  500,  1000  Thlrn.,  in  Altenburg  zu  25,  100,  500  Thlrn.,  in  Coburg 
zu  12i,  25,  50,  100,  500,  1000  Fl. 

Die  Schuld  des  Pflichtigen  an  die  Ablösungscasse  wird  durch  all- 
mälige  Amortisation  getilgt.  Sehr  complicirte  Bestimmungen  bestehen 
darüber  in  Altenburg.  Gehört  die  Ablösungsrente  einer  nach  dem 
Gesetz  vom  23.  Mai  1837  behandelten  Ablösung  an"*),  bei  welcher 
die  Capitalisirung  im  25fachen  Betrage  erfolgt,  so  erhöht  sie  sich  um 
yT"^,  also  auf  4^  g  des  Capitals.  Die  Rentenbank  stellt  dem  Berechtigten 
über  den  25fachen  Betrag  der  ursprünglichen  bez.  den  23i*^fachen  der 
erhöhten  Rente  3^procentige  Bankscheine  aus  und  verwendet  von  den 
Zahlungen  des  Verpflichteten  die  3^  g  zur  Verzinsung,  das  übrige  eine 
Procent  zur  Amortisation,  welche  sich  im  46.  Jahre  vollzieht  Rührt 
dagegen  die  Ablösungsrente  aus  einer  Lehngeldablösung  oder  einer  Ab- 
lösung von  Naturalcntrichtiuigen ,  Abgaben,  Geldgefällen  oder  Natural- 
zehnten  an  Kirchen,  Pfarreien,  Schulen  und  milden  Stiftungen  her,  so 
erhöht  sich  die  ursprüngliche  Rente  um  den  vierten  Theil,  die  Bank 
stellt  4procentige  Scheine  über  den  25fachen  Betrag  derselben  aus  und 
benutzt  den  vierten  Theil,  um  welchen  die  Rente  erhöht  ist,  also  IJ 
des  Capitals  zur  Tilgung,  die  im  42.  Jahre  nach  der  Ueberweisung 
beendet  ist.  Bei  allen  übrigen  Ablösungen  erfolgt  die  Capital isinmg 
im  20fachen  Werthe;  in  diesem  Falle  wird  die  Rente  nicht  nur  nicht 
grösser,  sondern  mindert  sich  um  den  15.  Theil  ihres  ureprünglichen 
Betrages,  bleibt  also  nur  noch  4f  g  des  Capitals.  Hiervon  werden  4J 
als  Zins 'und  |  als  Amortisationsfond  betrachtet.  Die  Tilgung  voll- 
zieht sich  in  50  Jahren.  In  Gotha  wird  dem  Berechtigten  das  20fache 
Capital  gewährt,  von  der  öprocentigen  Rente  des  Pflichtigen  werden 
4  8  zur  Verzinsung  verwandt,  \  als  Beitrag  zum  Verwaltungsaufwand, 
I  als  Tilgungsfond  angesehen.  Die  Rente  erlischt  in  47  Jahren.  In 
Sondershausen  lauten  die  Rentenbriefe  bei  Frohnen  und  Dienstgeldern 
auf  den  12-,  bei  anderen  Reallasten  und  bei  Servituten  auf  den  18* 
fachen  Betrag  der  Jahresrente.  Durch  die  regelmässige  Fortentrichtung 
der  letzteren  wird  im  ersten  Falle  in  18,  im  zweiten  in  34  Jahren  das 
Capital  getilgt.    In  Coburg  beträgt  die  für  Verzinsung  der  Renten- 

174)  Durch  dieses  waren  für  ablösbar  erklärt:  Frohndiensle ,  Trift-  und  Ha- 
tungsservituten,  das  Recht  lum  Holzlesen  und  Streuholen,  lum  Gras-,  Schilf-  und 
Rasenbolen  und  die  Beholzungsgerecbtigkeiten. 
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briefe  und  Verwaltungskosten  vom  Pflichtigen  zu  zahlende  Summe  4^  § 
des  Ablösungscapitals ,  die  Amortisation  kann  je  nach  Belieben  des- 
selben in  5,  8,  10,  15,  20,  25  oder  30,  muss  aber  spätestens  in 
33  Jahren  erfolgen.  In  Gera  werden  von  der  Rente  3.}  J  zur  Ver- 
zinsung, i  zur  Tilgung  verwandt,  so  dass  letztere  in  61  Jahren  erfolgt. 
In  Meiningen  muss  man  für  die  dargeliehenen  Capitalien  4^  S  Zinsen 
und  lg  Tilgungsrente  zahlen,  die  Amortisation  ist  demnach  in  iO\ 
Jahren  vollendet.  In  Budolstadt  ist  die  Ablösungsrente  Zins  und  Til- 
gungsrente zugleich  und  es  tritt  die  Amortisation  mit  dem  18.  Jahre 
ein,  wenn  der  12fache,  mit  dem  24.,  wenn  der  15fache  und  mit  dem 
31.,  wenn  der  18fache  Betrag  der  Jahresrente  als  Ablösungssumme  zu 
prästiren  ist.  Ersteres  findet  bei  Frohngeldern  und  Hüten,  Zweites 
bei  Lehngeldern,  Erbgeldern,  Grundrenten  und  Zehnten,  Letzteres  bei 
Hüten  auf  Forstgrundstücken  und  anderen  Servituten  statt.  Der  wei- 
marischen Bank  sind  3^  g  Zinsen  und  je  nach  Belieben  des  Pflichtigen 
^ — 2^g  Tilgungsrente  zu  zahlen. 

Ein  Maximalsatz  ist  bei  der  Uebernahme  von  Renten  oder  Aus- 
leihung von  Capitalien  für  keinen  Staat  festgesetzt,  wohl  aber  giebt 
es  Minimalsätze.  Die  altenburger  Bank  nahm  anfangs  keine  Beuten 
unter  15,  seit  der  Verordnung  vom  30.  Juni  1849  keine  unter  5  Sgr. 
an,  die  geraer  ursprünglich  nur  solche  im  Betrage  von  2V2  Sgr.,  seit 
dem  Gesetz  vom  10.  Sept.  1864  auch  solche  zu  V/^  Sgr.  Die  mei- 
ninger  Landcscreditanstalt  leiht  für  andere  Zwecke  keine  Gapitalien 
unter  25  fl.,  für  Ablösungen  keine  unter  5  fl.,  die  weimarische  Bank 
keine  unter  50  Thlrn.  aus,  von  der  rudolstädter  werden  im  Allgemei- 
nen 25  fl.  und  15  Thlr.,  bei  Ablösungen  14  Fl.  und  8  Thlr.  als  Mi- 
nimalsatz festgehalten. 

Die  Heimzahlnng  der  Rentenbriefe  so  wie  der  unkündbaren  mei- 
ningischen  Obligationen  erfolgt  durch  Ausloosung. 

Betrachten  wir  nun  die  Geschäftsergebnisse  der  hier  erwähnten 
Geldinstitute.  Die  Summe  des  durch  die  Ablösungscasseu  vermittelten 
Capitals  beträgt: 

in  Weimar  (v.  1.  Jan.  1854  bis  31. 
Dec.  1864)        .        .        .       '.      220,707  Thlr.    9  Sgr.— Pfg. 

in  Altenburg  (v.  30.  Sept.  1857  bez. 

1849  bis  31.  Dec  1863)    .        .   2,734,937    -      25    -     2     - 

in  Meiningen  (v.  1.  Oct  1848  bis 

31.  Dec.  1863)   4,872,688  Fl.  =  2,785,821     -      21     -     5     - 

in  Gotha  (v.  1.  Jan.  1854  bis  30. 

Juni  1864)  ....      749,376    -        8    -     5     - 
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in  Coburg  (v.  1.  Jan.  1851  bis  30. 
April  1864)  1,251,737  Fl.  30  Kr.  =  715,278  Thlr.  17  Sgr.  2    Pf. 

iD  Sondershausen  (v.  1.  Nov.  1850 
bis  31.  Dec.  1863)      .        .        .    843,090    -      12    -     5     - 

in  Rudolstadt  (v.  1.  Nov.  1855  bis 

31.  Dec.    18Ö3)     701,180    Fl.  =  400,674     -        8    -     7     - 

in  Reuss  j.  L.  (v.  15.  Jan.  1858 
bis  31.  Dec  1863)  .  .  .  159,165  -  10  -  —  - 
Altenburg  und  Meioingen  haben,  wie  man  auf  den  ersten  Blick  sieht, 
bei  Weitem  die  grössten  Summen  aufzuweisen,  ziemlich  gleich  stehen 
Gotha,  Coburg  und  Sondersbausen ,  wieder  etwas  niedriger  Rudolstadt 
und  mit  noch  bedeutend  weniger  Reuss  da.  Aber  diese  absoluten 
Zahlen  gewähren  auch  nur  ein  wenig  richtiges  Bild  von  der  Sache ; 
die  Summe  des  vermittelten  Capitals  hängt  so  sehr  von  der  Menge 
der  Mensclien,  welche  desselben  bedürftig  sind,  von  der  Höhe  des  Ab- 
lösuugscapitals  überhaupt  und  der  Zeit  des  Bestehens  der  Kasse  ab, 
dass  Duthwendig  einige  Reductionen  vorgenommen  werden  müssen. 
Dies  ist  in  der  folgenden  Tabelle  geschehen.  Die  Berechnung  auf  die  Be- 
völkerung ist  allerdings  keine  exacte,  besser  wäre  es  gewesen,  wenn  wir 
die  Zahl  der  Überhaupt  vorhandenen  oder  noch  besser  der  ablösenden 
Grundbesitzer  gekannt  hätten;  da  uns  jedoch  diese  nicht  gegeben  war, 
musste  die  Volkszahl  als  Aushülfe  dienen,  um  das  Verhältniss  des  ver- 
mittelten Capitals  zu  den  desselben  bedürftigen  Personen  zu  ermitteln. 
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Auch  nach  dieser  Uebersicht  nimmt  Altenburg  die  bei  Weitem  erste 
Stelle  ein.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommen  19,94  llilr.,  wäh- 
rend Meiningen  und  Coburg,  die  Altenburg  zunächst  stehenden  Staa- 
ten, nur  16,16  und  15,21  aufzuweisen  haben.  Ist  in  Meiningen  die  auf 
den  Jahresdurchschnitt  berechnete  Summe  grösser  als  in  Altenburg,  so 
rQhrt  das  zum  Theil  wohl  daher,  dass  dort  die  Ablösbarkeit  der 
bäuerlichen  Lasten  beinahe  10  Jahre  später  ausgesprochen  ist  als  hier; 
andererseits  ist  aber  auch  mit  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  die  mei- 
ninger  Landescreditanstalt  nicht  nur  für  Ablösungs-,  sondern  ausser- 
dem auch  fQr  andere  Zwecke  ausleiht.  Nächst  Altenburg  und  Meir 
ningen  kommen  Coburg,  Sondershaussen  und  Gotha  mit  15,21,  12,99 
und  6,64  Thlm.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Der  niedrige  Satz 
Gotha's  ist  mehr  scheinbar  als  wirklich;  das  ganze  Ablösungseapital 
ist  hier  ein  verhältnissmässig  geringeres  gewesen  als  namentlich  in 
Coburg.  Die  durch  die  Ablösungcasse  vermittelten  Summen  machen  in 
beiden  Staaten  beinahe  gleich  viele  Procente  des  Gesammtcapitales 
aus.  Dagegen  hat  in  Sondershausen  gerade  im  Verhältniss  zum  Ab- 
lösungseapital die  Landrentenbank  eine  sehr  bedeutende  Thätigkeit 
entwickelt;  83,11g  der  (iberhaupt  für  Ablösungen  gezahlten  Gelder 
sind  durch  ihre  Hände  gegangen.  Freilich  ist  die  Unterherrschaft  mit 
einer  bedeutenderen  Summe  betheiligt  als  die  Überherrschaft,  ganz 
natürlich,  da  die  Landrentenbank  in  Sondershaussen  ihren  Sitz  hat 
und  fttr  die  Bewohner  der  ersten  ungleich  bequemer  liegt  als  für  die 
der  letzten.    Das  Ablösungseapital  betrug 

in  der  Unterherrschaft  729,375  Thlr.,  davon  waren  durch  die  Renten- 
bank vermittelt: 
642,610  Thlr.,  also  88,7  J 
in  der  Oberherrschaft    285,023  Thlr.,  200,480     -         -    70,3  J 

Bedeutend  geringere  Beträge  als  alle  übrigen  thüringischen  Staa- 
ten weisen  Rudolstadt,  Reuss  j.  L.  und  Weimar  auf,  eine  Erscheinung, 
welche  vornehmlich  darin  ihren  Grund  haben  mag,  dass  in  diesen 
Ländern  die  Einrichtung  der  Ablösungskassen  erst  getroffen  ist,  nach- 
dem die  Ablösung  der  Grundlasten  schon  Jahre  lang  ausgesprochen 
und  jedenfalls  bereits  zum  grossen  Theil  durchgeführt  war. 

Es  bleibt  uns  nur  noch  übrig,  einige  Worte  über  die  Amortisation 
und  Rückzahlung  der  von  den  Rentenbanken  entliehenen  Capitalien  zu 
sagen.  Leider  sind  die  hieiüber  vorliegenden  Nachrichten  sehr  ungleich. 
Hinsichtlich  der  weimarischen  Bank  ist  uns  gar  Nichts,  hinsichtlich  der 
geraer  nur  bekannt,  dass  von  den  7,958  Thlm.  8  Sgr.  übernommener 
Renten    56  Thlr.  6  Sgr.  6   Pf.  durch    Capitalzahlung  getilgt  sind. 
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Es  ist  danach  die  Rflckzablung  der  von  den  Ablösungscassen  ent- 
liehenen Capitalien  in  den  verschiedenen  Staaten  je  nach  der  Grösse  der 
Tilgungsrente  und  der  Dauer  der  seit  der  Ablösung  verflossenen  Zeit 
bereits  in  grösserem  oder  geringerem  Maasse  erfolgt.  Bei  Weitem  das 
Meiste  ist  auf  Grund  des  gesetzlichen  Amortisationsplanes  abbezahlt 
lirorden,  ein  Zeichen,  me  practisch  eine  solche  allmälige  und  regelmässig 
fortschreitende  Tilgung  der  contrahirten  Schulden  ist.  Nur  Meiningen 
und  Budolstadt  weisen  höhere  Beträge  auf,  welche  durch  eigentliche 
Eückzahlung  abgetragen  sind,  aber  das  hängt  mit  der  Organisation 
der  dort  bestehenden  Anstalten  zusammen,  welche  mehr  den  Charak- 
ter von  Darlehenskassen  als  den  eigentlicher  Eentenbanken  haben. 

Im  Allgemeinen  aber  schreitet  die  Amortisation  der  AUösungs- 
capitalien  in  Thüringen  stetig  vorwärts,  so  dass  sich  hoffen  lässt.  die- 
selbe werde  in  nicht  allzu  langer  Zeit  und  spätestens  mit  dem  Ab- 
lauf dieses  Jahrhunderts  vollendet  sein.  Damit  wäre  auch  der  letzte 
Rest  der  alten  gutsherrlich  *  bäuerlichen  Verhältnisse  vernichtet  und 
das  20.  Jahrhundert  würde  ein  Geschlecht  von  Landbauem  erblicken, 
die  als  freie  Männer  auf  freien  Gütern  sitzen. 


Litteratur. 


IV. 

nie  C(e«etsiiiftfl«ii^kelt  In  den  «ebelnbar  nf  lllkfirllchen  menseh- 
llehen  Bnndlnni^en  Tom  Stondpnnkte  der  StotUtIk.  Won 
Br«  Adolph  Waf^ner«  Kambori^»  Bojre«  and  detoler» 
1864. 

Schon  der  Titel  dieser  fleigsigen  und  an  guten  Bemerkungen  reichen  Schrift 
fordert  xur  Polemik  heraus.  Denn  wihrend  wir  in  allen  Gebieten 9  wo  ge- 
handelt wird,  die  Willkür  Terdammen,  sie  im  Reiche  des  Seins  als 
undenkbar,  im  Reiche  des  So  Ileus  als  UDsittiich  zurückweisen,  unternimmt 
es  Herr  Wagner,  die  Gesetimfissigkeit  der  willkürlichen  Hand- 
lungen darzustellen.  Es  ist  zwar  von  scheinbar  willkürlichen  Handlungen 
die  Rede,  d.  h.  genau  genommen  von  Handlungen,  die  zwar  den  Schein  der 
Willkür  an  sich  tragen,  aber  in  der  That  nicht  willkürlich  sind,  aber  an 
einzelnrn  Stellen  des  Buchs  treten  die  gemeintm  Handlungen  ohne  nähere  Be- 
zeichnung als  willkürliche  auf.  Diese  willkürlichen  Handlungen  sind  nun 
Heiratben,  Selbsimorde  und  Verbrechen.  Ich  für  meine  Person  habe  in  diesen 
Handlungen  kaum  eine  Andeutung  Ton  Willkür,  sondern  im  Gegenlheil  den 
▼ielseitigsten  Determinismus  wahrgenommen.  Denn  erwagt  man  alle  die  Be- 
dingungen, unter  denen  die  Yerheirathungen  in  einem  bestimmten  Lande  mit 
seinen  Gesetzen  und  Sitten  zwischen  Personen  mit  ihren  bestimmten  intellec- 
tuellen,  ethischen,  socialen  und  ökonomischen  Verhaltnissen  zu  Stande  kommen, 
so  wird  man  sich  über  den  factisch  herrschenden  Determinismus  nicht  im 
Geringsten  wundern.  Ebensowenig  wundern  wir  uns  über  die  „Constanz^*  des 
Selbstmords. 

Im  Begriff  der  Willkür  liegt  die  Unabhängigkeit  des  Endwillens.  Fassl 
man  sie  als  Seelenfermögen,  so  setzt  man  ein  Vermögen  von  absoluter  Wirk- 
samkeit, welches  Ton  andern  Vermögen  der  Seele  nicht  beeinflusst  werden 
kann,  also  an  die  Stelle  einer  Erklärung  eine  Unbegreiflichkeit.  Fasst  man 
hingegen  die  Willkür  als  Manifestation  des  sich  entwickelnden  Geistes,  so  muss 
man,  um  diese  Entwickelung  rein  zu  halten,  sich  dem  Spiritualismus  in  dia 
Hände  liefern.  Doch  berufen  vir  uns  nur  auf  die  Erfahrung!  Diese  lehrt, 
dass  der  Endwille  nicht  plötzlich  aus  der  Willkür  herforspringt ,  sondern  aus 
der  Art  der  Yorsteihingen  und  Gedanken,  mitunter  sehr  langsam,  sich  er- 
sengt. Das  wissen  die  Indeterministen  recht  gut.  Daher  appelliren  sie  —  um 
den  Angriff  zu  pariren  —  Ton  dem  empirischen  Bewusstsein  an  ein  höherea 
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intellectaelles ,  zu  dem  ich  mich  leider  nteht  tu  erheben  Termag.  Wenn  der 
IndeUrminiemus  ?on  Eriiehnnf;,  Ton  hiitorischem  Pragmatismoa ,  von  Seelen« 
hrankheiten  etwaa  erklären  will,  ao  muaa  er  die  Willliar  im  Zaum  halten,  alao 
etva  aie  durch  Setzung  von  Gegenkräften  aufbeben,  alao  aich  aelbsl  Ternichten. 
Hit  Redenaarten  wie  „der  determinirte  Wille  tat  die  particuUre  Beatimmtheit, 
der  indelermiuirte  die  fiber  allen  Determinationen  achwebeude  Allgemeinheit  dea 
Woilena;  der  eine  weist  auf  den  andern  hin,  weil  er  in  aich  einen  Wider* 
apruch  enthält,  da  der  eine  einen  Willen  lehrt,  der  Nichte  will,  und  der 
andere  einen,  der  Nichte  wili'S  wird  Niemanden  gedient  sein.  Darum  fort 
mit  alier  Willkur!  Sie  ist  ein  gänzlich  unbrauchbarer  Begriff.  Weder  die 
acheinbare  noch  die  wirkliche  ist  zu  etwas  zu  gebrauchen* 

In  der  Einltitiing   erklärt  Herr  Wagner,    es  habe  ihm  wünachenswerth 
geachienen,   „durch  Hindeutungen   über  den  Zusammenhang   der  atatistischcn 
Untersuchungen   mit   den  grosaen   philoaophiachen   Problemen   der  Menschheil 
und  die  Frage  nach  dem  Wesen  der  Naturgeaeize,  nach  der  Allgemeinheit  der 
Geaetzmassigkeit   in   der  Natur,   mit  der  Streitfrage   über  Willenafrciheit  und 
Nothwendigkeit ,    die  Aufmerksamkeit  anderer   Fachmänner,    der   Philoaophen, 
Ethiker,    Theologen,    wie    der  Naturforacher    auf   ein   Untersuchungsfeld    zu 
lenken,   daa  trotz  Uu^telet'a  und  Guerry'a  bahnbrechenden  Arbeiten  und 
trotz   der    tüchtigen  Leistungen   mancher  ihrer  Nachfolger  nnbeatrcitbar  noch 
ao  wenig  die  allgemeine  Beachtung   der  wiaaenachafUichen  Welt  auf  aich  ge- 
zogen  hat  .  •  .     Wie    man  aich  aber  auch  zn   der  Frage  der  Willenafreiheifc 
atelle,  und  wie  wenig  auch  durch  die  statistischen  Untersuchungen  daa  Problem 
der  Willensfreiheit  in  Zweifel  gezogen  werden  möge,  —  darüber  konnte  doch, 
acheint  mir,   gar   kein  Zweifel   möglich   aein,    daaa  jene  Untersuchungen    daa 
Problem  der  Willensfreiheit  und  Nothwendigkeit  nahe  genug  berühren,  um  die 
biaher  ublidie  beinahe  vollständige  Ignorirung  jener  Arbeiten  und  Beobachtungen 
Seitens    der   Philoaophie     ala    ungerechtfertigt   erscheinen    zu    lassen'S     Herr 
Wagner    erklärt    dieae    Vernachlässigung    der    Statialik    aua    der    geringen 
Neigung    zu   einer    mit   vielen   Zahlentafeln  versehenen   Daratellnng.     Deshalb 
weist   er  aua  aeiner  Arbeit  die  Maaae   der  Tafeln  und  beatimmt  aie  nicht  bloa 
für  Statistiker,  aondern   für  Jeden,  deaaen   Gedanfcenkreia  aich   mit  dem   an- 
geregten berührt,   also  beaondcra  auch  für  die  Philoaophen.     Dabei  bekennt  er 
mit  zu   rühmender   Offenheit:     „Ich    peraönlich    habe   eine   Vereinbarung    der 
Geeetzmäaaigkeiten  mit   der  Lehre  von  der  Willensfreiheit  mir  nicht  völlig  klar 
zu  machen  vermocht,   während   ich   mich   doch  ebensowenig  zur  Anerkennung 
einer   unbedingten  Nothwendigkeit  verstehen  konnte^^;   und  wahracheinlich  hat 
er  Recht,   wenn  er  hinzufügt:    „Sicherlich  geht  ea  den  Meisten  ao,  wenn  aie 
aich  nicht  aelbst  täuschen  wollen'^  —  „Anlasa  und  Ausgangspunkt  einer  eigen- 
artigen Beschäftigung   mit   dem   Probleme   der   Freiheit   und   NothwendigkeiV^ 
dürften    jedoch    die    aufgeatellten   „Geaetze'^    kaum   geben.     Die    idealiatiache 
Philoaophie  wird  dieselben    in  die  Eut Wickelung   dea  Geiatea   hineinpacken  und 
ein  Paar  geistreiche  Bemerkungen   dazu  erfinden.     Die   realistiKhe  Philoaophit 
hingegen   hat   daa  Problem  der  Freiheit  im  Ganzen  und  Groaaen   gelöal  und 
bedarf    dea   Anlasaea  nicht;    doch   wird    aie   ebenaowohl   mit   Vergnügen    ala 
BBt  Vortheil  die    empirbch   gefundenen  „Geaetze^^  betrachten,    eineraeita,   um 
die  Richtigkeit  ihrer   Lehre    zu  prüfen,    andereraeita v    um   die    paychologiache 
Erklärung  der  Eracheinungen  zu  veraucben. 
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Noch  einer  anderen  Anfrichtigkrit  des  Verfasaers  mnaa  lobend  gedacht 
werden.  Wir  schreiben  die  ganze  Stelle  aas,  weil  sie  eine  sehr  behrraigens- 
werthe  Wahrheit  enthält.  ^^Es  ist  wshr'^  —  heisst  es  —  „die  grossen  Zah- 
len nud  die  anffsllenden  Regelmissigkeiten  in  ihnen  imponiren  uns  Allen  über 
die  Massen.  Nur  tu  geneigt  sind  wir,  Alles  als  fest  und  klar  und  unbestreifc* 
bar  anzunehmen,  die  Schwierigkeiten,  welche  die  Vereinigung  der  wirklichen 
oder  Termeintlichen  Naturgesetze  mit  anderen  Erfahrungen  und  Thatsachen  auch 
unserer  Logik  bietet,  zu  übersehen  oder  absichtlich  zu  Terkennea,  und  uns 
in  der  „Naturgesetzlichkeit^^  ein  neues  Idol  zu  errichten,  dem  nun  abermals 
anaer  Gemülh  seine  Verehrung  zollt.  Die  Hinneigung  zu  diesem  Fehler 
möchte  ich  mir  bei  vielen  und  den  hervorragendsten  Statistikern,  Qu^telet 
selbst  nicht  ausgenommen,  nachzuweisen  getrauen.  Wir  alle  sind  zu  sehr 
Kinder  unserer  Zeit  und  unterliegen  den  Einflüssen  der  letzteren  so  stark,  daaa 
wohl  kaum  Einer  von  dieser  Hinneigung  sich  ganz  freisprechen  darf.  Ich  bin 
weit  entfemt,  mich  davon  auaznnebmen^^ 

Die  Ungewissheit  des  Verfassers  über  das  Problem  der  menschlichen  Frei* 
heit  verleiht  seiner  Darstellung  in  einzelnen  Punkten  etwaa  Unbestimmtes  und 
Schwankendes.  Wepn  z.  B.  Dankwardt  ssgt:  „Der  Mensch  ist  un- 
frei, man  kann  ihn  für  sein  Thun  ebensowenig  verantwortlich  machen,  als 
den  Stein,  der  den  Gesetzen  der  Schwere  folgend  uns  den  Kopf  verletzt;  die 
verbrecherische  That  war  die  nothwendige  Wirkung  eines  Naturgesetzes'^ 
so  ist  er  weit  entfernt,  ihm  Recht  zu  geben,  aber  ebensowenig  wagt  er  es, 
die  gegentheilige  Meinung  zu  vertreten.  Die  Wirkung  dieser  Ungewissheit  er- 
kennt man  auch  in  der  Bestimmung  der  Begriffe  Gesetz,  Gesetzmässigkeit, 
Naturgeaetz. 

Gesetzmässigkeit  ist  nach  Herrn  Wagner  „die  Gleichförmigkeit  der 
Wiederkehr  der  beobachteten  Erscheinungen  und  Vorgänge,  welche  in  ihren 
festen  Verhältniss  der  Abhängigkeit  von  constanten,  gleichbleibenden  oder  von 
einem  zusammenhängenden  in  sich  geschlossenen  System  veränderlicher  Ur- 
sachen erkannt  ist'^  Gesetz  ist  dann  eine  „Gesetzmässigkeit,  in  welcher  be- 
stimmte Ursachen  erkannt  werden^.  Ich  will  mich  nicht  in  eine  Kritik  dieser 
Definitionen  einlassen,  sondern  nur  Folgendes  bemerken:  Um  Kapferozyd  za 
bilden,  vereinigen  sich  79,829  pC.  Kupfer  mit  20,174  pC.  Sauerstoff.  Nehmen 
wir  mehr  Kupfer,  so  bleibt  der  überschüssige  Theil  unverbundenj  nehmen  wir 
weniger  Kupfer,  so  bleibt  ein  bestimmter  Theil  des  Sauerstoffs  ausserhalb  der 
Verbindung.  Dieses  Verhältnisa  ist  constant  für  grosse  und  kleine  Masaen, 
für  Kupfer  und  Sauerstoff  aus  jedem  Lande  und  zwar  absolut  constant,  nicht 
etwa  so,  dass  jene  Verhältnisszahlen  nur  Näherungen  wären.  Das  iat  ein 
Gesetz.  Von  aolchen  Gesetzen  weiaa  die  Statistik  nichts,  und  wir  glaubten, 
daaa  sie  as  auch  niemals  bis  zu  ihnen  bringen  wird.  Jedes  Geaetz  In  der 
Natur,  in  der  Logik,  in  der  Physik,  in  der  Psychologie  tritt  in  der  hypothe- 
tischen Form  auf:  „Wenn  i4  ist,  so  iat  B"  und  zwar  ein  ganz  beatimmtea  B^ 
•0  dasa,  wenn  A  einen  bestimmten  Zahlenbegriff  in  sich  schliesat,  auch  B  einen 
aolchen  enthält,  welcher  auf  ganz  bestimmte  Weiaa  aus  dem  ersteren  berecbnat 
werden  muaa. 

Herr  Wagner  bebandelt  mit  Vorliebe  das  Gesetz s  „Ea  werden  mahr 
Knaben  ala  Mädchen  geborenes  Das  iat  nach  unserer  strängen  Fasanng  des 
Begriffs  kein  Gesetz.    Denn  ea  gilt  nickt  von  Jader  beliebigen  Anzahl  van 
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Geburten,  und  bedeutet  nur  die  Thatsache,  dasf  eben  in  dem  beBtinimten 
Volke  (oder  auch  unter  allen  Völkern)  mehr  Knaben  als  Mädchen  geboren 
werden.  Pa  aber  vom  allgemein  natürlichen  Standpunkte  kein  Grund  vorliegt, 
daaa  dies  alattfinde,  so  muaa  man  eine  bestimmte  Ursache  hinzudenken,  welche 
den  Ueberschuss  der  Knabengeburten  bewirkt.  Ergäbe  sich  nun,  dasa  ältere 
Männer  mit  jüngeren  Frauen  mehr  Knaben  als  Madchen  zeugten,  ao  hätte  man 
Grund,  hierin  die  Uraache  des  genannten  Ueberschusses  zu  Termuthen;  aber 
aelbat  die  Thatsache,  dasa  ältere  Männer  mit  jüngeren  Frauen  mehr  Knaben 
als  Mädchen  erzeugen,  Ist  nicht  allgemein,  also  bann  aie  nicht  zur  Erklärung 
benutzt  werden.  Und  wenn  wir  auch  auf  den  Durchschnitt  eingehen  wollen, 
80  können  wir,  wenn  wir  streng  sind,  nur  dann  der  Ursache  näher  gekommen 
zu  aein  annehmen,  wenn  wir  folgende  Voraussetzungen  haben:  Wird  die  An- 
zahl der  Knaben  und  Mädchen,  welche  ältere  Männer  mit  jüngeren  Frauen 
aeugen,  beziehungsweise  durch  o'  und  c",  die  der  Knaben  und  Mädchen  der 
übrigen  Ehen  beziehungsweise  durch  ß'  und  ß"  bezeichnet,  so  ist  der  Schluss 
nur  bindend,  wenn  entweder 

a'  4-  /3'  >  a"  4-  /3"  und  ß*  =  jS" 

oder 

o'  +  /3'  >  «"  +  /9"  und  ß'  <  ß'* 
ist. 

Gesetze  also  vermag  ich  wenigstens  in  der  Statistik  nirgends  zu  finden, 
sondern  nur  gewisse  in  Zahlen  ausgedrückte  Eigenschaften  von  Ländern,  Völ- 
kern, Menschengruppen ,  überhaupt  von  statislischen  Individuen.  Dass  diese 
auch  ohne  den  stolzen  Namen  von  Gesetzen  Ton  grossem  Werthe  sind,  yer- 
stehl  sich  von  selbst;  eben  so,  dass  durch  die  Zurückführung  der  einen  Eigen- 
schaft auf  die  andere  unsere  Einsicht  wächst.  Wenn  man  eine  so  in  Zahlen 
aasgedrückte  Eigenschaft  betrachtet,  und  man  aieht,  wie  die  Zahl  sich  ändert, 
00  wird  man  unwillkürlich  nach  der  Ursache  der  Art  der  Veränderlichkeit 
fragen  und  man  kann  ceteris  paribua  mit  grösserer  oder  geringerer  Wahrschein* 
lichkeit  wirkende  Ursachen  erkennen.  Diese  liegen  entweder  offen  vor  oder 
sie  werden  aus  statistischen  Zahlen  abgeleitet.  lat  die  Ableitung  gelungen,  so 
ist  nnsere  Einsicht  erweitert,  aber  ein  Gesetz  anzunehmen,  ist  Willkür. 

Was  nämlich  den  statislischen  Zahlenverhältnissen  den  Schein  eines  Ge- 
setzes verleiht,  ist  der  Umstand,  dass  sie  Durchschnitts-  oder  Nittel- 
lahlen  sind.  Bei  dem  Wusle  von  Einzelheiten,  bei  der  Verschiedenheit  der 
Zahlen  in  verschiedenen  Classen,  Räumen  und  Zeiten,  und  bei  dem  Schwanken 
derselben  sucht  die  Auffassung  und  Vergleichung  einen  das  Chaos  beherrschen- 
den Begriff.  Dieser  ist  die  Durchschnittszahl.  Zwar  ist  ohne  diese  Auffassung 
Zusammenfaasung  und  Vergleichung  in  den  meisten  Fällen  gar  nicht  möglich, 
aber  in  ihr  ist  auch  das  Einzelne  apurlos  verschwunden.  Wir  können  keiner 
Durchschnittszahl  ansehen,  wie  das  Einzelne  in  ihr  enthalten  ist. 

Nun  besteht  der  Schein  de«  Gesetzmässigen  in  der  Uebereinstimmung  der 
Mitleizahlen.  Um  aber  diese  Uebereinstimmung  der  Miltelzahlen  zu  erreichen) 
mvsate  man  das  „Gesetz  der  grossen  Zahl'^  erfinden.  Herr  Wagner  recht- 
fertigt dasselbe  also:  „Das  Qu  fielet 'sehe  Bild  des  Kreises  hat  nicht  nur 
das  Verdienst  der  Verdeutlichung  einer  mit  unseren  gewohnten  Anschauungen 
in  Widerspruch  stehenden  Auffassung  der  Gesammtheit  der  menschlichen  Hand- 
langen.   Es   weist  gleichseitig  auch  sehr  schön  auf  die  hier  allein   sum  Ziele 
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fahrende  Untersnchungsmethode  hin.  Wir  mfissen  vom  einzelnen  Henechen 
abstrabiren  itnd  die  grosse  Zahl  der  Menschen  in*s  Auge  fassen.  Da  nea- 
tralisiren  sich  gegenseitig  die  individuellen  Einflüsse;  wir  nehmen  constante 
Regelmassigkeiten  in  der  Bewegung  und  Richtung  des  menschlichen  Thitig- 
keitsvermögens  wahr,  Regelmissigkeiten  in  den  Handlungen,  welche  wir  nur 
als  Wirkung  auf  gleich  bleibende  Triebe,  Kräfte,  Verhältnisse  als  Ursache 
zurückfuhren  können.  Dieser  für  nnsern  Verstand  logisch  nothwendige  Schloss 
ist  es,  welcher  uns  zur  Anerkennung  der  Gesetzmässigkeit  unserer  Hand- 
lungen zwingt.  Wir  können  das  Axiom  nicht  verwerfen,  dass  die  Wirkungen 
den  Ursschen  proportional  sind  und  umgekehrt.  Aus  einer  unbeschrankten 
Selbstbestimmung,  einer  nicht  bestimmt  werdenden,  sondern  frei  bestimmenden 
Willensfreiheit  —  diese  letztere  als  bewegende  Ursache  unserer  Handlungen 
gedacht  —  können  wir  nur  ein  ganz  regelloses  Spiel,  nicht  aber  eine  fest- 
geregelte Ordnung  unserer  Handlungen  ableiten.  Beim  sogenannten  Gesetze  der 
grosseh  Zahl  denkt  man  hSufig,  die  in  den  grossen  Zahlen  offen  hervortretende 
.Gesetzmässigkeit  gelte  in  den  kleinen  Zahlen  gar  nicht.  Das  ist  aber 
durchaus  unrichtig,  die  grossen  Zahlen  bilden  sich  ja  doch  nur  aus  den  kleinen ; 
auch  in  den  Individualitäten,  welche  den  Inhalt  dieser  kleinen  und  schliesslich 
der  grossen  Zahlen  ansmschen,  wirkt  offenbar  der  Impuls,  welchen  man  im 
Grossen  aus  der  Gesetzmässigkeit  der  grossen  Zahlen  ableitet.  Jede  Einzelheit 
ist  eine  Function  des  Ganzen  und  so  beschaffen,  dass  In  der  Gesammthcit  der 
Einzelheiten  die  geselzmässige  Bewegung  unmittelbar  eintreten  mnss  und  er- 
kannt werden  kann.  Wenn  dies  im  Einzelnen  und  in  den  kleinen  Zahlen  nicht 
geschieht,  so  erklärt  es  sich  daraus,  dass  hier  der  in  jedem  Einzelnen  wirkende 
Impuls,  dessen  Ausdruck  das  aus  den  grossen  Zahlen  abgeleitete  Gesetz  ist, 
paralysirt  oder  latent  gemacht  wird  durch  störende  accidentielle  Ursachen^S 

Sollen  wir  hier  einen  nöthwendigen  Fortschritt  auffinden,  so  ist  es  der 
Gedanke,  dass  mit  dem  einzelnen  Menschen  nichts  anzufangen  ist.  Ist  dieser 
Gedanke  richtig,  und  er  ist  es  in  der  That,  so  muss  eine  Abstraction  gebildet 
werden.  Diese  ist  der  mittlere  Mensch.  Wo  der  herkommt  und  was  er 
soll,  wird  freilich  nicht  gesagt.  Die  Logik  wird  als  Abstractum  den  Menschen 
fordern.  Dieser  wird  nun  in  der  Zoologie,  Medicin  und  Psychologie  untersucht. 
Mit  der  reichen  Ausstattung,  welche  er  von  diesen  Wissenschsften  empfangen, 
mässte  msn  Ihn  in  Gedanken  oder  In  der  Wirklichkeit  mit  allen  möglichen 
Ursachen  zusammenbringen  und  zusehen,  wie  er  gegen  dieselben  reagiren 
würde.  Aber  keine  der  genannten  Wissenschaften  giebt  uns  den  Menschen 
surQck,  sondern  die  Zoologie  Weisse  und  Farbige  u.  s.  w. ,  die  Mediein  Ge- 
sunde und  Kranke  u.  s.  w.,  die  Psychologie  Dumme  und  Gescheidte,  Freie  und 
Unfreie,  Gute  und  Böse  u.  s.  w.  Wir  würden  also  auch  mit  dem  Menschen 
nichts  anfangen  können,  sondern  mnssten  In  den  reichen  Umfang  desselben 
hinabsteigen.  Die  Statistik  aber  meint,  ihren  mittleren  Menschen  festhalten 
SU  können.  Da  sie  aber  alle  qualitativen  Bestimmungen  wegwirft  und  im 
Bezug  auf  die  Quantität  nicht  das  Gemeinsame  heraushebt,  sondern  das 
Quantum  aus  allen  zusammensetzt,  so  ist  der  mittlere  Mensch  nicht  das,  was 
in  jedem  Einzelnen  zu  finden  ist;  also  kann  auch  dieser  jenem  nicht  sub- 
sumroirt  werden.  Daher  fallt  auch  die  Fiction  des  „Impulses'^  in  sich  zu- 
sammen^    Wenn  zwischen  zwei  Orten    zwei  Wege  mit  den  Längen  a  und  6 
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bestehen  und  ich  lege  einen  dritten  an,  dcsfen  Länge  c  =  — ^ —  ist,  so  ist 

es  entschieden  «ngereimt,  zu  ssgen;  die  beiden  ersten  Wege  enthalten  den 
dritten  als  Impuls.  Für  das  znsammenfsssende  Denken  bilden  sie  den  Impuls, 
aber  für  nichts  veiter.  Und  so  ist  es  auch  mit  den  statistischen  Durchschnitts- 
zahlen. Der  „Impuls^  ist  weiter  nichts,  als  die  Yertheilnng  des  zu  Ter- 
theilendrn  Quantums  auf  die  Einzelnen;  es  ist  nichts  Reelles«  sondern  nur  ein 
Gedanfiending. 

Doch  wir  wollen  TorMufig  zugeben,  dasa  der  mittlere  Henach  wirklich  in 
jedem  Einzelnen  enthalten  ist.  Da  entsteht  nun  die  wichtige  Frage :  wie  gross 
muss  die  grosse  Zahl  sein,  um  gross  genu|  zu  sein? 

Treffen  a  Ereignisse  der  einen  Art  mit  A  Ereignissen  einer  anderen  Art 
zusammen,  so  ist  die  Mittelzahl 

a 

«  =  J' 

treffen  ferner  ebenso  b  Ereignisse  der  ersten  Art  mit  B  Ereignissen  der  an- 
deren Art  zusammen,  ao  ist  die  Hittelzahl 

War  nun  a  und  A  genug,  um  die  Hiltelzahl  zu  bilden,  oder  mussle  noch  b 
und  B  hinzukommen  ?     Geschieht  das  Letztere ,  so  ist  die  Hiltelzahl 

a  +  b 


7  = 
und 


Y  -  P  = 


A^B 
bA  —  aB 

aB—bA 


BiA  +  B)' 

Die  letztere  Formel  lehrt,  dass  die  Durchschnittszahl  nur  dann  durch  die  hin- 
zukommende neue  Zahl  nicht  alterirt  wird,  wenn 

A:  B  =  a  :b 
ist  Das  ist  nun  wohl  nirgends  der  Fall,  also  entsteht  die  Frage,  wenn  isl 
die  Zahl  gross  genug?  Wo  man  sich  einem  Gesetze  nihert,  da  weiss  man 
auch  im  Voraus  diir  Richtung.  Das  ist  hier  nicht  der  Fall ;  und  da  y  —  a 
sowohl  positiv  als  negativ  werden  kann,  so  weiss  man  in  der  Tbat  nicht,  wenn 
die  grosse  Zahl  erreicht  ist.  Freilich  sagt  man,  die  grosse  Zahl  könne  ala 
erreicht  erachtet  werden,  wenn  ein  neu  zum  Gsnzen  hinzukommender  Thfil  in 
der  Durchschnittszahl  keine  oder  nur  unerhebliche  Verinderung  henrorbringt. 
Aber  eben  das  ist,  wie  unsere  Formel  zeigt,  nothwendig.  Noch  deutlicher 
wird  die  Sache,  wenn  wir  die  Durchschnittszahl 

a 

"^^ 

annehmen  und  noch  6  und  B  hinzukommen  lassen.     Dann  iat 

_   a^b 
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Führen  vir  Uer  die  Divisioii  tna,  ao  entiUht 

Nehmen  wir  nun,  wie  es  dem  Gebrauche  entspricht,  A  fiel  grösser  als  B  an, 
setzen  also  A:=:nB,  wo  B  eine  ganze  Zahl  bedeutet,  so  erhalten  wir 


^  =  "-^(«-|) 


und,   wenn  wir  -^  =:  o  -f-  d,  setzen, 

d.  h.  wenn  n  eine  grosse  Zahl  ist,  so  kann  sich  durch  Hinzukommen  eines 
neuen  Theils  die  Durchschnittszahl  nur  unbedeutend  verändern.  Es  ist  daher 
die  geringe  Aenderuug  der  Durchschnittszahlen  bei  grossen  absoluten  Zahlen 
eine  mathematische  Nothwendigkeit.  Die  grossen  Durchschnittszahlen  nehmen 
daher  eine  Constanz  an,  welche  zu  dem  Glauben  verleitet,  als  habe  man  es 
mit  einem  festen  Verhältnisse  zu  thun. 

Das  Bild  des  Kreises  ist  eine  petitio  principii.  Es  setzt  nämlich  voraus, 
dass  das  Gesetz  des  Kreises  bestehe  und  die  Kreidewesen  an  dasselbe  gebannt 
seien.  Wie  aber,  wenn  die  Wesen  den  Kreis  erst  bilden  sollen?  Und  in 
der  That  sollen  sie  es  nach  Herrn  Wagner,  denn  die  grosse  Zahl  entsteht 
ans  den  kleinen.  Aber  dann  stellt  sich  die  Frage  ao:  wie  fangen  es  die 
Kreidewesen  an,  um  den  Kreidekreis  ^n  bilden?  So  lange  wir  hirrauf  kein« 
genOgende  Antwort  finden,  wissen  wir  nichts  von  einem  Gesetze.  Wir  werden 
in  der  Zusammenfassung  allerdings  den  Kreis  beobachten,  aber  nicht  ableiten 
können,  und  so  ist  es  auch  bei  der  Durchschnittszahl  aus  grossen  Zahlen. 
Wir  vermögen  sie  zu  finden,  aber  nicht  abzuleiten. 

Das  zusammenfassende  Denken  wird  mit  Nothwendigkeit  auf  dieselbe  ge- 
führt. Will  man  z.  B.  wissen,  wie  viel  Trauungen  stattgefunden,  ao  ist  das 
Nächste,  dass  man  sie  zählt.  Diese  Zahl  hat  aber  keinen  Werlh,  wir  ver- 
gleichen sie  daher  mit  anderen  Zahlen  und  gewinnen  auf  diese  Weise  Durch- 
schniite.  Gesetze  hat  man  bei  ihnen  nicht.  Sind  sie  auch  noch  so  constant, 
wir  haben  es  immer  mit  einem  zu  beweglichen  Elemente  zu  thun,  als  daaa 
wir  mit  Sicherheit  auch  nur  die  nächste  Zukunft  beherrschen  könnten.  Das 
ist  aber  das  Wesen  des  Gesetzes,  dass  es  nicht  blos  für  die  Vergangenheit 
gilt,  sondern  auch  unbedingt  Geltung  von  der  Zukunft  fordert.  Wir 
haben  aber  keine  Gewissheit  daffir,  weil  wir  einfach  nicht  wissen,  dsss  „sich 
dio  indifiduellen  Einflüsse  neutralisiren^S  Eher  kann  a  priori  behauptet  werden: 
je  mehr  einzelne  Fälle  zusammengefasst  werden,  desto  mehr  individuelle  Ur- 
sachen werden  sich  geltend  machen ;  wenn  sich  nun  alle  individuellen  Ursachen 
geltend  machen,  so  muss  eine  Mittelzahl  von  grosser  Constantheit  oder  Stabi- 
lität zum  Vorschein  kommen.     Haben  wir  z..B.  folgende  Durchschnittszahlen 

_   «1 
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^2 


Umfassen  die  A  simmtliche  Individnen,  so  weiss  man,  dass  alle  indiTidaelleo 
Ursachen  gewirkt  haben,  und  dass  die  Durchschnittswirknng 


n  .  A 


ist.    Halle  man  daneben  aber  noch  die  Darebschnittssahlen 

Ä    —  ^a  +  ^a 
Pa  — A — » 


A 


•0  wurde  die  DurchBchniltswirkang  von  allen  luaammen  sein 

_  2  (iTx  +  da  +  «  '  +  ^n)  +  (^1  +  ^a  +  "  +  ^n) 
'^  ~  2»ii4  * 

folglich,  wenn  die  Division  ausgeführt  whrd, 

^  =  "  + 371 • 

Je  mehr  nun  die  indifiduellen  Ursachen  wirken,  desto  mehr  wird 
also 

/»  =  « 

werden.  Man  kann  also  sagen:  je  mehr  individuelle  Wirkungen  sich  geltend 
machen,  desto  mehr  mnss  eine  constante  Mittehahl  aum  Vorschein  kommen, 
selbst  dann  zum  Vorschein  kommen,  wenn  gar  keine  allgemeine  oder  gemein- 
schaAlirhe  Wirkung  Torhanden  ist.  Die  Mittelzahl  könnte  dann  angesehen 
werden  als  das  Resultat  stmmtltcher  Ursachen.  Ein  Gesetz  jedoch  enthalt  sie 
nicht.  Zugleich  aber  sirht  man,  wie  gerade  die  Durchschnittszahl  durch  Ihre 
nothwendige  Constanz  dazu  verleiten  kann,  da  ein  Gesetz  anaunehmeft,  wo 
man  nur  ein  einfaches  Quanlitätsverhiltniss  vor  sich  hat. 

Um  die  Fiction  des  allgemeinen  Gesetzes  noch  weiter  zu  verdeutlichen, 
zählen  wir  die  Vorale  und  Consonantrn  in  den  10  ersten  Zeilen  des  Grimm'- 
sehen  HSrchens  „Daumsdick^^     Das  Ergebniss  ist  folgendes: 

IV.  19 
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Litterat 

nr. 

Zeile 

Vocale 

CoiMonanten 

1 

14 

26 

2 

16 

26 

3 

16 

26 

4 

15 

29 

S 

13 

24 

6 

14 

24 

7 

14 

28 

8 

13 

22 

9 

16 

32 

10 

18 

25 
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Aas  diesen  Zahlen  ergiebt  sich,  data  das  Verbiltnisa  zwischen  der  Anzahl  der 
Vocale  und  Consonanten  nahe  dasselbe  ist.  Wollten  wir  aber  die  Durchschnitts- 
zahl  aus  dem  Torliegenden  Material  nehmen,  so  wurden  wir  dieselbe  nicht 
richtig  bekommen.     Denn  wir  finden  das  Verhältniss 

bis  1.  Zeile  0,3500 

-  2.  -  0,3610 

-  3.  -  0,3710 

-  4.  -  0,3631 

-  5.  -  0,3610 

-  6.  -  0,3622 

-  7.  -  0,3617 

-  8.  -  0,3562 

-  9.  -  0,3533 

-  10.  -   0,3578 

Hieraus  sieht  man  Folgendes:  1)  Je  weiter  man  fortachreitet ,  deato  richtiger 
wird  im  Ganzen  und  Grossen  das  Verhältniss  der  Vocale  des  ganzen  Schrift- 
stücks ausgedruckt  werden.     Bildet  man  die  Differenzen: 

zwischen   1.  und  2.  Durchschnitt   —  0,0110 


2. 

-    3.          - 

-  0,0100 

3. 

-    4. 

h  0,0079 

4. 

-     5.          - 

-  0,0021 

5. 

-   6: 

—  0,0012 

6. 

-     7. 

-  0,0005 

7. 

-    8. 

-  0,0045 

8. 

-    9.          - 

-  0,0029 

9. 

-  10. 

-  0,0045 

ao  sieht  man ,  dass  bis  auf  1  OOtel  genau  die  letzte  Zahl  wahrscheinlich  das 
Verhältniaa  der  Vocale  im  ganzen  SchriAstfick  darstellt.  Zwar  steigt  die  bis 
auf  0,0005  herabgesunkene  Differenz  wieder  bis  zu  0,0045,  aber  äcbon  naeh 
100  Zeilen  wird  eine  selche  Differenz  zu  den  absoluten  Unmöglichkeiten  ge- 
hören. Denn  nehmfsn  wir  für  100  Zeilen  das  für  10  Zeilen  gefundene  Ver- 
hältniss als  richtig  an  und  setzen  wir  den  utigfiustigen  höchst  wahrscheinlich 
unmöglichen  Fall,  dass  in  der  101.  Zeile  noch  20  Vocale  und  20  Consonanten 
hinzukimen,  so  wird  die  Durchschnittszahl  für  die  101  eraten  Zeilen  0,3592, 
also  die  Differenz  nur  0,0014,  in  Wahrheit  jedoch  fiel  kleiner.     Aber  trotz- 
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dem  ist  das  VerbaHniss  absolut  nur  dann  rirhiigfi  wenn  alle  Buchstaben  In 
Recbnnng  gfebracht  worden  sind.  2)  Dieses  Verhaltnisa  kann  ffir  das  Schriflstnck 
eine  sehr  wert h volle  Eigenschaft  beieichnen.  Es  ist  denkbar,  dass  ein  andrer 
Schriftsteller  ein  anderes  Vrrhaltniss  der  Vocale  und  Consonanten  anwendet, 
die  eine  Schrift^attung  Tcrhältnissniässig  mehr  Vocale  gebraucht  als  die  andere, 
die  eine  Sprache  mehr  Vocale  in  Anwendung  bringt  als  die  andere.  Aber  an 
ein  „Gesetz'^  ist  in  keinem  Falle  zu  denken,  wohl  aber  ist  die  Mittehahi  um 
ao  constanter,  je  mehr  die  individuellen  Ursachen  wirken.  Ais  Eigenschaft  oder 
als  Merkmal  mag  dps  bestimmte  Verhältnlss  der  Vocale  au  den  Consonanten 
ein  sehr  charakteristisches  sein,  wie  sich  denn  s.  B.  aus  5  Zeilen  bei  Ta- 
citua  das  bei  Weitem  grössere   Verhaltnisa  0,4467  ergiebt. 

Da  nun  die  Neutralisirung  der  individuellen  Ursachen  nicht  nachge- 
wiesen ist,  so  zwingt  uns  weder  unser  Versland  noch  sonst  etwas,  die  Ge- 
setzmässigkeit unserer  Handlungen  aua  der  Conatanihelt  der  Verhfiltniaszah- 
len  zu  folgern.  Der  Verfasser  kann  das  Axiom  nicht  verwerfen,  dass  die 
Ursachen  den  Wirkungen  proportional  sind.  Man  kann  sich  das  wohl  gefallen 
lassen,  wenn  man  nicht  verglast,  dass  auch  das,  worauf  daa,  was  man  gemein- 
hin Ursache  nennt,  wirkt,  mit  zu  den  Ursachen  gerechnet  werden  miiss.  — 
Bei  einer  Temperatur  von  16^  R.  befinden  wir  uns  wohl,  bei  80^  R.  gehen 
wier  unrettbar  zu  Grunde.  —  Dadurch  wird  dem  Einzelnen  sein  selbststän- 
diger Antheil  an  dem  Ganzen  gewahrt.  Aus  „unbeschrankter'^  Selbstbestim- 
mung freilich  Ifisst  sich  gar  nichts  ableiten,  weil  diese  Willkür,  und  diese 
ein  Hirngespinnst  ist. 

Die  Fiction,  dass  in  den  Individualitäten  der  Impuls  wirken  der  in  der 
Durchschnitts-  oder  Verhältniaazahl  ausgedrückt  wird,  liest  sich  nicht  einmal 
ausdenken.  Das  „Offenbar,^^  mit  welchem  uns  Herr  Wagner  überreden  will, 
ist  für  uns  ganz  umsonst,  denn  es  ist  nicht  offenbar.  Auch  der  Satz: 
,Jede  Einzelheit  ist  eine  Function  des  Ganzen'^  kann  nichts  beweisen,  denn 
er  ist  falsch  und  würde,  selbst  wenn  er  richtig  wäre,  hier  ganz  nutzlos  sein. 
Der  Satz  iat  aber  falsch,  weil  das  Gegentheil  desselben  richtig  ist.  Wenn 
Herr  Wagner  weiter  sagt:  „Die  Einzelheit  ist  so  beschaffen,  dass  in  der 
Gesammtheik  der  Einzelheiten  die  gesetzmässige  Bewegung  eintreten  mnas,'* 
so  braucht  er  einen  andern  Ausdruck  dafür,  daas  das  Ganze  eine^  Function 
der  Einzelnen  ist.  Ist  daa  aber  richtig,  so  kann  das  „Gesetz  des  Ganzen 
nicht  für  sich  erkannt  werden.'^  Das  giebt  die  Statistik  aeiber  zu,  indem 
ale  die  einzelnen  Reihen  ihrer  Daten  zu  isoliren  sucht.  Auf  diesem  analyti- 
achen  Wege  wird  ate  nothwendig  das  Ganze  fast  in  alle  Einzelheiten  auflösen 
müssen,  aber  auch  wirklich  erkennm,  weshalb  daa  Ganze  so  und  nicht  anders 
geordnet  ist.  Die  Durchschnittszahl  enthält  aber  ein  Problem,  welches  erst 
gelöst  ist,  wenn  man  dieselbe  ans  den  Einzelheiten  zusammensetzen  kann. 

Wäre  aber  anch  das  Einzelne  eine  Function  des  Ganzen^  so  hätte  dieses 
§0  lange  keinen  Werth,  als  nicht  angegeben  wird  wie  jenes  aus  diesem  ent- 
springt. Und  hier  zeigt  sich  die  erwähnte  Undenkbarkeit  dea  Impulses,  der 
in  jedem  Einzelnen  Hegen  soll.  Man  müsste  doch  etwas  angeben  können, 
waa  als  Träger  desselben  diente.  Das  geht  wohl  bei  Heirathen,  aber  nicht 
bei  Verbrechen  oder  Selbatmorden. 

Nachdem  Herbart  seine  Statik  und  Mechanik  dea  Geiatea  und  aeint 
Grundlinien    der   Phyatk   dea  Staates   geschrieben   hat,  muss  man  aich  billig 

19* 
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Wtmitnu  d<M  noch  Jemand  über  die  Constantheit  der  Verheirathnn(?fn,  Selbat- 
w^ifdß  und  Verbrerhen  aich  wundern  kann«  Gerade  die  Freiheit  moaa  dieae 
Canaiaiitheit  herbeiführen  helfen. 

Die  paycbolo^isrhe  Freiheil  besteht  in  der  thiitigen  Umformung  dea  Wol- 
lena  durch  die  Gebote  und  Verbote,  welche  ?om  Ich  aungehen  und  ^on  den  prac- 
tischcn  Grundaatzen  aufgesprochen  werden.  Wer  in  dieser  Weise  srin  Wollen 
appercipirt,  ist  frei  im  Bezug  auf  dirsea  WuDen,  und  wenn  er  es  nicht  apperci- 
pirt,  ao  ist  er  in  Bezug  auf  dasselbe  unfrei.  Ala  Frrier  folpt  er  srinem  Ick, 
als  Unfreier  dem  einzelnen  Wollen.  Wenn  der  Freie  die  Apperception  Ter- 
liert,  so  wird  er  unfrei,  gewinnt  sie  der  Unfreie  wieder,  so  wird  er  frei.  Da- 
her kann  psychologisch  auch  der  LssterhsAe  frei  werden,  indem  er  die  guten 
HaiJinen  in  des  Ich  aufnimmt  und  sein  Wollen  darnach  besliaimt,  oder  indem 
er  sein  Ich  in  die  lösen  Maximen  Tcriegt  und  nur  etwas  will  oder  nicht  will, 
weil  es  diesen  Maximen  entspricht  oder  widerspricht.  Psychülngisch  ist  seine 
Freiheit  in  beiden  Fallen  dieselbe.  Der  freie  Mensch  wird  durrh  nirhts  Aena- 
aeres,  Objeclives  belierrscht,  sondern  er  selbst  ist  es,  der  dns  Wollen  um- 
formt oder  bestimmt,  aeine  vorherrschenden  Vorstellungamassen  sind  die  be- 
atimmenden«  Nur  eine  Abhängigkeit  bleibt,  nämlirh  die  von  den  VorstellungeDi 
d#  aber  diese  die  Vorstellungen  des  Mensrhen  sind,  so  wird  durch  sie  die  Frd- 
heit  nicht  beiintrachligt.  Die  dem  Willen  folgende  Thst  freilich  kann  anf 
Widerstand  atoaaen,  aber  diesrr  trifft  nicht  das  Wollen.  Eine  besondere  Art 
der  paychologischen  Freiheit  ist  die  sittliche.  Sittlich  frei  ist  der,  welcher  aein 
W^'Ollen  nach  den  ethischen  Ideen  umformt,  dessen  Ich  also  aeinen  Sita  in  die- 
aen  bat.  Der  sittlich  Freie  hat  keine  Wahl  zwischen  Gutem  und  Böaem, 
aber  frei  ist  er  trotzdem,  denn  des,  was  ihm  gebietet,  ist  aeine  Stimme. 

Faast  man  die  Freiheit  in  diesem  Sinne,  und  anders  darf  sie  nicht  ge- 
fasat  werden«  so  wird  man  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dsss  die  menschlichen 
Verhältnisae  um  ao  conatanter  sind,  je  mehr  die  Freiheit  herrscht. 

„Bei  keiner  socinlen  Erscheinung  werden  wir  Yon  ?orn  herein  mehr  gt- 
neigt  sein,  menschlichen  Wünschen  mit  allen  möglichen  Zufäiligbeiten  einen 
Plnfliiss  einzuräumen,  wie  bei  dem  Heiralhen^^ *  So  Herr  Wagner.  Darf  man 
aber  diese  Geneigtheit  haben?  Zunächst  wird  dem  männlichen  Indifida- 
l^m  ein  bestininites  Alter  vori;eschrieben,  ?or  dessen  Erreichung  ihm  daa  Hei- 
rathen  nicht  gestattet  ist.  Hat  er  nun  das  Torscbriftsmassige  Alter,  so  kann 
er  sich  unter  den  heirathsfähi^en  Töchtern  des  Landes  umsehen,  bestehend  in 
Witt  wen,  Jungfrauen  und  solchen,  die  es  gewesen  sind.  Daa  Umsehen  ist  non 
Ewar  leicht,  aber  das  Heiralben  schwer.  —  Betrachtet  der  Heirat hscandtdat 
seine  Verhältnisse,  also  eines  Thcils  seine  Stellung  zu  Ellern  und  Geachwia- 
tern,  überhaupt  zu  den  Angehörigen,  andern  Theils  Umfang  und  Sicherheit 
seiner  Subsistenzmittel  und  endlich  seine  körperlichen  und  geistigen  Eigen- 
achaflen,  so  wird  er,  je  mehr  er  die  gewonnenen  Ergebnisse  seiner  Betraclitong 
auf  sich  wirken  laset,  und  je  mehr  praktische  Grundsätze,  namentlich  ethische 
aein  Wollen  umformen,  auf  wenige  bestimmte  Frauen  hingewirsen«  oft  gerade- 
zu zum  negativen  EntschlHüs  geiöbrt  werden,  gar  niclit  an  heirathen.  Dann 
kommen  noch  Kirche  und  Gemeinde.  Wahl  bleibt  daher  oft  sehr  wenig.  Je 
mehr  sich  das  Ich  geltend  macht  und  aeinen  Entschliiss  fassl.  ileslo  bestimm- 
ter wird  die  sogenannte  Wahl  auf  ein  ganz  bestimmtes  Individuum  fallen. 
Ausserdem  ist  wohl  zu  erwägen,  dasa  die  aocialen  Hemmnisse  apcdirtiach  auf- 
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traten*  Dif^iflben  sind  factisrh  der  Art,  desa  nur  eine  bestimmte  Anzahl  ton 
Mfinnern  zur  Ehe  zngelasaen  verdrn.  Daher  stehen  immer  Viele  an  der  Ein« 
gangepforte  und  warten,  bis  Plalz  fär  sie  gemacht  irird.  Wer  das  GlQck  hat, 
führt  die  Brant  heim.  Wer  nicht  eingelassen  wird,  wartet  weiter  und  nicht 
selten  so  lange,  bis  es  zu  spat  ist.  Ist  daher  ein  Mal  grosser  Abgang,  so 
ist  der  Ersatz  schon  Tor  der  Thür;  wird  irgendwo  die  Eheschi iessung  gesetz- 
lich erleichtert,  so  findet  auch  alsbald  eine  Vermehrung  der  Beiralhen  statt 
Aber  diese  Steigerung  ist  nur  ein  einzelner  Sprung:  in  liurzer  Zeit  stellt 
sich  ein  constantes  Verhaltniss  wieder  her.  Daher  hat  auch  die  eheliche  Verbin- 
dung zwischen  ungewöhnlich  jungen  und  allen  Leuten  nichts  Wunderbarea 
mehr  und  die  Constantheit  in  der  Verheirathung  überhaupt  wird  bei  grossen 
Zahlen  das  sein,  was* man  zu  erwarten  hat. 

Im  Bezug  auf  die  Thatsache,  dasa  geschiedene  Frauen  mehr  ledige  Han- 
ner wieder  heirathen,  als  Wittwen  dies  thun,  achlieast  sich  Herr  Wagner 
dem  Urtheite  WappSus'  an,  welcher  „mit  Recht  hervorhebt,  dass  dies 
auf  die  Motire  der  Scheidung  kein  gunstiges  Licht  wirft.^^  ich  glaube,  dass 
dieser  Schiusa  nicht  ganz  richtig  ist.  Denn  i)  werden  die  geschiedenen 
Frauen  im  Durchschnitt  junger  sein  als  die  Wittwen,  also  eher  einen  Lieb- 
haber finden,  und  2)  dfirRo  eine  geschiedene  Frau  deshalb  mehr  Anziehungs- 
kraft ala  eine  Wittwe  haben,  weil  sie  als  freier  erscheint. 

Wir  können  dem  Verfasser  in  seinen  eben  so  grundlichen  als  umfassen- 
den Untersuchungen  nicht  weiter  folgen,  sondern  müssen  den  Leser  auf  die 
Arbeit  selbst  verweisen.  Auch  nur  die  „Gesetze'*  des  Selbstmordes  kurz  an- 
zugeben, mussten  wir  S.  279 — 292  abschreiben  und  vollends  gar  zu  erzäh- 
len, mit  welcher  Umsicht  und  Vorsicht,  Genauigkeit  und  Gewissenhaftigkeit  er 
seine  Untersuchung  anstellt,  und  seine  Urtheile  zu  beschreiben,  würde  fast 
ein  Buch  erfordern.      Deshalb  nur  noch  einige  Bemerkungen  polemischer  Art. 

„Der  Stand  der  Sonne  zur  Erde  übt  demnach  auch  die  Häufigkeit  dea 
Selbstmords  einen  ganz  unverkennbaren  Einfluss  in  den  einzelnen  Zeiten  des 
Jahrea  aus.  Die  Mehrzahl  der  Selbstmofde  fallt  in  die  warme  Jahreszeit. 
Es  zeigt  sich,  dass  die  kältere,  noch  mehr  aber  die  kälter  werdende 
Zeit,  der  Spätherbst,  gleichzeitig  die  trübste  Jahreszeit,  wo  das  Leben  in  der 
Natur  zu  ersterben  scheint,  vom  Selbstmord  abschreckt,  dagegen  die  wärmer 
werdende,  die  Zeit  des  Wiederaiinebens  der  Natur,  der  Vorfrühling,  zum 
Selbstmord  aufmuntert.  Die  relative  Gleichheit  der  Monate  Mai  bis  Juni  und 
die  meist  schon  beträchtlichere  Wiederabnahme  im  August  beweist,  dass  es  nicht 
der  abaolute  Hitzegrad,  sondern  die  Ungewohntheit  der  Hitze  und 
der  Uebergang  von  der  kalten  zur  warmen  Jahreszeit  ist,  wodurch  der 
Selbstmord  so  stark  begünstigt  wird.  Die  relative  Gleichheit  der  Monate  vom 
November  bis  Januar  und  die  starke  Verminderung  Tom  August  bis  Novem- 
ber zeigt,  dass  auch  hier  nicht  der  absolute  Kältegrad,  sondern  der 
Uebergang  von  der  warmen  zur  kalten  Jahreszeit  die  Verminderung  der 
Selbstmorde  bewirbt/^  Bewirkt?  .Wie  macht  er  das?  Herr  Wagner  nimmt 
aeine  Zuflucht  zu  Gehirnaffectionen.  Diese  haben  auch  in  der  That  etwas 
Plausibeles,  denn  bei  Weitem  die  meisten  Selbstmörder  sind  Geisteskranke  und 
die  meisten  Geisteskranken  werden  im  Sommer  in  das  Irrenhaus  gebracht. 
Doch  überlege  man  Folgendes :  Der  Selbstmord  wird  als  Mittel  oder  als  Zweck 
gewollt.     Wird  er  als  Mittel  gewollt,  so  wird  er  ala  Mittel  angesehen,  durch 
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welches  einer  unertriglichen  VorstelloDg  entgangen  verden  eoll.  Das  Ich 
widersetzt  eich  dieser  Vorstellang,  so  lange  es  kann,  weicht  schliesslich  Tor 
ihr  zurück  und  entflicht  ihr  durch  die  einzige  offene  Pforte,  durch  den  Tod. 
Das  Ich  kann  mm  in  seinem  Widerstände  unterstützt  werden.  Dies  kann 
u.  A.  durch  die  Gegenwart  der  Menschen,  namentlich  der  Angehöricren  gesche- 
hen. Es  mag  dsher  häußg-  konimcn,  dsss  der  Mensch  durch  die  Anwesen- 
heit der  Seinen  sein  Irh  so  gestärkt  sieht,  dass  es  der  qualenden  Vorstellung 
nicht  weicht;  mancher  wird  sich  beruhigt  fühlen,  wenn  er  nur  Mensrhen  um 
sich  sieht.  In  den  warmen  Monaten  nun  ist  er  allein,  weil  die  Menschen 
ihren  Geschäften  nachgehen,  die  Resistenzfähigkeit  sinkt  also  und  er  begiebt 
sich  auf  die  Flucht,  d.  h.  in  den  Tod.  Aehnlich  mögen  auch  die  Ausbrüche 
Ton  Geisteskrankheiten  sufgehalten  werden,  auch  ist  nicit  su  vergessen,  dass 
die  Menschen  ihr^  Geisteskranken  erst  dann  in^s  Irrenhaus  bringen,  wenn  sie 
dieselben  nicht  mehr  selber  abwarten  und  beobarhten  können.  Ist  unsere  Er- 
klärung richtig,  so  ist  auch  umgekehrt  die  Verminderung  der  Selbstmorde 
mit  der  eintretenden  kalten  Jahreszeit  erklärt.  Damit  wäre  allerdings  die  Ab- 
und  Zunahme  des  Selbstmords  auch  auf  den  Sonnenstand  redurirt,  aber  doch 
nicht  als  Sonnenstand,  sondern  auf  eine  seiner  Wirkungen,  welche  ganz  un- 
abhängig von  der  Sonne  gedacht  werden  kann  und  auch  dann  unabhängig 
vorkommt.  Wir  wagen  nicht,  unsere  Erklärung  als  richtig  hinzustellen.  Da 
sie  sich  aber  ungesucht  als  eine  aus  psychologischen  Refleiionen  entspringende 
Hypothese  dsrstellt,  so  verdient  sie,  an  der  Erfahrung  geprüft  zu  werden. 

„Es  zeigt  sich  die  grosste  Zahl  weiblicher  Selbstmorde  im  Verhältnfss 
zur  Znhl  der  männlichen  im  Alter  von  16—30  Jahren.  Es  müssen  also  im 
ganzen  Gebiete  von  Europa  Ursachen  wirksam  sein,  durch  welche  gerade  in 
diesem  Alter  das  weibliche  Geschlecht  relativ  stärker  zum  Selbstmord  getrie- 
ben wird,  wie  in  andern  Lebensaltern.  W^enn  man  jene  Ursachen  in  seiuel- 
len  Verhältnissen  suchte  so  geht  man  wohl  kaum  fehl.'^  Hier  fragt  sich's: 
1)  welche  sexuellen  Verhältnisse  bereiten  jene  Steigerung?  2)  wie  geht  ihre 
Wirkssmkeit  vor  sich?  Wir  nehmen  zur  Veranschsulichnng  folgende  Tabelle 
zur  Hand: 

Selbstmorde  in  Württemberg  1846—1860*} 


Alter 

Manner 

Weiber. 

bi<  20  Jahr 

25 

5 

21-30     - 

169 

44 

31-40     - 

244 

52 

41-50     - 

378 

82 

61-60     - 

396 

81 

61-70     - 

345 

82 

71-80     - 

305 

56 

81     -   90     - 

101 

14 

Hier  betUHgt  sich  alierdingi 

1,  dass    der  weibliche  Selbstmord  in  der  ge- 

nanntni    Altrrsklatse    relativ    am 

hSnfigsten  ist, 

denn  seine   Hiufigkeit  durch 

die  dea  minnlicben  Selbstmordes 

ansgedrSckt,  ist 

*)  Pie  Decimalen  sind,  weil  hier  ohne  Belang,  weggelassen  worden. 


Li 

ticratar. 

bU  20  Jabr    0,20 

21  -  30 

0,26 

31  -  40 

0,21 

41  -  50 

0,21 

51  -  60 

0,20 

61  -  70 

0,23 

71  -  80 

0,18 

81  -  90 

0.13 
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Wie  aber  ist  Licht  über  dieses  Dunkel  so  Terbreiten,  wie  sind  die  yerbor- 
genen  Ursachen  anfzudecben  ?  Einigres  Licht  liann  durch  psychologische  Unter- 
aoebungfa  geschafft  werden,  anderes  muss  man  Yon  der  Physiologie  und  nach 
anderes  ?on  der  Statistik  erwarten. 

Je  einförmiger  das  Leben  in  Beschäftigung,  Umgang,  Streben  nach  Gennss 
und  Gldck,  desto  mehr  haben  die  Vorstellungen  Zeit  und  Gelegenheit,  sich 
an  Terweben  und  snsammeniu wachsen.  Je  mehr  sie  aber  durch  einander 
bestimmt  sind,  desto  weniger  wird  es  einer  dem  Ich  widersprechendem  Vor- 
stellung leicht  werden ,  in  das  ich  einzudringen  und  desto  mehr  wird  das  Ich 
Widerstand  leisten .  können ,  also  eine  Ursache  zum  Selbstmord  wegfallen.  Diese 
Einförmigkeit  findet  sich  nun  beim  Weibe  im  Gegensatz  zum  Manne,  auf  dem 
Lande  im  Gegensatz  zur  Stadt.  Daher  ist  das  Weib  mehr  als  der  Mann, 
der  Landbewohner  mehr  als  der  Stidter  gegen  den  Selbstmord  geschützt. 

Ferner  liest  sich  nachweisen,  wie  die  Vorstellung  äe8  roangflnden  Wohl- 
standes unter  Umstünden  das  Ich  in  den  Tod,  d.  h.  zum  Selbstmord  treibt. 
Dit»s  muss  begreiflicher  Weise  Torzuglich  in  zwei  Perioden  geschehen,  in  der- 
jenigen, in  welcher  der  Wohlstand  begründet  werden  und  der,  in  welcher 
er  begründet  sein  sollte.  Daher  müssen  sich  zwei-  rehiliye  Maxima  geltend 
machen.  Diese  springen  auch  alsbald  in  nnsern  Zahlen  in  die  Augen,  wenn 
man  die  Differenzen  bildet,  die  bekanntlich  die  Starke  des  Wachsens  ausdrucken. 
Die  Differenzen  sind  nimlicb: 


Alter 
bis  20  Jahr 
21  -  30  - 
31  -  40  - 
41  -  50  - 
51  -  60  - 
61  -  70  - 
71-80  - 
81     -     90     - 


Manner        Weiber 


144 
75 

103 
49 
51 
40 

204 


+ 


39 
8 

30 
1 
1 

16 

42 


vnd  wir  sehen,  dass  die  relaÜTen  Maximen  bei  beiden  Geschlechtern  auf  die 
Aitersclassen  21  bis  30  und  41  bis  50  Jahr,  fallen.  Insofern  nnn  der  Selbst- 
mord durch  den  Mangel  an  Wohlstand  bedingt  wird,  ist  es  klar,  dass  das 
Weib  in  dfr  ersten  Periode  mehr  gefährdet  ist,  als  der  Mann.  Denn  eröffnet 
airh  ihm  nicht  in  dem  Alter  Ton  20  bis  30  Jahren  die  Aassicht  auf  eine 
aichere  Zukunft ,  so  ist  es  fast  ohne  Ausnahme  zur  Resignation  Yerurtbeilt, 
wahrend  der  Mann  länfrer  jung  bleibt  und  auch  noch  in  späterer  Zeit  zu  einer 
gesicherten  Lebensstellung  zu  gelangen  hoffen  darf.  Auch  die  Selbstmorde 
wegen  unehelicher  Schwangerschaft   fallen  in    das   genannte   Alter  und  beyor- 
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sagen  dts  minnliche  Geschlecht.  Diei  mag  gcBugcn,  nm  anzudeateo,  wie  etwa 
paycholpgiech  dem  Problem  za  Li*ibe  gi^gangfii  werden  kann,  und  za  zeigen« 
daaa  mit  einer  Tagen  Berufung  auf  daa  Geschlecht  nicbts  gewonnen  ist. 

„Vor  Allem  ersieht  man,  welche  untergeordnete  Rolle  die  edleren  Be- 
weggründe ala  Selbstmordaursache  im  Vergleich  mit  achlechten  oder  niede- 
ren Motiven  spielen.  Laster  fuhren  weit  öfter  wie  Leidenschaften,  Aerger  und 
Zwist  in  der  Familie  ausserordentlich  viel  hiiufiger  wie  Schmerz  und  Betrüb- 
niss  über  den  Verlust  Ton  Angehörigen,  Kummer  über  den  Verlust  von  Ver- 
mögen weit  öfters  wie  Kummer  über  den  Verlust  von  Menschen,  und  im  Gan- 
zen noch  etwas  mehr*  wie  Aerger  in  der  Familie,  Reue  und  Scham,  Furcht 
vor  Schand«  über  begangene  Thatrn  unendlich  viel  seltener  als  Furcht  vor 
Strafe  und  vor  den  Folgen  übler  Thaten  zum  Selbstmorde/^  Wozn  dieses  Pa- 
thos an  der  unrechten  Stelle?  Alle  die  aufgeführten  Kategorieen  sind  im  Be- 
zug auf  die  sittlichen  Motive  des  Selbstmords  gar  nicht  vergleichbar«  Der 
Lasterhafte  kann  durch  den  Selbstmord  eine  That  begehen,  welche  aitt- 
lieh  höher  ateht  ab  der  Selbstmord  des  Verlirbten.  Uebrigeus  scliliessen  aicfa 
Leidenschaften  und  Laster  keineswegs  aus.  Ebenso  köjinen  wir  una  denken, 
daaa  der,  welcher  sich  wegen  des  Verlustes  aeihea  Vermögens  entleibt ,  bei  Wei- 
tem weniger  unsittlich  handelt,  ala  wer  sich  aus  Heirawsh  das  Leben  nimmt. 
Zu  bedauern  sind  Beide,  aber  aua  den  atalistischen  Tabellen  bann  kein  Grand 
für  Lob  oder  Tadel  erschlossen  werden.  Oder  glaubt  man  wirklich  ein  reichet 
Gebtealeben  charakteriairt  zu  haben,  wenn  man  ca  unter  „Verluat  des  Vermö- 
gena^^  rubricirt? 

Herr  Wagner  rühmt  die  „Feinheit  und  psychologische  Richtigkeit^^  der 
franzöaiachen  Eintfaeilung  der  Selbatmor^surstchen.  Wir  unseres  Theila  kön- 
nen una  kaum  voratellen,  iass  eine  noch  falschere  Eintheilung  existirt.  Unter 
No.  4  finden  wir  „mit  Geistesstörung  verbundene  Leidenschaft^*  und  unter  Na. 
6  ,J«eidenschaften^^  Die  Thiere  werden  eingetheilt  in  Menschen,  Affen,  Urang- 
Utanga,  Fledermäuse  u.  s.  w.  Unter  den  Leidenschaften  fignriren  „Zorn  und 
Verzweifelung,^^  während  doch  der  Zorn  Affekt  und  die  Verzwcifelung  sicher' 
keine  Leidenschsft  ist«  Unter  den  Lsstern  finden  wir  „Betrunkenheit'%  welche 
entschieden  kein  Laster  ist  und  die  „Trunksucht^S  welche  zu  den  Leidenschaf- 
ten gezählt  werden  muss.  „Liederliches  Leben'^  steht  neben  der  Trunksucht; 
ist  denn  diese  etwa  ein   unliederliches   Leben? 

Schliesslich  wollen  wir  noch  Zweierlei  bemerken.  Erstens  bietet  uns  zwar 
der  Verfasser  überall  reiche  Belehrung,  aber  einzelne  Thcile  haben  uns  ganz 
besondere  befriedigt.  So  die  Abschnitte  über  den  Etnfiuss  des  religiösen  Bekennt- 
nisses, der  Bildung,  des  wirthschsfllichen  Charakters  des  Landes  auf  die  Häufig- 
keit des  Selbstmordes,  welche  sich  durch  feine  und  scharfsinnige  Bemerkungen 
auszeichnen.  Doch  müssen  wir  auch  einen  Tadel  aussprechen.  Der  Verfaaser 
scheut  sich  nämlich,  auszusprechen,  dsss  der  Selbstmord  mit  der  Cultur  wichst. 
Wir  glauben,  die  Wahrscheinlichkeit  davon  folge  achon  aua  dem,  was  wir  oban 
vorbrachten,  woraus  aber  weiter  folgt,  dsss  bei  voilendeter  wirklicher  Bildung 
der  Selbstmord  unmöglich  wird,  weshalb  uns  auch  die  niedrige  Selbatmordziffer 
der  Männer  der  Wissenschaft  in  Sachsen  gar  nicht  „nicht  glaublich'^  vorkomnit. 
Zweitena  wird  der  Verfaaser  durch  die  Mangelhaftigkeit  der  Tafeln  gedrtekl. 
Diese  bieten  nicht  so  viel  Gleichungen  als  unbekannte  Zahlen,  während  Tollkom* 
mens  Tafeln  jede  einzelne  Claaae  in  allen  ihren   Varfiechtuiigen  erkennen  laaaan 
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rnnss.  DieTafeln  mfissen  die  Selbstmorde  nach  der  Form  eines 
efngetheiften  Begriffes  darstellen.  Die  Arbeit  ist  zirar  schwer,  aber 
nicht  so  schwer,  als  sie  ffir  den  ersten  Blick  aussii'ht.  Würde  man  sie  aus- 
föhren,  so  wörde  nicht  nur  die  Statislifc,  sondern  die  Gesellsrhüflswissenschaft 
überhaupt  und  die  Psychologie  fiel  gewinnen.  Die  letztere  kann  mit  dem 
Matertal,  wie  es  vorliegt,  herzlich  wenig  anfangen.  Ein  einzelner  vollständig 
beschriebener  Fall  giebt  .ihr  festere  Anhalteponkte  and  sicherere  Grundlagen, 
als   der  dickste   Band  solcher  Tafeln,  wie  wir  sie  eben  haben. 

6. 


V. 

Cleflieblehte  des  Waobera  in  Deutsohland  hin  zum  Jahre  1854 
Ton  Jllax  Neu  mann,  Hr.  Jur«  ntr*»  Privatdoceuten  für 
deutfielieai  Reelit  vnd  Ciwilprocess  an  der  Unlwersltllt 
Brenlau.    gr.  8.  Halle,  lÖöS. 

Bei  Besprechung  des  hier  genannten  Buches  wird  es  Dn?ermeidHch  sein, 
mehrfach  auf  die  Ton  mir  unternommene  Darstellung  der  nationalöfconomischen 
Grandsatie  der  kanonistischen  Lehre  sn  verweisen.  Es  sei  mir  daher  gestat-^ 
tet,  sanachst  ein  paar  Bemerkungen  über  deren  Standpunkt  voran auschicken,  i« 
denen  mich  die  einsige  bis  dahin  mir  vorliegende  Anzeige  derselben  in  dem 
Literarischen  Centralblatt  von   1864  Nr.  d   S.  207  veranlaast. 

Obwohl  das  Urtheil  nach  den  üblichen  Begriffen  keineswegs  ungünstig 
lautet  und  obwohl  es  ohne  Zweifel  nicht  am  Platze  sein  würde,  einer  anony« 
men  kurzen  Kritik  in  einem  Blatte  gegenüber,  das  in  der  Erhaltung  der  Ceber- 
sieht  über  die  Literatur  sein  Verdienst  hat,  besonders  empfindsam  zu  tbnn,  so 
erscheint  es  mir  doch  Pflicht  eines  jeden  Autors,  sich  gegen  offenbare  Unrich- 
tigkeiten %XL  verwahren. 

Der  Herr  Rezensent  lobt  in  allgemeinsten  Ausdrücken,  die  für  den  Ein-* 
sichtigen  sehr  wenig  Bedentnng  haben  können.  Damit  ist  der  Autor  billig 
abgefunden.  Dann  kommt  das  „Aber.^^  Natürlich  würde  der  Rezensent  doch 
Einiges  anders  gemacht  haben.  Und  nun  werden  einzelne  Punkte,  mitunter 
Kleinigkeiten,  die  für  den  endlichen  Werth  eines  Werkes  auch  nicht  im 
Mindesten  entscheiden,  gerügt  oder,  wae  vielleicht  noch  ungerechter,  es  wer- 
den Anforderungen  und  Desiderien  gestellt,  die  über  das,  was  der  Verfas- 
ser hat  leieten  wollen,  weit  hinaussehiessen.  Man  kann  sich  bei ~  solchem 
Verfahren  schwer  des  Eindrucbs  erwehren,  dass  der  Rezensent  den  Drang  ge- 
fühlt hat,  nach  dem  gn'idig  gespendeten  Lob  doch  kundzuthnn,  wie  hoch  er 
in  seiner  kritischen  Einsicht  über  diesem  Werke  steht  und  wie  er,  wenn 
er  die  Arbeit  unternommen  hatte,  es  noch  ganz  anders  gemacht  haben  würde. 

Zar  Bestätigung  könnte  ich  mehr,  als  eine  der  kurzen  kritisirenden  An- 
«eigen  des  Centralblalts  anführen.  So  z.  B.  die  des  Goldschmidt' sehen  Han- 
delsrechts, ein  Buch,  bei  dem  man  doch,  wie  sich  der  Herr  Rezensent  aus 
andern  Beurtheiinngen  belehren  kann,  wahrhaftig  einen  andern  Massstab  an- 
solegen  hat     Allein  ohne  Mandat,    Andere  tu   vertheidigen,  beschranke  ich 
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mich  auf  die  gedachte  Anieige  meiner  Schrift.  Was  dasQ  allria  berechligt, 
Kriti][er  lu  sein,  geschweige  dron  die  eben  bezeichnete  Miene  anzunehmen, 
braucht  Itaum  erwibnt  zu  werden.  Wie  mein  Rezeneent  einer  der  weaentlich- 
aien  Voraussetzungen,  nämlich  der  genauen  Auffassung  dessen,  was  die  Arbeit 
bezweckt  und  darbietet,  genögt  hat  und  wie  es  mit  der  Begründung  seiner 
yereinzelten  lirilischen  Bemerkungen  aussieht,  will  ich  kurz  zu  zeigen  Ter- 
suchen. 

Der  erste  Theil  jener  eine  Seitenspalte  ausfüllenden  Anzeige  verhält  sich 
lediglich  referirend.  Der  Inhalt  meiner  Schrift  wird  kurz  mitgetheill.  Allein 
bei  Aufiihlung  der  Paragraphenuberschriften  kann  doch  der  ferehrliche  Kritiker 
die  kritische  Bemerkung  nicht  unterdrücken,  dass  Geld,  Preis,  Werth,  Kredit, 
Kapital  u.  a.  w.  in  „etwas  bnntrr  Ordnung'^  zur  Erörterung  kommen.  Warum 
ich  eben  diese  Ordnung  einschlug,  hatte  ich  S.  6  deniHch  gesagt.  Der  Herr 
Rezensent  würde  offenbar  seinerseits  systematischer  zu  Werke  gegangen  aein; 
und  er  wird  mir  Tielleicht  Glauben  schenken,  wenn  ich  ihm  Yersichere,  das« 
auch  ich  systematischer  hätte  aein  können,  wenn  ich  wollte.  Da  ich  aber 
nicht  ein  S  y  s  t  e  m  der  kanonistischen  Grundsätze  schreiben  wollte,  und  zwar 
aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  daa  eine  Lüge  gewesen  wäre,  sondern  eine 
Darstellung  derselben,  wie  sie  in  Wirklichkeit  war,  so  weiss  ich  noch  bis  zur 
Stunde  keine  andere,  ala  die  „etwaa  bunte  Ordnung.*'  Dass  man  aich  über 
deren,  gleichviel  ob  unerwünschte  Nothwendigkeit  S.  6  geradezu  auegespro- 
chen, hat  der  Kritiker  nicht  zu  berücksichtigen.  Es  giebt  genug  Darstellungen, 
die  ein  System  oder  eine  Ordnung  machen,  wo  sie  nicht  sind.  Meine  Absicht 
aber  war  nun  einmal  lediglich  auf  eine  gel  reue  Beschrankung  des,  ao  leid  ea 
mir  für  den  Wunsch  des  Herrn  Rezensenten  thut,  sehr  zerstreuten  und  unge- 
ordneten Sarhbestandes  gerichtet,  in  dem  wohl  Zusammenhänge,  aber  nicht 
ayatematiache  Classificirungen  zu  suchen  sind. 

Nach  Beilegung  des  Prädikats  „erhebllchea  Verdienst**  u.  a.  w.  folgt  im 
zweiten  Theile  das  vorerwähnte  Aber,  das  ich  Satz  für  Siitz  verfolge. 

„Vielleicht  hätte  in  dm  historischen  Partleen  der  Arbeit  schärfer  aus  ein- 
ander gehalten  werden  können  die  Bedeutung  der  christlichen  Ethik  und  die 
des  kanonischen  Rechts«'*  Zum  Theil  zu  viel  Ehre.  Historische  Partieen? 
Entweder  iat  die  ganze  Arbeit  eine  historische  Partie,  insofern  sie  Vergange- 
nes darstellt,  oder  sie  ist^  wenn  unter  historischer  Darstellung  chronologische 
Entwicklung  verstanden  wird,  gar  nicht  historisch;  man  müsste  denn  die  kurze 
Zu^ammenslflliing  in  $  2  dafür  gelten  lassen.  Meines  Wissens  habe  ich  nur 
eine  umfassende  Beschreibung  des  kaoonistischen  Wucherwesens  geben  zu  wol- 
len erklärt  (S.  7.  193)  und,  wenn  aurh  hier  und  da  geschichtliche  Andeu- 
tungen einfliessen  konnten  oder  musaten,  gegen  die  ganz  anders  zu  lösende 
Aufgabe  einer  genetischen  Geschichte  mich  vollends  verwahrt.  Meint  etwa  der 
Herr  Kritiker,  dass  das  so  in  Einem  hin  gegangen  wäre?  Die  nachfulgende 
Rezension  über  Neumann's  Buch  vird  mir  Grlepcnheit  geben,  mich  über  die 
massigen  Erfordernisse  eines  solchen  Unternehmens   auszusprechen. 

Ich  sollte  ferner  die  Btdentung  der  christlishen  Ethik  achärfer  hcrvot'^ 
heben.  Gewiss  desbslb,  weil  ich  in  der  Einleitung  S.  1  so  scharf  als  mög- 
lich hervorhob,  dass  ich  die  aus  der  kanonischen  Rechtalehre  zu  erken- 
nende Behandlung  der  Guterwelt  schildern  wollte*  Auch  gegen  die  Unter- 
schiebung dieaer  weiteren  kleinen  Aufgabe  dea  Studiums  der   Ethik  muaa  ich 
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Einsprache  thiin,  Nkht  mehr  nnd  nicht  weniger  habe  ich  ta  leisten  Tersocht, 
als  was  ich  von  Anfang  an  als  meine  Aufgabe  bcifichnete.  Mag  das  immer- 
hin nur  ein  Stück  dessen  sein,  was  man  wünscht.  Ich  habe  mit  gntem  Vor- 
bedacht mir  eben  nur  diese  Aufgabe  gestellt.  Will  ein  Anderer  an  die  Erffil- 
lung  so  grosser  Wünsche,  wie  sie  hier  gelassen  ausgesprochen  werden,  gehen, 
so  werde  ich  mich  darüber  herzlich  freuen. 

„Einige  drr  wichtigsten  Schwachen  des  lelztern  (kanonifchen  Rerhics)  be«* 
stehen  darin,  dass  es  die  Siltengebote  des  Christenthums  oft  in  der  oberfläclilich« 
aten  und  ferkehrtesten  Auffassung  au  Rc chtsrcgeln  zu  erheben  bemüht  ist.*^  Allem 
Anschein  nach  eine  Belehrung,  die  mir  zu  Theil  werden  soll.  Ich  dachte  frei* 
lieh,  das  hatte  ich  schon  gewusst  und  auch  gesagt  (s.  z.  B.  S.  2.  23.  197 
11.  a.),  dasa  das  kanonische  Recht  dadurch  unwahr  geworden,  dasa  es  reine  Mo- 
ralgebote zu  positiven  Rechtsnormen  gemacht.  Wäre  auch  unverzeihlich,  das 
nicht  zu  wissen.  Indessen  ist  dieser  Satz  drr  Kritik  offenbar  nur  eine  Folge 
des  Wunsches,  die  christliche  Ethik  mitbehandelt'  zu  sehen«  Deshalb  ist  ea 
kaum  n5ffaig,  darauf  noch  naher  einzugehen.  Sonst  würde  er,  mit  Erlaubnisa 
des  Herrn  Rezensenten,  die  Kritik  srg  herausfordern.  Vor  so  wegwerfenden 
Ansichten  über  das  kanonische  Recht  habe  ich  gerade  durch  meine  Schrift 
tu  warnen  geglaubt.  Und  wenn  gar  die  wunderliche  Vorstellung  unterliegen 
sollte,  als  bitte  das  kanonische  Recht  planmSssig  blos  das  Sittengebot  zum 
Rechtsgfsetz  zu  erheben  gesucht,  so  werde  ich  darüber  unten  noch  Einiges  zu 
sagen  haben.  Ich  meines  Theils  bin  nicht  ganz  im  Stande,  mir  vorzustellen, 
wie  man  ein  Sittengebot  tut  Rechtsregel  hat  machen  kOnnen.  In  der  That 
erkennt  auch  der  letzte  Satz  der  Anzeige  vollständig  an,  dass  es  die  „Zu- 
stände'^ waren,  welche  die  Worhermassregeln  trugen.  Mit  dem  Sittengeseti 
wird  sehr  wenig  erlilärt;  und  die  Schwäche  des  einige  Jahrhunderle  nicht  ge- 
rade schwächlichen  kanonischen  Rechtsgesetzes  lag  wohl  schwerlich  darin,  dass 
es  ein  Sittengebot  zum  Rechtsgesetz  gemacht  hatte,  auch  nicht  gerade  in  einer 
oberflächlichsten  und  verkehrtesten  Auffassung. 

„Die  Würdigung  der  wirthschaftlichen  Arbeit  aber  (die  ich  dem  kanon. 
Recht  nachrühme.)  ist  eine  Wirkung  des  Chriatenthums  im  Allgemeinen,  welche 
sich  im  vollsten  Masse  erst  bei  den  Volkern  zeigt,  die  nach  der  Reformation  das 
kanonische  Recht  abschüt teilen  und  auf  die  Grundgedanken  dea  Christenthnma 
zurückzugehen  bemüht  waren. '^  Abermals  eine  Belehrung,  nur  leider  in  den 
Voraussetzungen  nicht  zutreffend.  Habe  fch  etwa  die  Arbeit  zu  einer  Erfin- 
dung der  Kanonisten  gemacht?  Blan  vergl.  meine  Schrift  S.  196 — 197,  wo, 
wie  mir  achetnt,  deutlich  zu  lesen,  die  veränderte  Stellung  der  Arbeit  als  That 
des  Christenthnma  bezeichnet  ist.  I>aa  kanonische  Recht  oder  vielmehr,  wie 
der  Herr  Kritiker  in  meinem  Sinn  richtiger  hätte  sagen  sollen,  die  kanoniatische 
Behandlung  des  Rechts  rühme  ich  aber  mit  seiner  Erlaubniss  noch  immer.  Denn 
dort  kommt  jene  Stellung  (ich  schrieb  die  nationalökonom*  Ansichten  der  Rech  ta- 
lehre) zuerst  für  die  Rechtsdoktrin  zum  Ausdruck.  Und  da  das  römische  Recht, 
wie  ihm  unzweifelhaft  bekannt  sein  wird,  in  diesem  Punkte  sehr  schwach  war,  so 
dürfte  das  immer  noch  ein  wenn  auch  nur  relatives,  doch  bedeutendes  Verdienst 
der  aus  dem  christlichen  Standpunkt  hervorgegangenen  kanon.  Doktrin  sein.  Habe 
ich  sodann  etwa  behauptet,  dass  die  Würdigung  der  Arbeit  dort  „Im  vollsten 
Maasse^'  zu  finden  sei?  Ich  meine,  ich  hätte  wieder  deutlich  genug  anerkannt, 
wie  sehr  auch  die  Arbeit  unter   den  für   die   spätere   Kultnrepoche  annatürli- 
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chen  Ansichten  vom  Werth  Hit.  Man  sehe  §  15  S.  150  flg.  Nirgrnda  habe 
ich  nicht  nur  nicht  bezweifelt,  sondern  an  andenr  Slrlle  sogar  des  Breiteren 
ausgefährt,  dasa  auch  die  rechte  EiitfMltung  des  Arbeitsbegriffs  erst  mit  der 
freien  Entfaltung  und  Erforschung  der  andi'rn  wirthsch.  Begriffe  gekommen 
sei.     Also,  so  weise  die  Bemerkung,   so   überflüssig. 

„Auch  darin  steht  der  historische  Theil  der  Untersuchung  (die  mir  nun 
einmal  hartnäcitig  anf^enölhigt  wird)  dem  dogmatischen  nach,  das»  fast  nie- 
mals hervorgehoben  wird,  wie  so  manche  Bestimmungen  durch  die  Zustande 
des  Mittelalters  bedingt  waren  und  unter  denselben  auch  oft  eine  relative  (an 
abschwächenden  Limitationen  der  kühnen  Behauptung  fehlt  es  nicht!)  Berech- 
tigung hatten.^'  Das  wird  denn  namentlich  hinsichtlich  der  Einwirkung  auf 
die  Preisbestimmung  naher  erläutert  und  dafür  Röscher  I  §  1 1 4  citirt.  *  „Sol- 
che Zustände  aber,  in  denen  nicht  das  Mitwerben,  sondern  nur  Sitt^  oder  Ge- 
setz den  Preis  regeln  konnten,  lagen  zur  Zeit  der  Entstehung  des  kanonischen 
Rechts  ohne  Zweifel  vor.'* 

Letzteres  ist  gewiss  sehr  richtig.  Ob  es  aber  dieser  weiteren  Belehrung, 
denn  nur  ao  wird  doch  jener  Satz  zu  verstehen  sein,  bedurfte,  ^mag  der  ge- 
neigte Leser  z.  B.  ans  S.  197  u.  Schi,  meiner  Schrift  ersehen.  Habe  ich 
denn  irgendwo  behauptet,  dass  dem  nicht  so  sei?  Oder  habe  Ich  das  auch 
nur  übersehen?  Ich  meine,  wie  srhon  einmal  bemerkt,  ich  hätte  durchweg  den 
Gedanken  yerfolgt,  dass  die  Möglichkeit  und  der  Erfolg  der  kanon.  Theorie 
nur  darin  zu  suchen  sei ,  dass  sie  den  realen  Zuständen  ihrer  Zeit  entsprach. 
Wenn  nun  der  Herr  Rezensent  einen  historischen  Theil  in  diesem  richtigen 
Sinne,  nämlich  den  Nachweis,  wie  die  kanonische  Doktrin  zu  den  realen  Zu- 
ständen ihrer  Jahrhunderte  gepasst  habe,  vermisst,  so  Termisst  er  ihn  mit 
Rocht  Denn  dsTon  habe  ich  sicher  Nichts  geliefert.  Er  scheint  freilich  tu 
glauben^  dass  sich  das  leicht  so  unter  der  Hand  hätte  hinzufügen  lassen.  In- 
dessen bin  ich  anderer  Meinung.  Bislang  bin  ich  an  die  Aufgabe  einer  Dar- 
stellung der  Knlturzustände  des  Mittelalters,  wie  sie  hier  mit  grosser  Ruhe, 
als  wäre  das  nichts  Besonderes,  hinzu  verlangt  wird,  nicht  herangetreten. 
Sehe  ich  anders  die  Bedeutung  der  kanonischen  Lehre  richtig  an,  so  wäre  die- 
selbe identisch  mit  der  Aufgabe,  so  ziemlich  das  ganze  Verkehrsrecht  in  sei- 
ner Genesis  und  Wandlung  auf  Grund  der  realen  Zustände  darzustellen. 
Gewiss  ein  wünschenswerthrs  Werk,  aber  eines,  dessen  unendliche  Schwierig- 
keit doch  einem  Jeden  in  die  Augen  springt,  der  von  derartigen  Arbeiten  einen 
Begriff  hat.  Sicher  kann  es  einer  Kritik  nicht  zum  Nutzen  gereichen,  wenn 
man,  anstatt  das  zu  beurtheilende  Werk  so  zu  fassen,  wie  es  Ist,  so  willkür- 
lich darüber  hinaus-  oder  mit  einzelnen,  nicht  sehr  überlegten  Bemerkungen 
in  dasselbe  hineingreift. 

Doch  genug  davon !  Wenden  wir  uns  lieber  von  meiner  blosen  Beschrei- 
bung der  kanonistischen  Ansichten  zu  dem  Werke  Nevmann's.  Vielleicht  finden 
wir  dort,  was  mein  Herr  Rezensent  bei  mir  vermisst  hat  Der  Titel  9,Ge- 
achlchte  des  Wuchers^^,  wenn  auch  nur  in  Deutschland  und  wenn  auch  nur 
bis  1654,  ist  ja  Tielversprechend. 

Leider  kann  schon  die  Vorrede,  mit  welcher  der  Verfasser  dasselbe  be- 
gleitet hat,  unmöglich  einen  günstigen  Eindruck  machen.  Und  das  ist  schlimm, 
wenn  doch  die  Vorrede  vernünftigerweise  keinen  andern  Zweck  haben  soll^  als 
die   Leser   Ton   Tornherein   über   den   Standpunkt  des    Verfassers   aufzuklären. 
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An  der  Spitze  einer  neuen  Darstellung  frate  Position  nehmen,  fielleicht  tvch 
Polemik  gegen  Andere  schon  bei  dieser  Gelegenheit  eröffnen,  msg  mitunter 
rathsam  erscheinen.  Allein  in  dieser  Hinsicht  miiss  das  Vorwort  gerade  als 
ein  Huster,  wie  es  nicht  sein  soll,  bezeichnet  werdea.  Der  Ver^'aeser  glaubt  allem 
Anschein  nach  damit  durchzukommen,  dass  er  möglichst  sicher  und  siegesfroh 
thut.  Von  der  Klarhfit  und  Wahrheit  gewonnener  Ansichten,  die  einzig  dazu 
berechtigen  kann,  festen  Schrittes  aufzutreten,  wird  aus  dem  Inhalte  wenig 
ersichtlich.  Freilich  wfire  das  immer  ein  untergeordneter  Vorwurf,  wenn  die 
Gute  des  Buches  die  Ankündigung  vergessen  liesse.  Wenn  dies  aber  nicht 
der  Fall  ist,  wenn  derjenige,  der  sich  d'n  Mühe  marht,  dasselbe  durchzulesen, 
am  Schluss  eine  ganz  andere  Bilanz  zu  ziehen  sieh  genöthigt  sieht,  so  wird 
sich  der  Verfasser  leirht  ssgen  ktlnnen,  dass  er  durch  den  Ton,  in  welchem 
er  den  wissenschaftlichen  Erfolg  und  sein  eigenes  eminentes  Verdienst  in  der 
Vorrede  wahrlich  nirht  sparsam  anticipirt,  jeden  Anspruch  auf  Nachsicht  um  so 
gewisser  verwirkt  hat. 

Ich  kann  nirht  umhin,  dieselbe  etwas  nSher  zu  zergliedern.  Es  ist  das 
ingleich  für  die  endliche  Beurtheiinng  des  Buches  wichtig. 

„Die  nachfolgende  Schrift  will  streng  qucllenmassig  den  in  der  Geschichte 
des  Rechtes  und  der  Wirthschaft  einzigen  gewaltigen  Kampf  vorführen, 
welcher  zwischen  dem  idealsittlichen  Glaubens-  dann  Rechtasatze  der  christ- 
lichen Kirche  vom  Wucherverbote  und  den  Kräften  des  Rechts  und  der  Wirth- 
schaft in  Deutschland  wahrend  des  gai»zen  Mittelalters  und  noch  weit  in  die 
Neuzeit  hinein  ausgefochten  worden  ist.^^ 

Nun,  man  wird  dagegen  nichts  einwenden  wollen,  dass  der  Gegenstand 
der  Darstellung  bezeichnet  wird,  wenn  das  auch  schon  der  Titel  thut«  Unange- 
nehm klingt  nur  die  bombastische  Anpreisung  der  Wichtigkeit,  die  sogar  so  weit 
ausschweift,  den  gerade  von  dem  Verfasser  geschilderten  Kampf  den  in  der 
Geschichte  einzigen  zu  nennen.  Es  ist  recht  rühmlich,  in  sein  Thema  ver- 
liebt zu  sein.  Auch  ist  dieser  Kampf  der  letzte,  uns  daher  nächstliegende  und 
insofern  für  die  Gegenwart  wichtigste.  Allein  die  grösste  Vnrliihe  für  den 
hehandelten  Stoff  sollte  einen  wissenschaftlichen  Forscher  überhaupt  nicht  leicht 
zu  der  Meinung  fortreissen.  dass  gerade  dieser  Stoff  der  allerwichtigste,  ein- 
zige sei.  Sollte  denn  der  Verfasser  glauben,  dass  der  Kampf,  wrichen  die  nun 
besiegten  Princlpien  gegen  die  antike  Welt  durchzufechten  hatten,  bis  sie  ihrer- 
seits zur  Herrschaft  griangten,  nicht  aucji  ein  gewaltiger  war?  Wo  bleibt  da 
die  Einzigkeit?  Für  den  Geschirhtskenner  giebt  es  keinen  einzigen,  mit  allem 
Andern  gar  nicht  zu  vergleichenden  Kampf,  auch  nirht  im  Gebiete  der  Rechts- 
und  Wirlhsrhaftsentwicklung,  sondern  nur  eine  ununterbrochene  Kette  von  Ur- 
sachen und  Wirkungen. 

In  dieser  Uebertreibung  aber,  die  sonst  nicht  so  viele  Worte  verdiente, 
liegt  zugleich  der  grössere  Fehler,  dass  der  geschilderte  Kampf  als  etwas  für 
sich  Bestehendes,  in  sich  Abgeschlossenes  betrachtet  wird,  \ias  er  nicht  ist. 
Die  Geschichte  des  Wuchers  ist  eine  mit  der  Geschichte  der  gesammten  Kul- 
lor  innig  veriochtene  Eniwirkelungsstufe.  Zwar  deutet  gelegenilich  auch  der 
Verfasser  darauf  hin.  Aber  so,  wie  er  ihn  behandelt  hat,  vollzieht  sich  der 
einzige  Kampf  nach  seiner  eigenen  Bezeichnung  lediglich  ,.zwisclien  dem  Glau- 
bens- und  dem  Rechtssatz  der  Kirche  und  den  Kräften  (?)  des  Rechts  und 
der  Wirihachaft  in  Deutschland  (nicht  aach  anderswo?).   Wie  unglöcklicb  diese 


306  Litteratur. 

Beieichnung  gefaBSt  erBcheint,  erhellt  eigeDtlich  tod  eelbet.  Leider  enthftlt  sie 
wirklich  die  Quintessens  der  ?on  dem  Verfteeer  gewonnenen  Anschaaung^  auf 
reiche  unten  surückinkomnien  ui, 

„Die  Regultate  jenes  Streitee^',  se  fShrt  der  Verfasser  fort,  „hier  xnsam- 
meniofassen,  erscheint  überflüssig,  weil  die  Abhandlang  selbst  bestrebt  ist,  die 
in  jedem  einseinen  Theile  gewonnenen  wesentlichen  Sätze  zu  einfm  sich  fort 
und  fort  entwickelnden  Gesammtbilde  zu  Tereinen/'  Ein  gates  Vertrauen  des 
Verfassers  anf  den  Leser  oder  yielmehr  auf  sich  selbst.  Das  Referat  über 
den  Inhalt  wird  darthan,  wie  es  mit  dem  fort  und  fort  sich  entrollenden  Ge- 
aammtbild  aussieht.  Wohlweislich  ist  doch  nebenbei  darauf  hingewiesen  wor- 
den, dass  „insbesondere  am  Schlüsse  der  einzelnen  Abschnitte^S  dann  S.  25  ff. 
und  540  ff.  die  gewonnenen  wesentlichen  Sätze  zu  ersehen  seien.  S.  25  —  26 
ist  ein  zwei  Seiten  füllendes  Resum^  der  kanonischen  Lehre;  S.  540  findet 
sich  lediglich  eine  Zussromenstellnng  der  Reichsgesetze  über  ZinsconTentionen, 
eingeleitet  allerdings  durch  die  bedeutsame  Bemerkung  (S.  538),  dass  dem 
Jahrhunderte  lang  fortgesetzten  Einwirken  aller  bisher  vorgeführten  Kräfte  (dasa 
stets  „die  Kräfte^'  eine  sehr  wichtige  Rolle  spielen ,  wird  aus  dem  Folgenden 
SU  ersehen  sein)  gegen  das  Wucherverbot  selbst  die  Gesetzgeber  nicht  mehr 
widerstehen  konnten,  wenn  sie  sich  nicht  „noch  Unterholung  und  Deberfluthong 
ihres  Standpunktes  durch  die  nicht  mehr  gehemmten  Wogen  der  Naturgesetze 
allea  Ansehen,  well  alle  Kraft  rauben  wollten.'^ 

Folgt  die  Versicherung  des  Verfassers,  dass  die  Resultate  seiner  Schrift 
natürlich  für  die  darin  behandelten  Institute  „vielfach  nene^'  sind,  und  dass  er 
„für  die  welthistorische  Stellung  des  Themas  zu  allgemeineren  Sätzen  gelangt, 
als  andere  Forscher'',  womit  denn  namentlich  meine  „treffliche"  Abhandlung 
(über  die  nationalokonomischen  Grundsätze  der  kanonislischen  Lehre)  gemeint 
ist.  Ich  werde  mich  bemühen,  die  Resultate  des  Verfassers,  so  gut  es  nur 
geschehen  kann,  anzugeben. 

„Eine  Gewahr  für  die  Richtigkeit  der  letztem  über  die  Bedenlnng  der 
kanonistischen  Doktrin  bietet  ihm  der  Umstand,  dass  es  hier  nicht  blos  galt 
(wie  mir),  die  kanonistische  Lehre  selbst,  sondern  auch  die  Verwirklichung 
und  Bethitigung  im  Rechte  und  in  der  Volkswirthschaft  Deutschlands  viele 
Jahrhunderte  hindurch  bis  auf  die  verborgen  leitenden  Krifle  der  Entwicklung 
hinnnter  (sie !)  —  soweit  dies  die  Quellen  gestatten  —  zu  verfolgen  und  blos- 
zulegen." 

Was  BoW  man  zur  Illustration  noch  hinzufügen  ?  Selbst  der  in  Gedanken- 
strichen eingefugte  Hittelsatz  ist  beredt.  Der  Verfasser  ist  sich  bewusst,  die 
Wirksamkeit  der  kanonislischen  Lehre  bis  auf  die  verborgen  leitenden  Krfifte, 
soweit  die  Quellen  es  gestallen  (ultra  posse  nemo  obligalur),  biosgelegt  zu 
haben.  Gewiss  ein  yerdienstvolles  Unternehmen;  vor  Allem  die  Aufdeckung 
der  verborgen  leitenden  Kräfte!  Mit  Recht  meint  der  Verfasser,  dass  die  Dar- 
stellung der  Verwirklichung  und  Bethfitigung  der  kanonislischen  Theorie  in 
Dentsebland  nachzuweisen,  noch  weit  mehr  sei,  als  die  blosse  Darstellung 
der  letztern.  Jeder  muss  das  Werk,  welches  die  praktische  Wirksamkeit,  die 
genetische  Entwicklung  des  Wachsthums,  der  Herrschaft  und  des  Untergangs 
einer  so  wichtigen  Doktrin  in  dem  Leben  auch  nur  eines  Volkes  darlegt,  mit 
ganz  anderer  Würdigung  aufnehmen,  als  die  blosse  Zusammensteliunjg  der 
doktrinellen  Priocipien.     Das  habe  leh,  wie  oben  bemerkt,   bei   meiner  Mirifl 
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sehr  wohl  geffiblt  und  ausgedrörkt  Nur  ist  der  Verfasser  die  Kleinigkeit 
schuldig,  sein  Versprechen  tu  erföllen.  Wenn  er  fs  nicht  hält,  wenn  man 
nicht  die,  gleichviel  ob  seither  bis  zur  Aufschliessung  des  Erkenntnissbron- 
nens durch  den  Verfasser  verborgen  oder  offen  dagelegenen,  leitenden  Krifle 
schaffen  sieht,  so  wird  das  stolzeste  Selbstbewusstsein  des  Autors  der  ge- 
tauschten Erwartuni^  keinen  Ersatz  gewähren. 

Unter  allen  Umständen  bleibt  freilich  der  gute  Rath  nicht  zu  verschmä- 
hen, seine  Werke  lieber  sich  selbst  loben  zu  lasten,  als  Tersteckt  und  geradezu 
ihre  Vorzfige  selbst  herauszustreichen.  In  dieser  Hinsicht  leistet  S.  VII  in  der  un- 
seligen Neigung,  durch  einen  Ton  des  Selbstvertrauens  und  der  Selbst anpreisung 
zu  imponiren,  über  dfssen  Wirkung  der  Verfasser  in  bitterer  Täuschung  sein 
mUBs,  sonst  hätte  er  dieses  Mittel  verschmäht,  das  Mögliche.     Man  höre  nur. 

Er  erklart  die  Anordnung  dvB  „mNssenhaften  und  viel  verzweigten  Stoffes^^, 
den  er  bewältigt.  Sie  ist  keine  wilikörliche,  sondern  die  einzelnen '  Abschnitte 
stellen,  wie  er  versichert.  Schritt  um  Schritt  den  natärlichen  Enlwicklunga- 
gang  dar.  Wir  werden  sehen,  wie  es  sich  damit  verhält.  „Aus  der  Ent- 
stehung, Gestaltung  und  Wirkung  des  kanonischen,  des  deutschen  Zinsgesetzea 
und  der  grossen  Zahl  der  mit  ihm  eng  zusammenhängenden  Institute  des 
Rechts  und  der  Wirthschaft  (wir  dürfen  also  auch  von  den  wirthschafilichen 
Institutionen  zu  hören  hoffen)  und  deren  wechselseitigen  Verbindung  war  als- 
dann das  Wesen  der  Kräfte  zu  erforschen,  welche  jenen  Gesetzen  und  Institu- 
ten zu  Grunde  lagen.*^  Ganz  richtig.  Das  musste  der  Endzweck  einer  aol- 
chen Untersuchung  sein.  Und  dass  der  Verfasser  wenigstens  von  ferne  fühlt, 
um  was  für  „Kräfte*^  es  sich  handelt,  thut,  wenn  das  nicht  leeren  Wort- 
schwall vorstellt,  seine  eigene  Bezeichnung  dar:  „Kräfte,  welche  im  Zusam- 
menhang mit  der  allgemeinen  Entwicklung  deB  Menschengeschlechts  Wirkung 
und  Untergang  der  Gesetze  und  Institute  lenkten.^*  Zweifellos  erwartet  man 
hiernach  eine  Darstellung  der,  auch  an  der  Spitze  des  Vorworts  schon  ange- 
kündigten, welthistorischen  Bedeutung  äts  Kampfes  um  die  Wucherlehre,  ein 
Stuck  der  tiefsten  Kulturgeschichte,  also  ein  Werk,  fiber  dessen  Bedeutung  ich 
mich  bereits  aussprach. 

Nichts  geht  über  die  Siegesgewissheit  des  Verfassers;  er  hat  das  Grosso 
vollbracht  und  darf  sich  dessen  getrost  rfthmen.  Wenigstens  glaubt  er  an  sieh 
selber.  Der  folgende  Passus  ist  so  unendlich  bezeichnend,  dass  ich  ihn  wört* 
lieh  wiederhole;  ohne  Commentar,  so  sehr  er  dazu  reizt,  und  ohne  Ausdruck 
des  Urtheils,  welches  jedem  Einsichtigen  aus  dieser  Selbstkritik  entgegen- 
springen musB. 

„So  gestaltet  sich  —  ohne  jedes  Znihun  oder  Abnehmen  Seitens  de§  For- 
schers —  von  innen  heraus  die  Geschichte  des  Wuchers  In  Deutschland  vor 
unsern  Blicken,  wir  begreifen,  warum  sie  so,  wie  es  geschehen,  verlief:  orga- 
nisch entwickeln  sich  vor  uns  die  Resultate  dieser  Geschichte,  wie  Fröchte, 
deren  allmäliges  Reifen  wir  verfolgen,  deren  Erscheinen  wir  vorhersagen  kön- 
nen.^^  Mit  einer  fast  dramatischen  Kunst  hat  nun  der  Verfasser  die  Erwar- 
tung auf  den  höchsten  Grad  der  Spannung  gebracht.  „Auch  für  die  Geschichte 
des  Rechts  und  der  Wirtbschaft  gilt  des  Thukydides  leuchtendes  Musterbild. 
W  i  e  e  r  von  innen  heraus  die  Geschichte  sich  vor  uns  ausbilden  lässt,  strebte 
ich  mit  schwachen  Kräften,  doch-  regstem  Willen,  es  Ihm  gleichzuthuo,  und  ge- 
rade das  Bewnsstsein  hiervon  Hess  mich  die  Schwierigkeiten  Aber  winden,  ohne 
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welcbo  die  folgende  Untereachnng'  nicht  angeetellt  irerden  mochte/*  Hat  denn 
der  Verfasser  gar  keine  Ahnung  davon«  velchrn  Eindruck  ein  solcher  Ton  ma- 
chen muM?  Ein  gevrisser  Goetbe'schrr  Spruch  über  die  Bescheidenheit  scheint 
Ton  dem  Verfasser  grfiadlicher,  als  alles  Andere,  gelernt  und  beherzigt  wor- 
den au  sein. 

Nun  kommt  ireiter  eine  Aufiählung  nicht  einmal  aller,  aber  doch  einiger 
Minner,  die  dem  Verf.  hilfreich  waren.  Wenn  es  auch  dem  Verf.  natürlich 
nur  galt,  in  dieser  geschmacklosen,  zum  Gl6ck  jetzt  wieder  hanfigeren  Weiae 
seine  öffentliche  Danksagung  abzustatten,  so  wird  man  doch  zugleich  gewahr, 
wie  viele  und  bedrutende  Autoritalen  sich  Terdientermassen  für  die  wichtige 
Forschung  schon  ab  ovo  an  interessirten.  1>B  sind  Homeyer,  fieseler^Stobba, 
Fitting  und  Hirsch,  die  drm  Verf»  „das  Feld  ackern  Irhren,  aus  welchem 
der  Wissenschaft  Fruchte  erwachsen  soilen^^;  Lappenberg,  Muther  n.  A., 
die  ihn  mit  Quellennachweisen  unterstützten  u.  dergl.  m.  So  sollte  man 
denn  wohl  annehmen,  dasa  es  dem  Werke  gar  nicht  fehlen  kann. 

Gleichwohl  verkennt  der  Verf.,  mit  einer  Bescheidenheit  (denn  man  wird 
doch  nicht  annehmen  dürfen, >  dass  das  nur  konventionelle  Phrase  sein  soll), 
die  nach  dem  Vorausgegangenen  an  dieser  Stelle  um  so  anerkennenawerther 
(wenn  auch  unnöthig)  erscheint,  dass  trotz  so  vielseitiger  und  zum  Theil  ein- 
greifender Hrife  (sie!)  in  Inhalt  und  Form  sich,  wie  er  sehr  wohl  fühlt, 
mannigfache  Mängel  herausstellen  möchten.  Denn  die  Aufgabe  war  allerdings 
eine  mächtige* 

Es  gilt  eine  Geschichte  von  „Zustanden  vornehmlich,  nicht  von  Be- 
gebenheifen'^  Dazu  mussten  die  „in  ihrem  Werihe  verschiedensten,  nach  Ort, 
Zeit  und  Inhalt  zerstreutesten  Schriften  herzugezogen  werden''^).  Das  war  „am 
so  nothwendit^er,  als  sich  bis  jetzt  keine  den  Forderungen  strenfr  qnellen- 
mfissiger  Witisenschaft  nur  irgend  entsprechende  Bearbeitung  des  Themas  fin- 
det^\  Wir  werden  srhiiesslich  belehrt ,  dass  jahrelange  Vorarbeiten,  obwohl 
dem  eigenen  Verlangen  nach  noch  nicht  genug,  zu  Grunde  liegen;  dnas  Krank- 
heit und  praktische  Thiligkeit  zu  Danzig  und  Breslau  die  „Forschungen^  un- 
terbrachen; dass  nicht  einmal  die  königl.  Bibliothek  in  Berlin  ausreichte,  g^^ 
schweige  denn  die  Bibliotheken  von  Breslau  und  Danzig.  Selbstverstlndlich 
sind  uns  diese  Notizen  von  grösstem  Interesse  und  billig  wird  sich  die  Ba» 
wundernng  der  Energie  des  Verf.  in  demselben  Maase  steigern,  als  ihm  ausser- 
ordentliche Hindemisse  in  den  Weg  gelegt  waren. 

Zum  Schlnss  der  Hinweia,  „dasa  das  Thema  einerseits  verbietet,  die 
wirthsrhaftliche  Seile  der  Rechtsinstitiite  hintanzusetzen,  und  dass  es  anderer- 
seits fordert,  bei  der  rerhtsgeachlchllichen  Darlegung  der  Institute  die  sach- 
lichen und  zeitlichen  Grenzen  des  Themas  innezuhalten^'.  Das  klingt 
sonderbar.  Der  Verf.  hat  doch  deutlich  genug  an  mehreren  Stellen  Recht 
und  Wirthschaft .  als  seinen  Gegenstand  bezeichnet  Warum  nun  noch  die 
Versicherung,  dass  ihm  das  Thema  die  „Hintansetzung^^  der  wirthschafllichen 
Seite  verbiete?  Oder  fühlt  er  selber  schon,  wie  es  mit  dieser  letzteren  aoa- 
sleht?  Dass  aber  vollends  ««das  Thema  fordert,  die  aachlichen  und  seitlichen 
Grenzen  des  Themas  einzuhalten^  (^so  sagt  wörtlich  der  Verf.),  tat  eine  höchst 


1)  Bo  ging  es  mir  auch;  s.  Endemann,  Nattonalökonomische  Grundsitse  S«  4. 
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▼•rslinilige  Benerkang.     Man  hfttte    sonal    dem  Verf.   fielleicht  xvgenratbtt« 
dass  leiB  Buch  de  omnibos  et  quibasdam  aliis  bandle* 

Null  aber  aa  dem  Boche  aelbet.  In  einer  Einleitung  wird  der  Ursprung 
dei  kanonischen  Zinsverbotea  geschildert,  der  nicht  an  umgehen  war,  wenn 
später  seine  Wirkung  (in  Deutschland)  dargestellt  werden  soll.  Da  der  Verf., 
die  leitenden,  sogar  die  verborgen  leitenden  Kräfte  der  Erscheinungen  auf- 
docken will,  so  durfte  mich  gerade  dieser  Abschnitt  besonders  interesslren« 
Ich  selbst  habe  in  einem  kurzen  Abriss,  den  ich  nur  als  Skizae  au  beaeichnen 
wagte,  die  Ursachen  der  kanonischen  Doktrin  anzudeuten  gesucht^).  Hier 
wird  ohne  Zweifel  Gewissheit  geboten,  endgältig  abschliessende  Forschung. 
Was  findet  die  Hoffnung,  welche  die  kulturgeschichtlichen  („im  Zusammen- 
hange der  allgemeinen  Entwickelung  des  Menschengeschlechts^^  s.  oben),  realen 
Grnndlsgen,  wie  sie  jene  Doktrin  noth wendig  machten  (s.  wieder  die  Vor- 
rede), entwickelt  zu  sehen  erwartet?  Auf  der  einzigen  Seite  1  eine  höchst 
gemfithltche  Erklärung,  wie  der  Zins  fiberhaupt  entstanden  ist;  ohne  Quellen, 
ohne  Hinweis  auf  die  Zustände,  trotzdem  der  Verf.  die  Geschichte  „yon  Zu- 
ständen^^ schreiben  will^),  ohne  ein  Wort  von  dem  wirthschaftlich  -  inneren 
Wesrn  der  Kspitalbenutznng,  plan  und  dürr,  wie  in  einer  Schularbeit.  Auf 
S.  2  legt  der  Verf.  die  Ursachen  der  Reaktion  gegen  das  Zinsennebmen  blos. 
„Hiergegen  (gegen  die  Drangsal  der  Unbemittelten)  regt  sich  das  naturliche 
Üitleid  der  Menschen  u.  a.  w.^  Die  unbegrenzte  Nächstenliebe,  als  Princip 
des  christlichen  Moralgesetzes  wird  S.  3  als  bewegende  Ursache  gewonnen. 
Sie  setzt  sich,  entsprechend  dem  Grundzug  des  ganzen  Buches,  gegen  das 
Zinsennehmen  in  Positur  und  operirt  nun,  als  ob  Schritt  für  Schritt  mit  vol- 
lem Bewusstsein  die  ethische  Nächstenliebe  gegen  ihren  Widersacher,  das 
Zinsennehmen,  agirt  habe.  Kann  ea  eine  wunderlichere,  kleinlichere  Auffassung 
geben?  Da  ist  auch  nicht  die  leiseste  Ahnung  grosser  geschichtlichen  Noth- 
wendigkeit,  innerer  Ursächlichkeit«  Und  welche  Begriffsverwirrung!  Sitten- 
gesetz und  Naturgesetz,  das  sind  die  zwei  Wesen,  ^e  der  Verf.  als  Parteien 
in  Aktivität  setzt  und  wie  Puppen  handhabt.  Daas  das  Moralgebot  nur  den 
Auadruck  der  aittlichen  Ueberzrngung  und  die  sittliche  Ueberzrugung  bedingt 
durch  die  Gesammtheit  der  socialen  und  wirtlischaftlichen  Verhältnisse  sein 
könnte,  ist  eine  Erwägung,  die  unserem  Erforscher  der  tiefsten  Gründe  nicht 
beikommt.  Genug,  dass  er  auf  die  unbegrenzte  Nächstenliebe  und  das  christ- 
liche Moralgebot  hinweiat.     Wer  wird  mehr  verlangen  können? 

Nun  ist  das  Fahrwasser  gewonnen.  Getreulich  werden,  wenn  auch  ziem- 
lich knapp  solche  Gründe  erwähnt  (S.  4),  welche  man  in  jeder  älteren  Dar- 
stellung der  Wncherlehre  für  das  Zinsverbot  angeführt  findet,  die  ich^)  in 
meiner  Schrift,  wie  ich  hoffe,  hinlänglich  als  rein  scholastiache ,  das  Wesen 
auch  nicht  entfernt  erklärende  dargestellt  habe.  Dem  Verf.  dagegen  aind  das 
innere  Gründe.  Ausführlicher  ist  er  in  der  Aufzählung  der  ältesten  Konzilien- 
beschlüsse (S.  6)  und  des  Verhältnisses  zum  römischen  Kaiserrecht ^).  Bis 
dahin  war  daa  Wacherverbot  nur  Statutarrecht  der  Kleriker.    Nun  auchte  die 


4)  Nationalökonomische  Grundsfitie  S.  188  ff. 

3)  S.  dazu  nationalökonomische  Grondsfitze  S.  197  a.  E. 

4)  S.  in  meiner  Sclirift  $.  3. 

6)  Von  mir  8.  8  möglichst  kurz  abgetban. 

IV.  20 
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Ktrcbe  mit  iletai»eib«ii  allgemein  darchsiidriDgen.  Das  konnte  sie  nicht»  ,t*^ 
lange  sie  nicht  die  Proc^e  über  die  betr.  Geschäfte  Ter  ihr  Fornm  sieben 
durHe^S  Deshalb  hing  der  Erfolg  Ton  der  Gestsltung  der  Gerichtsbarkeit  ab 
(S«  9  — 10).  Es  gebt  Nichts  über  solche  Erklärungen,  die  man  «neh  umh 
drehen  kann;  sie  leisten  dann  doppelten  Dienst'). 

Eigentlich  reicht  schon  diese  eine  Probe  der  historischen  Anfbssangs^eisa 
Tollkommen  hin,  das  Bach  su  charakterisiren.  Du  Weitere  wird  das  ürtheil 
nicht  bessern» 

Der  erste  Abschnitt  beschreibt  das  Zins?erbot  in  seiner  Blülhe,  d.  h.  in 
dem  Corpus  juris  canonici  seit  den  Debretalen.  Hier  trifft  der  Verf.  mit  mei- 
ner Darstellung  der  kanonistischen  Grundsfitie  tnsammen.  Offenbar  hat  der 
Verf.  gearbeitet,  ohne  meine  Schrift  wesentlich  in  benutzen.  Sie  findet  sieh 
wenigstens  nur  bei  einem  Nebenpunkt  einmal  (S.  14  NoU  1)  citirt.  Um  so 
werthTolier  muss  es  sein,  bei  der  Schilderung  sowohl  der  Ansdehnang  dar 
Wucherverbote,  als  auch  der  Ausnahmen  mehrfach  gani  denselben  Gedanken 
zu  begegnen;  für  mich  eine  glänzende  Bestätigung.  Ja»  der  Verf.  hat  sogar 
dieselben  Schriftsteller,  die  ich,  wie  ich  glaubte,  aus  ziemlicher  Vergessenheit 
herTorgeholt  habe,  einen  Lessius,  Azorinns  u.  s.  w.  in  würdiger  lieber* 
einstimmung  ebenfalls,  für  dje  tauglichsten  gehalten,  nm  sich  fiber  die  kano- 
nistische  Lehre  zu  unterrichten..  Er  citirt  sogar,  was  ich  im  Bewuastsein  des 
Ungewöhnlichen  gethan,  wie  ich,  den  Ponorniitanus  als  Abbas.  Einzelne 
Gesetze  werden  ausführlicher  erwähnt.  Der  Exkurs  über  c.  19  X.  5,  19 
(S.  17  Not.  5)9  der  ungewöhnlich  gelehrt  erscheint  inmitten  der  übrigan 
Haltung  des  Kapitels,  hätte  übrigens,  wenn  man  daran  Gefallen  hat,  noch 
sehr  vermehrt  werden  können^). 

Hinzugefugt  hat  der  Verf.  noch  einige  Hittheilungen  über  die  Art  4er 
Strafen  (S.  21  —  24). 

Fasst  man  diesen  Abschnitt  zusammen,  der  durchaus  noihwendig  war  -— 
denn  erst  muss  man  doch  wissen ,  was  das  kanonische  Wucherverbot  ist,  aha 
man  seine  Wirkung  in  Deutschland  schildern  kann  — ,  ao  erweist  sich  die 
Darstellung  höchst  dürftig.  Kaum  eine  Uebersicht  über  den  rein  äusseren  Be- 
stand  des  kanonischen  Rechts,  geschweige  denn  eine  Aufdeckung  seiner  Ur- 
sachen. Denn  für  das  letztere  den  Schluss  S.  25  —  26  gelten  zu  lassen,  sollta 
doch  sogar  dem  Verf.  der  Muth  fehlen. 

Dort  wird  mit  der  jedesmal,  wo  es  in  das  Allgemeine  gebt,  anschlagen* 
den  Lebhaftigkeit  gescbiidrrt ,  wie  die  Wucherlehre  immer  Terwickeiter  und 
mühsamer  wurde ^).  ,,War  man  unbefangenen  Blickes,  ao  hätte  sich  nun 
schon  der  Irrweg,  den  man  eingeschlagen,  zeigen  müssen«'^  Schade,  dasa  da- 
mals der  Verf.  noch  nicht  gelebt  und  geschrieben  hatte.  Uan  hatte  einge- 
sehen, ,,wie  das  durchaus  berechtigte  und  (man  beachte  die  Steigerung)  an- 
gemessene sittliche  Gebot  der  Nächstenliebe  nicht  in  daa  Gebiet  des  Rechtes 
übertragen  werden  könne'^  Hit  wahrhaft  naivem  Behagen  wird  nun  noch 
weiter  ausgeführt,  wie  die  Kirche  in  heiligem  Eifer  für  ihr  Sittengeseti  jeden 


6)  S.  meine  Schrift  S.  11. 

7)  Ton  mir  S.  46  nur  kurz  berührt.   Jeder  Kundige  weiss,  dass  diese  Stelle  ein 
Tummelplatz  der  Meinungen  war. 

8)  S.  z.  B.  meine  Schrift  S.  23,  61,  191. 
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WUersVand  za  AbenrÜtifen  bemfiht,  auf  das  „nicht  weniger  berechtigte  (wahr* 
■eheinlich)  venigetena  hfilfsweiae,  anch  angemeasaie  ?)  Natiirgeaeti  stieaa.  In 
dem  zwischen  Sittengeaetz  und  Naturgesetz  entbrannten  „groasen,  j^hrhnnderte- 
langen,  Bnerbittlicben'^  Kampfe  zwang  die  Kirche  den  Verkehr,  „nur  lang- 
aam  yer-  oder  in  andere  Bahnen  überznachreiten,  aie  n9(bigte  der  Theorie  na- 
tionalökonomischer  und  rechtlicher  Inatilute  Irrthnmer  (das  that  daa  an  sich 
berechtigte  aittlirbe  Gebot?)  auf,  die  einige  (zum  Giöck  nnr  ao  etliche!)  Jahr- 
hunderte die  richtige  Erkenntniaa  deraelben  beeinträchtigten^^,  bia  achliesslich 
der  ganze  Bau  durch  den  Widerstand  in  Wiaaensrhaft  und  Praxia,  „zumal  im 
Terkehre^  (?)  znaammenliel.  Und  darin,  man  ataune,  offenbart  sich  „der 
Organismus  der  Entwickelung  dea  Menacbengeachlechia  in  seinem  ewig  gesetz- 
mSaaigen  Fortachritt.  Zwei  gleichberechtigte  Naturkräfte  (nämlich  daa  be- 
reehtigte  Sittengeaetz  und  daa  schnnrstracka  daa  Gegentheil  aagende  Natur- 
,  geaetz  den  Verkehra)  streiten  gegen  einander".  Warum  aie  daa  thnn,  rer- 
«chweigt  der  Verf.  weislichst  Oder  darf  man  aeiner  Meinung  nach  gaf  nicht 
fragen,  wie  ao?  Wie  ea  kommt,  daaa  Sittengesetz  und  Natnrgeaetz  aich  so 
grimmig  befehdeten?  Daa  eratere,  „getragen  Ton  dem  glühenden  Eifer  reli- 
giöser Oeberzeugung  siegt  zunächst,  steigert  durch  den  Sieg  die  Gewalt  dea 
anderen,  wie  seine  eigene  Schwäche  und  unterliegt  nach  langem  Ringen^^ 

So  ateht  wörtlich  zu  leaen.  Wer  nun  nicht  klar  erkennt,  wie  die  Dinge 
zugegangen,  hat  ea  aich  aelbat  zuzusehreiben.  Manr  aieht  ja,  Reibung,  Druck 
und  Gegendrnck  handgreiflich  vor  Augen.  Die  einzige  kleine  Frage  nach  dem 
Dirigenten  dieaer  gegen  einander  operirenden  Maschinen,  die  uns  der  Verf.  ao 
aiMchaulich  Torffihrt,  wird  femfinftigerweise  Niemand,  wenigstens  nicht  an  den 
Verf.,  richten.  Auch  die  andere,  warum  denn  nun  nicht  yerm5g«  der  Ton 
^  Ihm  bloagelegten  phyaiiialischen  Kräfte  schliesslich  daa  Sittengesetz  total  unter* 
legen  s«i,  ohne  aeineraeita  wieder  aeine  Kraft  und  die  Schwäche  dea  Gegnera 
an  ateigem,  unterdrücken  wir  gern.  Lieber  erholen  wir  nna  an  dem  trost- 
reichen Schluaawort:  „Aber  aua  der  Reibung  beider  entsteht  eine  Zahl  frucht- 
bringender Inatituta  (daa  iat  daa  Wichtigste;  denn  der  Verf.  hat  sie  ja  be- 
ichrieben);  die  jenen  Kräften  innewohnenden  Ideen  (hinter  den  tiefsten  Kräf- 
ten, die  er  bloagelegt,  acheint  hier  doch  dem  Verf.  noch  Etwaa  von  dahinter* 
ateckenden  Ideen  aufzutauchen),  klären,  begrenzen  (trotzdem,  dasa  die  eine 
Kraft  ganz  unterliegt),  und  am  Ende  dea  Streitea  erhellt  (zu  allgemeinen 
Wohlgefallen) ,  daaa  daa  Menachengeachtecht  durch  den  Kampf  nur  sicherer 
und  zukunftsreicher  Torgeschritten  iat*^ 

Eine  solche  Methode  der  geschichtlichen  Erklärung  lässi  kaum  eine  wis- 
aenachiiftliche  Kritik  an  sich  herankommen.  Ich  meineatheila  glaube,  meinetwegen 
auf  den  Vorwurf  der  Eitelkeit  hin,  gerade  in  Hinaicht  auf  daa  oben  erwähnte 
Kapitel  dem  Verf.  recht  dringend  empfehlen  zu  dürfen,  nicht  etwa  meine 
Schrift  zu  Grunde  zu  legen,  aber  doch  durch  dieselbe  aich  anregen  zu  lassen, 
aeineraeita  die  kanoniatische  Lehre  erat  auch  nur  einigermasaen  gründlich  zu 
atadiren  und  als  geschichtliche  Thatsache  in  ihrer  Nothwendigkeit  zu  begreifen. 
Wenn  man  so  pomphaft  anzeigt,  den  Kampf  um  die  Wucherlehre  in  Deutsch- 
land achildern  zu  wollen,  so  bleibt  Nichte  übrig,  als  zuerst  die  Wucherlehre 
aelbat  zu  Terstehen.  Daa  hat  der  Verf.  nicht  termocht.  Er  hat  sogar  offen- 
bar aein  Buch  geschrieben,  ohne  auch  nur  irgend  welche  Voratudien  über  die- 
selbe.   Ihre  innere,  groaaartige  Bedeutung,  die  man  nicht  durch  nur  grosa- 
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artig  klingende,  aber  inhaltlich  leere  Phrasen,  anagepiitxt  mit  geachrattblen 
Metaphern  und  reichlichst  yersfhen  mit  logisch  -  styliatischen  Fehlern,  ersetseo 
kann,  ist  ihm  total  fremd  geblieben. 

Alles,  iras  geleistet  worden  ist,  ist  also  höchstens  eine,  und  ich  wieder- 
hole, für  das  eben  besprochene  Kapitel  ziemlich  dörftige,  rein  iusaerliche 
Zusammenslellung  einiger  Gesetxe  und  sonstiger  Quellen. 

Abschnitt  11  wendet  sich  sa  dem  Eindringen  des  kanonistischen  Wucher* 
Verbotes  in  Deutschland.  Erkennend,  dass  doch  wohl  der  Kulturzustand  Deutsch- 
lands dftbei  ein  Wort  mitgesprochen  habe,  bemüht  sich  der  erste  Unterabschnitt 
auf  S.  28 — 36  den  al^rmeinen  wirthschaftlichen  Zustand  su  beschreiben. 
Wieder  überaus  msger;  nicht  einmal  so  yiel,  als  jede  neuere  Bearbeitung  der 
Handelsgeschichte  über  die  Entwickeinng  des  Handels  und  der  Gewerbe  sagt. 
Charakteristisch  ist  bei  sonstiger  Magerkeit  des  Materials  die  Bi-nutaung  der 
Gelegenheil  S.  32,  um  eine  Reihe  von  Citaten  und  Bemerkungen  über  einen 
sehr  Tereinzelten  Punkt  anzubringen.  Wer,  yon  der  Vorrede  dazu  verführt, 
eine  Darlegung  der  realen  Lebensverhihnisse  sucht,  weil  er  vielleicht  der 
Meinung  ist,  dass  darin  die  Erklärung  begriffen  sei,  warum'  die  kanoniKhen 
Principien  auch  in  Deutschland  Eingang  fanden,  würde  rergebens  suchen.  Viel- 
leicht kann  freilich  der  Verf.  sagen,  dass  er,  obwohl  er  eine  Geschichte  der 
„Zustande*^  schreiben  will,  doch  nicht  gerade  versprochen  hat,  die  „realen 
Verhältnisse^^  bioszulegen,  sondern  die  „verborgen  leitenden  Kräfle'^ 

Worin  ihm  diese  bestehen,  wird  trefflich  klar  im  zweiten  Unterabschnitt 
S.  37  —  53.  Er  verbreitet  sich  über  das  Vordringen  des  kanonischen  Rechts 
im  Allgemeinen.  Natürlich  ist  ihm  Alles  planmissiga  Machtentfaltung  der  Kirche, 
welche  das  Sittengesetz  dirigirt;  denn  darauf  wurde  er  nimmermehr  verfallen, 
in  dem  Inhalt  des  kanonischen  Rechts  und  seinem  Verhfiltniss  zu  den  realen 
Zustanden  der  Zeit  die  Ursache  seiner  Wirkung  zu  wittern.  Dia  Ausdehnung 
der  gfisllichen  Gerichtsbarkeit,  die  Stiftung  der  Hochschulen,  an  denen  daa 
kanonische  Recht  vorzugsweise  gelehrt  wurde,  wobei  wir  übrigens  trotz  der 
Wiederholung  dt*r  Citate  nichts  Neues  finden,  endlich  die  Gesetzgebung  —  du 
sind  die  leitenden  Kräfle,  von  denen  übrigens  wohl  schwerlich  gesagt  werden 
kann,  das«  sie  der  Verf.  „blosgelegt'^  habe.  Hat  Jemand  Lust  nach  „treff- 
lichen pragmalischen  Maximen^S  ao  verweise  ich  auf  S.  15  ala  eine  besonders 
gelungene  Stelle  über  die  weitere  Ausbreitung  des  fremden  Rrchts  in  den 
Gerichten.  Besser  und  selbstvergnügter  lässt  sich  jene  Methode  der  Historie 
kaum  nachahmen.  Schade  nur,  daaa  mit  dieser  Methode  so  wenig  auf  den 
Lehrstuhl,  wie  in  Schrift  noch  Etwas  auszurichten  ist. 

Einen  anderen  Irrlhum  des  Verf.  zu  bezeichnen,  giebt  S.  46  ff.  Veras- 
laasung.  Er  spricht  von  den  deutschen  Schrift  stellern  über  die  Wucherlehra, 
ohne  auch  nur  irgend  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dasa  zwischen  ihnen  und 
den  fremden,  namentlirh  italienischen  Juristen  ein  Zusammenhang  besteht« 
Nun  lehnen  sich  aber,  wie  Jeder  weiss,  der  sich  darum  bekümmert  hat,  die 
deutschen  Schriften  auch  in  diesem  Theile  des  Rechts  durchaus  an  die  Italiener 
an.  Sie  haben  keine  Selbstständigkeit.  Erst  die  Gegner  der  Wucherlebra 
traten  auf  ein  eigenes  Fundament.  Allein  dem  Verf.  ist  nun  einmal  dantschea 
Recht  und  deutsche  Lehro  rine  Sache  für  sich.  Er  sieht  nur  das  nationala 
deutsche  Element  der  Wucherlheorie  gegenüber.  Mag  der  Eifer  f&r  deutaches 
Weaen  noch  so  löblich  sein,  so  ist  er  doch  wissenschaftlich  unbrauchbar,  wenn 
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er  tnr  Unwahrheit  fuhrt  FQr  den  Geschichtsforscher  ist  die  Wucherdoktrin, 
wie  ja  anch  gelegentlich  der  Verf.  anerlienni,  eine  Macht,  die  nicht  Deutsch- 
land, aondern  der  ganzen  clTÜisirten  Welt  entgegentritt,  und  die  nicht  blos  von 
Deotachland  aua  bekämpft  wurde,  als  daau  die  Zeit  reif  war.  Die  Herrschaft 
derselben  war  selbslyeratandlich  eine  Frage  der  Kultur,  und  insofern  für  alle 
Lander  dirselbe.  Und  wenn  in  Deutschland,  oder  vielmehr  richtiger  von  den 
germanisch -protestantischen  Nationen  der  Kampf  gegen  die  kanonistische  Lehre 
in  der  Folge  am  energischsten  angefasst  und  siegreich  (wenigstens  im  Ganaen) 
durchgeffihrt  wurde,  so  hat  das  seineu  guten  Grund,  den  der  Verf.  billig 
ganz  anders  hätte  hervorheben  sollen.  Daa  ist  der  Widerstreit  gegen  die 
geistige  Leitung,  die  unbedingte  Autorität  dea  positiven  Buchstabens  und  die 
dem  kanonischen  Geiste  nothwendige  Censur  der  scholastisch  gefesselten  Wissen- 
ichaft.  Von  einer  aufstrebenden  Kultur  begünstigt  hat  die  freie  Forschung; 
jener  Grundpfeiler  dea  Proteatantismus,  den  unfreien  und  unfrei  machenden  ka- 
nonischen Geiat  überwunden«  Allein  aich^  an  diese  einfachen  Gesichtspunkte, 
fiir  die  sich  eine  Fülle  von  Material  darbietet,  zu  halten,  verschmäht  der  Verf. 
Ihm  zu  Gefallen  muss  die  Geschichte  des  Wuchers  ein  Kampf  dea  guten 
deutschen  Gewohnheitsrechtes,  der  Inkorporation  des  Naturgesetzes,  mit  der 
Kirche  sein,  die  das  Sittengesetz  zum  Recbtssatz  macht  und  als  fremdländischen 
Eindringling  dem  deutschen  Wesen  aufoktrojiren  will.  Man  sollte  so  Etwas 
kaum  für  möglich  halten.  0  Thukydides,  siehe  Deinen  Junger!  '  Dass  das  ur- 
alte deutsche  Recht  keinen  Zins  kannte,  und  also  eigentlich  mit  dem  kano- 
nischen Dogma  fibereinstimmte,  schadet  Nichts.  Später,  wie  es  zuging,  braucht 
man  ja  nicht  gewahr  zu  werden,  war  eben  für  das  deutsche  Recht  das  Gegen- 
theil,  nämlich  Zinsennehmen ^  Naturgesetz.  Die  gleichzeitigen,  gkichartigen 
Erscheinungen  anderer  Nationen  eiistiren  für  den  Verfasser  nicht. 

Doch  g^nug  hiervon. 

Ich  werde  den  weiteren  Inhah  thunllchst  zusammendrängen.  Ausdrücklich 
bemerke  ich,  dass  ich  die  Citate  der  deutschen  Quellen  zu  prüfen  nicht  unter- 
nommen habe.  Abschnitt  III:  Aufrechthaltung  des  Wucherferhotes  bis  zum 
16.  Jahrhundert;  Nach  einem  Bzkurs  über  die  Etymologie  des  Wortes  Wucher 
(wovon  Einzelnes  laut  der  Vorrede  Herrn  Meitzen  verdankt  wird)  S.  53 — 54' 
werden  die  Rechisquellen  selbst  dargestellt,  d.  h.  exeerpirt. 

Die  Volksrechte  (S.  55 — 58)  können,  wegen  „der  niederen  Stufe  wirlh- 
sehafllicher  Entwirkelung  über  den  persönlichen  Kredit  (sehr  begreiflich,  weil 
dies  die  feinste  Art  von  Kredit),  Insbesondere  von  Wuchergesetzen  (die  also 
wohl  eine  Unterart,  oder  ein  Theil,  oder  eine  Eigenschaft  dea  Personalkredits 
sind?)  Nichts  enthalten'^ 

Eine  Fülle  von  Begriffsverwirrung  in  wenigen  Worten,  anstatt  der  simpeln 
Anknüpfung  an  die  vom  Verf.  selbst  S.  29  registrirte  Thatsache  des  fenus 
agttare  Germania  Ignotum.  Dann  werden  S.  59  —  62  vier  Kapitularien  (806, 
813,  825,  850)  aus  den  MonumenIa  Germ,  eicerpirt,  wobei  nur  noch  die 
kurze  Bemerkung  in  Betreff  der  vom  Vert  in  der  Vorrede  gerühmten  An- 
ordnung, daaa  mir  nicht  ganz  einleuchtend  geworden,  wie  sich  diese  Dar- 
atellung  der  „Aufrechlhaltung^'  der  Wucherverbote  chronologisch  zu  dem  in  einem 
anderen  Abschnitt  behandelten  „Eindringend^  verhält. 

Es  folgen  die  Rechtsbficher  S.  63-^72,  unter  denen  der  Sachsenspiegel 
and  die   darauf  fassenden   nächsten  Bearbeitungen  von  Wucher,   so  gut   wie 


314  Litieratttr« 

Nichti  enlbaltMi.  Allmfibli^  aber  macbt  iicb  die  kanonitcbe  Slioiiniuig  gelicDd, 
8.  S.  67,  naroentlicb  im  Schwabenspirgei  S.  70.  Wenn  avcb  in  iiiee«r  Relation 
nicbts  gerade  Neues  geboten  wird,  so  wäre  sie  doch  dankenswerth,  wenn  nur  nicht 
wieder  die  kleinliche,  ganz  und  gar  irrige  Auffassung  dahinter  stände,  als  ob 
die  kanonische  Lehre  obsichtlich,  wo  n^ht  böswillig  aus  d«r  Fremde  imporiirt 
worden  und  der  deutsche  Sinn  von  Haus  aus  (nach  Naturbeachaffenhett)  eigent- 
lich dagegen  gestimmt  gewesen  sei.  DaTon  sollen  gerade  die  niederdeutschen 
Rechtsburher  die  Probe  lielern«  Denn,  dass  sie  aus  anderen  Gründen  von  dtm 
Wucher  schweigen  möchten,  als  aus  angestammter  nationaler  Antipathie  gegen 
die  romanische  Kirche,  scheint  dem  Verf.  unmöglich. 

Niemand  wird  sich  wundern,  dass  die  Stadtrechte  S.  72  —  77  so  ver- 
schieden lauten,  wie  die  Rechtsbücher.  Und  wenn  man  die  realen  Vcrhaltniasa 
untersuchte,  wurde  man  die  Ursachen  wohl  überall  deutlich  erkennen.  Uebri- 
gens  ist  Schweigen  auch  hier  an  sich  vieldeutig,  und  könnte  ebenso  gut  volle 
Anerkennung,  wie  volle  Missachtung  des  Zinsverbotes  bedeuten.  Wunderlich 
klingt  es  S.  77,  wenn  der  Verf.  zwar  zugesteht,  was  am  Tage  liegt,  dca 
Obsieg  des  kanonisch  -  romanistiscben  Rechts,  aber  hinzufugt,  dass  man  atti 
dem  Wiederauftauchen  (?)  des  Wncherverbotes  in  den  Stadtreformationen  nicht 
auf  dessen  Sieg  im  städtischen  Verkehrsleben  scfaUessen  dürfe.  Wenn  man  die 
Annahme  als  Gesetz  und,  was  noch  mehr  ist,  die  absolute  Hingabe  der  Lehr- 
meinung an  das  kanonische  Princip  nicht  Sieg  nennen  will,  vermnthlich, 
weil  er  kein  bleibender  war,  nun  so  läast  sich  dagegen  nicht  streiten.  Die 
Verfasser  der  Reformati oneu.  aber  erhalten  noch-  besondere  ihren  wehl verdienten 
Tadel,  dass  sie  ihrer  Aufgabe,  das  nationale  Recht  festzuhalten,  ungetreu 
wurden.  Solche  Aensserungen  eines  dem  Thukydides  nachstrebenden  Auton 
sind  förmlich  liebenswürdig.  Beiläufig  wird  sich  auch  dagegen  verwahrt,  dasi 
das  römische  Recht  dem  deutschen  Gewohnheitsrecht  gegen  das  kanonische 
mehr,  als  eine  mitthätige  Hülfe  gewesen.  Es  steht  fest,  der  Verf.  versichert 
es  ja,  das  deutsche  Gewohnheitsrecht  hat  das  kanonische  Wucherverbot  be-* 
kämpft  und  besiegt,  nur  das  deutsche  Gewohnheitsrecht! 

IXer  Reicbsgesetze  und  Landrechle  wird  vorläufig  nur  sehr  kurz  gedacht 
(S.  79  IT.),  dem  Rechtsverkehr  der  Parteien,  d.  h.  der  Bedeutung  der  Ver« 
kehrsübung  fast  eine  ganze  Seite  (S.  83)  gewidmet. 

Hierauf  wird  „das  Wucherverbot  dieser  Rechtsquelleii^'  in  einer  kurzen 
Uebersicht  (S.  83  —  94)  zusammengefasst  mit  Hülfe  einer  Reihe  von  Citaten» 
die  sich  noch  beträchtlich  hätten  vermehren  lassen.  W^ichtig  ist,  dass  der 
Verf.  hier  Orts  anerkennt,  dass  sich  der  Begriff  des  Wuchers,  ,tgaiiz  wie  in 
der  ksnonistischen  Lehre,  über  das  ganze  Rechtsgebiet  verbreitete  (usnraria 
voluntas)''^).  Er  theilt  sodann  wieder  Einiges  über  die  Strafen  (S.  95— 99) 
mit  und  gedenkt  zuletzt  „insbesondere^^  des  Kaufs  der  Früchte  auf  dem  Halm 
oder  in  Garben,  des  Auf-  und  Vorkaufa  nach.  Ezcerpten  aus  den  Quellen 
(S.  100—107).  Auf  die  schlagende  Erklärung  (S.  100),  wie,  da  der  Acker- 
bau eine  Hauptbeschäftigung  der  Bewohner  bildete,  der  geldbedürftige  Land- 
mann  zu   dem  Verkauf  auf  dem  Halm   oder   gleich  nach  der  Ernte  veranlaaat 


9)  In  meiner  Schrift  $.4,5  glaubte  ich  dem  Umfang  doch  etwas  nähere  Be- 
trachtungen widmen  zu  müssen. 
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war,  ist  ier  nMb  den  ,,bU8gelegteB  leitenden  Kraften^^  begierige  Leeer  be^ 
eeadera  aofmerkeani.  zu  maehen. 

Im  Uebergang  zu  dem  folgenden  Kapitel  erfahrt  man  jedoch  (S.  107), 
dMBs  der  Geld-  and  Waarenverkehr  ein  „ganz  anderes  Bild^'  darbol.  Ich  ge^ 
stehe,  geglaubt  za  haben,  dass  in^der  seitherigen  Srhilderang  die  Charakteri- 
stik des  ganzen  Verkehrs  gegeben  sein  sollte.  I>em  Verf.  scheint  es  haupt* 
saehllch  nm  einen  gewandten  Uebergang  znm  Folgenden  au  than  gewesen  zu 
aeki.  Denn,  wer  nnn  etwa  eine  den  bäuerlichen  Zustanden  gegenübergestellte  Dar- 
stellung des  stidtischen  Handels-  und  Gewerbeverkehrs  erwartet,  täuscht  sich 
sehr.  Jedenfalls  liefert  S.'108  ebenso  sehr  einen  Kommentar  zu  der  in  der 
Vorrede  angepriesenen  Schritt  für  Schritt  von  selbst  sich  machenden  Anordnung, 
wie  die  Reihenfolge  der  folgenden  Abschnitte. 

I^er  Verf.  wendet  sich  nfimlieh  nunmehr  zu  den  „gesetzlichen^^  Aus- 
nahmen der  Wucherrerbote,  indem  er  Ausnahmen  innerhalb  deren  Grenzen 
(Absch.  IV)  und  (man  staune!)  ausserhalb  deren  Grenzen  (Abach.  V)  sergfältig 
unterscheidet.  Was  die  ersteren  betrifft,  so  werden  zuvörderst  unter  dem  Titel 
„das  Allgemeinem^  planlos  ein  Paar  F&lie  zusammengestellt,  in  denen  nach 
kanonischem  Recht  aliqnid  sorti  accedere  potest  (S.  109—112)  und  nach  dem 
Geständniss,  dass  darüber  aus  der  deutschen  Praiis  Nichts  erhelle,  eine 
Aeusserung  Pnrgoldt^s  Aber  den  Zielkauf  und  Tengler*s  über  Schaden  und 
Periekel  angeführt,  die  dem  Verf.  -als  ein  Hinweis  auf  c.  19  X.  5,  19,  also 
auf  foenfus  nautlcum  gilt;  wahrscheinlich,  well  er  sich  S.  17  ff.  so  grundlich 
mit  diaser  Stelle  befasst  und  weil  er  sicher  die  Stellung  i<^)  der  Gefahr  im 
kanonischen  Rechte  nicht  verstanden  hat. 

Leider  muss  ich  an  dieser  Stelle  noch  einen  andeni  Punkt  zur  Spra- 
che bringen.  Es  kam  mir  hier  auf  S.  111  die  Lust  oder  der  Instinkt,  doch 
einmal  die  Citate  des  Verf«  zu  vergleichen.  In  Note  1  gerathen  ziemlich  aufal  - 
lig  in  die  deäiscbgeschichtliche  Darstellung  ernigo  kanonistische  Schriftstel- 
lemamen,  und  zwar  aollen  sie  ausdrücklich  zum  Beleg  d^r  kanonischen  Ansicht 
Aber  den  Zielkauf  dienen,  kh  schlage' Azor in.  nach.  NB.  Hier,  wie  auf 
S.  19  citirt  der  Verf.  mit  löblicher  Konsequenz  III,  1  5  anstatt  111,  1.  (nam- 
Hch  lib.)  5,  während  das  S.  13  vorfindliche  Citat  aus  diesem  Autor,  nämlich 
in  de  usur.  V  c.  7,  nur  dem  yerständlich  ist,  dem  ich  mit  Beschämung  ge- 
stehe, dass  ich  in  meiner  Schrift  S.  22  Note  89  denselben  Fehler  bei  der 
Korrektur  nnterlaufen  Hess,  woselbst  sich  denn  auch  alle  übrifcen  Citate 
dea  Verf.  ffir  seine  Not  5  S.  13  getreulich  bttsammenfinden.  Trotz  sUen 
Suchens  entdecke  ich  weder  c.  2  i.  f.,  noch  c.  6  eine  Spur  vom  Kaufge- 
schäft. Ich  suche  in  Less.  I.  c.  c.  13,  was  einige  Mtihe  macht,  weil  Verf. 
S.  111  citirt  I.  c. ,  die  letzt  voräufgehende  Benutzung  des  Lessius  aber, 
die  man  doch  haben  muss,  um  den  loc.  cit,  so  unerwänscht  das  auch  dem 
Verf.  sein  mag,  nachzuschlagen,  hat  man  S.  21  zu  suchen;  ich  finde  vom 
Zielkauf  NichU.  Dasselbe  passirt  sogar  bei  Boe4imer  J.  E.  P.  V,  19  $.  20; 
und  selbst  §.  38,  wo  höchst  beiläufig  der  Kauf  mit  vorkommt,  verdient  als 
Belegstelle  kaum  der  Erwähnung.  Nur  Covarruv.,  bei  dem  übrigens  der 
Verf.^  welchem  doch  wohl  bekannt  aein  wird,  dasa  er  nicht  eine,  aondern  eine 
ganze  Reihe  von  Schriften  verfasst  hat,  nie  für  ndthig  hielt,  anzugeben,  dass 


10)  S.  meine  Schrift  S.  33. 
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er  die  Tari««  refolaiiooM  desselbeo  neinl  —  ich  habe  daa  in  mriaer  Schrift 
S.  13  Not  35  angedentek,  nachher  freilich  den  Titel  Tar.  rea.  weggelaaaem 
und  nur,  wo  ich  gelegentlich  andere  Schriften  dea  Coyarrariaa  brauchtt, 
diese  apeziell  bezeichnet  (sollte  das  den  Verf.  yerffihrt  haben,  so  bitte  ich 
um  Entschuldigung)  —  passt  in  mir  angenehmster  Uebereinstimmung  an  dem 
Citat  S.  26  Not.  111  meiner  Schrift.  Dagegen  entdecke  ich  die  anderen  Her- 
ren Kanonisten  xufallig  in  schönstem  herein  in  meiner  Note  113,  Azori- 
nus,  Lessius,  won  dem  man  nun  auch  begreift,  warum  er  einfach  loca 
citatoc.  13  vom  VerL  citirt  wird,  denn  geradeso  steht  daa  Citat  dea  fan 
mir  Yiel  gebrauchten  Schriftstellers  an  dieser  Stelle  meiner  Schrift,  und  Mo- 
li na;  und  wenn  der  Verf.  nur  nicht  nberaehen  hatte,  sie  an  seiner  folgenden 
Note  abzuschreiben,  so  wäre  Alles  in  Ordnung. 

Solche  Wahrnehmungen  sind  wahrhaft  widerwirtig.  Ich  Qberlaaae  An* 
dem  gern,  Spuren  dieser  Art  nachzugehen.  Mir  ist  die  Zeit  zu  lieb,  auch 
nur  in  den  kanonistischen  Noten  solche  Entdeckungen  za  vermehren. 

Das  Vorkommen  der  Verzugszinsen  gibt  dem  Verf.  Gelegenheit,  den  häu- 
figen Zahlungsverzug,  die  Regel  Dies  inlerpellst  pro  homine,  den  Zahlunga- 
termin,  die  Siehe rungsmittel  der  Trengelobung  und  des  Verspreihungaeidea, 
die  kassstorische  Klausel,  die  Peraonalhaft  (mit  ganz  beaonderer  Vorliebe  S. 
125 — 132),  auch  Et  welches  über  sonstige  Execution  S.  132  ffl.,  dann  über 
Draufgeld,  Ersatz  des  Schsdens  aus  dem  Verzuge  und  Bürgschaft  zu  schildern. 
Es  ist  dies  entschieden  einer  der  reichhaltigslen  Abschnitte  und,  wenn 
quellengelreu ,  wird  diese  Zusammenstellung  von  Materialien,  die  aonat  an 
verachiedenen  Orten  und  bei  verschiedenen  Autoren  zerstreut  zu  snclien  sind, 
an  sich  willkommen  sein.  Deshalb  soll  auch  die,  obwohl  nach  der  Vorreda 
ganz  aus  sich  selbst  hersuswachsende  Anordnung  dea  Stoffes,  welche  eine 
trockene  juristisch- schematische,  nirgends  aber  eine  organisch-nothwendiga 
ist,  noch  auch  die  Zusammengehörigkeit  mehrerer  Excurse  zu  dem  Thema 
bemängelt  werden,'  wenn  auch  offe;ibar  der  Verf.  die  zeitlichen  und  sachlichen 
Grenzen  seines  Themas  dabei  nicht  ao  ingstUch  einhilt,  wie  er  in  der  Vorreda 
erklart  hat. 

Dieser  ganze  Abachnitt  ist  naturKch  durchsus  nationaldrutsch.  Daaa 
die  fremden  Kanonisten  alle  die  vom  Verfasser  aufgegriffenen  wichtigen 
Dinge  nicht  etwa  beiläufig  ,  aondern  aehr  ausfubrlieh  discutirten,  hätte  der 
Verfasser  erfahren  können,  wenn  er  nur  die  von  mir  absichtlich  so  kurz  ala 
möglich  zu8ammengedringten  Andentungen  über  dieselben,  nicht  etwa  aufneh- 
men, sondern  nur  hätte  verfolgen  wollen.  Allein  dazu  ist  er  sudeutach« 
Daa  Alles  hat  nur  deutsche  Gewohnheit,  deutsches  Rechtsbewusstsein  so  ge- 
staltet. Wer  wird  denn  glauben  wollen,  dass  da  ein  Einflnss  der  Kanonisten 
gewaltet,  oder  such  nur  ein  Zusammenhang  zwischen  ihrer  Lehre  und  den 
Grundsätzen  in  Deutschland  bestsnden  habe?  Oder  wer  wollte  aich  gar  am 
der  Idee  versteigen,  dass  unter  gleichen  Bedingungen  der  Kultur  dieselben 
Rechtserscheinungen,  dem  Wesen  nach  wenigstens  dieselben,  wenn  auch  viel-^ 
leicht  in  der  Form  und  auch  darin  nur  zum  Theil  abweichend,  in  ItalieB, 
Frsnhreich  oder  Spanien,  wie  in   Deutschland  aufgetreten  seien? 

Ganz  ebenso  wird  daa  Interesse  bei  erfülltem  Vertrsga  abgehandelt  (S. 
163 — 176).  Der  Verfaaser  weiss  nicht  (oder  will  nicht  wissen?),  dasa 
diese  Materie   längst    ein   Lieblingsgegenstand   der.  romanischen  Gelehrsamkeit 
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Vir,  ehe  daren  ein  Worfc  in  den  denUcken  Qaellen  auftauchte.  Auch  darüber 
hitte  Iha  meine  Schrift  (S.  31)  Anhalteponkte  rar  y^Forschang^^  gewihrea 
können. 

Der  Sehildenmg  der  geeetilichen  Aunahmen  des  Wocheryerbotei  über 
dessen  Grenxen  biiiane  scbiekt  dsr  Verfasser  die  sinnige  Betrachtung  ror- 
ans,  eb  fticht  etwa  ,^Ton  eigenem  Ursprung  her  und  gemfiss  sei- 
ner eigenen  Natnr^*  das  deutsche  Recht  den  Grundsati  des  Zinsyerbotes 
in  sich  getragen  (s.  Tacit.  auf  S.  29  Not.  1)  und  ob  nicht  das  kanonische 
Rechl  bei  dessen  Geburt  ^TieQeicht  nur  Hebammendienste^^  (ein  höchst  ge- 
lungenes, schslbhaftes  Bild)  geleislet  Indessen,  nsch  einem  Idelnen  Seiten- 
blick auf  die  spanischen  Geselle,  Constitutiones  regni  Siciliae,  assisae  Hie- 
rosolym.^  islindische  Grbgäs  und  andere  nordische  Gesetxe,  Alles  auf  einer 
einxigen  Seite,  ist  doch  der  Verfasser  gewiss,  dsss  „überall  yon  Natur** 
das  Geselses-  oder  Gewohnheitsrecht  die  Kapitalnutznng  sogar  befiehlt.  Das 
deutsche  Recht  würde  sich  demeemiss  entwicicelt  haben,  wenn  sich  nicht 
darauf  „der  Mebltban  des  fremden  Gebetes  gelagert  bitte.**  Den  sicheren 
Beweis  liefern  ihm  die  drei  Ausnahmen,  die  er  nun  Tornimmt 

Nimlich  der  PfandTortrag ,  Ton  dem  ein  Anderer  glauben  würde,  dasa 
er  nur  wegen  der  möglicherweise  den  Zins  ersetzenden  Pfandnutiung  für 
den  Wncherbegriff  Ton  Interesse  sei,  der  indessen  dem  Verfssser  dszu  dient, 
um  allerlei  weitere  Kollektaneen  anzubringen.  Von  Beziehungen  des  deutschen 
Pfandrechts  zu  dem  romanischen  wieder  keine  Sylbe;  die  Verpfändung  ist 
dem  Verfasser  eine  echt  deutsche  Schöpfung,  wahrscheinlich  nur  dazu  erfun- 
den, um  eine  Ausnahme  des  Wnchenrerbots  „über  dessen  Grenzen  hinaus** 
zu  machen. 

Der  Renlenbauf,    der  ein  Lieblingsthema   des   Verfsssers    ist,   schliesst 
sich  daran  an«     Entstehung,  Natur  und  Ausbreitung,  Umbildung  in  das  Zins- 
darlehn,   das    Alles  liest  er  mit  überraschender   Leichtigkeit    herrorwachsen. 
Die   Höhe   der   Renten   ist    ausffihrlich   yerfolgt.     Das   Urtheil  über  Ordnung 
und  innere  Brgründung   kann  indessen    leider   abermals  kein  anderes  sein,  ab 
sonst.     Fast  mnss   man    sich   wandern,   dass   hier   wenigstens  das   Verhalten 
der    Kirche    zu   dem    Rentenkauf  eigens    untersucht   wird,    S.   279  (f.,  aber 
doch   nur  zu    dem   deutschen    Rentenfcauf.     Denn   dass  der  Rentenksnf,  oder 
die  Grund-  und  damit  verwandte  Rente  eine  tiefere,  allgemeingültige  Bedeutung 
für  alle  Völker  in  jener   Epoche  gehabt  haben  konnte,  wird  natürlich  ignorirt« 
Gutes  deutsches  Gewohnheitsrecht   contra  Kanonisterei  puncto  Rentenkaufs:  so 
liest  sich  die  historische  Anschauung  auch  hier  summiren.    Uebrtgens  hst  mir 
der  Verfasser  gerade  an  diesem  Punkte  die,  weil  sparsam  gespendete,  darum  wahr* 
scheinlich  nach  seiner  Intention  um  so  grössere  Ehre  erwiesen,   mich  zweimal 
zu  citirrn.     Ich   nehme  davon  Akt,  um  zu  bemerken,  dsss  man  in  den  Noten 
Ton  S.   279 — 292   wieder   kein    einziges    Citat,   das  sich  nicht  auch  bei  mir 
ftnde,  begegnet.   Wunderbare  Harmonie«  trotz  aonst  so  obweichender  Ansichten! 
S.  281    bietet   eine   einzige  Note   wieder   denselben  kliglirhen  Unverstand  im 
Abschreiben   der   Citate»    den  ich  oben  schon  rügte  und  den  hier  nochmals  zu 
züchtigen,  mir  zu  langweilig  ist. 

8.  293—344  beschiftigt  sich  der  Verfasser  mit  den  Juden.  Ueber 
ihre  Stellung  zu  Kirche  und  Reich,  die  deutschen  Judenrechte,  die  Zinsge- 
schifle   derselben,   die  Höhe    ihrer    Zinsen,  die    Judenrerfolgungen   und   die 
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Relchsgefefot  über  ihren  WndMr  reiht  er,  wes  er  an  ientitliem  MaterM 
hat  siMaoimenbringen  können,  an  efnander.  Die  Stelking  derseliMn  in  andern 
Rechten  dem  kanonischrn  WocherTerbote  gegenfiber  eracheint  ihm  dorehaaa 
dea  Stillachweigena  wilrdlg,  denn  fftr  ihn  «xialirt  nur  die  denhiche  Judenaehaft 
nnd  daa  deutacbe  Judenrechtr  Dann  geht  er  «af  die  Wechaler  über«  Er 
Bebildert,  d.  h.  excerpirt  nach  einem  höchst  nnbedeutenlen  Mick  a«f  die 
MfinzTerhaltniatae  S.  348 — 3S2  den  dentacben  Uraprung  der  Wechaler} 
aalbatTeraUndlich  erat  nacUier  den  itaÜeniatbe«  (S.  36&  f.).  Wahrachein- 
Kg  wegen  der  Ton  seibat  aich  gestallenden  Anoadnnng,  ^die  siehr  van  aelbat 
gestaltet  xvar  der  Chronologie  sum  Bohny  aber  dem  naliionalen  Gedanken, 
das»  das  Deuiscie  den  Vortritt  haben  mass,  aar  sonderbaren  Genogthnnng. 
Sollte  man  glauben,  daaa  Jemand  ao  sehr  sieh  in  Torgefasste  Meinungen  ver- 
rennen könnte? 

So  werden  denn  die  Wedislergesohifte  nnd  nach  beilfiufigem  Einscfanb  der 
▼on  Andern  für  wichtiger  gehaltenen  Hontes  pietatis,  der  Weehselverkehr  Torga* 
nommen;  letzterer,  wie  leicht  begreiflieh,  ein  LiebKngsgebiet,  ja,  man  kann 
aagen,  die  DomSne  des  VerfiMsera;  denn  da  er  ein  Werk  über  den  Weehaai 
im  Hansagebiet  geschrieben,  ao  ist  an  der  absoluten  Berrschaft  seiner  echt  natio- 
nalen Gedanken  über  die  Bedeutung  des  Wechsels  nun  jeder  Zweifet  Ketxerei« 

Nach  den  Ausnahmen  werden  uns  ferner  aocb  noch  die  „migesettlichen 
Umgehungen  ütt  Zinsverbotes ,  beaonders  Versichernngsfertrag ,  Soatetit'^  rad 
dgl.  vorgeführt 

An  diesem  Punkte  angelangt,  führt  der  Verfaaser  neue  Faktoren  in'a 
Feld.  Das  römische  Recht  und  die  Reformation.  Dass  zu  der  trockenen 
Aufzahlung  der  Rerhtsinstitute  ein  Weniges  über  die  inneren  Ursachen 
an  aagen  bliebe,  ist  ihm  nicht  in  den  Sinn  gekommen.  Man  möchte  ea 
faat  für  Humor  nehmen,  wenn  im  Vorwort  gesagt  wurde,  dass  sieh  ohne 
jedes  Ztttfaun  und  Abnehmen  des  Forschers  die  Geschichte  des  Wuchers  ge- 
ataltet.  Römisches  Recht  ist  dem  Verfasser  naturlich  etwas  ganz  Anderes, 
ata  das  kanonische  Recht.  Daher  er  denn  sogar  geneigt  ist  zu  der,  bei  niherer 
Erkundung  freiHeh  „ermiisi^ten^^  Annahme,  dass  das  römische  Recht  wesentlich 
gegen  das  kanonische  gewirkt  habe.  Der  Verfaaser  scheint  der  Meinung  zu  sein, 
man  habe  mit  der  einen  Hand  das  kanonische  und  mit  der  andern  dss  römische 
Recht  rezipirt,  damit  ja  jedes  für  sich  bleibe.  Möge  er  sich  doch  erst  klar 
machen,  dass  nur  Eines,  daa  römisch- kanonische  Recht  zu  rezipiren  war,  oder 
dass,  wenn  msn  achulgerecht  den  Gegensatz  von  Kanenislen  und  Romanisten 
bewahren  will,  das  römische  Recht  von  demselben  kanonisch- scholsatischen 
Geist  beherrscht  war,  wie  daa  aua  den  kirchlichen  Quellen  hergeleitete.  Meint 
denn  der  Verfasser,  dass  das  Zinaverbot  nicht  auch  bei  den  Legisten  gerade 
ao  anerkannt  worden  wire,  wie  bei  den  Kanonisten?  Die  Alles  ergreifende, 
ihrer  Zeit  alle  Wissenachaft  beherrschende  Macht  des  kanonischen  Geistes 
braucht  ein  Forscher,  wie  der  Verfasser,  nicht  zu  begreifen.  Er  hat  gsns 
▼erborgen  leitende  Krifie  hinlinglich  in  petto.  Wozu  da  solche  Kleinig- 
keiten aufgreifen!  Daher  kommt  ea  ihm  auch  nicht  in  den  Sinn,  dass  dem 
Zinsverbot,  wie  vielen  andern  Verdrehungen,  die  daa  römische  Recht  durch 
die  kanoniache  Sdiofaetilr  erfahren  hatte,,  ein  Cujas  und  Don  eil  nicht  ale 
Romanisten  contra  Kananiatan,  aondem  ala  friier  forschende,  der  Scholastik 
abgewandte  Denker  fBt)fegcntraten. 
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Aoi  dar  kirchlicbMi  ReformaUoA  Iiaft  Verf.  mir  ob  W«Big«s  sat  L  nt  li  e  r 
und  Calvin  lu  registrireiu  Die  bekaante  Schrift  Tan  Wiakenann  hätte 
ihm  mehr. an  die  Hand  geben  köanen.  Die  allmähUge  Umwaadlung  der  Wi»-^ 
senechaft  im  Uehrigen,  namentlich  die  Bekehrung  dir  Rechtewieaenechall  i% 
dem  Zinaennehmen,  darinetcUen,  wira  ein  verdienaüiche«  Unternehmen  geveeen« 
Daxu  lieaa  auch  Wiskemann  noch  Tollen  Kanm,  Allein  hier  eind  die  Ex- 
xerpto  anagegangen!  Ana  dem  maaeenhaften  Vorrath*ia  einer  solchoa  Zueam- 
menakelliing»  —  höhere  Aneproehe  vSren  nicht  an  machen  —  ist  nur  ein 
*  magerea  Kapitel  S.  495 — 505  enteprungen,  aua  dem  die  drastische  Bo- 
achc^ibnng  des  niederländischen  Brocharenstreitei  S.  499  („sechsmal  donnerian 
die.  Batterieen  der  StreitachriAen^O    das  Intereasantoite  ist 

AbKhnitt  VIII,  dessen  Anreihung  su  dem  Vorausgehenden  dem  Verfaa« 
ser  doch  einige  Worte  abnöthtgt,  &  506,  betrifft  das  ainsbare  Darlehn  im 
deutschen  Verkehrsleben.  »»Welch  anderes  BUd  entrolU  sich  da/^  ruft  er 
aua,  „wie  gesund  and  tbatkräftig  bewihrt  sich  der  Geist  des  deutschen  Handele 
im  Hiltelalter  und  am  Anfange  der  Neuuit/^  Das  heisst  auf  gut  Deutsch : 
Wie  wurde  trotz  aller  kanonischen  Gesetze  gewuchert!  Sehr  richlig.  Aber 
wieder  welche  Verblendung,  das  dem  deutschen  Geiste  zuzuschreiben! 
Als  ob  nicht  überall  sonsl  und  in  Italien,  weil  aeine  Handelsbl&lhe  Crühsr 
war,  anch  daa  früher,  doch  Zinsen  genommen,  Anlehen  gemacht  worden 
wiren  u«  a«  w.  Wenn  ich  Terlangen  durfte,  dass  der  Verfasser  meine  Schrift 
bfitte  ordentlich  lesen  und  benutzen  sollen,  ao  würde  er  dort  wohl  dafür 
einige  Beweise  gefunden  haben. 

Doch  gonug.  Ueberaus  froh,  so  weit  zu  sein,  brauche  ich  nur  noch 
anzuführen,  dass  die  Schilderung  endlich  nach  Anbahnung  der  gesetalichan 
Anerkennung  des  zinsbaren  Darlehens  in  daa  Schlnsscapitel  IX,  Genehmigung 
den  KottTentionalzinsen  durch  die  Reichsgesatse  und,  obwohl  bekanntlich  aehr 
reservirt,  durch  die  Kirche,  auslauft.  Damit  ist  der  merkwürdige  Kampf 
beendet*  Wenigstens  hat  „die  Wucherfrage  damit  ««nen  Schritt  Torwarts 
gethsn^^  (S.  567  a.  E.),  der  Sieg  der  Verkehrsnatur  war  entschieden.  „Seit 
1654  begann  ein  neuer  Kampf  gegen  die  Schranka  der  fünf  Prozente.^'  Verf* 
schaut  heute  nur  noch  die  letzten,  Trrjshrten  (sie!)  Zuckungen  jenes  ersten 
riesaomasfligen  Kampfea  (S.  568).  Allein  er  gesteht  doch  in  einem  Schlusa- 
satze  S.  572  Toll  poetischer  Emphase,  dasa  die  Kirche  immer  noch  das  Zina- 
.▼erbot   festhielt. 

Damit  schliesst  das  Work.  Mancher  hätte  ▼ielleicht  doch  noch  Etwas 
darüber  erwartet,  wie  es  denn  dem  ksnonischen  Gebot,  da  es  doch  über  das 
ganze  Rechtsgrbiet  sich  Yerbreüet  hatte,  ausserhalb  des  Darlehens  ergangen* 
Mancher  ist  such  der  Heiiiong,  dass  der  Streit  um  und  gegen  die  Wucher- 
lehre  noch  jetzt  nicht  gsnz  sbgethan  sei;  und  ich  bekenne,  dass  es  diese  Ansicht 
war,  die  mich  allein  bestimmte,  meine  Darstellung  der  kanonischen  Wucher- 
lehre zu  unternehmen.  Mancher  bUdet  aich  auch  ein»  dass  die  Frsge  der 
Verzinslichkeit  des  Dsrlehens,  die  dem  Verfssser  als  Abschluss  gilt,  inmitten 
einer  f  rossartigen,  weithin  das  Rechtsaystem  beherrschenden  uad  einheitlichen 
wirthschafilichen  Glsubenslehre,  noch  lange  nicht  über  die  letztere  in  ihrer  To- 
talität entacheidet.  Lauter  Betrachlungen,  die  noch  viel  Stoff  übrig  gelassen 
finden.  Indessen  darf  man  dem  Verfaaaer  danken,  daaa  er  nach  seiner  Art 
Ton  Geschichtsschreibung  mit  dem  J.  K.  A«  Ton  1654  einfach  Schicht  machte. 
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Es  ist  nicht  erfreulich,  das  Fadt  einer  aelchen  Arbeit  xu  xiehen. 

Alles,  weia  es  der  Verfasser  hat  bringen  kdnnen,  ist  im  höchsten  Fall 
eine  Ssmmliing  Ton  UsteriaL  Mehr  Ima  auch  eifpentlich  seine  Schrift  über  . 
den  Wechsel  im  Hansegebiet,  die  im  Weaenilichen  auch  nur  eine  Sammlung  Ton 
allerlei  Material  ist,  nicht  erwarten.  Indessen  hofft  man  gern  änf  Fort- 
schritte. Solche  sind  jedoch  hier  nicht  gemacht.  Der  brauchbare  Theil 
seiner  Wnchergeschichte  ist  unter  allen  Umstinden  nur  die  Materialiensajnra- 
lung,  Torausgesetat ,  was  ich  noch  nicht  tu  bestätigen  wage,  dass  sie  mit 
geaiemender  GevisBenhaftigkeit  insammengetragen  wurde.  Neue  Qucllenent- 
deckungen  wird  sich  der  Verfasser  selbst  nicht  anschreiben  wollen*  Alle 
die  Ton  ihm  benutaten  Geselle  und  Schriftsteller  %ind  bekannt.  Das  hindert 
freilich  nicht,  auch  eine  bloss  Znsammenstellung  seines  Materials,  wie  bereita 
oben  erwähnt,  für  verdienstlich  an  erachten.  Und  diese  Verdienstlichkeit 
mag  man  sogar  dann  dem  Buche  nicht  absprechen,  wenn  man  die  Anord- 
nung hier  und  da  anders  wünschte,  die  Gleichmissigkeit  der  ^Behandlung  in 
den  einaelnen  Fartleen  Termlsste  und  auf  unbedingte  Vollständigkeit  gern  yer- 
sichtete. 

Hätte  sich  der  Verfasser  auf  diesen  Zweck  beschrankt,  mit  Fleias  und 
Ordnung  Alles,  was  die  deutschen  Quellen  in  Gesetz  und  Literatur  über  das 
Wucherwesen  Erheblirhes  enthalten,  in  irgend  welcher  Ueberalchtlichkeit  nur 
an  einander  reihen  wollen,  so  hätte  er  dea  Erfolgea  sicherer  sein  können,  ala 
nun.  Zwar,  dass  er  sich  darauf  nicht  hat  beachränken-  wollen,  nur  Archi- 
Tsrsdienste  zu  leisten,  gereicht  ihm  in  meinen  Augen  zum  Ruhme.  So  sehr 
die  pure  Antiquitätenkrämerei  bei  den  Juristen  noch  in  Ansehen  steht,  so 
hat  doch,  wie  ich  rermuthe,  der  Verfasser  das  Bedürfniss  gefohlt,  es  bei 
einer  blosen  Sammlung  der  Antiquitäten  des  deutschen  Rechts  über  den 
Wucher  nicht^  bewenden  zu  laasen.  Es  hat  ihn  gedrängt,  für  seine  Exzerpte 
und  die  daraus  heryorgehende  äussere  Beschreibung  der  Rechtserscheinungen 
die  erklärenden  inneren  Ursachen  wahrzunehmen.  Allerdinga  wird  erst  da- 
durch die  trockene  Sammlung  der   Alterlhumer  zur  Geschichte. 

Aber,  so  rühmlich  es  ist,  einen  grossen  Stoff  gross  behandeln  zu  wollen ; 
die  Rühmlirhkeit  erreicht  ein  jähes  Ende,  wenn  man  seine  Kräfte  yollsländlg 
überschätzt  und  das  nicht  leisten  kann,  was  man  unternommen  hat.  Warum 
muiste  denn  der  Verfasser  auf  einen  Gegenstand  fallen,  der  die  höchsten 
historischen  Anforderungen  stellt? 

Hätte  er  lediglich  eine  historische  Darstellung  des  Wncherrechts  geben 
wollen,  so  würde  den  Ansprüchen  nicht  einmal  genügt  sein,  welche  die  sonst 
noch  nicht  gerade  verwöhnte  Jurisprudenz  durchschnittlich  an  rechtshislorlsche, 
d.  h.  lediglich  die  spezifisch-juristische  Entwicklung  darstellende  Arbeiten  zu 
machen  pflegt.  Man  yerstcht  doch  nachgerade  auch  unter  einer  Rechtsge- 
schichte  etwas  Anderes,  als  eine  Sammlung  yon  Exzerpten  ans  Altem,  Aelte- 
rem  und  Aeltestem,  rerziert  mit  solchen  Erklärungen,  wie  sie  hier  beliebt 
wurden. 

Wenn  yollends  der  Verfasser  sein  Ziel  noch  höher  nimmt,  wenn  er 
nicht  blos  Rechtsgeschichte,  sondern  Entwicklung  von  Recht  und  WirIhschafI, 
eine  Geachlchte  der  „Zuatände,'^  getragen  yon  der  Aufdeckung  der  „yerber- 
gen  leitenden  Kräfte,*^  kurz,  ein  Stück  Rechte-  und  Kulturgeschichte  in  der 
Methode   dea   Thukjdidea  ankündigte,  und  wenn  man  mit  dem  stolz  aus- 
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posaimteii  Vorhaben  ia«  Ergebniaa  aeiner  hiatorischen  Forachang  Tergleicht, 
ao  wird  Uar,  daaa  er  ca  der  einea  irabrhafleo  Hiatorikera  würdigaten  Auf- 
gabe Nichte  mitgebracht  bat,  ala  hochttena  den  achon  gerühmten  Sammelflfiaa. 

Eine  Geachkhte  dea  Wncherweaena  iat  io  der  Tbat  eine  Geschichte 
der  „ZuBtinde,*^  nämlich  der  Zostlnde,  welche  die  Wacherlehren  schufen,  welche 
durch  ihre  Wirksamkeit  heryorgerufen  wurden,  und  der  verfinderten  Zustände, 
welche  sie  stursten.  (Jm  dteae  Geschichte  zu  achrelben,  bedarf  es  einmal  der 
▼ollatindigBteQ  Rechtskenntniss,  selbstTrrstandlich  sowohl  im  kanonischen,  wie 
im  deutschen  Recht;  und  da,  wie  man  aich  leicht  bei  einigem  Studium 
überzeugt,  der  Begriff  der  usura  das  ganae  Verkebrsrecht  beherrschte,  so  iat 
daa  Erforderniss  der  Rechtakenntnias  gleichbedeutend  mit  der  Kleinigkeit  toU- 
ständiger  Kenntniaa  des  gesammten  Veakehrsrechls ;  und  swsr,  dem  Verfaaaer 
nicht  umaonst  noch  besonders  einzuschärfen,  nicht  blos  des  deutschen  Ver- 
kehrsrechtes. 

Man  nrasa  ferner  mit  Tollständiger  Kenntniaa  der  wirthschaftlichen  Bo- 
griffe oder  Elemente  dea  Verkehralebens  an  das  Werk  gehen;  denn  dasa  ein 
tiefer  Zneammenhang  zwischen  diesen  und  den  Rechtserschelnungen  bestehen 
muss,  sieht  jeder  Denkende.  Auch  dem  Verfasser  ist  die  Ahnung,  dass  dem 
80  aei,  nicht  ganz  entgangen.  Hit  aoicher  Kenntniss  ausgerastet,  gilt  es 
nun,  die  wirthschaftlichen  Zuatände,  daa  Leben  und  Treiben  hinaichtlich  der 
materiellen  Güter  und  die  daraua  zu  abatrahirenden  leitenden  Principien  zu 
Terfolgen.  Denn  dass  die  kanonische  Wucherdoktrin  Ausdruck  eines  bestimm- 
ten Kulturzustandea  iat,  ist  klar.  Ebenao  klar,  dass  sie  ihren  Erfolg  allein 
dem,  dem  Verfaaser  freilich  geringfägigen,  Umstand  yerdankt,  für  den  Kultur- 
lustand,  den  sie  Tor  sich  sah,  die  innerlich  wahre  zu  aein;  wie  aie  umge- 
kehrt untergehen  musste,  trotz  aller  gerühmten  kirchlichen  Zähigkeit,  ala 
ein  neuer  Zustand  der  Kultur  sie  unmöglich  machte- 

So  fordert  in  der  That  eine  Geschichte  des  Wuchers,  wenn  sie  mehr 
sein  aoll  ala  eine'  äussere  Beschreibung  der  Rechtsinstitute,  Gesetze  und  Lehr- 
meinnngen,  die  Fähigkeiten  eines  Kulturhiatorikera.  Mit  der  genauen  Kunde 
der  wirklichen  Zuatände  muss  sich  der  historische  Sinn,  der  aua  der  Menge 
der  einzelnen  Thatsachen  die  Einheit  einer  leitenden   Idee   begreift,  y^binden. 

Von  dem  Allen  hat  der  Verfaaaer  Nichte  bewährt  und  folglich,  wenn 
er  in  der  Vorrede  eine  Geachichte  hochaten  Styls  yersprach,  yon  allem  Ver- 
sprochenen Nichts,  aber  auch  gar  Nichts  gehalten.  Er  hat  die  yerborgen 
leitenden  Kräfte,  Resultate  allgemeinster,  endgültigster  Art  yersprochcn, 
und  man  durchaucht  yergeblich  darnach  den  ansehnlichen  Band.  Denn  an 
der  Stelle  wahren  Grundes  den  kindlichen  Pragmatismus  ^»  Verfaasera  zu 
acceptiren,  iat  doch  eine  atarke  Zumulhung.  Er  hat  die  Schilderung  yon 
Zuständen  yersprochen  und  ich  habe  oben  getreulich  referirt,  welche  kläg- 
liche Arinuth  in  dieser  Richtung  herrscht.  Von  einer  eigenen  Forschung 
in  dieser  Hinsicht  iat  auch  nicht  die  entfernteate  Spur.  Er  hat  wirthachaft*- 
liehe  Belehrung  yersprochen  und*  es  fehlt  fär  die  wirthschaftliche  Erklärung 
auch  daa  Nothdürftigate. 

So  bleibt  denn  eben  Nichte  übrig,  ala  eine  dürre  antiquariache  Znaam- 
menatellung  juristischen  Hateriala  und  dteae,  anatatt  aie  Heber  nüchtern  nnd 
hauabacken  ao  hinauszuschicken,  wie  sie  es  yerdiente,  aufgeputzt  mit  An- 
läufen zur    anblimaten  Geachichtaachreibung,    die  jedeamal  achnell  erlahmao 
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mnd  erlahmen  mftiien,  nnd  Terdrebt  durch  den  Irrthun,  aiif  den  nar  der 
Yerfaeeer  geratben  konnte,  dase  es  sich  nm  eine  spesifiich  ond  lediglich 
deotsche  Sache  handle. 

Die  einer  beMern  Sache  vfirdifee  Zähigkeit,  mit  ▼elcher  dieter  falsche 
Gmndgedanke  festgehalten  wird,  erkiirt  auch  allein,  wie  es  möglich  war, 
so  an  Tcrfahren,  wie  hier  geschehen.  Man  kann  dem  Verfasser  Tollkommen 
nachrechnen.  Er  hat  sich  in  jener,  einst  erkÜrliehen,  jetzt  aber  doch  anm 
Glück  überwundenen  Anffassnng  erziehen  lassen  oder  erzogen,  die  in  blindem 
Eifer  nur  nationale  Rechtsbildnng  sieht  und  sehen  will.  Er  bat  daher,  indem 
er  Alles,  was  er  erreichen  konnte,  ans  den  deutschen  Quellen  zusammentrug, 
eine  Geschichte  des  Wuchers  in  Deutschland  für  sich  schreiben  zu  können 
gemeint.  Zufällig  stammt  das  Wucherwesen,  wenn  man  Ton  den  inneren  Ur- 
sachen ganz  absieht,  in  seiner  posiliyen  Gestaltung  aus  dem  kanonischen 
Recht.  Man  hatte  nun  wohl  denken  sollen,  der  Verfasser  hfttte  zuerst  also 
das  kanonische  Recht  studIren  sollen,  und  zwar  gründlichst.  Allein,  wenn 
man  einmal  sich  auf  reingermanistische  Ideen  des  Schlaga,  wie  sie  hier  her- 
vortreten, kapricirt,  so  ist  natürlich  daa  Studium  der  kanonischen  Quellen  sehr 
nebensächlich.  Offenbar  hat  der  Verfasser  sein  ganzea  Werk  fix  und  fertig 
ausgearbeitet,  ohne  Ton  der  Grundlage  der  ganzen  Aufgabe,  dem  kanonischen 
Wucherwesen,  Etwas  mehr  zu  wissen,  als  irgend  eine  der  ilteren  mageren 
Darstellungen  darbot.  Demgem&ss  stellte  er  nothdürflig  die  Hanptgesetze 
aus  dem  Corpus  juris  canonici  zusammen,  nahm  bereitwillig  einige  jener  sche- 
matischen Gründe  und  Citate  auf,  welche  jeder  de  usura  handelnde  Autor 
gewihrt,  und  die  Grundlage  war  fertig.  So  schreibt  man  die  Geschichte 
des  kanonischen  Wuchers  in  Deutschland. 

Nun  wurde  der  Verfasser  erst  auf  meine  Darstellung  der  kanonistiichea 
Grundsätze  aufmerksam  gemacht.  Natflrlich  konnte  er  sie  nicht  ganz  igno» 
noriren,  so  unbequem  das  anch  erschien.  Es  sei  fern  Ton  mir,  irgend  zu  präten- 
diren ,  dass  der  Verfasser  etwa  sie  ohne  Weiteres  annehmen  sollte.  Aber 
das  wird  doch  Jeder  zugestehen,  der  sirh  die  Mühe  nimmt,  sie  zu  durch* 
blättern,  dass  sie  eine  Uebersicht  über  die  Bedeutung  der  kanonischen 
Doktrin  gibt,  wie  sie  meines  Wissens  bis  dahin  noch  nirgends  zu  geben 
unternommen  worden  ist.  Der  Verfasser  hat  sich  dieselbe  dazu  die- 
nen lassen,  einige  Citate  zu  annectiren,  hie  und  da  daraus  einige  Bemer* 
kungen  einzuflicken;  allein  sie  als  willkommenen  Anreiz  und  als  Hülfsmittel 
ffir  ein  gründliches  Studium  zu  benutzen,  fiel  ihm  nicht  ein.  Sein  unbeküm- 
mert um  die  Kenntniss  der  Kanonisten  geschriebenes  deutsch* rechtliches 
Opus  war  ja  fertig.  Da  hätte  ihn  ja  die  Bedeutung  der  hanonis tischen  Dok- 
trin fon  seinem  erbt  nationalen  Standpunkt  abbringen  kennen;  und  das 
wollte   er  nicht. 

Die  Folgen  einer  so  argen  Unkenntniss  der  Macht,  deren  Wirkung  er 
'  in  Deutschland  schildern  wollte,  und  der  damit  zusammenhängenden,  durchaus 
einseitigen  Auffassung  der  deutschen  Rechtsentwirklnng  liegen  Tor  uns.  Auf 
die  Ton  dem  Verfasser  in  der  Vorrede  und  an  einigen  andern  Stellen  gegen 
mich  eröffnete  Polemik  einzugehen  und  meine  Ansichten  gegen  seine  „allge- 
meinen Sätze**  zu  tertheidigen,  yerbietet  sich  bewandten  Umständen  nach  Ton 
selbst. 

Mil^e   der    Verfasaer,    das   wünsche  ich  ihm  von  Herzen   am    Schlüsse 
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einer  bitteren  Kritik,  die  iiim  Bech  reifliciier  Erwägung  nicht  in  ersparen 
war,  darch  eine  würdigere  Leietung  dieses  Bocli  and  Tor  Allem  seine  Selbst- 
nberliebnng  vergessen  machen! 


Eben,  wo  ich  Torliegende  Besprechnng  beendigt,  kommt  mir  Doyo's 
Zeitschril^  für  Kirchenrecht  Bd.  5  Hft  1  in  Gesichte.  Zu  meinem  Erstau- 
nen finde  ich  dort  abermals:  Geschichte  des  Wuchers  in  Deutschland  bis  1654 
▼on  Dr.  Max  Neumann,  „Dozenten'^  u.  s.  w. 

Eine  kurze  Selbstanzeige  hat  man  wohl  schon  von  manchen  Autoren 
gelesen.  Allein  Neumaun  beliebt  in  einem  Artikel  I,  dem  sichef  noch 
einige  nachfolgen  sollen,  eine  etwas  ausführliche  Anzeige  oder  vielmehr,  nach 
seiner  eigenen  Erklärung  (S.  13)  einen  Aufsatz,  der  „die  wesentlichsten  Re- 
sultate eingebender  Quellenforschungen  über  den  einzig  u.  s.  w.  dastehen- 
den Kampf  darzulegen  bezweckt.*^  Das  heisst,  wie  aus  diesem  ersten  Ar- 
tikel erhellt,  der  blos  von  S.  43 — 115  reicht,  der  gesammte  Inhalt  des 
obigen  Werkes  nur  mit  Weglassnng  der  Citate  wird  getreulichst  mitgetheilt. 
Ueber  dieses  weitere  Unternehmen,  zu  dem  den  unermüdlichen'  Verfasser  seine 
grosse  Leistung  begeistert  hat,  Betrachtungen  anzustellen,  ist  wohl  überflüssig. 
Interessant  für  seine  Art  bleibt  es  jedenfalls,  dass  er,  sowie  sein  Werk 
erschienen»  dasselbe  noch  einmal,  in  etwas  populärerer  Form,  dem  Publikum 
darzubieten  für  gut  befindet.  W.  Endemann« 


VI. 

Die  dflterrelchliclae  vnd  preusisilfliche  Praductlon  von 

Steliikohlen  and  Braunkolilen  in  den   l>eiden  Jaliren  1860 

und  1862. 

Der  im  zweiten  Heft  des  ersten  Jahrganges  dieser  Zeitschrift  aosge- 
sprorhene  Wunsch,  es  möchte  bald  auch  für  eine  spatere  Froducttonsperiode 
eine  ahnliche  Karte  über  Produetien,  Circalation  und  Consumtion  der  Stein- 
kohlen und  Braunkohlen  in  Prenssen  erscheinen,  wie  filr  1860,  ist  erfüllt 
^worden;  es  liegt  eine  gleiche  Arbeit  für  das  Jahr  1862  vor  mit  stetem 
Rückblicke  auf  das  Jahr  1860.  Dadurch  wird  die  Karte  und  werden  die 
Erläuterungen  sehr  viel  interessanter.  Wir  wollen  darauf  nicht  wieder  ein- 
gehen, sondern  eine  Vergleichung  der  preussiscbcn  und  dsterreichischen  Stein- 
kotilen-  und  Braunkohlenproduction,  -Circulatton  und  -Consumtion  zusam- 
menstellen. Für  Oesterreich  ist  nämlich  die  Darstellung  von  Production,  Circu- 
lation  und  Consumtion  der  Schwarzkohlen  und  Braunkohlen  auf  das  Jahr  1862 
in  einer  ähnlichen  Karte  mit  dazu  gehörigem  Text,  letzterer  in  Vergleichung 
mit  früherer  Zeit  erschienen,  die  Karte  von  Johann  Pechar,  die  Erläute- 
rungen von  Sn.  Spitzer.  Leider  sind  in  diesen  Erläuterungen  die  produ- 
cirten  Mengen  der  einzelnen  Grubenbezirke  nicht  gut  und  übersichtlich  grnppirt. 
Wir  haben  die  absolute  Grösse  der  Production  und  ihr  Procent?erh&ltuiss  zur 
Gesammtproduction  zusammengesucht  und  in  ahnlicher  Weise  zusammengesteUt, 
wie  es  in  der  Erläuterung  zu  der  preussischen  Steinkohlenkarte  geschehen 
ist ;  beide  sind  in  der  folgenden  Tabelle  enthalten. 
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Die  Waage  ichllgi  wie  belannt  darnach  aehr  su  Gonaten  Prenaaena  aua. 
Aaf  einem  Territoriam  von  fast  nur  ^  dea  daterreichiechen  und  bei  einer  faat 
nur  ^  80  groaeen  Beyölkfning  ist  die  producirte  Braunkohlenmenge  faat  noch  ein- 
mal so  groea,  reichlich  76,000,00a  Ctr*  gegen  kaum  41,000,000,  wobei  frei- 
lich zu  beräckaiclitigen,  dass'eiu  Thril  der  östcrreichisrhen  Braunkohle  bedeutend 
mehr  Breunkraft  ala  die  preussiache  hat.  Dagegen  ist  die  Steinkohlehproduction 
in  Preussen  niehr  als  5mal  so  gross  wie  in  Ocsterrcich,  nämlich  261^000,000 
Ctr.  gegen  50,000,000.  Die  englische  Production  Ton  circa  1,720,000,000 
Ctr.  im  Jahre  1861  ist  circa  7mal  ao  gross  als  die  preussische.' 

Aehnlich  wie  mit  der  Production  yerhält  ea  sich  mit  der  Ausfuhr  und 
Einfuhr  der  mineralischen  Brennstoffe  in  beiden  Ländern.  Preussen  fährt  circa 
3mal  so  Tiel  Centner  ein  und  gar  9mal  so  viel  Centner  aua  als  Oesterreich. 
Hingegen  hat  in  dem  Zeiträume  Ton  2  Jahren  1860  bis  1862  sich  Pro- 
duction, Einfuhr,  Ausfuhr  und  Consumtion  in  Oesterreich  relativ  atärker  Tcr- 
mehrt.     Dies  «elgt  die  folgende   Tabelle: 

Ausfuhr    I  Consumtion 


Oeater- 
reich. 


Preuasen. 


!1862 
1860 
1 862  -f  in  Ctr. 
1862  4-in  8 

.4fiAO    J^  i«   0 


Einfuhr     |  Production 


n 


1862  +in 
1862  A-  in  Ctr. 

1860 
1862 


6,384,017 
4,802,571 


1,581,446 

33  J 
12.6  8 
2J  05,600 


16,748.000 
18,853,660 


91,049,708 
70,077,b28 

20,971,780 

29,9 

26,4 
70,396.600 


267,573,800 
338,070,400 


7,414,117 
5,593,511 


1,820,606 
32,6  Ä 
20,2  {} 
10,488,840 


52,075,800 
62,564,640 


90,0 1 9,608 
69,286,988 

20,732,620 
29,8  % 
26;8J 

62,2 1 2,960 


232,146,000 
294,358,960 


Die  absolut  so  grosse  Zunahme  der  preussischen  Production,  Consumtion 
u.  a.  w.  wird  in  der  preussischen  Denkschrift  mit  Recht  zum'  grossen  Theil 
erklärt  aua  den  eingetretenen  bedeutenden  Ermässigungen  der  Frachten  auf 
den  für  die  Steinkohlen  wichtigsten  Bahnen,  z.  B.  auf  ^ler  bergiach  -  märki- 
schen Bahn  um  13,8  j{,  auf  der  cöln- mindener  um  14,3  J{  n.  a.  w. 

Die  absolut  geringe  (wenn  auch  relativ  grössere)  Zunahme  der  österrei- 
chischen Production  sucht  die  andere  Schrift  mit  Recht  in  den  viel  höheren  Koh- 
lenfrachten der  österreichischen  Bahnen.  Diese  sind  nämlich  pro  Ctr.  und  Heile 
auf  grosse  Strecken,  aus  vielen  Angaben  Spitzer's  berechnet,  durchschnitt- 
lich 2,7  Pfg.  (wenn  man  von  dem  Cur«  der  österreichischen  Währung  absieht), 
während  sie  auf  der  preussischen  Bahn  im  Durchschnitt  nur  1,8  Pfg.  betragen. 
Die  österreichische  Kohienfiacht  ist  also  um  volle  50  %  höber  als  die  preua- 
aiachf.  E.  Laapeyrea. 


VII. 

Die  nationalükonomiiclie  LItteratur  in  der  periodischen 

Presae« 

L'Association,    bulletin    international   dea   aoci^t^a  coop^ra- 
tivea.     November  1864  bis  März  1865. 

Seit  November   vorigen  Jahrea  erscheint   in  Monatsheften   gleichzeitig   zu 
Paris   und  Brüssel    die    Zeitschrift  „L'Asaociation*^   welche  ala  internationalea 
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Organ   des   cooperativen   Geoossenacfaaftaweieiis   oder,    eagen  wir  lieber ^   der 
Arbeiteraesociationen  auftritt 

Unter  den  Namen  d^r  13  Redacteure,  welche  bis .  auf  zwei  zugleich 
Redacteure  anderer  Journale  sifid  oder  waren ,  finden  wir  den  Namen  des  be- 
lannten  Nationalöbonomen  J.  £.  Hörn. 

Ein  jeder  der  yitarbeiter  an  dieser  Zeitschrift  haftet  mit  eigener  Verant- 
wortlichkeit für  den  ¥on  ihm  gelieferten  Beitrag. 

Die  Oelionomie  des  Journals  ist  folgende: 

Zunächst  theoretische  und  praktische  Erörterung  über  das  Genossenachafts- 
weseii  selbst,  wobei  auch  der  geschichtlichen  Entwickelung  desselben  Berück^ 
aichligung  zu  Theil  werden  soll.  Im  Januarheft  befindet  sich  bereits  ein  Ar- 
tikel über  die  Arbeitergenossenschaften  zu  Rom  unter  der  Republik  und  dem 
Kaiserthnm,  der  freilich  etwas  dürftig  Ut, 

Einen  zweiten  Theil  unter  dem  Titel  „Bulletin^^  bilden  die  Statuten,  Pro- 
gramme und  Gesrhäftsubersirhten  der  Gesellschaften. 

Sodann  folgen  Correspondenzen.  In  den  -  fünf  Heften ,  die  bis  jetzt  er- 
schienen, finden  sich  Correspondenzen  Ton  England  (A.  Talandier),  Ita- 
lien (F.  Vigano)  und  Deutschland  (M;  Wirth  und  Sonnemann). 
Namentlich  die  englische  Correspondenz  ist  sehr  reichhaltig  über  die  Genossen- 
schaftsbewegung in  England.  Den  Schluäs  jedes  Heftes  bilden  statistische  und 
bibliographische  Notizen. 

Zunächst  ein  Wort,  über-  die  Tendenz  des  internationalen  Bulletins.  Von 
Welchem  Standpunkte  aus  behandelt  es  diese  ^rste  Frage  der  socialen  Oekonomie? 

Es  finden  sich  S.  118  im  Februarheft  in  einem  kurzen  ?on  der  Redaction 
unterzeichneten  Artikel  Standpunkt,  Aufgabe  und  Tendenz  kurz  so  zusammen- 
gefasst:  „Der  Gegenstand  dieses  Journals  ist  vor  Allem,  die  Principien  zu 
entwickeln  und  die  Verbindungen  zu  begünstigen,  welche  nach  allen  wirth- 
schafrlichen  Richtungen  hin  die  arbeitenden  Classen  zur  Unabhängigkeit  und  ' 
zur  Autonomie  fuhren  können,  indem  sie  die  Arbeit  und  das  Kapital 
in  denselben  Händen  vereinigen^S 

Wir  gehen.auf  einige  Artikel. näher  ein,  die  man  gleichsam  als  Programme 
ansehen  kann.  Gleith  in  dem  ersten  mit  „Paul  B'lanc''^^  unterzeichneten 
Recfactionsarlikel  „La  Y^ritable  association  ouveriire^^  .findet  sich  die  Stellung 
bezeichnet,  die  man  gegenüber  dem  hauptsächlichsten  deutschen  Genossenschafts- 
wesen einnimmt. 

Blanc  erkennt  an,  dass  in  Deutschland  von  den  drei  Associationen:  der 
Production,  der  Consumtion  und  des  gegenseitigen  Credits,  nur  die  beiden 
letzteren  eine  bedeutende  Entwickelung  erfahren  haben  und  dass  sie  auch  in 
Frankreich  eingedrungen  sind ;  dennoch  halt  er  sie  für  weit  weniger  wichtig  für 
die  eigentlichen  Arbeiter,  als  die  Froductiygenossenschaft.  Er  geht  noch  weiter. 
Er  will,  dass  die  beiden  anderen  Arten  von  Genossenschaften  von  der  arbeitenden 
Classe  nur  als  Mitterbetrachtet  werden,  nm  zur  Errichtung  der  ProductiTgenossen- 
Schaft  zu  gelangen ,  welche  immer  der  vornehmste  Zweck  bleibe ,  gegen  den 
alle  ihre  Anstrengungen  gerichtet  sein  müssen.  Er  sagt,  dass  der  französische 
Arbeiter  sich  an  der  Creditgenossenschaft  nur  in  der  bestimmten  Absicht  be- 
theilige, um  durch  seine  Ersparnisse  die  Mittel  zur  Productivgenossenschaft  zu 
gewinnen.  Und  es  ist  allerdings  Thatsache,  dass'  z.  B.  bei  der  Genossenschaft  des 
Credit  au  travail  in  Paria  im  letzten  Halbjahr  die  Zahl  der  Creditoren  stärker  wuchs, 

21« 
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als   die   der  Commandilisten,   der   eigentlichen  Theithaber  der  Genossenschaft. 
Man  benutzte  diese  Association  fast  lediglich  als  eine  Sparkasse. 

Die  Hauptsache  fär  den  Arbeiter  sei  der  Lohnsatz,  alle  seine  'An- 
strengungen müssen  auf  die  Erhöhung  seines  Lohns  gerichtet  sein.  Nun  sei 
aber  die  Genossenschaft  zu  gegenseitigem  Credit,  so  wenigstens,  irie  sie  in 
Deutschland  gehandhabt  werde,'  ohne  den  geringsten  Einfluss  auf  den  Lohn. 
Die  Consumtionsgenossenschaft  aber  werde  nur  dahin  fuhren,  dass  nach  Ablauf 
einiger  Zeit  die  Löhne  sinken  würden,  da  nun  der  Arbeiter  wohlfeiler  als 
Yorhcr  gekleidet  und  genährt  werde.  Bei  dieser  Lage  der  Sache  bleibe  daher 
den  Arbeitern  nur  ein  einziges  Hülfsmiltel  übrig :  die  Coalition ,  d.  h.  die  As- 
sociation, um  Nichts  zu  thun,  ein  trauriges  Hülfsmittel,  um  auf  den  Lohnsatz 
dadurch  einzuwirken,  dass  man  anfängt,  sich  des  Lohnes  gänzlich  zu  entäussern. 
Die  wahrhafte  Arbeilerassociation  sei  daher  die  ProductiFgenossenschaft ,  durch 
welche  der  Arbeiter  allein  dahin  gelange,  frei  zu  werden  und  den  grossen 
Gesellschaften  der  Capitalistcn  Widerstand  zu  leisten,  durch  die  er  beträchtlich 
die  Ziffer  seiner  Einnahmen  vermehre  und  selbst  aufhöre,  Lohnarbeiter  zu  sein. 
Nur  durch  diese  Genossenschaft  werde  der  Arbeiter  wieder  in  den  Besitz  seiner 
selbst  gelangen. 

Wir  glauben  hiermit  die  Tendenz  der  Zeitschrift  im  Wesentlichen  bezeichnel 
zu  haben  und  wollen  nur  zur  Ergänzung  aus  einem  anderen  Redactionsartikel : 
„Les  trois  ^coles  dans  TAssociation  coopöratife''  von  Chaudey  noch  Folgen- 
des hinzufugen. 

Chaudey  nimmt  drei  ökonomische  Schulen  an,  welche  sich  mit  der 
Sorge  für  die  arbeitende  Classe  beschäftigt  haben.  Er  nennt  sie  die  Schulen 
der  Disciplint  der  Protectisn  und  der  Autonomie.  Unter  der  ersten 
versteht  er  die  Fürsorge  und  der  Ueberwachung  des  arbeitenden  Standes  durch 
den  Staat«  Die  zweite  hat  eine  philantropische  Richtung,  sie  sieht  ihre  Stel- 
lung zu  dem  Arbeiterstand  als  eine  Clientel  an  und  will,  dass  sich  der  Arbei- 
ter Ton  ihr  ?ertrcten  und  beeinflussen  lasse.  Chaudey  verlangt  dage'gen 
für  den  Arbeiter  die  Autonomie  und  die  Unabhhängigkeit.  Die  Arbeiter  sollen 
nichts  von  der  Autorität  und  von  einzelnen  Personen  beanspruchen,  weder  dis- 
ciplinirt  noch  protegirt  werden,  der  Arbeiterstand  soll  auch  nur  aus  dem  ge- 
meinen Recht  die  Regeln  für  die  Bildung  seiner  freiwilligen  Genossenschaft 
und  ihrer  freien  EntwickeJung  schöpfen.  Hierdurch  kennzeichnet  sich  der  grosse 
Unterschied  dieser  ökonomisch- socialen  Richtung  vor  den  früheren  socialistischen 
Bestrebungen  in  Frankreich. 

P.  Bianc  verwirft  in  dem  Artikel  „Le  credit  mutuel  et  la  responsabi- 
lit^  illimit^e*^  die  unbeschränkte  Haftrerbindlichkeit  der  deutschen  Creditgenossen- 
schaft  nach  Schul tze'schem  System.  Die  beschränkte  Haftverbindlichkeit 
wird  nur  durch  die  Sicherheit  eines  grösseren  Capitals  ersetzt,  ist  daher  auch 
nur  für  die  Verbindungen  der  eigentlichen  Capitalisten  berechnet«  Mit  der 
Aufhebung  oder  Beschränkung  der  vollen  Haftbarkeit  aller  Glieder  der  Credit- 
genossenschaft  der  Nichtcapitalisten  schrumpft  auch  deren  Credit  zusammen  bis 
auf  den  kleinen  Umfang  des  wirklich  eingezahlten  Capitals,  und  wird  vicileichi 
oft  auch  nicht  einmal  so  weit  reichen.  Das  französische  Princip  würde  daher 
den  Credit  der  Genossenschaft  geradezu  unterbinden.  Die  unbeschränkte  Haft- 
barkeit ist  der  glücUichste  Wurf  des  Schultz e'scben  Systems  der  Credit- 
genosscnschaft  der  Nichtcapitalisten* 
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Ob  die  GenosBenschafCeti  ein  unlheilbares  und  uiiTeriusBerliches  Capital 
haben  aollen  oder  nicht,  darüber  erscheinen  die  Aneichten  getheilt  Vergl.  den 
Aufsatz  „Do  personel  des  associations  et  da  fonds  aliönable'^  yon  P.  Blane 
p.  99  and  eine  vortreffliche  Entgegnung  von  A.  Ott  p.  145.  Letzterer  sieht 
in  einem  solctiem  Fond  kein  Gut  dertodten  Hand  (main-morte),  wie  P.  Blanc, 
sondern  ein  lebendiges  Capital  der  i]n?erglngHchen  Person  der  Gesellschaft, 
an  das  nur  indi?idaell  kein  Gesellschaftsglied  ein  Anrecht  hat,  und  Ton  dem 
kein  ausscheidendes  Glied  einen  Antheil  verlangen  kann. 

In  Frankreich  wie  in  Deutschland  hat  man  keine  Rechtsform  gefunden, 
die  den  Forderungen  und  Zwecken  der  Cooperativ-Genossenschaften  entspräche« 
Man  scheint  in  Frankreich  vorlaolig  meist  die  der  gewöhnlichen  t}t^mmandK-» 
gesellschaft  gewählt  zu  haben.  Die  Rechtswissenschaft  und  die  Gesetzgebung 
haben  auf  diesem  Gebiet  erst  noch  ihre  Schuldigkeit  zu  thun. 

Von  den  einzelnen  Genossenschaften,  welche  die  Association  ausffihrlicher 
bespricht,  wollen  wir  wenigstens  eine  nicht  unerwähnt  lassen;  sie  ist  jeden- 
falls originell. 

Die  Studenten  der  Medicin  in  Paris  haben  Statuten  zu  .einer  Genossen^ 
Schaft  entworfen,  aus  denen  wir  ein  Paar  Artikel  zur  Charakteristik  der  Ge- 
Seilschaft  hier  folgen  lassen. 

Tit.  I.  Art.  1.   Unter  den  Studenten   der  Medicin  in  Paris  wird  eine  Asso- 
ciation  gegründet  unter  dem  Titel:    der   Association    fraternelle    dea 
<$tudiants  en  m^dicine  de  Paris. 
Tit.  II.  Art.  3.   Sie  hat  zum  Zweck: 

a)  eine  Vereinigung  der  Studenten  im  Interesse  ihrer  Studien  und 
in  der  Aufsuchung  der  Mittel,  sie  zu  vervollkominenen ,  herbeizu- 
führen und 

b)  ihnen  zu  gestatten,  sich  in  den  materiellen  Schwierigkeiten  ge- 
genseitig Hülfe  zu  leisten. 

Art.  3.   Die  Vortheile,  welche  die  Association  realisiren,  sind  zweier* 
lei  Art: 

1)  geistige  Vortheile  und 

2)  pecuniire  Vortheile. 

Wir  wollen  die  Gesellschaft  den  deutschen  Studenten  bestens  empfohlen 
haben.     Die  Statuten  finden  sie  p.  51  sqq.  abgedruckt 

Die  internationale  Zeitschrift  ist  mit  viel  Geist  und  Frische  redigirt,  nur 
möchten  wir  ihr  einen  Vorwurf  machen :  es  ist  zu  viel  Doctrinarismus  darin, 
an  dem  die  Volkswirlhschaft  doch  schon  zur  Genüge  bat.  Die  Frage  der 
eooperativen  Genossenschaft  durfte  noch  eine  offene  sein  Und  nur  auf  dem  Ge- 
biet der  Thatsache,  des  Versuchs  und  der  Erfahrung  gelöst  werden  können. 
Mit  einer  fertigen  Doctrin,  mag  sie  heissen  wie  sie  will,  wird  diese  Aufgabe, 
die  ah  unsere  Zeit  gestellt  ist,  nicht  zum  Abschluss  gebracht,  jeder  Doctrf« 
narismus  kann  sogar  hindern,  den  thatsaehlichen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen 
gerecht  zu  werden.  Die  grosse  über  die  Grenzen  unseres  Vaterlands  hinaus- 
gehende Bedeutung,  das  grosse  Verdienst  von  Schnitze  liegt  aussrhiiessikh 
darin,  dass  er  auf  diesem  Gebtete  unermüdlich  bemüht  war,  Thatsachen  in's 
Leben  zu  rufen  und  Organisationen  zu  schaffen,  so  wie  vor  ihm  noch  kein 
Deutscher.  Und  darin  liegt  seine  internationale  Bedeutung.  Seine  Er- 
folge erzwangen  die  Anerkennung  und  Nachahmung  dea  Ausländes.   Eine  ier 
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aDgefehencten  italUniichen  ZetUchriftcn :  RiTista  contemporanea  (Novemberheft 
pr  264)  nennt  ihn  daher  den  «igrande  filantropo^S  ja  aie  geht  in  ihrem 
Enthugiasmus  ao  weit,  dass  sie  ihn  als  den  Mann  bezeichnet,  y,€he  un  di  sark 
considerato  l'hnomo  il  piü  grande  delP  ^ta  noetra. 

England. 

England  befindet  sich  in  seinen  äusseren  ökonomischen  Verhältnissen  un- 
aveifrlhaft  in  einer  sehr  prosperirenden  Lage,  mag  man  nun  die  jüngste  Zeit 
in's  Auge  fassen  oder  zehn  Jahre  zurückblicken.  Es  steigen  Einfuhr  und 
Ausfuhr,  die  Steuerkraft  nimmt  zu,  die  Staatsschuld  ab,  Jahr  um  Jahr  wachsen 
die  Revenuen  des  Landes,  und  seit  dem  Finanzregime  von  Gladstone 
konnten  dem  Volke  bedeutende  Steuerburden  abgenommen  werden.  Auch  in 
dessen  nächstem  Budgetentwurf  sieht  man  mit  Sicherheit  einer  weiteren  Steuer- 
reduction  entgegen. 

Wir  handeln  im  Nachstehenden  von  der  Einfuhr  und  dem  Verbrauch 
von  Cerealien.  in  England,  der  Bank  von  England,  dem  ökonomi- 
schen Fortschritt  in  den  letzten  zehn  Jahren,  sodann  von  den 
Einnahmen  für  das  ebenverflossene  Jahr,  einem  Streit  zwischen 
dem  Eeonomist  und  dem  Hauptgrönder  des  Credit  mobilier  zu 
Paris  und  einem  Geaetzentwnrf  zur  Beseitigung  von  Beschrän- 
kungen der  Landzettelbanken. 

1)  Die  Einfuhr  und  derTerbrauch  von  Cerealien  in  England. 

Die  British  Association  hat  auch  eine  Sectton  (F).  für  „Ökonomische  Wissen- 
schaft und  Statistik^^  Derselben  legte  bei  der  letzten  Versammlung  F.  Purdj 
eine  Schrift  vor:  „On  the  quantity  and  value  of  grain  imported  into  the  um-» 
ted  kingdom  sinre  the  repeal  of  the  com  lavs^^,  aus  der  wir  narh  dem 
Athenaeum  (15.  Octobcr  1864)  folgende  Daten  entnehmen. 

In  den  vier  Jahren,  endend  mit  1844,  —  es  waren  'dies  die  letzten 
Jahre  von  der  unglückseligen  gleitenden  Skala  (mischievous  slidirig  scale)  — 
betrug  der  jährliche  Durchschnittabetrag  des  nach  Grossbritaniiien  eingeführten 
Weizens  1,825,000  Quarters.  Der  Preis  des  britischen  Weizens  war  in  die- 
sen Jahren  nach  einander  64  s.  4  d. ,  57  s.  3  d. ,  50  s.  1  d.  und  51  s.  3  d« 
der  Quarter.  Dagegen  belief  sich  die  jährliche  Durchschnittseinfuhr  von  Wei- 
zen in  den  vier  Jahren^  welche  mit  1863  endeten,  auf  6,970,000  Quarters. 
Die  Einfuhr  nach  der  Quantität  war  in  diesen  vier  letzteren  Jahren  also  nahezu 
daa  Vierfache  von  der  in  der  Zeit  von  1841  bis  1844.  Dabei  standen  die 
Preise  aber  viel  niedriger. 

Der  Werth  der  gesammlen  Getreideeinfuhr  in  den  Zehnjahren ,  endend 
m%  1863,  belief  sich  auf  250,202,000  L.  St. 

Beinahe  die  ganze  ungeheuere  Quantität  von  Getreide  und  Hehl,  welche 
diese  gewaltifre  Geldsumme  repräsentirt ,  wurde  im  Königreich  verzehrt,  nur 
für  3,000,000  L.  St.  Werth  kam  in  den  zehn  Jshren  auf  den  Export. 

Unter  Getreide  begreift  Purdy  Weizen,  Weizenmehl,  Gerste,  Hafer, 
Roggen,  Hsis,  Erbsen  und  Bohnen. 

Die  jährliche  Durchschnittsconsumtion  von  fremdem  Getreide 
und  Mehl  (com,  flonr  and  mea))  für  1852  bis  1863  war  11,866,000  Quar- 
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teri,  im  ung^efahr^n  Warth  yon  25  Miiltoncn  L.  St.  (Nach  dan  Handebamtfr 
tabeJIen,  Supplement  zoni  Economist  vom  7.  Janaar,  betrog  im  vorigen  Jahre 
dia  Einfulir  auf  die  eraten  11  Monate  nacli  dem  Werih: 

Weizen  9,421,770  l.  St. 

Gerate  1,398,857  - 

Hafer  1,505,643  - 

Erbaen  345,802  - 

fiohnen  266,964  - 

Mala,  1,537,027  - 

Melil  2,579,280  - 

17,055,344  L.  St., 

demnach  auf  daa  ganze  Jahr  ungefähr  nur  18,500,000  L.  St,  Es  ist  daa 
circa  die  Hälfte  Ton  dem,  was  England  i.  J.  1862  fflr  Getreide  an'a  Ausland 
yerausgaben  mnaate,  item  eine  Summe  von  18  Millionen,  die  ea  im  Jahre 
1864  ersparte.) 

Drei  Periöden,  eine  jede  ?on  vier  Jiihren,  zeigen  daa  Steigen  der  Einfuhr 
mit  Rücksicht  auf  die  Zunahme  der  BeTöllcerung« 

Der  jährliche  Dnrchschnittsbetrag  per  Kopf  war 

1842—1845     0,8  Bushcl 
1852  —  1855     2,3      - 
1860  —  1863     4,4      - 

Ea  ist  die  Quantität  des  eingeführten  Getreides  im  Verhaltnisa  zur  Be- 
völkerung genau  5^mal  grösser  im  Zeiträume  yon  1860  — 1863,  ala  aie 
18  Jahre  zuvor  war. 

Die  Vertheilung  der  Einfuhr  auf  Grossbrilannien  zeigt  nur  eine  Ver- 
schiedenheit hinsichtlich  der  Mehieinfuhr  für  Irland. 

Im  Jahre  1861   kamrn  auf  den  Kopf  in 
England  und  Wales  3,9  Bushel  Getreide  28,6  Pfd.  Hehl  (flour  n.  meal) 

Schottland 3,9       -  -         29,3    -       - 

Irland 3,9       -  -  3,6     -       -        -  - 

Das  Jahr  der  grössten  Einfuhr  war  1862,  wo  18,441,000  Quarters  Ge- 
treide nud  Mehl  in  die  Häfen  des  fcreinigten  Königreichs  eingingen,  an  Werth 
37,772,000  L.  St. 

Mac  Gull  och  hat  berechnet,  dass  England  als  Nahrungsmittel  für 
Menschen  und  Thiere  49  Millieneu  Qnariers  Getreide  und  Mehl  jährlich  ver- 
braucht. Diese  Schätzung  wurde  vor  fünf  oder  sechs  Jahren  gemacht  Ganz. 
Yor  Kurzem  hat  Caird  die  Quantität  von  Weizen,  welche  für  die  Consomtion 
Ton  Grossbritannien  gebraucht  wird,  auf  18,700,000  Quartera  berechnet.     . 

2)  Die  Bank  von  England.     Supplement  to  the  Economist,  October  29, 
1864. 

Die  Vierteljahreasitznng  der  Etgenthümer  der  Bank  von  England  am 
22.  September  1864  war  diesmal  ungewöhnlich  reich  an  Anfragen  der  Herrn 
Eigenthumer  ««out  of  doora'^  Die  Dividende  belrug  ffir'a  Halbjahr,  endend 
31.  August  1864,  5  L.  St.  15  s.  und  der  Reinertrag  dea  Bankprpfits  für  diese 
Zeit  850^813  L. St.,  Reaervefond  nach  Abzug  der  Dividende  3,022,760  L.  St 
4  a.  5  d« 
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Ein  Herr  Gabriel  vönschta  nun,  dasa  fernerhin  halbjibrig  ao  langd 
föU  €  Procent  Dividende  Terthefit  werde,  bia  der  Reaerrefond  aufgetebrt  wor- 
den. Ein  Herr  Hoxon  fragt  an,  ob  die  Bank  von  England  nicht  Tielleicht 
geneigt  aei,  Depoaiten  anter  ihnlichen  Bedingungen  anxunehmen  wie  die  Joint- 
Stock- Banken  von  London. 

Dieselben  Terzinsrn  nämlich  jetzt  Depoaiten,  nnd  erklärt  ea  aich  hieraua 
inm  Theil,  weshalb  deren  Geschifte  eine  ao  nngemeine  Auadehnnng  in  letzter 
Zeit  erfahren  haben.  Man  beneidet  diese  Banken  wegen  ihrer  hohen  Dividen- 
den. Warum  aoll  denn  die  Bank  von  England  mit  ihrem  ?iel  gröaaeren  paid 
np  Capital  nicht  auch  diese  Geschäfte  machen  können?! 

Der  GouTcrneuer  der  Bank  Kirkham  D.  Hodgson  Esq.  bescheidet  in 
höchst  gewandter  Rede  die  Fragsteller.  Die  Dividende  von  6  Procent  wird 
natfirlich  rund  abgeschlagen,  da  ea  sich  damit  um  eine  Verkürzung  dea  Pro- 
ductivcapitals  der  Bank  handeln  wurde.  Wegen  Verzinsung  der  Depositen  ist 
die  Antwort  von  grossem  Interesse.  Der  Gouverneur  sagt,  dass  die  Frage 
vegen  der  Verzinsung  der  Depositen  die  Aufmerksamkeit  der  Bankverwaltung 
bereits  in  Anspruch  genommen  habe,  dass  man  aber  Seitena  der  Bank  bia  jetzt 
nicht  gewillt  aei,  von  der 'bisherigen  Praxis  der  Unverzinalichkcit  abzuweichen, 
ao  lange  bia  nicht  wenigstens  jede  Bank  in  London  daa  Princip  der  Verzinsung 
angenommen  habe.  Man  ersieht  hieraus,  dass  auf  dem  englischen  Geldmarkt 
grosse  Veränderungen  in  letzter  Zeit  vorgegangen  aein  müssen.  Die  Bank  Ton 
England  und  verzinslich^  Depositen! 

.  3}  The  national  progreaa  of  the  paat  len  yeara.    Taxation  and 
the  meana  to  meet  it.     Econ.  November  19,  1864. 

Der  ökonomische  Fortschritt,  den  England  in  den  letzten  10  Jahren  ge- 
macht hat  —  und  er  ist  ein  unzweifelhaft  grosser  —  ist  ein  Lieblingsthema 
der  englischen  Politiker  und  Nationalökonomen ,  und  daa  engliache  Volk  hört 
ea  gern,  wenn  ihm  in  Pfunden  Sterling  berechnet  wird,  um  wie  viel  ea  rei- 
cher geworden  ist. 

Die  Fortschriltsdecade ,  welche  der  Economist  Torführt,  geht  vom  Jahre 
1854  bis  zum  Jahre  1863  (31.  März  1864).  Die  Roheinnahme  dea  Ter- 
einlgten  Königreichs  war  im  Fiskaljahr,  endigend  mit  dem  31.  März  1864, 
70,208,864  L.  St. ,  die  Einnahme  vom  Jahre  1854  betrug  62,815,252  L.  St., 
demnacli  stieg  die  Einnahme  um  7,393,012  L.  St.  oder  11,77  Procent.  Be- 
rficksichtigt  man  aber,  dass  während  dieser  Zeit  gewisse  Steuern  ermässigt 
und  andere  ganz  aufgehoben  worden  sind  in  einem  Betrage  von  ungefähr 
4,407,966  L.St,  ao  ist  die  Einnahme  um  11,800,978  L.St.  oder  um  20,20 
Procent  gewachsen. 

'  Der  EcoBomist  yergleicht  weiter  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  mit  den 
Einnahmen  aowie  mit  den  Interessen  der  Staatsschuld  und  gelangt 
hier  zu  glänzenden  Resultaten.     Es  waren: 

die  gesammte  Ein-  und  die  gezahlten  die  Steuern  nach  Proc. 

Ausfuhr  Steuern  der  Ein-  und  Auafuhr 

1854     268,210,145  L.St.  58,967,363  L. St.  21,99 

1863     444,955,715     -  70,208,964     -  15,78 

Noch  weit   vorlheilhafler   gestaltet   sich   das  Procentualverfaältnisa ,   wenn 
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nan   die  Interesten  der  Naiionalsehold   neben  die  EinAihr  und  Aos- 
ftihr  slellt.    Man  erhilt: 

die  Interessen  der  die  Interessen  der  Staata- 

gesammte  Bin-  nqd    fvndirten  und  nnfnndirten  schuld  nach  Pros,  der 

Ausfahr                        Staatsschuld  Ein-  und  Ausfuhr 

1854    268,210,146  L.  St.           27,864,533  L.  St  10,3» 

1863     444,955,715    -              26«211,7ei     -  5,90 

Bei  Weitem  geringer  leigt  sich  dagegen  der  Fortschritt  in  der  nationalen 
Marine,  TergHchen  mit  der  Einnahme  aus  den  Steuern.  Hier  sind  die 
Zahlen: 

Registrirter  Tonnengehalt            Steuerertrag  per  Tonne 

1854    4,248,750                68,967,363  =z  13,88 

1863     6,328,073                 70,208,964  =  13,17 

Differenz  zu  Gunsten  ?on  1863     0,71 
oder  5,11  Procent. 

Solche  Zahlen  erkliren  die  Erscheinung,  dass  die  fortwahrende  Reduction 
der  Steuern  durch  die  steigende  Ergiebigkeit  derselben  fast  paralysirt  wird. 
Das  Reduciren  allein  ist  an  der  Zunahme  derselben  nicht  Schuld,  das  Steigen 
des  CapitaWermdgens  der  Nation  ist  die  stärker  wirkende  Ursache. 

'     4)  The  retenue  returns.     Econ.  January  7,  1865« 

Das  Kalenderjahr  1864  schloss  mit  einer  Einnahme  Ton  70,125,374  L.  St. 
gegen  70,433,620.  L.  St.  des  Jahres  1863.  Einnahme  der  Accise  1864 
19,343,000  gegen  17,745,000  im  Vorjahr.  Die  Zölle  und  Einkommensteuer 
stehen  In  diesen  beiden  Jahren  so  gegenüber: 

Zölle 1864     22,535,000  L.  St.         1863     23,421,000  L.  St. 

Einkommensteuer     -  7,999,000     -  -  9,806,000    - 

Die  ungeheuere  Handelszunahme  im  Jahre  1864  yerhinderte  einen  stirke- 
ren  Ausfall  der  Zölle. 

Gladstone  berechnete  für  das  Finanzjshr  1864 — 1865  Zölle  and  Ac- 
cise zusammen  mit  39,820,000  L.  St.  Diese  ergaben  aber  in  dem  vergangenen 
Dreiyierteljahr  31,218,000  L.  St.  und  zeigen  sonach  für  die  drei  Quartale 
einen  TJeberschuss  von  1,353,000  L.  St.  über  die  Schätzung  des  Finansministera. 
Der  Economist  wünscht  dem  Minister  Glüek  zu  seinen  Erfolgen  und  der  Nation 
zu  ihren  Aussichten  in  die  Zukunft. 

5)  The  (ounder  of  the  credit  mobilier  on  the  rate  of  interest. 
Econ.  December  17,  1864. 

Monsieur  Pereire's  letter  ä  M.  le  rddactenr  eo  chef  de  l'Eeo- 
Bomiat.  M.  Pereire's  Reply  to  the  „Economist",  Decem- 
ber 31,  1864. 

Isaac  Pereire  Teröffentlicbte  am  Schlüsse  des  Tergangenen  Jahres  eina 
Broschüre  „La  banqne  de  France  et  l*organtsatian  du  credit  en  Fraace'S  in 
welcher  er 

1)  die  Organiaalion  und  Verwaltung  Akt  Bank  von  Frankreich  einer  unbarai» 
heraigen  KrÜik  nnterzieht, 

2)  etne  Enquete  der  Bank-  «nd  Creditfrage  in  Frankreich  fordert ,  imd 

3)  eelbst  einen  Plan  nr  OrganisatioB  des  Cradtts  in  Fmkreich  forlegt. 
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Vor  eioifen  Wochen  erachioa  diese  Broschore  antcr  dem  Titel  „Principet 
de  la  Constitution  des  banqnes  et  de  l'or^onisstion  da  crMit^  Tielfecli  erweitert 
vnd  mit  kostbsren  Beilsgen  versehen  über  den  Hsndel  Frankreichs,  die  Bank- 
diTidenden,  den  Discontsstx  der  englischen  und  französischen  Bsnk  und -die 
gesamnito  Geschaftsubersicht  der  Bank  Ton  Frsukreich  von  1848  bis  1864. 
Den  Schloss  bildet  die  Charte  der  Bank  von  England.  Wir  verweisen  in  die- 
ser zweiten  Broschöre  namentlich  auf  zwei  neu  hinzogekommene  Kapitel: 
„lieber  die  Leichtigkeit,  mit  welcher  man  immer  Gold  erhalten  kenn  and  die 
Mittel,  sich  solches  za  verschsffen^^  und  „Die  Theorie  des  Tausches  nnd  des 
Handels  der  edlen  Metalle^^  Sie  scheinen  dias  Prodact  Isngjihriger  Erfahrong 
zu  sein. 

Zwischen  die  Aasgabe  der  ersten  nnd  zweiten  Broschfire  fallt  der  Beschluss 
des  französischen  Gouvernements,  die  Bank-  and  Papiergeldfirage  einer  Unter- 
suchung zu  unterziehen« 

Eine  Kritik  der  ersten  Broschüre  von  Pereire  befindet  sich  im  Febraar- 
^  heft  des  Jonrn.  des  Econ.  S.  191  ff.,  sie  ist  von  De  Fontenaj.  In  dem- 
selben Heft  S.  274  ff«  sind  die  Fragen  der  Untersuchung  aber  die  Banken 
abgedrarkt.  Sie  zerfallrn  in  fünf  Rubriken:  1)  Des  crlses  mon^taircs,  2)  de 
la  monnaie  fiduciaire,  3)  des  conditions  d*une  bonne  monnsie  fiduciaire,  4)  des 
^(abiissements  qui  ^mettent  des  monnales  fiduciajres  und  5)  de  fonctionnement 
de  la  banqne. 

Die  Pereire^ sehe  Broschfire  ist  trotz  ihrer  .tendenziösen  Färbung,  selbst 
nach  dem,  was  von  Wolowski  nnd  d'Eichthsl  einerseits  vnd  von  Conr- 
celle.-Seneuil  und  Psul  Coq  andererseits  über  die  Bankfrsge  und  Noten- 
emission in  Frankreich  neuerdings  geschrieben  worden  ist,  höchst  beachtena- 
werth.  Ihr  Verfssser  gehört  unstreitig  zu  den  grosslen  Finsnzcspariläten 
Frankreichs,  vielleicht  der  Gegenwart.  Hier  beschränken  wir  uns  nur  auf  die 
nichts  weniger  sIs  leidenschsftslese  Kritik  des  Economist  und  die  Replik  von 
Pereire.  Es  hsndelt  sich  übrigens  dabei  um  Fragen,  welche  über  die  je- 
weiligen französischen  nnd  auch  englischen  Geld-  und  Creditverhiltnisse  weit 
hinausgehen. 

Der  Economist  stellt  zwei  Fragen  auf:  1)  Mass  bei  einer  Bank  ein  Vor- 
rath  von  Gold  und  Silber  gehalten  werden?  und  2)  das  angenommen,  ist  die 
Erhöhung  der  Zinsrate  das  beste  und  wirksamste  Mittel,  dies  zu  erreichen? 

Was  die  erste  Frsge  anlangt,  so  wird  Herrn  Pereire  vom  Economist 
vorgeworfen,  dasa  er  liugne  oder  za  liugnen  scheine,  dass  es  noth wendig  sei^ 
einen  Vorralh  von  edlen  Metallen  überhaupt  zu  halten.  (M.  Pereire  denies 
or  seems  to  deny,  that  it  is  necesiarj  to  keep  a  stock  of  bullion  at  all.)    . 

Mit  Recht  fühlt  sich  Pereire  über  diese,  wir  möchten  sagen,  acten- 
widrige  Unterstellung  verletzt.  Er  macht  gerade  der  französischen  Bank  den 
Vorwurf,  dass  sie  suf  zu  wenig  Melallreserve  hilt,  nnd  S.  8  seiner  ersten 
Broschfire  stellt  er  ganz  den  entgegengesetzten  Grundsstz  auf.  Er  sagt  da- 
aelbst :  ,,Unt«r  anderen  Garantieeen ,  welche  der  Staat  so  das  Recht  wie  die 
Pflicht  hst,  beobachten  zu  Isssen,  muss  man  in  erster  Linie  drei  wesentliche 
Bedingungen  aofstellen:  1)  die  Eiistena  eines  Capitals,  das  im  Verbiltniss 
zur  Wichtigkeit  der  zu  leistenden  Dienate  steht,  2)  die  immerwihrende  Ver- 
ffigbarkdt  dieses  Capitals  und  8)  das  Halten  aaf  ein  hinreichendes  IncasaOy  am 
bestindig  die  Umwechslang  der  Noten  in  Metallgeld  sa  siehern. 
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Die  zweite  Tom  EcoDomist  gegen  Pereire  aufgeworfene  Frage  betrifln 
die  Mittel,  wodurcli  man  den  Abfluss  des  Geldes  yerhindert  und  den  Zuflues 
desselben  bewirkt.  Es  ist  die  grosse  Frspfe:  Sollen  die  Banken  in  Perioden, 
wie  wir  sie  im  Torigen  Jahre  hatten  und  zum  Tbeil  noch  jetst  haben,  den 
Discontsats  so  hoch  steigern,  dass  ein  Tbeil  des  Handels  und  der  Industrie 
dadurch  yerhindert  wird,  oder  giebt  es  andere  Mittel,  um  der  Abnahme  der 
Hetallrescrve  au  Hülfe  zu  kommen?^  Der  Economist  und  mit  ihm  der  grdaste 
Theil  der  englischen  Nationalökonomen  sehen  in  der  Zinssteigerung  das  alleinige 
und  sichere  Mittel  zum  Schulz  der  Metallreser?e.  Diese  Lehre  und  Praxis  ist 
übrigens  noch  nicht  so  alt,  als  gewöhnlich  |;eglaubt  wird.  Pereire  dagegen 
und  mit  ihm  nicht  wenige  französische  Economisten  und  Finanzmänner  sehen 
eine  solche  Steigerung  des  Discontsatzes,  wie  sie  im  vergangenen  Jahre  bei 
der  französischen  und  englischen  Bank  stattgefunden  hat,  weniger  als  etwas 
Katurgeselzliches ,  Ton  der  Nothwendigkrit  Bestimmtes  an,  als  Tielroehr  alt 
einen  auf  Kosten  der  Industrie  und  des  Handels  gemachten  nicht  gerechtfertig- 
ten Bankgewinn. 

Pereire  yerwirft  zunächst  bei  der  Abnahme  des  Mctallvorraths  den  An- 
kauf Ton  Gold  mit  Noten.  Er  weist  der  französischen  Bank  nach,  dass  sie 
im  Jahre  1855,  1856  und  1857,  wo  sie  auf  diesem  Wege  über  eine  Mil- 
liarde Gold  kaufte,  bei  dem  Handel  nicht,  weniger  als  15,893,111  Fr.  47  C. 
verlor.  Die  über  das  Bedürfniss  emittirten  Noten,  mit  denen  am  Tage  vorher 
Gold  gekauft  worden  war,  gingen  sofort  bei  der  Bank  wieder  ein,  jim* gegen 
Gold  umgesetzt  zu  werdefl. 

Pereire  schlägt  dagegen  vor,  Gold  nicht  mit  convertillen  Bankbillets 
zu  kaufen,  sondern  mit  etwas  reellerem  Werth,  mit  Bankcapital.  Er  hält 
der  Bank  von  Frankreich  vor,  dass  sie  im  Gegenüber,  einer  Circulation  von 
800  Millionen  Fr.  und  überhaupt  im  YerhSltnies  zu  ihrem  Geschiftsumfang 
ein  zu  beschränktes  Bankcapital  besitze.  Der  Economist  bekämpft  diesen  Car- 
dinalpunkt  der  ganzen  Pereire 'sehen  Anschaunng  nitlit  mit  den  stärksten 
Waff(*n.  So  sagt  er  z.  B.:  „Der  Verkauf  von  französischen  Renten  ffe^en 
französische  Banknoten  mag  wohl  schliesslich  die  Metallreserve  erhöhen, 
aber  es  ist  keine  Sicherheit  dabei,  dass  er  wirklich  Geld  für  die  unmittel- 
baren Bedürfnisse  einbringt.  Dann  sei  es  auch  ein  Aushülfsmittel,  was  nur 
eimal  wirke. 

Jedenfalls  ist  es  eine  Thatsache,  dass  der  Discontsatz  bei  der  französischen 
Bank  erst  in  neuerer  Zeit  ein  schwankender  und  ungleichmässiger  geworden 
ist  und  immer  mehr  nnd  mehr  von  englischem  Einfluss.  beherrscht  wird.  Diese 
Bankpolitik  brachte  den  Actionären  im  vorigen  Jahre  42,887,500  Fr.  Dividende 
ein.  Die  beiden  nächst  hohen  Dividenden  waren  vom  Jahre  1857  mit 
30,477,900  Fr.  und  1^63  mit  30,112,500.  Bis  1855  bewegen  siqh  die 
Dividenden  nur  in  den  Zehnern  oder  noch  niedriger. 

Unzweifelhaft  lehrt  dio  Erfahrung,  dass  die  Erhöhung  der  Zinsrate  ein 
sicheres  und  untrügliches  Mittel  ist,  die  Bankreserven .  zu  schützen  und  zu 
ergänzen.  Eine  zweite  Frage  aber  ist  diese,  ob  es  auch  das  alleinige 
Mittel  ist  und  ob  es  bei  jeder  Knappheit  des  Geldmarktes  von  den  privilrgirtan 
Banken  angewendet  werden  darf  im  allgemeinen  Interesse  des  Handels  nnd 
der  Industrie.  Die  Monopolbanken  haben,  wie  Pereire  sagt,  ihre  Mission 
und  ihre  Verpflichtungen. 
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In  einem  anderen  Artikel 

The  important  inquiry   into  the   bank   of  France.    Febrnary  11, 
1865, 

gfebt  der  Bconomist  zu  erkennen,  welche  angemeina  WiciiUgkeit  er  der  be- 
trächtlichen Steigtning  dea  Diacontaalzea  in  den  «raten  Stadien  dea  Metallab- 
flvaaea,  „dieaer  wahren  PolUik^S  beilegt.  In  dieaem  Leitartikel  heiaat  ea  wört- 
lich: Die  Erböbttog  oder  Nicfaterhöhnng  dea  Diacontaatzea  Ton  Seiten  der  Bank 
Ton  Frankreich  iat  ein  Gegenatand  Ton  europäiacher  Bedeutung  und  böcbat 
wichtig  ffir  England.  Lombard-Street  iat  oft  beunruhigt  geweaen,  weil 
die  Bank  Ton  Frankreich  su  lax  var  und  dann  mit  Taktiken  ?on  nnregel- 
misaiger  Strenge  begann. 

In  dieaem  Artikel  apricht  aich  der  Economiat  auch  Air  und  gegen  Wolowaki 
aua :  gegen  ihn  in  abatracto,  für  ihn  in  der  Torliegenden  brennenden  Bankfrage 
(a.  unaere  Zeitarhr.  Bd*  III  S.  190  ff.).  Wir  geben  die  eigenen  Worte  dea  Leadera: 
„Wir  weichen  yon  Herrn  Wolowaki  und  aeiner  Schule  in  der  Theorie  der  Frage 
ab.  Wenn  man  eine  Papiercirculation  in  einem  Lande  begründen  und  entfalten 
will,  ao  behaupten  wir,  daaa  daa  Syatem  Ton  localen  Emiaaionen,  wo  ea  angewandt 
werden  kann,  bei  Weitem  daa  achnellate  und  zweckdienlichate  iat.  Allein  in 
Paria  handelt  ea  aich  nicht  um  die  Frage  einer  neuen  Einführung  TOn  Papier: 
hier  iat  daa  Papier  achon  eingeführt.  Hier  iat  die  groaae  Oekonomie  dea  Ge* 
braucfaea  der  Note  für  den  Gebrauch  dea  Franc  bereita  erreicht  worden.  Hier 
giebt  ea  keine  weitere  Eraparniaa  zu  erzielen  durch  die  Vertauachung  einer  Note 
gegen  die  andere.  Wenn  ein  Monopol  der  Papiergeldanagabe  aua  irgend  wel- 
cher Vraache  begründet  worden  iat  und  aeinen  Zweck  erreicht  hat,  daaa  Papier 
fQr  die  Münze  aubatituirt  worden  iat,  dann  iat  ea  im  Princip  wfinachenawerth, 
daaa  der  Staat  die  Früchte  da^on  genieaae,  und  daaa  ea  nicht  wieder  geatört 
werde/'  So  der  Economiat  für  die  Bank  Ton  Frankreich  und  ihr  Monopol. 
Wenn  er  aber  am  Schiusa  aeiner  Kritik  der  Pereire'acheu  Broachfire  aagt: 
„Dieaelbe  iat  mehr  ein  Erguaa  (effuaion)  ala  eine  Theorie,  mehr  Lyrik  ala 
Doctrin,  aie  iat  der  Klagruf  einea  gebinderten  abenteuerlichen 
Unter nehmungageiatea 'S  ao  acheinen  die  Grenzen  der  erlaubten  KrRik 
fiberachritten  und  an  deren  Stelle  der  nackte  Erguaa  leidenachaftlicher  Gegner- 
achaft  getreten  zu  sein. 

6)  Mr.   Gladatone'a  bill    reapecting  the   country  iaauea.     Econ. 
February  18,  1865. 

Gladatone  hat  beim  Parlament  einen  Geaetzentwurf  eingebracht,  welcher 
die  Londzettelbanken  Ton  einigen  der  laatigen  Beachrinkungen  befreien  aoll. 
Der  Economiat  lobt  dleaen  Entwurf  beaondera  auch  deawegen,  weil  ea  atch 
bei  der  gegenwärtig  ao  beatrittenen  Currencyfrage  nicht  um  eine  groaae, 
aondern  um  eine  kleine  Maaaregel  handelt. 

Von  den  biaherigen  Beachrinkungen  dieaer  Landzettelbanken  aoll  fallen: 
1)  daaa  die  Joint- Stock -Emiaaionabanken  ?om  londoner  Markt  auageackloaaen 
aind,  2)  daa  Verbot,  durch  Kauf  oder  aonat  die  Emiaalon  Ton  anderen  Zettel- 
banken zu  erwerben  —  den  kleineren  Zettelbanken  war  ea  biaher  Terboten, 
aich  mit  gröaaeren  zu  Tereinlgen  —  und  3)  daa  Verbot,  daaa  PriTatzetlel- 
banken  nicht  mehr  ala  aecha  Geachfiftatheilhaber  haben  aoUen. 
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Diese  Beschränkoogen  sollen  sjtwofal  für  die  Joint -Stock-  als  Priyat- 
cmissioDsbanken  in  Wegfall  kommen,  aber  nicht  amsonaty  sondern  gegen  Ueber- 
laflBong  eines  Theils  des  Gewinns  ans  diesen  Vortheilen  im  Betrage  von  1  L.  St. 
18  s.  pro  Cent  (mit  der  Stempelsteuer  2  L.  St.  5  s.). 

Der  Econoraist  meint,  dass  die  EntKliadigung  zn  hoch  gegriffen  sei,  in- 
dem diese  Abgabe  an  den  Staat  nicht  nach  dem  Minimaleinkommen,  sondern 
nach  dem  Maximaleinkommen  berechnet  worden. 

Wir  finden  in  diesem  G  lad  st  one' sehen  Entwurf  dasselbe  Princip  wieder» 
wie  bei  seinem  Gesetzvorschlag,  der  die  schottische  Notencirculation  zum  Gegen- 
stände hatte  (s.  Bd.  II  S.  392  unserer  Zeitschrift).  Es  ist  eine  glückliche 
Vereinigung  der  eigentlichen  Finanzinteressen  mit  den  Interessen  der  Volks- 
wirthschaft.  Denn  diese  Henminlsse,  deren  Beseitigung  Gladstoue  in  Vor- 
schlag bringt,  benachtheiligten.das  Publikum  wie  die  Banken.  Die  Vortheiie 
aber,  die  den  Banken  aus  dieser  Beseitigung  erwachsen,  müssen  dieselben 
billig  mit  dem  Staat  theilen.  K — n. 
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Eingesendete  Schriften« 


Rechenschaftsbericht  über  die  ffinfte  Sitzungsperiode  des  internationalen  sla- 
tistischcn  Congresses  in  Berjin  Ton  Dr.  Engel,  Director  des  köntgl.,  preuss. 

statistischen  Bureaus.     Zwei  Bande.     4.     (v.  Peciter.)     250  und  798  SS. 

Der  erste  Band  enthält  einen  Wiederabdruck  des.  Berichts  an  die  Yorbereitungs- 
Cömmission  von  jßngel,  die  Verhandlungen  der  Yorbereitungg-Conimission  und  das 
ebenCiilIg  froher  gedruckte  Programm  für  die  5.  Sitzungsperiode  des  Congresses. 
Er  giebt  ein  zusammenhängfndes  klares  Bild  von  den  wissenschaftlichen  und  ge- 
schäftlichen Vorbereitungen  des  Congresses. 

Der  zweite  Band  theilt  die  Verhandlungen  des  Congresses  selbst  mit.  Der  Ge- 
sammtinhalt  derselben  zerfällt  in  folgende  Abschnitte : 

1)  Verhandlungen  der  Vertreter  der  amtlichen  Statistik  am  4.  und  6.  Septbr.  1863. 

2)  Eröffnung  und  Conslitoirung  des  Congresses  und  seiner  Sectionen. 

3)  Verhandlungen  der  Sectionen  des  Congresses  in  sjsteptatiscber  Folge, 

4)  Verhandlungen  der  Plenarversammlungen  in  chronologischer  Folge. 
6)  Die  Beschlösse  des  Congresses  in  systematischer  Folge. 

6)  Die  Berichte  der  Delegirten  über  den  Zustand  der  amtlichen  Statistik  ia  den 
von  ihnen  vertretenen  Ländern. 

7)  Beilagen  zu  diesen  Berichten   und  Mittheiluugen  adhärirender  Mitglieder  des 
Congresses. 

8)  Verzeichniss  der  dem  Congress  überreichten  Werke. 

Die  Verhandlungen  sind  treu  wiedergegeben,  wie  sie  in  Wirklichkeit  stattfanden, 
d.  h.  die  deutnch  gehaltrnen  Keden  deutsch,  die  französischen  franzosisch,  die  eng- 
lischen englisch.  Obgleich  dadurch  dem  ganzen  Bericht  der  internationale  Charakter 
gewahrt  ist,  so  ist  er  doch  vorwiegend  ein  Werk  deutschen  Geistes  und  deutficlier 
Wissenschaft,  für  das  wir  4em  Herausgeber  Herrn  Dr.  Engel  unseren  aufrichtigen 
Dank  schulden.  i 

Movimento  della  natigazione  nei  porti  del  regne  d'Italia  a.  1863.  Minfatero 
d*agricoltura  ec.     Torino,  1864. 

Inhalt:  —  i)  Allgemeine  Betrachtungen,  2)  Handel  mit  dem  Ausland,  3)  Küsten- 
schifffahrt,  4)  Vergleichung  der  Schifffahrtsbewegung  von  1862/63,  5)  Fisch-  und 
Korallenfang,  ^)  Stand  der  Handelsflotte  und  des  Schiffbaus.  Fortschritte  gegen 
1863:  Ausscheidung  der  Schiffe  in  Ballast,  der  Nationalitäten,  der  einzelnen 
Gattungen  der  Schifffahrt.  Hauptzahlen:  Handelsflotte  31.  December  1863: 
10,264  Schiffe  mit  durchsch.  64  Ton  .  davon  Dampfschiffe  82.  Total  des  Gross- 
handelsverk«*hr8  (navig.  generale)  42,536  Schiffe  mit  6,786,381  Ton.  (Italien. 
National.  21,121  mit  2,000,696),  davon  eingelaufen  21,483,  ausgelaufen  21,053. 
In  Baliast  eingelaufen  3,296  mit  371,589,  ausgelaufen  5,830  mit  733.878.  Es 
kommen  auf  den  Verkehr  mit  Italien  4,526  mit  85:3,3»0.  Frankreich  12,326  mit 
1,956,003.  England  6,082  mit  1.288,972.  Oesterreich  8,187  mit  562,395.  Preussen 
J9  mit  3,836.  Deutschland  47  mit  5,891.  Kflstenhandel  197,772  Schiffe  mit 
9,834,514  Ton.  Verkehrsvermehrung  gegen  1862  (navig.  gener.):  Schiffe  5%f 
Tonnengehalt  17%. 

Handwörterbuch  der  VoHiswirthschaAsIehr«.    Unter  Mitwirkung  von  Böhmerty 
Bra<an  q.  A.   bearbeitet  von    Dr.  H.  Ren  tisch.     Heft  1 — 7.     Leipaig 
bei  Gustav  Mayer  1864  und  1865. 
Von  diesem  ersten  volkswirthschaftlichen  Lexicon  Deutschlands  lieg€n  bis  Jetzt 
7  Hffle  vor,   welche  die  Buchstaben  A  —  L  umfassen.    Der  Herausgeber  desselben 
verdient  nicht  nur  wegen  des  glücklichen  Gedankens,    sondern  auch  wegen ^der  Ge- 
wandtheit und  Raschheit  seiner  Ausführung  alle  Anerkennung.    Nur  sind  einige  Ar- 
tikel etwas  unglücklich  ausgefallen    So  z  B.  der  Artikel „Eigenthum"  von  Fr dh auf, 
welcher  nlciits  als  eine  dürftige  Compilation  aus  juristischen  Compendien  enthält  und 
die  grosse  Volkswirt hschaflli«  he  Frage  der  Begründung  lind  Notliwendigkeit  des  Pri- 
vateigenthums  und   die  damit  zusammenhängende  \l'iderlegung  aller  conimunistischen 
Anschauungen  ganz  unberührt  lässt.    Sobald  das  Ganze  vollendet  ist,   Werden   wir 
ausführlich  auf  dieses  Werk  zurückkommen. 
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zu 


HUdebrand's  Jahrbüchern  (Dr  National- 

Okonomie  und  Statlstik> 

'  3«  3*  ®*  Sonerlänber!«  53crrag  in  granffutt  a.  aji.  ip .  crfc^icncn  unb  burd^ 
otfe  ^Uil^^anblungeit  au  bcaie^en: 

unb  il^r  SS^rl^dÜnt^  gu 
SBon 

Dr,  ^ttri  2)ie|el, 

^roftlfor  an  brr  UntoerfttiSt  ju  J^cibelberg. . 
gt.  8»*  gel^.  25  «oftcn  >  Dltl^rr.  2.  fl.  3.  30  h. 

5)cr  ISctfaffct/  burti^  feine  früheren  ©Ariften.  (@9|lem  ber  StaaWanlei^en  ac.  k.) 
ald  SBegrünber  einer  neuen  ^ic^tung  in  ber-9cattonaIöfcnomte  unb  ber  ©taaldmiffenfcl^alt 
befannt,  fü|rt  in  biefem  ^erfe  eine  tbUtommene  T^eugeflaltung  ber  $)olfdn)trtl)|(^aftöfebre 
buT(^,  tnbem  er  bte  ^olfdn^irt^fc^aft  M  bte  umfafjenbfle  @Tunb(age  bed  ganzen  Solf«« 
lebend  unb  aU  bie  ^au)>tenttQicfeIungdform  bet  ÜRenfc^^eit  batfledt.  (St  geigt  in  flarer 
unb  |(!^arf  beflimmter  Sbeenentwidelung,  n>ie  biefelbe  aud  ben  legten  ^unben  bed  mtnf^s 
lieben  ^a(eind  ^ec)>otge^t  unb  n>ie  fie  mit  i^rem  aUm&Iigen  S^^rtjc^reiten  bic  @e[ca{^af td« 
gujtanbe  unb  ben  2>taai  aud  [\dj  ergeugt. 

iSon  befonberem  3nteref|c  bütfte  feine  ^atfleUung  be$  ^et^&(tniffe9  ber  ^olHmitt^ 
f^aft  Ulm  ©taate  fein,  n^oburc!^  et  biefe  fcl^wierige  gra^^e  unferer  4)egenmatt  glücfHd^ 
I5A*  SBa^renb  feine  früheren  arbeiten  ^auptf&c^lic^-  m  etnec  Sftefotm  ber  ginangtmffens 
fd^aft  geführt  ^aben,  bürfte  biefed  9Berf  ft(^  a(d  ebcnfo  unentbehrlich  fiiic  ben  Staate« 
gelehrten  unb  ben  ©taat^manu,  n^ie  für  ben  9{ationa  5fonomen  em^cifen,  unb  loirb  gu« 
gleid^ ,  njeii  bie  meif^en  bie^erigen  t>o(fdivirt{^f(^aftItc^en  @<!bTift|leQer .  biefed  Gebiet  üoQ^ 
{tänbig  tjernad^l&fftgen ,  neben  jcoer  anbeten  $o(f9n)irtbf(!^aft4le^re  benu^t  toerben  tnuffen. 


.  .  ^  ^^  3^olf«ipirt^f(fcaft  gu 
bin  »Ic^tigfien  gragen  be«  offenließen  lV6en«  au«fül)rli(6  nacßmeifl  unb  mit  lebhaften 
färben  ben  bur<ß  fie  im  hi^itn  ^abrgeßnt  herbeigeführten  9(uff(ßtt)una  be«  öffentUd^en 
bebend  in  ^eutf(ßlanb  geicßnet,  bietet' er  jebem  @ebiibeten,  melier  fi(9  für  bie  fragen 
be<  ^)otitifcßcn  unb  focialen  J^eben«  intcreffirt,  eine  ebenfo  angiei^enbe  at«  feßneicßc  mture. 

r   3n  ber  €♦  gf,  ®i«tcr'f<^en  9SerIag«ßanbrung  in  fieipgig  unb  ^eibelberg  i|l 
foe^en  erf<!§tenen  unb  in  aUm  99u(!ß^anbTungen  Dorr&tl^ig: 

Cl)entifd)e  Briefe 

»Ott 

igitftit»  »011  gte»if|4 

gfinftc  toolilfeilc  auggübc.    er ftc  Lieferung.    ^rci8  12  STigt. 

©a«  öoDpSnbige  2Berf  et[(j^eint  in  4  gieferungen  2b  9  S3agcn  Octoü-gormat,  »on 
toeHen  jebe  12  9?ar.  foflet.  $)ie  5(u«gabe  bet  fiieferungcn  2—4  wirb  in  mögticßfl  Jürgen 
3»if<ßenr5umen  crfoigen. 


3u  unfcrem  Uetlaöe  ijl  focBcti  crfd^ienen: 

@inUitun^  in  taS 

SBon  g.  O.  ^v^txxn  ton  Storbcnft^d^t. 

gr.  8«  geheftet  $reid  22^  egr. 

$)ct  SSerfaffer  »or  na^  feiner  amtric^en  @tcttung  eine  furjc  3«*  J^na  berufen,  junge 
3)^Snner,  totlis^t  in  ben  ^cm>a(tung«bienfi  «intraten,  über  ba«  Wla^  ju  prüfen,  in  toelc^em 
fie  fi^  auf  bem  Gebiete  ber  9^ationa[o!onomie  ooi  bereitet  l^atten.  SDiefe  Vorbereitung  er« 
fcbien  nun  in  ben  meiflen  ^aQen  M  eine  ungenügcnbe,  unb  einen  ber  @rünbe  l^ier(ür 
£[laubte  ber  33crfajfcr  in  bem  ÜJiangel  an  ^anbbüc^ern  ju  pnbcn,  au6  benen  auf  eine 
einfache  unb  iiberft(^tli(^e  SBeife  eine  erfie  Orientirung  in^en  (Elementen  ber  3Biffenf(!^aft 
gefc^öpft  tcerben  fann.  ^e  nteiflen  ber  üor^anbenen  SBerfe,  toie  ^b.  6mit^,  ©a^,  0iau, 
9iof(^er,  SBirtl^,  ftnb  üiel  gu  umfangreic!^  unb  mel  )u  reid^l^altig,  um  für  ein  erfted  Sor- 
bereituncjdftubtum  au(]^  nur  einigermaßen  ben^&Ittat  n?erben  ju  fönnen.  Tlan  führte  e9 
be«^alb  tu  ben  meiftcn  g&tten  an,  ba|  bie  furjc  Seit,  xozl6jt  überall  nur  ber  SBorberei« 
tung  anl^eimfädt,  ^aid)  eben  nur  benuj^t  loarb,  um  in  ^ile  (Einige«  t>on  ber  Oberfl&d^e 
abjuf(^5pftn  unb  bem  ^eb&c^tnig  gu  übergeben,  tinc  ti  na^  mut^maglit^er  Gnvartung 
gerabe  ^inreid^enb  fein  möchte,  in  ber  beöori^el^enben  ^Prüfung  bie  felbftem^jfunbene  SBlöfjc 
3u  becfen.  ^n  anbered  ^inbenüß,  toelc^e^  nac^  bed  ^erfafferd  ^inung  bem  aneignen 
nationalbfonomifd^er  ^enntniffc,  ^umal  in  n>eiteren  Reifen  ent^egenfte^t,  ift,  ba^  bte 
meiften  Se^rbüc^er  mit  einer  ^rodenbeit  gefc^rieben  unb  nac^  einem  ©d^ematidmu^  be- 
l^anbelt  fmb,  tütid^t^  beibed  bem  Anfänger  fo  leidet  bie  i^ortfe^un^  Derfeibet,  eine  flippt, 
tee((^e  oud^  bie  neufie  übrigen«  fe^r  ujertl^öolle  Grfd^cinung  auf  biefem  ©ebiete:  t).  Wtcm^ 
golbt,  ©runbrig  ber  SBoC!ö»irt^f(^afkn,  Stuttgart  1863,  nic^t  bermieben  l^abcn  bfirfte. 
Jbie«  toaren  bie  ©emeggrünbe ,  ivetd^e  ben  ©erfaffcr  öeranla^en,  eine  ©fijse,  toeld^e  er 
gun&c^fi  für  feine  eigne  ^rüfungöaufgabe  pd^  enttüorfen  ^atte,  in  [pdteren  SD'hjßefhinben 
etn>ad^  toeiter  aud3u führen,  fo  ba^  fie  baju  bienen  fdunte,  aäaemetn  für  ben  llnf&ngct 
ol«  ein  banbli(!^er  unb  bo(^  in  bie  Glemente  ber  3Biffenf(^aft  me^r  einfieiaenber  ßeitfabcn  ju 
bienen.  @r  bemül^t«  ftd^  babet,  oor  ^Uem  gn^ei  SDinge  ju  oermeiben,  nSmlu^  jun&c^ft  nid^t  m 
]»iel  unb  su  vielerlei  gu  geben,  unb  bann  bad,  n>ad  er  giebt,  ni^t  in  |U  trotfener  SS^ctfe. 
«erlin,  42.  ©ejjtember  1864. 

Äönigli(§e  ©e^cime  Obers^ofbuij^brucferet  (ß.  \>,  ^tStx), 

3n  allen  «ud^l^anblungen  ift  3u  l^aben: 

bed 

\m  SüHtt  1863* 
Bufammengeftellt  von  bem  ^anbeUftatiftifd^en  SBureau. 

gr.  40.  156  ©eiten.  gel^eftet  24  !«gr. 
Hamburg,  im  ^tptmUx  1864.  iSufta»  (Etaatk  9Mtt. 

XJÜinm*    3nt  Verlage  ber  $«  itaO^^d^m  «uc^banblung  —  Sojl^iy  ä  @ieBe<  ^ 
ifl  neu  erfc^ienen  unb  in  allen  Su<^^anblungen  au  ^aben: 

S|t|a)ier^  Dr.  ^erb.^  ^runblel^re  ber  ®efe^e  U9  €ttated.  3)'let^obifd^  neu  Begrünbet. 
CrRer  ©ctnb.    gr.  8.    bro^.    9lt^lr.  1.  8  Sf^gr.  fl.  2.  — 

9unitmüXm,  Dr.  S.  S,,  CngKfcted  ^tÜlOtre^t.    ^er  3:^eil:  ^r^ie  Common  Law. 

«.  u.  b.  Z. :  8efi$  unb  etgentdam  in  d^lonb«  gr.  8.  brodj.  «Rt^lr.  3.  —  fl,  5-  — 
^üüi,  Dr.  üütl,  ^it  Äerenliroseffe*    Gin  cultur^iflorifd^er  ©crfud^  nebfl  3)o!umentcn. 

n.  8.    bro(%.    —  12  %r.  —  36  fr. 

ZditMhrift  für  die  geiammte  Staatiwifseniebait  In  Verbindung  mit  Prof.  X.  H.  Bau, 
R.  T.  Xohl,  G.  Haassen  und  Helferioh  herausgegeben  von  Sehüs,  Hoflauuis,  Webar 
und  Schaffle.  XX.  Jahrgang.  1864.  Vier  Hefte,  gr.  8.  fl.  8.  —  Rthlr.  4.  20  Ngr. 
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Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  der  National- 
ökonomie des  klassischen  Alterthums. 

Von 
Rodberitt«* 

0. 

Zur  GescMelite  der  rOmisclieii  Tribntsteneni  seit  Angiistns. 

1.    Einleitung. 

Wenn  man  die  Geschichte  des  römischen  Kaiserreichs  auf  die 
socialen  Veränderungen  ansieht,  die  in  ihr  vorgehen,  so  vergilt  sie 
einigermassen  die  Missempfindung,  die  wir  von  der  Schule  her  gewohnt 
sind  mit  ihrer  politischen  Betrachtung  zu  verbinden.  Denn  mehr 
als  manche  andere  weltgeschichtliche  Periode  erhebt  gerade  sie  zu  dem 
tröstlichen  Gedanken,  dass,  wenn  auch  die  Staaten  untergehen,  das  in 
ihnen  verkörperte  und  individualisirte  Stück  Menschengeschlecht  in 
stetigem  Fortschritt  begriffen  bleibt 

Mit  einer  in  solche  Betrachtung  einschlagenden  Bemerkung  habe 
ich  meine  vorige  Abhandlung  geschlossen ;  —  zu  einer  Menge  ähnlicher 
giebt  auch  die  Steuergeschichte  des  Gäsarenreichs  Anlass, 
wenn  man  sich  nur  den  ungeheuren  Abstand  zwischen  den  modernen 
und  antiken  Steuerprincipien  klar  macht,  welche  letztere,  in  charak- 
teristischer Schärfe,  bis  zur  Eaiserzeit  in  Rom  auch  noch  —  und  nur 
noch  —  bestanden. 

Von  Zweierlei  werden  unter  allen  Umständen  diese  Principien  ihren 
Charakter  entlehnen:  von  der  Natur  der  bestehenden  volkswirth* 
schaftlichen  Verhältnisse  und  von  der  zur  Zeit  herrsdienden  Rechts^ 
idee.  Die  ersteren  werden  ihnen  ihre  ökonomische,  die  letzteren  ihre 
rechtliche  Eigenthümlichkeit  verleihen. 

Eine  Vergleichung  dieser  beiden  Grundlagen  muss  daher  auch  den 
Ausgangspunkt  jeder  Vergleichung  der  modernen  und  der  antiken 
Steuergesetzgebung  bilden. 
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342  Rodberlni, 

Sehen  wir  zu  diesem  Zwecke  zunächst  die  moderne  Zeit  anl 

Erstens.  Unsere  volkswirthschaftlichen  Verhältnisse  sind 
so  geartet,  dass  das  Nationalvermögen  nicht  blos  quantitativ,  o^ach 
der  Grösse  der  privativen  Portionen,  sondern  auch  q^ualitativ,  nach  der 
Art  dieser  Portionen  getheilt  ist  ^).  Heute  tritt  nämlich  nicht  blos  dem 
in  der  freien  Arbeit  frei  und  selbstständig  gewordenen  persönlichen 
Vermögen  ein  rein  sachliches  Vermögen  gegenüber,  sondern  dieses 
zweigt  sich  auch  noch  wieder  als  Grundbesitz  und  Kapitalbesitz,  der 
Eapitalbesitz  noch  wieder  als  Fabrikationskapital  und  Handelskapital, 
und  letzteres  selbst  noch  wieder  im  Waarenhandel  und  Geldhandel 
(Bankgeschäft)  als  Waaren-  und  blosses  Geldkapital  aus  einander,  so 
dass  jeder  Zweig  gesondert  und  selbständig  erscheint  und  auch  besonderen 
socialen  Classen  ihr  Dasein  verleiht.  Ja,  sogar  Eapitalbesitz  und  Ka- 
pital Unternehmung  bilden  noch  wieder  eine  ähnliche  Scheidung. 

Eiper  solchen  Verzweigung  des  Nationalvermögens  entspricht 
auch  die  Vertheilung  des  Nationaleinkommens.  Auch  dieses  ist 
heute  nicht  blos  quantitativ,  sondern  auch  qualitativ  getheilt  Es  tritt 
ein  Einkommen  aus  rein  persönlichem  Vermögen,  aus  blosser  Arbeits- 
kraft —  Lohn  und  Gehalt  — dem  Einkommen  aus  rein  sachlichem 
Vermögen ,  aus  blossem  Besitz  —  der  Beute  —  gegenüber ,  und  letz- 
tere theilt  sich  noch  wieder  in  Grundrente  und  Kapitalgewinn,  und 
dieser  in  Zins  und  Unternehmungsgewinn'). 

Eine  Folge  dieser  Verhältnisse  ist  unsere  moderne  Geldwirth- 
schaft.  Das  ganze  Nationalprodukt  —  von  dem  Moment  an,  wo  es 
in  seinen  materiellen  Elementen  durch  die  Bohproducenten  ans  dem 


1)  Die  Wissenschaft  scheint  mir  noch  nicht  genug  auf  diese  beiden  Terschiedenen 
Arten  der  Vertheilung  des  NationalvermCgens  Rücksicht  zu  nehmen. 

2)  Unternehmungs  g  e  ir  i  n  n  ist  immer  noeh  ein  besserer  Ausdruck  afs  Unter- 
nefamungslohn  und  auch  noch  gebräuchlicher,  wie  man  sich  leicht  durch  Kachschlagen 
in  den  bekanntesten  Handbüchern  überseugen  kann.  AUerdings  ist  e»  da,  wo  der 
Kapitalbesitzer  zugleich  der  Unternehmer  ist,  ebenso  schwer  zu  unterscheiden ,  mm 
in  dem  Gesammtertrag  des  Kapitals  zu  dem  einen  oder  dem  anderen  Tbeil  gehört, 
als  es  da,  wo  der  Kapitalbesitzer  zugleich  der  Arbeiter  ist,  sogar  schwer  zu  unter- 
ecbeiden  ist,  was  Kapitalertrag  und  was  Lohn  ist,  —  und  darüber  geht  dann  aach 
Manchem  der  richtige  Begriff  des  einen  oder  des  anderen  yerloren.  Derselbo  kommt 
aber  sehr  deutlich  zum  Vorschein,  wo,  wie  bei  grossen  Actienanternehmnngen,  sidi 
alle  diese  Bestandtheile  und  Antheile  an  verschiedene  Personen  auseinanderzweigon. 
Wer  wird  hier  die  Dividende  der  Stammactionäre,  die  sich  doch  im  Unterscbiodo 
Ton  den  ausserdem  noch  abfallenden  Actienzinsen  offenbar  als  Unternehmungsgewinn 
herausstellen,  Lohn  nennen  wollen,  da  Alles,  was  Lohn  ist,  schon  in  den  Gehalton 
der  Betriebabeamten  «nd  Gratiicationen  der  Directoren  begriffen  ist  Han  noho 
hierüber  Lassalle  in  seinem  Bastiat  -  Schulze  S.  67  ff. 
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Schosse  der  Erde  hervorgeholt  wird ,  bis  zu  dem ,  wo  es  als  National- 
einkonimen  in  die  consumtive  Yertheilang  übergeht,  —  wird,  weil  es 
wfij^rend  dieses  ganzen  Produktionsprocesses  mehrere  Male  den  Besitzer 
wechselt,  immer  nur  im  Wege  des  Verkaufs  und  Kaufs,  d.  h.  mittelst 
des  Geldes ,  oder  in  der  Geldform  mittelst  des  Gredits  von  Stufe  zu 
Stufe  gehoben.  Ebenso  erhält  auch  jeder  Betheiligte  zunächst  nur  in 
solcher  Geldform  seinen  durch  die  bestehenden  Rechts-  und  Volks- 
wirthschaftsgesetze  bedingten  Antheil,  den  er  auch  immer  mir  erst 
mittelst  Kaufs  in  den  wirklichen  Gfitem,  auf  die  es  ihm  ankommt,  zu 
realisiren  vermag. 

Zweitens.  Was  die  moderne  Rechtsidee,  soweit  sie  auf  un- 
sere Steuerprincipien  von  Einfluss  ist,  betrifit,  so  ist  an  ihr  hervor- 
zuheben, einmal,  die  bedeutende  Geltung  des  Privateigenthums  dem 
Staatswillen  gegenüber,  und,  demnächst,  der  völkerrechtliche  Grundsatz, 
die  Bewohner  annectirter  Länder  in  wesentlich  denselben  Rechts-  und 
Staatsverband  mit  aufasunehmen ,  in  welchem  das  annectirende  Land 
selbst  lebt — 

Ganz  verschieden  in  beiden  Beziehungen  verhielt  sich  das  an- 
tike Leben. 

Was,  erstens,  die  volkswirthschaftlichen  Verhältnisse  be- 
trifft,  80  war  in  Folge  der  Sklaverei  der  Arbeiter  Sache  und  gehörte 
wie  andere  Sachen  zum  sachlichen  Nationalvermögen.  Davon  war  eine 
thatsächliche  Folge,  dass  die  Grundbesitzer,  welche  durch  ihre  Sklaven 
die  Rohproduktionsarbeiten  vornehmen  Hessen,  auch  gleich  selbst  durch 
andere  Sklaven  an  dem  Rohprodukt  die  Fabrikationsarbeiten,  ja  bei 
denjenigen  Produkten,  die  überhaupt  von  ihnen  in  den  Handel  gebracht 
wurden,  auch  sogar  die  Transportationsarbeiten  bewirkten,  so  dass  also 
das  Nationalprodukt  im  Laufe  seines  ganzen  produktiven  Processes  nie- 
mals den  Besitzer  wechselte').    Dadurch  musste  es  aber  geschehen, 


3)  Dies  ist  das  tob  Aristoleles  im  ersten  Bache  seiner  Politik  beschriebene 
wirthschaftliche  Ideal  —  der  Oikos  und  die  Oekonomie,  wie  sie  sein  sollen  — 
ein  Ideal  y  das  er  nicht  blos  für  die  einiig  gesande  Basis  Jedes  Staatswesens  über- 
(laupt,  sondern  anch  für  den  geschichUicben  Ausgangspunkt  der  Staaten  seiner  Zeit 
ansiebt.  Und  seinerseits  mit  Recht  Unter  der  Einschränkung,  dass  die  Wirklichkeit 
liiemals  das  Ideal  völlig  erreicht ,  war  der  Oikos  die  wirklich  bestehende  Grundlage, 
der  lebendige,  pulsirende  Elementarorganismus  jener  berühmten  antiken  Staatenart, 
welche  die  Alten  selbst  als  „Polis^^  bezeichneten.  Die  Consequenzen  dieser  Grund- 
lage durchdringen  das  ga6ze  Staatsr  'sen  und  beherrschen  namentlich  dessen  wirth- 
achaftliche  Seite.  Sie  lassen  sich  iu  Jer  Privatdkonomie  wie  in  der  öffentlichen,  in 
der  Yolkswirthscbaft  wie  in  der  Finanzwirthschaft  auf  das  Schlagendste  nachweisen.  — 
Der  Oikos y  so  wie  er  nach  Aristoteles  sein  soUte,  war  in  der  That  anch  die 

22* 
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dass  nicht  bloss  das  pei-sönliche  Vermögen,  die  Arbeit,  mit  dem  sach- 
lichen Besitz,  sondern  dass  auch  in  diesem  letzteren  Grundbesitz  und  Ka- 
pitalbesitz, im  Kapitalbesitz  noch  wieder  Fabrikations-  und  Handels- 
kapital, ja  sogar  im  Handelskapital  —  ursprünglich  und  nach  der  Idee 
dieses  Zustandes  —  das  Waarenhandels-  und  das  Geldhandelskapital 
in  eins  zusammenfielen^).  Natürlich  konnte  es  dabei  auch  nur  einerlei 
Art  von  Vermögen  geben,  das  ich  Oikenvermögen  nennen  will,  das 
sogar,* weil  auch  noch  die  Arbeit  als  Sache  in  ihm  steckte,  selbst- 
produktiv war,  konnte  es  deshalb  auch  nur  eine  einzige  Classe  von 
Besitzern  geben,  die  Oikenherrn  oder  patresfamilias  in  ihrer  noch  un- 
getheilten  Machtfülle,  diese  Arbeiter-,  Boden-  und  Kapitalbesitzer  in 
Einer  Person.  So  gab  es  also  im  Alterthum  nur  eine  quantitative 
Vertheilung  des  Nationalvermögens,  lediglich  verschieden  nach  der 
Grösse  der  Portionen,  die  sich  meistens  nach  dem  Umfange  des  Grund- 
besitzes bestimmten,  weil  dadurch  die  Menge  der  Sklaven  und  damit 
aucli  des  übrigen  beweglichen  Vermögens  bedingt  war^). 

Natürlich  konnte  es  sich  nun  auch  mit  der  Vertheilung  des  Na- 

noth wendige  Unterlage  der  Polis,  wenn  diese  überhaupt  noch  ihrer  Idee  ent- 
sprechen, diejenige  Slaatcnart  bleiben  soUte,  die  sie  eben  ihrem  Wesen  nach  ist.  -^ 
Auf  der  Gewohnheit  des  Bestandes  dieses  Grundverhältnisses,  wie  auf  dem  Gefühl 
dieser  seiner  ?kOlhwendigkeit  beruhen  daher  ancb  die  wirthschafUichen  Auffassungen 
und  Anschauungen,  die  uns  in  der  Wissenschaft  nnd  der  Gegetigtbung  de«  Alter* 
thums  so  sehr  auffallen,  namentlich  die  öiconomischen  und  finanziellen  Principien 
des  Xenophon,  Aristoteles  und  manclier  Anderen;  beruht  auch  jener  merk- 
würdige Kampf,  den  der  Staat  in  der  betreffenden  Gesetzgebung  gegen  die  Gesell- 
schaft führt,  um  sich  und  diese  selbst  Tor  dem  eindringenden  Oifl  der  Geldwirthschaft 
zu  reiten,  ein  Kampf,  der  bis  in  die  Zeit  Trajan's  reicht  und  uns  ebenso  niiTer- 
slindiich  bleibt  wie  jene  Principien,  wenn  wir  uns  eben  nicht  die  Bedeutung  des 
Oikos  yorher  allseilig  klar  gemacht  haben.  —  Ich  beabsichtige,  in  einer  folgenden 
Abhandlung  „Grundlagen  und  Grundsätze  der  antiken  Staatswirthschafl*'  den  EtnBuas 
dieses  Oikenzustandes  auf  das  Leben  und  die  Wissenschaft  der  Alten  auseinander- 
zusetzen, y 

4)  Die  ärgsten  Geldjuden,  die  es  je  in  der  Geschichte  gegeben,  sind  bekannt- 
lich auch  die  ältesten  adligen  Grundherrn  gewesen,  die  römischen  Patrlcier,  von 
denen  so  viele  von  den  Göttern  stammen  wollten. 

5)  Aus  diesem  Grunde  gab  es  im  Alterthum  —  auf  wirthschaft liebem 
Gebiet  —  keinen  anderen  Gegensatz  als  den  von  Arm  und  Reich,  der  in  der  heu- 
tigen Gesellschaft  nicht  mehr  der  dominirende  ist.  Bei  uns  ist  es  der  Streit  am 
den  richtigen  Antheil  am  Produkt,  den  Jahrhunderte  lang  nur  Grundbesit« 
und  Kapital  mit  einander  führten,  bis  sich  seit  den  Tagen  der  französischen  Revolu- 
tion auch  noch  ein  dritter  Concurrent,  die  Arbeil,  einstellte.  —  Ich  weiss,  dass  die 
„Schule"  gegen  diese  Auffassung  mit  der  Litanei  kommt:  „Die  Höhe  des  Arbeits- 
lohns hängt  von  der  Grösse  des  Kapitals  ab^  Aber  es  giebt  keinen  falscheren  Satt 
als  diesen. 
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tionaleinkommens  nicht  anders  verhalten.  Es  gab,  weil  es  den  Gegen^ 
satz  Ton  persönlichem  und  sachlichem  Y^rmiigen  nicht  gab,  auch  nicht 
den  von  Lohn  und  Rente;  weil  es  in  dem  sachlichen  Vermögen  nicht 
den  Gegensatz  von  Grund-  und  Kapitalbesitz  gab,  auch  nicht  den  von 
.Grundrente  und  Eapitalgewinn ;  endlich,  weil  sich  Kapitalbesitz  und 
Eapitaluntemehmung  nicht  geschieden  hatten,  auch  nicht  den  auf  einer 
billigen  und  regelmässigen  Theilung  des  Kapitalgewinns  beruhenden 
Gegensatz  unseres  heutigen  Zinses  und  Untemehmungsgewinns.  Nur 
das  foenus  in  seiner  nur  ei*st  rein  wucherischen  Natur  warf  in  den 
Zinsen,  die  es  nach  der  antiken  Vorstellung  »heckte«  (roxog)  einen 
von  dem  übrigen  Einkommen  unterscheid  baren  Theil  ab,  der  aber,  weil 
ursprünglich  auch  das  Leihkapital  den  Oikenhenn  gehörte,  ebenfalls 
in  deren  Kasse  floss.  So  gab  es  also,  wie  es  nur  einerlei  Art  von 
Vermögen,  das  Oikenvermögen ,  gab,  auch  nur  Eine  Art  von  Einkom- 
men, das  Einkommen  aus  diesem  Einen  Vermögen,  dass  nun  noch  gar, 
weil  die  Sklaverei  »von  Natur«  bestand  und  also  solches  Vermögen 
von  Natur  selbstproduktiv  war,  nicht  durch  die  Arbeit,  sondern  »durch 
die  Natur«  den  Besitzern  abgeworfen  ward*). 

Die  nothwendige  Folge  eines  solchen  Zustandcs  musste  allgemeine 
Naturalwirthschaft  sein.  —  Jetzt  war  kein  Geld  nöthig,  um  das 
Nationalprodukt  während  seines  Produktionsprocesses  von  Stufe  zu 
Stufe  zu  heben,  denn  es  wechselte  während  desselben  gar  nicht  den 
Besitzer.  Jetzt  genügte  der  Wille  des  Oikenhen-n,  der  seinen  Fabri- 
kationssklaven befahl,  an  dem  Produkt  seiner  Ilohproduktionssklaven 
weiter  zu  arbeiten.  Jetzt  ward  auch  die  Vertheilung  des  Nationalein- 
kommens zum  geringsten  Theile  durch  Geld  vermittelt.  Die  arbeitende 
Klasse  verschwand  vom  Markt,  denn  sie  erhielt  in  den  Oikenwirth- 
schaften  ihren  Unterhalt  in  natura  zugetheilt.  Es  fand  auch  keine 
Theilung  der  Rente  zwischen  Grundbesitzer  und  Kapitalisten  (Fabri- 
kanten) statt,  die  wieder  nur  vermittelst  des  Geldes  hätte  geschehen 
können,  so  dass  jeder  Theil  dieses  Einkommens  erst  auf  dem  Markt 
realisirt  worden  wäre.    Nur  bei  dem  Umsätze  des  Ueberflusses  von 


6)  Man  sehe  Aristoteles  Polit.  I.  c.  2.  u.  3,  Kapitel,  die  den  Uebersetzern 
go  Tiel  Kopfzerbrechen  gekostet  haben.  —  Uebrigens  weiss  ich,  dass  ich  diesen  Zu- 
stand in  grösserer  SchSrfe  slcizzirt  habe,  als  ihn  die  Geschichte,  auch  wohl  in  seinem 
ersten  Ursprünge,  verwirklicht  hat.  Allein  gerade  in  dieser  Scharfe  entspricht  er, 
wie  sich  in  der  folgenden  Abhandlung  zeigen  wird,  der  aristotelischen  Idee,  und 
von  der  Idee  aus  muss  man  die  Scliöpfungeu  der  Wirklichkeit  betrachten,  wenn  man 
ein  richtiges  Urtheil  über  sie  fällen  will  Unsere  jüngere  Freihandelsschule  darf  sich 
übrigens  nicht  über  diesen  Splilter  im  Auge  des  Aristoteles  aufhallen.  Sie  ge- 
braucht das  Wort  „Nalur*^  in  ebenso  verkehrt  cm  Sinn. 
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Oikos  zu  Oikos  —  damals  wirklieb  noch  ein  Ueb^nss  thee  den 
eigenen  Bedarf,  als  ob  dieser  innere  Handel  ein  internationaler  gewesen 
wäre  —  und  beim  Dar  lehn  kommt  das  Geld  in's  Spiel,  und  auch  da 
selbst,  beim  Handel,  bedauert  fast  Aristoteles  seine  Dazwischenkunft, 
während  er  diese  beim  Darlehn  geradezu  f&r  nnsittlicb  und  staatsver* 
derblich  hält»). 

Nicht  minder  wie  in  seinen  volkswirthschaftlichen  Grundlagen 
unterschied  sich,  zweitens,  dasAlterthum  in  dem  betreffenden  Theile 
seiner  Rechtsanschauungen  von  unserer  Zeit 

Der  Staat  war  omnipotent  und  seinem  Willen  gegenüber  hatte 
das  Privateigenthum,  auch  der  eigenen  Bürger,  kaum  eine  selbständige 
Geltung.  Das  »Gut  und  Blut«  war  in  der  That  Rechtsgrundsatz  und 
keine  bis  zur  blossen  Phrase  abgeblasste  augenblickliche  Aufwallung. 
Ferner  gestattete  das  Völkerrecht,  dem  besiegten  Feinde  sein  Eigen- 
thum  und  selbst  seine  persönliche  Freiheit  zu  nehmen  und  gestattete 
also  um  so  mehr,  ihn  vom  eigenen  Rechtsverbande  auszuschliessen  und 
in  ein  unterthäniges  Verhältniss  herabzudrücken,  in  welchem  er  benutzt 
und  ausgebeutet  ward. 

Solclxen  principiellen  Unterschieden  in  Wirthschaft  und 
Recht  entsprechen  denn  auch  die  Steuersysteme  beider 
Zeitalter, 

Volkswirthschaftlich  spiegelt  sich  in  unserem  modernen 
Steuersystem  die  qualitative  Vertheilung  des  Nationalvermögens 
und  Nationaleinkommens  sowie  die  Geldwirthschaft  deutlich  wieder. 
Wo  Domänen,  Zölle  und  andere  indirecte  Ausgaben  nicht  ausreichen, 
sind  auch  die  Steuern  nicht  blos  quantitativ,  nach  der  Grösse  der 
einzelnen  steuerbaren  Vermögen,  sondern  qualitativ,  nach  der  Art  der 
zu  Grunde  liegenden  Vermögens-  und  Einkommenstheile,  verschieden. 
Deshalb  besteht  nirgends  die  directe  Besteuerung  ausschliesslich  in  einer 
einzigen  Veimögens-  oder  Einkommensteuer,  sondern  noch  entweder 
in  Grundsteuer,  oder  Kapitalsteuer,  oder  Unternehmungsgewinnsteuer 
(Gewerbesteuer),  oder  persönlicher  Steuer  (in  vielen  Sätzen  einer  Klas- 
sensteuer). Erst  zu  gründlicherer  Heranziehung  des  steuerbaren  Ein- 
kommens, namentlich  der  höchsten  Beträge  desselben,  und  deshalb  in 
progressiver  Form  und  meistens  nur  subsidiär,  wird  zu  jener  mannig- 
faltigen Steuerverzweigung  noch  eine  einzige  allgemeine  Vermögens- 
steuer oder  Einkommensteuer  beliebt.  —  Ferner  sind  alle  diese  ver- 

7)  Wir  TOA  heate  haUeo  aUe  solche  Ansichten  für  wunderlich.  Damals  wa- 
ren sie  es  aber  nicht,  denn  die  sociale  Grundlage  des  antiken  Staats,  der  Oikos, 
beruhte  auf  ihnen. 
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sehiede&en  Steaera  immer  Geldsteuern.  NataraUieferangen  kommen 
ebenso  selten  vor,  als  es  ein  System  von  munera  Riebt,  von  umsonst 
za  gewährenden  naturalen  Offentiichen  Dienste  und  Leistungen.  Wo 
dergleichen  Leistungen  in  seltenen  Fällen  nöthig  werden,  erhalten  sie 
auch  ihr  Geldäquivalent«  Und  wo  vielleicht  aus  alter  Zeit  unbedeu- 
tende Beste  eines  Naturalsteuersystems  in  Fouragelieferungen ,  Hand- 
und  Spanndiensten  oder  dergleichen  übrig  geblieben  sind ,  sehnt  man 
sich  nach  deren  Umwandlung  in  die  Geldform,  wie  es  denn  auch  nichts 
als  ein  unbedachter  Anachronismus  ist,  das  Ehrenamt  wieder  in  grösserer 
Ausdehnung  zur  Geltung  bringen  zu  wollen. 

Rechtlich  erkennt  man  femer  eine  Grenze  der  staatlichen 
Steuergewalt  an,  dergestalt,  dass  letztere,  wenigstens  in  den  ger- 
manischen Staaten,  von  jeher  im  hohen  Grade  und  eben  von  Bechts- 
wegai  masshaltend  gewesen  ist ;  und  je  weiter  zurück  in  der  Geschichte, 
desto  mehr;  ja  so  sehr,  dass  man  überhaupt  dem  Staate  bestritt,  in 
der  Besteuerung  mehr  vom  privativen  Eigenthum  nehmen  zu  dürfen, 
als  der  Eigenthümer  selbst  bewilligt  hatte.  —  Die  Besteuerung  tritt, 
zweitens,  immer  nur  individuell  auf,  d.  h.  fordert  den  Betrag  nur  von 
den  einzelnen  Pflichtigen,  ohne  irgend  eine  Solidarität  der  Entrichtung 
zwischen  diesen  anzunehmen,  und  contingentirt  deshalb  den  Steuer- 
betrag für  mehrere  Individuen  auch  nichts  um  schliesslich  Einen  für 
Alle  zahlen  zu  lassen.  Sie  bebandelt  endlich  eroberte  Länder  niemals 
wie  blos  neue  einträgliche  Steuerquellen,  die  nur  dazu  bestimmt  wären, 
die  Sieger  in  ihren  besonderen  Staatslasten  zu  erleichtem. 

Einen  ganz  anderen  und  nur  wiederum  seinen  ^anz  anderen  wirth- 
schaftlichen  und  rechtlichen  Grundlagen  entsprechenden  Charakter  hat 
das  antike  Steuersystem. 

Ein  wohlbestellter  Oikos  beschaffte  alle  Bedürfnisse  dieses  um- 
fassenden Haushaltungskreises  so  ziemlich  selbst  und  gewährte  ihm  des- 
halb eine  Autarkie,  ein  Selbstgenüge,  das  dem  Oikenherm  oder  pater- 
familias,  der  ja  ursprünglich  auch  der  eigentliche  und  alleinige  Bürger 
war,  gestattete,  sich  dem  Dienst  seines  Staates  ganz  und  umsonst  hin- 
zugeben. Unmittelbare  und  unentgeltliche.  Leistungen  und  Lieferungen 
der  Bürger  in  Heer,  Amt  oder  sonst  zur  Aufrechthaltung  der  Staats- 
gemeinschaft bis  zu  einem  allgemeinen  Hand-  und  Spanndienstsystem 
herab,  —  das  war  und  blieb  daher  auch  der  Kern  des  ganzen  antiken 
Steuersystems.  Domanialgefälle  und  Zölle  waren  dann  zuerst  nur  noch 
die  einzigen  Zuschüsse,  welche  den  Best  der  Staatsbedürfnisse  deckten. 
Aber  diese  letzteren  wachsen  in  der  Entwicklung  eines  Gemeinwesens 
nur  zu  leicht  und  das  Geld  hat  —  für  Staaten  wie  Individuen  —  eine 
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corroBive  Kraft,  die  sehr  bald  diese  alten  selbstgeDflgenden  Haashal- 
langen  zu  zersetzen  b^ann.  Im  Laufe  der  Entwickelni^  dieser  Oikm- 
staaten  machte  sich  also  nadi  und  nach,  hier  früher  dort  später,  noch 
eine  weitere  Heranziehung  der  Bfirgervermögen  im  Wege  directer  Be- 
steuerung nothwendig.  Aber  so  wenig  das  antike  Nationalvermögen 
oder  Nationaleinkommen  sich  in  verschiedene  Arten  verzweigte,  so 
wenig  konnte  es  auch  diese  Steuer.  Sie  konnte  ebenfalls  nur 
eiperlei  Steuer  sein  —  die  Besteuerung  jenes  dnen  Oikenver* 
Vermögens,  entweder  nach  dessen  Einkommens-  oder  dessen  E^apital- 
betrage  —  aber  niemals  entweder  Grundsteuer  oder  Eapitalsteuer, 
oder  Unternehmungsgewinnsteuer  oder  persönliche  Verdienststeuer  ^). 
Diese  einzige  Oikenvermögenssteuer  ist  z.  B.  die  slüfpoga  der  Athener 
und  das  alte  tributum  der  römischen  Bürger,  dort  —  bei  einem  Handels- 
volk —  nach  dem  Einkommens-^),  hier  —  bei  einem  Ackerbauvolk  — 
nach  dem  Eapitalwerth  des  Oikenvermögens  erhoben.  —  Natürlich 
konnte  ein  auf  solcher  Grundlage  errichtetes  Steuersystem  auch  nur 
einen  natm*alwirthschaftlichen  Charakter  annehmen.  War  doch  das 
ganze  unmittellbare  und  unentgeltliche  Amt-,  Dienst-  und  Leistungs- 
system, das  durch  die  Autarkie  der  Haushaltungen  möglich  ward  und 
den  Kern  des  ganzen  antiken  Abgabensystems  ausmachte,  ebenfalls 
nichts  als  ein  Naturalsteuersystem  1  Also  ward  auch  jene  directe  Oiken- 
vermögenssteuer, von  der  ich  eben  gesprochen,  die  ursprünglich  nur 
zu  subsidiärer  Aushülfe  und  allerdings  meistens  in  Geld  erhoben  ward, 
doch  oft  nur  ein  Maass  für  naturale  Erhebungen. 

Aber,  rechtlich,  schweifte  dafür  das  antike  Steuersystem  wieder 
in's  Maasslose  und,  wo  es  faktisch  Maass  hielt,  geschah  es  lediglich  aus 


8)  Von  hier  aus  sieht  man,  dass  man  Xenophon  mit  Unrecht  Unzulänglich- 
keit seiner  Finanzvorschlage  in  der  Schrift  „Ueber  die  Einkunfle**  vorwerfen  wfirde. 
Heute,  bei  der  modernen  Verzweigung  des  Nationalvermögens,  vermag  sich  aller- 
dings der  Erfindungsgeist  eines  Financters  darin  zu  zeigen,  einen  noch  unbelasleteA 
Zweig  neu  heranzuziehen.  Wenn  aber  damals  der  Zufluss  von  den  „Bundesgenossen'' 
nicht  mehr  so  reich  strömte,  auch  nicht  mehr  von  Athen  allein  abhing,  und  doch 
die  Eine  Vermögenssteuer  schon  so  straff  angezogen  war,  dass  die  höchste  Classe 
•in  Fünftel  des  Einkommens  abgab,  —  was  blieb  da  übrig,  als  zu  versuchen,  den 
Fremdenverkehr  und  das  DomSnIalvermögen  nutzbarer  zu  machen.  Weil  sich  Xeno- 
phon's  VorschUge  hierauf  beschränken  mussten,  richteten  sie  sich  denn  «nch 
TeritSndigerweise  hierauf. 

9)  Böckh,  StaaUh.  d.  Athn.  S.  667  ff,  behauptet  bekanntlich,  dass  die  ilaq>a(fd 
in  der  Art  angelegt  worden  sei ,  dass  von  jedem  Privatvermögen  ein  mit  der  Grösse 
des  Vermögens  steigender  Theil  als  besonderes  Steuerkapital  berechnet  worden  seL 
Sie  dürfte  aber  nichts  als  eine  progressive  Einkommensteuer  gewesen  sein.  Auch 
Schömann,  Griechische  Atterthumer  1.  S.  460,  scheint  jetzt  dieser  Ansicht  su  sela. 
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Zweckmässigkeitsgründen,  oder  weil  sich  die  Bestenemden  selbst  ge- 
troffen haben  würden.  Rechtlich  durfte  der  antike  Staat  nehmen,  was 
er  wollte,  wo  er  wollte  und  so  viel  er  wollte'^).  Aus  Gründen  des 
Priyateigenthoms  hatte  Niemand  zu  widersprechen,  nnd  wenn  Xenophon 
sowohl  im  »Oekonomikua«  wie  in  der  Schrift  »lieber  die  Einkünfte« 
über  den  furchtbaren  Steaerdruck,  der  anf  den  Beichen  lastete,  klagt, 

—  so  ist  es  freilich  immer  empfindlich,  seine  Habe  zu  verlieren,  aber 
Unrecht  geschah  ihm  deshalb  nicht,  denn  dafür  war  er  antiker  Bür- 
ger. —  Aus  demselben  Grunde  brauchte  sidi  der  Staat  auch  nicht 
streng  an  eine  nur  individuale  Besteuerung  zu  halten,  vielmehr  durfte 
er ,  grundsätzlich ,  unter  Annahme  einer  Solidarität  der  Pflichtigen,  die 
Steuern  abtheilungsweise  erheben  und  die  Zahlungsffihigen  für  die  Insol- 
venten nicht  blos  vorschiessen,  sondern  schliesslich  auch  zahlen  lassen. 

—  Endlich  war  die  Eroberung  von  Bechtsw^en  eine  reiche  und 
dauernde  Quelle  von  Einkünften  für  den  siegenden  Staat  und ,  wie  die 
herrschenden  Bürger  dem  eigenen  Staat,  waren  die  besi^en  Staaten 
dem  siegenden  Staat  pflichtig.  Die  eroberten  Länder  hatten  nicht  blos 
ihre  eigenen  Staatslasten  weiter  zu  tragen,  sondern  auch  noch  eine 
immerwährende  Eriegscontribution  zur  Erleichterung  der  Staatslasten 
des  Siegers  zu  zahlen.  So  ward  das  ganze  eroberte  Land  zu  einer 
einträglichen  Domäne,  deren  Revenuen  die  Besteuerung  des  herrschen- 
den Landes  zu  erleichtem  und  herabzusetzen  dienten,  wie  denn  auch 
bekanntlich  deshalb  Rom  eine  Zeit  lang  sogar  völlig  steuerfrei  wurde. 
»Praedia  populi  Romani«  —  diese  Bezeichnung  der  römischen  Provin- 

*  zen  besagt  dies  Alles  in  Einem. 

Welcher  Abstand  also,  weldie  unausfüllbar  scheinende  Kluft 
zwischen  den  antiken  und  den  modernen  Steuerprincipien  I 

Und  dennoch  ist  sie  ausgefüllt  worden,  allmählich  ausgefüllt 
worden,  ohne  dass  sich  in  der  Zwischengeschichte  eine  Lücke  fände. 
Der  moderne  Staat  mit  seinem  Steuersystem  schliesst  sich  in  ununter- 
brochener Continuität  an  den  antiken  Staat  und  dessen  System  an, 
denn  die  Völkerwanderung  repräsentirt  keinen  leeren  Raum,  sondern 


10)  Dagg  Rom  in  alter  Zeit  das  tribatum  milnnter  aus  der  dem  besiegten  Volke 
auferlegten  Contribution  oder  der  Kriegsbeute  wieder  erstattete,  widerspricht  dieser 
Auffassung  nicht  Der  Complex  römischer  Burger,  der  den  Staat  bildete,  mussto 
lum  Kriege  susammenscbiessen,  wenn  es  fehlte,  nnd  theilte  sich  dann  in  demselben 
Maasse  auch  mitunter  die  gemachte  Beute,  wenn  dieselbe  gross  war.  Von  einer  Rück- 
sichtnahme  auf  das  PriTSteigenthum ,  so  dass  man  in  jener  Operation  etwa  eine  ge- 
wissenhaft wieder  su  erstattende  „Anleihe^  erbUcken  milsste ,  war  dabei  nicht  die 
Rede. 
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setzt  nor  dem  aus  d^n  Alterthom  überkommmen  Oescbiditsbesfauule 
ein  neues  tbätiges  Ferment  hinxu. 

Was  ist  es  also,  das  diese  ungeheure  Kluft  auszugldcben  im 
Stande  war?  Wo  liegt  der  bestimmte  Zeitraum,  in  der  sich  die  Glie- 
der der  Kette,  die  von  dem  alten  in  den  neuen  Zustand  fahrt,  nach 
und  nach  dergestalt  verändern,  dass  die  Gesellschaft,  die  sich  dunals 
in  jenem  heimisch  befunden,  sich  plötzäch  nur  in  diesem  zu  Hause 
fühlt?  • 

Das  Jahrtausend  ungefähr  von  Augustus  bis  nach  den 
sächsischen  Kaisern  bildet  diesen  Zeitraum. 

In  der  That,  mit  Einführung  des  Cäsarismus  beginnt  so- 
wohl in  den  volkswirthschaftlichen  Grundlagen  wie  in  den  rechtlichen 
Anschauungen  eine  allmähliche  Umwandlung ,  die  auch  bald  eine  ent- 
sprechende Umwandlung  des  Steuersystems  nach  sich  zieht,  dergestalt, 
dass  der  schon  stark  veränderte  sociale  Bestand,  der  nach  dem  Unter- 
gange des  weströmischen  Reichs  den  germanischen  Völkerschaften  über- 
liefert wird,  gleichsam  nur  dieser  veränderten  Luft  und  einer -ver- 
änderten Pflege  bedurfte,  um  sofort  diejenige  Entwickelungsrichtnng 
einzuschlagen,  die  schliesslich  zu  ddm  so  völlig  anderen  Charakter  der 
modernen  Volks-  und  Finanzwirthschaft  geführt  hat. 

Aber  freilich,  die  Geschichte  wie  die  Wissenschaft  vom  so- 
cialen Leben  haben  heute  noch  nicht  den  Standpunkt  eingenommen, 
um  historische  Zeiträume  dieser  Art  in  ihrer  charakteristischen  Eigen- 
thümlichkeit  würdige  zu  können.  Dazu  müsste  die  erster e  noch  tie- 
fer auf  den  socialen  Grund  der  Begebenheiten  eiugehen  und  hätte* 
letztere  noch  erst  eine  andere  Methode  zu  wählen.  Namentlich  hätte 
die  Wissenschaft  vom  socialen  Leben  noch  erst  eine  Strecke  weiter  auf 
jönem  neuen  Erkenntnisswege  fortzuschreiten,  dessen  erstes  Betreten 
schon  zu  dem  überraschenden  Gedanken  der  einheitlichen,  orga- 
nischen Natur  eines  Staatswesens  geführt  hat  —  auf  dem  W^;e  der 
Analogie.  —  Sie  würde  noch  erst  die  weitere  Ansicht  gewinnen 
müssen,  dass  die  Menge  der  socialen  Bildungen,  welche  neben 
und  nach  einander  die  G es cjiichte  füllen,  eine  analoge  Entwickelungs- 
reihe  immer  voUkonmienerer  Lebensbildungen,  aber  eben  socialer 
Art,  repräsentirt,  wie  die  Natur  in  der  Stufenreihe  von  der  Zelle  bis 
zum  Menschen  in  der  Menge  der  physischen  Lebensbildungen 
darstellt.  Auch  die  richtigen  Analoga  aus  beiden  Reihen  würde  sie 
erst  gegen  einander  überzustellen  haben.  Dem  Pflanzenreich  dort 
eine  blosse  Stammperiode  hier,  in  der  die  Geschichte  nur  erst  so- 
ciale Zellenbildungen  —  Familien,  Stämme,  Nationen,  Völker  — 
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prodadrte;  dem  an  das  Pflanzenreidi  äch  amoUiessendeii  Thierreiche 
dort  eine  an  die  Stammperiode  sieh  sddiessende  Staatenperiode 
hier,  eine  Periode,  in  der,  wie  in  dem  animalische  Beieh,  der  Or- 
ganismus sich  von  einer  blossen  Vegetationsstofe  zu  einer  höheren  und 
freieren  Lebensform  entwickelt,  die,  dort  wie  hier,  wieder  eine  auf- 
steigende Reihe  verschiedener  Genera  und  Species,  hier  eine  Reihe 
immer  vollkommenerer  Staaten  arten  enth&lt;  endlich,  dem  Gipfel 
der  physischen  Entwickelung  dort,  der  Einen  Menschenart,  ein 
künftiger  analoger  Gipfel  historischer  Entwickelung  hier,  die  Eine 
organisirte  menschliche  Gesellschaft  Erst  dann,  wenn  die 
Gesellschaftswissenschaft  auf  diesem  Wege  weiter  gegangen  sein  wird, 
wird  sie  in  der  Analogie  einen  ähnlichen  BchlOssel  zu  Entdeckungen 
auf  ihrem  Gebiet  gefunden  haben,  wie  einst  die  Naturwissenschaft  in 
der  Induction  .auf  dem  ihrigen  fand.  Erst  dann  wird  sie  auch  die 
Natur  der  aus  der  Tiefe  der  Gesellschaft  herauswirkenden  und  gestal- 
tenden socialen  Kräfte  besser  verstehen  lernen,  —  Kräfte,  die 
bald  in  jenen  Fenerttusbrflchen  des  Menschengeistes ,  die  wir  vorzugs- 
weise Bevolutionen  nennen,  bald  in  jenen  wilden,  fluthenden  Bewegungen 
der  Völkerwanderungen,  die  ganze  Reiche  wegschwemmen,  bald  endlich 
in  jenen  langsamen,  aber  nicht  minder  mächtige  Einflüssen  eindringen- 
der fremdländischer  Civilisätion ,  die  gleichsam  im  Stillen  ein  Volks- 
leben umgestalten,  thätig  sind  und  in  dieser  Thätigkeit  mit  nicht  min- 
der wirksamem  Erfolge  an  der  Bildung  unseres  Gesellschaftslebens 
arbeiten,  als  nur  je  Eruptionen,  plötzliche  Niederschläge  oder  alU 
mähliche  Hebungen  und  Senkungen  an  der  Bildung  unseres  Natur- 
lebens gearbeitet  haben;  Erst  alsdann,  sage  ich,  werden  auch  Ge- 
schichte und  Socialwissenschaft  Zeiträume  wie  den  bezeichneten  von 
den  römischen  zu  den  sächsischen  Kaisern  zu  würdigen  gelernt  haben 
und,  in  Festhaltung  und  Fortbildung  einer  so  fruchtbaren  Analogie, 
sie  jenen  geologischen  Perioden  vergleichbar  finden,  die  sich  wie  vor- 
bereitende Bildungsstufen  eines  neuen  Lebens  in  die  Geschichte  unserer 
Erde  einschieben^*). 


11)  Es  bt  die  „org^anisch«  Schule^  der  Staatswissenschaften,  wie  Hohl,  Gesch. 
und  Literat,  d.  8t.-W.  1.  S. 268  ff.,  sie  iieimt,  auf  die  ioh  ifele.  —  Wer  wird  be- 
slreileft ,  dass  diese  Schale  schon  bei  ihrem  ersten  Auftreten  die  Wissenscbaft  mit 
den  glinsendaen  Ideen  bereichert  hatt  Aber,  weil  sie  die  Analogie  noch  nicht 
TOÜstSndig  durchgedacht,  tergriff  sie  sich  darin.  In  dem  politischon  Hochmulh,  der 
noch  alle  Zeiten  charakterisirt  liat,  nahm  sie  sofort  die  höchste  Stufe  der  physi- 
schen Entwicicelungsreihe,  den  Menschen,  für  das  Analogon  des  heutigen  Staats. 
Aber  hl  der  socialen  Entwick^ngsreiho  reprisentirt  def  heutige  Statt  nur  erst  eine 
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In  der  That,  wie  eine  Sedimentärscfaidit  zwischen  zwei  versdüe- 
denen  Floren  und  Faunen  lagert  die  bezeichnete  Periode  zwischen  im 
Völker-  und  Staatenarten  der  alten  und  neuen  Zeit. 


sehr  untergeordnete  Stufe,  80|^ar  nur  erst  eine  untergeordnete  Stufe  in  demjenigen 
Tlieil  dieier  Reilie,  der  niclit  dem  Menselien,  sondern  dem  Tliierreich  entepriclit. 
Denn  so  viel  volllcemmener  und  h$lier  organisirt  der  Menscli  ist  als  Tielleiclit  ein 
Weicbtliieri  so  viel  vollkommener  und  hoher  organisirt  als  der  heutige  Staat  wird 
das  wirkliche  Analogen  des  Menschen  sein,  die  Eine  organisirte  menschliche  Gesell- 
schaft. Aber  Jener  erste  Irrtbum  dflrfle  nicht  die  Entdeckungen  hindern,  die  einst 
eine  riclitigere  Analogie  zu  machen  wissen  wird.  Und  hier  5ffnen  sich  überraschende 
Gosicfats-  und  Vergleichspunkte.  —  Zum  Beispiel:  die  Auffassung  der  Familie  als 
des  Analogen  der  physischen  Zellenbildung,  das  sich,  gleich  wie  diese  durch 
die  ganze  Stufenreihe  des  Naturlebens,  so  seinerseits  auch  durch  die  ganze  auf- 
steigende Reihe  der  socialen  Enlwickelungsstufen  als  ebenfalls  deren  bleibender 
Elementarorganismus  wiederholt,  gewährt  nach  allen  Seiten  das  fruchtbarste 
Feld  fdr  neue  Betracbtangen.  —  Nicht  minder  wichtig  wird  der  organische  Stand- 
'punkt  für  die  E in th eilung  der  Staaten.  Man  wird  dieselbe  nicht  mehr  von 
deren  äusserem  politischem  Umhang  entlehnen,  sondern  aus  den  charakteristi- 
schen Absätzen  schöpfen,  die  sich  in  der  Staatenperiode  auszeichnen.  Ist  denn  eine 
mittelalterliche  Republik  nicht  einem  mittelall erlichem  Konigtbum  verwandter  als 
einer  antiken  Republik  1  In  der  That,  Ideobratie  (nach  Blunschli's  Vervollstän- 
digung), Aristokratie,  Monardiie,  Demokratie charakterisiren  die  generellen  Unter- 
scheidungen des  staatlichen  Lebens  nicht  besser,  als  es  etwa  —  die  Temperamente 
bei  den  Bildungen  des  animalischen  Lebens  tliun  würden.  Mögen  immerhin  Ideo- 
kratieen  die  Melancholiker  unter  den  Staaten  sein,  Aristokratieen  die  Phlegmatiker, 
Monarchieen  die  Sanguiniker,  Demokratieen  die  Choleriker  —  für  A  r  t  e  n  unterschiede 
werden  sie  vom  organischen  Standpunkt  der  Wissenschaft  aus  nicht  mehr  anerkannt 
werden  können.  Aber  wie  anders  stellt  sich  das  Bild,  wenn  man  den  heidnisch- 
antiken  und  den  christlich- germanischen  Staat  nur  erst  als  die  beiden  verschiedenen 
Staaten-Ordnungen  oder  Staaten-Familien,  welche  die  Geschichte  bis- 
her producirt  hat,  unterscheidet  und  dann,  in  näherer  Betrachtung  jeder  einzelnen 
derselben,  die  in  ihnen  auf  einander  folgenden  charakteristischen  Absätze  oder 
Phasen  als  die  sich  darin  unterscheidenden  Staaten  arten  auffasst:  in  der  er  st  er  en 
zuvörderst  die  Theokratie  (wo  der  erste  König  auch  noch  der  erste  Gott  war, 
wie  bei  den  Pharaonen  und  den  Inkas),  darauf  den  Kastenstaat,  hierauf  die 
Satrapie,  endlich  die  Polis;  in  der  zweiten  zuvörderst  den  kirchlichen 
Staat,  darauf  den  Ständestaat,  dann  die  Bureaukratie,  endlich  den  Re- 
präsentativstaat. Und  weshalb  sollte  nicht  so  unterschieden  werden  dürfen? 
Werden  doch  in  der  Naturgeschichte,  dieser  Wissenschaft  des  individuellen  Lebens, 
die  Familien- und  Artenunterschiede  aus  den  auf  einander  folgenden  Vervollkommnungs- 
stufen der  gesammten  Entwickelungsreihe  genommen,  weshalb  sollte  dieser  Grund- 
salt nicht  auch  in  der  Gesellsc ha ftsgeschichte,. dieser  Wissenschaft  des  socialen 
Lebens,  zur  Anwendung  kommen  dürfen)  —  Auch  von  fruchtbaren  praktisdken 
Folgen  würde  solche  veränderte  staatswissenschaftliche  Auffassung  begleitet  sein. 
Die  Aprioriconstruction  des  Staats,  das  Suchen  nach  der  besten  Verfassuni^ 
würde  aufhören,  denn  der  Staat  ist,   von  diesem  Standpunkt,  immer  nur  te 
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Va^Ietcht  man  beide  irar  oberflftcUidi  mit  einander  and  blickt  nnr 
flQchtig  auf  das  dazwischen  liegende  scheinbar  so  wflste  Feld,  so  mOchte 
man  glaubeD,  dass  die  Flnth  der  YSlkerwandernng  alles  fhihere  sociale 
Leben  mit  einem  Male  fortgespült  gehabt  und  in  den  chaotischen  Nie- 
derschlägen plötzlich  ganz  neue  Staaten  wie  durch  generatiö  aequivoca 
ihren  Ursprung  genommen  hätten.  Und  dennoch  wäre  diese  Ansicht 
für  die  bezeichnete  Periode  so  falsch,  wie  sie  es  f&r  die  Geschichte 
überhaupt,  wie  sie  es  auch  für  die  Geologie  ist.  Auch  das  sociale 
Leben  büsst  in  solchen  Umbildungsperioden  niemals  seine  Continuität 
ein.  Nur  seine  bisherige  politische  Hülle  wird  morsch  und  zerbröckelt 
Es  selbst,  plötzlich  an  die  rauhe  Luft  veränderter  und  selbst  feindlicher 
Umstände  versetzt,  kümmert  zwar  auch  eine  Zeit  lang  fort,  aber  nor 
seine  politischen  Organe  sind  es,  die  verkümmern  und  absterben; 
unter  dieser  verwesenden  Decke  glimmt  der  göttliche  Einheitsfunke, 
die  eigentliche  sociale  Lebenskraft,  die  allein  ein  atomistisches  Aggre- 
gat zu  einer  lebendigen  Individualität  zu  erheben  vermag,  unerloschen 
fort,  nicht  wie  ein  über  den  Wassern  schwebender  Geist,  sondern  in- 
wohnend  den  bestehen  gebliebenen  Lebensresten,  die  unter  der  Noth 
und  dem  Drange  der  Veränderung  statt  der  verkümmerten  bald  neue 
Orgase  entwickeln,  welche,  sich  anpassend,  wachsend  und  endlich  aus^ 


iuBserliche  ReiuUat  der  bestehenden  Gesellschaft.  Wandelt  sich  diese  im  Laufe 
der  Zeit  und  hat  sich  somit  anch  die  entsprechende  Slaataform  ansgelebt,  so  ist  es 
immer  nur  wieder  eine  bestimmte  Staalsform,  die  durch  den  Teränderten  Gesell- 
schaflszustand  bedingt  wird,  aber  keine  allgemein  beste.  Bei  solcher  Auffassung 
hitte  s.  B.  niemals  eine  Theorie  wie  die  vom  Socialcontract  Wissenschaft  uhd  Welt 
Terwirren  kdnnen,  eine  Theorie,  welche  die  Nairetit  besass,  den  Staat  gleichsam 
«US  dem  Nichts  erschaffen  su  wollen,  wahrend  doch  selbst  dem  ersten  8tai»t 
schon  der  (Volks-)  Stamm  hat  Toraosgehen  mikssen,  selbst  schon  eine  einheitliche 
sociale  Lebensbildung,  die  in  der  Sprache  dnrch  eine  Geistesgemeinschaft,  in  der 
Sitte  durch  eine  Vrillensgemeinschafl ,  in  dem  gemeinsamen  Jagd-  oder 
Komaden-Leben  durch  eine  Arbeitsgemeinschaft  organisch  verbunden  war,  so 
dass  sich  die  je  in  den  beseichneten  Gemeinschsftssphären  waltenden  socialen  Krifte 
nur  zu  Glaube  und  Wissenschaft,  SittHchkeit  und  Recht,  und  einer 
auf  Ackerbau  gegrfindeten  Theilung  der  Arbeit  zu  potenziren  brauchten, 
um  das  blos  yegetalive  Stamm  leben  in  das  Tollkommenere  und  freiere  Staats- 
leben auf-  und  Qbergehen  su  lassen. 

Andererseits  ist  die  Analogie  nur  die  Erkenntniss  des  Aehnlichen  im  UnShn- 
lichen,  und  des  letzteren,  des  Unibnlichen  von  den  physischen  Organismen,  bleibt 
bei  den  socialen  noch  immer  so  viel,  dass  auch  bei  dieser  wissenschaftlichen  Auf- 
ftMung  das  grdsste  Bedarihiss  des  dabei  immerhin  zum  socialen  Atom  herabgedrack- 
ten  individualen  Menschen ,  —  die  Freiheit  >—  nicht  in  Gefahr  kommt ,  unter  der 
Behandlung  verloren  zu  gehen.  Doch  würde  es  hier  zu  weit  führen,  auch  noch  dieso 
Seite  der  Analogio  nihor  zu  botrachten* 
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gewachsen,  sdüiesslich  jene  veränderten  politisdim  Bikhmga  darstellen 
nnd  cbarakterisiren,  die  wir  gesswongen  sind  plötzlich  einer  ganz  anderen 

Staatenfamilie  oder  Staatenordnnng  beizozahlen. 

Man  kann  den  bezeichneten  Zeitraam  in  zwei  Abschnitte  theilen. 
r-  In  dem  ei'steren  herrschen ,  wenn  auch  die  Gesellschaft  schon  in 
sichtlicher  Wandlung  begriffen,  ist,  doch  noch  die  alten  politischen 
Organe  vor,  und  das  Leben  trägt  daher  äusserlich  immer  noch  ihr 
froheres,  hier  das  antike  Gepräge.  Im  zweiten  zeichnen  sich  die  mo- 
dernen Umrisse  auch  schon  im  Aeusseren  ab.  Dort  zeitigt  sich  gleidi- 
{sam  erst  in  socialer  Stille  der  Same,  der  hier  in  ein  neues  Völker- 
erdreich  gesenkt  zu  neuen  politischen  Bildungen  aufgeht.  Beide  Perio- 
den werden  durch  einen  erkennbaren  Wendepunkt  geschieden.  Wenn 
dieser  auch  mit  dem  Untergange  des  weströmischen  Reichs  zosammea- 
hängt,  so  fällt  er  doch  nicht  damit  zusammen  und  dies  Ereigniss  cha- 
rakterisirt  ihn  deshalb  nichf  ).  Sachlich  bezeichnet  kann  derselbe 
nur  so  werden,  dass  vor  ihm  alles  Land  der  Stadtverfassung 
unterworfen  war,  nack  ihm  jede  Stadt  der  Landverfassung 
unterworfen  ist").  Dieser  Umstand  ist  es  allein,  der  bewirkt,  dass, 
während  doch  der  sociale  Lebensbestand  unmittelbar  vor  und  nach 
jener  Wendung  genau  derselbe  geblieben  sein  musste,  er  von  4iesem 
Punkt  an  einen  ganz  anderen  Entwickelungsverlauf  nimmt.  Zwar  auch 
asiatische  Heerkönige,  wo  sich  ihre  Schaaren  über  ein  Reich  nut 
Btädten  ergossen,  haben  diese  letztere  ihrer  Landverfassung  unter- 
, werfen  gehabt,  aber  diese  hat  sie  dann  mit  dem  despotischen  Blei- 
gewicht orientalischer  Herrschaft  auch  für  immer  zu  Boden  gehalten. 
Unter  den  germanischen  Heerköoigen  indessen  und  vor  Allem  mit  Hülfe 
der  christlichen  Kirche  heben  sie  sich  im  Wege  von  Exemptionen  und 
Immunitäten  aus  der  Landverfassung  nach  und  nach  wie  Inseln  aus 
dem  Meere  hervor,  und  der  Erfolg  ist,  dass  nunmehr  die  Verbindung, 
welche  durch  die  Einheit  des  antiken  Possessorenbesitzes  zwischen  dem 
bis  dahin  entwickelten  urbanen  und  rusticalen  Lebensbestand  noch 

12)  Die  ostgothiBche  Herrschaft  in  Italien  Hess  bekanntlich  noch  allea  in  römi- 
schen Formen. 

13)  Hegel  schildert  in  seiner  Gesch.  d.  Städter.  ▼.  Ital.  das  antike  Italien  als 
ein  „Land  der  Städte'^  Dies  ist  nicht  in  dem  Sinne  zu  verstehen ,  wie  yiele  Jahr- 
hunderte spater  Aeneas  Sylrius  Piccolomini  auch  Deutschland  ein  Reich 
grosser  und  schöner  Städte  nannte.  Das  alte  Italien  war  ein  Land  von  lauter  Stadt- 
TorfasBungen,  die  eben  das  platte  Land  mit  einschlössen.  Das  war  aber  der  Zn- 
stand aller  MittelmeerlSnder,  die  sich  in  der  Form  der  „Polis^  entwickelt  hatten.  *- 
M.  s.  Die  städtische  und  bflrgerliche  Yerf.  d.  Rom.  Reichs  u.  s.  w.  von  Dr.  Bmfl 
Kuhn,  der  S.29£r.  auch  die  Bedenken  gegen  diese  Ansicht  Ton  der  antiken  Stadt- 
verfassung widerlegt. 
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featgdialten  gioweseii  ^ror,  nach  und  uaoh  zerreisst  and  fortan  sidi  jeder 
Tbeil  in  und  ans  sich  selbst  und  damit  in  jenem  Gegensatz  zum  anderen 
entwickelt,  der  hauptsächlich  die  Grundlage  unserer  modernen  yolks- 
irirthschaftlichen  £igenthttmlichkeit  bildet  und  dadurch  auch  von  dieser 
Seite  aus  zu  der  bezeichneten  Verschiedenheit  der  Steuersysteme  beider 
Zeitalter  geführt  hat^^). 

14)  Augi»lu8  und  Kerl  der  Grosse  sind  die  beiden  MSnner,  dfe  dnreh  die  Macht 
ilures  cienles  den  Verlauf  dieser  BnlwiekelBDg  ilur  Bett  angewiesen  haben.  —  Heule 
ninmt  wieder  der  Sfeffe  eines  Cäsar  einen  der  mächtigslen  Throne  ,der  Erde  ein. 
Ist^s  ein  zweiter  Auguslas,  berufen,  abermals  die  Uebergangsperiode  zu  einer  neuen 
Staalenordnung  einzuleiten!  Das  sociale  Element  ragt  so  mäclitig  in  die  Gegenwart 
hinein,  dass  Stoff  genug  dazu  da  wllre.  Oder  ist  es  ein  Pisistratide,  dessen  Familie 
nnr  episodlsth  die  Entwlclcelung  der  noch  nicht  genugsam  erstarkten  politischen  Frel- 
beii  unterbrach?  Die  Antwort  wfirde  für  den  ConstilutionaJismus  entscheidend  sein. 
Denn  mit  Augustus  ging  die  Polis,  diese  höchste  Form  vimtiker  Staatsfreiheit ,  tu 
Grunde  und  erst  nach  den  Pisisiratiden  entwickelte  sie  sich  zu  ihrer  vollen  Blulhe. 

üebrigens  deute  ich  oben  nur  auf  Eines  hin,  auf  den  letzten  Ursprung  unseres 
heutigen  Gegensatzes  von  Stadt  und  Land,  der -freilich,  wirthschafltich ,  für  die 
Verschiedenheit  des  modernen  und  «antiken  Lebens  vor  Allem  bedeutend  ist,  aber  die 
Chrftode  dieser  Verschiedenheit  doch  bei  Weitem  nicht  erschöpft  —  Wenn  man  z.  B. 
Ton  dem  Begriff  der  Gemeinde  ans  das  Alterthum  mit  der  Neuzeit  Torgleicht, 
welcher  neue  Abstand!  Das  Alterthum  kennt  diesen  Begriff  gar  nicht. 
Wie  rasch  geht  Aristoteles,  wo  er  im  1^»  Buch  seiner  Politik  die  letzten  Be- 
ttandtheile  eines  Staat sorganismus  zergliedert,  Aber  die  oaofrtf  fort,  die  ihm  eigent- 
lich nur  ein  VerwandtscballsTerhillniss  Ist,  ond  wie  lange  hllt  er  sieh  beim  Ofkos 
auf!  Dies  ist  nicht  zufäUig.  Zwischen  der  Oikengemeinechaft  und  der  Polis, 
dieser  Staats gemeinschaft,  schob  sich  in  der  That  kein  selbständiger  Gemeinde- 
Verband  mehr  ein,  vielmehr  war  es  gleich  die  politische  Gemeinschaft»  die  den  Staats- 
bürger unmittelbar  nach  der  Hausgemeinschaft  umfing.  Dies  war  auch  nicht  anders 
geworden,  als  Rem  sich  eine  Menge  solcher  politischer  Gemeinschaften  unterworfen 
mnd  sie  zu  den  Civitaten  im  späteren  Sinne  berabgedrückt  hatte.  Denn  auch  damals 
war  noch  eine  Civitas  ein  ganzes  Territorium  und  die  Bewohner  der  auf  demselben 
befindlichen  kleineren  Ortschaften,  der  oppida,  Tici  und  Tillae,  letztere  schon  im 
Sinne  von  Dörfern,  waren,  wenn  sie  überhaupt  cives  waren,  immer  noch  durch  ein  und 
dasselbe  Civitalsrecht  mit  den  Bewohnern  des  Hauptorts  des  Territoriums  Terbunden,  ohne 
dass  sie  in  sich  auch  noch  durch  ein  anderes  Gemeinderecbt  constituirt  gewesen  wä- 
ren. —  Was  in  ältester  Zeit  in  der  Polis  an  die  Stelle  der  Gemeinde  trat,  war  der 
Geschlechtsrerband;  dann,  nachdem  Verfassungen  wie  die  solonischeundservianische 
die  Geneekratie  aufgelöst  hatten,  ersetzten  den  Geschlechtsverband  die  neuen  politischen 
Stimm-  and  zum  Theil  Steuerverbände;  später,  seit  Augustur,  functionirte  in 
Ihnlicher  Weise  sogar  die  Verbindung,  welche  seine  merkwürdige  Freigelassenen- 
Oesetsgebung  gestiftet  hatte.  Besass  diese  Verbindung  doch  sogar  einen  gemein- 
scheftiichen  Begräbnissplats.  wie  die  spatere  Gemeinde  ihren  Gemeindekirchhof I  — 
Was  war  es  nun,  das  diesen  eigenthümlicben  modernen  Zwischenorganismus,  unsere 
Gemeinde,  schaffen  halft  Auch  hier  vor  Allem  die  christliche  Religion,  die  zn  ihrem 
Gottesdienst  einer  Gemeinde  bedarf,  was  beim  Heidenthum  nicht  der  Fall  war.  — 
Doch  würde  es  zv  weit  führen ,  diet  hier  näher  zu  begründen. 
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Um  diese  Entwickelaiig  in  ihrer  gansen  Breite  and  Hefe  dana- 
stellen,  bedOrfte  es  natOrlicfa  einer  voOstSadigen  Sodalgeschichte  dieses 
Zeitraums.  Diese  hätte  nicht  soivohl  »die  grossen  nnd  kleinen  Be- 
dienten der  Nation«,  die  sogenannten  Haupt-  und  Staatsactionen,  die, 
um  mit  Goethe  zu  reden  ^  nur  der  »Menschheit  Schnitzel«,  nur  histo- 
rische Abfalle  sind,  zu  schildern,  als  viebnehr  die  bezeichnete  stille, 
aber  unaufhaltsame  Veränderung  in  den  Anschauungen,  Sitten  und 
wirthschaftlichen  Verhältnissen,  zu  welchen  sich  j^e  oberflächlidien 
Geschichtsereignisse  nur  verhalten  wie  die  kräuselnden  Wellen  zu  der 
tiefen  strömenden  Fluth.  Allein  auch  schon  in  der  Steuergeschichte 
jenes  Zeitraums,  ja  nur  in  dem  Theil  derselben,  der  die  Entwickelung 
der  römischen  Tributstenem  seit  Augustus  umfasst,  —  die  ich  hier  zu 
behandeln  beabsichtige,  —  spiegelt  sich  jener  wunderbare  Verlauf  zom 
grossen  Theil  wieder.  Nicht  blos ,  weil  das  Steuersystem  einer  Zeit 
Oberhaupt  nur  der  Reflex  der  bestehenden  volkswirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse und  der  herrschenden  Rechtsideen  ist  und  man  deshalb  gar 
nicht  tiefer  auf  jenes  einzugehen  vermag,  ohne  so  wichtige  Lebens- 
grundlagen, wie  Wirthschaft  und  Recht  sind,  zu  berühren,  —  sondern 
besonders  auch  deshalb,  weil  das  dem  Namen  nach  Eine  Tributum  zwei 
wesentlich  verschiedene  —  nicht  blos  Abgaben,  —  sondern  Abgaben- 
systeme begriff,  die  in  ihrem  anfänglichen  Bestände  unter  Augustos 
noch  die  EigenthOmüchkeit  jener  wirthschaftlichen  und  rechtlichen 
Unterlagen,  sowohl  in  Bezug  auf  die  produktive  Einheit  des  antiken 
Haushalts  als  auch  auf  das  UnterthänigkeitsverhäUniss  der  Provinzial- 
bewohner,  in  voller  Schärfe  erkennen  lassen,  während  sie  von  da  ab, 
gleichfalls  in  diesen  ihren  beiden  Wurzeln,  der  umbildenden  Macht 
jener  bis  in  das  moderne  System  führenden  Uebergangsperiode  dentlieh 
unterliegen.  Deshalb  vermag  auch  schon  dies  eine  kurze  Blatt  aus 
der  römischen  Eaisergeschichte  einen  bestätigenden  Beitrag  zu  den 
hier  skizzirten  allgemeinen  Ideen  zu  liefern.  — 

2.    Lage  der  Tributsteuern  bei  Augustus'  Regierungs- 
antritt 

Das  Wort  tributum  bezeichnet  um  diese  Zeit  zwei  Abgaben- 
systeme, die  in  allen  Beziehungen  von  einander  verschieden  waren: 
das  Bürgertribut  und  das  Provinzialtribut. 

lieber  die  thatsächlichen  Verhältnisse  jeder  dieser  Steuerarten 
herrschen  nicht  so  viele  Differenzen,  wie  über  ihre  rechtliche  und 
wirthschaftliche  Natur.  « 
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Das  Bürgertribat  ward  nur  von  römischen  Bürgern  getragen. 

Wie  es  sich  im  Laufe  der  republikanischen  Entwickelung  heraus- 
gebildet hatte,  ward  es  von  dem  nach  Kapitalwerth  abgeschätz- 
ten Vermögen  der  locupletes  —  der  fünf  obersten  Klassen  —  nach 
dem*  Modus  von  einem  oder  mehreren  Steuersimplen  auf  je  IQOO  schwere 
Ass,  später  =  100  Solidi  erhoben  ^^).  Bei  der  discretionären  Gewalt 
der  römischen  Magistrate  konnte  es  alle  Vermögensbestandtheile  treffet), 
die  derCensor  für  gut  fand^*),  und  traf  ohne  Zweifel  auch  immer  die 
wichtigsten  derselben. 

Hierher  gehören  zunächst  Grundstücke  aUer  Art,  also  jeden- 
falls auch  Gebäude.  —  Obwohl  man  sich  in  Acht  nehmen  muss, 
Zeugnisse,  die  etwa  die  mittlere  Kaiserzeit  betreffen,  leichtfertig  auf 
das  Ende  der  Republik  anzuwenden,  so  dürfen  wir  doch  in  diesem 
Punkt  Ulpian  de  cens.,  der  die  zu  seiner  Zeit  auf  das  ganze  Beich 
ausgedehnte  forma  censual.  civil,  beschreibt  ^^i  i^^t  einiger  Vorsicht 
folgen ;  wir  müssen  nur  in  Bezug  auf  unsere  Zeit  dasjenige  davon  aus- 
nehmen, was  eben  nachweislich  in  eine  spätere  Zeit  fäUt.  U.  sagt 
aber  ausdrücklich,  nomen  fundi  cujusque  solle  in  die  Gensusregister 
eingetragen  werden,  und  1.  211  D.  59.  16  heisst  es:  fundi  appellatione 
omne  aedificium  et  omnis  ager  contiuetur  ^®).    So  wurden  damals 


15)  Ein  Solidus  enlhielt  15  Denare,  ein  Denar  10  Ass.  Das  Ass  war  aber  zu- 
letzt vom  schweren  pfundigen  Ase  auf  eine  halbe  Unze  ausgeprägt,  also  eigentlich 
lu  24  leichten  Ass.  Das  alte  Einheitsmaass  der  Steuerkraft  Ton  1000  schweren  Ass 
bätle^  also  genau  genommen  später  24,000  leichte  Ass  ausgemacht.  Aber  man  nahm 
doch  250  Ass  auf  einen  Solidus  an,  so  dass  also  die  1000  schweren  Ass  =  100 
Solidi  wurden,  s.  Waller,  6.  des  R.  R.  §.  170.  —  Ich  hebe  dies  hier  desiialb  hervor, 
weil  ich,  eine  spätere  Spur  verfolgend,  weiter  unten  eine  Vermuthung  darüber  auf- 
stellen werde,  wie  es  kam,  dass  von  Diokletian  an  plötzlich  1000  Solidi  als  das  Ein- 
heitsmaass der  Steuerkraft  auftreten. 

16)  Der  ältere  Cato  zog  bekanntlich  viele  Lnxusgegenstinde  mit  heran,  Liv. 
XXXIX.  44,  und  schätzte  auch  Sklaven  unter  20  Jahren,  für  die  10,000  Ass  oder 
darüber  bezahlt  waren,  zehnfach  höher  ein,  die  er  dann  noch  mit  3  Simplen  belegte, 
—  ein  schlagendes  Beispiel  dieser  discretionären  Gewalt,  da  sonst  jeder  Bürger 
selbst  sein  Vermögen  schätzte.  —  Wenn  man  an  das  erwähnte  Alter  der  Sklaven 
denkt,  80  ist  es  wahrscheinlich,  dass  er  mit  dieser  Ausnalimemassregel  die  bekannte 
antike  Unsitte  besteuern  wollte,  wegen  welcher  puer  noch  eine  besondere  Neben- 
bedeutung hatte. 

17)  Dass  sie  dies  war,  werde  ich  weiter  unten  zeigen. 

18)  ULpian  sagt  zwar  im  Eingang  der  Stelle  —  cavetur,  ut  agri  sie  in  cen- 
8um  referantur  u.  s.  w.  und  ager  ist  nur  „species  fundi'*,  aber  nun  wird  doch  gleich 
weiter  fundus  —  also  „omne,  quidquid  solo  tenetur^*  -^  im  Allgemeinen  augeführt, 
und,  da  wir  wissen,  —  0.  gleich  unten  —  dass  das  instrumentum  fundi  ange- 

IV.  23 
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auch  portus,  Lagerräume  —  portus  appellatas  est  condusus  locus, 
quo  ittiportantur  meroes  et  inde  exportantur,  L  59  D.  50.  16  —  in 
die  GenstLslisten  eingetragen;  ob  die  darin  enthaltenen  merces  mit  an- 
gegeben Würden ,  ist  jedenfalls  zweifelhaft. 

Femer  wurde  das  antike  Kapital  in  seinem  bei  Weitem  grössten 
Bestandtheil ,  den  Sklaven,  und  Allem,  was  sonst  noch  zum  Inven- 
tarium  eines  Grundstacks  gehörte,  angegeben,  Gell.  noct.  att.  VII.  11, 
wo  ausdrOcklich  Instrument  um  fundi  gesagt  wird.  Da  nun  unter 
fundus,  wie  ich  oben  gezeigt,  auch  Gebäude  begriffen  wurden,  da 
auch  städtische  jfiebäude  ihr  Inventarium  besassen,  da  der  Be- 
griff des  Inventariums  bei  städtischen  wie  ländlichen  Grundstücken 
auch  nooli  ausser  Sklaven  alles  übrige  lebendige  und  todte  Zubehör 
begriff,  so  steckte  in  diesem  Begriff  —  man  überzeuge  sich  aus  dem 
tit.  de  instr.  vel  instrum.  legat.  —  auch  das  ganze  urbane  und  rusticale 
Kapital,  das  wir  nicht  gerade  als  »Material«  auffassen.  Das  wird 
denn  auch  noch  in  der  spätesten  Zeit  durch  nov.  128.  Vni.  bezeugt, 


geben  ward,  so  wäre  es  doch  wunderbar  gewesen,  s.  B.  das  GeräUi  in  einem  Ge- 
bäude zu  versteuern  und  nicht  die  Gebäude  selbst,  wenn  es  auch  möglich  ist,  dass, 
wo  ein  aedificium  mit  im  fundus  steckt«,  dieses  Am  erhöhten  Werlh  des  ager  an- 
gegeben ward.  —  Uebrigens  machte  ja  auch  nicht  der  Ackerbau  das  Kriterium  des 
ager  aus,  sondern  das  allgemeine  „ad  usum  hominis^*,  1.  115  D.  60,  16.  Deshalb 
finden  wir  auch,  freilich  in  späterer  Zeit,  aber  doch  auch  yor  Ulpian,  dass  aus- 
drücklich den  aedificiis  Iniributionen  auferlegt  werden,  1.  6  §.  6  D.  60,  4.  So  wer- 
den auch  1.  3  C.  Th.  11,  20  horrea,  balnea,  ergasterfa,  tabemae,  domus,  coe- 
naculae,  salinae,  also  aedificia  meritoria  u.  a.  als  Gebäude,  die  eine  Superindiclion 
tragen  sollen,  angeführt;  die  regelmässige  Indiction  hatten  sie  also  schon  getragen. 
Wir  sind  also  nicht  berechtigt,  solche  Gebiudesteuem  fQr  Ausnahmefälle  anzunehmea. 
Es  wäre  auch  in  der  That  wunderlich  gewesen,  wenn  sich  dies  anders  ferballeü 
hätte.  Schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  der  Republik  yeranderten  sich  die  Er- 
werbsverhältnisse gewaltig.  C  i  c.  de  offic.  11.  26  stellt  bereits  die  vecttgalia  urbtnn 
über  die  rustiea.  Was  Crassus  Ar  ein  Häuserspeculant  war,  ist  bekannt,  s.  Dra- 
mann Th.  IV  S.  110  ff.  Wie  gross  die  Einkflirfle  aus  den  praed.  urban.  ta 
Gellius'  Zeit  waren,  wird  noct.  attic.  XV.  1,  2,  3  bezeugt.  Es  wird  gesagt,  wenn 
die  «Feuerpolizei  in  Rom  nicht  so  schlecht  wäre  und  deshalb  die  Brande  nicht  so 
überhand  nähmen,  mOsse  man  eigentlich  alle  res  rusticas  verkaufen  und  nur  urbieat 
dafQr  wieder  kaufen.  Beiläufig  gesagt,  ein  indirecter  Beweis  für  die  ausserordentlich« 
Zunahuio  der  Bevölkerung  der  Stadt  um  diese  Zeit,  wie  so  manches  Andere,  das 
D.  d.  1.  Malle  bei  seiner  Bevölkerungsberecbnung  fibersehen  bat.  Solchen  Beweis 
liefert  z.  B.  auch  die  Bauart  der  insulae ,  die ,  bei  dem  ehelosen  Schlafstellen-  und 
Kneipenleben  der  Römer  der  unteren  Klassen,  meistens  im  Kasernenstil  gebaut 
waren,  so  dass  ein  aus  unseren  städtischen  VTohohäusern  bei  unserem  Fami- 
lienleben genommener  Maassstab  gar  nicht  ffir  die  Bewohnerzshl  eines  damaligen 
Hauses  passt. 
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WO  enthecae  aufgefohrt  w^den.  Nun  heisst  es  aber  1.  2  §.  1  D.  -83.  7: 
dotes  praediorum,  quae  graeco  vocabulo  iv&^ttcu  appellantor. 
Praedium  begriff  aber  sowohl  das  urbanum  als  msticum  und  die  prae- 
dia  urbaua  —  1.  198  D.  50.  16  —  wieder  sowohl  die  meritoria  in 
oppidis  villis  und  vicis  als  auch  die  voluptaü  tantum  deservientia,  also 
sowohl  Mieths-  als  Luxusgebäude  nebst  allem  Zubehör,  welchea 
letztere  nach  antikem  Begriff  so  viel  umfassend  war^^).  —  Die  Hand- 
werkssklaven  waren  natürlich  unter  den  anzugebenden  Sklaven  mit- 
begriffen, schon  weil  die  meisten  derselben,  wie  der  oben  angezogene 
Titel  de  inst,  vel  instr.  legat.  namentlich  in  1.  12  §§.  4,  5  und  6  zeigt, 
ebenfalls  Inventarienstücke  des  städtischen  oder  ländlichen  Prä- 
diums  waren;  auch  sagt  es  Ulpian  de  cens.  noch  ausdrücklich  von 
allen  Sklaven.  —  Nur  wurden  um  diese,  unsere  Zeit  die  Hand- 
werkssklaven noch  nicht  von  den  rusticalen  Sklaven  verschieden  abge- 
schätzt und  versteuert,  was  erst  später,  wie  ich  unten  zeigen  werde, 
geschah. 

Auch  die  Handelsschiffe  wurden  im  Bürgercensus  angegeben 
und  versteuert  Dies  erfahren  wir  aus  Tac.  Annal.  XIII.  51,  wo  sie 
erst  vom  Tribut  eximirt  wurden.  Ich  komme  auf  diese  wichtige  Stelle 
weiter  unten  zurück^)« 

Baares  Geld»). 

Ausgeliehene  Kapitalien^). 


19)  Die  Recbtsbegriffe  fasslen  ja  dia  Römer  immer  sehr  echarf  auf  und  man 
darf  daher  nicht  wülkarlich  ihreo  Inhalt  schmilem. 

20)  Ganz  anders  fasst  diese  Stelle  freilich  Hnschke,  Cens.  d.  Kaiaerz.  S.  180 
Anm.  383  auf. 

21)  Becker  und  Marquardt  a.  a.  0.  HL  2  S.  127.  —  Wie  der  augenblick- 
lich verhandene  Kassenbestand  bet  unm  eine  Gmndlage  mehrjähriger  dar- 
nach normirter  Steuerferderungen  sein  könnte,  wäre  TÖilig  unbegreiflich.  Aber  da« 
mala  kennte  es  eben  geschehen,  denn  die  arca  war  ganz  etwas  Anderes  als  unsere 
Kasse.  -*  Ten  hier  aus  wäre  wieder  ein  tiefer  Blick  in  die  Verschiedenheit  der 
antiken  und  der  modernen  Hauswirtfaschaft  zu  thun,  wozu  es  aber  eine^  eigenen 
Abhandlung  etwa  „Ueber  die  BuchfQhmng  der  Römer*^  bedfirfte.  ^  Ueberhaupt 
würde  eine  gründliche  Untersuchung  fiber  die  Terscbiedenheit  des  antiken  und  mo- 
dernen Hauswesens  mehr  Licht  über  Geschichte  und  Staatswisaenschaft  Terbreiten 
als  die  ganze  Aufzählung  der  Regenten*  und  Schlachtenreihe  seit  jener  Zeit  oder 
alle  landläufigen  Unterscheidungen  von  Regiernngsformen.  Aristoteles  verfährt 
noch  so,  wenn  er  im  1.  B.  seiner  Politik  zuerst  auf  „die  kleinsten  Theile  eines  Staats^ 
Wesens''  eingeht,  und  deshalb  ist  auch  uns,  die  wir  dieser  Auffassung  ao  eniwdhnt 
sind,  seine  Darstellung  in  diesem  Punkte  so  unTerständlich.  Aber  auch  in  der 
Socialwissenschaft  thnt  GeUalar- Physiologie  und  -Pathologie  Noth* 

22)  Walter,  Gesdi.  d.  R.  R.  L  §.  166.  —  Bas  wird  auch  dadurdi  besUiigt, 

23* 
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Ob  um  die  hier  gemeinte  Zeit  Provinzialäcker,  die  im  romi- 
schen Bfirgerbesitz  waren,  mit  abgeschätzt  und  Tersteuert  wurden,  ist 
nach  Cic.  p.  Flacc.  32  jedenfalls  zweifelhaft. 

Ebenfalls  ist  zweifelhaft,  ob  um  diese  Zeit  die  Schulden  abge- 
zogen wurden.  Dass  der  ganze  Activ-  und  Passivstand  vorgelegt 
werden  musste ,  geht  aus  Liv.  VI.  27  hervor. 

Alle  diese  Vermögensbestandtheile  scbätzite  nach  ihrem  Kapital- 
werth  der  Bürger  selbst,  und  wiArscheinlich  H)ei  der  weit  grösseren 
Heiligkeit  des  damaligen  heidnischen  als  unseres  heutigen  christlichen 
Eides  und  bei  der  Wichtigkeit  und  Glaubwürdigkeit  der  antiken  Ver- 
mögensbücher für  Verkehr  und  Credit  (welche  eigentlich  laufende  Ver- 
mögensinventarien  waren,  durch  die  sich  jeder  Bürger  selbst  contro- 
lirte^'))  weit  genauer  und  sicherer,  als  dies  bei  der  gleichen  Form  heute 
geschehen  würde. 

Von  dem  in  diesem  Umfange  und  in  dieser  Form  abgeschätzten 
Vermögen,  und  nach  dem  bezeichneten  Modus,  wurde  das  Bürgertribut 
ausgeschrieben  und  erhoben,  so  oft  es  die  Staatsbedürfnisse 
verlangten;  —  deshalb  natürlich  auch  jedesmal  in  der  Höhe,  in 
der  sie  es  verlangten,  also  in  wechselnderHöhe;  —  am  häufigsten 
freilich  in  Geld,  aber  doch  auch  in  Naturallieferungen  oder  Lei- 
stungen**); ein  Paar  Male  wurde  es  ganz  »temerär«  erhoben,  d.  h.  es 
wurde  sich  auch  nicht  an  den  Census  gekehrt,  nämlich  nach  der  Er- 
oberung Roms  durch  die  Gallier,  als  seit  15  Jahren  keine  Schätzung 
stattgefunden  hatte ,  und  im  zweiten  punischen  Kriege ,  als  jeder  bei- 
trug, was  er  besass^*). 


dagg  die  Begtänd^  der  srca  versteuert  wurden;  denn  bei  den  baugwtrIhschafUichen 
VerliäUnisgen  des  Allertliums  waren  diese  eigentlieli  immer  lalim  liegende  Kapitel- 
beträge. Wie  hätten  nun  die  lahm  liegenden  Kapitalien  besteuert  werden  gellen  und 
nicht  die  zinstragenden  ? 

23)  Der  Cod.  accept.  et  expens.  war  im  Grunde  nor  Ein  Fotium  dieser  laufen- 
den Inventarlen,  wie  eine  Abhandlung  Ober  4ie  Buchfflbrung  der  Römer  zeigen  würde. 

24)  Bei  den  vielen  Kriegen  der  Romer  wurde  es  freilich  fagt  regelmässig  er- 
hoben, Cic.  de  offic.  II.  21.  Auch  Ober  seine  subsidiäre  und  in  der  Höhe  wandel- 
bare Natur  sind  alle  Schriftsteller  einig.  Es  fiel  ja  auch  von  586  bis  711  v.  £.  d.  St, 
als  die  ProviBzialeinnabmen  in  hinlänglicher  Reichlichkeit  flössen ,  ganz  fort  Schon 
vorher y  Liv.  VII.  27,  wird  einmal  ein  Jahr  genannt,  wo  es  nicht  erhoben  wurde. 
Eine  Naturalumlegiing  wird  Liv.  XXIV.  12  bezeugt.  Vergl.  Begewisch,  Rom.  Fin. 
S.  62. 

25)  Die  verdorbene  Stelle  im  Festus  lautet:  Tributorum  conlalionem ,  quuoi 
Sit  alia  in  capite  illud  ex  censu  dieitur  etiam  quoddam  temerarium ,  ut  post  urbem  a 
Gallis  eaptam  conlatum   est,    quia  proxumis  XV  annis   census  actus  non  erat    Item 
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Ganz  anders  verhielt  es  sich  mit  dem  Provinzialtribut. 

Das  Pravinzialtribut  ward  Dur  von  den  eroberten  oder 
anf  anderem  Wege  einverleibten  Ländern,  van  den  beherrsch- 
ten  Nationalitäten,  getragen,  insofern  sie  nicht  ausdrücklich  davon  frei- 
gelassen oder  wieder  befreit  worden  waren. 

Nach  dem  antiken  Völkerrecht  ward  nämlich  der  Sieger  Eigen- 
thümer  von  Land  und  Leuten  der  besiegten  Nation.  Walter 
a.  a.  0.  §§.  69  und  90  setzt  die  auf  dieser  Idee  beruhende  römische 
Bechtspraxis  scharf  und  klar  aus  einander  und  es  ist  nur  daher  zu  be- 
merken, dass  dies  ursprünglich  oriejitalische  Princip,  bei  seiner  und 
der  übrigen  morgenländischen  Culturübertragung  auf  die  Völker  des 
Abendlandes,  —  Griechenlands  und  dann  wieder  Roms  — ,  durch  deren 
individualistischer  geartetes  Bechtsgefühl  •  schon  eine  bedeutende  Mil- 
derung in  der  Praxis  erfahren  hatte,  wie  Dionys.  IL  16  und  17  aus- 
drücklich von  Bom  bezeugt.  Auch  konnte  natürlich,  factisck,  eine 
erobernde  PoUs  nicht  in  der  Form  das  eroberte  Land  occupiren  und 


belle  Punico  secundo,  M.  Yalerio  Laevino  M.  Claudio  Marcelle  coss.  quum  et  senatus  et 
popttluB  in  aerarium,  quod  habuit,  contulit.  Der  Emendationen  giebt  es  Terschiedene. 
Was  übrigeng  Fe a tue  aagen  will,  acbeinl  mir  klar.  Es  handelt  sich  nicht  sowohl 
um  eine  Eint h eilung  verschiedener  Tributarten:  in  capita,  ex  censa  und  temera- 
rium,  als  vielmehr  um  eine  Hervorhebung  £er  geschichtlichen  Hauptmomente 
des  Börgertributs.  Darum  ist  das  in  capita  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  neben  dem 
ex  censu  auch  noch  eines  in  capita  bestanden  habe,  ein  Kopfgeld,  das  die  gesteuert, 
die  nicht  ex  censu  contribuirt  hätten,  —  ich  komme  in  dieser  Besiehung  noch  einmal 
auf  diese  Stelle  zurflck,  —  sondern  es  ist  das  vor  der  timokraliscben  Einrichtung 
des  Servius  viritim  erhobene  gleiche  Bürgertribut  gemeint.  Dass,  grammatisch,  ein 
solches  Tribut  von  Festus  „in  capita"  genannt  werden  konnte,  Ist  doch  zweifellos, 
um  80  mehr,  als  das  spätere  Provinzialkopfgeld  ebenfalls  kopfweise  und,  bei  ein  und 
derselben  Nation,  in  gleichen  Beträgen  erhoben  wurde.  Dass  ein  solches  gleiches 
BOrgerlribut  vor  Servius  bestand,  ist  auch  durch  Livius  und  Dionysius  bezeugt; 
dass  es,  so  lange  die  alte  genokraliscbe  Verfassung  nicht  durch  Veränderungen  in 
den  Vermogensverhältnissen  unterwühlt  war,  bestehen  konnte,  ist  nicht  wunderbar, 
und  endlich,  dass  eben  solche  wirthschaftlichen  Veränderungen  der  letzte  Grund  der 
Timokratie  waren,  einleuchtend.  Die  Ansicht  von  Niebuhr  Ber.  Ausg.  1853  S.  262 
und  Anderen,  die  ebenfalls  der  Meinung  sind,  dass  das  trib.  in  capita  kein  Kopf» 
geld  gewesen,  scheint  mir  daher  nicht  zu  verwerfen,  wenn  mir  Niebuhr  auch 
darin  zu  irren  scheint,  dass  er  eine  allgemeine  gleiche  Vermögenssteuer  auch  vor 
Servius  für  unmöglich  hält..  —  Auch  scheint  mir  diese  Auffassung  einer  Mos  ge- 
schichtlichen Recapitulation  der  Hauptmomente  des  BQrgercensus  in  der  obigen  Stelle 
durch  die  Anführung  des  temerarium  bestätigt  zu  werden,  das  doch  sicherlich  keine 
besondere  Tributart  war,  sondern  eine  ausserordenUiche  und  einige  Male  zußllig 
Yorgekomnene  Abweichung  von  dem  gewöhnlichen  ex  censu -Verfahren,  ein  blosser 
geschichtlicher  Zwischenfall. 
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als  eigen  benutzen,  wie  es  ein  asiatischer  Hordenfbhrer  vermochte,  der 
den  siegenden  Volksstamm  Aber  das  ganze  Land  vertheilte,  —  ohne 
eben  ihr  Heiligstes,  sich,  die  Polis  selbst,  local  und  staatsrechtlidi, 
aufzugeben.  Die  Nothwendigkeit  kam  also  bei  Rom  jenem  abendlän- 
dischen GefOhl  noch  zu  Hülfe. 

Man  muss  nun  vor  Allem,  um  in  der  Menge  sonst  verwirrender 
Thatsachen,  von  welchen  die  Quellen  in  vorliegender  Beziehung  berich- 
ten, nicht  die  leitenden  Gesichtspunkte  zu  verlieren,  diejenigen  Be- 
lastungen, welche  dann  und  wann  einer  unterworfenen  Civitas  im 
Ganzen,  entweder  unmittelbar  nach  der  Eroberung  oder  auch  später 
in  ausserordentlichen  Fällen,  aufgelegt  wurden,  von  denjenigen  unter- 
scheiden, welche  Rom  als  stetige  Abgaben  von  den  einzelnen 
Grundstücken  und  Bewohnern  der  Provinzen  erhob.  Marquardt  a. 
a.  0.  m.  2  S.  146  ff.  führt  mehrere  Beispiele  von  Belastungen  erster 
Art  an ,  ohne  eben  diesen  Unterschied  zu  beachten.  Wiederholte  Bei- 
spiele werden  auch  Cic.  p.  Flacc.  14  erwähnt.  Aber  es  ist  offenbar, 
dass  Belastungen  dieser  Art  nichts  mit  denen  der  anderen  zu  thun 
hatten.  Beide  würden  sich  auch  im  Alterthum  immer  noch  verhalten, 
wie  sich  heute  Kriegscontributionen  und  Steuern  in  einem  besiegten 
Lande  verhalten  würden,  wenn  auch  die  Natur  der  antiken  und  mo- 
dernen Steuern  selbst  so  verschieden  ist.  Deshalb  war  auch  die  Er- 
bebungsweise  bei  beiden  verschieden.  Die  Aufbringung  der  ausser- 
ordentlichen Gesammtcontribution  überliess  man  den  Civitaten 
selbst,  die  sie  entweder  nach  dem  Modus  aufbrachten,  d^  bei  Auf- 
bringung ihrer  eigenen  GommunalbedOrfhisse  befolgt  ward,  oder  sie 
auch  mittelst  einer  Anleihe  abtrugen,  wo  dann  nur  für  die  Zinszahlung 
irgendwie  zu  sorgen  war,  Cic.  p.  Flace.  9:  duae  rationis  conficiendae 
pecuniae,  aut  versura  aut  tributo.  Das  Anleiheverfahren  begünstigten 
oft  die  Römer,  denn  sie  waren  es  dann  selbst,  die  zu  wucherischen 
Zinsen  das  Geld  ausliehen,  das  sie  als  (Kontribution  zurüdrerhielten.  — 
Hingegen  die  Aufbringung  der  stetigen,  wenn  auch  in  der  Höhe  eben- 
falls wandelbaren  Abgaben  stand  immer  zwischen  den  einzelnen 
Pflichtigen  —  Grundstücken  oder  Personen  —  und  den  römischen 
Erhebern  —  Steuerpäcbtem ,  Behörden  oder  auch  ausnahmsweisa 
Committirten  der  Civitaten  selbst,  Marquardt  a.a.O.  HI.  1  Anm. 875 
und  III.  2  S.  149.  Den  Belastungen  beider  Art  begegnen  wir  aber 
oft  in  den  Quellen  unter  einem  und  demselben  Namen,  wie  ebenfalls  die 
von  Marquardt  aufgeführten  Beispiele  zeigen;  wir  mtlssen  uns  also 
um  so  mehr  an  die  Sache  halten.  —  Nur  mit  den  stetig  erhobenen 
Provinzialtributen  haben  wir  es  hier  zu  thun. 
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Wie  sich  das  Siegerrecht  über  Land  und  Leute  erstreckte,  so 
zerfiel  auch  das  stetig  erhobene  Provinzialtribut  in  zwei  bezügliche 
Theile,  das  Bodentribut  und  das  Eopftribut. 

DasBodentribu.t  entstand  aus  der  Art,  wie  die  Römer  mit  dem 
eroberten  Lande  verfahren.  —  Dies  geschah  in  folgender  Weise.  — 

L  InderRegel,  wenn  nicht  ganz  besondere  Gründe  der  Er- 
bitterung obgewaltet  hatten,  ward  es  so  gehalten :  1)  In  den  eigentlichen 
Staatsgütern  der  bisherigen  souveränen  Gewalt  succedirt&  natürlich 
nun  der  Römische  Staat  als  der  fernere  Besitzer  dieser  Domänen. 
2)  Dann  aber  ward  auch  noch  ein  Theil  des  bisherigen 
PriTatfrimdbesitzes  ausdrücklich  als  eben  solches  Poma- 
nialland  eingezogen.  —  Mit  diesem  Theil  wurde  in  verschiedener 
Weise  verfahren,  a)  Einen  Theil  davon  verwendeten  die  Römer  als 
Colonieland,  Zwingburgen  für  die  unterworfenen  Völker,  und  be- 
legten es,  wo  nicht  ausdrücklich  anders  bestimmt  ward,  mit  einer  un- 
bedeutenden Realabgabe  ^),  gleichsam  einem  Nopiinalbetrage ,  zum 
Beweise,  dass  es  Staatsgut  sei  oder  gewesen  sei.  b)  Einen  anderen 
Theil  gaben  sie  in  kürzere  oder  längere  Bodenpacht  an  Compagnieen 
oder  einzelne  Fremde  oder  die  früheren  Besitzer  selbst,  c)  Einen 
dritten  belegten  sie  mit  einer  Abgabe  und  überliessen  ihn  entweder 
ebenfalls  an  Fremde,  oder  gaben  ihn  den  früheren  Besitzern  selbst 
zurück  —  wo  Letzteres  geschah,  hiess  der  Boden  redditus.  —  d)  Einen 
vierten  Theil,  weil  sie  ihn  wahrscheinlich  in  vortheilhafterer  Weise 
nicht  anbringen  konnten,  überliessen  sie  der  Occupation  von  Ge- 
meinden oder  Privaten.  Mitunter  wurde  auch  dieser  Theil  mit  einer 
dem  Boden  anklebenden  Abgabe  belegt.  In  der  früheren  Zeit  der  Re- 
publik scheint  dies  aber  selten  der  Fall  gewesen  zu  sein ,  wie  aus  der 
Yergleichung  der  schon  von  Niebuhr  mitgetheilten  Stellen  des  Livius 
II.  61,  IV.  36,  51  und  53,  VL  ö,  15  und  35  hervorgeht.  3)  Endlich 
beliessen  sie  den  übrigen  Theil  des  Privatgrundbesitzes  eines  solchen 
eroberten  oder  angefallenen  Landes  den  bisherigen  Bewohnern  und  be- 
legten ihn  ebenfalls  mit  einer  dem  Boden  anklebenden  Abgabe. 

n.  Mitunter  aber,  wenn  die  Erbitterung  der  Sieger  gross  gewesen 
war,  zogen  sie  auch  das  ganze  Land  eines  Staats  in  der  ad  I.  3.  be- 
zeichneten Weise  ein  und  behandelten  es  dann  ganz  und  gar  wie  ad  a, 
b,  c,  d,  so  dasa  in  solchem  Lande  nichts  für  die  Form  von  I.  3.  übrig 


26)  Plut.  Tib.  Gracck.  Vlll«  und  Burma nn  de  veciig.  I. 
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blieb.  —  Die  Richtigkeit  dieses  ganzen  Schemas  wird  sich  im  Verlauf 
der  Darstellung  ergeben''). 

Alle  Abgaben,  welche  von  dem  eroberten  Lande  in  der  ad  I  oder 
II  bemerkten  Weise  den  Römern  zuflössen,  hiessen  vectigalia,  sie  hät- 
ten nun  nach  unseren  Begriffen  als  reine  Domänenpacht  oder  schon  als 
eine  dem  Boden  anklebende  Steuer  angesehen  werden  müssen.  Das 
Erstere  hätte  natürlich  der  Fall  sein  müssen,  wo  der  Boden  mehr  in 
einem  reinen  Domänen-  und  Pachtverhältniss  stand  und  also  seinen 
Bebauem  keine  possessio  daran  zustand,  s.  Niebuhr  erste  Ausg.  II. 
S.  358;  das  Andere  da,  wo  eine  solche  possessio  rechtlich  anerkannt  ward 
—  ich  komme  hierauf  zurück  —  und  das  öffentliche  Einkonuneu  davon 
also  schon  die  Natur  einer  Realabgabe  angenommen  hatte.  Dieser 
letztere  Theil  der  Vectigalien  hiess  dann  speciell  tribatia 
8»li.  —  Schon  hier  mag  aber  bemerkt  werden,  —  worauf  ich  weiter 
unten  ebenfalls  zurückkommen  werde  —  dass,  wenigstens  bis  Augustus, 
weil  Rom  das  Eigenthumsrecht  von  allem  Provinzialland  in  An- 
spruch nahm  und  deshalb  von  Rechtswegen  über  den  Boden  schalten 
durfte  —  Boden,  der  bisher  mit  einem  trib.  sol.  belegt  war,  wieder 
eingezogen  und  reine  Domäne  werden  und  dann  also  wieder  ein  Vecti- 
gal  im  weiteren  Sinne  abwerfen  konnte  und,  umgekehrt,  solcher  letztere 
Boden  auch  wieder  dergestalt  zu  possessio  überlassen  werden  konnte, 
dass  er  fortan  ein  Vectigal  im  engeren  Sinne,  ein  trib.  sol.  trug. 

Alle  Abgaben,  die  nicht  Domänenpacht  waren,  sondern  zu  den 
Realabgaben,  dem  trib.  sol.  gehörten  —  und  mit  diesen  haben  wir  es 
hier  allein  zu  thun  —  waren  in  verschiedener  Höhe  normirt  und  selbst 
im  Erhebungsmodus  verschieden ,  auch  hier,  jenachdem  die  Erbitterung 
der  Sieger  grösser  oder  geringer  gewesen  war.  Sie  bestanden  ent- 
weder in  einer  Ertragsquote,  die  der  Regel  nach  den  Zehnten 
von  allem  Gesäeten  und  den  Fünften  von  allem  Gepflanzten  betrug,  mit- 
unter auch. bei  ersterem  auf  den  Siebenten,  Fünften,  ja  Vierten  stieg '^), 


27)  In  der  Verschiedenheil  dieser  Hfhandlungsweise  des  Provinzialbodens  liegt 
nicht  Zufall  und  Willkör,  sondern  die  höchsle  praktische  Klugheit,  um  die  Unmasse 
des  Ton  einer  Polis  eroberten  Landes,  im  Einklang  mit  der  beslehenden  Rechtsidee, 
für  die  Gesellschaft  wie  ffir  den  Staat  möglichst  nutzbar  zu  machem 

28)  Hygin.  de  limit.  const.  ed.  Lach  mann  p.  205.  —  Aegypten  gab  den 
Fünften,  Judäa  den  Vierten,  Becker  und  Marquardt  a.  a.  0.  HL  2  Anm.  823 
und  827.  Nach  S.  151  IIL  2  dieses  Werks  scheint  Marquardt  zu  glauben,  dass 
nur  Sicilien  und  Asien  kein  vectigal  certum  gegeben  hätten.  Das  wäre  hiernach  un- 
richtig. Koch  zu  Trajan's  Zeit  gab  nach  der  obigen  Stelle  Hygtn's  der  grdsate  Theil 
der  Provinzen  £rtragaquoten. 
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oder  in  einem  yectigal  certam,  also  einer  festen,  vom  Ertrage  un- 
abhängigen Abgabe,  die  aber  auch  in  Naturalien  bestehen  konnte  und 
Stipendium  hiess'^).  Die  Quote  wie  das  Stipendium  hafteten  dem  Bo- 
den real  an.  In  der  Erhebungsart  beider  trat  dann  bis  Cäsar  noch 
der  Unterschied  ein,  dass  die  Fruchtquoten  ebenfalls  an  die  Publicanen- 
compagnieen  verpachtet,  in  Sicilien  schon  damals  ausnahmsweise  den 
Bewohnern  selbst  zu  erheben  überlassen  wurden,  das  Stipendium  hin- 
gegen unmittelbar  von  dem  Pflichtigen  an  die  römischen  Behörden  ab- 
geführt  ward^^).     Naturlich  bereitete   die   erstere  Erhebungsart   ein 


29)  Walter  a.  a.  0.  I.  §§.  166,  167,  91  uod  92  sclietnt  die  in  einer  Ertrags- 
quote  bestehende  Provinzialabgaba  gar  niclit  itt  dem  eigeDiliclien  Provinziallribui  zu 
rechnen.  Dies  lialte  ich  für  unrichtig.  Die  Ertragsquote  und  das  vecligal  cerluo» 
kommen  Ja  in  den  Quellen  oft  genug  unter  ein  und  demselben  Gattungsbegriff,  näm- 
lich dun  vectigalia  agrorum  der  Provinzen,  die  eben,  wo  aie  nicht  reine  Domanial- 
einkOnfte  bildeten,  die  Provinzlaltribute  auamachten,  vor.  So  Cic.  Verr.  111.  6  — 
8.  die  folg.  Anm.  — ;  so  noch  über  hundert  Jahr  apaler  bei  Hygin  in  der  in  voriger 
Anmerkung  angeführten  Stelle,  wo  unter  den  agri  voctigales  sowohl  die  Provinzial- 
acker,  welche  Ertragsquoten  als  die,  welche  ein  festes  Geidvectigal  geben,  aufgeführt 
werden.  Es  gab  eben  überhaupt  keinen  Provinzialboden,  wenn  er  nicht  ausdrQck- 
lieh  immun  erklart  war,  der  nicht  —  von  Augu^tus  an,  früher  war  es  mit  occupirtem 
Domanialland  oft  anders  —  entweder  durch  eine  Ertragsquote  oder  ein  vectigal  certom 
realpflichtig  gewesen  wäre,  und  jede  dieser  Realabgaben  war  tribulum  soll  oder  vecti- 
gal in  diesem  Sinpe*  In  provinciis  —  sagt  Agen.  Uibic.  p.  47  —  omnes  eliam 
privali  agri  tributa  alque  vectigalia  persoivunt.  Dass  bei  6a jus  II.  21  die  praedia 
provincialia  als  stipendiaria  und  tributaria  unterschieden  werden,  spricht  nicht  da- 
gegen. Dadurch  nämlich,  dass  das  vectigal  certum  auch  als  Stipendium  bezeichnet 
ward,  erhält  tributum  einen  weiteren  und  einen  engeren  Sinn;  in  jenem  scbliesat 
es  das  stipend.  mit  ein,  in  diesem  wird  es  ihm  gegenübergesetzt ,  wie  z.  B.  in  der 
oben  angeführten  Verrinischen  Stelle.  Hierauf  beruht  auch  wahrscheinlich  die  Unter* 
Scheidung  der  Kaiser*  und  der  Volksprovinzen  als  tributaria  und  stipendiaria,  denn 
ich  werde  unten  zeigen ,  dass-  sich  in  den  Volksprovinzen  meistens  das  vectigal  cer- 
tom oder  Stipendium,  in  den  Kaiserprovinzen  meistens  die  Erlragsquote  nachweisen ' 
ISsst.  Ueber  alle  diese  Wortbedeutungen  s.  gleich  unten.  —  Uebrigi*nB  war  daa 
Stipendium  nicht  in  Bezug  auf  die  ganze  Civitas  ein  vectigal  certum,  sondern  in  Be- 
sng  auf  die  einzelnen  Grundstücke.  Dies  sagt  Cicero  ausdrücklich:  fpsf 
et  agri  stipendiarii.  Ein  nur  allgemeines  vectigah  certum  der  ganzen  Civitas  hätte 
Ja  dem  Boden  auch  nicht  jene  Tribularietät,  die  ihn  realpflichtig  oder  vilior  machte, 
beigelegt.  —  M.  s.  gleich  unten. 

30)  Cic.  Verr.  111.  6:  Inter  Siciliam  ceterasque  provincias,  judices,  in  agrorum 
vectigalium  ratioiie  hoc  interest,  quod  ceteris  ant  impositum  vectigal  est  certam^ 
quod  stipendiarinm  dicitur,  ut  Htspanis  et  plerisque  Poenorum,  aut  censoria  locatio 
constituta  est,  ut  Asiae  lege  Sempronia.  Buchstäblich  genommen,  drückt  sich  hier 
Cicero  etwas  unlogisch  aus,  denn  eine  feste  Abgabe  und  eine  verpachtete  Abgabe 
sind  keine  logischen  Gegensätie.    Dasa  aber  Cicero  hier  unter  der  verpachteten 
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drückenderes  Loos.  —  Mitunter  wechselten  aber  auch  die  Bomer  bei 
derselben  Provinz  in  der  Umlegungs-  und  Erhebungsweise  dieses  Boden- 
tributs, indem  .sie  vom  vectigal  certum  zur  Ertragsquote  oder  umge- 
kehrt übergingen,  zuweilen  auch  sogar  beide  Systeme  mit  einander 
verbanden.  Mehrere  Fälle  dieser  Art  bei  Marquardt  a.  a.  0.  DI.  2 
S.  154  ff.  —  Alle  diese  Züge  bestätigen  natürlich  nur  das  Bild  des 
aus  dem  antiken  Siegerrecht  entspringenden  völlig  precären  Zustandes 
der  Provinzen  in  Bezug  auf  das  directe  Abgabensystem  und  namentlich 
das  Tributum. 

Mit  den  Leuten  des  eroberten  Landes  wurde  noch  summarischer 
verfahren.  —  Freie  und  Sklaven,  Männer,  Weiber  und  Kinder  wurden 
mit  einem  gleichen  Kopfgelde  belegt^'),  das  den  Personen  corporal 
anklebte  wie  dem  Boden  die  Ertragsquote  oder  das  Stipendium  real. 
Ein  solches  Kopfgeld  ist  bezeugt  durch  den  allgemeinen  Ausdruck: 
stipendiarii,  ipsi  atque  agri;  bei  Africa:  Appian.  Libyc  135  g>iQoy 
äQ$aay  inl  %^  y^  Mai  rotg  amikws$v\  dann  für  Freie  und  Sklaven  bei 
Gaes.  bell.  civ.  lU.  32 :  tributum  in  capita  singula  servorum  et  liberorum; 
bei  den  Juden  Appian.  Syr.  49;  bei  den  Aegyptem  Joseph,  d.  bell. 
Jud.  2.  16  §.  4;  bei  den  Britanniern  Bio  LXU.  3;  bei  Africa,  Sicilien, 
Sardinien  und  anderen  Provinzen  durch  Erwähnung  ihrer  Bewohner 
als  stipendiarii,  und  die  Betrachtungen,  die  Cicero  pr.  Balb.  an  diesen 
Ausdruck  knüpft;  endlich  auch  bei  den  späteren  Eroberungen  Trajans, 
Lactant*  d.  m.  per.  23.    Weil  dies  Kopfgeld  den  Körpern  der  be- 


Abgabe  gerade  die  abzugebenden  Ertragsquoten  von  dem  den  Prorinzialen  zur  Be- 
nutzung belasaenem  Lande  versteht,  geht  aus  der  AufQhrung  der  Provinz  Asien  und 
des  Sempronischen  Gesetzes  benror«  denn  Gracchus,  um  seine  Partei  durch  die  micb- 
tigen  Publicanencompagnieen  zu  verstärken,  vpandelte  das  Tectig.  cert,  das  Asien  bin 
dahin  bezahlt,  in  Ertragsquoten  um.  Cicero  stellt  also  hier  dem  einen  Unterbe- 
griff, dem  vecttg.  cert.,  gleich  die  bei  dem  anderen  Unterbegriff,  dem  ineertum  oder 
der  Ertragsquote,  vorkommende  Erhebungsweise  gegenüber.  Und  zu  dieser 
Ausdrucksweise  kam  Cicero«  weil  Sicilien  von  Alters  her«  schon  ehe  es  römisch 
geworden,  seinen  eigenen  Königen  zehntete,  bei  Sicilien  aber  die  Römer  die  Aus* 
nähme  machten,  dass  hier  die  Ertragsquoten  nicht  verpachtet  wurden,  es  also  von 
dem  furchtbaren  Druck  der  Publicanen  verschont  blieb. 

31)  Die  Gleichheit  des  Kopfgeldes  von  Freien  und  Sklaven  lag  ganz  im  Geiste 
des  Altcrthums.  Bei  Eroberungen  und  Gefangennehmungen  wurde  ksin  Untenchied 
zwischen  beiden  gemacht,  da,  principiellt  auch  die  Freien  Sklaven  wurden.  Alle 
zusammen  wurden  dann  nach  capita  gezählt,  Liv.  XUX.  29.  Griechisch  bedeutoU 
adfULxa  dasselbe  und  namentlich  auch  die  Unterscbiedlosigkeit  der  Leiber  von  Freien 
und  Skiaren.  Ausserdem  geht  die  gleiche  Besteuerung  Ton  freien  und  Sklaven  aua 
der  oben  angeführten  SteUe  von  Cäsar  hervor.  Den  gleichen  Batrag  fär  Manner 
und  Weiber  bezeugt  Appian  Libyac.  136  durch  öfAolmg, 
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treffenden  Nationalität  anklebte ,  konnten  sich  die  Pflichtigen  ihm  auch 
nidit  entziehen,  sie  mochten  bei  der  sonst  bestehenden  Freizügigkeit 
im  lOmischen  Beich  sich  befinden,  wo  sie  wollten.  Die  Erzählung  Sue- 
ton 's,  Domit  12,  dass  dieser  Kaiser  einen  alten  in  Rom  wohnenden 
Juden  wegen  des  Kopfgeldes  untersuchen  liess,  ob  er  beschnitten  sei, 
bezeugt  dies"). 

Etwas  Anderes  als  solche  gleiche  Kopfsteuer  für  Alle 
ist  das  trib.  cap.  der  Provinzialen,  wenigstens  um  diese 
Zeit,  nicht  gewesen.  —  Lips.  admir.  n.  3  glaubt,  darin  eine  grosse 
Ungerechtigkeit  erkennen  zu  müssen.  Diese  Meinung  ist  \  aber  falsch. 
Da  auch  alle  Sklaven  dem  Kopfgelde  unterlagen  und  der  bei  Weitem 
werfhvollste  Bestandtheil  des  antiken  beweglichen  Vermögens  die  Skla- 
ven begriff,  so  steuerten  die  provinzialen  Possessoren  von  diesem  Haupt- 
theile  jedenfalls  pro  portione.  Ich  werde  auch  unten  zeigen,  dass  bei 
der  Natur  des  antiken  Haushalts,  durch  beide  Zweige  des  Provinzial- 
tributs,  das  Vermögen  in  allen  seinen  Theilen  ^Ur  vollsten  Genüge 
getroffen  ward.  Also  darin,  dass  bei  gleichem  Kopftribut  keine  solche 
volle  oder  gleichmässige  Umlegung  geschehen  wäre,  kann  kein 
Grund  liegen,  in  dem  trib.  cap.  nach  einer  doppelten  Besteuerungs- 
weise, einmal,  einem  gleichen  Kopfgelde  für  Sklaven  und  Unbemittelte 
und,  zweitens,  einer  nach  der  Grösse  des  beweglichen  Vermögens 
normirten  und  ebenfalls  trib.  cap.  genannten  Abgabe  fOr  die  Bemittel- 
ten zu  suchen,  wie  Huschke,  Gens.  d.  Kzt.  S.  179  ff.,  will  und  nach 
ihm  Andere.  Ueberdies  finden  sich  in  den  Quellen  nicht  einmal  An* 
deutongen,  dass  dies  der  Fall  gewesen^).    Umgekehrt  sprechen  alle 


32)  Ob  die  peraSnliche  Abgabe,  wegen  welcher  diese  UntenQcbmig  vergeiiommeii 
ward,  das  gewShnlicbe  Kopftribut  der  Juden  oder  ein  xweites  später  noch  hinsn- 
gekommenes  Tribatum  oder  die  frOhere  Tempelabgabe  war,  —  darauf  kommt  es 
hier  nicht  an. 

8S)  Huschke  fQhrt  folgende  Orftnde  an:  1)  Eine  solche  Steuer  rom  beweg- 
lichen Term6gen  habe  frfiher  bestanden  und  es  sei  nicht  abzusehen,  warum  die  Kaiser 
sie  aufgehoben  haben  sollten.  —  Aber  wann,  wo  und  wie  bestanden?  Das  Bürger- 
tribut, das  nach  U.  unter  den  Kaisem  fortgefallen  sein  soll,  kann  doch  unro5g1ich 
hier,  wo  es  sich  vom  Provinzialkepftribut  handelt,  —  einer  „nota  captivitatis**,  die 
die  Person  ignobilior  machte  —  herangezogen  werden.  —  2)  Die  Stelle  Appian. 
Syriac.  49,  H.  S.  180  Anm.  386*.  —  H.  will  hier  im  zweiten  Satz  tpÖQOs  inl  üwfid^ 
tov  als  Subject  wiederholen  und  schliesst  daraus,  dass  dieser  Ausdruck  „zugleich 
eine  Steuer  Tom  flbrigen  TermSgen  nach  dem  Census  bezeichnete,  zumal,  da  wir 
Ton  den  Syrern  aus  Ulplan  1.  3  pr.  D,  de  cens.  wissen,  dass  sie  ein  trib.  cap. 
zalüten*'.  —  Zu  der  Wiederholung  des  ^6qos  hd  v.  s.  w.  als  Subject  zwingt  aber 
nichts.    Appian  erzählt,  weshalb  die  Juden  ausnahmsweise  ein  höheres  Kopfgeld 
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betreflFenden  Stellen  dagegen.  Huschke  a.  a.  0.  S.  178  fuhrt  selbst 
Vieles  an,  das  sich  nur  mit  einem  gleichen  Kopfgelde  vereinigen  lässt, 
und  kommt. deshalb  zu  jener  doppelten  Annahme.  Aber  Vieles  von 
dem  Angeführten  schliesst  auch  die  zweite  Annahme  aus,  z.  B.  die 
in  der  Anm.  384  citiite  Stelle  Ulpian's  von  den  Syrern,  ferner,  was 
von  H.  sub.  3  des  Textes  a.  a.  0.  angeführt  wird.  Endlich  ist  hier 
die  Stelle  aus  Joscphus  —  ich  gebe  sie  nach  Lipsius  Admir.  11.  — 
schlagend.    Er  erzählt,  Aegypten  habe  750  Myriaden  Bewohner,  daa 


znhlten  als  die  Umgegend  (nicht,  als  Tom  übrigen  Vermögen),  und  geht  nun  su 
einem  zweiten  Ausnahmefalle  über:  „Auch  in  Syrien  und  Cilicien  wird  jährlich  ein 
HuiiderUiel  von  der  Schätzung  gegeben^^  Wir  wissen  nun,  dass  in  den  Civilaten 
der  meisten  Millelmecrländer  timokratische  Einrichtungen  bestanden,  ja  zum  Theil 
81t(fr  waren  als  in  Rom  und  wissen  ausserdem  von  vielen  Fällen,  in  denen  gerade 
Asien  von  Ausnahmemassregeln  in  der  Besteuerung  getroffen  wurde.  —  Auch  die 
Heranziehung  der  Stelle  Ulpian's  ist  nicht  gläcklich,  denn  dieser  sagt  hier  gerade 
von  den  Syrern,  dass  bei  ihnen  bis  zu  und  von  einem  gewissen  Alter  bei  Männern 
und  Weibern  das  trib.  cap.  fortfiele,  was  bei  einer  Vcnnugenssteuer  nicht  denkbar 
ist.  —  3)  Von  den  Britanniern,  die  einer  „Grund-  und  Kopfsteuer"  unterworfen 
gewesen,  sage  Taeit.  Agric.  13.  19  nach  Walther's  Ausgabe:  bona  fortunaeque  in 
tributum  aggeiata,  annua  in  frumentum.  H.  will  niacerantur  statt  agg.  lesen,  was 
vorliegend  unerheblich  ist.  —  Allein  eine  SklavenkopCsteuer  traf  recht  eigentlich  den 
wichtigsten  Vermogensbestandtbcil  und  ausserdem  geht  gerade  für  diesen  Fall  die 
Natur  einer  blossen  cörporal  anklebenden  Kopfsteuer  deuHich  aus  Bio  63.  3  hervor. 

—  4)  Es  begriffe  sich  nicht,  wie  Titus  den  Yespasianschen  Erlassg  des  trib.  cap.  an 
die  Cäsarienser,  I.  8  §.7  D.  50,  15,  dahin  interpretiren  könne,  dass  damit 
•ach  die  „Grundsteuet**  erlassen  aei,  wenn  ersterea  nicht  ebenso  wie  dieses  Theil 
einer  Vermdgenssteuer  und  so  das  Grundstück  gleichsam  noch  in  dem  caput  mit 
enthalten  sei.  "•  Allein  Tilus  inlerpreliit  die  Verordnung  und  nicht  den  Begriff  des 
trib.  cap.  —  5)  Arcadius  Charisius,  1.18  §.  21  D.  50.  4,  spräche  „von  anderen 
öffentlichen  Leistungen,   irelche  auf  die  Grundstücke  oder  das  Vermögen 

—  possessionibus  sive  palrimoniis  —  gelegt  wurden^*.  —  Diese  Stelle  acheint  mir 
H.  aber  falsch  zu  verstehen.  Poüsessiones  ist  hier  der  Substanz  nach  dasselbe  wie 
patrimoniaf  wie  fast  überall  in  den  Quellen.  Beweisend  hiiTfür  ist  1.  22  §.  ult.  D. 
50.  1.  Ki  gehl  auch  aus  §.  22  ibid.  hervor,  dass  es  hier  auf  keinen  Gegensatz 
zwischen  possess.  und  palrimon.  ankommt,  sondern,  ob  die  Eigenthümer  auf  ihren 
Besitzungen  (possess.  oder  patrim.)  wohnen  oder  nicht.  —  6)  Bezieht  sich  H.  auf 
Tacit.  Ann.  13.  51.  Diese  Stelle  ist  schon  oben  besprochen  und  erhält  unten  noch 
eine  weitere  Beleuchtung.  Sie  bezieht  sich  nur  auf  das  römische  Bürgertribut  und 
kann  also  hier  nicht  angezogen  werden.  —  7)  Wenn  endlich  H.  anch  noch  das  spatere 
aur.  mercat.  und  die  Lustralcollation  anführt,  so  wird  sich  eben  späler  zeigen,  dass 
diese  neben  dem  trib.  cap.  bestanden,  mit  diesem  nichts  zu  thun  hallen,  sondern 
nur  Handelsgewerbssteuern  waren,  die  erst  aufgelegt  wurden,  nachdem  sich  das 
Handelskapital  sdion  aus  der  antiken  einheitlichen  Hauswirthschaft  selbständig  ab- 
gezweigt halte. 
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gehe  aus  dem  Eopfgelde  hervor,  das  jeder  Einzelne  zahle.  Die  Be- 
völkerungsziffer mag  wahr  oder  falsch  sein  —  die  Berechnung  konnte 
so  nicht  angelegt  werden ,  wenn  nicht  Männer ,  Weiber ,  Kinder  und 
Sklaven  ein  gleiches  Kopfgeld  entrichteten,  das  keine  Vermö* 
genssteuer  mitbegriff. 

Ich  kann  mich  auch  nicht  davon  überzeugen,  dass  nicht  im  Evan- 
gelium Matthäi  17  in  den  dort  vorkommenden  zwei  Drachmen  das 
allgemeine  gleiche,  von  deaiJuden  schon  seit  Pompejus  an  Bom  gezahlte 
Kopfgeld  gemeint  sein  sollte,  obwohl' ich  weiss,  dass  fast  allgemein 
die  jüdische  Tempel  ab  gäbe,  die  auch  gerade  zwei  Drachmen  betrug, 
darunter  verstanden  wird. 

Aber  allerdings  muss  die  Stelle  etwas  anders  übersetzt  werden, 
als  wie  Luther  und  die  ihm  folgen,  wollen. 

Luther  übei*setzt  folgendenuassen : 

24)  »Da  sie  nun  gen  Capernaum  kamen,  gingen  zu  Fetro,  die 
den  Zinsgroschen  einnahmen  (oi  td  öidgaxfict  Xafißdvovtsg),  und  sprachen: 
Pflegt  Euer  Meister  nicht  den  Zinsgroscheu  (td  didgax/Jta)  zu  geben  ? 
25)  fr  sprach:  Ja.  Und  als  er  heim  kam,  kam  ihm  Jesus  zuvor,  und 
sprach:  Was  dünkt  dich,  Simon?  Von  wem  nehmen  die  Könige  auf 
Erden  den  Zoll  oder  Zinse  (ol  ßaadetg  %rjg  yijg  dno  tivuav  Xaftßd^ 
vovat  riXfi  vj  x/Jvtfov)?  Von  ihren  Kindern,  oder  von  Fremden  (dno 
xäv  vmv  avvmv,  i}  and  tcoy  dXXo%Qi(jnv)'i  26)  Da  sprach  zu  ihm  Petrus: 
Von  den  Fremden  {dno  rmv  dUovQiwv).  Je.sus  sprach  zu  ihm:  So  sind 
die  Kinder  frei  CAgd  y«  iXtvx^egoi  staiv  oi  vioi) !  27)  Auf  dass  aber 
wir  sie  nicht  ärgern  (tra  ös  ikij  axavdaXiaoo[*BP  avtovg).  so  gehe  hin 
an  das  Meer  und  wirf  die  Angel,  und  den  ersten  Fisch,  der  herauf- 
fährt, den  nimm;  und  wenn  du  seinen  Mund  auftbust,  wirst  du  einen 
Stater  finden;  denselben  nimm  und  gieb  ihn  für  mich  und  dich.« 

Nach  dieser  üebersetzung  ist  in  den  V.  26  und  27  ein  Gegensatz 
enthalten,  nach  welchem  Jesus  unter  v$oi  gerade  sich  und  Petrus  ver- 
standen und  also  hätte  sagen  wollen,  eigentlich  wären  sie  als  Kinder 
des  »Königs«  von  der  Abgabe  frei,  »aber«  sie  wollten  kein  Aerger- 
niss  geben  und  doch  die  Steuer  zahlen.  Jedenfalls  wird  V.  26  von 
sämmtlichen  Exegeten,  sie  mögen  über  das  Didrachmon  denken,  wie 
sie  wollen,  dahin  verstanden,  dass  Jesus  die  Steuerfreiheit  für  sich 
und  Petrus  habe  behaupten  wollen. 

Dagegen  weichen  die  Erklärungen  darüber  ausserordentlich  ab, 
wie  Jesus  sich  und  Petrus  als  Kinder  »eines  Königs  der  Erden«  habe 
auffassen  können. 

Die  gewöhnliche  Erklärung  und  zwar  derer,  die  das  Didrachmon 


370  Rodbertoi, 

ftr  die  Tempelabgabe  halten,  läuft  darauf  hinaus,  »Jesus  halte  sieh 
als  Gottessohn  um  so  mehr  ftr  steuerfrei,  als  dies  schon  Eönigssöhne 
seien«,  oder,  wie  Paulus  aus  Heidelberg  eridftrt,  »weil  Jehovah  der 
eigentliche  Ednig  von  Palästina  sei  und  deshalb  der  Gottessohn  als 
Königssohn  gedacht  werde«'*).  —  Dagegen  verwirft  Wiese  1er,  Chro- 
nolog.  Synopse  d.  Evang.  S.  264  bis  271,  der  das  Didrachmon  für  das 
römische  Eopftribut  hält,  diese  Erklärungen  um  deshalb,  weil  damit 
noch  nicht  die  Freiheit  des  Petrus  erkläft,  Jehovah  auch  nirgends 
sonst  Eönig  der  Erde  genannt  werde,  und  will  statt  dessen  so  ver- 
stehen, dass  es  sich  hier  um  die  schon  im  A.  T.  voricommende,  im 
N.  T.  noch  mehr  vergeistigte  Vorstellung  handle,  »dass  der  wahre 
Gottesgelehrte  und  Gott  f&rditende  Mann,  namentlich  der  Priester 
und  Rabbi,  ein  Sohn  und  Genosse  der  Könige,  ja  noch  mehr  als  das 
sei«;  —  wogegen  wieder  Huschke  a.  a.  0.  einwendet,  dass  »Jesus 
nach  dieser  Erklärung,  wenn  seine  Schlussfolgerung  richtig  sein  solle, 
sich  und  die  Sdnigen,  im  Widerspruch  mit  Joh.  18.  36,  37.  17,  16, 
Luk.  22 ,  25  ff. ,  zu  Söhnen  irdischer  Könige  mache« ,  und  dafür  die 
Stelle  dahin  erklärt,  dass  Jesus  von  dem  Gleichniss  rede,  »dass  die 
weltlichen  Könige  Zoll  und  Steuer  nicht  von  ihren  Söhnen,  die  als 
solche  an  der  Herrschaft  Theil  nähmen,  sondern  von  Fremden,  d.  h. 
Unterthanen ,  die  nicht  dem  regierenden  Hause  angehörten,  erhöben, 
und  wenn  dies  schon  in  weltlichen  Reichen  der  Fall  sei,  es  um  so 
mehr  in  Gottesreich  gelten  müsse,  dass  die  Söhne  des  Herrn  und  Kö- 
nigs Israels  von  der  Steuer  ausgenommen  seien«. 

Ich  meinerseits  halte  indessen  alle  diese  Ausl^ungen  für  gezwun- 
gen und  die  Lutherische  Uebersetzung ,  auf  die  sie  sich  gründen,  ftlr 
unrichtig. 

Nach  meiner  Ueberzeugung  ist  die  Stelle,  wie  folgt,  zu  verstehen: 
24)  Als  sie  nun  nach  Capemaum  gingen,  kamen  zu  Petrus  die, 
welche  das  Zweidrachmengeld  erheben,  und  sagten :  Zahlt  Euer  Meister 
nicht  das  Zweidrachmengeld?  25)  Er  sprach:  Ja.  Und  als  er  heim 
kam,  kam  ihm  Jesus  schon  mit  den  Worten  zuvor:  Was  dünkt  dich, 
Simon  ?  Die  Könige  der  Erde,  von  wem  nehmen  sie  Boden-  oder  Kopf- 
tribut? Von  den  Söhnen  ihres  eigenen  xVolks,  d.  h.  ihren 
Stammgenossen,  oder  von  den  Fremden?  26)  Petrus  sagte: 
Von  den  Fremden.    Da  sprach  Jesus  zu  ihm:    Mithin  sind  es  ge- 


34)  Ich  folge  hier  Haschke,  Cens.  d.  Rdm.  Kaigerz.  „Beilage  über  das  Di- 
drachmon der  Jaden*^ 
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rade  die  Stammgenössen,  die  frei  sind.  27)  Und  damit  wir 
nuA  mtht  gegen  diese  Verstössen  ^  so  gehe  hin  an  das  Meer  u.  s.  w. 

Jesus  behauptet  also  in  dieser  Stelle  nicht  die  Steuer- 
freiheit für  sich  und  Petrus,  sondern  vielmehr  die  Steuer- 
pflichtigkeit,  denn  er  will  sagen  und  sagt  auch  ausdrücklich:  Weil 
wir  Juden  nicht  zu  den  Stammgenossen  des  uns  beherrschenden  Kaisers 
gehören,  sondern  für  Bom  Fremde  sind,  so  sind  wir  auch,  wie  dies 
allgemein  Rechtens  in  den  Kelchen  der  Erde  ist,  nicht  frei  vom  Zwei- 
drachmengeld; wir  wollen  daher  kein  Aei^emiss  geben,  sondern  — 
»gehe  hin  —  —  und  be2ahle  einen  Stater  —  die  doppelte  Zwei- 
drachme —  für  di(Ak  und  mich«. 

Dass  diese  viel  besprochene  Stelle  so  verstanden  werden  kann, 
ja  am  besten  so  verstanden  wird,  scheint  mir  nicht  zweifelhaft  zu  sein. 

Grammatisch  hindert  nichts.  —  Vielmehr  verstösst  gerade  Luther 
gegen  die  Syntax,  wenn  ^  dem  di  V.  27  eine  adversative  Bedeutung 
beilegt,  denn  durch  das  yi  hinter  ä^a  in  dem  vorhergehenden  Satz 
wird  diese  Bedeutung  eher  ausgeschlossen  als  gefordeit.  Indessen 
nur  durch  das  »Aber«  in  V.  27  wird  der  Schein  geweckt,  als  ob  Jesus 
vorher  gerade  die  Steuerfreiheit  in  Anspruch  nähme.  Andererseits 
accentuirt  hier  das  r^  viehnehr  die  Steuerfreiheit  nur  der  t;#alv,  und 
da  diese  in  dem  vorliegenden  Fall  doch  nur  die  Stammgenossen  des 
herrschenden  Römischen  Kaisers  waren,  was  Jesus  und  Petrus  nicht 
waren,  so  geht  aus  dem  von  Jesus  nicht  ausgesprochenen  Gegen- 
satz seiner  Folgerung  gerade  hervor,  dass  er  und  Petrus,  als  Fremde 
vor  den  Römern,  nicht  steuerfrei  waren,  und  er  fügt  daher  auch 
hinzu :  Und  so  gehe  denn  hin  und  verschaffe  für  uns  beide  einen  Stater, 
den  Betrag  unserer  beiderseitigen  Steuer. 

Auch  historisch  und  logisch  lässt  sich  nichts  gegen  diese  Aus- 
legung einwenden.  —  Es  ist  von  den  »Königen  der  Erde«,  also  nicht 
von  einem  himmlischen  Königreich  die  Rede;  es  handelt  sich  dann 
weiter  von  zweierlei  sdir  weltlichen  Abgaben  {riXog  und  x^üog)^  die 
doch  nur  die  Könige  der  Erde  erhoben;  es  ist  femer  die  Rede  von 
Judäa,  das,  wie  wir  wissen,  damals  boden-  und  kopftributpilichtig 
war;  es  ist  endlich  im  AUgemeinen  die  Frage,  von  Wem  die  Herrsdier 
der  Erde  solche  Abgaben  erhöben,  von  den  eigenen  vtSv  oder  den 
aUoTfi^v;  —  ich  frage,  können  diese  beiden  Worte,  auf  die  es  hier 
besonders  ankommt,  anders  verstanden  werden  als :  »von  den  Kindern, 
d.  i.  Angehörigen  des  herrschenden  Stammes«  oder  »den  beherrschten 
Fremden«,  wie  sie  auch  Huschke  versteht?  Es  waren  ja  nur  die 
letzteren,  welche  nach  dem  antiken  Völkerrecht  boden-  und  kopftribut- 
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pflichtig  waren,  denn  in  solcher  Pflichtigkeit  bestand  nach  Tertallian 
eben  der  Makel  der  unterworfenen  Fremden  (nota  captivitatis),  während 
die  eigenen  Söhne  des  herrschenden  Stammes,  hier  Korns,  keine  dieser 
Tributarten,    wenn  auch  noch  so  viel  Bürgertribut,    zahlten.    Diese 
Auslegung   steht  dann    auch   iü  innigster  Uebereinstimmung  mit  den 
correspondirenden  Stellen  Matthäus  22,  17  ff.,  Marcus  12,  13  ff.,  Lu- 
cas 20,  24  ff.    Diese  letzteren  drei  Stellen  beziehen  sich  augenschein- 
lich auf  ein  und  dieselbe  Begebenheit,  auf  die  Versuchung  wegen  eines 
dem  Ilöniischen  Kaiser  zu  zahlenden  Tributs»   das  die  Juden  in  der 
Idee  noch  schwerer  als  in  der  Wirklichkeit  drückte,   weil   sie  nach 
ihren  eigenthümlichen  nationalen  Vorschriften   nur  Jehovah  schössen 
sollten.     In  den   ersten  beiden   der  angeführten   drei  Stellen   kommt 
ebenfalls  das  Wort  x^paog  vor;  in  allen  dreien  der  römische  Denar, 
aus  dessen  Bild  und  Umschrift,   als  dem  Beweise  der  herrschenden 
Finanz-  und  Steuerhoheit,  von  Jesus  die  Verpflichtung  hergeleitet  wird. 
Jesus  lehrt  also  auch  in  diesen  drei  Stellen  die  Unterwerfung  unter  die 
bestehende    weltliche  Obrigkeit   und  sagt   damit,    dass  die  Juden 
aicbt  frei  vom  x^vaog  seien.    Aber  ganz  dasselbe  sagt  er  in  der 
an  die  Spitze  gestellten  Hauptstelle,  nuL  mit  einer  anderen  Mo- 
tiv irung.    Während  er  in  den  drei  correspondirenden  Stellen,  den 
versuchenden  P h a r i s ä e r n  gegenüber,   die  Begründung  seines  Worts 
aus  dem  Gepräge  der  cursirenden  Münze,  in  der  das  Tribut  bezahlt 
wurde,    also,    gewissermassen  philosophisch,    aus   dem  Bestände   der 
Staats-  und  Steuerhoheit  nimmt,  der  Gehorsam  zu  zollen  sei,  —  nimmt 
er  sie  in  der   obigen  Hauptstelle,   mit  Rücksicht  auf  die  Steuer- 
erheber selbst,  die  Petrus  gefragt,  aus  dem  positiven  Staats-^  und 
Völkerrechts  des  Alterthums,  nach  welchem  die  Söhne  des  herrschenden 
Volks  in  diesem  Sinne  niemals  tributär  waren,  sondern  nur  die  unter- 
worfenen Fremden. 

Wird  also  Matthäus  1 7,  wie  ich  will,  verstanden,  so  fällt  auch  der 
Haupteinwand  Huschke's  gegen  die  Ansicht,  dass  darin  von  römischem 
Kopfgelde  die  Rede  sei,  fort. 

Fällt  aber  dieser  Einwand  fort,  so  leben  alle  übrigen  Gründe  da- 
für, dass  das  römische  Kopfgeld  der  Juden  gleichwie  die  Tempelab- 
gabe zwei  Drachmen  betragen  |iabe,  und  die  schon  Wiesel  er  ange- 
führt hat,  um  so  stärker  auf:  namentlich,  dass  in  Verbindung  mit  der 
Erwähnung  der  bestehenden  weltlichen  Macht  das  W.  »fjvaog  gebraucht 
wird,  das  nur  den  römischen  Provinzialcensus  bezeichnen  kann,  da  es 
bei  der  Tempelabgabe  überhaupt  liicht  anwendbar  gewesen  wäre.  Auch 
der  Einwand,  den  Huschke  aus  der  Erwähnung  eines  Zweidrachmen- 
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Stücks  nimmt,  da  das  Kopftribut  in  Denaren  habe  bezahlt  werden  müssen, 
scheint  mir  nicht  stichhaltig.    Bekanntlich  herrschte  bis  zur  Kaiserzeit 
im  ganzen  Osten  der  Drachmenfuss ,  wenn  auch  in  verschiedenen  Mo- 
dificationen.    Erst  von  Äugustus  an  nahm  Born  das  ausschliessliche 
Münzrecht  in  Anspruch  und  prägte  nach  dem  Denarfuss.    Kann  man 
nun  glauben,  dass  die  ganze  cursirende  Geldmenge  des  Ostens  plötz- 
lich ausser  Cours   gesetzt  worden   wäre   oder  Äugustus  unter  seiner 
Herrschaft  gleich  eine  solche  Masse  Denargeld  geprägt  hätte,  dass  die 
Steuererheber  nur  dieses  hätten  annehmen  dürfen?    Vielmehr  wurde 
die  Drachme  dem  Denar  gleich  gesetzt,  obwohl  sie  es  in  Metallwerth 
nfcht  war,  was  möglicherweise  seinen  Grund  gerade  in  der  Besteuerung 
hatto'*).  —  Wenn  Jesus  in  den  angezogenen  anderen  Stellen  allerdings 
aus  dem  Gepräge  eines  römischen  Denars  den  Beweis  der  Steuerpflich- 
tigkeit führt ,   so  folgt  noch  nicht ,  dass  die  Steuer  nun  auch  nur  in 
Denaren  hätte  abgetragen  werden  dürfen,  oder  ein  Z  w  e  i  drachmenstück 
nicht  als  Censusmünze  hätte  gelten  können.     Jesus   führt   in  jenen 
Stellen  den  Beweis  der  Steuerpflichtigkeit  aus  dem  Bestände  der  herr- 
schenden römischen  Finanzhoheit,  und  dazu  bedurfte  er  natürlich  nicht 
zwei  Denare,  obgleich  das  Kopfgeld  so  viel  betrug,  sondern  nur  eines, 
aber  eines  römischen  Denars,  der  eben  das  Bild  des  Kaisers  trug. 
In  jener  Hauptstelle  des  Matthäus  indessen  führt  Jesus  den  Beweis 
dieser  Steuerpflichtigkeit    aus  dem  antiken  Staats-  und  Völkerrecht, 
wonach  die  Stammgenossenschaft  entschied,    und   hier  kam  es 
also  nur  auf  eine  gangbare  Münze  an,   die  den  Betrag  der  Steuer 
ausdrückte,  und  das  war  das  damals  immer  noch  zumeist  in  Palästina 
cursirende  Geld,   nämlich  die  Zweidrachme  für  Einen  Kopf  und  der 
Stater  für  Zwei. 

Das  Evangelium  Matthäi  giebt  uns  also,  nach  meiner  Ueberzeugung, 
ausdrücklich  die  Höhe  des  von  den  Juden  an  Born  gezahlten  Kopf- 
geldes an. 

Allein  ich  habe  noch  eine  weitere  Spur  gefunden,  in  deren  Ver- 
folgung mir  die  überraschendste  und  vollste  Ueberzeugung  von  der 
Richtigkeit  des  Zweidrachmen -Kopfgeldes  bei  den  Juden,  und  eines 
ähnlichen,  für  die  Person  gleichen  Kopfgeldes  bei  allen  übrigen  Rom 
unterworfenen  Nationen  geworden  ist. 

Es  handelt'  sich  nämlich  um  eine  Combination  mehrerer  Stellen 
aus  den  verschiedensten  Schriftstellern ,  aus  der  hervorgeht ,  wie  hoch 


35)  M.  0.  über  die  MOnz Verhältnisse  der  damaligen  Zeit  und  der  betreffenden 
Gegenden  Becker  und  Marquardt  a.  a.  0.  III.  1  S.  28  ff. 
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das  Kopfgeld  der  Aegypter  war.  Ich  gebe  übrigens  die  meisteB 
dieser  Stellen  nach  Lips.  Admir.  IL  3,  der  indessen  nicht  daran  denkt, 
meine  Schlossfolgerung  damit  za  verbinden,*  vielmehr  jede  derselben, 
obwohl  sie  uns  glaubwürdig  überkommen  sind ,  in  seiner  Manier  zu 
verändern  wünscht. 

Seit  Pompejus,  haben  wir  gesehen,  —  Appian.  Syr.  49  —  zahl- 
ten die  Juden  ein  höheres  Kopfgeld  als  alle  umwohnenden  Nationen 
und  wir  setzen  hier  also  voraus ,  dass  dieses  bei  ihnen  zwei  Denare 
betrug. 

Ich  habe  ferner  schon  die  Stelle  aus  Jorsephus  angeführt,  wo^ 
nach  Ae^^ten  7,500,000  Einw.  gehabt,  wie  sich  aus  dem  Kopfgelde, 
das  die  Einzelnen  zahlten,  ergäbe. 

Nun  finden  sich  auch  mehrere  Stellen  über  die  Gesammtein- 
nähme  aus  Aegypten. 

Strabo  sagt:  Ptolemäus,  dem  Vater  der  Cleopatra,  wären  aus 
Aegypten  12,500  Talente  eingekommen,  und  fügt  hinzu,  wenn  das  bei 
der  schlechten  Wirthschaft  des  Ptolemäus  gewesen,  was  müsse  es  jetzt 
unter  Augustus  bringen,  wo  Alles  in  der  höchsten  Ordnung  zugehe. 

Diodor  sagt  dagegen:  Er  habe  Aegypten  bereist  und  von  den 
Finanzbeamten  selbst  gehört,  die  königlichen  Einkünfte  betrügen  über 
6000  Talente. 

Y  eil  ejus  hat:  Augustus,  der  Aegypten  stipendiär  gemacht,  habe 
daraus  ungefähr  (|(aene)  so  viel  Einkommen  dem  Aerar  zugewandt, 
wie  sein  Vater  aus  Gallien. 

Endlich  sagen  Sueton  und  Eutrop:  Cäsar  habe  Gallien  jährlich 
stipendii  nomine,  quadringenties  H.  S.  =  40,000,000  Sestertien 
=  10,000,000  Denar  aufgelegt  ••). 

Die  Angaben  Strabo's  und  Diodor^s  dürfen  uns  hier  nicht  irre 
führen,  denn  sie  sprechen  von  der  Zeit  der  Ptolemäer  und  der  da- 
maligen Gesammteinnahme  des  Reichs,  worunter  «auch,  wie  man  aus 
der  Erwähnung  des  auswärtigen  Handels  sieht,  die  Zolieinnahmen  be- 
griffen waren,  während  zur  Bömerzeit  Aegypten  einen  Fünften  als 
trib.  sol.  trug,  was  natürlich  zu  dieser  Zeit  die  Hauptrevenue  aus- 
machte. Die  Geldrevenue  konnte  also  .nicht  mehr  gross  sein.  Für 
uns  wird  daher  nur  die  Angabe  des  römischen  Schriftstellers  Vellejus 
maassgebend  sein  können,  weil  sie  durch  die  Bezugnahme  auf  das  in 
Gallien  von  Cäsar  erhobene  Stipendium  eine  Geldsumme  bezeichnet, 
die  bei  einem  Fünften  nicht  mehr  allzu  übertiieben  ist  und  ausserdem 


36)  Sueton  hat  bekanntUch  das  Wort  Stipendium  und  Eutrop  die  Ziffer 
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durch  diesen  Ausdruck  (d.  i.  eines  vectigal  certum)  gerade  auf  ein 
von  den  Aegypteni  gezahltes  Kopfgeld  hinzudeuten  scheint,  das  ja 
nach  Josephus  Aegypten  in  der  Tbat  bezahlte  und  woraus  er  eben 
die  Bevölkerung  von  7^  Millionen  berechnete. 

Nun  vergleiche  man: 

Aegypten  hatte  7,500,000  Einw.,  wie  aus  ihrem  Eopfgelde 
hervorging;  Gallien,  das  ungefähr  genau  ebensoviel  Stipendium  wie 
Aegypten  getragen  haben  soll,  gab  lOMillionen  Denar;  die  Juden, 
die  das  grösste  Stipendium  zahlten,  gaben  per  Kopf  zwei  Denare. 

Ist  es  nicht  ein  im  höchsten  Grade  beacbtenswerthes  Resultat,  dass, 
wenn  man  annimmt,  die  Aegypter  hätten  1^  Drachmen  Kopfgeld, 
d.  h.  eine  halbe  Drachme  weniger  als  die  Juden,  die  mit  zwei  Drach- 
men, nach  Appian,  das  höchste  Kopfgeld  trugen,  gezahlt,  —  dass, 
sage  ich,  bei  dieser  Voraussetzung  so  ziemlich  sowohl  die  Bevölkerungs- 
ziffer, die  Josephus,  als  auch  die  Stipendiensumme,  die  Vell  ejus  durch 
die  Bezugnahme  auf  Gallien  von  Ägypten  angiebt,  bestätigt  wird?  —  Denn 
7,500,000  Köpfe,  die  je  1  ^  Denare  zahlten,  brachten  reichlich  die  Summe 
von  10,000,000  Denaren  auf,  so  viel,  wie  nach  Sueton  und  Eutrop 
das  Stipendium  betrug,  das  Cäsar  Gallien  auflegte.  —  Und  ist  hieraus 
nicht  auch  wieder  eine  Bestätigung  für  die  zwei  Drachmen  der  Juden 
zu  nehmen,  da  von  diesen  gesagt  ward,  sie  hätten  von  den  umwoh- 
nenden Völkern  das  höchste  Kopfgeld  gezahlt?  —  Bei  einem  solchen 
wunderbaren  Zusammentreffen  der  obigen  Stellen  stehe  ich  in  der  That 
kaum  an,  auch  das  von  Sueton  und  Eutrop  mitgetheilte  Stipendium 
der  Gallier,  über  dessen  Geringfügigkeit  man  sich  gewundert  hat,  nur 
vom  Kopftribut  zu  verstehen,  denn  der  Boden tribut  ging  wahrschein- 
lich auch  bei  den  Galliern  erst  aus  der  Ertragsquote  hervor  und 
konnte  deshalb  nicht  in  solcher  einen  Geldziffer  ausgedrückt  werden; 
ja,  ich  würde  nicht  anstehen,  hiernach  auch  in  jenem  gallischen  Sti- 
pendium von  10,000,000  Denar  einen  Fingerzeig  für  die  Bevölkerungs- 
berechnung dieses  Landes  —  das  nach  anderen  Berichten  das  niedrigste 
Stipendium  gab  —  zu  erblicken,  wenn  es  hier  darauf  weiter  ankäme^'). 

Hält  man  die  obigen  Ermittelungen  fest,  so  begreift  man  auch, 

37)  Noch  mag  fQr  die  1)  Drachmen  Kopfgeld  der  Äegypler  sprechen  nicht  bloa, 
dass  dio  in  jenen  Gegenden  cursirende  sogenannte  Inseldrachme  gerade  1}  Denar 
betrug,  sondern  auch,  dass  die  alexandriniscbe  in  Billon  geprägte  Draclim« 
nur  \  Denar  werth  irar,  die  cursirende  Münzsorte  in  Aegypten  also  jenem  Sleuer- 
hetrage  von  1|  Drachmen  pro  Kopf  keine  Schwierigkeit  entgegensetzte.  M.  s.  über 
diese  MfinzTerhaltnisse  Becker  und  Alarqnardt  a.  a.  0.—  Bei  den.Ton  Josephus 
und  Eutrop  angegebenen  runden  Summen  und  dem  paene  des  Yellejui  ist  kein 
genaueres  Zutreffen  zu  verlangen.  — 

24* 
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^ie  Hesyehius  und  Suidas  s.  v.  Mirttog  und  xTivdog  sagen  können: 
sldog  vofjtitf/Jtatog  y  imxsffaXaiOv  und  ro  rofAKf/Aa,  h^atov  tiXog  und 
beide  Grammatiker  liefern  dann  wieder  eine  neue  Bestätigung  für  das 
eine  gleiche  Kopfgeld  von  wahrscheinlich  1  bis  höchstens  2  Drachmen 
oder  Denar  bei  allen  Rom  unterworfenen  Nationen. 

Allerdings  will  Salmasius  zu  Lamprid.  Alex.  39  4iese  Bestä- 
tigung nicht  zugeben'^).  Er  stösst  sich  daran,  dass  eine  bestimmte 
Münzsorte  —  ein  Denar  oder  eine  Drachme  —  hätte  census  genannt 
werden  können  und  will  dies  nur  für  die  Geldsumme  im  Allgemeinen 
zugeben,  die  man  ex  censu  hätte  entrichten  müssen.  Aber  dabei  geht 
eben  S.  schon  von  der  falschen  Voraussetzung  aus,  dass  das  trib.  cap. 
kein  gleiches  Kopfgeld  gewesen  sei.  Nehmen  wir  aber  dies  an,  setzen 
wir  also  umgekehrt  voraus,  dass  ein  gleiches  Kopfgeld  Alle  getroffen, 
so  wird  es  durchaus  plausibel,  dass  diejenige  Münze,  die  von  jedem 
Einzelnen  zur  Abtragung  seines  Kopfgeldes  eingezahlt  wurde,  im  Munde 
des  Volks  selbst  x^vaog  hiess.  Denn  darin,  dass  die  Einwohnerschaft 
gezählt  (censirt)  und  jeder  Einwohner,  der  gezählt  war,  in  Folge 
dessen  das  gleiche  Kopfgeld  entrichtete;  femer,  dass  die  Grösse  der 
mit  Realabgaben  verschiedener  Höhe  belegten  Aecker  durch  Vermes- 
sung ermittelt  wurde,  —  darin  bestand  eben,  wie  ich  im  dritten  Ab- 
schnitt zeigen  werde,  die  dnoYQct^rj  oder  der  census  der  Provinzen 
unter  Augustus.  Dass  also  der  Name  desjenigen  amtlichen  Verfahrens 
(x^vcroc)»  das  dazu  führte,  dass  Jedermann  eine  bestimmte  gleiche 
Münze  oder  einen  gleichen  Betrag  in  dieser  Münze  abtrug ,'  auch  für 
diese  letztere  sprachgebräuchlich  ward,  hat  nichts  gegen  sich.  Es 
leuchtet  viehnehr  ein,  dass,  wenn  ein  solches  gleiches  Kopfgeld  auf- 
gelegt wurde,  dies  nicht  blos  in  einem  der  meist  cursirenden  Münze 
entsprechenden  Betrage  geschehen,  sondern  auch  diese  Hauptkopfgeld- 
münze selbst  nach  dem  Verfahren  genannt  worden  sein  wird.  Ausser- 
dem lassen  sich  doch  auch  die  Worte  der  beiden  Grammatiker  sldoq 
vofAlafAatog  ^  iniMfipäüatov  und  to  vifAttffia^  it^tsiov  xiXog  ungezwungen 
nur  mit  der  Voraussetzung  eines  gleichen  Kopfgeldes  vereinigen,  denn 
hätten  dieselben,  wie  Salmasius  will,  eine  nach  der  Grösse  des  Ver- 
mögens wechselnde  Steuer  summe  gemeint,  die  u^vnog  genannt  wäre, 
so  hätten  sie  doch  nicht  so  buchstäblich  blos  die  Münze  bezeichnet, 
und  wiederum  bezeichnen  sie  nur  ganz  allgemein  eine  Münze  so  und 
nicht  eine  bestimmte  Münze  —  eine  Vicrteldrachme  oder  eine  ganze 

38)  Mit  dieser  berflbmten  Stelle  aus  LampridioB  bat  übrigens,  wie  ßlschlicli 
die  Auitleger  glauben,  das  Provinsialkopfgeld  nichts  lu  thon.  leb  werde  dieselbe 
im  y'itrXtii  AbschnUt  atsfaiirliclr  beleuchten. 
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Drachme  —  weil  bei  der  Verschiedenheit  des  Eopftributs  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  leicht  in  der  einen  die  eine,  in  der  anderen  eine 
andere  Münze  xijpttog  genannt  werden  konnte. 

Auch  afus  der  Söhe  eines  solchen  Kopfgeldes  sind  keine  Gründe 
gegen .  seine  Gleichheit  zu  nehmen ,  und  zwar  weder  nach  der  einen 
noch  nach  der  anderen  Seite. 

Ich  habe  schon  oben  gegen  Lipsius  eingewendet,  dass,  weil  auch 
die  Sklaven  mit  Kopfgeld  versteuert  wurden  und  die  Sklaven  den  her- 
vorragendsten Theil  des  antiken  Kapitals  ausmachten,  das  Kopfgeld 
eine  von  den  Bemittelten  im  Yerhältniss  ihres  Kapitals  gezahlte 
Steuer  war. 

Aber  auch  an  sich  war  das  Kopfgeld  von  zwei  Denar  nicht  nie* 
drig.  Der  Denar  enthielt  um  diese  Zeit  etwa  8^  Sgr.  Silberwerth. 
Ein  Kopfgeld  von  zwei  Denar  =17  Sgr.  für  Gross  und  Klein,  Män- 
ner und  Weiber,  Freie  und  Sklaven  ist  nicht  unbedeutend.  Im 
Preussischen  —  in  der  untersten  Stufe  der  Klassensteuer  —  beträgt 
es  15  Sgr.  für  den  Erwachsenen.  Da  die  Juden  wahrscheinlich  die 
Köpfe  ihrer  Kinder  mitversteuern  mussten  —  wir  kennen  aus  Ulpian 
und  also  aus  späterer  Zeit  nur  die  einzige  Ausnahme  der  Syrer  —  so 
übersteigt  das  Kopfgeld  von  zwei  Drachmen  das  Preussische  bedeutend. 
Bei  der  Vergleichung  der  Steuerhöhe  zweier  Zeitalter  muss  man  aber, 
natürlich  den  Sacbwerth  des  Geldes  in  Betracht  ziehen,  der  bekannt- 
lich im  Alterthum  weit  höher  war  als- heute '^). 

Somit  theilte  sich  das  Provinzialtrib^ut  erwiesenermassen  in 
ein  tributum  soli,  das  eine  ßeallast  war,  die  entweder  in  einer 
Ertragsquote  oder  in  einem  Stipendium  bestand,  und  in  ein  tributum 
capitis,  das  eine  in  jeder  Provinz  gleiche  Corporallast  der  Perso- 
nen war. 

Es  ist  klar,  dass  es  weder  zu  der  Erhebung  des  einen 
noch  des  anderen  dieser  beiden  Tribute  eines  Gensus  im 
Sinne  einer  Yermögensschätzung  bedurfte.  Es  konnte 
allerdings  wünschenswerth  werden:  einmal,  die  Fläche  des 
in  den  verschiedenen  Provinzen  in  so  verschiedener  Höh'^ 
realbelasteten  Bodens  durch  Vermessung  zu  ermitteln, 
um  zu  constatiren,    was  man  eigentlich  aus  dem  Boden- 


39)  Deshalb  braucht  man  auch  noch  nicht  unter  der  Cic  ad  Attic.  V.  16  er- 
wähnten inixe^äXia  eine  Vermögensateuer  zu  verstehen.  Aber  sie  kann,  weil  sie 
imperata  genannt  wird,  eine  auaserordantliche  und  deshalb  auch  diesmal  höher  nur- 
mirt  gewesen  sein. 
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tribut  einzunehmen  habe;  swelteBs,  die  Provinzialbevöl- 
kerungen  zu  zählen,  um  zu  der  gleichen  Einsicht  beim 
Eopftribut  zu  gelangen  —  und  ich  werde  unten  zeigen, 
dass  sich  der  sog.  Keichscensus  unter  Augustus  in  der 
That  in  diese  beiden  Maassregeln  auflöst  —  aber  eine 
YermögensscIi&tznDg  war  offenbar,  da  Boden-  und  Eopf- 
tribut durch  die  Eroberer  y^eonstitiirt^  wurde,  gar  nicht 
denkbar.  Eine  solche  beginnt  erst,  wie  ich  zeigen  werde, 
mit  der  allgemeinen  Bürgerrechtsertheilung,  durch  die 
die  Provinzialsteuerverhältnisse  gewaltig  geändert  wur- 
den. Namentlich  wird  ein  Provinzialcensus  in  diesem  Sinne  für 
die  hier  vorliegende  Zeit  durch  nichts  bewiesen.  Was  ir- 
gend in  den  Quellen  darauf  hinzudeuten  scheint,  z.  B.  die  Stellen  in 
den  Yerrinischen  Reden  über  den  Census  in  Sicilien  und  Cic.  p. 
Flacc.  9  »versura  vel  tributo«  u.  s.  w.,  bezieht  sich  nur  auf  den 
communalen  Census^)  dieser  Staaten,  da  in  vielen  Mittelmeerländem, 
wie  gesagt,  die  timokratische  Einrichtung  früher  als  in  Rom  bestanden 
hatte.  In  den  ei*sten  Zeiten  der  Eroberung  wurden  ihnen  bekanntlich 
ihre  bisherigen  Verwaltungsformen  meistens  als  Communaleinrichtungen 
gelassen  und  deshalb  brachten  sie  ihre  eigenen  Bedürfnisse  allerdings 
nach  wie  vor  nach  einem  Bürgertributmodus  -^  ähnlich  dem  römischen 
Bürgertributmodus  —  zu  dem  natürlich  auch  eine  Schätzung  gehörte, 
auf.    Allein  das  herrschende  Rom  erhob  nun  die  ihm  aus  diesen  Län- 

40)  Verrefl  wird  ja  aach  zum  Theil  angeklagt,  weil  er  in  den  Cemmunal- 
Census  der  Sieilier  eingriff.  —  Huachke  musa  natfirlich  bei  feiner  Anaicht  Tom 
Reichacenaua  die  Sache  andere  auffaaaen.  Er  aagt  Cena.  z.  Z.  Jea.  Chriati  p.  18: 
,yWenn  alao  die  Provinzen  seibat  beaondere  Staaten  waren,  ao  musste  auch  für  jede 
derselben  ein  besonderer,  von  dem  des  römiachen  Volks  verschiedener  Cenaus  ent- 
stehen, der  nicht  yon  den  römischen  Censoren,  sondern  Ton  den  Stattliallern  aua- 
ging,  ebenso  wie  dieser  hinaichtlirh  der  Anfflhrnng  im  Kriege  nnd  der  Juriadietloa 
die  römiachen  Conanln  und  Pritoren  vertrat.  Mit  dem  Census  des  rtoischen  Volks 
hatten  diese  ihrer  Grundlage  nach  peregriniachen  Provinzialcenaua  nichts  zu  thun, 
auch  waren  sie  unter  sich  wieder  völlig  gelrennt  und  von  einander  unabhängig.  Nur 
insofern  erstreckte  sich  der  Census  des  römischen  Volks  auch  auf  die  Provinzen, 
als  deren  Grund  und  Boden  ager  publicns  populi  Rom.  war,  von  dem  das  römische 
Aerar  vectigaiia  erhob,  und  ala  aolcher  unter  dem  Vermögen  des  römischen  Volks 
in  dessen  Census  mit  aufgeführt  werden  musste.  Auch  verateht  ea  sich  von  selbst, 
dass  die  römischen  Statthalter  bei  Einfuhrung  dea  Census  In  den  Provinzen,  so  viel 
es  anging,  die  Grundsätze  des  römischen  Census  befolgt  haben  werden."  Aber  selbst 
die  ganze  Gelehraamkeit  von  H.  reicht  nicht  aus,  dies  zu  beweisen,  und  er  hat  auch 
keine  unzweideutigen  Belagastellen  dafQr  beigebracht.  Auf  die  leitenden  Grundsätze 
seiner  ganzen  Ansicht  komme  ich  unten  noch  einmal  zurQck. 
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dem  zukommenden  stetigen  Gontribationen  nicht  im  Wege  eines 
Zuschlags  zu  jenen  Gommunalsteuern ,  sondern  nach  antikem  Staats- 
und Völkerrecht  als  Beal-  und  Corporallast.  Nur  dies  ist  das 
Bild,  das  sich  aus  den  Quellen  dieser  Zeit  schöpfen  lässt  und  das 
sich  auch  in  seiner  Weiterentwickelung  vollständig  den  späteren,  reich- 
licher fliessenden  Zeugnissen  accommodiren  wird. 

Mehr  als  über  die  thatsächlichen  Verhältnisse  des  Bürger-  und 
ProvinziaUributs  besteht  aber  Streit  und  Verwirrung  über  ihre  recht- 
liche, wirthschaftliche  und  finanzielle  Natur.  Und  hier  kann 
man  nicht  genau  genug  unterscheiden. 

Das  Bürgertribut  resultirfe,  wie  schon  in  der  Einleitung  an- 
gedeutet, aus  der  Bechtspflicht  des  antiken  Bürgers,  in  Fällen  der 
Noth  mit  seiner  ganzen  Habe  dem  Gemeinwesen  beizuspringen.  Denn 
in  der  Form  -der  Polis  war  die  Staatsgewalt  noch  der  lebendige  Bür- 
gercomplex  selbst  und  unmittelbar  und  keine  im  Staatskörper  schon 
abgesonderte  blosse  centrale  Organisation,  die  den  Bürgern  gleich- 
sam gegenübersteht.'  Daher  gerade  die  subsidiäre  Natur  dieses  Tri- 
butSj  seine  wandelbare  Höhe  und  endlich,  wenn  es  das  Schicksal 
wollte,  selbst  seine  temeräre  Form,  wo  Jeder  gab,  was  er  besass. 

Bürgertribut  zn  zahlen  war  daher  in  den  alten  Staaten  die  höchste 
Pflicht  und  die  höchste  Ehre  und  keine  Person  und  kein  Vermögens- 
bestandtheil  wurde  durch  diese  Art  von  Besteuerung  in  der  öffentlichen 
Geltung  herabgesetzt.  Deshalb  ward  auch  weder  der  Boden,  obwohl 
natürlich  dessen  Werth  den  bedeutendsten  Theil  in  der  abgeschätzten 
Vermögenssumme  ausmachte,  noch  die  diese  Steuer  tragende  Person 
des  Bürgers  durch  dies  Tribut  tributär  oder  stipendiär  an  sieL 
Niemals  ist  auch  in  den  Quellen  des  Bürgertributs  wegen  der  Boden 
oder  der  Bürger  tributarius  oder  stipendiarius  genannt  worden.  In 
diesem  letzteren  Sinne  bezeichnet  der  Ausdruck  vielmehr  eine  nota 
oaptivitatis ,  die  den  Acker  vilior  upd  die  Person  ignobilior  machte, 
Begriffe,  denen  das  freie  römische  Bürgerland  und  das  »civis  romanus 
sum«,    auch  wenn  diese  Bürgertribut    zahlten,   stolz  gegenüber- 

standen*^- 

Was  femer  dessen  wirthschaftliche  und  finanzielle  Seite 

anbetrifft,   so  stimmen  Alle  darin  überein,    dass  es  eine  nach  dem 

Eapitalwerth  erhobene  »allgemeine  Vermögenssteuer«  war.  Aber 


41)  Terittllian.  apologet.  c.  13:  Sed  enim  agri  tribulo  onusti  Tiliores,  lio- 
minttm  cepita  aiipendio  ignobiliora.  Und  er  fQgt  hinsu:  nam  hae  sunt  notae 
captiTÜaiig.    1^  komme  beim  ProvinziaUribut  auf  diese  Begriffe  zurack. 
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sie  war  dies  noch  in  einem  anderen  Sinne,  als  sie  es  heute  sein  würde, 
denn  sie  war  nicht  blos  insofern  eine  allgemeine  Yerniögenssteuer, 
als  Alle,  die  ein  nenncnswerthes  Vermögen  besassen,  sie  auch  ron 
diesem  entrichteten,  oder  insofern  als  sie  alle  verschiedenen  Bestand- 
theile  des  Vermögens  traf,  sondern  auch  insofern  als  sie  bei  der  jetzt 
noch  bestehenden  einheitlichen  Natur  des  antiken  Vermögens,  in  den 
bei  Weitem  meisten  Fällen,  alle  diese  verschiedenen  Bestand- 
theile  bei  einer  und  derselben  steuerpflichtigen  Person 
traf.  —  Im  Allgemeinen  sind  wir  berechtigt,  dies  aus  dem  Bilde  zu 
schliessen,  das  Aristoteles  von  dem  antiken  Haushalt  liefert;  fOr 
die  in  Rede  stehende  Zeit  daraus,  dass,  wie  ich  gezeigt  habe,  die 
Handelsschiffe  noch  im  Tribut  versteuert  wurden ,  —  dass  es  um  diese 
Zeit  noch  keine  einzige  Steuer  giebt,  die  einen  abgezweigten  Theil  des 
Vermögens  belegt  hätte,  —  dass,  wie  ich  zeigen  werde,-  noch  Trajan 
die  Negotiatoren  zwingen  wollte,  einen  grossen  Theil  ihres  Vermögens 
in  Grundbesitz  angelegt  zu  behalten,  —  endlich,  dass  später,  als  solche 
Vermögensabzweigungen  begonnen  hatten,  die  Steuern  darauf  auch 
nicht  auf  sich  warten  Hessen. 

Keinenfalls  darf  man  im  Bürgertribut  eine  »versteckte  Grund- 
steuer« erkennen  wollen,  wie  Savigny  a.  a.  0.  Erst.  Nacht  S.  153 
will.  Ich  werde  unten  ausführlich  zeigen,  dasä  es  um  diese  Zeit,  schon 
aus  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Gründen,  eine  Grundsteuer 
in  unserem  Sinne  noch  nicht  einmal  geben  konnte,  wenn  man  sie 
auch  hätte  einführen  wollen.  Am  wenigsten  steckte  sie  aber  in  jener 
allgemeinen  Vermögenssteuer,  als  welche  das  Bürgertribut  doch 
von  Allen  aufgefasst  wird;  ebensowenig  als  dieselbe  in  einer  heutigen 
allgemeinen  Einkommensteuer,  die  auch  schon  die  Einkünfte  des 
Bodens  berücksichtigt,  stecken  würde.  Dass  das  Vermögen  in  einer 
Einkommensteuer  nach  dem  Einkommenswerth,  in  der  Vermögens- 
steuer nach  dem  Eapitalwerth  besteuert  wird,  macht  dabei  keinen 
Unterschied.  Der  Heranziehung  des  *  in  beiden  Steuern  allerdings  mit- 
unterlaufenden Bodenwerths  fehlen  *  immer  noch  die  beiden  Hauptrequi- 
site einer  Grundsteuer,  die  Singularität  in  Ermittelung  und 
Belastung  des  betreffenden  speciellen  Bententheils  und 
der  Charakter  der  Reallast  oder  der  »Beute«  in  diesem  S. 
Ein  rückständiges  Bürgertribut  z.  B.  würde,  wenn  einstweilen  der 
Bürger  sein  Grundstück  verkauft  gehabt  hätte,  niemals  gegen  das 
letztere  zu  exequiren  gewesen  sein,  eine  rückständige  Grundsteuer 
aber  allerdings.  *—  Nationalökonomen  werden  hierüber  einig  sein ; 


r 
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den  bisherigen  Darstellungen  des  Bürgertributs  gegenüber  war  es 
aber  nothwendig,  hierauf  aufmerksam  zu  machen. 

Einen  in  allen  Beziehungen  anderen  Charakter  hat  das  Provinzial- 
tribut,  und  zwar  in  seinen  beiden  Zweigen. 

Dieses  entsprang,  rechtlich,  nicht  aus  der  antiken  Staatsidee 
wie  das  Bürgertribut ,  sondern  aus  dem  antiken  Völkerrecht,  dem 
Siegerrecht  der  üeberwinder.  Es  war  eine  poena  belli,  die  den  Be- 
si^en  traf,  und  ein  praemium  victoriae,  das  der  Sieger  genoss,  Cic. 
Verr.  III.  6.  Es  fiel  daher  gar  nicht  unter  unseren  Begriff  einer 
Steuer,  sondern  den  einer  immerwährenden  Kriegscontribution ,  den 
wir  gar  nicht  kennen.  Und  zwar  lag  noch  Gnade  in  dieser  Auflegung, 
denn,  principiell,  gehörten  ja  im  Alterthum  Land  und^eute  dem 
Sieger  zu  eigen.  Deshalb  war  die  Tributarietät  i.  d.  S.  nichts  weni- 
ger als  eine  Ehre,  sondern  ein  Makel,  sowohl  der  Grundstücke,  die 
real ,  als  der  Personen ,  die  corporal  pflichtig  waren ,  denn  in  beiden 
Beziehungen  war  sie  eben,  wie  Tertullian  sagt,  eine  nota  captivi« 
tatis.  —  Dies  wird  durch  eine  Menge  mitgetheilter  Züge  bestätigt.  — 
Angustus,  der  auf  die  Ehre  des  römischen  Bürgerrechts  hielt,  schlägt 
der  Livia,  die  ihn  für  einen  Tributarier  aus  Gallien  um  die  Ertheilung 
desselben  anlag,  das  Gesuch  ab;  den  Tribut  selbst  will  er  ihm  er- 
lassen. —  Petron.  Satir.  57  wird  ein  Freigelassener,  der  sich  rühmt, 
in  seiner  Nation  königlichem  Geschlecht  anzugehören,  gefragt:  »Quare 
ergo  servisti?«  Er  antwortet:  »Quia  ipse  me  dedi  in  servitutem;  malui 
enim  civis  romanus  esse,  quam  tributarius«.  Dass  hier  das  Bodentribut 
nicht  gemeint  ist,  von  dem  er  sich  hätte  befreien  wollen,  hebt  Sa- 
vigny  in  seiner  Abhandlung  mit  Recht  gegen  D.  d.  I.  Malle  hervor, 
denn  das  geschah  nicht  durch  die  Erlangung  des  Bürgerrechts;  aber 
der  Freigelassene  hatte  lieber  eine  kurze  Schule  der  Sklaverei  durch- 
machen wollen,  um  demnächst  römischer  Bürger  zu  werden,  als  immer- 
dar mit  dem  Makel  der  persönlichen  Tributaiietät  behaftet  bleiben^'). 
—  Seneca  —  Dio  LXIII.  2  und  3  —  der  so  hübsch  über  die  mensch- 
lichen Tugenden  zu  schreiben ,  aber  noch  besser  zu  wuchern  verstand, 
hat  nach  Britannien  mehrere  Millionen  verliehen.  Um  noch  höhere 
Zinsen  zu  erpressen,  kündigt  er  plötzlich  und  versetzt  dadurch  ganz 
Britannien  in  Aufruhr,  —  beiläufig  gesagt,  welche  colossalen  Ver- 
hältnisse, wenn  ein  einziger  Privatmann  in  Rom  durch  Kapitalkündigung 
eine  ganze  entfernte  Provinz  in  Flammen  setzten  konnte!  —  und  die 


i2)  Eine  satirische  Anspielung;  darauf,  dau  man  auf  diese  Weise  ans  der  Tri- 
butarietat in's  Bürgerrecht  gelangen  konnte,  liegt  natürlich  in  der  SteHe. 
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Königin  Bunduica  schürt  den  Au&tand  hauptsächlich  durch  die  Hin- 
weisung auf  die  Schimpflichkeit  des  Kopftribnts,  durch  den  sich  die 
Britaunier  Jahr  für  Jahr  aufs  Neue  aus  der  Sklaverei  loskaufen  müssten. 
—  Bis  in  die  Zeit  Diokletian's  klingt  in  der  That  noch  diese  Auf- 
fassung nach.  Erst  zu  dieser  Zeit  nämlich  —  um  hier  vorzugreifen  — 
flössen  beide  Tributarten,  Bürgertribut  und  Provinzialtribut ,  yoll- 
stängig  in  einander  über  und  auch  der  italische  Boden  ward  jetzt 
realpflichtig  gemacht.  Da  wirft  nun  Lactant.  de  mort.  persec. 
26  dem  Kaiser  vor,  weil  er  einer  ursprünglich  tributarischen  Kation 
entsprossen:  ^ad  hanc  usque  prosiluit  insaniam,  ut  ab  hac  captivi- 
tate  ne  populum  quidem  romanum- fieri  vellet  immunem«. 

In  dei^Benennung  wie  in  dem  Rechtsverhältniss  des  mit  dem 
Bodentribut  belegten  Provinziallandes  kehrt  dieselbe  Auffassung  wieder. 
Alles  Provinzialland,  das  nicht  ausdrücklich  für  immun  erklärt 
war,  es  mochte  in  eine  Kategorie  des  oben  S.  363  aufgestellten  Schemas 
fallen,  in  welche  es  wollte,  —  also  den  Provinzialen  zu  Privatbesitz 
belassenes  oder  aber  eigentliches  Domanialland,  und  als  letzteres  wieder 
als  Domäne  behandeltes  oder  occupirt  und  possedirtes  Land  sein  — 
gehörte,  dem  £igenthumsrecht  nach,  dem  römischen  Staat, 
und  als  daher  seit  Augustus  auch  alles  Provinzialland  mit  einer  Real- 
abgabe belegt  war  —  ich  komme  auf  diese  Maassregel  des  Kaisers  im 
folgenden  Abschnitt  zurück  —  war  auch  ager  tributarius,  stipen^ 
diarius,  vectigalis  identisch  mit  ager  publicas^'). 


43)  Ager  tribatanus,  stipendiariug  und  vectigalig  koiniDen  auch,  fiikanziell| 
in  üer  allgemeinen  Bedeutung  fiberein ,  dass  sie  den  Begriff  eines  öffenllicben  Ein- 
kommens involviren,  das  von  der  Scholle  selbst,  diesem  sachlichen  Vermögens- 
beslandtheil ,  und  nicht  nie  im  Bürgertribut  blos  von  dem  betreffenden  Vermögens- 
besitzer  erhoben  wird.  Im  Besonderen,  d.  h.  immer  um  die  Zeit,  von  der  hier  die 
Rede  ist,  unterscheiden  sie  sich  dann  wieder.  Vectigalis  wird  sowohl  1)  der  ager 
genannt,  der  rein^es  Domanialland,  m.  a  W.  der  dieses  im  engeren  Sinne  ist,  an  dem 
dem  Bebauer  keine  possess.  zustand  und  bei  dem  der  Boden  s  elbst  oft  an  Fublicanen 
verpachtet  ward,  als  auch  2)  derjenige,  der  in  irgend  einer  Weise  zu  Besitz  und 
Privatbenutzung  überlassen  oder  zurückgegeben  und  mit  einer  Realabgabe  belegt 
war.  —  Indem  Begriff  des  vecligal  gipfelt  also  die  allgemeinste  Bedeutung  solchen 
Einkommens,  denn  vectigal  hiess  nun  auch  wieder  nicht  blos  die  Pacht  der  Publi- 
^anen  von  den  von  ihnen  selbst cultivirten  Aecker  n,  sondern  auch  die  Einnahmez. B. 
aus  Weideland,  Bergwerken,  Salinen  und  selbst  Zöllen.  Das  Bürgertribut  dürfte  aber 
nie  so  genannt  sein.  —  Dann  weiter  heisst  nur  der  zweite  Theil  des  ager  vecti- 
galis auch  tributarius  oder  slipendiarius,  und  obwohl  die  besondere  Unterscheidung 
unter  diesen  letzteren  beiden  Begriffen  nicht  constant  ist,  so  wird  doch  stipen- 
diarius  meistens  ffir  den  ager,  der  eine  in  der  Höbe  feste  Reaiabgabe  ~  vectigal 
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Obgleich  diese  AasdehmiDg  des  Begrifis  publictts  seit  Niebuhr 
von  den  Meisten  bestritten  wird,  so  ist  der  Beweis  dafür  doch  buch- 
stäblich aus  den  Quellen  zu  föb|^,  und  dies  muss  hier  geschehen, 
weil,  wenn  deshalb  auch  der  Faden  meiner  Darstellung  durch  eine 
weitläufige  Episode  unterbrochen  wird,   doch  die  hieraus  erst  resul- 


oertam  •—  und  tributarius  meietens  för  den  i^ebraucht,  der  eine  Ertrags  quo  te  als 
selche  Realabgabe  trägt.    Die  genannten  Begriffe  ordnen  sich  also  so: 

1)  ager  Tectigalia. 


2)  mit  einer  Reallast  oder  Kenle  3)  reines  verpachtetea 

belegtes  Provinzialland.  Doinanialiand. 


4)  iributarius.  6j  stipendiarius. 

Ad  1,  2  und  3  wird  durch  La  ehm.  Hygin.  d.  limit  constit.  p.  116  und  p.  205; 
ad  2|  4  und  6  durch  Cic.  Yerr.  III.  6  bewiesen.  Auch  in  den  Worten  Tertul- 
lisns  agri  tributo  onusU  und  hominum  capita  stipendio  cenaa  scheint  dieser 
letstere  Unterschied  wieder  gefunden  werden  }u  können ,  denn  das  Kopflribut  war 
immer  eine  feste  Abgabe,  daa  Bodentribut  meistens  eine  Quote,  und  über- 
dies wird  wohl  tributum  auch  oft  für  stipenduim,  aber  doch  seilen  Stipendium  für 
eine  Ertragsquote  gesetzt  Scheint  Letzteres  vorzukommen ,  wie  z.  B.  Aegyptus 
slipendiaria  bei  Vellej.  II.  39,  wahrend  doch  Aegypten  den  Fünften  trug,  oder 
hei  Sueton.  Caesar.  25,  wo  Gallien  mit  einem  jährlich  gleiihen  stipend.  belegt 
wird,  während  man  doch  nicht  glauben  kann,  dass  ganz  Gallien  nicht  mehr  als  die 
dort  genannte  Summe  gelragen  haben  sollte,  —  m.  s.  Anm.  28  —  so  ist  zu  erwägen^ 
dass  in  beiden  Stellen  der  Ausdruck  gerade  für  das  gleiche  Kopftribut  allein  ge- 
braucht sein  kann,  denn  es  verstand  sich  von  selbst,  dass  dabei  auch  die  agri  tri- 
buto onnati  wurden.  —  Auf  dem  Unterschied  ad  4  und  5  beruht  ferner  höchst  wahr- 
scheinlich die  Unterscheidung  der  Volks-  und  der  Kaiserprovinzen  bei  Gajus 
IL  2L  als  praedia  slipendiaria  und  tributaria ,  denn  in  den  Volksprovinzen  wurden 
in  der  That  vorzugsweise  vectigalia  certa,  in^  den  Kaigerprovinzen  vorzugsweise 
Ertragsquoten  erhoben.  Nsch  Becker  und  Marquardt  a.  a.  0.  III.  2  S.  294 
waren  nämlich,  nachdem  Narbonensis  und  Cyprus  schon  kaiserlich  geworden,  noch 
Volksprovinzen:  Afrika,  Asia,  Achaja,  lllyricum,  Macedonia,  Sicilia,  Greta  mit 
Cyrene,  Bithynien,  Sardinien,  Baetika.  Nun  werden  ausdrücklich  als  stipendia 
xahlend  genannt:  Afrika,  Sicilien  und  Sardinien,  Cic.  p.  Balb.  9,  wo  „stipendiarii" 
das  Bürgerrecht  erhalten.  Ferner  weist  Becker  und  Marquardt  a.  a.  0.  111.  2 
8.  147  die  Bezeichnung  stipendiär  noch  von  Baetika,  Macedonien,  Achaja  nach. 
Daraus  würde  sich  auch  erklären,  dass  nach  Theophilus  ad  §.40  J.  d.  rer.  div.  die 
Volksprovinzen  günstiger  gestellt  waren,  denn  ein.vect.  cert.  konnte  nicht  so  drückend 
sein,  als  eine  Ertri^quote,  die  hier  und  da  bis  zum  Siebenlen,  Fünften  und  Vier- 
ten stieg.  Vltnn  also  ohne  Zweifel  später  auch  in  diesen  Provinzen  das 
Stipendium  ein  in  der  Höhe  wandelbares  Realtribut  ward  —  wie  denn  dies,  wie  wir 
sehen  werden,  später  der  Charakter  aller  Provinzialtribute  war,  —  so  können  die- 
selben doch  aus  jener  ersten  Umlegung  her  noch  zu  Gajus'  Zeit  slipendiaria  genannt 
worden  sein. 
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tirende  staatsrechtliche  Unterlage  allein  zu  einer  klaren  Einsicht  in 
das  Vectigalsystem  der  Provinzen  zu  fuhren  vermag**). 


44)  Meine  ganze  folgende  Darstellung  richtet  sich  TOn  selbst  gegen  die  Savi  gny'ache 
Auffassung,  die  für  die  meisten  späteren  Gelehrten  massgebend  geworden  ist,  auch 
wo  diese  sie  verTollstandigt  oder  selbst  yeränderl  haben. 

Savigny  hatte  in  seiner  Abhandl.  Qber  das  jus  Ital.  zuerst  die  Ansicht  auf- 
gestellt, dass  die  Abgabe,  von  der  eine  Civitas  durch  dieses  Recht  befreit  wurde, 
nicht  sowohl  eine  „Staatssteuer*'  als  vielmehr  ein  „Grundzins",  ein  „Canon  gewesen 
wäre,  welcher  dem  römischen  Volk  als  Obereigenthämer  alles  Provinzialbodens  ge- 
bührt«*'. Später  hat  S.  diese  Ansicht  Toliständig  verlassen  und  der  Beweis  der  neu 
angenommenen  soll  „nicht  sowohl  in  einzelnen  Stellen,  als  vielmehr  in  dem  Zu- 
sammenhang des  ganzen  Steuerwesens  liegen*',  Verm.  Schrift.  I.  S.  43  Anm.  1. 
Diese  neue  Ansicht  geht  dahin,  dass  „seit  der  Kaiserregierung  allmählich  in  den 
Provinzen  ein  gleichförmiges  System  der  directen  Steuern  eingeführt  worden  sei; 
Jeder  Grundeigenthömer  zahlte  Grundsteuer,  Jeder  andere  in  der  Regel  Kopf«teuer'^. 

Je  nach  diesen  beiden  Ansichten,  der  früheren  oder  der  späteren,  muss  natür- 
lich die  in  den  Quellen  und  bei  den  berühmtesten  r5m.  Reclitsgel ehrten  noch  160 
Jahre  nach  Augustus  sich  findende  Vorstellung,  dass  der  Provinzialaclcer  eigentlich 
publicus  sei,  d.  h.  dem  romischen  Volke  resp.  Kaiser  gehöre,  und  dass  in  Folge 
dessen  die  Provinzialen  nur  die  possessio  und  den  ususfructns  hätten,  von  den 
Heuern  ganz  verschieden  aufgefasst  werden.  Im  ersten  Fall  wird  sie  za  der  Idee 
eines  „Obereigenthums"  des  romischen  Volks  über  den  Provinzlalboden,  im  zweiten 
za  einer  blossen  „publioistischen  Hypothese"  der  Juristen  „zur  Erklärung  der  Grund- 
steuer" in  den  Provinzen,  Sav.,  Verm.  Schrift.  II.  S.104  Anm.  2.  —  Ich  hoff»  nun, 
durch  die  vorliegende  Abhandlung  zu  zeigen,  dass  gerade  diese  neuere  Ansicht  S's 
„von  dem  Zusammenhange  des  ganzen  Steuerwesens"  in  allen  Punkten  falsch  ist. 
Aber  fast  noch  falscher  als  diese  wirthschafUiche  und  finanzielle  Ansicht  halte  ich 
die,  dass  Jene  Vorstellung  der  römischen  Juristen  vom  ager  publicus  eine  blosse 
publicistische  Hypothese  zur  Erklärung  des  Besteuerungs rechts  des  römischen 
Volks  ober  die  Provinzen  gewesen  sei.  Solche  wissenschaflilche  Hypothesen  ver- 
schmäheten  die  Römer,  aber  desto  stärker  waren  sie  in  der  scharfen  Folgeziehung 
aus  lebendigen  Vorstellungen  und  Verhältnissen.  Und  in  der  That. 
war  es  ein  lebendiger  Rechtsgrundsatz  des  Alterthums,  dass  dem  Sieger 
Land  und  Leute  als  eigen  zufielen.  Wenn  nun  auch  die  praktische  Milderung,  welche 
dieser  Grundsatz  durch  den  individu&listischeren  Sinn  der  abendländischen  Volker 
und,  bei  einer  erobernden  Polis,  durch  die Nothwendigkeit  erhielt,  die  volle  Schärfe 
seiner  Anwendung  nicht  mehr  zuliess,  so  war  er  doch  damals  noch  nicht  dergestalt 
umgewandelt,  dass  man  zu  der  Vorstellung  einer  publicistischen  Hypothese  hätte 
greifen  müssen,  um  ein  „Besteuerungsrecht"  über  eigentlich  den  Siegern  als  eigen 
zugefallene  Länder  zu  erklären.  Wenn  man,  nach  der  Eroberung,  den  Provinzialen 
den  Boden  selbst  mit  Recht  nehmen  konnte ,  wie  viel  mehr  Recht  hatte  man, 
ihnen  denselben  gegen  eine  Realabgabe  in  precärer  Weise  zu  lassen?*«--  Seihet 
die  Idee  eines  blossen  „Obereigenthums"  im  späteren  germanischen  Sinne  wird  dabei 
falsch,  wenn  auch  nicht  in  dem  Maasse  wie  die  Annahme  einer  „publicististheii 
Hypothese".  Principiell,  gehörte  da«  „Eigenthum"  des  Provinzialbodens  gans 
dem  römischen  Volke  und  den  Bebauern  blieb  in  der  Rechtsvorstellung  ursprünglich 
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Frontinus,  Lachm.  S.  4,  gebraucht  die  Worte:  io  hac  similita- 
dine,  qua  in  provinciis  arva  publica  coluntur.  Dazu  sagt  Aggenus 


nur  possessio  und  nsiisfnietas,  —  wfe  es  denn  auch  flberhaupi  kein  gethoiltes  Eigen- 
ihuin  in  diesem  Sinne  im  R.  R.  gab,  wenn  auch  die  Glossatoren  es  haben  hinein- 
legen wollen  —  aber  allerdings  ging  im  Yerlaufe  der  Kaiserzeit  auch  in  dieser, 
der  Rechts  Vorstellung,  eine  Shnliche  Wandlung  vor  wie  in  den  Wirthschaftsver- 
hiltnissen,  eine  Wandlung,  die  offenbar  mit  der  Geschichte  des  Etgenthums  zu- 
sammenhängt. Diese  Wandlung  begann  namentlich  mit  der  allgemeinen  Bürgerrechts- 
ertbeilung.  Von  da  ab>«nderte  sich  die  Rechtsvorslellung  nach  und  nach  dahin,  dass 
man  das  Eigenthum  des  Staats  am  Provinzialboden  als  erloschen  zu  betrachten  an- 
fing, wenn  auch  nicht  in  der  rechtlichen  Form  der  Usucapion.  Aber  auch  dann 
wurde,  nach  römischer  Vorstellung,  kein  getheiltes  Eigenthum,  kein  domin. 
direct.  im  Gegensatz  eines  utile  daraus,  das,  wie  gesagt,  die  Romer  nicht  kannten, 
sondern  das  Eigenthum  fiel  jettt  beim  römischen  Volk  oder  Kaiser  in  der  Vorstellung 
ganz  fort  und  lebte  dafür  auch  ganz  und  ungelheilt  bei  den  Provinzialbesitzem  wieder  auf. 
Und  so  ward  es  denn  auch,  wie  wir  unten  sehen  werden,  ausdrücklich  von  Diokletian 
anerkannt  Aber  auch  dann  wird  nicht  zur  Erklärung  der  auf  diesem  neuen  Privat- 
eigenthnm  haften  gebliebenen  Realpflicht igkeit  die  Annahme  eines  doch  noch 
beim  Staate  verbliebenen  ObereigOnthums  nöthig.  Denn  die  R e a  1  pflichtigkeit, 
die  dem  Provinzialboden  aufgelegt  war,  als  er  noch  in  der  That  und  der  allgemeinen 
Vorstellung  Eigenthum  des  römischen  Volks  gewesen  war,  musste  ihm  ja  eben  wegen 
Ihrer  realen  Natur  unter  allen  Umständen  verbleiben.  Ebenso  ist  auch  die  Wan- 
delbarkeit in  der  Höhe  dieser  Res  labgaben,  die  eigentlich  sonst  durch  deren 
Begriff  ausgeschlossen  wird,  aber  im  Kaiserreich  grundsätzlich  beatand,  nur  historisch 
lu  erklären,  ohne  der  Hypothese  eines  dominium  direct  zu  bedürfen.  Denn  in  der 
Zeit,  als  das  Eigenthum  des  Provinziallandes  noch  unzweifelhaft  beim  römischen 
Volkestand,  konnte  Rom  natürlich  aus  diesem  Grunde  die  Realabgaben  ändern, 
nnd  als  die  Zeit  gekommen  war,  wo  es  bei  ihm  aufgehört  hatte  und  bei  den  Be- 
sitzern aufgelebt  war,  waren  alle  Provinzialen  auch  römische,  d.  h.  antike  Bürger 
geworden  und  ausserdem  war  auch  noch  das  Regierungssystem  der  Cäsaren  dergestalt 
mit  orientalischen  Maximen  versetzt  worden,  dass  auch  jetzt  noch  in  Bezug 
auf  die  Beweglichkeit  der  Realabgaben  dieses  jetzt  im  Eigenthum  der  Provinzialen 
befindlichen  Bodens  die  unbeschränkteste  Steuerfreiheit  der  Kaiser  anerkanntes 
Princip  sein  musste.  Wie  sehr  sich  übrigens  damals  die  neuen  Bürger  gegen  das- 
selbe sträubten,  namentlich  gegen  die  fortdauernde  Realqualität  der  Steuern,  werde 
ich  im  Vorlauf  meiner  Geschichte  darthun. 

Ich  muss  übrigens  die  hier  berührte  Rechtsansicht ,  die  innig  mit  meiner  Auf- 
fassung Ton  der  nationalökonomischen  Entwickelung  dieser  Zeit  zusammenhängt,  noch 
an  ein  Paar  anderen  juristischen  Gegenansichten  klar  zu  madien  suchen,,  lelbet  auf 
die  Gefahr  hin ,  mich  zu  wiederholen. 

Hugo,  Encyclopidie  7.  Aufl.  S.132,  sagt  z.  B.  in  Bezug  auf  die  „mancipi  und 
pee  mancipi  res'*  und  die  damit  zusammenhängende  „Eintheilung  des 
Eigenthums  in  ex  jure  Qniritium  und  in  bonis**:  „Es  Ist  aber  doch 
wohl  sehr  natürlich,  dass  bei  der  Veräussernng  von  kostbaren  und  bleibenden  Sachen 
mehr  Umstände  gemacht  werden,  als  bei  Kleinigkeiten;  nur  stellten  dies  die  Römer 
nicht ,  wie^.  andere  Völker ,  blos  darauf,  ob  Etwas  ein  Grundstück  oder  beweglich 
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p.  147:  qaod  publica  arva  coli  dicit,  ne  ammiremiDi.    Nam  ideo  pu- 
blica hoc  loco  eum  dixisse  aestimo,  quod  omnes  etiam  privati  agri 


sei,  sondern  gewisse  GnindstQcke  (die  alten,  die  in  Italico  solo)  waren  als  kostbar, 
die  anderen  (proyincialia  praedia  und  zwar  stipendiaria  oder  tributaria)  als 
nicht  kostbar  ange8ehen'^  Hogo  hat  offenbar  das  riltor  des  Tertnilian  bei  den 
mit  dem  Bodenlribut  belasteten  und  deshalb  wohlfeileren  ProvinsialgruAdstöckea 
im  .Sinne  und  übersetzt  es  „nicht  kostbar^.  Hier  wird  also  von  einem  der  be- 
deutendsten Recbtslehrer  der  Neueren  die  ganze  Entwickelung  des  Eigenthums  am 
Provinzialboden  auf  dem  zufälligen  Umstand  des  grösseren  oder  geringeren  Worths  der 
pecuniären  Dinge  basirt,  anstatt  sie,  ursprünglich,  aus  dem  tiefen  Gegensatz  der 
antiken  bloa  national-politischen  und  der  modernen  allgemein-mensch- 
lichen Rechts  au  ffassung,  sowie,  dann  weiter,  aas  dem  endlichen  Ueber- 
gange  jener  in  diese,  dessen  erste  mächtige  Fortschritte  gerade 
in  das  Cäsarenreich  fielen,  abzuleiten. 

So  sagt  Sehweppe,   R.  Rechtsgesch.  $.  144:   „Die  Meinung  der  rtaischen 
Juristen,  als  ständen  alle  Grundstücke  in  den  Provinzen  im  Obereigenthum  des  Volks 
oder  des  Kaisers  und   als   gölte  daran  nur  ein  Niessbranch  des  Besitzers,  ist  wohl 
eine  blosse  Rechtsidee  ohne  historische  Grundlage   und  nicht  nothwendig,   um  den 
Mangel  des  römischen  Eigenthums  und  um  die  Sten^rpflichtigkeit  za  erklären.    In 
Justinlan's  Rechtsbuche  sind  alle  Spuren  dieser  Idee  Terschwnnden^.  —  Gewies  war 
dies  zu  ihrer  Zeit   eine  Rechtsidee,    aber    eine  lebendige,    im    Volke 
selbst,  bei  den  herrschenden  Römern  wie  den  beherrschten  ProTinzialen  bestehende 
Rechtsidee  —  eine  Idee,  wie  sie  dazu  gehört,  ganzen  GesetzgebangBsjstemeii  zm 
Grunde  zu  liegen  und  in  der  öffentlichen  Meinung  dauernde  Gültigkeit  za  Terschaffen 
—  eine  Rechtsidee,    die    in    denjenigen  Völkern,    die  seitdem  der  weltgeschicht- 
lichen Entwickelung  unterlegen  haben ,  allerdings  nicht  mehr  torkomme»  kann ,  die 
aber  damals  von  eben  so  grosser  Staats-  und  völkerrechtlicher  Heiligkeit  war  wie 
nur  heute  Irgend  eine.    Es  giebt  also  keine  bessere  historische  Grundlage,  als  in 
ihrer  Zeit  diese  Rechtsidee  hatte  und  abgab.    Freilich  war  sie  nicht  nötbig,  um  die 
allgemeine  lllirir^i'li^lie  Steuerpflichtigkeit  zu  erklären,  die,  wie 
ich  gezeigt,  tiel  weiter  reichte  als  die  moderne  und  die  auch,  bei  dem  römische» 
Bflrgervolke  selbst,   durchaus  ohne  sie   ans  der  allgemeinen  Staatsidee  des  Alter- 
thums  entsprang  und  im  Bürgertribut  zum  Anstrag  kam,  —  vrehl  aber  um  die 
Realpflichtigkeit  des  Bodens  —  im  trib.  sol«  —  und  die  Corp  or  alpflieh - 
tigkeit  der  Bewohner  —  im  trib.  cap.  —  in  den  Provinzen  zu  eriilären,  denn, 
ich  wiederhole,  bei  dem  herrschenden  Börgervolk  ist  ursprünglich  niemals  der 
Boden  realpflichtig  und   die  Fersen  corporalpflichtig  gewesen,  wenn,  wie   gesagt,^ 
das  „Gut  und  Blut«*  damals  auch  mehr  Wahrheit  halte  aie  heute.  —  Auch  dient  jene 
antike  Recbtsidee  freilich  nicht,  „den  Mangel  des  römischen  Eigenthnou  am  Provin- 
zialboden zu  erklären**,  wohl  aber  ist  sie  ein  Ausgangspunkt  mehr  zur  ErkUrnng 
der  Geschichte  des  Elgenthmns  daran.     Denn    nachdem   jener  ursprünglich  blosse 
Besitz  und  Niessbranch  am  Provinzialboden,  diesem  damaligen  ager  pnblicus,  160 
Jahre  und  darüber  ungestört  bestanden,  vererbt  und  in  allen  Verkehrswegen  über- 
tragen worden  war,  nachdem  in  dieserselben  Zeit  nnler  der  gemeinsamen  Kaiser- 
herrschaft  über  Bürger  und  Provinsialen  der  Gegensalz  zwischen  diesen  beiden  Volke- 
bestandlheilen  des  Reichs  mehr  nnd  mehr  seine  Schärfe  verloren  hatte  und  damit 
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tribnta  atqae  yectigalia  persohrant  Nam  paulo  inferios  didt:  eadem 
ratione  et  privatoram  agrorum  mensurae  aguntur,  nt  apertins  osten- 
deret  publicom  cam  private  esse  consortem.  Qaia  dam  privatus  laborat 
in  proprio,  et  tributom  publico,  et  sibi  alimoniam  arva  excolendo 
procarat. 

Wie  agri  privati  zugleich  auch  publica  arva  geoannt  werden 
konnten,  werde  ich  gleich  unten  zeigen.  Hier  soll  durch  jene  beiden 
Stellen  nur  constatirt  werden,  einmal,  dass  aller  Provinzialboden 
realpflichtig  war,  zweitens,  dass  auch  noch  Frontinus  —  er  starb 
unter  Trajan  —  allen  Provinzialboden  publicus  nannte  und  der  spätere 
Aggenus  dies  nur  aus  dessen  Realpfiicbtigkeit  ableitete. 
Was  aber  zu  Frontinus'  Zeit  publicus  war,  gehörte  doch  jedenfalls 
dem  römischen  Staat  ?^). 

Dies  wird  durch  die  sehr  beachtenswerthe  Stelle  —  die,  wie  ich 
unten  zdgen  werde,  auch  in  Bezug  auf  das  Bürgertribut  so  falsch  ver- 


auch  die  Ertnnerangr  an  jene  aas  dem  Siegerrecht  datirende  TÖIIcerrechtliche  Scheidung 
zwischen  beiden  verwischt  worden  war,  nachdem  also  gar  nicht  mehr  daran  gedacht 
werden  konnte,  dass  der  Slaat  sein  E  i  gen  th  ums  recht  am  ProTinzialboden  bis  zor 
Kntxiehiing  des  letzteren  wieder  anflehen  lassen  wQrde,  vielmehr  dies  Eigenthum 
fictisch  nur  noch  in  dem  Recht  der  Staatsgewalt  zu  nnbeschrSnIcter  Auflegung  von 
Realabgaben  sich  offenbarte,  da  yerscbwand  die  Idee  des  S  t a a t s eigenlhums  am 
Provinzialboden  Ton  selbst  und  ganz  und  an  seine  Stelle  trat  —  nicht  ein  ge- 
theiltes  Eigenthum,  ein  dom.  direct.  dort  und  ein  utile  hier  —  sondern  ein  ganzes 
Eigenthum  hier,  ~  zuerst  noch  darin  TOm  quiritarlschen  unterschieden,  dasS'  Jenes 
«Hein  realpflichtig  war,  bis  unter  Dioliietian  auch  dieser  Unterschied  aufhörte 
»nd  der  Profintialboden  zugleich  auch  rechtlich  als  dominium  erklärt  ward,  so  das« 
Justinian  endlich  auch  die  letzten  formalen  Spuren  des  Unterschiedes  ohne  Um- 
stsnde  Terwischen  konnte.  —  Das  ist  ja  das  Schöne  am  R.  R.,  dass  es,  ungeachtet 
seiner  durch  .und  durch  conserratiTen  Natur,  sich  doch  stets  der  Entwickelung  des 
Lebens  accommodirte. 

Bs'lst,  wie  mir  scheint,  lediglich  die  Sacht,  unsere  Verhaltnisse,  Empfin- 
dungen, Vorstellungen  und  Begriffe  schon  immer  Im  Alter  thum  wiederfinden  za 
wollen,  welcher  zu  keiner  objectiven  Anscliauung  desselben  kommen  lässt.  Man  soU 
aber  doch  überall  das  Maass  zur  Beurtheilung  der  Dinge  ans  ihnen  selbst  nehmen,  — 
und  keinenfalls  darf  man  historische  Kategorien  mit  logischen 
Torweehseln. 

46)  SsTigny  sagt  dazu:  „Der  Sinn  dieser  merkwördigen  SteHe  ist  offenbar 
folgender:  In  Italien  erhebt  der  Staat  Abgaben  aus  seinen  Damänen  (Pachtgelder), 
In  den  Prorinzen  aber  nicht  blos  Ton  den  Domänen,  sonderq  auch  fon  sllen  Prirat- 
grundstücken  (Grundsteuern  in  Geld  oder  Fruchten),  so  dass  also  der  Grundeigen- 
thBmer,  indem  er  sein  Land  bewirtbschaflet ,  zugleich  für  sich  arbeitet  und  Ar  den 
Staat^^  "Wie  Satigny  hier  den  OegensaU  von  Italien  vnd  Dominen  hineinlegen 
kann,  ist  gar  nicht  abinsehen. 
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Btanden  worden  ist  —  Simplic  Lachm.  p.  35:  Prima  enim  conditio 
possidendi  haec  est,  per  Italiam,  ubi  nullus  ager  est  tributa- 
TinSy  sed  aut  colonicus,  aut  municipalis,  aut  alicujus  castelli  aut  con- 
ciliabuli,  aut  saltus  privati  bestätigt. 

Vor  Allem  muss  in  dieser  Stelle  der  merkwürdige  Gegensatz  auf- 
fallen: »In  Italien  giebt  es  keinen  realpflichtigen  —  tributarischen 
—  Boden,  sondern  .aller  Boden  gehört  entweder  Colonieen,  oder 
Municipien,  oder  Flecken,  oder  Yereinsplätzen ,  oder  Privatleuten«. 
Kann  man  sich  unlogischer  als  Simplicius  ausdrücken,  wenn  nicht 
»tributarischer«  Boden  noch  eine  zweite  Bedeutung  hat,  die  den  rich- 
tigen Gegensatz  gegen  das  Gehören  an  Private  bezeichnen  würde? 
Zu  dieser  Annahme  wird  man  also  hier  auch  genöthigt,  die  denn 
offenbar  auf  denselben  Gedanken  führt,  den  Frontinus  buchstäblich 
ausdrückt,  nämlich,  dass  ager  tiibutarius  auch  immer  publicus 
war,  d.  h.  dem  Staate  gehörte.  Simplicius  lässt  sich  also 
keinen  Mangel  an  Logik  zu  Schulden  kommen,  sondern  er  sagt:  In 
Italien  gehört  kein  Boden  mehr  dem  Staat  —  nämlich  in  der  Form 
realpflichtigen  Landes,  reine  Domänen  konnten  sich  doch  noch 
dabei  vorfinden  —  sondern  er  gehört  Colonieen  u.  s.  w. 

Diese  Auslegung  des  Simplicius  wird  dann  auch  durch  die  Ge- 
schichte der  Vectigalien  in  Italien  bestätigt,  denn  es  lässt  sich  nach- 
weisen, dass  es  in  der  That  zur  Zeit  des  Simplicius  keinen  solchen 
realabgabenpflichtigen  Boden  hier  mehr  gab. 

Schon  vom  Jahre  669  heisst  es  bei  Gic.  Brut.  36  und  de  Orator. 
70  in  Bezug  auf  Italien:  qui  agrum  publicum  vectigali  levavit 
Dass  damit  nicht  gemeint  ist,  man  hätte  den  Publicanen  ihre  Domänen- 
pacht, die  ja  auch  vectigal  hiess,  und  dazu  das  Land  selbst  geschenkt, 
versteht  sich  von  selbst.  Auch  blieb  damals  ja  noch  die  campanische 
Mark  als  Domanialland  bestehen.  Deshalb  und  wegen  der'  Allgemein- 
heit des  Ausdrucks  muss  und  kann  hier  unter  ager  publicus  nur  der 
zur  Privatbenutzung  gegen  eine  Realabgabe  überlassene  Boden 
verstanden  werden,  dessen  Eigenthum  dabei  also  immer  noch  dem 
Staate  gehört  hatte.  Also  auch  bei  Cicero  wird  der  ager,  der 
privatus  i.  diesem  S.  war,  publicus  genannt.  Dadurch,  dass 
ihm  die  Realabgabe  abgenommen  ward,  hörte  er  aber  nun  auch  auf 
publicus  zu  sein  und  stand,  sofern  ihn  in  Italien  nur  ein  rö- 
mischer Bürger  besass,  fortan  auch  in  quiri tarischem  Eigenthum, 
was  sich  später,  wie  schon  gesagt,  in  der  Form  des  einer  Provinzial- 
civitas  verliehenen  jus  Italic,  wo  ^m  trib.  sol.  ebenfalls  die  Realabgabe 
nachgelassen   ward,   wiederholte.     Erst   später  vertheilte  dann    auch 
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Cäsar  bekanntlich  die  campanische  Mark  und  das  übrige  Domanial- 
ackerland  in  Italien  zu  quiritarischem  Eigenthom  aus,  und  so  T^ar  zu 
Simplicius'  Zeit,  was  auch  noch  durch'  Cic.  äd  Att.  II.  16  bestätigt 
wird,  schon  längst  kein  realpflichtiger  oder  tributarischer  oder  in  dieser 
Form  dem  Staate  gehöriger  Boden  in  Italien  mehr  vorhanden.  —  Die 
Identität  von  ager  tributarius  und  publicus,  die  Simplicius  als  selbst- 
verständlich annimmt,  findet  also  durch  die  Geschichte  der  Yectigalien 
in  Italien  eine  schlagende  Bestätigung. 

Aber  schon  die  den  Frontin  erklärende,  oben  mitgetheilte  SteHe 
des  Aggenus  enthält  deutliche  Spuren  einer  Milderung  der  Schroffheit 
dieses  Begriffs  der  Staatsangehörigkeit  solchen  Bodens,  wenn 
sie  auch  diese  letztere  noch  bestätigt.  Ganz  eben  so  verhält  es  sich  mit 
Gaj.  II.  §.7:  »Sed  in  provinciali  solo  placet  plerisque,  solum  religiosum 
non  fieri,  quia  in  eo  solo  dominium  populi  romani  est  vel  Gaesaris, 
nos  autem  possessionem  tantum  et  usumfructum  habere  videmur«.  Hier 
wird  ganz  allgemein  von  jedem  Provinzialboden  gesagt,  dass  er  Eigen- 
thum  des  Volks  oder  des  Kaisers  sei  und  die  Provinzialen  nur  Besitz 
und  Niessbrauch  davon  ^hätten,  während  das  plerisque,  wenn  es  sich 
auch  nur  auf  die  Gonsequenz  des  religiosum  fieri  bezieht,  doch  eben- 
falls eine  Spur  jener  Wandlung  erkennen  lässt. 

Fasst  man  dies  Yerhältniss  des  Provinzialbodens  von  der  Seite 
seiner  Besitzer  auf,  die  damals,  anerkannt,  nur  possessio  und  usus- 
fructus  hatten,  so  kommt  man  durch  eine  einfache . Schlussfolgerung 
zu  demselben  Besultat.  Denn  die  possess.  und  der  ususfruct.,  die 
den  Provinzialbesitzern  zugeschrieben  werden,  waren  doch  jedenfalls 
römisches  Becht  und  römische  Rechtsbegrifie.  Giebt  es  nun 
nach  römischem  Recht  eine  possess.  oder  einen  ususfruct.,  die,  ohne 
den  Hintergrund  auch  eines  Eigenthums,  gleichsam  in  der  Luft  ge- 
schwebt hätten?  Bei  Wem  wäre  also  dies  Eigenthum  der  Grund- 
stücke, von  denen  alle  Provinzialbewohner  anerkannt  nur  possess.  und 
ususfruct.  hatten,  damals  gewesen?  Hier  soll  nun,  nach  Niebuhr  und 
Anderen,  das  jus  gentium  aushelfen:  jenes  Eigenthum  wäre  ein  natür- 
liches, völkerrechtliches  gewesen.  Aber  gegen  diese  Aushülfe 
ist  zweierlei  einzuwenden.  Erstens:  das  jus  gent.  tritt  hier  allerdings 
in's  Mittel,  jedoch  als  damaliges  Völkerrecht,  nach  welchem  Land 
und  Leute  Eigenthum  der  siegenden  Nation  wurden,  nach  welchen 
es  also  juris  public!  war,  dass  der  Provinzialboden  dem  römischen 
Volke  gehörte  und  also  auch  in  der  That  ager  publicus  ward ;  das  jus 
gent.  tritt  hier  also  viehnehr  als  öffentliches  Recht  in's  Mittel, 
IV.  25 
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um  jene  blosse  possess.  zu  erklären,  aber  nicbt'  als  eise  Quelle  des 
jus  privatum.  Zweitens:  Aus  dem  römischen  jus  gent.  lässt  sick  ftr 
die  in  Rede  stehende  Zeit  überhaupt  nicht  der  Begriff  eines  natür- 
lichen oder  völkerrechtlichen  Eigenthums  ableiten.   Nach  L  5 

D.  L  1:  ex  hoc  jure  gentium  introducta dominia  distincta 

scheint  es  freilich  so;  aber  abgesehen  davon,  dass  die  Stelle 

von  Hermogenian,  dem  Becht^elehrten  der  Constantinischen  Zeit, 
ist,  wo  alle  römischen  Bechtsbegrifie  schon  in  den  modernen  Fluas 
gekommen  waren,  so  liegt  auch  in  dieser  Stelle  noch  nicht  der  Begriff 
eines  »völkerrechtlichen  Eigenthums«  als  eines  anderen  als 
civil  er  Art.  Da»  wird  durch  1.  9  ibid.  durch  6  a  jus  klar  gemadit, 
der  sagt:  »Nam  quod  quisque  populus  ipse  sibi  jus  constituit,  id  ipsiua 
proprium  civitatis  est:«  vocaturque  jus  civil e,  quasi  jus  proprium 
ipsius  civitatis«.  Aus  dem  jus  gent.  entsprang  also  nach  römischer  Vor- 
stellung nur,  dass  die  verschiedenen  Völker  verschiedene  Civil- 
rechte  und  also  auch  verschiedenes  eiyiles  BigeatlivM  hatten, 
aber  nicht  ein  dem  römischen  Civil eigenthum  gegenüberstehendes 
völkerrechtliches  Eigenthum.  Dieses  letztere  ist  eben  nur 
die  possess.,  die  die  Neueren  erst  zu  einem  völkerrechtlichen  Eigen- 
thum gemacht  haben,  weil  sie  sich  nicht  genau  in  die  römische  Vor- 
stellung versetzten;  —  wie  denn  auch  nur  der  Ausdruck  possess.  und 
keiner,  der  den  Begriff  des  völkerrechtlichen  Eigenthums  bezeichnet^ 
vorkommt  Nur  Erwerbungsarten  des  Eigenthums  für  jedes  solches 
besonderes  Civih-echt  leiteten  die  Bömer  aus  dem  jus  gent  ab,  z.  B. 
1.  1  D.  41,  1.  —  Wenn  es  also  nach  römischen  Begriffen  kein  völker- 
rechtliches Eigenthum  im  Gegensatz  des  civilen  gab,  sondern  nur 
nach  Völkern  verschiedenes  Givileigenthum,  —  wem  hätte  das  Civil- 
eigenthum  über  den  römischen  Provinzialboden ,  von  dem  damals  bei 
den  Provinzialbewohnern  nur  Besitz  und  Niessbrauch  anerkannt  ward, 
zustehen  können?  Doch  keinfon  fremden  Staat?  Also  nur  dem  römi- 
schen Staat  selbst!  —  Und,  als  nun  unter  dem  Wandel  der  Zeit,  der 
Verhältnisse  und  der  Ideen  —  denn  wo  ist  der  sociale  Begriff,  der 
so  starr  wäre,  dass  er  ^h  der  Einwii'kung  der  Zeit  verschlösse?  — 
aus  possess.  und  nsusfruct.  Eigenthum  geworden  war  und  danut  das 
bisherige  Givileigenthum  des  Staats  am  Provinzialboden  aufgehört 
hatte,  war  auch  dieses  neue  Eigenthum  der  Provinzialen  kein  völker- 
rechtliches, sondern  ein  so  echt  römisches  geworden,  als  nur  das 
römisch -civile  je  gewesen  war:  —  es  war  nur,  wenn  es  bonitari- 
sches  und  nicht  gleich  quiritarisches  geworden  war  —  was  immerhin 
zweifelhaft  ist,  s.  Anra.  46  —  der  zweitgebome  Sohn  dieses  Theiles 
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d€B  rGmischen  Rechtslebeos,  der  sieh  aber  auch  bald  nicht  mehr  dem 
Namen  nach  von  dem  erstgebomen  unterscheiden  sollte^). 

Aber  allerdings  hatte  um  lasere  Zeit  der  Begriff  des 
ager  publicus  einen  weiterei  und  einen  eagerea  Sinn. 

Im  weiteren  Sinne  umfasste  er  eben  alles  ProYinzialland» 
das  nicht  den  civitates  liberae  und  immunes  gehörte. 
Demnach  zwei  za  nntersdieidende  Theile:  1)  das  eigentliche  Do- 

46)  L.  un.  C.  J.  VII.  7&\  Antiquae  subtiKtatis  Indibrium  per  heiie  decnionem 
expellentes,  nullam  esse  differentieni  paiimor  inter  dominosy  apud  quos  vel  nadum 
ex  jure  Qairitmii  nomen »  Tel  tantma  in  bonis  reperitur.  —  Uebrigehs  stimmt  meiae 
hier  im  Text  und  in  Anm.  44  entwickelte  Auffassung  des  Eigenthumsyerhältnissea 
des  Provinzialbodens  mit  Seil,  „Romische  Lehre  der  dinglichen  Rechte^'  überein, 
der  mir  die  Grundsätze  des  römischen  Eigenthums  am  schärfsten,  klarsten  und  über- 
zeugendsten dargestellt  zu  haben  scheint.  Er  weist  1.  §.  13  streng  aus  den  Quellen 
nach,  1)  dass  in  den  Augen  der  Romer  dbs  Sigenthum  der  Peregrinen  weder  ein 
legenanntes  natürliches  eder  völkerrechtliches  noch  ein  bonitarisches ,  sondern  eben- 
laUs  ein  ciTiles  war,  nur  war  es  kein  römisch- civil  es  oder  quiritarisches,  sondern 
deren  eignes  civiles;  2)  dass  die  Peregrinen  nur  diese  eine  Art  Yon  Eigenthum, 
—  ihr  eignes  civiles,  —  hatten,  aber  kein  duplex  wie  die  Römer  in  ihrem  qniri- 
larischen  und  bonitarisehen ,  welches  letztere  so  gut  echt  römisch  war  wie  das 
entere,  wenn  auch  von  neuerem.  Datum;  3)  dass  an  allem  Provinzialboden  den  Be- 
sitzern nur  pOBsess.  und  ususfruct«,  das  Eigepthumsrecht  aber  dem  Staate  zustand; 
4)  dass  der  Provinzialboden,  subjectiv  und  objectiv,  auch  nicht  im  bonitari* 
sehen Eigenthum  der  Provinzialen  sein  konnte;  natürlich  subjectiv  nicht  bis  zur 
allgemeinen  Bürgerrechtsertheilung,  objectiv  nicht,  so  lange  das  Eigenthum  als  beim 
Staate  stehend  angesehen  ward  und  deshalb  keine  Vsncapion  dabei  stattfinden  kennte ; 
6)  dass  es  aber  von  Diokletian  durch  elne^  rei  vindicatio  geschützt  und  als  dominHun 
anerkannt  ward.  Dieser  Entwickelung  der  den  Provinzialboden  betreffenden  Eigen- 
thumsgrundsätze  ist  meine  geschichtliche  Entwickelung  des  Provinzialboden« 
tribttts  völlig  conform.  —  Ich  vermisse  bei  Seil  nur  noch  die  Beantwortung  der 
Frage:  Zu  welcher  Art  von  Eig^enthum  ward  nun  seit  Diokletian  das  Eigenthum  am 
Provinzialboden  I  Ein  trfplex  von  jetzt  ab  könnte  man  wohl  wegen  Oajns,  iber 
doch  nieht  wegen  Theophilus  und  der  oben  angeführten  Codexstelle  annehmen.  — 
Uebrigens  sieht  man,  wie  folgerichtig  es  von  Diokletian  war,  dass  er,  nachdem  die 
Rechts  entwickelung  diesen  Punkt  erreicht,  nun  auch  die  finanzielle  so  weit 
folgen  Hess,  dass  auch  dem  italischen- Boden  die  Realpflichtigkeit  aufgelegt  ward, 
wenn  auch  jetzt  noch  die  Privatinteressen  im  höchsten  €hrade  darüber  erbittert  wur- 
den, dass  von  jetzt  an  auch  er  —  wie  Laoten t.  sagt  —  diese  Harke  der  Captivi« 
tat  erhlell«  -—  Ich  komme  natürlich  auf  diesen  Gegenstand  zu  seiner  Zeit  zurück, 
wiU  aber  schon  hier  gegen  Savigny  a.  a.  0.  IL  S.  159  darauf  aufinerksam  machen, 
dass,  nach  dem  Vorhergehenden,  die  frühere  reale  Immunität  des  italienischen  Bodens, 
die  man  natürlich  nicht  mit  dem  vermeintlichen  Aufhören  des  Bflrgertributs  ver- 
wechseln darf,  und  dann,  seit  Diokletian,  die  neue  Realpflichtigkeit  desselbeK 
mit  Gründen  einer  gerechten  und  biUi|fen  Steuervertheilunf  gar 
nichts  zu  than  hat. 

26* 
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manialland.  —  Hierzu  gehörten  sowohl  die  Staatsgüter  der 
früheren  einheimischen  souveränen  Gewalt  als  auch  der  den  Pro- 
vinzialen  ausdrücklich  abgenommene  Theil  ihres  Landes, 
der  wieder  entweder  als  reine  Domäne  auch  behandelt,  d.  h.  dem 
Boden  oder  dem  Zehnten  nach  sei  es  an  Fublicanencompagnieen,  sei  es 
an  die  eigenen  früheren  Bewohner,  sei  es  an  fremde  Privaten  verpachtet 
ward,  oder  der  für  Occupation  und  Privatpossession  freigelassen 
und  dann  vielleicht  noch  gar  nicht  mit  einer  Abgabe  belegt  war;  — 
2)  denjenigen  Theil  des  Proyinziallandes ,  der  den  Provinzialen  nicht 
abgenommen,  sondern  mit  einer  festen  oder  aliquoten  Realabgabe 
belegt  zu  Besitz  und  Gebrauch  belassen  und  im  ei-steren  Fall  gar  nicht, 
im  letzteren  wieder  der  Quote  nach  vei-pachtet  war.  — 

Im  engeren  Sinne  dagegen  begriff  ager  publicus  nur  jenen 
ersteren  Theil  des  ag.  publ.  im  weiteren  Sinne  allein,  also  nur  das 
eigentliche  Domanialland,d.  h.  jenen  Theil,  der  entweder  auch  als 
Domäne  bewirthschaftet  ward  oder  aber  der  Occupation  und  Privat- 
possession überlassen  war.  In  diesem  engeren  Sinne  bildete  mithin 
der  Ausdruck  ag.  publ.  einen  Gegensatz  gegen  denjenigen  Theil  des 
ager  publicus  im  weiteren  Sinne,  der  den  Provinzialen  von  vornherein 
zu  possessio  und  ususfruct.  belassen  geblieben  und  mit  einer  Bealabgabe 
belegt  war. 

Dies  lässt  sich  beweisen. 

In  der  vielangezogenen  Stelle  Cic.  Verr.  III.  6  werden  die  ver- 
schiedenen Steuerverfassungen  in  Sicilien  aufgeführt.  Die  sine  foedere 
immunes  civitates  ac  liberae  ausgenommen,  unterscheidet  Cicero : 
1)  Perpaucae  civitates  hello  a  majoribus  subactae;  von  ihnen  heisst 
es:  quarum  ager  cum  esset  publicus  populi  Romanus  factus,  tarnen 
illis  est  redditus;  is  ager  a  censoribus  locari  solet;  2)  Foederatae  ci- 
vitates 4uae  —  quarum  decumae  venire  non  soleant;  3)  Praeterea 
omnis  ager  Siciliae  civitatum  decumanus  est;  —  dem  letzteren  war 
nicht  blos  kein  novum  vectigal  aufgelegt,  sondern  auch  die  gan^e  bis- 
herige Erhebungsweise ,  wie  dieselbe  unter  den  früheren  Königen  be- 
standen, war  geblieben.  In  dieser  Stelle  wird  also  nur  der  ager  der 
ersten  Kategorie  publicus  genannt,  der  der  anderen  beiden  nicht, 
obgleich  auch  er  vectigalpflichtig  ist.  Als  Grand  wird  an- 
geführt, dass  diese  wenigen  Staaten  allein  dem  strengen  Eroberungsrecht 
verfallen  gewesen  wären:  der  Acker  wäre  ihnen  nur  »zurückgegeben« 
worden.  Er  war  also  ausdrücklich  vorher  für  eingezogen  erklärt  worden. 
Dieser  Acker,  heisst  es  nun,  würde  von  den  Gensoren  verpachtet.  Dass 
hier  die  römischen  Censoren  und  nicht  die  sicilischeü  Communal- 


Zur  Geschichte  der  römiecben  Tributeteuern  seit  Augustue.  393 

censoren  gemeint  sind,  ist  zweifellos.  Zweifelhaft  ist  aber,  ob  diese 
Verpachtung  hier  in  der  Form  der  Acker  Verpachtung  an  die  Bewohner 
selbst  oder  in  der  Form  der  Yectigal Verpachtung  an  Fublicanen 
geschah.  Das  Erstere  ist  indessen  hier  das  wahrscheinlichere,  denn 
wäre  das  Letztere,  so  bildete  Sicilien  in  Bezug  auf  diese  Staaten 
keinen  Gegensatz  mehr  gegen  das  Eingangs  der  ganzen  Stelle  be- 
schriebene Verfahren  in  den  übrigen  Provinzen.  Cicero  würde  sidi 
dann  so. ausgedrückt  haben:  In  den  Provinzen  wird  es  mit  den  Vecti- 
galien  folgendermassen  gehalten:  einige  geben  ein  festes  Vectigal,  hin^ 
g^en  die  Ertragsquoten  der  anderen  werden  von  den  Censoren  in  Rom 
verpachtet,  was  auch  in  Sicilien  bei  sehr  wenigen  Civitaten  der  Fall  ist, 
das  ganze  übrige  Sicilien  wird  dagegen  anders  behandelt  u.  s.  w.  Allein 
er  stellt  vielmehr  das  ganze  Sicilien  jenem  vectig.  cei*t.  und  jener. 
Zehntverpachtung  gegenüber,  und  deshalb  ist  es  richtiger,  in  dem 
Boden  jener  Civitaten  Domanialland  anzunehmen,  das  als  redditus 
den  früheren  Bewohnern  selbst  verpachtet  war*'). 

Wie  vereinigt  sich  nun  aber  diese  Stelle ,  nach  der  nur  dieser 
eine  Theil  des  sicilianischen  Vectigalbodens  publicus  genannt  wird,  mit 
den  bereits  oben  beleuchteteu  Stellen,  wo  noch  über  100  Jahre  später 
jeder  Vectigalboden  so  heisst?  Nur  durch  die  Annahme  eines 
weiteren  und  eines  engeren  Sinnes!  Oder  man  müsste  ohne 
allen  Grund  die  Autorität  dieser  letzteren  Stellen  bezweifeln,  was  in 
diesem  Falle  um  so  weniger  zulässig  ist,  als  die  Agrimensoren  Sach- 
verständige waren  und  man  gerade  nur  bei  Zugrundelegung  eines  sol- 


47)  C.  T.  Zumpl  sagt  in  seinen  Verrin.  VII.  S.  437  hiezu:  ut  ulerentur  et 
pOBsiderent,  quam  diu  pop.  Rom.  Tideretur,  spricht  aber  nicht  ron  der  Form 
der  Verpachtung.  —  A.  W.  Zumpt,  in  der  Orat.  III.  de  leg.  agr.  p.  96  ff.,  |;1aubt, 
dass  der  hier  Ton  Rullns  ezcipirte  ager  reeentorieus  zu  der  in  jener  Stelle  der 
Verrinen  bezeicbueten  Ackerliategorie  geliert,  was  auch  gewiss  richtig  ist,  obgleich 
man  deshalb  noeh  nicht  censorius  für  recentoricus  zu  lesen  braucht.  Da  nun  aber 
bei  Rullus  gesagt  wird,  dass  dieBebauer  diesen  Acker  nur  vetustate  possessio- 
nis non  jure,  nur  miserieordia  senatus  non  agri  conditione  inne  hätten, 
so  konnten  sie  den  Acker  nicht  in  der  Rechlsform  „possidere'S  wie  dies  a.  B.  bei 
occupirtem  ag.  pubL  der  Fall  war*  Dennoch  war  er  redditus  und  a  censoribus  loca- 
tos,  aehnteie  aber  doch  wieder  nicht,  weil  er  sonst  von  Cicero  zum  decumanus 
gerechnet  wSre.  Es  bleibt  also  nichts  übrig,  als  ihn  deifi  Boden  nach  an  die  früheren 
Eigenthümer  selbst  yerpachtet  anzunehmen,  was  auch  gar  nicht  bedenklidi  ist,  da 
sich  ja  auch  unsere  DomaniaWerpachtungen  oft  durch  mehrere  Generationen  in  den- 
selben Familien  erhielten.  —  Niebuhr  will  freilich  diese  Verpachtungsform  über- 
haupt Dicht  gelten  lassen.  — 
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oh^  weiteren  Sinnes  von  ager  publicus  das  ganze  provinziale  Vectigal- 
System  za  erklären  im  Stande  ist. 

Dazu  kommt,  dass  Cicero  selbst  an  einem  anderen  Ort  ager 
publicus  sowohl  in  einem  weiteren  als  einem  engere  Sinne  gebrandit, 
nämlich  in  seinen  agrarischen  Reden  gegen  Bullus. 

Bull  US  hatte  sein  ausschweifendes  Ackergesetz  beantragt.  Aus* 
^weifend  war  es  nicht  in  Bezug  auf  Zahl  und  Art  der  Ackerkate- 
gorieen,  die  den  Bestimmungen  der  Ausführungscommission  unumsefaräiikt 
unterworfen  wurden.  Diese  hatte,  unter  anderen,  allerdings  zweierlei 
Befugnisse:  einmal,  überhaupt  erobertes  Land,  also  auch  Privatposh 
Sessionen  in  den  betreffenden  Provinzen  —  agri  privati  yectigalesque  — 
ekitzuziehen  und  zum  Besten  des  Staats  zu  verwenden;  zweitens, 
Land,  das  entweder  schon  als  Domäne  der  früheren  Staatsgewalt  er- 
obert, oder  auch  erst  von  dem  besiegten  Volk  ausdrücklich  eingezogen, 
und  dann  wieder  entweder  als  Domäne  behandelt  oder  zur  Occupation 
freigegeben  war,  das  auch  als  Domanialland  galt,  theils  zu  verkaufen 
oder  zu  Eigenthum  aufzutheilen,  theils  zu  belassen.  Allein  diese  beiden 
Befugnisse  hatten  die  agrarischen  Commissionen  der  Kegel  nach 
gehabt.  Dagegen  war  der  Gesetzentwurf  des  Rullus  ausschwei- 
fend in  Bezug  auf  den  Umfang  und  die  Masse  des  nach  dem 
Wortlaut  des  Entwurfs  in  beide  Eategorieeu  fallenden  Bodens.  Bis 
dahin  hatte  jedes  agrarische  Gesetz  jene  Befugnisse  auf  eine  bestimmte 
Provinz  oder  gar  nur  eine  Mark  einer  Provinz  beschränkt.  Allein 
Bullus  verlangte  deren  Anwendung,  in  der  ersten  Kategorie, 
auf  alles  Land,  das  seit  dem  Consulat  des  Sulla  und  Pompejus  erobert 
worden  war  —  und  wie  viele  Länder  waren  dies  nicht!  —  und  in 
der  zweiten  Kategorie,  auf  alles  »Domanialland«  des  ganzen 
römischen  Reiches.  —  Diesen  Ueberblick  muss  man  festhalten,  um  die 
agrarischen  Reden  zu  verstehen,  denn  man  wird  eben  finden,  dass 
hier  Cicero  selbst  den  Boden  beider  Eategorieeu  ager  publicus  nennt 
und  ihn  also  in  der  ersten  im  weiteren,  in  der  zweiten  im  engeren 
Sinne  gebraucht*«). 


48)  Rullus'  Gesetzentwurf  enthielt  öbrigens  noch  einige  andere,  auch  an 
sieb  ausschireifende  Bestimmungen ,  auf  die  es  indessen  hier  weniger  ankommt.  Br 
verlangte:  1)  dass  die  Commission  yerkaufen  könne  die  beinahe  20  Jahr  früher  durch 
Senatsbeschlflsse  unter  dem  Consulat  des  JH.  Tüll.  Decula  und  Cn.  DollabeUa  in  der 
Noth  dazu  bestimmten  Lindereien,  deren  Terkanf  indessen  unterblieben  war ;  2)  dass 
die  noch  Yorhandene  Beute  der  Feldherrn,  Pompejus  ausgenommen,  an  die  Aoa- 
fahrungscommission  abgeliefert  werde;  3)  dass  Alles,  was  seit  dem  Conaulat  das 
3Iariu8  und  Carbo  „publice  data,  assignata,  vendita,  concessa,  ja  nur  possessa  sunt 
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Nachdem  Cic.  II.  14  die  Bestimmung  kritisirt  hat,  dass  die  Com* 
mission  gewisse  Senatsbeschlüsse  aas  dem  Consulat  des.M.  Tüll.  Decula 


—  eo  jure  sint  ut  quae  oplimo  jure  priyata  sini";  4)  dass  die  Commission  mit 
den  eingenommenen  Geldern  Land  in  Ita-lien  kaufen  könne ,  welehes  «nd  so  Tiel  «e 
wolle,  um  es  zu  Colenieen  anfzutheilen. 

In  der  Tbat  wäre  ein  «olckes  Gesetz  eine  Handhabe  gewesen ,  der  YolksfMrtei 
das  ganze  National?ermogen  in  die  Hände  zu  spielen.  Cic.  bebt  namenllicli  herfor, 
dass  durch  die  obige  BesUmmung  ad  3  nur  sämmlliche  unter  Sulla  vorgegangene  Besitz- 
Teränderungen  sanctionirt  werden  sollten,  und  dass  damit  audi  jeder  schlechteste  und 
imgerechteste  Besitz  von  jed«r  Realabgabe  befreft  und  quiritorisches  Eigentbum  wer- 
den wArde.  Er  wirft  Rallus  deshalb  im  Allgemeinen  vor:  ergo  hac  lege  jus  civile, 
causae  possessionum ,  praetorum  interdicta  tollenlur,  und  im  Besonderen  ^  er  wolle 
dies  Alles  hauptsächlich,  damit  sein  Schwiegervater,  der  auf  Grund  einer  Menge 
schlechter  Besitztitel  einen  ungeheueren  Landcomplez  zusammengebracht  habe,  quoad 
octtlis  conformando  ex  multis  praediis  unam  fundi  regionem  formamque 
perficeret.  Beiläufig  gesagt,  selchen  staatsrechtlich  und  deshalb  auch 
finanziell  verschieden  geslelUen  Landes  —  wie  H^gin  sich  später  ausdrückte, 
der  „varias  constituliones"  hatte  —  musste  es  eine  Masse  geben,  und  dieses  nach 
Art  und  Umfang  zu  constatiren,  war ,  um  hier  einen  fluchtigen  Blick  voraus- 
zuwerfen, der  Hauptzweck  der  von  Augustus  angeordneten  Vermessung.  Yen  einer 
Catastrtmng  in  unserem  Sinne  war,  wie  wir  sehen  werden,  keine  Rede. 

Uebrigens  scheint  mir  Drumann,  Gesch.  Roms  III.  S.  149,  die  Rede  gegen 
Rullus  falsch  zu  verstehen.  Er  sagt:  „Sie  (die  Decemviren)  sind  ermächtigt,  in 
Italien  und  ausserhalb  die  Ländereien,  Häuser,  Teiche  u.  s.  w.  tu  verkaufen, 
welche  unter  dem  Consulat  des  Sulla  und  Q.  Pompejus  oder  später  öffentliches 
Eigenthum  geworden  sind**.  —  Aber  die  Ländereien  „in  und  ausserhalb  Italien'* 
können  hier  nicht  in  dieser  Weise  zusammengefasst  werden.  Es  kreuzen  sich  viel- 
mehr hier  zwei  Ciassen  des  Provinztalbodens.  Die  Commission  soll  nämlich,  erstens, 
alles  Land  verkaufen  können,  was  seit  jenem  Consulat  zum  römischen  Staat 
gekommen,  in  diesem  weiteren  Sinne  publicus  geworden  ist  —  solches  Land  gab 
es  aber  natürlich  nicht  in  Italien;  —  und  sie  soll,  zweitens,  auch  alles  ältere  Do- 
manialland  in  und  ausserhalb  Italien  verkaufen  dürfen,  also  was  irgendwo 
schon  früher  publicus  im  engeren  Sinne  geworden  war.  Die  Beweisführung  gebe 
ich  oben  im  Text.  —  Drumann  sagt  ferner:   „Uebrigens  entscheiden  die  Sehn 

ob  etwas  dem  Staat  oder  Privatpersonen  i^elil^re^^    Davon  ist 

aber  nicht  die  Rede.  —  Nachdem  nämlich  Cic.  in  Bezug  auf  jene  erste  Land- 
kategorie hervorgehoben  hat,  dass  die  Decemviren  verkaufen  könnten  quidqnid  sit 
extra  Italiam,  quod  publicum  populi  romani  factum  sit,  L.  Sulla  Q.  Pompejo  coss. 
aut  postea,  und  er  daraus  die  Folgerung  zieht,  dass  dies  omnes  gentes,  nationesi 
provinciae,  regna  wären,  nämlich  die  seitdem  zum  Reich  gebracht,  fahrt  er  fort: 
primum  enim  hoc  quaero,  qui  tandem  locus  usquam  sit,  quem  non  possint  deoemviri 
dicere  publicum  populi  romani  esse  factum,  m.  a.  W.  in  diesem  Sinne  giebt  es  Ja 
keine  Stelle  in  jenen  Ländern,  die  nicht  dem  römischen  Volke  gehörig  ge- 
nannt werden  müsste;  und  dann  fügt  er  hinzu:  nam  cum  idem  possit  judicare, 
qui  dizeret,  quid  est,  quod  non  lieeat  ei  dicere,  cui  liceat  eidem  judicare, 
d.  h.  denn,  da  in  diesem  FaU  derselbe,  der  jene  Länder  dem  Staate  gehörig  nennen 
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und  Gn.  Dolabella  solle  ausführen  dürfen,  nimmt  er  den  Theil  des 
Entwurfs  vor,  der  sie  ermächtigt,  »qui  agri,  quae  loca,  quae  aedificia, 
aliudve  quid«  —  und  wie  Cic.  fortfährt,  »quidquid  sit  extra  Italiam, 
quod  publicum  populi  romani  factum  sit  L.  Sulla  Q.  Pompejo  coss.  aut 
postea«  —  verkaufen  zu, können  und  sagt  dazu:  hoc  capite  omnes 
gentes,  nationes,  provincias,  regna  decemvirum  ditioni,  judicio, 
potestati  permissa  et  condonata  esse  dicö.  Hier  ist  also  gar  nicht  von 
einer  blossen  Domäne  die  Eede,  sondern  ausdrücklich  von  dem  ganzen 
Boden-,  Volks-  und  selbst  Vermögensbestand  in  den  seit  jenem  Con- 
sulat  eroberten  Ländern,  sind  also  die  Gonsequenzen  des  antiken 
Siegerrechts  im  vollsten  Umfange  gezogen,  wie  die  von  Gicero  hin- 
zugefügte Analyse  von  aliudve  deutlich  zeigt.  Im  Laufe  der  weiteren 
Aasführung  findet  denn  dies  auch  seine  Bestätigung,  denn,  fragt  Gi- 
cero, »qui  tandem  locus  usquam  sit,  quem  non  possint  decemviri  di- 
cere  publicum  populi  romani  esse  factum?«  —  Darauf  geht  Gicero 
die  einzelnen  Länder  durch,  die  von  dieser  Bestimmung  des  Entwurfs 
getroffen  werden  und  versteht  sie  offenbar  immer  nach  ihrem  ganzen 
Landinhalt,  z.B.  tot  am  denique  Asiam.  Ja,  er  nennt  sogar  cuncta- 
que  Aegyptus,  das  gar  nicht  einmal  durch  Eroberung  an  Rom  ge- 
kommen war,  sondern  von  dem  es  heisst :  »quis  enim  vestrum  hoc  igno- 
rat  dici  illud  regnum  testamento  regis  Alexandri  populi  romani  esse 
factum«.  Dieselbe  Auffassung  herrscht  IL  17,  wo  Gic.  die  Furcht  der 
einzelnen  Givitaten  ausmalt,  wenn  sich  die  Gommission  ihnen  nähern 
würde ,  —  Alles  Ausführungen ,  die  gar  nicht  am  Platz  wären ,  wenn 
es  sich  für  diese  Kategorie  des  Entwurfs  blos  um  das  eigentliche 
Domanialland  gehandelt  hätte. 

Darauf  geht  Gicero  IL  18  auf  die  zweite  Hauptbestimmung  über 
und  hier  wird  ebenso  deutlich  eine  ganz  andere  Kategorie  öffentlichen 
Bodens  verstanden.  Schon  in  den  Uebergangsworten  spricht  sich  der 
Unterschied  aus.  »Intellexistis«,  sagt  Gic,  »quot  res  et  quantas  decem- 
viri legis  permissu  vendituri  sint.  Non  est  satisl  cum  sese  sociorum, 
cum  exterarum  nationum,  cum  regum  sanguine  implerent,  in- 


kann, auch  die  amtliche  Befugnlss  hat,  die  gtaatsrechtlicrhe  Conse- 
qnenz  aus  diesem  Namen  zu  ziehen  (possit  judicare)  —  was  ist  es  nocb, 
was  der,  der  diese  Befugniss  hat^  nicht  sollte  nun  so  nennen  dürfen I  —  und  dem- 
nächst führt  Cic.  alle  Länder  namentlich  auf,  die  diesem  Schicksal  unterliegen 
könnten,  und  stets  in  einer  Weise,  aus  der  hervorgeht,  dass  er  das  ganze  Land 
und  nicht  hlos  die  darin  befindlichen  eigentlichen  Domänen  meint,  während  er  bei 
der  zweiten  Landkategorie  —  II.  18,  19  ff.  —  wiederum  nur  diese  letzteren  wört- 
lich nennt. 
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cidunt  nervös  populi  romani,  adhibeant  manus  vectigali- 
bas  vestris,  irrampant  in  aerariam.«  Hier  wird  offenbar  vectigalia 
in  dem  Sinne  reiner  Domanialeinkünfte,  d.  h.  von  Einkünften  aus  dem 
i^ger  publicus  im  engeren  Sinne  gebraucht.  Auch  dies  wird  durch 
die  weiteren  Ausführungen  Cicero 's  überzeugend  bestätigt.  Die  diese 
Landkategorie  betreffenden  Bestimmungen  bezogen  sich,  wie  gesagt, 
auch  auf  alle  vor  dem  Gonsulat  des  Sulla  und  Pompejus  eroberten 
Länder ,  ja  auf  Italien  selbst ,  und  schon  deshalb  muss  man  annehmen, 
dass  eine  andere  Kategorie  gemeint  ist,  da  sonst  nicht  nach  dem  Zeit- 
abschnitt jenes  Gonsulats  zu  unterscheiden  nöthig  gewesen  wäre.  Die 
folgende  Aufzählung  der  einzeln  namhaft  gemachten  Landtheile  über- 
zeugt auch  hiervon.  Es  ist  hier  nicht  von  ganz  Sicilien,  wie  in  dem 
ersten  Kapitel  des  Entwurfs  von  ganz  Asien  oder  ganz  Aegypten, 
die  Rede,  sondern  nur  von  dem  in  hac  provincia,  quod  aut  in 
oppidis,  aut  in  agris  majores  nostri  proprium  nobis  rcliquerint,  quin 
id  venire  jubcat.  Das  wiederholt  sich  in  der  Fortsetzung  der  Liste. 
Es  ist  wieder  z.  B.  nicht  Alles  in  Pergamus,  Alles  in  Bithynien, 
Alles  in  Macedonien,  was  die  Gommission  verkaufen  kann,  sondern 
nur  die  Attalicos  agros,  die  agros  Bithyniae  regios,  die,  qui 
regis  Philipp!  sive  Persae  f uerunt,  also  nur  die  früheren  Domänen  dieser 
Länder,  die  auf  Bom  übergegangen  waren.  Es  siud  ferner  z.  B.  die 
ausdrücklich  als  öffentlich  im  engeren  Sinne  eingezogenen  Terri- 
torien von  Cüorinth  und  den  beiden  Garthagos.  Es  ist  endlich  in  Ita- 
lien der  jetzt  hier  nur  noch  als  ager  publicus  im  engeren  Sinne  be- 
stehende ager  Gampanus  ac  Stellatis,  II.  31.  —  In  der  That,  wenn 
man  nur  beim  Lesen  der  Reden  auMiesen  Unterschied  seine  Aufmerk- 
samkeit richtet,  so  leuchtet  er  auch  sofort  ein. 

Er  findet  dann  auch  noch  in  anderen  Stellen  seine  Bestätigung. 

Ich  habe  nämlich  schon  oben  kurz  darauf  hingedeutet,  dass,  wie 
ager  publicus,  so  auch  als  Gegensatz  davon,  ganz  abgesehen  voiq  Pri- 
vateigenthum,  ager  privatus,  einen  doppelten  Sinn  hat.  —  Ager 
privatus  war,  einmal,  der  ganze  den  alten  Provinzialbewohnem  gegen 
eine  Ertragsquote  oder  eine  feste  Rente  belassene  Theil  des  Landes, 
der  also  dem  eingezogenen  und  als  ager  public,  im  engeren  Sinne  be- 
zeichneten Theil  gegenüberstand;  und,  zweitens,  war  ag.  priv.  nun 
auch  das  aus  diesem  ag.  publ.  im  engeren  Sinne  occupirte  und  posse- 
dirte  Land,  das  also  nicht  gerade  als  Domäne  behandelt  ward.  In 
der  ersteren  Bedeutung  fiel  der  ag.  priv.  unter  den  Begriff  des  publ. 
im  weiteren  Sinne,  und  bildete  also  einen  Gegensatz  gegen  den  ag. 
publ.  im  engeren  Sinne.    In  der  zweiten  Bedeutung  fiel  der  ager  priv. 
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unter  den  Begriff  des  Bg.  publ.  im  engeren  Sinne  und  bildete  alse 
einen  Gegensatz  nur  gegen  den  als  Domäne  behandelten  Theil  des 
letzteren.  —  Nur  wenn  man  dies  festbalt,  versteht  man,  was  Cicero 
Aber  den  ager  Reo^toricus  sagt  and  gewinnt  zugleich  eine  neue  Be- 
stätigung meiner  Eintheilung  des  ag.  pubL 

In  d^n  Gesetzentwurf  waren  n&mlich  in  der  zweiten  Acker- 
kategorie —  also  dem  ag.  publ.  im  engeren  Sinne  —  zwei  Ausnahme 
proponirt.  Das  Recentoriscbe  Gebiet  in  .Sicilien  sollte  in  vectigali  im- 
ponendo,  und  mehrere  Besitzungen  des  Königs  Hiempsal  in  Afrika 
in  vendendis  agris  aosg^iommen  sein,  I.  4.  Dass  dies  Ausnahmen  in 
der  zweiten  Kategorie  waren,  geht  daraus  hervor,  dass  beides  Land 
schon  vor  jenem  Entscheidconsulat  von  Sulla  und  Pompejus  zum  rö* 
mischen  Reiche  gehört  hatte,  wie  denn  auch  —  ü.  21  —  die  gleidi- 
CaUs  diese  Ausnahme  betreffende  Stelle  anfängt  »omnes  agros  extra  Ita- 
liam  infinite  ex  tempore,  no^  ut  antea  ab  Sulla  et.  Pompejo  coss«.  — 
Man  sieht  zugleich  aus  dieser  Stelle,  dass  ß&  dem  Entwurf  beim  ag. 
publ.  im  engeren  Sinne  auf  Zweierlei  ankam,  erstens,  dem  davon  durch 
Occupation  in  Privatbesitz  übergegangenen  Theil  wenigstens  em  »per- 
grande  vectigal«  aufzulegen,  —  er  war  also  noch  nicht  belastet,  — 
und  zweitens  den  nicht  so  occupirten,  sondern  auch  als  Domäne  be- 
wirthschafteten  Theil  mit  einer  Rente  belegt  zu  verkaufen  oder  zu 
Golonieland  aufzutheilen ,  was  m.  a.  W.  —  II.  21  —  hiess:  privata 
publicare,  publica  liberare^).  —  In  Bezug  auf  beide  Ausnahmen  fragt 


49)  A.  W.  Zumpt  a.  a.  0.  Anm.  66  aclieint  die  SteUe  II.  ^i  —  eosnitio 
Xfirim»  privatas  ait  aa  piiblicua;  ^eirique  a^o  pergrande  fectigal  imponitar  — 
aaders  zu  yenlehen;  nameiUUcb  f ersteht  er  das  pergrande  Tectigal  Yon  der  Um« 
Wandlung  eines  Naturalvectigal  in  ein  Geldvectigal.  —  Aber  es  bandelt  sich  hier 
von  der  zweiten  Ackerkategorie,  dem  ag.  publ.  im  engeren  Sinne,  d.  h.  dem  Do- 
maniallande  oder  demjenigen  Ackerlande,  der  theüs  schon  bei  der  Eroberung  als 
Staatsdomäne  aberkoromen,  theils  yon  de«  besiegten  Volke  aasdrücklich  neu  daza 
fingezogen  war.  Von  diesem  letzteren  Theil  wurde,  ausser  dem  Colonielande,  im 
der  Regel  ein  Theil  wieder  als  Domäne  behandelt,  hingegen  war  der  zur  Occapatt^n 
überlassene  Theil  privatus  geworden«  weil  eine  rechtliche  possessio  der  Bebauer 
daran  entstanden  war.  Dieser  privat  gewordene  Theil  war  aber  damals  noch  nicht 
ikberall  mit  einem  vectigal  belegt,  während  der  Staat  natfirlich  das  Recht  hatte,  es 
sa  Ihun,  Ja  sogar,  ihn  ganz  einzuziehen  und  tu  anderen  öffentlichen  Zweokea  i« 
yierwenden,  da  er  Ja  tretz  der  possessio  publicus  geblieben  war«  Sokbe  Einsiebmg 
war  hart,  —  Cic.  4e  off.  IL  22  und  23  —  aber  nicht  gegen  das  positive  Recht» 
Die  amtliche  Cognitio,  nach  diesem  Recht  in  allen  älteren  Provinzen  auch  mit  dieser 
zweiten  Ackerkategorie  nach  Belieben  zu  schalten,  wollte  Rullus  ebenfaUs  der 
Commission  zuweisen.  Sie  hätte  also  das  Recht  gehabt,  sowohl  den  als  Domäne 
•och  behandelten  Theil  verkanfen  oder  zu  Eigenthnm  auftheilen  zu  kSanen  (publica 
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nn  Cicero  I.  4:  »hicquaero,  siEiempsali  satis  est  cautum  foedere  et 
Beoentoricos  ager  privatus  est,  quid  attinaerit  excipi?  Sin  et  foe- 
dns  illud  habet  aliqoam  dubitaüonem  et  ager  Beoentoricus  dicitur  non 
Hunquam  esse  pablicus,  quem  patet  existimatiinun ,  daas  causas  in 
orbe  terranim  rq^ertas,  quibus  gratis  parceret?«  Hier  kann  offenbar 
unter  ag.  priv.  nur  der,  welcher  nicht  ag.  pubL  im  engeren  Sinne 
geworden,  scmdem  d^  Urbewohnem  belassen  worden,  verstanden  sein, 
—  und  dessen  gab  es  natürlich  in  den  vor  dem  Entscheidjahr '  zum 
Reiche  gebrachten  Provinzen  ebenfalls  eine  Masse ,  die  aber  nach  dem 


Uberare  —  dies  neiinl  Cicero  adbibere  manus  Tectii^alibns«  imimpere  in  aerarittm) 
als  aucb  dem  durch  Occupatioa  Priratland  gewordenen  Theil  einem  öffentlichen 
Zwecke  dienstbar  machen  zn  können  (pri?aU  pnblicarej  <—  wenigstens  (so  mnss 
hier  denique  übersetzt  werden)  ihm  ein  sehr  grosses  rectigal  aufzulegen,  Dass  es 
auch  damals  noch  —  Yon  früher'  ist  es  bekannt  —  solches  nnbelegtes  Priyatlsnd 
im  ag.  publ.  gab  (erst  der  Provinzialcensus  des  Augustus  bestand  auch  darin,  dass 
alles  Provinsialland,  das  ag.  pubU  war,  auch  belegt  ward)  ist  nach  den  agrarischen 
Eeden  selbst  nicht  zu  bezweifeln.  Es  sind  dies  die  a  majoribus  relictae  possessio* 
nes,  die  Cicero  I.  1  zweimal  erwähnt.  Hierunter  sind  also  nicht  aus  dem  „Nach* 
lass*'  der  Torfahren  überkommene  Besitzungen  zu  verstehen,  wie  man  glauben 
könnte, ^  da  in  diesem  Kapitel  des  Gesetzentwurfs  auch  viel  .ton  den  eigentlichen 
Dominen  gehandelt  wird,  sondern  die  noch  von  der  öffentlichen  Belastung  zurück- 
gabliebenen  PriYatposeessionen.des  ag.  pubL  i.  e.  S.  Dies  geht  daraus  herfor, 
dass  sie  nicht  in  censorum  pascuis  aufgeführt  waren,  was  geschehen  wäre,  wenn  sie 
schon  mit  einem  Vectigal  belegt  gewesen  wären.  91.  s.  Zumpt  zu  dieser  Stelle, 
der  mir  aber  durch  das  „quasi  neglectae"  nicht  die  richtige  Beziehung  auszudrücken 
seheint.  Uebrlgens  sieht  man  gerade  I.  1,  wo  Cicero  den  Inhalt  des  Gesetzent- 
wurfs in  gedrängtester  Kürze  angiobt,  besonders  gut,  dass  es  richtig  ist,  zwei  solche 
Ackerkategorieen ,  wie  ich  will,  zu  unterscheiden  und  dass  namentlich  die  zweite  — - 
der  ag.  publ.  im  engeren  Sinne  —  eben  diese  beiden  Xheile  begriff,  einmal,  das  ala 
Domäne  auch  behandelte  Land,  das  Rullus  will  verkaufen  können,  wodurch  er  den 
Staat  um  seine  Domanialeinkünfte  gebracht  hätte,  und,  zweitens,  die  noch  unbelegtea 
Privatpossessionen,  denen  er  ein  pergrande  vectigal  auflegen  will.  Diese  beiden  Be* 
Stimmungen  des  Kapitels  II  des  Entwurfs  werden  1.  1  gleich  in  den  ersten  beiden 
Sfttsen  Videte  nunc  und  Perseribit  In  sua  kurz  neben  einander  gestellt,  nur  die  Ver- 
fügung über  die  Priva^ossessionen  zuerst;  während  in  der  ersten  Rede  an  das  Volk, 
ansführlieh,  aber  in  umgekehrter  Ordnung,  erst  c.  18  ff.  der  Verkauf  der  eigentlichen 
DemSne,  und  dann,  c.  21^.  IrS,  von  Sequitur  an,  die  Belastung  der  Prlvatposses- 
sionen  vorgenommen  wird.  Dass  es  in  letzter  Stelle  nur  omnes  agros  extra  Italiam 
hetssl,  obwdhl  immer  noch  allgemein  von  der  zweiten  Ackerkategerie  die  Rede  ist, 
darf  nicht  befremden,  dehn  in  Italien  gab  es  zwar,  wie  ich  gezeigt  habe,  neeh  ala 
Bemäne  behandelten  ag.  publ.,  wie  z.  B.  die  eampanische  Mark,  aber  nicht  mehr 
possedirten  ag.  publ.  —  sei  er  belegt  oder  unbelegt  gewesen  —  und  ausserdem  be- 
folgte ja  auch  Rullus,  wie  aus  III.  hervorgeht,  bei  Italien  noch  andere  Gesichts- 
punkte. 


/ 


400  Rodbertu«, 

Entwarf  ausser  Spiel  bleiben  sollte  —  denn  sonst  hätte  es  sich  ja 
nicht  von  selbst  verstanden,  dass  er  gar  nicht  ausgenonunen  zn  werden 
brauchte.  Dies  wird  denn  auch  durch  U.  21  bestätigt,  wo  Cicero, 
noch  einmal  auf  diese  Ausnahmen  zurückkommend,  privatus  unmittel- 
bar neben  einander  in  jenem  doppelten  Sinne  gebraucht.  Er  beweist 
hier  nämlich,  dass  der  ag.  Becent.  ein  ager  publicus  im  engeren 
Sinne  sei^)  und  fragt  hier  wieder:  At,  si  est  privatus,  quid  eum 
excipis?  Sin  autem  publicus,  quae  est  ista  aequitas,  ceteros,  etiamsi 
privati  sint,  permittere  ut  publici  judicentur,  hunc  exipere  nominatim, 
qui  publicus  esse  fateatur?  —  In  der  ersten  Frage  ist  privatus  wieder 
in  demselben  Sinne  wie  oben  I.  4  genommen:  Rullus  brauchte  ihn 
dann  gar  nicht  auszunehmen.  In  der  zweiten  muss  aber  privatus  in 
der  anderen  Bedeutung,  wo  dieselbe  einen  Gegensatz  gegen  den  ab 
Domäne  auch  behandelten  TheU  des  ag.  publ.  im  engeren  Sinne  aus- 
drückt, verstanden  werden,  denn  Cicero  will  offenbar  sagen:  wenn 
er  aber  zum  ag.  publ.  in  diesem  Sinne  gehört,  wo  bleibt  da  die  Bil- 
ligKdt,  dass  Du  selbst  ager  privatus  (also  occupirtes  und  possedir- 
tes  Terrain  dieses  ager  publ.)  zu  öffentlichen  Zwecken  verwenden 
willst,  und  diesen  recentorischen  Acker  ausnimmst,  der  eingestandener- 
massen  Domäne  ist**)?  —  Hier  wird  also  durch  die  Unterscheidung 
innerhalb  des  ag.  priv.  auch  die  innerhalb  des  ag.  publ.  bestätigt. 

Hat  man  sich  diese  Unterscheidungen  angeeignet,  so  wird  man 
sie  überall  wiederfinden,  wo  Cicero  seine  Einwürfe  auch  ganz  all- 
gemein hält.  — .  So  I.  4:  Provincias,  civitates  liberas,  socios, 
amicos  reges  denique  exhauriunt!  —  Admovent  maQus  vectigalibus 
populi  romani*^).  —  Non  est  satis  u.  s.  w.  Hier  fasst  er  offenbar  die 
Einwürfe  gegen  die  die  beiden  bezeichneten  Landkategorieen  betreffenden 
Bestimmungen  des  Entwurfs  kurz  zusammen,  nachdem  er  in  dem  ver- 


60)  Dieser  ag.  RecenU  muss  also  Eine  von  den  wenigen  siciliechen  Civitaten  ge- 
wesen sein,  die  Cic.  Verr.  III,  6  als  ag.  publ.  —  hier,  wie  ich  gezeigt,  im  engereii 
Sinne  —  bezeichnet,  aber  nicht  namhaft  macht. 

51)  Nie  bahr  a.  a.  0.  Bericht.  Ausg.  1853  S.  439  versteht  in  dieser  SUlIe 
unter  privatus  „Privateigenthum,  freilich  nach  fremdem  und  allgemeinem  Recht**. 
Die  Ansicht  von  Eigenthum  am  Proviniialland  nach  fremdem  und  allgemei- 
nem Recht  ist  oben  beleuchtet  worden;  dass  privatus  hier  gar  nicht  Privateigenthnm 
heissen  kann,  geht  aus  einer  aufmerksamen  Vergleichung  von  Rull.  I.  i  und  II.  21 
hervor.  Auch  A.  W.  Zumpt  a.  a.  0.  macht  nicht  auf  diesen  Unterschied  auf- 
merksam. 

52)  Die  Interpunktion  dieser  Stelle  scheint  mir,  weil  jene  Unterscheidung  nicht 
berücksichtigt  worden  ist,  in  den  meisten  Ausgaben  falsch  zu  sein. 
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loren  gegangenen  Theil  der  Rede,  wie  noch  die  erhaltenen  Schlussworte 
über  Aegypten  zeigen,  die  erste  Kat^orie  durchgenonunen  hatte,  und 
dann  von  den  Worten  an  Yidete  nunc  proximo  capite  u.  s.  w.  zu  der 
zweiten  übergegangen  ist  Dort,  vom  Consulat  des  Sulla  und  Pom- 
pejus  an,  werden  die  ganzen  Provinzen,  selbst  die  Länder  von  Bundes- 
genossen und  befreundeten  Königen,  also  ag.  publ^  im  weiteren  Sinne, 
hier,  bei  den  älteren  Ländern,  werden  nur  die  Vectigalien  aus  dem 
ag.  publ.  im  engeren  Sinne  verstanden.  Aehnlich  wiederholt  sich  die 
Zusammenfassung  II.  36. 

Oeffentliches  Eigenthum  an  jedem  Provinzialboden, 
der  nicht  ausdrücklich  immun  erklärt  war  —  und  damit 
schliesse  ich  diese  Episode  —  war  also  um  diese  Zeit  positiv 
staatsrechtlich,  und  nur  aus  dieser  Qualität  desselben  ist 
das  Provinzialbodentribut  rechtlich  abzuleiten.  Dies  öf- 
fentliche Eigeuthum  zu  einer  »publicistischen  Hypothese« 
der  damaligen  Juristen  zu  machen,  widerspricht  der  all- 
gemeinen thatsächlichen  Auffassung  der  damaligen  Zeit. 
Auch  bedarf,  um  die  Umlegung  einer  »Grundsteuer«  zu 
begründen,  kein  Staatsrechtslehrer  einer  solchen  Hypo- 
these. Aber  eben  die  Provinzialbodentr'ibute  —  welche 
sämmtlich  die  Natur  von  Realabgaben  hatten,  wie  das 
Bürgertribut  in  keinem  seiner  Bcstandtheile  besass,  — 
waren  nicht  Steuern  im  antiken  Sinne,  sondern  Tectigalien, 
d.  h.  nach  antiker  Auffassung  Domanialeinkünfte  in  dem- 
selben weiten  Sinn,  den  die  weitere  Bedeutung  des  ag. 
publ.  hatte*'). 


53)  Ich  lasse  es  hier  dahin  gesteUti  oh  das  Licinische  Ackergesetz,  insofern 
es  ein  Maximalmaass  des  GrandbesiUes  vorschrieb,  wirklich  nur  den  ag;.  publ.  i.  e.  S« 
betraf.  Die  Grunde,  die  Niebuhr  aus  der  HeiUgkeit  des  Privateigenthuma  her- 
nimmt, sind  sicherlich  falsch.  Einmal,  hatte  im  Alterthum  das  Eige.nthum,  und 
namentlich  das  Grandeigenthum ,  dem  Staatawillen  gegenüber  nicht  unsere  moderne 
Heiitgiceit,  denn  dasselbe  war,  ursprunglich  und  historisch  erinnerlich,  ntur  ein  durch 
diesen  Staatswillen  ausgeschiedenes  Loos  aus  der  in  Stammesgemeinschaft  befindlichen 
Mark  —  woraus  sich  ja  auch  die  ältesten  Formalitaten  der  Uebertragung  erklären  — 
und  unterlag  deshalb  auch  noch  ferner  vollständig  dem  Staatswillen ,  und,  zwei- 
tens, war  die  Aufhebung  eines  Theils  des  Kapital eigenthums,  die  doch  auch 
nach  Niebtthr  durch  das  Licinische  Gesetz  und  später  noch  dfler  stattfand,  eine 
nech  gritosere  EigenthnmsTerletzung ,  da  noch  zu  aUen  Zeiten,  wenn  auch  unrichtig, 
Kapitaleigenthum  für  heiliger  gehalten  ist  als  Grundeigenthum.  Freilich,  dass  sich 
die  meisten  „agrarischen*^  iSesetze  nur  aul  den  ag.  publ.  bezogen,  ist  un- 
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Mit  der  rechtlichen  Natar  des  provinzialen  Eopftribnts  irer- 
hielt  es  sich  mutat.  matand.  ebenso.    Es  war  keine  Kopfsteuer  in 


bestreitbar,  aber  in  der  römischen  Gesetzessprache  verbergen  sich  eben  sebr  oft 
unter  ein  nnd  demselben  Kamen  yerschiedene  Dinge. 

Dagegen  sebeint  es  mir  nnzweifelhaft ,  dass  Nitbuhr  dem  Begriff  des  ag. 
pnbL  eine  sn  enge  Bedeutung  beilegt ,  wenn  er  IL  351  der  ersten  Ausgabe  sagt: 
^Falsch  aber  isl  es,  dass  alle  Ländereien  in  den  Provinzen  Eigenthum  des  römiscben 
Staates  gewesen  waren:  nur  in  Italien  war  Befreiung  von  einer  Ertragssteuer  der 
sichere  Charakter  eigenthOmliches  Landes.  In  den  Provinzen,  ~  wie  in  Sicilien,  — 
zahlten  die  Landerelen  der  verbündeten  und  freien  Städte  keine  Abgaben,  sie  ge- 
nossen italische  Immunität:  aber  die  in  den  abhängigen  Orten  waren  nicht  weniger 
Privateigenthum,  obwohl  zehntpflicbtig^  freilich  nach  fremdem  nnd  allgemeinem,  nichl 
nach  quiritarischem  Recht  Nur  von  einzelnen  Landschaften  hatte  Rom  durch  Er- 
oberung das  Grundeigenthum  gewonnen*'.  —  Die  Hauptansicht  in  dieser  Stelle  „dass** 
u.  s.  w.  ist  hier  auch  der  Hauptirrthum,  der  eben  nur  dadurch  entstanden  ist,  dass 
nicht  ag.  publ.  im  weiteren  und  eogeren  Sinne  unterschieden  worden. 

Ferner  scheint  mir  in  der  51  ebuhr 'sehen  Darstellung  falsch  zu  sein,  dass  betai 
ag*  publ.  im  engeren  Sinne  fiberhanpt  keine  Bodenverpacbtung  stattgefunden  haben 
sollte.    Man  fragt  mit  Recht,  weshalb  nicht I   da  doch  „Forsten,  bergwerke,  Stein- 
brüche, Salinen**  dem  Grundstück  nach  an  Publicanen  verpachtet  wurden.    N.  be- 
antwortet aber  diese  Frage  gar  nicht,  sondern  weist  nur  nach,  dass  sowohl  vendere 
als  locare  auch  für  die  Terpacbtang  der  aufgelegten  Ertragsquoten  gesagt  wird.   Das 
Ist  allerdings  nicht  zu  bestreiten,  wohl  aber,  dass  nicht  noch  eine  unmittelbare  Land- 
verpachtung daneben  vorgekommen  sei.    Schon   aus  allgemeinen  Gründen  ist  dies 
nicht  unwahrscheinlich.     Tectigalpfiichtig   und    dann   meistens   quotenpflichtig   war 
nämlich,  wie  ich  gezeigt,  alles  Provinzialland,  das  nach  Abtrennung  des  eingezogenen 
Theils  oder  des  ag.  publ.  im  engeren  Sinne  den  alten  Bewohnern  belassen  und  ager 
privatus  in  diesem  Sinne  war.    Diesen  quotenpflichtigen  ag.  privat  verpach- 
teten allerdings  die  Censoren  in  Form  der  Quotenverpachtung.    Dies  geschah  s.  B. 
seit  dem  Sempronischen  Gesetz  bei  der  Provinz  Asien.    Dasselbo  geschah  bei  dem 
aus  dem  ag.  publ.  im  engeren  Sinne  occupirten  und  possedirten  Lande,  wenn 
dieses  schon  mit  einem  Quoten  -  Tectigal  belegt  war.    Aber  weshalb  sollte  nun  bei 
dem  als  reine  Domäne  zurückgebliebenen  und  auch  so  behandelten  Thefl 
desselben  keine  Boden  Verpachtung  haben  stattfinden  kdnnen?  Hier  passt  also  nicht 
der  Einwand  Niebuhr's:    „Wie  vereinigt  man  Lustralpacht  und  einen  durch  Erb« 
oder  Kauf  seit  Jahrhunderten  übertragenen  Besitz**?  —  da  an  diesem  Theil  kein 
Besitzrecht  der  Bebauer  galt,  wie  der  ager  Recentoricus  beweist»  den  dieselben  nicht 
Jure,  sondern  nur  vetustate  possessionis,  nicht  agri  conditione,  sondern  nur  miseri- 
cordia  senatus  inne  hatten,  der  dennoch  von  den  römischen  Censoren  und  deshalb, 
wie  ich  schon  oben  erwähnt,  höchst  wahrscheinlich  an  die  Bebauer  selbst  und  dem 
Boden  nach  verpachtet  war.  —  Ebenso  unterlagen  auch  die  früheren  königlichen 
Domänen  in  Bithynien  und  Macedonien,  später  Domänen  der  römischen  Republik, 
höchst  wahrschefailich  der  Landverpacfatung,  denn  sie  werden  Cic.  adv.  Rull.  IL  19 
unter  den  Domänen  im  engeren  Sinne  genannt,   waren,    wie  es  danach  sehetet, 
nicht  occupirt  und  possedirt,  nnd  doch  heisst  es  bei  ihnen  —  ausnshmsweise  unter 
den  anderen  aufgezählten  Domänen  —  quibus  nunc  publicani  fruuntur  und  qui  itea 
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unserem  Sinne,  sondern  wi  fari;gesetzte8  Löse^ld,  das,  wie  gesagt, 
der  Person  eorporal  anklebte,  wie  das  Bodentribat  der  SdioUe  reah 
Die  Königin  Bunduica  —  s.  oben  —-  cfaarakterisirt  es  treffend.  Der 
Einzelbetrag  mochte  in  der  geringsten  Münze  besteben,  die  dem  reichen 
ProTinzialen  finanziell  gar  nicht  fühlbar  war,  —  er  machte  doch  die 
Person  ignobilior,  während  omgekehrt  wieder  das  Btrgertribnt, 
wenn  darin  auch  Jeder,  wie  nadi  dem  pünischen  Kriege,  ohne  Gensus 
gab,  was  er  besass,  den  Steuernden  nur  um  so  höher  ehrte. 

Nicht  weniger  als  in  rechlicher  Beziehung  unterscheidet  sich  aueb 
in  wirthschaftlicher  und  finanzidler  das  Provinzialtribut  toid 
Bürgertribut 

Was  in  diesem  Beziehung  zuerst  das  Bodentribut  betrifft,  so 
muss  man  sich  klar  machen,  dass,  wenn  es  auch  im  Gegensatz  des 
fiürgertributs  die  Natur  einer  Bealabgabe  hatte ,  es  dodi  auch  seiner- 
seits eine  Grundsteuer  in  uttserem  Sinne  nicht  war,  ja  ai^ht 
eiamal  seilt  kenate« 


a  censoribus  locati  sunt.  Eine  Aflerverpacbtun^  ward  dadurch  nicht  anageschlossen, 
wie  Hygin.  de  cond.  agrorw  p. 205  ed.  Goes.  bezeugt,  eine  Stelle,  die  Niebnhr 
offipnbar  falsch  erfclätt,  deBB^  einmal,  bedeutete  Tectigal  auch  DomanialeiBfcoromeii 
aherhaupt,  und  wen«  also  das  jm  vecHgalis  verpachtet  wurde,  bo  iai  es  deahalh.  neich 
nicht  nöthig,  eine' Realabgabe  darunter  zu  yeratehen,  und,  xweitens,  weist  dia 
Aftexirerpachtung  per  centurias  proximis  quibuaque  possesaoribus  zu  deut* 
lieh  auf  die  den  Nachbarn  bequeme  Arrondirung  und  also  Landverpachtung  hin. 

Auch  was  N.  speciell  über  die  Verpachtung  der  campanischen  Hark  sagt,  scheint 
mir  falsch.  Auch  hier  fand  keine  Zehnt Forpaditung  statt  Denn  bekanntlich  wurde 
dieser  Landstrich  erst  tod  Cäsar  in  aeinem  Juliaehen  Ackergesetz  zu  Bigeoititum 
assignirt,  aber  schon  vom  Jahr  669  beiast  es  bei  Cicero  Brut.  36  und  de  Orat.  70 
von  Italien:  agrum  publicum  —  nämlich  der  occupirte  und  possedirte  Theil  -* 
vectigali  levavit,  und  es  wird  später  nirgends  gesagt,  dass  in  der  SuUanischen 
Restauration  diese  Bestimmung  rückgängig  gemacht  sei,  wenn  dies  auch  mit  einer 
campanischen  Colonie^  geschah.  Wäre  also  die  campanische  Mark  damals  nur  zehnt- 
pflichtig gewesen,  so  wäre  sie  auch  mit  unter  dem  i.  J.  669  immun  gemachten  Boden 
begriffen  gewesen;  sie  kommt  aber,  wie  gesagt,  Us  zum  Jvlischen  Gesetz  noch  als 
Bomantalland  vor.  Die  Stelle  Liv.  XLll.  19:  M.  Lucretivs  legem  promulgavit,  ut 
agrum  Campanum  censores  fruendum  locarent  muss  also  snders,  als  wie  N»  will,  muia 
Tan<  einer  Landverpachtung  und  nicht  von  einer  Zehntverpachtung^  vorstanden  worden« 
Atnch  kommt  das  Bild ,  das  C  i  c.  adv.  Rnll.  von  den  Binkanften  der  Mark  entwirft» 
mehr  mit  einer  Landvorpaeblang  fibereni ,  die  aber  wahrscheinlich  an  die  frOherea 
Bewohner  seibat  stattgefunden  liaite.  N.  hebt  seihet  die  Verschiedenheit  der  Au»» 
drAcke  locatio  frnctus  agri  und  censores  agrum  fruendnm  looasse  in  den  Quellen 
hervor,  hält  aber  den  letzteren  für  eine  ,J.icenz^  und  glsubt,  dass  sich  darin  Livivs, 
Cicero,  Polybius,  Plutarch  und  Dionysius  falsch  ausdrücken;  a.  a.  0.  „Be-> 
riehtigio  Ausgabe««  1853  S.  431. 
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Eine  Grundsteuer  in  unserem  Sinne  ist  nSmlich  eine  Grund- 
rentensteuer^).  Zur  Umiegung  solcher  Steuer  muss  also  die  Grund- 
rente in  unserem  Sinne  ermittelt  werden.  Diese  —  mag  man  sie  nun, 
principiell,  ansehen:  entweder  als  das  Resultat  einer  die  Producti^ 
vität  der  Fabrikation  übersteigenden  Productivität  der  Rohproduction, 
wie  A.  Smith  thut;  oder  einer  bei  der  Yerwerthung  des  Produkts 
erfolgenden  Vergütigung  far  die  zur  Production  erforderlichen  Natur- 
kräfte, wie  der  Cirkelschluss  neuerer  Nationalökonomen  lautet ;  oder  ur- 
sprünglicher differentialer  Bodenkräfte,  wieBicardo  will;  oder  früher 
angelegten  Kapitals,  wie  Carey  meint;  oder  endlich  einer  blossen  Ab- 
zweigung vom  Arbeitsertrage  in  Folge  der  Existenz  und  der  heutigen  Schei- 
dung des  Grund-  und  Kapitaleigenthums,  wie  ich  (Sociale  Briefe  III.)  be- 
wiesen zu  haben  glaube  —  die  Grundrente,  sage  ich,  besteht  immer 
nur  in  demjenigen  Theil  des  Bohproduktswerths ,  der  das  dazu  auf- 
gewendete Kapital  einschliesslich  des  Arbeitslohns  und  den  auf  dies 
Kapital  fallenden  landüblichen  Gewinn  übersteigt  und  dem  Grundbe- 
sitzer als  solchem  zufällt.  Zur  Ermittelung  einer  Grundrente  in  un- 
serem Sinne  muss  sich  also  unter  allen  Umständen  sowohl  ein  be- 
sonderer Bohproduktswerth,  von  dem  jene  Abzüge  zu  machen 
sind,  als  auch  ein  solcher  besonderer  Kapitalgewinn,  der 
abgezogen  wird,  herausstellen.  Ist  der  Produktionsprocess  der  Güter 
in  der  Art  allgemein  getheilt,  dass  diejenigen  Arbeiten,  die  wir 
Rohproduction  nennen,  unter  einem  anderen  Besitzer  vorgenommen 
werden  als  diejenigen,  die  wir  Fabrikation  nennen,  so  geschieht  auch 
Beides.  Bei  dem  nun  allgemein  nothwendig  werdenden  Verkauf  des 
Rohprodukts  stellt  sich  ein  besonderer  Bohproduktswerth  heraus 
und  in  den  jetzt  ebenfalls  selbständigen  Gewerben  der  Fabrikation 
fUlt  ein  solcher  besonderer  maassgebender  Kapitalgewinn  zum  Ab- 
zug von  jenem  Werth  ab").    So  sind  in  der  That  unsere  volks- 


64)  Bau,  Pol.  Oekon.  III.  §.301. 

65)  Es  ist  gar  nicht  nöihig,  dass  Rohproduktioa  und  Fabrikation  gerade  an 
demselben  Punkt  des  Produktionsprocesses  abschneiden,  wo  dies  beute  geschieht; 
es  muss  nur  überhaupt  geschehen.  Denn  geschähe  es  auch  an  einem  anderen  Punktp 
so  wurde  sich  mir  das  Verhältniss  zwischen  Grundrente  und  KapiUlgewinn  andern. 
Angenommen  z.  B.,  die  Arbeit  des  Dreschens  und  Reinmacbens  des  Getreides  ginge 
nicht  mehr  in  der  Landwirthschaft  vor  sich,  sondern  zahlte  schon  zur  Fabrikation, 
oder,  umgekehrt,  die  Arbeit  der  Mehlbereitung  gehörte  noch  nicht  zur  Fabrikation, 
sondern  ginge  schon  in  der  Landwirthschaft  vor  sich,  und  in  ahnlicher  Weise  schnit- 
ten auch  in  den  Produktionsprocessen  der  Übrigen  Güter  Rohproduktion  und  Fabri- 
kation anders  als  heute  ab ,  so  würde  sich  aus  den  Gründen ,  die  ich  ebenfalls  in 
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wirthscbafüichen  Verhältnisse  heute  gestaltet  und  deshalb  yermögen 
wir  auch  eine  besondere  Grundrente  aufzufassen  und  zu  besteuern. 

Allein,  wenn  eine  solche  Theiliing  des  Produktionsprocesses  und 
Produkts  unter  verschiedene  Besitzer  nicht  stattfindet,  wenn  vielmehr 
der  .ganze  Process  allgemein  unter  einem  und  demselben  Besitzer  vor 
sich  geht  und  in  dessen  Einer  Wirthschaft  sich  unmittelbar  die  Fabri- 
kation an  die  Rohproduktion  schliesst,  so  fallen  auch  jene  beiden  Vor^ 
aussetzungen  —  die  Herausstellung  eines  besonderen  Bohproduktions- 
werths  und  eines  besonderen  gewerblichen  Eapitalgewinns ,  der  das 
Maass  eines  entsprechenden  Abzuges  von  jenem  Werth  anzeigte  —  fort. 
Vielmehr,  wie  Rohproduktwerth  und  Fabrikationsproduktwerth  jetzt  zu 
Einem  ununterschiedenen  Ganzproduktwerth  zusammenfallen,  so 
fallen  jetzt  auch  unsere  heutigen  Renten t heile  —  dies  Einkommen 
von  den  beiden  Besitz theilen  —  zu  einer  einzigen  Einkommensart 
von  diesem  Ganzbesitz  zusammen.  Unsere  Grundrente  wie  unser  Ka- 
pitalgewinn bleiben  ununterschieden  und  ununterscheidbar  in  diesem 
Einen  Besitzeinkommen  stecken  und,  wie  nicht  der  Letztere,  ist  auch 
nicht  die  Erstere  als  ein  besonderer  Rententheil  zu  ermitteln  und 
deshalb  auch  nicht  zu  besteuern *•).  —  So  wie  ich  eben  bezeichnet, 
gestaltete^  sich  aber  im  Allgemeinen  die  volkswirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse im  Alterthum.  Die  Grundbesitzer,  die  zugleich  auch  noch 
Arbeiterbesitzer  waren,  Hessen  bis  in  die  späteste  Zeit  Romd  an  ihrem 
Rohprodukt  auch  gleich  die  Fabrikation  vornehmen  und  betrieben  bis 
in  das  Augusteische  Zeitalter  hinein  meistens  sogar  noch  den  Handel 
nait  den  fertigen  Produkten,  mittelst  ihrer  Sklaven  oder  Freigelassenen, 
die  eine  Tantieme  vom  Gewinn  erhielten,  selbst  Die  Rente  fiel  also 
damals  in  der  That  in  einer  Hand  ununterschieden  zusammen,  wodurch 
eben  die  Unterscheidung  sowohl  eines  besonderen  gewerblichen  Kapital- 
gewinns als  auch  einer  besonderen  Grundrente  unmöglich  ward^^). 

Das  trib.  sol.  also,  sei  es  in  seiner  ursprünglichen  naturalen  Ge- 


meinem dritten  socialen  Briefe  entwickelt  habe,  jedenfalls,  auch  bei  ganz  gleicher 
Produktivität  der  Arbeiten  der  Stand  der  Grundrente  und  des  Kapitalgewinns  zu 
einander  dennoch  andern.  Man  sehe,  was  Stuart  Mill,  Pol.  Oek.  bearb.  von  Soet- 
b«er  I.  2  §.9,  über  die  Unterscheidung  von  Rohproduktion  und  Fabrikation  sagt. 

56)  Ich  verweise  auf  meinen  dritten  socialen  Brief.  Noch  heute  bin  ich  über- 
zeugt, dass  nur  auf  dem  Jiier  betretenen  Wege  die  Wissenschaft  tiefer  in  die  Gesetze 
der  Yertheilung  des  Nationaleinkommens  eindringen  wird. 

67)  Auf  die  Zinsen  des  foenus  kommt  es  hiebei  nicht  an.  —  Doch  lässt  sich 
dieser  Gegenstand  erst  in  einer  Abhandlung  über  die  Ursachen  des  hohen  Zinsfusses 
im  Alterthum  vollständig  klar  machen. 

IV.  26 
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etalt,  sei  es  in  einer  später  umgewandelten  Geldform,  die  aber  keinen- 
falls,  wie  Savigny  irrthümlich  glaubt,  allgemein  ward,  —  das  trib. 
soL,  schliesse  ich,  kann  gar  keine  Grundsteuer  in  unserem 
Sinne  gewesen  sein.  Es  muss  vielmehr  mit  seinem  eigenen  Maasse 
gemessen  und,  wie  rechtlich  so  auch  wirthschaftlich ,  aus  den  eigen* 
thümlichen  volkswirthschaftlichen  Verhältnissen  seines  Zeitalters  be* 
urtheilt  werden.  Dazu  dienen  folgende  Gesichtspunkte.  War  und  blieb 
es  ein  bestimmter  oder  aliquoter  Theil  des  Naturalertrages  —  und 
mochte  sich  dieser  dann  auf  Getreide  beschränken  oder  auch  schon 
fabricirte  Gegenstände  treffen ,  —  oder  ward  es  in  einen  bestimmten 
oder  aliquoten  Theil  des  Geldertrages  umgewandelt,  —  immer  war  es 
ein  Theil  vom  Ertrage  des  Grundbesitzes  und  desjenigen  Ver- 
mögenstheils,  den  wir  heute  Kapital  nennen.  Schon  deshalb 
war  dies  der  Fall,  weil  die  Arbeiter  als  Sklaven  zum  Kapital  ge- 
hörten, noch  mehr,  weil  sich  die  Fabrikation  in  derselben  Wirthschaft, 
von  der  im  Bodentribut  der  Ertragstheil  erhoben  ward,  ungetrennt  an 
die  Rohproduktion  anschloss.  Möglich,  dass,  wenn  wir  das  Maass 
unserer  heutigen  Grundsteuer  hätten  anlegen  können,  sich  dfeser  Theil 
in  den  Grenzen  des  Betrages  einer  solchen  gehalten  hätte,  obgleich 
dies  kaum  wahrscheinlich  ist,  aber  keinenfalls  hat  derselbe  als  eine 
Grundsteuer  in  unserem  Sinne  auch  nur  aufgelegt  werden  können 
und  es  ist  deshalb  auch  falsch,  ihn  so  zu  nennen.  Allerdings  hatte 
der  erhobene  Ertragstheil  die  Natur  einer  Beal abgäbe,  aber  das  än- 
dert nichts.  Deshalb  ward  zwar  die  Abgabe  von  der  mit  einem  be- 
stimmten Grundstück  verbundenen  sachlichen  Wirthschaft  und 
nicht  von  dem  pcrsönlichenWirth  erhoben,  allein  in  dieser  Wirth- 
schaft selbst  ward,  wie  nicht  genug  hervorzuheben,  nicht  wie  heute  bei 
uns  blosse  Bohproduktion ,  sondern  an  diese  sich  factisch  anschliessend 
auch  gleich  Fabrikation  getrieben  und  dadurch  in  diesem  sogenannten 
Boden tribut  auch  immer  zugleich  ein  Theil  desjenigen  Ertrages  ge- 
troflfen,  der  unter  unseren  volkswirthschaftlichen  Verhältnissen  sich 
ab  besonderer  Kapitalgewiun  herausgestellt  haben  würde. 

Ebenso  eigenthümlich  war  nach  unseren  Begriffen  das  tributum 
capitis.  Indem  dasselbe,  in  der  Regel,  eine  gleiche  Abgabe  von  jeder 
Person  einer  bestimmten  Nationalität  —  Freien  wie  Sklaven,  Männern, 
Weibern  und  Kindern  —  war,  'eine  Abgabe,  die  der  Person,  sie 
mochte  einen  Aufenthalt  haben,  welchen  sie  wollte,  ebenso  corporal 
wie  das  tributum  soli,  der  Boden  mochte  einen  Besitzer  haben,  welchen 
er  wollte,  real  anklebte,  brachte  die  Sklaverei  es  mit  sich,  dass  sie 
Volks-  und  finaDzwirtliscluiftlich,    unter  zwei  ganz  verschiedene 
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Gesichtspunkte  fallt  Soweit  sie  die  Freien  der  besteuerten  Nationalität 
traf,  war  sie  eine  von  jeder  Ungleichheit  des  Vermögens  abstrahirende 
gleiche  Kopfsteuer,  soweit  sie  indessen  die  Sklaven  traf,  war  sie  offen- 
bar eine  bestimmte  Art  Eapitalsteuer,  die  sich  auch  der  verschie- 
denen Grösse  dieses  Bestandtheils  des  Kapitalbesitzes  einigermaassen 
richtig  anpasste,  denn  die  Sklaven  gehörten  ja  zum  antiken  Kapital 
und  indem  pro  Kopf  gesteuert  wurde,  steuerte  jeder  Besitzer  ungefähr 
im  Yerhältniss  der  Grösse  dieser  Art  des  Kapitalbesitzes  ^). 

Der  wirthschaftliche  Unterschied  zwischen  dem  Bürger-  und  dem 
Provinzialtribut  ist  also  bedeutend.  Während  jenes  eine  den  römischen 
Bürger  treffende  Steuer  ist,  die  vom  Kapitalwerth  des  antiken 
Vermögens,  jedoch  nicht  als  Beallast  des  Bodens  erhoben  wird,  auch 
nicht  in  eine  Kopfsteuer  ausläuft,  ist  dieses  eine  die  Provinzialen 
treffende  Abgabe,  die  in  ihrem  einen  Theil,  dem  trib.  sol. ,  vom  Er- 
trage des  Vermögens,  jedoch  als  Reallast  des  Bodens,  und  in  ihrem 
anderen  Theil,  dem  tiib.  capit.,  noch  aussierdem  von  dem  bedeutend- 
sten Bestandtheil  des  antiken  Kapitals  und  zugleich  als  gleiches  Kopf- 
geld von  den  Freien  erhoben  wird.  Nähmen  wir  selbst  an,  dass  die 
Besteuerung  im  Bürgertribut  nach  dem  Kapitalwerth  des  Vermögens 
und  die  im  Provinzialtribut  —  namentlich  dem  trib.  sol.  —  nach  dem 
Ertrage  desselben  gleich  hoch  gewesen  sei,  so  war  die  letztere  doch 
jedenfalls  noch  um  die  Bealqualität  und  die  im  Kopftribut  enthaltene 
Kapital-  und  Kopfsteuer  drückender.  Schon  deshalb  hätten  sich  also 
die  Provinzialen  schlechter  stehen  müssen.  Namentlich  musste  jene 
Realqualität  für  den  Werth  und  die  Cultur  des  Provinzialbodens  ver- 
hängnissvoll werden,  denn  gegen  den  italischen  Bürgerboden  musste 
der  Provinzialboden  um  den  Kapitalbetrag  der  Realabgabe  wohlfeiler 
sein,  und,  wenn  in  Folge  von  Ueberbürdung  eine  zu  grosse  Restauf- 
häufung ihn  zu  belasten  begann,  konnte  leicht  die  Cultur  nicht  mehr 
lohnen.  Aber  es  ist  auch  kaum  anzunehmen,  dass  die  Ertragsbe- 
steuerung des  trib.  sol.  nicht  höher  gewesen  sein  sollte  als  die  durch- 
schnittliche Vermögelisbesteuerung  im  Bürgertribut.  Denn  wenn  es 
auch  beim  Btirgervermögen  für  die  Finanzhoheit  des  antiken  Staats 
keine  rechtliche  Grenze  der  Besteuerung  gab,  so  gehörten  doch  die 
Vermögen  der  Provinzialen  noch  um  deswillen  in  anderem  Sinne  diesem 
Staat,  weil  sie  in  letzter  Idee  dem  diesen  Staat  allein  bildenden  Ciom- 

68)  Genau  in  solchem  Verhaltniss  deshalb  nicht,  weU  die  Sklaven  doch  nach 
ihrem  produktiven  Werlh  sehr  verschieden  sein  konnten.  Nach  einem  kursen  Ver- 
such von  Caracalia  traf  Alexander  Sever,  wie  wir  später  sehen  werden,  hierin  eine 
Aenderuog. 
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plex  voü  Indivldaen  gehörten.  Der  ßtaatswille  griff,  also  in  der  Noth 
früher  nach  den  Vermögen  der  Provinzialen  als  der  Bürger  und  durfte 
dies  auch  nach  antiker  Anschauung^). 

Als  Augustus  die  Alleinherrschaft  antrat,  standen  sich  noch  ßür- 
gertribut  und  Provinzialtribut  in  voller  Schärfe  und  Verschiedenheit 
gegenüber. 

Namentlich  war  dasBürgertribttt)  nach  einer  länger  bestandenen 
gänzlichen  Steuerfreiheit  der  Römer,  i.  J.  d.  St.  711,  unter  dem  Con*- 
Bulat  des  Hirtius  und  Pansa  wieder  eingeführt  worden,  s.  Walter 
Gesch.  d.  Böm.  Hechts  I.  §§.  165  und  306  und  die  dort  angeführten 
Belagstellen. 

Gegen  diese  Wiedereinführung  bringen  Andere  folgende  Schein- 
grfinde  vor. 

1)  Bei  Schriftstellern  der  vorconstantinischen  Kaiserzeit,  bei  denen 
der  G^ensatz  der  praedia  provincialia  und  Italica  vorkommt,  heissen 
nur  die  ersteren  tributaria  oder  stipendiaria.  —  Daraus  soll  hervor- 
gehen, dass  zu  jener  Zeit  das  Bürgertribut  nicht  in  Italien  erhoben 
worden  sei.  —  Allein  ich  habe  schon  oben,  wo  ich  den  Unterschied 
zwischen  Bürger-  und  Provinzialtribut  beleuchte,  gezeigt,  dass  nur 
dasjenige  Land  tributarius  hiess,  auf  dem  das  tributum  als  Beallast 
lag;  dass  nur  das  trib.  sol.  des  Provinzialtributs  eine  solche  Beallast 
war,  aber  niemals  der  Steuerbetrag  im  Bürgertribut,  der  etwa  auf 
die  darin  mit  abgeschätzten  italischen  Grundstücke  zu  rechnen  gewesen 
wäre;  dass  deshalb  auch  niemals,  als  selbst  noch  nach  gegnerischer 
Ansicht  das  Bürgertribut  in  Italien  bestand,  der  italische -Grund- 
besitz tributarisch  geheissen  hat ;  dass  vielmehr  ager  tributarius,  staats- 
rechtlich, so  viel  wie  ager  publicus,  d.  h.  in  letzter  Idee  Eigenthum 
des  römischen  Volks  war,  und  dass  die  Stelle  im  Simplicius:  per  Ita- 


59)  Ohne  eine  solche  klare  Vor»telliiiig^  ron  der  tiefen  Venchiedenheit  des  Bfir^er^ 
und  ProTinzialtributB  wird  man  keine  richiige  Einsicht  in  die  Entwjckelung  &n 
romischen  Steuergeschicbte  seit  Augustus  gewinnen  können.  Ich  fiele  hier  ans- 
drückiich  auf  Huschke,  Ueber  den  Census  u.  s.  w.  Anm.  150,  wo  derselbe,  mit 
Bezug  auf  die  Slelle  des  Simplicius:  per  Italiam,  ubi  nuUus  ager  est  tributarius, 
gegen  Walter  sagt:  „Walter's  Einwand  (S.393  der  StenAusg),  die  Stelle  rede 
Ton  der  Grundsteuer,  beruht  auf  einem  allgemeinen,  diese  ganze  Ha- 
terio  Terwirrenden  Irrthum,  die  Vermögenssteuer  ex  censn  sei 
von  der  Grund-  und  Kopfsteuer  yerschieden.^  —  Eine  Grundsteuer 
in  unserem  Sinne  konnle  freilich,  wie  gezeigt  worden,  das  proviizlaie  tribut.  soU 
auch  nicht  sein ,  aber  es  hatte  jedenfalls  den  Charakter  einer  Reallast,  den  das 
Bargertribut  in  kefnen  Bestandtheil  hatte ,  so  dass  mir  Im  WesenUicben  das  Rechl 
TolUtandig  auf  Walter's  Seite  zu  sein  scheint. 
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tiam,  ttbi  pulliis  ager  est  tributarius,  wie  auch  die  Gegensätze  in  der 
Stelle  zeigen  (s.  oben),  so  viel  heissen  soll  wie:  ubi  nullus  ager  est 
poblicus,  d.  h.  wo,  weil  kein  Land  mehr  römisches  —  immerhin  zu 
Privatbenutzung  überlassenes  —  Staatseigenthum  ist,  auch  kein  Land 
mehr  mit  Bealtribut  belastet  ist.  Obgleich  also  zur  Zeit  der  Agrimen- 
soren  schon  seit  lange  kein  tributarisches  Stück  Land  mehr  in  Italiea 
zu  finden  war,  konnten  dort  doch  noch  die  höchsten  Bürgertribute 
gesteuert  werden  und  konnte  in  diesen  der  italische  Grundbesitz  in 
drückendster  Weise  herangezogen  werden,  was  freilich,  wie  wir  unten 
sehen  werden,  nur  massig  geschah. 

2)  In  einer  Bede,  die  der  Kaiser  Claudius  über  die  Aufnahme 
der  lugdunensiscben  Gallier  in  den  Senat  hält,  heisst  es:  »Uli  (Galli) 
patri  meo  Druso  Gemutniam  subigenti  tutam  quiete  sua  securamque  a 
tergo  pacem  praestiterunt ,  et  quidem,  cum  a  census  novo  tum  opere 
et  inadsueto  Gallis  ad  bellum  advocatus  esset;  quod  opus  quam  arduum 
Sit  nobis,  nunc  cum  maxime,  quamvis  nihil  ultra  quam  ut  publice  no* 
tae  sint  facultates  nostrae  exquiratur ,  nimis  magno  experimento  cogno- 
Bcimus«*^).  —  Nach  Savigny  a.  a.  0.  S.  löiJ  soll  hier  der  Kaiser  »die 
grossen  Mühen  des  Census  schildern,  welche  doppelt  fühlbar  seien, 
-  seitdem  der  Census  nur  noch  dazu  diene,  das  Vermögen  der  Einzelnen 
zur  allgemeinen  Kunde  zu  bringen«.  Vor  dem  macedonischen  Kriege, 
meine  der  Kaiser,  »wurde  noch  die  grosse  Mühe  belohnt  durch  die 
darauf  gegründete  Einnahme  der  Republik;  jetzt  aber,  da  keine  Steuern 
mehr  nach  dem  Caisus  erhoben  werden,  empfinden  wir  die  fruchtlose 
Mühe  doppelt«.  —  Audi  nach  Huschke  a»  a.  0.  Anm.  151  kann  dies 
nicht  anders  heissen,  als:  »der  Zweck  des  Census  ist  bei  uns  in  Italien 
nicht  wie  in  Gallien  die  Begulirung  der  Vermögenssteuer,  sondern  nur 
öffentliche  Feststellung  der  Grösse  des  Vermögcps  für  die  anderweitigen 
davon  abhängigen  Verhältnisse«.  —  Man  wird  mh.  aber  schwerlich  mit 
diesen  Erklärungen  befremden  können»  —  In  der  Umt  ist  die  Stelle 
ganz  anders  zu  verstehen.  —  Der  Kaiser  lobt  hier  im  Eingange  des 
Bruchstücks  die  Gallier,  dass  sie  im  Rücken  seines  Vaters  Drusus,  als 
dieser  in  Deutschland  eingefallen,  ruhig  geblieben  seien,  obwohl  sie 
damals  zum  ersten  Male  censirt  wären,  was  ihnen  neu  und  ungewohnt 
gewesen  sei,  und  fahrt  dann  fort:  quod  opus  u.  s.  w.  —  Kun  muss  man 
sich  zuvörderst  einige  Ereignisse  vergegenwärtigen,  die  sich  um  die 
Zeit  der  Aufnahme  der  Gallier  in  den  Senat,  die  um  800  oder  801  i. 


60)  Ich  g«be  die  Stelle  nach  Be^^ker  und  Marquardt,    Römische  AUer- 
Uiiaer  IIL  2  Asm.  908. 
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J.  St.  erfolgte ,  zatrages.  —  Bekanntlich  hatte  ein  Paar  Jahre  früher 
Claudius  seinen  britannischen  Feldzug  unternommen  gehabt,  auf  dessen 
Resultat  er  nicht  wenig  stolz  war.  Seit  Cäsar  hatte  dies  Land  nur*  in 
einem  losen  Yerhältniss  zu  ßom  gestanden  und  war  fast ,  in  Vergessen- 
heit gekommen,  Tacit.  Agric.  13.  Obgleich  Cäsar  selbst  de  bell. 
Gal.  5.  22  von  einem  vectigal  spricht,  so  sagt  doch  Strabo  IV.  5 
§.3,  es  hätte  zu  seiner  Zeit  kein  Tributum  gezahlt,  das  auch  nicht 
gelohnt  haben  würde.  Nach  der  Eroberung  des  Claudius  wird  ihm 
indessen  »nach  und  nach«  das  volle  provinziale  Joch  und  namentlich 
auch  das  trib.  sol.  und  capit.  aufgelegt,  womit  damals  schon  überall 
in  den  Provinzen  der  von  Augustus  eingeführte  Census  —  d.  h.  Volks- 
zählung zur  Ermittelung  des  trib.  cap.  und  Vermessung  zur  Er- 
mittelung des  trib.  sol.  —  s.  unten  —  verbunden  war.  Ein  solcher 
Census  erregte  sehr  oft  die  grössten  Unruhen,  wie  z.  B.  das  von 
Tacit.  An.  6.  41  erwähnte  Beispiel  der  Cliten  lehrt.  Tacit  An. 
13.  19  und  Dio  62.  3  zeigen  nun  auch  wiederholt,  dass  es  haupt- 
sächlich dieser  Census  war,  welcher  die  langjährigen  britannischen 
Kriege  und  Aufstände  veranlasste.  Grade  um  die  Zeit  der  Aufnahme 
der  Gallier  in  den  Senat  waren  diese  Unruhen  grösser  wie  je  und 
Vespasian  war  der  Gefahr,  mit  seinem  ganzen  Heere  vernichtet  zu 
werden  —  D  i  o  60.  20  und  30  —  nur  durch  die  Tapferkeit  seines  Sohnes 
Titus  entronnen.  Auf  diese  Begebenheiten  ist  es  nun,  auf 
welche  Claudius  im  Gegensatz  zu  dem  Beispiel  der  Gallier, 
die  zur  Zeit  seines  Vaters  jien  ersten  Census  so  willig  er- 
tragen hatten,  anspielt:  quod  opus  quam  arduum  sit  nobis,  nunc 
cum  maxime  —  —  —  nimis  magno  experimento  cogno- 
scimus,  d.h.  wörtlich:  »Und  wie  heiklich  und  gefahrvoll  diese  Mass- 
regel für  uns  sein  kann,  lernen  wir  doch  im  höchsten  Grad6  jetzt,  in 
einer  fast  zu  schweren  Erfahrung  kennen«.  Es  wird  dies  einleuchten, 
wenn  man  bedenkt,  dass  es  Claudius  darauf  ankam,  die  Aufnahme 
der  Gallier  dem  Senat  plausibel  zu  machen,  da  dieser  zuerst  schwierig 
gewesen  war;  deshalb  motivirt  er  dieselbe  sehr  gut,  indem  er  das 
ruhige  Verhalten  der  Gallier  bei  deren  erstem  Census  gegen  die 
Schwierigkeiten  hervorhebt,  welche  dei*selbe  erste  Census  zur  Zeit  in 
Britannien  veranlasste.  —  Claudius  schiebt  aber  noch  die  Worte  ein: 
quamvis  nihil  ultra  quam  ut  publice  notae  sint  facultates  no-* 
strae  exquiratur.  Hier  sind  unter  facultates  nostrae  nicht  die  »Ein- 
zelvermögen« der  römischen  Bürger  zu  verstehen,  wie  S.  und  H.  meinen, 
sondern  Claudius  schiebt  diese  Worte  in  Bezug  auf  den  Provinzial- 
census  ein,  den  die  Gallier  so  ruhig  ertragen  hatten  und  der  in  Bri- 
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tanniea  so  grosse  Unruhen  erregte.  Ich  werde  nun  im  folgenden  Ab- 
schnitt gelegentlich  des  sog.  Reichscensus  von  Augustus  zeigen,  dass 
bis  zu  der  allgemeinen  Bürgerrechtsertheilung  der  Provinzialcensus 
nichts  Anderes  war,  als  eine  Inventur  der  aus  dem  Eroberungsrecht 
resultirenden  und  staatsrechtlich  bestehenden  Provinzialabgaben,  welche 
Inventur,  da  dieselben  in  dem  trib.  sol.  und  capit.  bestanden,  noth- 
wendig  eine  Vermessung  des  Rodens  nach  den  »constituirten«  Bealab- 
gaben  und  eine  Zählung  der  verschiedenen  Provinzialbewohner  ent> 
halten  musste.  Demnach  versteht  Claudius,  der  hier  zu  dem  ver- 
sammelten Senat  mit  Bezug  auf  die  censirten  Provinzialen  spricht,  un- 
ter nostrae  facultates  nichts  Anderes  als  »unsere«  —  nämlich  des 
römischen  Volkes  oder  Staates  —  provinziale  »Hülfs quellen«,  und 
fügt  also  in  jenen  Worten,  nachdem  er  heiTorgehoben ,  wie  viel  Um- 
stände der  Gensus  in  Britannien  mache,  hijazu:  »und  doch  will  derselbe 
nichts  weiter,  als  dass  wir  dadurch  erfahren,  was  wir  denn  eigentlich 
bekommen«®^),  was  Claudius  in  der  That  auch  sagen  konnte,  denn 
die  Einkünfte  selbst  bestanden  ja  nach  der  Ansicht  der  Körner  von 
Rechts  wegen,  d.h.  entsprangen  aus  dem  Eroberungsrecht,  und  der« 
Provinzialcensus  diente  nur  zu  ihrer  Ermittelung  und  Gonstatirung.  — 
Die  Rede  des  Claudius  handelt  also  gar  nicht  von  einem  Gegensatz 
zwischen  Bürger-  und  Provinzialcensus,  sondern  von  letzterem  allein, 
und  zwar  in  Bezug  auf  die  Umstände,  die  ihn  frühet  in  Gallien  und 
die  ihn  jetzt  in  Britannien  begleiteten ,  bestätigt  also  auch  nicht  die 
Ansicht  S's.  und  H's.  vqu  dem  Aufhören  des  Bürgertributs,  sondern 

viehnehr  .durch  den  Zwischensatz  »quamvis exquiratur«  diejenige 

Ansicht,  die  ich  weiter  unten  über  den  Provinzialcensus  entwickeln  werde. 
3)  Dio  65.  13  erzählt:  avtog  de  änoYQaq)ug  %mv  iv  rfj  ILfaXlfjf 
Mcnotatovysmv^ —  —  inotriiSaxo^  die,  welche  weniger  besessen  und 
ausserhalb  Italien  gewohnt  hätten,  oix  i^väyxaasv  dno/gdtpacx^ai,  weil 
er  Unruhen  davon  befüi'chtet,  und  damit  es  nicht  den  Anschein  hätte, 
als  ob  er  als  Gensor  fungire,  wie  schon  früher  erwähnt,  dvx>vna%ov 
l'^ovöiav  ngog  ts  xo  %iXog  %äp  dnoygaipäy  Mai  ngog  trjv  %ov  xad'aq^ . 
aiw)  notfjctv  jtQogS^sto.  —  Huschke,  Gens.  z.  Z.  d.  G.  Jes.  Christ. 

61)  Man  darf  nicht  einirenden,  dass,  wenn  der  Censaa  weiter  nichts  gewoUt 
hatte,  er  dann  eben  keine  Unruhen  erregt  haben  würde.  Erstens  schlüpfte  ohne 
solche  allgemeine  descriptio  doch  Mancher  durch  und,  zweitens,  erregt  das  ^Auf- 
geschrieben werden^ ,  sogar  lediglich  zu  statistischen  Zwecken,  noch  heute  grossen 
Widerwillen  im  Volk.  Damals  lag  aber  noch  wegen  der  Real-  und  Corporalpflichtig- 
fceit  des  Tributs  etwas  Schimpfliches  darin.  —  Vebrigens  übersetzt  D.  d.  1.  Malle 
nostrae  focttltates  wie  ich,  sagt  aber  nichts  von  dem  Gegensatz,  den  er  etwa  in  der 
SteUe  findet. 
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S.  43  Obersetzt  die  ganze  Stelle  so:  »Ipse  recensionem  (oensam) 
eorum ,  qui  in  Italia  habitarent ,  ac  non  infra  ducenta  sestertia  possi* 
derent,  inivlt;  pauperioribus  ac  iis,  qoi  extra  Italiam  viverent,  ad 
censum  non  coactis,  quod  vereretur,  ne  quid  turbaram  darent.  Id  ne 
velut  censor  facere  videretur,'  ob  eam  causam,  quae  supra  a  me  est 
indicata,  ad  hunc  censum  peragendum  (richtiger  peracto  censu,  bei 
Vollziehung  der  Censustafeln)  lostraleque  sacrum  faciendom  proconsu^^ 
lare  imperium  edicto  apposuit;  —  und  in  der  Abhandlung  Ueber  den 
Cens.  d.  röm.  Kaiserzeit  S.  73  folgert  H.  daraus:  »dass  diese  Be* 
schränkung,  dass  Augustus  im  Jahre  d.  Stdt.  757  nur  diejenigen  Be- 
wohner Italiens,  welche  200,000  Sestertien  oder  mehr  besessen,  hätte 
abschätzen  lassen,  sich  nur  mit  einem  lediglich  für  die  Becognition  der 
höheren  politischen  Stände,  nicht  mit  einem  für  die  gewöhnliche  Ver- 
mögenssteuer bestimmten  Gensus  vertrage«.  —  Aber  auch  diese  Stelle 
scheint  mir  anders  verstanden  werden  zu  müssen.  —  *ÄnorQag>ii  hat 
verschiedene  Bedeutungen.  Zunächst  ist  es  nur  descriptio,  d.  h.  schrift- 
liche Aufoahme.  Diese  kann  blos  zum  Zweck  der  Inventur  geschehen 
•und  dann  ist  auch  der  Begriff  damit  erschöpft.  Sie  kann  aber  auch, 
zweitens,  zu  dem  Zweck  geschehen,  dass  sich  noch  eine  Abschätzung 
daran  knüpft.  Alsdann  bedeutet  dnoYqwp^  allerdings  die  Abschätzung 
mit,  indem  ein  Theil  der  Operation  für  das  ganze  Verfahren  gesetzt 
wird.  Sie  kann  aber  auch  noch,  drittens,  zu  dem  Zwecke  einer  schliess- 
lidien  Steuereinschätzung  geschehen  und  dann  bedeutet  das  Wort 
sogar  diese  letztere  selbst.  Da  die  beiden  letzten  Zwecke  häufig  durch 
die  schriftliche  Aufnahme  verfolgt  wurden,  so  steht  dnoYQ(xtpri  wie 
descriptio,  auch  oft  sowohl  für  die  blosse  Abschätzung  als  auch  für  die 
Steu^einschätzung.  Diese  dreifache  Wortbedeutung  kann  hier  als  be- 
kannt vorausgesetzt  werden ;  gelegentlich  des  sogenannten  Reichscensus 
muss  ich  doch  noch  ausführlich  darauf  zurückkommen.  —  Wenn  also 
das  Wort  in  den  Quellen  vorkommt,  so  darf  man  nicht  willkürlich, 
sondern  muss  erst  nach  Prüfung  der  Umstände  eine  oder  die  andere 
Bedeutung  damit  verbinden.  —  H.  versteht  hier  nun  von  vornherein 
»Abschätzung«;  wie  mir  scheint,  mit  Unrecht.  Denn,  wie  ist  es  mög- 
lich, eine  bestimmte  Vermögensciasse  für  sich  allein  abschätzen  zu 
lassen,  da  nur  in  Folge  einer  Mitabschätzung  der  anderen  die 
Grenze  jener  Classe  festzustellen  ist.  Dio  sagt  aber  ausdrücklich,  die 
dnoYQaq>^  hätte  Sich  nur  auf  die  Besitzer  von  50,000  Denaren  er- 
streckt •^).    Es  muss  also  eine  der  anderen  beiden  Bedeutungen  hier 

62)  Wo  dnoyga^  Ton  den  Prorinien  Yorkoramt,  versteht  IL  fn  sehien  beiden 
Abhandlangen  wieder  immer  von  Tom  herein  „Steuereinschatzung^ 
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angenommen  werden.  —  An  sich  würde  nun  niq^ts  hindern,  »Steuer- 
'  einschätzang  zu  Terstehen  und  da  diese  keine  andere  Steuer  sein  konnte 
als  das  Borgertribut ,  so  bezeugte  die  Stelle  vielmehr  ausdrücklich, 
.  dass  im  Jahre  757  das  Bürgertribut  noch  erhoben  worden  wäre,  frei- 
lich diesmal  nur  von  denen,  die  50,000  Denar  und  darüber  besassen, 
was  sich  indessen  mit  der  unregelmässigen  Natur  dieses  Tributs  wohl 
vereinigen  lässt.  —  Das  Wort  kann  hier  aber  auch  in  der  Bedeutung 
einer  blossen  »Aufnahme«  verstanden  werden  und  führt  auch  dann  noch 
zu  diesem  Besultat.  Dann  ist  nämlich  die  Stelle  wie  folgt  zu  ver* 
stehen.  —  Zehn  Jahre  vorher  —  746  —  hatte  Augustus  sein  zweites 
grosses  Lustnim  abgehalten,  mit  dem  also  eine  allgemeine  Abschätzung 
aller  Bürgeryermögen ,  auch  der  Aermeren  und  der  in  den  Provinzen 
Abwesenden,  verbunden  gewesen  war.  Die  Censuslisten  waren  davon 
da,  und  es  konnte  also  die  Aufnahme,  die  dn^yQcup^  der  50,000  D. 
Besitzenden  nach  diesen  Listen  geschehen.  Dann  konnte  aller- 
dings gesagt  werden:  Er  nahm  ausschliesslich  die  auf  oder  machte 
eine  Liste  von  denen,  welche  50,000  D.  besassen ;  während,  wie  gesagt, 
eine  ausschliessliche  blosse  Abschätzung  derselben,  ohne  dass 
sich  diese  auch  noch  auf  Andere  erstreckt  hätte ,  undenkbar  ist  Da- 
bei ist  dann  aber  der  Schlusssatz  der  Stelle,  namentlich  des  nqoq  t« 
%i  tiXog  xäy  dnoyi^oupmv^  ganz  anders  zu  verstehen.  H.  übersetzt 
diese  Worte  ad  hunc  censum  peragendum,  sagt  aber  selbst  dazu,  es 
müsste  eigentlich  peracto  censu  heissen,  was  aber  doch  nicht  in  der 
Stelle  steht.  Andere  Uebersetzer  verstehen  ähnlich,  z.  B.  »bis  zur 
Beendigung  der  Sdiätzung«.  Aber  weshalb  will  man  hier  lieber  an- 
nehmen, dass  Dio  durchaus  falsch  constiiiirt  habe,  als  dass  man  mit 
%kXoq  die  Bedeutung  von  »Steuer«  verbindet,  die  es  eben  so  gut  hat 
als  die  von  »Ende«*»)?  D^n  bei  der  Bedeutung  von  Steuer  wird  Alles 
richtig  und  der  Schlusssatz  ist  so  zu  übersetzen:  Und  damit  es  nidit 
den  Anschein  gewinne,  als  ob  er  als  Censor  fungire,  nahm  er  »Be- 
hufs der  Besteuerung«  der  Aufnahmelisten  und  zur  Anstellung  des 
Sühnopfers  dvdvnavov  i^ovaiav  an.  —  Und  ich  für  mein  Theil  glaube, 
dass  man  nur  so  verstehen  darf;  einmal,  weil  es  zuerst  so  kurz  heisst 
dmyoQipdg  ino^niSazo  und  Dio  erst  nachher  sagt,  Augustus  hätte 
nfog  %9  %d  %iXoq  u.  8.  w.  die  Gonsulargewalt  angenommen  —  denn  zu 
einem  blossen  Auszuge  aus  den  Censuslisten  brauchte  er  noch  kein 
besonderes  imperium,  wohl  aber  zur  Besteuerung  und  Opferung  — 
zweitens,    weil,    wenn  es  ein   wirklicher  allgemeiner  Census 


63)  Der  Unterschied  von  TiXos  und  q>Q(^  wird  nicht  immer  eingehalten. 
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(also  auch  eine  allgen^ine  neue  Abschätzung  —  da  dne  partielle  Ab* 
Schätzung  nicht  denkbar  ist  — )  gewesen  wäre,  das  Ancyranische  Mo- 
nument desselben  Erwähnung  gethan  hätte,  dieses  kennt  aber  nur 
den  Census  vorher  und  nachher.  Jedenfalls  kann  aber,  da,  wie 
gesagt,  von  einer  partiellen  Abschätzung  nicht  füglich  die  Bede 
sein  kann,  und  doch  von  einer  partiellen  Operation  die  Bede  ist, 
daoYQwpri  hier  nur  entweder  als  blosse  »Aufnahme«  oder  als  »Steuer- 
einschätzung« verstanden  werden  und  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen 
Falle  bestätigt  sie  vielmehr  die  Forterbebung  des  Bürgertributs^^). 

4)  Augustus  habe  i.  J.  766,  wenn  das  Volk  sich  die  Erbschafts- 
steuer nicht  gefallen  lassen  wolle,  mit  einer  Abschätzung  der  Grund- 
stücke in  Italien  —  offenbar  für  eine  Grundsteuer  —  gedroht,  woraus 
hervorgehe,  däss  die  Vermögenssteuer  damals  nicht  bestanden,  denn 
diese  habe  ja  hauptsächlich  die  Grundstücke  betroffen.  —  Allein  so 
gut  wie  neben  einer  Vermögensbesteuerung  nach  dem  Einkommens- 
werth  (unserer  heutigen  Einkommensteuer),  in  der  ja  auch  die  Grund- 
stücke zur  Anrechnung  kommen,  noch  eine  besondere  Grundsteuer  be- 
stehen kann,  eben  so  gut  kann  diese  auch  noch  neben  einer  Ver- 
mögensbesteuerung nach  dem  Eapitalwerth  (dem  römischen  Bürger- 
tribut), in  der  ebenfalls  die  Grundstücke  zur  .Anrechnung  kamen,  be- 
stehen ;  und  so  sehr  sich  in  jüngster  Zeit  z.  B.  der  preussische  Grund- 
besitz, der  doch  die  Einkommensteuer  willig  übernahm,  gegen  eine 
besondere  Grundsteuer  gesträubt  hat,  so  sehr  und  noch  mehr  konnte 
sich  der  römische  Besitzer,  der  willig  seine  alte  Vermögenssteuer  trug, 
gegen  eine  neue  Beal abgäbe  sträuben  und  bei  Weitem  die  Erbschafts- 
steuer vorziehen,  die  nicht  er,  sondern  der  Erbe  trug.  Denn  abge- 
sehen von  der  höheren  Besteuerung,  die  in  einer  Bealabgabe  den 
Besitzer  selbst  jährlich  getroffen  hätte,  war  ja  auch  der  Unterschied 
zwischen  einer  solchen  und  der  blossen  Mitheranziehung  des  Grund- 


64)  WenD  H.  a.  a.  0.^  sagt,  „die  Beschränkung  auf  die  50,000  DenarbesiUer 
vertrüge  sich  nur  mit  einem,  für  die  Recognition  der  höheren  politischen  Stande, 
nicht  mit  einem  für  die  gewohnliche  Vermögenssteuer  bestimmten  Census"  und  in 
Anm.  152  hinzufügt,  diese  Beschränkung  habe  deshalb  stattgefunden,  weil  unter 
Augustus  die  ausgezeichneten  Berechtigungen  mit  200,000  Sestertien  angefangen 
hätten,  80  ist  noch  dagegen  zu  sagen,  dass,  erstens,  das  Bürgertribut  seiner  Nator 
nach  eine  anregelmässige  Abgabe  war  und  es  sich  gerade  mit  ihn  sehr  gut  tertnig, 
wenn  auch  einmal  die  Reichen  allein  angezogen  wurden,  und,  zweitens,  dass,Nwenn 
Jene  Beschränkung  nur  die  Aermeren  von  Berechtigungen  ausscliliessen  sollte, 
nicht  abzusehen  ist,  wie  Dio  sagen  kann,  Augustus  hätte  Unruhen  befürchtet,  wenn 
er  die  dnoygaipds  auch  auf  sie  ausdehne,  da  er  diese  Furcht  vielmehr  nur  der  Be- 
schränkung wegen  hätte  haben  müssen. 


Zar  Geschichte  der  rSmiecheo  TriboUteiiem  eeit  Augastos.  415 

werths  in  der  Vermögenssteaer  bedeutend.  Dort  eine  genaa  bestimmte 
Reallast,  die  den  ager  vilior  machte,  hier  nur  eine  allgemeine  Mit- 
berechnung des  Besitzwerthes ,  die  nicht  den  geringsten  Einfluss  auf 
den  Verkaufspreis  hatte;  dort  eine  Vermessung  und  vielleisht  Ab* 
Schätzung  durch  die  Behörden,  hier  eine  immer  nur  annähernde  all- 
gemeine Sdbstabschätzung t  Tributarischer  Boden,  wie  er  in  Folge 
der  Drohung  des  Augustus  geworden  wäre,  war  ja  kein  freies  Bürger- 
land mehr,  sondern  Land,  an  dem  die  Marke  der  Eroberung,  der 
captivitas  klebte,  eine  Auffassung,  die,  wie  ich  gezeigt,  noch  zur  Zeit 
Diokletian's  laut  wurde.  Wenn  Augustus  das  wagen  konnte,  wer  bürgte 
dafür,  dass  er  nicht  auch  die  Person  selbst  tributarisch  und  dadurch, 
wie  den  Boden  vilior,  so  diese  ignobilior  machte!  Was  verschlug  eine 
Erbschaftssteuer  gegen  solche  wirthschafblichen  und  rechtlichen  Folgen  I 
—  Dazu  kommt  noch  eine  Erwägung,  die  mir  schlagend  scheint.  Dass 
die  Abschätzung  der  Bürgervermögen  beibehalten  wurde,  wird  auch 
von  denen  zugestanden,  welche  an  das  Aufhören  des  Bürgertributs 
glauben,  und  dass  in  dieser  Abschätzung  auch  die  Gründstücke  begriffen 
waren,  wissen  wir,  s.  Spangenberg,  Tabul.  Negot'VII.  Wie  hätte 
also  Augustus  mit  der  Abschätzung  der  Grundstücke  zum  Zwecke 
der  Erhebung  des  Bürgertributs  drohen  können,  da  dieselbe  schon 
stattfand?  Aber  mit  der  Vermessung  des  Bodens  zum  Zweck 
einer  Bealabgabe  konnte  er  allerdings  noch  drohen  und  deshalb  spricht 
auch  die  Stelle  inDio  nicht  gegen  die  Forterhebung  des  Bür- 
gertributs, sondern  nur  für  die  ganz  andere  Natur  eines 
trib.  soli««). 


65)  H.  a.  a.  0.  Anm.  161  hat  dies  übrigens  gefühlt  und  sagt:  „Augustus'  Dro- 
hung mit  einem  Census  der  Grundstücke  steht  übrigens  mit  der  Annahme,  dass 
sclkon  damals  für  die  Erbschaftssteuer  ein  Census  der  Grundstücke  existirt  habe, 
nicht  Im  Widerspruch.  Denn  sollte  eine  Kopf-  und  Grundsteuer  eingeführt  werden, 
80  erforderte  dieses  doch  noch  besondere' Rücksichten'S  —  Aber,  entweder  ist  dies« 
angebliche  Grund-  und  Kopfsteuer,  mit  der  Augustus  drohete,  das  alte  Bfirgertribut, 
oder,  sie  ist  es  nicht,  d.  h.  eine  andere  Steuer.  Ist  sie  dasselbe,  weshalb  sollte 
dann  ein  anderes  Abschätzungsverfahren  für  dies' neue  alte  Tributum  beliebt  werden, 
als  früher  immer  dafür  bestanden  hatte,  und  erwiesen ermassen  auch  noch 
zur  Zeit  der  Drohung  des  Augustus  bestand?  Ist  sie  aber  nicht  das« 
selbe,  sondern  eine  andere  Steuer,  —  wie  kann  dann  die  Drohung  damit 
gegen  das  Bürgertribut  beweisen  1  —  Auch  ist  es  wohl  nicht  richtig,  dass  der  be- 
stehende Census  der  Grundstücke,  der  auch  bei  der  „Obligatio  praediorum^^  der 
Stiftung  Trajan's  erwähnt  wird  —  s.  Spangenberg  a.  a.  0.  —  g^ade  „für  die 
Erbschaftssteuer'*  existirt  habe.  Die  YermSgensschätxung  und  damit  auch  die 
Gmndstücksschätzung  bestand  Ja  selbst  nach  Ansicht  der  Gegner  zur  Kinreihung  in 
die  verschiedenen  Stände  fort 
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5)  GoUmella  m.  8  will  den  Vorth^  neaer  Wembergsanlagm 
bewißisen.  Er  berechnet  den  Preis  von  uncaltivirtem  Land,  dann  die 
Anlage-  und  Arbeitskosten ,  dann  den  Zinsenverlust  während  zweier 
Jahre,  wo  der  Weinberg  nicht  trägt  Diese  Kosten  vergleicht  er  mit 
dem  wahrscheinlichen  Ertrage,  der  über  6  Proc.  ausmache.  Er  fflgt 
hinzu :  verbände  sich  mit  dem  Weinbau  der  Betrieb  und  Verkauf  von 
Senkern,  so  schlüge  man  dadurch  allein  schon  die  Kosten  heraus. 
Dann  schliesst  er  die  ganze  Berechnung  mit  den  Worten:  si  modo  non 
provincialis  sed  Italiens  ager  est.  Hieraus  folgert  Savigny,  Vcrm. 
Schrift.  U.  S.  155,  Erst.  Nachtr.  §.4  und  Zweit.  Nachtr.  S.  186:  »dasa 
zur  Zeit  des  Columella  in  Italien  weder  eine  eigene  Grundsteuer 
noch  auch  die  alte  Verm^enssteuer  mehr  vorgekommen  wäre,  da  diese 
auf  den  Beinertrag  jedes  einzelnen  Grundstücks  ganz  ebenso  hätte  ein* 
wirken  müssen  wie  eine  eigentliche  Grundsteuer«.  Huscbke  a.  a.  0. 
S.  117  Anm.  240  will  indessen  diesen  Grund  nicht  gelten  lassen,  »weil 
die  Grundsteuer  niemals  auf  den  Kapitalertrag  eines  Grundstücks  einen 
Einfluss  äussere ,  da  der  E[äufer  mit  Bücksicht  darauf  weniger  für  das 
Grundstück  gäbe«,  und  bezieht  die  Worte  des  Colum.  auf  das  Mo* 
nopol,  das  Italien  vor  den  Provinzen  im  Weinbau  voraus  hatte,  wo- 
gegen S.  replidrt,  einmal,  dass  dies  Monopol  nicht  so  umfassend  ge- 
wesen sei,  zweitens,  dass,  wenn  Colum.  dies  hätte  ^gen  wollen,  er 
sich  anders  hätte  ausdrücken  müssen.  —  Indessen  üürften  hier  beide 
berühmte  Juristen  in  einen  nationalökonomischen  Irrthum  verfallen  sein* 

—  Zuerst  muss  man  mit  S.  und  aus  den  von  ihm  angeführten  Gründen 
allerdings  gegen  H.  annehmen,  dass  Colum.  nur  den  auf  dem  trib. 
soll  der  Provinzen  beruhenden  Unterschied  von  Provinzinzial-  und  ita- 
lischem Boden  im  Sinne  hat.  Freilich  hat  wieder  H.  darin  Becht, 
»dass  die  Grundsteuer  niemals  auf  den  Ertrag  vom  Kapitalwerth  des 
Grundstücks  einen  Einfluss  äussere,  da  der  Käufer  mit  Bücksicht  darauf 
weniger  für  das  Grundstück  gebe«,  —  aber  nur  insofern  dies  von 
dem  zweiten  Besitzer  nach  Umlegung  der  Grundsteuer  ab  gilt, 
denn  dem  Ersten  raubt  dieselbe,  wenn  sie  allein,  ohne  mit  einer 
gleichzeitigen  Kapitalsteuer  verbunden  zu  sein,  umgelegt  wird,  allerdings 
etwas  vom  Ertrage  des  bisherigen  Kapitalwertbs  des  Grundstücks  und 
deshalb  einen  Theil  von  diesem  selbst,  vergl.  Bau,  Pol.  Oek.  IIL  §.  313; 

—  allein  Ct)lum.  spricht  ja  nidit  ven  dem  Fall,  dass  Jemand  eineo 
bestehenden,  mit  Grundsteuer  schon  belegten  Weinberg  kauft,  sondern 
von  dem  einer  ganz  neuen  Anlage  auf  bisher  uncultivirtem  Boden, 
der  auch  in  grundsteuerpflichtigem  Lande  jedenfalls  bis  dahin  entweder 
gar  keine  oder  eine  weit  geringere  als  eine  Weinbergsgrundsteuer  ge* 
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tragen  tmd  fttr  den  also  auch  der  Käufer  nur  diese,  aber  nicht  die 
Weinbergsgrundsteuer  in  Abzug  gebracht  haben  wfirde.  ,  Die  spätere 
wdt  höhere  Weinbergsgrundsteuer  hätte  also  jedenfalls  noch  mehr  vom 
Ertrage  abgenommen  und  Colum.  konnte  deshalb  bei  solcher  Bereeh* 
nung  neuer  Weinbergsanlagen  allerdings  grundsteuerfreies  und  grund«- 
steuerpflichtiges  Land  mit  einander  vergleichen  und  den  Ertrag  vom 
ersterem  höher  berechnen.  Colum.  sagt  also  in  der  That:  »meine 
Rechnung  gilt  aber  nur  für  Italien,  wo  kein  trib.  soL,  wie  in  den 
Provinzen,  dem  Besitzer  vom  Ertrage  des  Weinbergs  etwas  nimmt«  und 
sagt  damit  dasselbe,  was  Simplicius  sagte:  in  Italien  ist  kein  ager 
tributarius.  Wenn  also  auch  aus  Colum.  hervorgeht,  dass  auf  itali*- 
schem  Boden  kein  trib.  soL,  keine  Beallast  oder  Grundsteuer  lag,  so 
ist  es  doch  falsch,  hieraus  zu  schliessen,  dass  nun  auch  das  alte  Bar« 
gertribut,  diese  allgemeine  Vermögenssteuer,  nicht  bestanden  hätte, 
denn  es  ist  eben  aus  den  schon  wiederholt  angeführten  Gründen  durch« 
aus  falsch,  »dass  diese  auf  den  reinen  Ertrag  jedes  einzelnen  Grund« 
stücks  ganz  ebenso  einwirkt,  wie  eine  eigentliche  Grundsteuer«.  — * 
Aber  Colum.  hatte  noch  mehr  Hecht,  seine  Bechnung  auf  das  trib. 
soli  der  Provinzen  zu  beziehen,  weil,  wie  ich  unten  zeigen  werde,  dies 
gar  keine  Grundsteuer  in  unserem  Sinne  war,  sondern  eine  Beallast, 
die  einen  aliquoten  Theil  vom  jedesmaligen  Ertrage,  meist  dem  Boh« 
ertrage,  nahm.  Wie  hätte  sich  also  die  Ertragsberechnung  von  einem 
neuen  Weinberg  nicht  vortheilhafter  in  einem  Lande  stellen  sollen,  wo, 
immerhin  bei  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer,  kein  Zehntel  oder 
gar  Fünftel  von  dem  jährlichen  Ertrage  erhoben  ward,  als  in  einem 
anderen,  wo  dies  geschah? 

Die  GegengrOnde  gegen  die  Ansicht,  dass  das  Bürgertribut  fort* 
erhoben,  scheinen  mir  also  nicht  beweisend  zu  sein. 

Dagegen  werden  die  schon  von  Walter  angeführten  positiven 
Zeugnisse  imderweitig  bestätigt 

Tacit  Annal.  XIIL  50  erzählt,  dass  iNero  crebris  populi  flagi-* 
tationibus  immodestiam  publicanorum  argucntis  daran  gedacht  habe,  an 
cuncta  vectigalia  omitti  juberet.  Der  Senat  hätte  ihn  aber  davon 
abgebracht,  quippe  sublatis  portoriis  sequens  ut  tributorum  abolitio 
expostularetur.  —  Was  sind  hier  für  Tribute  gemeint?  —  Es  ist  der 
populus,  dessen  Beschwerden  über  die  Publicanen  einen  solchen  Ein- 
druck auf  Nero  machen,  dass  er  daran  denkt,  ob  er  nicht  cuncta  vec- 
tigalia aufheben  solle.  Natürlich  sind  unter  diesen  Zölle  und  Ac- 
eise  verstanden,  wie  aus  dem  folgenden  portoriis  hervorgeht;  auch 
wurden  nur  diese  indireqten  Abgaben  damals  noch  verpachtet    Was 
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kann  hier  also  unter  popnlos  verstanden  sein:  die  Bewohnerddiaft  des 
ganzen  ungeheueren  Beichs  oddr  das  römische  Bürgervolk?  Man 
erwäge  die  Zeit,  in  der  hier  der  Ausdruck  populus  gebraucht  wird; 
erwäge  die  in  Folge  ihrer  persönlichen  Tributarietät  damals  noch  yer* 
achtete  Stellung  der  Provinzialen ;  das  Princip,  dass  die  Provinzen  und 
ihre  Bewohner  von  Rechtswegen  als  eine  Finanzguelle  des  römischen 
Volks  angesehen  wurden ;  die  geringe  Berücksichtigung,  die  allen  dahin 
einschlagenden  Klagen  aus  den  Provinzen  wiederfahren  sein  würde, 
und  man  kann  nicht  zweifeln,  dass  Tackus  den  populus  Romanus 
meint.  Daraus  folgt  denn  aber  auch ,  dass  die  Zölle ,  von  denen  die 
Rede  ist,  nur  die  italischen,  also  die  im  Bürgerlande  erhobenen,  und  die 
Tribute  nur  die  Bürgertribute  sein  können.  —  Man  kann  auch 
selbst  bei  Nero  kaum  an  die  exorbitante  Idee  glauben,  er  habe  alle 
Zölle  im  ganzen  römischen  Reich  aufheben  wollen  und  noch  weniger, 
dass  der  Senat  hätte  sagen  wollen,  man  würde  dann  im  ganzen  Reich, 
die  verachteten  Provinzialen  inbegriffen,  die  Aufhebung  der  Realabgaben 
und  damit  also  eine  allgemeine  Steuerfreiheit  durch  den  ganzen  orbis 
terrarum  verlangen!  Allein  das  römische  Volk  für  sich,  dieser 
blosse  Bürgercomplex ,  hatte  ja  viele  Jahre  hindurch  die  volle  Steuer- 
freiheit, sowohl  die  von  Zöllen  wie  die  von  Tributen,  genossen,  sie 
war  noch  in  guter  Erinnerung,  denn  noch  nicht  übermässig  lange  her 
waren  unter  Cäsar  wieder  die  Zölle  und  dann  beim  Beginn  des  zweiten 
Triumvirats  das  Bürgertribut  wieder  eingeführt.  Lag  es  da  nicht  nahe, 
dass  def  Senat  gegen  die  Intention  des  Nero  einwandte,  wenn  er  alle 
Zölle  —  nämlich  in  Italien,  dem  Bürgerlande  —  wieder  aufhöbe, 
werde  das  Volk  —  nämlich  das  römische  Bürgervolk  —  eingedenk 
dieser  früher  genossenen  vollen  Steuerfreiheit  auch  die  Aufhebung  des 
Bürgertributs  wieder  verlangen?  —  Man  ist  also  zu  einer  so  be- 
schränkenden Auslegung  dieser  Stelle  durch  innere  Gründe  gezwungen 
und  damit  ist  denn  auch  die  Fortdauer  des  Bürgertributs  b&«;tätigt,  da 
der  Senat  sonst  nicht  hätte  entgegnen  können,  das  Volk  würde  nach 
Aufhebung  der  Zölle  auch  die  Aufhebung  des  Tributs  verlangen. 

In  dem  folgenden  Kapitel  findet  denn  auch  diese  Auslegung  noch 
eine  weitere  Bestätigung.  Nachdem  Tacitus  mitgetheilt,  was  geschehen, 
um  die  üebergriffe  der  Publicanen  zu  verhindern,  geht  er  zu  anderen 
staatswirthschaftlichen  Massregeln  des  Nero  über.  Hier  heisst  es: 
Temperata  apud  transmarinas  provincias  frumenti  subvectio,  et,  ne  cen- 
sibus  negotiatorum  naves  adscriberentur  tributumque  pro  illis  pen- 
derent,  coastitutum.  Der  erste  Satz  heisst:  »In  den  überseeischen 
Provmzen  —  also  in  Afrika  und  Aegypten  —  wurde  der  Schiflfe-  und 
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Fracbtdienst  beim  Getreide  gemildert«.  —  An  das  allgemeine  Hand* 
und  Spanndienstsystem  scbloss  sich  nämlich  ein  Schiffisdienstsystem  an, 
das  natfirlich  nicht  weniger  drückend  war  als  das  erstere^).  Hierin 
wurden  Erleichterungen  gewährt ^^).  Dann  heisst  es  weiter:  »und  dazu 
wurde  verordnet,  dass  die  Handeltreibenden  ihre  Schiffe  nicht  mehr 
im  Gensus  anzugeben  und  Tribut  dafür  zu  entrichten  brauchten«.  — 
Welche  Negotiatoren  und  welcher  Tribut  können  hier  gemeint  sein? 
Ich  finde,  nur  diejenigen  römischer  Bürger,  die  sich  besonders  mit 
dem  Handel  befassten,  und  nur  das  Bürgertribut.  Denn  wir  wissen 
schlechterdings  von  keinem  anderen  Tribut  der  Provinzialen  als  dem 
trib.  sol.  und  capit.  und  darin  wurden ,  soviel  wir  wissen ,  keine  Schiffe 
besonders  versteuert,  da,  wie  ich  gezeigt  habe,  bei  der  Natur  der  an- 
tiken Verhältnisse  in  jenen  beiden  Tributzweigen  schon  das  ganze  Ver- 
mögen herangezogen  wurde.  Auch  war  die  transvectio  schon  an  und 
für  sich  ein  schweres  munus,  das  auf  dem  Schifi&besitz  der  über- 
seeischen Provinzen  lastete.  Andererseits  wissen  wir  auch  nicht,  dass 
es  damals  schon  ein  besonderes . aur.  mercatoriuin  gegeben,  das  auch 
noch  dazu  später  niemals  den  Namen  tributum  geführt  hat.  Vielmehr 
versuchte  erst  das  Handelskapital  um  diese  Zeit  sich  vom  Oiken- 
vermögen  völlig  abzuzweigen ,  war  aber  in  der  Hauptsache  noch  immer 


66)  In  eiDem  der  folgenden  Abschnitte,  wo  ich  auf  das  System  der  munera  ein- 
gehen moss,  werden  die  Beläge  zu  finden  sein. 

67)  Welche,  sagt  Tacitus  nicht,  jedoch  gehören  die  corpora  naviculariornin, 
eigene  Corporationen,  die  mit  der  subvectio  beauftragt  und  dafür  dotirt  waren,  offen- 
bar dahin.  —  Wenn  Walther  su  dieser  Stelle  unter  frumenti  Bubtectio  sagt:  St 
«nim  temperatio  illa  fuerit  benefichim  ad  provincias  in  Universum  apectans,  ut  aboli- 
tio  quadragesimae  et  quae  ante  dicta  sunt,  quaeri  debet,  cur  frumenti  subyeclio 
temperata  sit  tantum  apud  transmarinas  provincias,  nee  simul  apud  omnes  pro- 
vincias. Verbum  autem  temperata  minime  accipiendum  est  de  deminutione,  sed 
de  ratione  ad  certum  modum  redigendi  rem,  —  so  halte  ich  dies  für  unrichtig.  — 
Allerdings  darf  keine  trennende  Interpunlttiop  zwischen  subvectio  und  et,  ne  cenef« 
bns'gesetst  werden,  wie  Walther  ebenfalls  nicht  will,  aber  der  Satz  von  Tempe- 
rata an  hat  mit  den  vorangehend  angeführten  Massregeln  gegen  die  Publicanen  nichts 
mehr  zu  thun,  denn  die  Fruchtquoten  wurden  um  diese  Zeit  nicht  mehr  verpachtet, 
und  pubiicani  und  negotiatores  sind  verschiedene  Classen.  Auch  konnte  und  sollte 
die  Erietehterung  in  dem  munus  der  subvectio  nur  den  transmarinen  Provinzen,  von 
denen  das  Getreide  verschifft  wurde,  zu  Gut  kommen,  aber  nicht  alleor  Damit 
hing  denn  sachgemäss  zusammen,  däss  den  römischen  Negotiatoren  durch  Nach- 
lasa  in  der  Schiffsbesteuerung  die  Möglichkeit  billigerer  Frachtfahrt  gegeben  ward. 
Die  annona  war  ja  eine  Hauptsorge  der  Kaiser,  und  auch  schon  die  Bäckereicassen 
des  Herrn  Haussmann  finden  ihr  Vorbild  in  Tacit.  AAnal.  II.  87.  —  Leider  sagt 
flbrigens  Walther  nicht,  was  er  in  den  angeführten  beiden  Stellen  unter  tributum 
versteht. 
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mit  ihm  veraingt,  wie  ich  spater  zeigen  werde.  Es  kann  also  in  der 
aogezogenen  SteHe  nur  das  Bargertribut  derjenigen  Römer,  die 
Torzogsweise  Handel  trieben,  Terstanden  werden.  Das  passt  denn  andi 
ansserordentiich  gut  zn  dem  ganzen  Sinn  der  Stelle.  In  dem  schweren 
Sdiiffisdieost  werden  die  fiberseeischen  Provinzen,  erleichtert  nnd,  nm 
dadnrch  die  Zufuhr  nach  Italien  nicht  zu  gefährden,  wurden  die  Scfai£fe 
der  handeltreibenden  römischen  Bürger  von  der  Vermögenssteuer  ezi- 
mirt.  —  Also  auch  hier  ein  Zeugniss  fdr  den  Fortbestand  des  Bürger- 
tributs.  — 

Femer  spricht  die  berühmte  Stelle  Aurel.  YicL  de  Caes.  S9, 
durch  wdche  die  G^ner  gerade  beweisen  wollen,  dass  in  Italien  erst 
unter  Diokletian  und  Maximian  wieder  Tributsteuem  eingefiahrt  worden 
seien ,  bei  genauerer  Betrachtung  gerade  gegen  sie. 

Dieselbe  lautet:  Hinc  denique  parti  Italiae  invectum  tributorum 
ingens  malnuL  Nam  cum  omnis  eadem  fiinctione  moderataque  ageret: 
quo  exercitus  atque  Imperator,  qui  semper  aut  maxima  parte  aderant, 
ali  posseut,  pensionibus  inducta  lex  nova,  quae  sane  illorum  temporum 
modestia  tolerabüis,  in  pemidem  processit  his  tempestatibus. 

Diese  Stelle,  die  später  noch  eine  weitere  Erklärung  finden  wird, 
ist  wörtlich  so  zu  übersetzen:  »Nun  endlich  wurde  auch  in  dem  Reichs- 
theil Italien  das  grosse  Unheil  der  (gegenwärtigen)  Tributsteuem  ein- 
geführt. Denn,  wenn  sich  auch  (bis  dahin)  das  ganze  (Italien)  in  der* 
selben  (tributariscben)  Leistungsverpflichtung ,  die  aber  massig  war, 
befand,  wurde  jetzt,  damit  Heer  und  Kaiser,  die  sich  (von  jetzt  an) 
immer  oder  grösstentheils  hier  aufhielten,  unterhalten  werden  könnten, 
über  die  Liefemngsabgaben  ein  neues  Gesetz  erlassen  (wörtlich:  wurde 
den  pensionibus  ein  neues  Gesetz  übergezogen),  das  damals  in  der  That 
durch  seine  Maasshaltung  erträglich  war,  in  unseren  gegenwärtigen 
Zeitläuften  aber  zum  Verderben  ausschlug*  ••). 

Soweit  diese  Stelle  hier  zu  erklären  ist,  kommt  es  nur  auf  das 
cum  omnis  eadem  functione  moderataque  ageret  und  das  pensionibus 
inducta  lex  nova  an  und  diese  Ausdrücke  scheinen  mir  wörtlich  und 


68)  Savigny  übenetzt:  „ErsI  von  dieser  Zeit  an  wurde  in  dem  Lande  Italiea 
das  vns8gliche  Uebel  der  Grundsteuern  eingefOhrt;  dann  anstatt,  dass  vorher  gani 
Italien  eine  gteichformige  und  missige  Abgabe  entricbtjste,  bestimmt  zur  Verpflegwig 
der  Truppen  und  des  Kaisers  (des  kaiserlichen  Hofes),  welche  stets  eder  doch 
meistens  in*  Italien  sich  befanden ,  so  wurde  nun  durch  die  Steuern  eine  neue  Ver-^ 
pflichtung  eingeführt  Anfangs  zwar  war  auch  diese  ertraglich  wegen  der  in  jener 
Zeit  noch  herrschenden  Ofassigung;  gegenwärtig  aber  ist  sie  zu  einer  zerstörenden 
Höhe  angewachsen/* 
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i]]igezwiiDge&  Bicbk  mäea  zu  yerateheai  za  dem,  als  idi  sie  flbersetze. 
Denn  fisietio  steht  bmr  offenlmr  für  muntts  foneticmis^  wie  dieses 
L  14  G.  Tb.  11.  1  und  1.  19  C.  Th.  11.  86  Yorkommt,  da  sonst  das 
agere  keinen  Sinn  gäbe.  Ausserdein  zeigt  der  Tttel  De  Annooa  et  Tri- 
butis  ZBT  Genüge,  daas  ftmctio,  mit  oder  ohne  den  Zusatz  tributarla, 
vielfach  tributarische  Leistungen  bedeutet,  und  Aur.  Vict  setzt  in 
unserer  Stelle  sogar  noch  eadem  hinzu,  was  sieb  nur  auf  die  tribu- 
tarische Qualität  der  fnnctio  beziehen  kann,  da  vorher  eben  die 
Tribute  angeführt  sind  und  auch  beide  Arten  der  Tributsteuem  — 
die  civile  und  die  {»rovinziale  —  den  zu  liefernden  materiellen 
Gegenständen  nach  gleich  sein  konnten  und  oft  gleich  waren.  Femer 
steht  hier  auch  pensio  in  demselben  Sinne  wie  pensitatio  oder  functio, 
die  ebenfalls  beide  in  dem  genannten  Titel  für  tributarische  Lei- 
stungen gebraucht  werden,  wie  es  denn  von  diesen  aucb  so  oft  heisst, 
dass  sie  pendebantur,  dq^endebantur,  expendebantur,  pensitabantur^). 

69)  Sayi^By  a.  a.  0.  sagt:  „fsiictio kann  hier  darehavs  nnr  von  Na- 
turalabgaben ▼erstanden  werden.  Denn  da  die  Stelle  sagt,  Italien  habe  auch  schon 
früher  eine  functio  gegeben,  jetzt  aber  seien  zuerst  Iributa,  zuerst  pensiones  ein- 
geführt worden  (welche  beide  Ausdrücke  geradezu  Geldabgaben  bezeichnen),  so  bann 
die  frühere  Abgabe  nur  in  NaturaFien  bestanden  haben'^    S.  eonatruirt  dann  noch 

%tto  ezereitus ali  possent  zu  fvMtioae  statt  su  peneiones  nnd  sieht  darin  die 

Bestitigang,  dass  functio  die  alte  NaturaWerpflegong  im  Gegenuta  der  neu  auf- 
gelegten Tribute  und  Pensionen  bedeute.  —  Es  rechtfertigt  sich  aber,  wie  gezeigt, 
aus  dem  damaligen  Sprachgebrauch  mit  laichten  unter  functio  nur  annonarische 
Abgaben,  unter  tributa  und  pensiones  nur  Geldabgaben  zu  Terstehen,  Tielmehr 
werden,  wie  der  Tit.  des  Cod.  Th.  de  annona  et  tributis  zeigt,  unter  jedem  dieser 
drei  Ausdrücke  (für  pensio  fast  immer  pensitatio)  sowohl  die  einen  als  die 
anderen  begriffen.  Peneie  kommt  se^vr  1.  4  €«  Tb.  ii,  15  wir  für  Getreide- 
naass  Tor.  Ueberbanpt  wird  sich  im  Letle  dieser  Abhandlung  aelgen,  das»  die 
ganze  Ansicht  falseb  ist,  eine  eigene  Geldsletiec  den  Naturalsteaern  entgjegenzusetieit 
Sowohl  in  dem  Previnzialtribnt ,  das  Ten  jeher  Reallast,  wie  in  dem  Bürgertribvt, 
das  (ble  Biokletim)  keine  ReaUast  w«ur,  wurden  sowohl  Geld-  wie  Naturalsteuern 
erbeben.  Und  aelt  Diekletiaiky  nnter  dem  beide  Tributsteaem  Teilende  Bine  wurden, 
indem  von  dt  ab  die  Tribute  —  Geld  wie  Naturalien  —  aucb  in  ttalien  zur  Real* 
last  wurden,  während  ten  Caracalla  bia  Diokletian  nnr  ein  und  dasselbe  Abschätzungs- 
▼erfahren  für  beide  bestanden  hatte,  «nd  yon  August  bis  Caracalla  auch  dieses  nicht 
einmal  der  Fall  gewesen  war  -^  ren  Diokletian  an,  sage  ich,  galt  dieser  Eine  Modus 
lllr  Naturalsteuern  wie  Geldsteuem  erst  recht  und  die  ersteren  überwogen  noch  dazu 
die  letzteren  bei  Weiteaa.  Ee  ist  dies  in  Kurse  die  Ansicht ,  die  ich  in  meiner  JÜh- 
bandlung  durchführen  werde.  >•  Wenn  aber  der  Sprachgebrauch  jener  Zeü  zwiachaa 
tributum,  funetie  und  pensie  nicht  in  der  Weise,  wie  8.  will,  streng  unterscheidet, 
te  hört  auch  jegUshe  Beweiskraft  der  Stelle  für  seine  Ansicht  auf.  —  Uebrigens 
«Iderspriebt  sich  8.  aush  eelbet,  denn  8.  Sl  Annu  1  dere.  Abhmdl.  Taiisteht  er  ge- 
rade unter  annonariae  funcUonea  „Grundsteuer  und  NaturallieferMig  fueanHUen'*.  Nun 
IV.  27 
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Und  endlich  kann  pensionibus  hier  nur  der  Dativ  und  nicht  der  Ablativ 
sein,  weil  zwar  durch  ein  Gesetz  neue  Steuern,  aber  nicht  durch 
Steuern  ein  neues  Gesetz  eingeführt  werden  kann,  —  Aur.  Vi  ct.  sagt 
also  vielmehr  in  dieser  Stelle  ausdrücklich,  dass  schon  vor  dem  von 
Maximinian  neu  eingeführten  tributarischen  Steuermodus  in  ganz  Italien 
massige  tributarische  Leistungen  bestanden  hätten,  die  natttrlich 
keine  anderen  als  die  alten  bürgertributarischen  sein  konnten. 

Aber  selbst,  wenn  man  wie  Savigny  die  Stelle  übersetzen  wollte, 
würde  man  zu  demselben  Schlüsse  kommen. 

Schon  lange  vor  Diokletian  war  ganz  Italien  annonaria ,  wie  aus 
Trebell.  Poll.  trig.  tyr.  24  hervorgeht ^<>),  d.  h.  Italien  hatte  für  Rom 
und  die  Garnisonen  Italiens  annonarias  species  zu  liefern,  die  haupt- 
sächlich in  Wein  und  Fleisch  bestanden.  Diese  waren  nach  Aur.  Vict's 
eben  angeführtem  Zeugnisse  damals  zwar  weit  massiger,  als  sie  nach 
der  von  Diokletian  veränderten  Tributeinrichtung  wurden,  aber  zweifel- 
los bestanden  sie  in  fortgesetzten  Erhebungen.  Auf  welchen  Be- 
steuerungstitel hin  wären  nun  diese  erhoben  worden,  wenn  nicht  auf 
Grund  des  Bürgertributs  und  als  solches?  Der  Boden  Italiens 
war  damals  noch  durchweg  Italic!  juris,  d.  h.  keine  Abgabe,  die  die 
Natur  einer  Grund-  oder  Beallast  gehabt  hätte,  lag  auf  ihm.  Es  findet 
sich  auch  sonst  keine  Spur  eines  anderen  Besteuerungstitels,  aus  dem 
jene  annonarischen  Abgaben  entrichtet  worden  wären,  oder  einer  anderen 
Steuer,  unter  der  sie  sonst  noch  subsumirt  werden  könnten.  Es  bleibt 
also  nur  das  Bürgertribut  dafür  übrig.    Dazu  kommt,  dass  diese  an- 


war aber  vor  Diokletian  die  fundfo  In  Italien  gerade  eine  annonaria,  wie  wir  gleidi 
sehen  werden  und  wie  S.  S  115  auch  aelbat  zugiebt,  denn  davon  kam  ja  der  Ava- 
dnick  Italia  annonaria.  —  Ausserdem  aclieint  mir  S.  auch  Einzelnes  falsch  zu  Qber- 
aetzen.  Eadem  för  „gleichfSrmig^  zu  nehmen,  ist  nicht  gerechtfertigt,  wie  auch 
fiinctione  agere  wörtlich  nicht  „Abgaben  entricbten**  heiaaen  kann.  OaiQr  sind 
die  gewohnlichen  AuadrQcke  fünctiones  agnoacere,  eogneaoere,  implere.  Ebensowenig 
kann  pensionibus  inducta  lex  nova  übersetzt  werden  durch  die  Steuern  ward« 
eine  neue  Verpflichtung  eingeführt,  da  lex  nur  das  Yerpflichtende,  aber  nicht 
passiv  die  Pfficht  bedeuten  kann.  Das  inducta  ist  hier  also  mit  dem  Dativ  (pensio- 
nibus) und  daher  in  dem  Sinne  von  „überziehen**  zu  nehmen,  was  der  Ausdrucka- 
weise  des  Schriftstellers  durchaus  entspricht  und  woraus  denn  gerade  der  bisiiorig« 
Bestand  der  pensiones  hervorgeht  und  zugleich  dasjenige  ausgedrückt  wird,  was  auch 
in  jeder  Biusicht  richtig  war,  dass  nämlich  un|er  Maximinian  die  bisherigen  Tribnt- 
steuern  in  Italien  wie  in  den  Provinzen  nach  einem  neuen  Modus  geordnet  wurden. 
70)  Man  vergl.  Salmasius  dazu.  —  Uebrigena  meint  Savigny,  die  Italla 
urbicaria  habe  früher  nicht  aononarische  Leistungen  getrsgen.  Silmaaius  ist  aber 
gerade  anderer  Meinung. 
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nonariscben  Abgaben  auch  später,  als  sie  auch  schon  in  Italien  den 
Charakter  von  Beallasten  angenonmien  hatten,  immer  unter  dem  Aus- 
druck Tribute  begriffen  wurden,  wie  schon  ihre  gleiche  gesetzliche  Be- 
handlung in  dem  Titel  de  annona  et  tributis  und  namentlich  11.  4.  14 
C.  Th.  11.  18  beweisen.  In  diesen  letzteren  Stellen  werden  gerade 
dieselben  annonarischen  Functionen  Italiens,  die  wir  schon  aus  Treb. 
Po  IL  keimen,  als  Tributlast  aufgefasst.  Der  Unterschied  war  nur, 
dass  sie  dort  früher  als  allg^neine  Vermögenslast  angesehen  und  ab- 
geführt wurden,  also  noch  den  Charakter  des  alten  Bürgertributs  hatten ; 
nach  Diokletian  aber,  als  auch  Italien  dem  neuen  Tributsystem  unter- 
worfen worden,  auch  hier  als  Grundlasten  bestanden,  wie  dies  im 
Titel  sine  censu  et  reliquis  fundum  comparari  non  posse  von  Constantin 
ganz  allgemein,  und  für  die  Präfectur  Italiens  noch  besonders 
durch  1.  2  C.  Th.  3.  1,  angeordnet  ward,  wozu  auch  Gothofred's 
Commentar  zu  1.  1  C.  Th.  11.  3  zu  vergleichen  ist. 

Man  mag  also  die  Stelle  des  Aur.  Yict.  veriteben,  wie  man  will 
—  es  geschieht  gerade  in  ihr  der  Fortdauer  des  alten  Bürgertributs 
in  der  Zeit  von  August  bis  Diokletian  ausdrückliche  Erwähnung. 

Endlich  spricht  noch  eine  allgemeine  Betrachtung  für  seine  Fort- 
erhebung. 

Diese  Abgabe  war  durch  kein  Gesetz  aufgehoben  worden,  sondern 
nur  factisch  fortgefallen  und  seine  Erhebung  also  gesetzlich  noch  zu 
jeder  Zeit  zulässig  —  s.  Becker  und  Marquardt  a.  a.  0.  lU.  2 
Anm.  694.  Die  römischen  Bürgervermögen  wurden  auch  nach  wie  vor, 
einschliesslich  der  Grundstücke  —  s.  Spangenberg,  Tabul.  negotior. 
Vn.  und  Huschke  a.  a.  0.  Anm.  161,  —  ihrem  Kapitalwerth  nach 
declarirt,  wie  auch  von  Niemanden  bestritten  wird,  so  dass  vorkommen- 
den Falls  auch  von  dieser  Seite  kein  Hinderniss  für  eine  Wiederauf- 
nahme der  Tributleistungen  existirte.  Grundsätzlich  ward  die  Mög- 
lidikeit,  ja  Wahrschemlichkeit  der  Wiedererhebung  auch  schon  vor  Aus- 
gang der  Bepublik  anerkannt,  ehe  sie  noch  wirklich  stattgehabt. 
Commisisti  —  sagt  Cic.  pr.  Flacc.  32  —  si  tempus  ali^uod  gravius 
accidissit,  ut  ex  iisdem  praediis  et  ApoUonide  et  Romae  imperatam 
esset  tributum.  Diese  Rede  wurde  ungefähr  17  Jahre  vor  der  Wieder- 
erhebung gehalten  und  bezeugt  also  in  jenen  Worten  schon  die  Vor- 
aussicht ,  dass  es  wieder  dazu  kommen  müsse.  Diese  Besorgniss  drückt 
sich  noch  deutlicher  de  offic.  11.  21,  zwei  Jahre  vor  der  Wiederein- 
führung aus.  Endlich  nennt  Cicero  die  erste  Wiedererhebung,  die 
bei  der  damaligen  Verlegenheit  des  Schatzes  von  der  Optimal  enpartei 
unter  Leitung  Cicero's  selbst,  nicht  von  den  Triumvirn  ausging  — 

27* 
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EpisL  ad  familiär.  XII.  30  —  wörtlich  Tribtttnm,  wennaach  nach 
Appian  die  Heramiiehung  der  Eiszelnen  in  parteiischer  Weise  geschah, 
verg].  Dramann  a.  a.  0.  I.  314  ff.^^).  Warum  hätte  also  das  Kaiser- 
reich)  wenn  einmal  seine  Bedürfnisse  wßgen  Krieg  oder  ans  anderen  Gran- 
den wachsen  oder  die  Provinzen  in  Folge  von  Missemten  oder  Unrohen  mit 
ihren  Tribnten  in  Rflckstand  blieben,  nicht  ebenfalls  wieder  zam  Bdrger- 
tribat  greifen  sollen?  Dass  solche  augenblickliche  Verlegenheiten  wurk- 
lieb  eintraten',  wissen  wir.  Ausserdem  war  ja  auch  die  bestimmte 
amtliche  Staatsgewalt,  die  dasselbe  erheben  durfte,  wenn  auch  mit 
anderen  Gewalten  cumulirt,  bestehen  geblieben.  Wie  kann  man  also 
zweifeln,  dass  in  solchen  Fällen  eine  noch  geset^die  StBier  nicht  er- 
hoben worden  sei?  Aber  allerdings  trat  bei  den  reicheren  und  ge* 
ordneteren  Hülfsquellen ,  die  seit  der  Kaiserzeit  aus  den  Provinzen 
flössen,  fortan  die  subsidiäre,  unregelmässige  Natur  des  Bfiiigertributs 
noch  mehr  an  den  Tag.  Seine  Erhebung  fiel  noch  öfter  aus,  sein  Be- 
trag war  noch  veränderlicher,  die  Heranziehung  traf  noch  häufiger 
nur  die  reicheren  Glassen  allein.  Sokhe  Fälle  sind  die  schon  oben 
besprochene  Heranziehung  der'  50,000  Denare  und  darüber  Besitzenden 
unter  August us  selbst,  und  mehre  andere,  die  Huschke  a.  a.  O. 
S.  70  ff.  selbst  anführt.  Solche  ausserordentliche  Fälle  finden 
sich  allerdings  nur  vorzugsweise  in  den  Quellen  erwähnt,  aber  man 
darf  deshalb  nicht  für  willkürliche  Exaction  nehmen,  was  nur  die 
Steuer  in  ihrer  prägnantesten  Gestalt  war.  Ebensowenig  darf  man  aus 
dieser  vorzugsweisen  Erwähnung  ausserordentlicher  Fälle  schliessen^ 
dass  gar  keine  regelmässigere  Erhebung  stattgefund«!  habe.  ImpU- 
oite  geschieht  derselben  Erwähnung  in  den  oben  angeführten  Stellen 
des  Tacitus  und  der  Stelle  des  Aurelius  Victor;  ausdrücklidi 
wird  eine  solche  erwähnt  Suet.  Ner.  44,  wo  gesagt  wird:  partem 
etiam  census  omnes  ordines  conferre  jussit  Huschke  a.  a.  0.  S.  79 
sagt  zwar,  die  Massregel  werde  ah  eine  ansserordentliefae  geschildert^ 
aber  mir  scheint  das  Umgekehrte  der  Fall  zu  sein,  denn  wenn  sonst 
oft  nur  die  Beichen  contribuirten,  so  waren  es  hier  wieder  omnes  ordi- 
nes.  Ausserdem  findet  sich  in  dem  von  Sueton  gebrauchten  Ausdruck 
das  Tributum  gleichsam  technisch  bezeichnet.  Nach  Varr.  de  L.  L. 
y.  §.  181  wurde  dieses  »pro  portione  census«  gefordert.  Partem  ceoaua 
kann  fast  buchstäblich  so  verstanden  werden.  —  Bekannt  ist  ferner 


71)  Um  so  wenigtr  können  dio  Gegner  tue  den  Worten  Cicero'e  de  offic. 
II.  22  tanluin  Paullus  in  aerarium  pecuniae  invexil,  ut  unius  imperatoria  praed« 
finem  atlulerit  tributorum  schltesaen,  er  habe  damit  sagen  wolFen,  dem  Berger- 
fribut  sei  fSr  alle  Zeiten  ein  Ende  gemacht 
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der  grosse  Scfauldeuerlass  des  Hadriftn.  Der  Kaiser  verbrannte  öffent- 
lich, ein  Jahr  nach  seinem  Begierungsantritt «  auf  dem  Forum  Trajan's 
Verschreibungea  über  Schuldreste  im  Betrage  von  45  Millionen  Thaler. 
Ich  komme  noch  einmal  hierauf  *  zurück.  Hier  ist  nur  zu  bemerken, 
dass  die  drei  Schriftsteller,  die  dies  erzählen,  Dio,  Spartian  und 
Eusebius  —  m.  s.  die  Stellen  bei  Grogorovius,  Gesch.  des  Kais. 
Hadrian  S.  17  ff.  —  keinen  Zweifel  darüber  lassen,  dass  diese  Schulden 
hauptsächlich  aus  rückständigen  Steuern  aufgelaufen  waren  und  ewaif 
nicht  blos  in  den  Provinzen ,  sondern  auch  in  Bom  und  Italien ,  und 
hier,  nach  Eusebius,  aus  den  Tributen  der  Bürger.  Dio  sagt: 
dass  Hadrian  alle  im  Verlauf  von  16  Jahren  an  den  Fiscus  und  das 
Aerarium  aufgelaufenen  Schulden  erlassen  habe.  Spartian:  er 
hätte  ungeheuere  dem  Fiscus  schuldige  Summen  privatis  debitori- 
bus  in  urbe  atque  Italia  und  ebenfalls  in  den  Provinzeü  aus  den 
Besten  erlassen.  Eusebius:  er  habe  den  ihm  unterworfenen  Givi- 
taten  und  deren  Bürgern  die  Schuldenreste  erlassen;  6  dvTog 
y^oQovg  P€9fjHi$otg  ixagiaatü.  Hieronymus,  der  diese  Stelle  über- 
setzt, setzt  sogar  für  die  mehreren  Givilaten  urbs.  Man  sieht,  in 
einem  Nachlasse  zweier  verschiedenartiger  Schuldreste  sind  diese 
drei  Schriftsteller  einig.  Dio,  durch  die  Erwähnung  der  beiden  ver- 
schiedenen Kassen,  des  fiscus  und  des  aerarium,  in  welches  letzteres 
unzweifelhaft  damals  noch  das  Bürgeltribut  fioss  —  s.  Becker  und 
Marquardt  a.  a.  0.  lU.  2  S.  322;  Spartian,  durch  die  Unterschei- 
dung Boms  und  Italiens  einer-  und  der  Provinzen  andererseits;  endlich 
Eusebius,  durch  den  Gegensatz  der  unterworfenen  Civitaten  und  der 
Bömer.  Aber  wenn  nun  schon  Spartian  deutlich  auf  Schuldreste 
einzelner  römischer  Bürger  im  Gegensatz  ganzer  provinzialer  Civi- 
taten hinweist  und  man  schon  dadurch  auf  die  Muthmassung  kommt, 
dass  das  Bürgertribut  gemeint  sei,  weil  dieses,  soviel  wir  wissen, 
wenigstens  damals  noch  nicht  in  solidum  getragen  ward,  spricht  Eu- 
sebius bei  dem  römiscshen  Theil  des  Schulderlasses  ausdrücklich 
von  yoQog,  was  der  griechische  Ausdruck  für  tributum  ist.  Allerdings 
glauben  manche  Ausleger,  dass  Hadrian  den  Provinzen  Schuld r es te 
erlassen,  den  römischen  Bürgern  aber  Erleichterung  in  den  laufenden 
Tributen  gewährt  habe,  aber  jedenfalls  sind  sie  über  die  Tribut- 
erwähnung der  Bürger  in  dieser  Stelle  und  um  diese  Zeit  einig  ^^).  — 


72)  M.  s.  SalmtsUs  m  Spartitn.  Adriaiu  7.  Er  scheint  es  als  selbslver* 
•tindlich  iDiaseben,  dass  die  Rtaer  xo  Hadrian's  Zeit  Doch  BJkrgertribnt  entrichtet 
hatten. 
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Endlich  geschieht  nach  meiner  Meinung  dieses  Btirgertribats  ex  censu 
im  Allgemeinen  auch  Treb.  Po  11.  Yalerian  2  Erwähnung.  Hier  ist 
von  einer  neuen  Censur  die^  Bede,  an  die  grosse  Hoffnungen  geknüpft 
werden.  Es  heisst:  tu  eensibus  modum  pones,  tu  vectigalia.fir- 
mabis.  Dass  unter  den  \ectigalia  die  Realabgaben  der  Provinzen  ver- 
standen sind,  die  flicht  blos  durch  ihre  Höhe,  sondern  auch  durch  ihre 
Veränderlichkeit  drückten,  scheint  mir  klar,  aber  ebenso  nun  audi 
im  Gegensatz  davon,  dass  unter  dem  eensibus  modum  die  Bürgertribute 
gemeint  sind,  die  unter  den  Kaisern,  ebenso  willkürlich  schwankten. 

Das  Bürgertribut  scheint  mir  also  beim  Begierungsantritt  August's 
unzweifelhaft  bestanden  zu  haben  und  von  ihm  auch  beibehalten  worden 
zu  sein. 

Dagegen  lässt  sich  ebenso  unzweifelhaft  um  diese  Zeit  keine 
andere  directe  Steuer  nachweisen,  die  von  römischen  Bürgern  ent- 
richtet worden  wäre^^).  Zölle  und  Accise,  die  wieder  seit  Cäsar  in 
Italien  erhoben  wurden,  gehören  natürlich  nicht  hierher,  ebensowenig 
die  von  Augustus  später  eingeführte  Erbschaftssteuer,  da  ich  es  hier 
nur  mit  der  directen  Heranziehung  von  Vermögen  oder  Einkommen 
oder  einzelnen  Vermögens-  oder  Einkommenszweigen  zu  thun  habe. 
Es  gab  also  —  was  festzuhalten  ist  —  um  diese  Zeit  noch  keine  be- 
sondere Grundsteuer  oder  Eapitalsteuer  oder  Handelssteuer  oder  Ge- 
werbesteuer oder  Steuer  von  persönlichem  Verdienst.  Alle  Erwähnungen 
dieser  oder  ähnlicher  Abgaben  sind  aus  späterer  Zeit  und  werden  auch 
dort  Beachtung  finden.  Hieraus  geht  hervor,  dass  zu  August's 
Zeit  die  antike  hauswirthschaftliche  Einheit  der  Pröduk- 


73)  Ich  sage  „römische  Bürger^'  und  nicht  „in  Italien".  Denn  man  muss  immer 
festhalten,  dass  sich  die  Steuern  damals  mehr  nach  der  Nationalität  als  nach  dem 
Aufenthalt  richteten.  Kopfsteuerpfiichtige  Provinzialen  z.  ß.,  wenn  sie  in  Italien 
wohnten,  mussten  dennoch  ihr  Kopfgeld  zahlen,  obwohl  die  eigentlichen  Bewohner 
Italiens,  d.  h.  die  von  italischer  Abkunft,  weil  sie  das  herrschende  Volk  der  römi- 
schen Burger  ausmachten,  weder  in  noch  ausserhalb  Italien  Kopfgeld  zahlten.  Zum 
Theil  anderer  Meinung  ist  Huschke  a.a.O.  S.  189  und  Anm.407,  der  die  Steuer- 
pflichtigkeit lediglich  vom  ,|Territorium"  ausgehen  lassen  will,  dergestalt,  dass  civea 
Romani,  die  auf  solum  provinciale  gewohnt,  auch  der  Kopfsteuer  wie  die  Peregrinen 
unterworfen  gewesen  wären.  Indessen  widerspricht  diese  Ansicht  dem  Geiste  des 
antiken  Bürgerrechts  im  höchsten  Grade  und  wird  auch  nicht  einmal  andeutungsweise 
durch  irgend  welche  Stelle  bezeugt,  da  1.  8  §§.  6  und  7  D.  60.  16  sich  nur  auf  die 
Latini  beziehen,  die  nicht  auch  audrücklich  die  Immunität  erhalten  hatten.  Es  wird 
sich  vielmehr  zeigen,  dass  auch  in  späterer  Zeit  kein  römischer  Bürger  je  die  Kopf- 
steuer gezahlt  bat,  wie  mit  Recht  auch  Gothofred  annimmt.  —  Vom  Provinzitl- 
boden  steuerten  indessen  auch  römische  Bürger,  wie  Savigny  gegen  B.  d.i.  Malle 
gexeigt  hat. 
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tion  and  des  Besitzes  noch  vorherrschte,  denn  der  Gäsarismos, 
der  viel  Geld  brauchte,  würde  sonst  sicherlich  schon  solche  besonderen 
Einkommenszweige  besteuert  haben.  Nur  die  volkswirthschaftliche 
Tendenz  solcher  Abzweigung  machte  sich  schon  lange,  und  jetzt  in 
zunehmender  Stärke.,  geltend,  namentlich  beim  Handels-  und  Zins- 
kapital  (foenus)  und  bei  einigen  persönlichen  Erwerbszweigen.  Aber 
noch  nach  Augustus  kämpfte  die  Gesetzgebung  gegen  diese  die  sociale 
Grundlage  des  antiken  Staats  unterwühlende  Tendenz  an  und  auch  erst 
lange  nach  Augustus,  wie  im  nächsten  Abschnitt  gezeigt  werden  wird, 
gab  sie  den  Kampf  auf  und  der  Fiscus  fing  an,  gesondert  zu  besteuern, 
was  die  Gesetzgebung,  schwächer  als  die  Macht  der  socialen  Bewegung, 
vergebens  bei  einander  zu  halten  gesucht  hatte.  —  Ueberhaupt  ist  es 
noch  immer  das  Steuehnteresse  gewesen,  das  sich  am  ersten  mit  der 
sogenannten  Untergrabung  der  socialen  Grundlagen  vertragen  hat 

(Fortsetsang  folgt) 


Die  Britische  Post, 

Von 
Dr.  Ricliard  HlldelirAnd  in  London. 

Wahrend  der  ersten  Zeit  meines  Londoner  Aufenthaltes  frappiite 
mich  unter  Anderem  besonders  die  grosse  Bolle,  welche  die  Post  in 
dem  hiesigen  Leben  spielt.  Mit  diesem  dienstbaren  Geist  hat  hier 
jeder  Mensch  fortwährend  zu  thun  und  eine  Masse  von  Dingen  werden 
hier  per  Post  abgemacht,  für  die  man  anderswo  persönlich  zusammen- 
kommt oder  seinen  Bedienten  schickt.  Wenn  diese  Thatsache  auf  den 
ersten  Blick  als  die  natürliche  Folge  der  unendlichen  Entfernungen 
Londons  und  des  ungeheuren  Geschäftsverkehres  erschien,  so  wies  sie 
doch  nicht  minder  auf  die  Vortrefflichkeit  der  englischen  Posteinrich- 
tungen hin.  Von  diesen  erhielt  ich  eine  lebendige  Anschauung  durch 
einen  Besuch  des  Generalpostoffice  eines  Samstags  Abends. 

Das  Generalpostoffice  liegt  im  Mittelpunkt  Londons,  in  St.  Mar- 
tins-le-Grand,  schräg  gegenüber  dem  Standbild  Sir  Robert  Peel's.  Eine 
Ironie  des  Schicksals,  dass  das  Werk  Bowland  HilFs  und  der  Minister, 
unter  dessen  Verwaltung  dieser  Mann  einst  seines  Amtes  entsetzt  wurde, 
sich  in  so  unmittelbarer  Nähe  steinerne  Gastfreundschaft  halten  müssen! 
Ein  stattliches  Gebäude  in  jonischem  Styl  sehen  wir  vor  uns  liegen. 
Auf  breiten  Stufen  gelangt  man  durch  den  von  acht  hohen  Säulen  ge- 
tragenen Hauptporticus  in  die  grosse  »Halle«.  Hier  fällt  zuerst,  gleich 
rechts  am  Eingange,  eine  Tafel  in  die  Augen,  an  der  zwei  Exemplare 
des  »British  Postal  Guide«  aufgehängt  sind  zum  freien  Nach- 
schlagen für  Jedermann.  Es  wird  dieser  Postal  Guide  vierteljährlich 
auf  Befehl  des  Generalpostmeisters  publicirt  und  enthält  die  wichtigsten 
öffentlichen  ßegulationeri  der  Post.  Er  ist  für  1  s.  zu  haben  und  fehlt 
hier  auf  keinem  Schreibtisch.  Neben  dem  Postal  Guide  sind  Blätter 
des  täglich  erscheinenden  »Postal  Official  Gircular's«  angeschlagen, 
welches  Nachricht  giebt  über  Abgang  und  Ankunft  colonialer  und  aus- 
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Mndisdier  Posten.  Ausser  diesen  beiden  Veröffentlichu&gen  kommt  seit 
1854  jährlich  ein  »Report  of  the  Postmaster  General  on  the 
Postoffice«  heraus,  >presented  to  both  Houses  of  Parliament,  by 
Gommend  of  Her  Majesty«  nnd  gerichtet  an  »the  Kight  Hon.  the  Lords 
Commissioners  of  Her  Majesty's  Treasary«.  Ott  neueste ,  sehnte «  am 
Schloss  des  Tueteben  Jahres  erschienene,  enthält  eine  Uebersicht  des 
Foortsdirittes  der  Post  während  des  Decenniums  1854—1863.  .  Die 
genannten  drd  Publicationen  bilden  die  regelmässigen  officieUen  Quel- 
tea^),  aus  denen  das  Publicum  seine  Information  über  Postsachen 
sdiöpit  —  Nicht  weit  von  der  Tafel  sitzt  hinter  einem  Versdüage  der 
Portier  (hall  Keeper),  der  lebendige  Postal  Guide,  ein  ältlicher  Herr 
in  einem  scharhichrothen  Rod£  und  mit  einer  Ehrfurcht  gebietenden 
Physiognomie,  auf  der  die  laoonischen  Worte  gesdiriebaa  stehen: 
»England  erwartet,  dass  Jeder  seine  Pflicht  thut«.  Auf  derselben  Seite 
der  Halle  liegt  femer,  wie  wir  auf  den  Thürschildern  lesen,  die,  um 
diese  Zeit  geschlossene,  Expedition  für  die  poste-restante- Briefe,  das 
Begistrationsbureau,  für  recommandirte  Sendungen,  das  offizielle  Tele- 
graphenbureau und  die  Stadtpost.  Unter  dem  Fenster  des  letzteren 
zeigt  sich  ein  Brief icasten  mit  zwei  Oeffhungen,  die  eine  roth  über- 
sditieb^:  »London  District«,  die  andere  schwarz :  »Country  and  abroad«. 
Die  letztere  ist  um  diese  Zeit  geschlossen.  Auf  der  linken  oder  nörd* 
liehen  Seite  der  Halle  befinden  sich,  ausser  einer  Tafel  mit  den  Adres- 
sen der  unbestellbaren  Briefe ,  die  Bureaus  fttr  die  provinziellen  und 
ausländischen  Briefe  und  fär  Packete  und  die  entsprechenden  grossen 
Schalter,  die  jetzt,  für  die  Naditposten,  geöflhet  sind.  Es  herrscht, 
vor  6  Uhr,  ein  reges  Kommen  und  Gehen  hier,  und  ganze  Säcke  voU 
Zeitungen  und  Bücher  sieht  man  in  den  einen  kolossalen  Kasten  hinein- 
regnen. Unter  der  geschäftigen  Menge  sind  natürlich  die  unvermeid- 
lichen »newspaper  boys«  obenan.  Offiziöse  Legenden  erzählen,  dass 
ganze  Knaben  dieser  Classe  mit  Haut  und  Haar  hier  hineingeworfen, 
ergriffen ,  ausgepackt  und  dann  »leer«  wieder  hinausgeworfen  worden 
seien.  Während  dieses  Yolksgewühles  in  der  Halle  sind,  wie  die 
halberleuchteten  Fenster  zeigen,  die  Bureaus  dahinter  in  voller  Thätig- 
keit  und  dabei  hört  man  auf  der  Strasse  immer  neue  Postkarren  heran- 
rasseln, die  von  den  vielen  Poststellen  und  Bahnhöfen  Londons  bringen, 
was  von  dem  Generalpostamt  noch  denselben  Abend  weiterexpedirt 
werden  soll.    Mit  einer  »ordre  of  admisslon«  für  die  inneren  Räume 
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bfnutit. 
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des  Postoffioe  —  ausgestellt  von  Mr.  Frederic  ffiU,  Bnider  des  8ir 
Rowlittid,  Vertreter  Grossbritanniens  auf  dem  intemationaleQ  Post- 
con^ess  zu  Paris  Mai  1863  and  Hülfissecretär  am  Postamt,  d^  ich 
in  einer  hiesigen  Gesellschaft  kennen  lernte  —  in  der  Hand,  wenden 
wir  nns  nnn  an  den  Portier,  der  uns  mit  Gravität  nach  dem  Auf- 
enthaltsort  eines  der  oberen  Beamten  weist.  Wir  treten  in  ein  grosses 
Zimmer  ein,  welches,  wie  wir  erfidiren,  das  »Sorting  and  Stamping 
Boom«  ist  und  erhalten  hier  auf  die  Vorzeigang  unserer  Ordre  einen 
Beamten  als  Mentor  zugetheilt.  Dieser  fährt  uns  zunächst  auf  eine 
quer  durch  die  grosse  Halle  gehende  Gallerie,  von  der  herab  wir  das 
Treiben'  vor  den  Schaltern  bequem  übersehen  können. 

Die  Scene  zeigt  uos  Post  und  Publicum  in  YerkehrsberOhrang. 
Weldies  sind  die  Gegenstände,  die  durch  die  Post  versandt  werden 
können  und  wie  verhält  es  sich  mit  dem  Porto? 

Das  Hauptgeschäft  und  Monopol  der  britischen  Post  besteht  in 
der  Beförderung  von  Briefen.    Ausserdem  befiasst  sie  sich  mit  der 
Uebermittelung  von  Drucksachen,   Manuscripten  und  Waar^nmustem. 
Das  Porto  fQr  inländische  Briefe,  d.  h.  für  solche,  die  von  einem  Ort 
des  vereinigten  Königreichs  nach  einem  anderen  adressirt  sind,  riditet 
sich  ausschliesslich  nadi  dem  Gewicht,  ohne  Rücksicht  auf  die  Ent- 
fernung und  beträgt,  wenn  es  vorausbezahlt  wird,  1  d.  per  Vs  Unze. 
Bekanntlich  besteht  dieser  Tarif  seit  1840  und  ist  der  Schwerpunkt 
des  Hiirscben  Beformsystems.  Früher  variirte  das  englische  Briefjporto 
nach  der  Entfernung,  d.  h.  nach  der  Boutenlänge  zwischen  Aufgabe- 
und  Bestimmungsort.    Wie  Hill  nachwies,  war  diese  Einrichtung  un- 
billig, da  der  Umstand,  ob  ein  Brief  eine  oder  hundert  Meilen  weit 
ging,  in  den  Auslagen  der  Post  fast  keinen  Unterschied  machte,  ja 
die  Versendung  eines  Briefes  bei  einer  kurzen  Strecke,  auf  der  wenig 
Frequenz  herrschte,    oft  kostspieliger  zu  stehen  kam,  als  bei  einer 
langen.    Femer  war  das  Porto  ehemals  verschieden  je  nach  der  Anzahl 
der  Blätter  oder  Bogen,   aus  denen  der  Brief  bestand.    Abgesehen 
davon,  dass  diese  Einrichtung  aller  Baison  entbehrte  und  jeden,  auch 
den   geringfügigsten,    Einschluss  besteuerte,   gab  sie  den  Inhalt  der 
Briefe  den  Augen  und  Fingern  neugieriger  und  geldsüchtiger  Beamten 
preis.    Endlich  belief  sich  das  Briefporto  vor  der  HilFschen  Beform 
auf  enorme  Summen,    durchschnittlich  auf  8  d.  fQr  einen  einfachen 
Brief.    Wie  drückend  dieser  Zustand  auf  dem  Volke  lastete',   kann 
sich  jeder  denken  und  nach  seiner  eigenen  Phantasie  ausmalen.    Heute 
giebt  es  in  England  keinen  Menschen  mehr,  der  nicht  die  Einführung 
des  Pennyportos  als  eine  der  heilsamsten  öffentlichen  Beformen  priese, 
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die  je  auf  britischem  Boden  stattgefunden.  Und  zwar  bat  sie  sidi 
nicht  nur  als  eine  Wohlthat  für  das  Pul)licnm,  sondern  —  das  sagte 
Hill  voraus  —  auch  als  eine  erfolgreiche  Finanzmassregel  erwiesen. 
Wenn  das  Porto  nicht  vorausbezahlt  wird,  beträgt  es  das*  Doppelte  des 
gewöhnlichen.  Diese  Bestimmung,  welche  nicht  mehr  als  billig  ist, 
da  die  unfrankirten  Briefe  der  Post  besondere  Mühe  machen  —  man 
denke  nur  allein  an  das  Einsammeln  des  Portos  durch  die  Briefträger 
von  Thfire  zu  Thüre  —  soll  das  Publicujpn  zur  Frankirung  veranlassen. 
Es  giebt  Leute,  welche  gegen  dieses  Tendenzverfahren  der  Postver- 
wftltung  murren.  Mir  scheint  aber  eine  solche  Besteuerung  der  Be- 
quemlichkeit sehr  passend.  Jene  Bestimmung  hat  denn  auch  Erfolg 
gehabt:  es  ist  selbst  allgemein  hier  Sitte,  seine  Briefe  zu  frankiren. 
Was  das  Porto  filr  ausländische  und  coloniale  Briefe  betrifft,  so  haben 
hierin  ebenfalls  im  Laufe  der  Zeit  verschiedene  Beductionen  stattge- 
funden. 

Das  Porto  war  für  die  Correspondenz  zwischen  Grossbritannien  und 

1854.  1863. 

Frankreich  8d.  od.  10  d.  per  V4  Unze,         4d*.  per  V«  ü, 

je  nach  dem  Land,  in  welchem 
es  bezahlt  wurde. 
Belgien  6  d.  per  V2  U.  4d.  per  Va  ü. 

dem  Deutschen  Post- 
verein sowie   Ham« 

bürg  und  Bremen       8  d.  per  V2  U.  6  d.  per  V2  Ü. 

Italien  verschieden. Minim.  1  s.  1  d.  per  V4  U.       6  d.  per  V^  ü. 

Spanien  10  d.  per  V«  U.  6  d.  per  V«  ü. 

Das  Porto  für  coloniale  Briefe  ist  seit  1857  gleichmässig  6  d.  per 
Va  U. ,  wenn  es  vorausbezahlt  wird.  Für  viele  Golonieen  und  fremde 
Länder  ist  die  Vorausbezahlung  des  Porto's  obligatorisch. 

Nächst  dem  Briefporto  besteht  ein  besonderer. Tajrif  für  Zei- 
tungen und  andere  periodische  Publicationen,  welche  im  Ver.  Königr. 
in  Zwischenräumen  von  höchstens  31  Tagen  erscheinen  und  nicht 
später  als  15  Tage  nach  dem  Datum  des  Erscheinens  und  in  einem 
an  zwei  Seiten  offenen  Couvert  (Kreuzband)  auf  die  Post  gegeben 
werdra.  Solche  Publicationen  sind,  wenn  sie  den  die  Zeitungssteuer 
anzeigenden  Zeitungsstempel  tragen,  portofrei  innerhalb  Grossbritannien. 
Im  anderen  Fall  haben  sie  ein  der  Zeitungssteuer  entsprechendes  Porto 
zu  zahlen.  Der  Betrag  der  letzteren  richtet  sich  nach  der  Anzahl  der 
Blätter  und  der  Grösse  des  Formates  der  Zeitungen.  Der  niedrigste 
Stempel  ist  1  d.  für  eine  Zeitung  von  2  Bogen.  In  Bezug  auf  Faltung, 
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Drack  des  Titeb  und  Datums,  Papier  u.  s.  w.  bßstdien  verschiedeiid 
VorBchriften ,  deren  Nichterfiülang  je  nadi  den  ümsfAnd^  Strafporto 
zur  Folge  hat  oder  die  Zeitungea  dem  Tarif  fiOr  unbezahlte  Briefe 
antarwirft.  Für  die  Versendung  in  die  Colonieen  oder  das  Ausland 
ist  der  Zeitungssteropel  ungültig.  In  diesem  Falle  muss  für  die  Zei- 
tungen eigentlidies  Porto  entrichte  werden  und  zwar  im  Voraus. 

Femw  besteht  seit  1848  eine  Buchpost  Unter  diese  Kategorie 
fallen  seit  1857  auch  andere  Drucksachen  (Karten,  Photographieen^ 
Stiche,  lithographirte  oder  gedruckte  Gorrespondenzen  u.  dgl.)  und 
Manuscripte.  Der  Buchposttarif  ist  1856  fär  das  Inland  um  1  d.  er- 
niedrigt worden  und  beträgt  jetzt  1  d.  per  4  Unzen.  Wie  bei  den 
Zeitungen  gilt  auch  hier  die  Vorschrift,  dass  die  Packete  »an  den  Seiten 
offen«  sein  müssen,  widrigenfalls  sie  hüheres  Porto  zu  zahlen  haben. 
Einschluss  von  Briefen  wird  mit  2  d.  bestraft,  ausserdem  werden  die* 
selben  aus  den  Buchpacketen  herausgenommen  und  separat  als  unbe* 
zahlt  befördert  Das  Briefporto  ist  voraus  zu  entrichten,  sonst  beträgt 
es  das  Doppelte.  Seit  1857  besteht  auch  eine  Buchpost  für  die  Colo- 
nieen: 3  d.  per  4  U.;  Vorausbezahlung  erforderlich,  wenn  die  Packete 
nicht  dem  Briefporto  anheimfallen  sollen. 

Endlich  ist  in  den  letzten  Jahren  auch  eine  Waarenmuster-  (Pat- 
tern and  Sample-)  p  o  s  t  etablirt.  Das  inländische  Porto  beträgt  hier  2  d. 
per  4  Unzen.  Die  Packete  dürfen  nicht  gegen  Inspection  geschlossen 
sein.  Nichtfrankirung  macht  das  Porto  doppelt.  Packete  mit  ieidit 
zerstörbarem  oder  andere  Postsendungen  gefährdendem  Inhalt  werden 
von  der  Post  nicht  angenommen  resp.  an  die  Absender  zurück- 
geschickt. 

Es  ist  hier  schliesslich  noch  zu  erwähnen,  dass  Adressen  an 
die  Königin  und  Petitionen  an  das  Parlament,  wenn  sie  dire(^ 
oder  an  ein  Parlamentsmitglied  gesandt  werden.  Portofreiheit  gemessen, 
vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  über  2  Pfund  wiegen  und  sich  in  offenen 
Couverten  befinden.  Als  Mittel  der  Frankirung  dienen  die  Post* 
Stempel  (poststamps) :  Aufklebemarken  oder  gestempelte  Gouverte. 
Man  kann  diese,  zu  verschiedenen  Beträgen,  nicht  nur  in  den  Post- 
bureaus, sondern  auch  in  den  meisten  Schreibwaarenläden  haben,  welche 
auf  diesem  Wege  Kunden  anzuziehen  suchen.  Die  Post  gewinnt  durch 
das  Institut  der  Stempel  viel  Zeit  und  lässt  sich  jetzt  fast  gar  nicht 
mehr  auf  Baarempfang  des  Portos  ein.  Die  Poststempel  dienen  dem 
Publicum  auch  zur  Versendung  kleiner  Werthbeträge ,  als  ZahlmitteL 
Es  ist  die  Post  hier  ein  so  allgemeines  und  alltägliches  Bedürfiniss, 
dass  diese  Anweisungen  auf  die  Benutzung  dersdben  allgemeine  An- 
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Bakme  an  Zahlongastatt  finden.  Man  kann'  sie  in  jedem  Laden  als 
Kleingeld  gebraachen.  England  besitzt  auf  diese  Weise  ein  Papieiv 
geld  bis  zom  Betrage  von  1  d.  herunter.  Die  Verwendung  der  Post* 
marken  za  dieram  Zweck  wird  tod  Amtswegen  noch  dadurch  befördert, 
dass  dieselben,  wenn  sie  in  grösseren  Quantitäten  präsontirt  werden, 
von  den  Postbureaus  gegen  2^  7o  Discount ,  das  macht  ^  d.  fttr  1  9. 
8  d.  Werth  in  Stempeln,  wieder  zurückgenommen  werden.  Im  Jahre 
1862  wurden  allein  in  London  60,000  L.  St.  Poststempel  vom  PubUemn 
wieder  eingelöst. 

Mit  Hülfe  von  Freimarken  oder  Freieouverten ,  einer  Briefwaage 
und  eines  Postal  Guide  wird  hier  die  Portofrage  meist  zu  Hause  al>« 
gonacht.  Man  hat  dann  nur  noch  den  Brief  in  einen  Briefkasten  ini 
werfen  und  au  diesem  Behufe  braucht  man  nicht  weit  zu  gehen. 

Die  Gelegenheiten  zur  Aufgabe  von  Briefen  sind  nämlich  im  Laufe 
der  Zeit  in  immer  stärkerem  Masse  vermehrt  worden.  Nach  dem 
jtfeQgsten  Bericht  des  Generalpostmeisters  betrug  die  Zahl  der  Brief-* 
aufgabestellen  iu  dem  District  London  1854,  bei  382,949  bewohn« 
ton  Häusern,  471,  was  eine  Aulgabestelle  auf  81 S  bewohnte  Häuser 
macht,  —  1863,  bei  445,787  bewohnten  Häusern,  1045,  wonaeh  eine 
Aulgabestelle  schon  auf  426  bewohnte  Häuser  kommt  In  Ekigland 
und  Wales  gab  es  1854,  bei  3,440,442  bewohnten  Häusern,  75'&1  Brief- 
aufgabestellen, 1863,  bei  3,862,181  bewohnten  Häusern,  11,767  Brief- 
aufgabesteUen.  Schottland  besass  1854,  bei  377,208  bewohnten  Häu- 
sern, 1075  Briefaufgabestellen ,  oder  auf  350  bewohnte  Häuser  eine 
BriefaulgabesteUe,  1863,  bei  3^,909  bewohnten  Häusern,  1523,  das 
ist  eine  Briefaufgabestdle  auf  schon  261  bewohnte  Häuser.  Während 
in  Irland  die  Zahl  der  bewohnten  Häuser  in  dem  Zeitraum  1854 — 1863 
von  1,030^333  auf  982,633  sank,  ist  während  jener  Periode  die  Zahl 
der  BrieCau^bestellea  in  diesem  Land  von  1317  auf  1912  oder  von 
dem  Verhältniss  1  :  782  auf  das  Verhältnisa  1  :  513  gestiegen.  Im 
ganzen  Yer.  Kteigr.  ist  von  1854 — 1863  die  Zahl  der  Brie&ufgabe- 
stellen  von  9973  auf  15,202,  d.  i.  um  52  %  vermehrt  worden,  währeod 
die  Zahl  der  bewohnten  Häuser  von  4,847,983  auf  5,242,723,  d.  h.  um 
nur  8  %  gewachsen  ist.  Diese  allg^neine  und  beträchtliche  Zunahme 
der  Briefau^abestellen  beruht  hauptsächlich  auf  der  EinfOhrnng  von 
Briefkasten  in  Form  von  dsemen  Pfeilern  (piUar  boxes)  und  in 
Hänserwändtti  (wall  boxes).  Man  trifft  in  den  Strassen  Londons  alle 
Minuten  auf  deigieidien  Institute.  Sie  kamen  zuerst  1855  in  Anfiiahma 
und  machen  jetzt  fast  ein  Drittel  aller  Briefanfgabestellen  aus.  Sie 
ermöglich»  in  viden  Fällen  auch  eine  scbneltoe  Abfertigung  der  Briefe. 
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sie  zu  Stunden  geleert  werden  können,  in  den»  wm  nidit  er- 
warten kann ,  dass  die  Poistbnreans  geöfhet  sein  sollen.  '  Die  übrigen 
Briefaofgabestellen  sind  entweder  eigentliche  Postamter  oder  grfissten- 
theils  sog.  »letter  receiving  bouses«,  das  sind  Kaufläden,  wdche 
sich  nebenbei,  im  Dienste  der  Post,  mit  der  Annahme  von  Briefen 
n.  8.  w.  befassen.  In  London  giebt  es  der  letzteren  mehr  als  500. 
Diese  Geschaftscombination  führt  den  Kaufleuten  Kunden  zu  und  er- 
spart dem  Postapit  Kosten.  Es  giebt  Briefeinnehmer,  die  von  d^  Post 
ein  jährlichen  Gehalt  von  nur  4  L.  St.  beziehen.  Die  Besorgung  der 
Briefe  u.  s.  w.  in's  Haus  des  Adressaten  geschieht  gratis,  nur  wenige 
dftnnbevölkerte  und  abgelegene  Orte  madien  eine  Ausnahme.  Diese 
allgemeine  unentgeltliche  Auslieferung  der  Briefe  u.  s.  w.  ist  erst  eine 
moderne  Errungenschaft.  Seit  1854  sind  10,000  Orte  mit  einer  solchen' 
versehen  worden,  die  vorher  Briefträgergeld  bezahlen  musstoi.  Ja, 
ehemals  gab  es  viele  Orte,  in  die  gar  kein  Postbeamter  dntrat,  son- 
dern die  sich  durch  Privatboten  ihre  Briefe  von  dem  nächsten  Post- 
bureau abholen  lassen  mussten. 

Die  Postverwaltung  üb^nimmt  keine  Garantie  für  die  ihr  anver- 
trauten Gegenstände,  allein  sie  lässt  recommandirten  oder  registrir- 
ten  Sendungen  besondere  Sorgfalt  angedeihen,  indem  sie  genau  den 
Uebergapg  derselben  von  Hand  zu  Hand  controlirt.  Ehemals  konnte 
Geld  in  gewöhnlichen  Briefen  versendet  werden.  Jetzt  besteht  für  in- 
ländische Geldbriefe  Begistrationszwang:  im  Fall  der  Absender 
solche  nicht  vor  der  Aufgabe  von  sich  aus  hat  registriren  lassen,  werden 
sie  von  der  Post  nachträglich  registrirt  und  haben  dann  doppelte  Ge- 
bühr zu  bezahlen.  Dieser  erst  in  den  letzten  Jahren  auf  Vorschlag 
HilFs  eingeführte  Begistrationszwang  hat  wesentlich  den  Zweck,  die 
Postleute  vor  Versuchung  zu  bewahren.  Die  Registrationsgebtlhr  für 
inländische  Sendungen  ist  seit  1843  zweimal  erniedrigt  worden.  Ur- 
sprtinglich,  vor  1843,  betrug  sie  1  s.,  von  da  an  bis  1862  6  d.,  seit- 
dem 4  d.  Die  Begistrationsgebühr  für  coloniale  Briefe  ist  gleich- 
massig  6  d.  — 

Eben  schlägt  die  Uhr  in  der  Halle  sechs  und  in  demselben  Augen- 
blick fallen  die  Deckel  der  grossen  Schalter.  Die  Auügabezeit  für  die 
Nachtposten  ist  nunmehr  vorüber;  nur  gegen  eine  Extragebühr  von 
1  d.  werden  noch  bis  7  Uhr  und  gegen  eine  Extragebüht  von  6  d« 
noch  bis  8  Uhr  frankirte  Sendungen  für  die  Nachtposten  angenommen. 
Die  Extragebühr  muss  durch  Freimarken  bezahlt  werden. 

Während  die  Halle  sich  entleert,  verlassen  auch  wir  die  Gallerie 
und  treten  nnsare  Wanderschaft  durch  die  inneren  Bäume  des  General- 
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poBtoffice  an.  Wir  werden  zunächst  wieder  in  das  »Briefstem- 
pelungs*-  und  Sortirufigszimmer«  geführt,  von  dem  wir  aus- 
gegangen waren.  Die  von  oder  über  London  nach  den  Provinzen,  den 
Colonieen  und  dem  Ausland  gehenden  Briefe  werden  hier  gestempelt 
und  sortirt.  £s  geht  hier  zu  wie  in  einer  grossen  Fabrik;  auf  den 
ersten  Blick  gewahrt  man,  dass  hier  das  Prineip  der  Arbeitstheilung 
allgemein  zur  Anwendung  gebracht  ist.  Unmittelbar  an  den  nach  der 
Halle  gerichteten  Fenstern  sehen  wir  zunächst  mehrere  Personen  damit 
beschäftigt,  die  Briefe  zurechtzulegen,  so  dass  Adresse  und  Frei- 
märke obenauf  kommt.  An  einem  langen  mit  Briefwaagen  versehenen 
Tisch  stehen  andere  Leute,  die  hierauf  das  Gewicht  der  Briefe  prüfen, 
um  die  Richtigkeit  der  Freimarke  zu  constatiren  oder  das  allfUlig 
nachzuzahlende  Porto»  zu  bestimmen.  Die  Gleichmässigkeit  des  Portos 
für  alle  Entfernungen  Grossbritanniens  und  die  Unabhängigkeit  des- 
selben von  der  Anzahl  der  Blätter,  aus  denra  die  Briefe  bestellen/ 
macht  die  Taxirung  derselben  jetzt  zu  einem  *  höchst  einfachen  und 
raschen  Prozess.  Aus  der  Hand  dieser '  Examinatoren  gehen  die  Briefe 
sodann  in  die  der  »Stempler«  über,  deren  Anzahl  sehr  beträchtlich 
ist.  Die  Stempelung  geschieht  zum  Theil  mit  Hülfe  von  Maschinen, 
die  gleichzeitig  einerseits  Datum,  Stunde  und  Ort  aufdrucken  und 
andererseits  die  Freimarke  obliteriren.  Dabei  werden  zugleich  die 
Briefe  gezählt.  Ungefähr  100  Briefe  werden  von  einer  Person  in  einer 
Minute  mittelst  einer  jener  Maschinen  gestempelt.  Der  Stempelung 
folgt  die  Sortirung,  welche,  wie  wir  sehen,  wieder  von  einem  eigenen 
Beamtencorps  besorgt  wird.  Sie  geschieht  zunächst  nach  Bouten,  dann 
nach  den  Kategorieen  Inland  und  Ausland,  die  inländischen  Briefe 
werden  weiter  eingetheilt  nach  den  drei  Königreichen  u.  s..  w.  Eine 
besondere  Stelle  des  grossen  Zimmers  ist  der  Versiegelung  oder  Her- 
stellung offener  oder  zerrissener  Briefe  oder  Packete  gewidmet.  Dieses 
Werk  beschäftigt  wieder  mehrere  besondere  Beamte.  Ueber  200  Briefe 
gehen  täglich  hier  ein,  denen  nicht  im  Geringsten  anzusehen  ist,  dass: 
sie  je  geschlossen  waren. 

Aas  dem  Brief-Stempelungs-  und  Sortirungszimmer  treten  wir  ein 
in  das  »Bureau  für  blinde  Briefe«  (Blind  letter  office),  auch 
kurs  »Blindes  Bureau«  genannt.  Die  Herren,  die  hier  sitzen  und  eine 
ganze  Bibliothek  von  dicken  Nachschlagewerken  vor  sich  haben,  suchen 
undeutliche  Adressen  zu  entziffern,  unvollständige  zu  ergänzen,  fehler- 
hafte zu  corrigiren.  Sie  sind  die  Philologen  der  Post  oder  die  Augen- 
ärzte der  Briefe.  Den  »blinden«  Briefen  wird  hier  der  Staar  gestochen« 
W^nn  die  Bemühungen  der  Doctoren  auch  meistens  erfolgreich  sind, 
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so  kommen  doch  aniwoilen  Adressen  vor,  mit  denen  absolut  nidits 
su&ngeH  ist.    Beispiele   von  solchen  »steinblinden«  (stone  blind) 
Briefen  sind  folgende: 

»Uncle  John,  Hopposite  the  Ghnrcb.    Ixaiäoo*    Hingland.« 

»Mr.  Smith,  Nr.  14.« 

»Mary  H — ,  a  tall  woman  with  two  children.« 
Die  »steinblinden«  Briefe  wandern  in  das  in  einem  anderen  Baom  des 
Gebäudes  gelegene  und  um  diese  Zeit  des  Tages  geschlossene  Bureau 
fflr  »todte«  Briefe  (Dead  letter  office).  An  dieses  Bureau  gehen 
auch  idle  diejenigen  in  England  und  Wales'  zur  Post  gegebenen  Briefe 
u.  s.  w. ,  anf  denen  gar  keine  Adresse  steht ^  sowie  diejenigen,  deren 
Adressaten  von  den  Briefträgem  nicht  aufgefondai  werden  können, 
ferner  Briefe  und  Packete,  welche  verbotene  (Gegenstände  enthalten. 
In  letzterer  Beziehung  wird  von  dem  Publicum  oft  gesündigt.  Einmal  ' 
entdeckte  man  —  so  erzählt  uns  unser  Führer  —  in  einem  Packet 
eine  Flasche  von  Blutegeln ;  die  Flasche  war  angegangen  und  mehrere 
der  Thiere  krochen  ganz  behaglich  auf  den  beiliegenden  Briefen  hemm. 
Die  todten  Briefe  werden,  wo  möglich,  an  die  Schreiber  ^nirückgesendeti 
weshalb  auch  das  Bureau  »Return^  letter  ofGice«  heisst.  Im  Jahre 
1862  geschah  dies  mit  übw  2  Millionen  Briefen.  Die  Adresse  dea 
Absender»  erhellt  sehr  oft  aus  dem  Couvert  Wenn  dies  nicht  der 
Fall  ist,  werden  die  Briefe  geofEhet  Dabei  kommt  oft  Geld  oder 
Gddeswerth  zum  Vorschein.  Der  Betrag  des  in  todten  Briefen  auf 
sokhe  Weise  vorgefundenen  Geldes  beläuft  sich  auf  12,000—14,000  L.St 
und  ungefähr  500  L.  St.  fallen  davon  in  die  Hand  des  Staatsschatzes, 
in  Folge  davon,  dass  viele  Briefe  keinen  Anfschluss  über  den  Absender 
geben.  Auch  viele  Wechsel  u.  dergl.  werden  so  entdeckt,  c.  5  Mill.  L.  St 
jährlich.  Die  Wechsd  liefern  jedoch  stets  einen  Schlüssel  zur  Adresse 
des  Absenders.  Ungefähr  40,000  todte  Briefe  oder  Packete  gehen 
täglich  ein,  die  Werthartikel ,  wie  Nadeln,  Hinge,  Broschen  u.  dergl., 
enthalten,  und  viele  dieser  Gegenstände  können  an  ihre  Absender  nicht 
zurückgeschickt  werden,  weil  sie  oft  von  keiner  einzigen  Zeile  begleitet 
sind.  Auch  sie  fitUen  in  diesem  Fall  an  die  Krone.  Wie  in  London 
besteht  m  Dublin  und  in  Edinburgh  ein  Bureau  für  »todte«  Briefe. 
Die  Schotten  sollen  sich  dadurch  auszeichnen,  dass  sie  verhältnisa* 
massig  die  geringste  Anzahl  todter  Briefe  Mefem  und  gewöhnlieh  ihre 
Adressen  in  den  Briefen  angeben ,  so  dass  eine  Zurücksendung  an  den 
Absender  keine  Schwierigkeiten  hat.  Die  Irländer  soUai  umgekehrt 
die  grösste  Zahl  von  todten  Briefen  in  die  Welt  schicken.  Das  liegt 
an  dem  Zigeunerleben  dieser  Nation ,  welches  auch  daran  schuld  ist, 
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dass  die  Znrtlcksendong  oft  aimi()glich  wird.  Die  armen  Idänder 
adressiren  ihre  Briefe  meist  an  mehrere  Personen,  fOr  den  Fall  dass 
die  eine  oder  andere  nicht  aufzufinden  sein  möchte.  Ein  Specimen 
dieser  Art  ist  folgende  Adresse : 

»To  my  sister  Bridget,  or  eise  to  my  brother,  Tim  Burke,  in 
care  of  the  Priest,  who  lives  in  the  Parish  of  Balcumbury  in 
Cork,  or  if  not  to  some  dacent  neigfabour  in  Ireland.« 
Die  schottischen  todten  Briefe  sollen  selten  Geld  und  Werthartikel,  wie 
sie  zu  Geschenken  dienen,  enthalten.  Die  irischen  todten  Briefe  sind 
andererseits  voll  von  Werthsächelchen  und  Geldsflmmchen.  Es  entspricht 
das  wieder  ganz  der  Liederlichkeit  und  Liebenswürdigkeit  dieses  Vol- 
kes. Briefe  aus  dem  Ausland,  die  weder  abgegeben  noch  an  die 
Schreiber  zurückgesendet  werden  können,  bewahrt  die  britische  Post 
1 — 2  Monate  auf  und  sendet  sie  dann  nach  dem  Staat  zurück ,  von 
dem  sie  herkamen.  Auch  todte  Briefe  aus  dem  Ver.  Eönigr.  werden, 
wenn  sie  Werth  enthalten,  einige  Zeit  aufbewahrt,  ehe  sie  vernichtet 
werden  und  ihr  Inhalt  confiscirt  wird. 

Wir  werden  mm  in  das  Registrationsbureau  geführt,  wo  wir 
uns  ein  Formular  der  hier  ausgestellten  Empfangsbescheinigungen 
zeigen  lassen.    Sonst  ist  nichts  zu  sehen  hier. 

Die  Stempelung  und  Sortirung  der  Packete  findet  hauptsächlich  im 
oberen  Stock  des  Generalpostoffice  statt.  Hier  geschieht  auch  die  Ver- 
packung und  Versiegelung  in  Eisten  behufs  überseeischen  Transportes. 
Das  Herauf-  und  Wiederherunterschaffen  der  Packete  wird  durch  Ma- 
schinen bewerkstelligt,  welche  durch  Dampf  bewegt  werden  und  den 
Einrichtungen  ähnlich  sind,  durch  die  man  in  Bergwerke  hineinfährt. 
Hunderte  von  Tonnen  Papier  werden  wöchentlich  durch  diese  Maschinen 
hinauf  und  hinunter  geschafft.  Auf  diesem  Wege  gelangen  auch  die 
Beamten  von  einem  Stock  in  den  anderen. 

Um  8  Uhr  müssen  die  Briefe  und  Packete  bereit  sein,  den  Platz 
zu  verlassen.  Die  Packete  werden  auf  schiefen  Ebenen  unmittelbar 
aus  dem  Gebäude  in  die  Postkarren  geschoben,  die  sie  dann  mit  den 
Briefen  nach  den  verschiedenen  Bahnhöfen  bringen,  von  denen  nach 
allen  Richtungen  die  Nachtposten  abfahren. 

Die  Zahl  der  Von  London  abgehenden  und  in  London  einlaufenden 
Posten  hat  im  Laufe  der  letzten  10  Jahre  sehr  beträchtlich  zuge- 
nonunen.  Es  ist  diese  Vermehrung  hauptsächlich  durch  die  Ent- 
wickelung  des  Eisenbahisystems  möglich  geworden.  Im  Jahre  1864 
gab  es  unter  den  Hauptstädten  in 

IV.  28 


438  Riehtifd  ttildebrnlid, 

England  und  Wal^  353  mit  l  Nacht-  und  1  Tagepost  aus  London 

229    -  1       -        -     1        -        nach     - 

2  -  3  Tosten  täglich  aus      - 
31    -  3      -           -                    nach     - 

1    -    5  -          -  aus  - 

1    -    5  -          -  nach  - 

1863  dagegen:          392    -    1  Nacht-  und  1  Tagepost  aus 

264-1  -•       -    1  -        nach  - 

50-3  Posten  täglich  aus 

73    -    3  -           -  nach  .- 

7    -    4  -          -  auä  - 

15    -    4      -  -  nach  - 

3  -    5  -           -  aus  - 
6    -    5  -           -  nach  - 

Damit  ist  natürlich  auch  die  Gommunication  zwischen  den  Fto- 
vinzialstädten  unter  einander  häufiger  geworden.  Ferner  bat,  nament- 
lich in  den  letzten  Jahren,  auch  die  Schnelligkeit  der  Beförderung 
sehr  zugenommen.  Dieser  Fortschritt  tritt  besonders  hervor  bei  den 
schottischen,  irischen  und  französischen  Posten.  Vor  1859 
gelangte  ein,  Montags  mit  der  Nachtpost  von  London  nach  Edinburgh 
oder  Glasgow  jxpedirter,  Brief  nicht  vor  ungefähr  Dienstag  Mittag  an 
seine  Adresse  und  eine  allfällige  Antwort  konnte  von  Edinburgh  od^ 
Glasgow  nicht  so  abgeschickt  werden,  dass  sie  vor  Mittwoch  Nadh- 
mittag  in  London  erhalten  wurde.  Jetzt  wird  ein  solcher  Brief 
Dienstag  Morgens  frtih  in  Edinburgh  oder  Glasgow  ausgegeben  und 
eine  Antwort  kann  mit  aller  Bequemlichkeit  Mittwoch  Morgens  in  tien 
Händen  des  london^  Oorrespondenten  sein.  Vor  1859  traf  ein  von 
London  Montag  Abends  nach  Aberdeen  abgeschickter  Brief  nicht  vor 
Dienstag  Nachmittags  5  Uhr  dort  ein  und  der  londoner  Gorrespondent 
konnte  nicht  vor  Donnerstag  Morgens  in  den  Besitz  einer  Antwort 
gesetzt  werden.  Jet^t  kommt  ein  Montag  Abends  nach  Aberdeen  ab^ 
gehender  Brief  dort  Dienstag  Nachmittags  früh  «ur  Auslieferung  und 
»eine  Antwort  kann  ganz  bequem  Mittwoch  Vormittags  erhalten  werden. 

Ehemals  musste  ein  von  London  nach  Dublin  oder  umgekehrt 
adressirter  Brief  früh  am  Tage  zur  Post  gegeben  werden ,  wenn  er  in 
der  andere»  Sta^t  Iröh  «im  anderen  Morgen  ausgegeben  werden  sollte. 
Seit  1860  kann  die  Aufgabe  verschoben  werden  bis  zum  Abend.  Vofr 
1 86Ö  g^af>gte  ein  ^ von  London  Montag  Nachts  nach  Gorfc  oder  Öelftt^t 
expedirter  Brief  nicht  vor  Mittwoch  früh  an  seine  Adtesse,  und  die 
Erlangung   einer  Antwort   war   nicht   vor  Freitag  Morgens  möglich. 
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Jetet  langt  ein  soldier  Brief  Dienstag  Nachmittags  in  Cork  oder  Bel- 
ftst  an^  und  eine  Antwort  kann  leicht  Mittwoch  Abends  in  London  sein. 

Vor  1860  ging  eine  erste  Post  täglich  früh  am  Nachmittag  von 
London  nach  Paris  und  von  Paris  nach  London  ab  und  traf  in  der 
anderen  Stadt  rechtzeitig  genug  ein  für  die  am  folgenden  Tage  dort 
fitattfindende  erste  Morgenausgabe  und  weiter  gehenden  Tageposten. 
Eine  zweite  Post  verliess  jede  der  beiden  Hauptstädte  Nachts  und  er- 
reichte die  andere  früh  genug  für  eine  Ausgabe  am  Mittag,  aber  in 
der  Begel  zu  spät  für  die  von  dort  auslaufenden  Tageposten.  Seit 
1860  geht  eine  erste  Post  von  jeder  der  beiden  Hauptstädte  früh  am 
Morgen  ab  und  trifft  in  der  anderen  Hauptstadt  noch  denselben  Abend 
ein ,  rechtzeitig  genug  für  eine  späte  Abendausgabe  und  für  die  weiter 
gehenden  Nachtposten.  Eine  zweite  Post  verlässt  jede  der  Hauptstädte 
Ab^ds  und  erreicht  die  andere  rechtzeitig  genug  fllr  eine  frühe  Mor- 
genausgabe und  für  die  weiter  gehenden  Tageposten.  Vor  1860  musste 
ein  von  London  nach  Paris  od^  umgekehrt  adressirter  Brief,  um  an 
seinem  Bestimmungsort  früh  Morgens  ausgehändigt  zu  werden,  in  der 
anderen  Hauptstadt  früh  am  vorherg^enden  Tage  gepostet  werden. 
Jetzt  kann  die  Aufgabe  bis  zum  Abend  verschoben  werden.  Vor  1860 
langte  ein  von  Edinburgh  nach  Paris  mit  der  Post  2.  30  Nachmittags 
oder  8.  25  Abends  abgeschickter  Brief  Mittwoch  Morgens  früh  in  Paris 
an.  Eine  Antwort  konnte  Freitag  Morgens  in  den  Händen  des  edin* 
fonrgher  Oorrespondenten  sein.  Jetzt  gelangt  ein  von  Edinburgh  Mon- 
tag 6  Uhr  Nachmittags  nach  Paris  expedirter  Brief  Dienstag  Abends 
an  seine  Adresse  und^  eine  Antwort  kann  in  Edinburgh  schon  Donnerstag 
Morgens  sein.  Ehemals  «reichte  ein  von  Manchester  nach  Paris 
mit  der  Nachtpost  von  Montag  abgeschickter  Brief  Paris  Mittwoch 
Morgens  früh  und  eine  Antwort  konnte  in  Manchester  Donnerstag  Nach- 
mittags sein.  Jetzt  kann  ein  in  Manchester  Montag  Mittag  abgehender 
Brief  Dienstag  früh  in  Paris  sein  und  eine  Antwort  Mittwoch  Nach- 
mittag in  Mandiester  erhalten  werden. 

Auf  den  meisten  von  und  nach  London  gehenden  Bahnen  sind 
seit  einiger  Zeit  »Beisende  Postbureaus«  eingeführt,  in  welchen 
während  der  Fahrt  die  Briefe  und  Packete  Bpezieller,  nach  den  Städten, 
an  denen  die  Züge  vorüberfahren ,  sortirt  werden.  Diese  Benutzung 
der  Fahrzeit  zur  Sortirung  beschleunigt  bedeutend  die  Abfertigung  und 
Ablieferung  der  Sendungen.  Viele  der  Eisenbahnwagen,  in  denen 
»Reisende  Postbureaus«  ihren  Sitz  haben,  sind  mit  eigenen  Vorrich- 
tungen versehen  zum  schnellen  Austausch  der  Postfelleisen  beim  Vorüber- 
fahren an  den  einzelnen  Stationen  (mail-bay  exchanging  apparatur). 

28* 
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Ein  grosses  starkes  Netz  ist  an  der  Aussenseite  des  Wagens  befestigt; 
dieses  ^rird  im  richtigen  Augenblicke  herabgelassen,  um  den  Briefbeu- 
tel der  Station  aufzunehmen.  An  einem  andern  Punkt  des  Wagens  ist 
ein  herauszustossender  und  hereinzuziehender  eiserner  Arm  angebracht, 
durch  welchen  der  an  die  Station  abzuliefernde  Briefbeutel  hinausge- 
schleudert wird.  An  der  Station,  wo  der  Austausch  stattfinden  soll,  be- 
stehen correspondirende  Vorrichtungen:  ein  Netz,  um  den  Briefbeutel 
des  Wagens  aufzufangen,  und  ein  eiserner  Arm,  um  den  Briefbeutd 
der  Station  in  das  Netz  des  Wagens  zu  werfen.  Dieser  Apparat  macht 
es  möglich,  den  Austausch  der  Fostfelleiscn  zu  bewerksteUigen,  ohne 
dass  der  Zug  anhält. 

Was  den  Packet  dienst  betrifft,  so  ist  dieser  erst  seit  1860 
Sache  der  Postverwaltung,  vorher  war  er  in  den  Händen  der  Admira- 
lität. Der  wichtigste  inländische  ist  der  irländische :  zwischen  Holyhead 
und  Eingstown  gehen  täglich  zwei  Posten  hin  und  her.  Die  wichtig- 
sten colonialcn  und  auswärtigen  Packetdienste  sind  der  indische  und 
der  chinesische :  nach  diesen  Ländern  segeln  viermal  im  Monate  Packet- 
schiffe  von  Southampton  ab,  andere  Posten  gehen  von  Marseille  aus 
in  denselben  Zwischenräumen.  Durch  die  indischen  Packetschiffe  wird 
auch  die  australische  Post  bis  Ceylon  befördert;  von  Pointe  de  Gale 
gehen  dann  andere  Schiffe  monatlich  einmal  nach  Sidney  ab.  Von 
Southampton  aus  regeln  auch  zweimal  monatlich  Packetschiffe  nach 
Westindien  und  einmal  monatlich  Schiffe  nach  Brasilien.  Die  nordame- 
likanischen  Posten  gehen  von  Livei-pool  ab,  einmal  die  Woche.  Die 
entferntesten  Punkte,  nach  welchen  britische  Packetschiffe  gehen,  sind 
Aifickland  und  New-Zealand;  der  nächste  Punkt  ist  Galais. 

Wie  auf  den  Eisenbahnen  findet  auch  Sortimng  an  Bord  der  heim- 
kehrenden amerikanischen,  canadischen,  indischen,  chinesischen  und 
australischen  Packetschiffe  statt. 

Wir  haben  uns  noch  das  Zimmer  anzusehen,  in  welchem  das  Bu- 
reau für  den  Ostcentralpostdistrikt  von  London  seinen  Sitz 
hat.  Ein  ganzes  Heer  von  Briefträgern  ist  hier  beschäftigt,  die  filr 
diesen  Theil  der  Weltstadt  bestimmten  Briefe  u.  s.  w.  nach  den  ver- 
schiedenen Strassen  zu  sortiren.  Der  Postdistrikt  London,  der  einen 
Umkreis  von  12  englischen  Meilen  vom  Generalpostoffice  aus  umfasst, 
ist  nämlich  seit  1856  nach  dem  Vorschlag  Rowland  Hiirs  und  unter 
dem  besondern  Wirken  seines  Bruders  in  10  engere  Postdistrikte  ge- 
theilt,  in  den  nördlichen  (N.),  nordöstlichen  (N.  E.),  Ostcentral-  (E.  G.) 
Distrikt  u.  s.  w.  Diese  versdiiedenen  Distrikte  werden  als  eigene  Post- 
städtc  behandelt.  Ein  Stadtbrief  geht  von  dem  Distrikt,  in  dem  er  auf- 
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gegeben,  direkt  und  nicht  erst  durch  die  Hand  der  GeneralpostoSce 
in  den  Distrikt,  für  welchen  er  bestimmt  ist;  auch  findet  unmittelbare 
Verbindung  zwisch^  Distriktpostämtem  und  den  Provinzen  Statt.  Diese 
Einrichtung  hat  natürlich  eine  viel  häufigere  und  schnellere  Briefbe- 
förderung  in  London  möglich  gemacht.  Innerhalb  drei  englischer  Mei- 
len vom  Generalpostoffice  aus  gehen  jetzt  täglich  12  Posten,  in  den 
weiter  liegenden  vorstädtischen  Theilen  7.  Ehemals  konnte  eine  Com- 
munication  zwischen  etwas  entfernt  ^  von  einander  gelegenen  vorstädti- 
schen Punkten  an  ein  und  demselben  Tage  kaum  bewerkstelligt  wer- 
den; Jetzt  ist  das  ganz  anders.  Wird  ein  Brief,  der  z.  B.  von  Black- 
heath  nach  Hampstead  adressirt  ist,  welche  Gegenden  beide  innerhalb 
eines  Umkreises  von  6  Meilen  vom  Generalpostoffice  aus,  aber  auf 
ganz  entgegengesetzten  Punkten  der  Peripherie  liegen,  Morgens  in 
Hampstead  gepostet,  so  kann  der  Absender  noch  an  demselben  Tage 
und  noch  rechtzeitig  genug  eine  Antwort  erhalten,  um  seinem  Corre- 
spondenten  in  Blackheath  noch  einen  dritten  Brief  mit  der  ersten  Post 
des  folgenden  Tages  zukommen  zu  lassen.  Die  Namen  der  londoner 
Post-Distrikte  oder  vielmehr  deren  Abkürzungen,  bilden  einen  wesentli- 
chen Tfaell  der  Adressen.  Der  Postalguide  enthält  regelmässig  ein  Ver- 
zeichniss  aller  Strassen  Londons  mit  Angabe  der  Postdistrikte,  in  wel- 
chen sie  liegen,  und  eine  Aufforderung  an  das  Publicum,  die  Distrikt- 
bezeichnungen auf  den  Adressen  nicht  zu  vergessen,  um  Verzögerungen 
zu  vermeiden.  Als  die  Eintheilung  Londons  in  Distrikte  zuerst  in 
Kraft  treten  sollte,  passirte  eine  amüsante  Geschichte.  Die  Postver- 
waltung wählte  in  ihrer  Bekanntmachung  an  das  Publicum  als  Beispiel, 
wie  künftig  Stadtbriefe  zu  adressiren  seien,  die  Adresse:  J.  Thomson, 
Esq'«-  500  Cheapside.  E.  C.  London.  Darauf  gingen  300  Briefe  mit 
dieser  Adresse  ein  und  das  schönste  dabei  war  noch,  dass  es  Cheapside 
gar  nicht  einfällt,  eine  Nr.  500  zu  besitzen. 

Wir  haben  hiermit  die  wesentlichen  Einrichtungen  der  Post  für 
die  Beförderung  von  Briefen  und  Packeten  kennen  gelernt.  Wie  hoch 
beläuft  sich  nun  unter  diesen  Verhältnissen  und  bei  dem  bestehen- 
den Portosystem  die  Zahl  der  durch  die  Post  gehenden  ^Briefe 
u.  s.  w.  ? 

Im  Jahre  1839  betrug  die  Zahl  der  in  Grossbritannien  durch  die 
Post  ausgehändigten  Briefe      ....        über    75,000,000 
1840  (dem  ersten  Jahre  des  Pennyportos)  bereits  über  168,000,000 
1844  .         .        .         .  -     242,000,000 

1854 '      443,000,000 

1863 -     642,000,000 
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RowiBDd  Hill  hatte  prophezeit,  dass,  wenn  man  die  von  ihm  vorge- 
schlagene Reform  durchführen  würde,  Bich  die  Zahl  der  Briefe  allmUig 
auf  das  5fache  vermehren  werde').  Wir  sehen,  dass  dieses  Yerhältniss 
im  Jahre  1854  bereits  überschritten  war  und  dass  die  jetzige  Zahl  der 
Briefe  das  S^fache  der  von  1839  beträgt.  Dass  an  dieser  Vermehrung 
nicht  allein  die  Eeduction  des  Portos  und  die  Verbesserung  der  Post- 
einrichtungen, sondern  auch  die  Zunahme  der  Volkonenge  und  Aet 
allgemeinen  Bildung,  des  Wohlstandes  und  des  Handels  Schuld  ist,  ver- 
steht sich  von  selbst.  In  den  einzelnen  Theilen  Grossbritanniens  ist 
die  Zahl  der  erhaltenen  Briefe  für  die  Jahre  1854  und  1863  folgende: 

1854.  1863. 

London  103,000,000        161,000,000 

Best '  von  England  und  Wales     255,000,000        365,000,000 
ganz  England  und  Wales  358,000,000        529,000,000 

Schottland  44,000,000  61,000,000 

Iriand  41,000,000  52,000,000 

Es  werden  hiemach  in  London  mehr  Briefe  empfangen,  als  in  den  Kö- 
nigreichen Schottland  und  Irland  zusammengenommen.  Das  Verhfilt- 
niss  der  abgelieferten  Briefe  zur  Volksmenge  stellt  sich  folgender- 
massen  : 

1854..  1863. 

London:  36  Briefe  p.  Kopf  (Pop.:  2,831,960)  —  48  p.  Kopf  (Pop.:  3,316,932) 
Engl.  u.  W. :  19  .  -  -  (  -  18,711,016)  -  26  -  -  (  -  20,632,498) 
Scholll. :  15  -  .  -  (  .  2,940,616)  —  20  -  -  (  -  3,096,845) 
Irland:  7      -        .    -      (    .      6,316,033)  —    9  -      -      (    -      5,606,975) 

Ver.  Konig;r.:  16      -        .    .      (    .    27,967,666)  —  22  -      -      (    -    29,335,318) 

Die  Localbriefe  Londons  betrugen 

1854:     46,000,000 

1863:    76,000,000  (oder  22  p.  Kopf). 
Ein  Fünftel  der  sänmitlichen  im  Verein.  Eönigr.  abgelieferten  Briefe 
kommen  aus  dem  Ausland  und  den  Golonieen.     Ungefähr  eben  so  viel 
Briefe  gehen  nach  dem  Ausland  und  den  Golonieen. 

Die  Zahl  der  Briefe  aus  und  nach 

1857.        1863. 
Afrika,  Westküste,  betrug  51,000       103,000 

Australien  (nur  die  dorthin  gehenden)  913,000  1,392,000 

Belgien  5V6,000       847,000 

2)  „The  expectations  I  held  ont  before  the  chaoge  were,  that  eventnally, 
under  the  Operation  of  my  plana,  the  nnmber  .of  letterg  woald  increaae  üre  Ibid.  — ** 
(Rotnlty  of  Foalal  Reform,  by  R  o  w  1.  H  i  11.  Febr.  23.  1864.) 
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146,000 

242,000 

106,000 

112,000 

66,000 

115,000 

1,258,000 

1,624,000 

or  der  Reduction  deB 

4,206,000 

6,373,000 

643,000 

1,038,000 

413,000 

524,000 

löO.OOQ 

309,000 

ß04,000 

704,000 

Briisilien 
Bremen 
Ceylon 
Ostindien 

Frankreich  (1854  d.  i. 
Portos:  3,000,000) 
Hamburg 
Holland 
China 

Westindien  und  Facific 
Die  Zahl  der  abgelieferten,  gestempelten  oder  porto^eien  Zeitimgen 
betrag  : 

Engl  u.  Wales.      Irland.        Schottland«    Yer.  Königr. 
X856  35,848,000      10,066,000        7,876,000        53,790,000 

1862  30,617,000        8,367,000       6,063,000       45,047,000 

Die  2^1  der  abgelieferten  Büdierpackete  und  portopflichtigen,  d.  h. 
nicht  mit  dem  Zeitungsstempel  versehenen  Leitungen: 

Engl.  u.  W.  Irland.         Schottland.     Yer.  Königr. 

1856     15,487,000  1,766,000         2,996,000       20,249,000 

1862     32,540,000  4,132,000         5,14?,000        41,814,000 

.  Wir  wollen  schliesslich  an  dieser  Stelle  noch  die  Zahl  der  im  Yer. 
Königr.  registrirten  Briefe  mittheilen.     Diese  war: 
1860  (vor  der  Reduction  der  Gebühr  auf  4  d  und 

der  Einfuhrung  des  B^;istrationszwanges)  1,457,000 

186  3 1,965,000 

Gleichzeitig  ist  die  Zahl  der  Nachfragen  nach  vermissten  Geldbrie- 
fen von  6000  auf  2000  gesunken.  Dagegen  ist  auf  der  anderen  Seite 
die  Zahl  der  vermissten  Briefe  enthaltend  Poststempel  in  derselben 
Proportion  gestiegen,  was  zeigt,  dass  die  Bedeutung  des  Begistrations- 
Zwanges  einigermassen  neutralisirt  wird  durch  die  Praxis,  Poststempel 
zu  versenden.  Das  Yerhältiuss  der  vermissten  ßriefe  zu  sämmtlichen 
^efen  ist  1 :  2300.  — 

Ausser  der  Beförderung  von  Briefen  ui)d  Packeten  betreibt  die 
brittiscbe  Post  noch  drei  andere  Geschäfte.  Ersteps  stellen  die  ver- 
schiedenen Postbureaus  Gelds^nweisungen ,  »Mo^ßy  Orders«,  auf  ein- 
attier  aus,  welche  dem  Publikuip  ein  seibr  bequeme^  Mittel  darbieten, 
klfiiiwe  Geldbeträge  von  eMMm  Orte  nach  dorn  undem  zu  remittiren. 
Weiter  ßind  die  meisten  Postbureaus  zugleich  Sparl^anken,  in  denen 
SttsuDon  bi$  zu  leineiB  gewißseo  Betrage  angelegt  werden  können.  Und 
aadlicb  kann  man  bei  dma  P^tamte  ^ein  Leihen  versichern  u^d 
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Annuitäten  kaufen.  Die  Post  erschien  besonders  qualificirt  fOr  die 
Uebemahme  dieser  Geschäfte,  weil  sie  überall  ihre  Bureaus  hat,  die  alle 
mit  einander  in  Verbindung  stehen  und,  ohne  dass  die  Kosten  beträchtr 
lieh  vermehrt  würden,  ganz  bequem  jene  Functionen  neben  ihrem  Haupt- 
beruf her  versehen  können.  Das  älteste  unter  den  genannten  drei  In- 
stituten ist  das  der  Money  Orders.  Schon  im  Jahre  1792  führte  das 
Bedürfniss  nach  einer  Vorkehrung,  wodurch  Soldaten  und  Matrosen  be- 
fähigt würden,  kleine  Ersparnisse  in  ihre  Heimath  zu  senden,  drei  Post- 
beamte auf  die  Idee  der  Postgeidanweisungen  und  verschaffte  ihnen 
ein  königliches  Patent  zur  Betreibung  dieses  Geschäftes  auf  eigene 
Bechnung  unter  der  Firma  Stow  et  Comp,  mit  einem  Capital  von 
1000  L.  Die  geforderte  Commission  war  sehr  hoch:  8  d.  pro  1  L. 
Wenn  der  Betrag  der  ausgestellten  Anweisung  2  L.  überschritt,  hatte 
der  Kemittent  ausserdem  eine  Stempelsteuer  von  1  sh.  an  den  Staat 
zu  zahlen,  so  dass  sich  der  Preis  für  eine  Anweisung  im  Betrag  von 
5  L.  im  Ganzen  auf  4  sh.  6  d.,  d.  h.  auf  beinahe  5  %  belief.  1838  wurde 
das  Money- Order -Geschäft  Staatssache.  Die  Commission  wurde  gleich- 
zeitig auf  6  d.  für  Summen  bis  5  L.  erniedrigt.  Seit  1840  beträgt  die 
Commission  für  Summen  nicht  über  2  L.,  sogar  nur  3  d.  statt  6  d.,  f ür^ 
Summen  über  2  L.  und  bis  5  L.  nur  6  d.  statt  1  sh.  6  d.  Vor  1862 
durfte  keine  einzelne  Anweisung  5  L.  überschreiten;  jetzt  ist  die  Gränze 
10  L.  und  die  Commission  für  Summen  über  5  und  bis  7  L.  =  9  d., 
für  Summen  über  7  und  bis  10  L.  =  l  sh. 

Die  Zahl  der  Postbureaus,  welche  Money  Orders  ausstellen  und 
einlösen,  war; 


1854 

1863 

in  London 

96 

373 

in  England  und  Wales 

1221 

2150 

in  Schottland 

273     • 

352 

in  Irland 

378 

503 

in  GrossbritAnnien 

1372 

3005 

Das  Centralamt  für  das  Money -order- Geschäft  liegt  dem  General- 
postoffice in  London  schräg  gegenüber. 

Wenn  man  ein  Money  order  ausgestellt  zu  erhalten  wünscht,  hat 
man  in  dem  Bureau,  an  welches  man  sich  wendet,  einfach  seinen  Na- 
men und  seine  Adresse  und  den  Namen  desjenigen,  an  den,  und  das 
Bureau,  wo  gezahlt  werden  soll,  anzugeben.  Während  man  die  erhal- 
tene Anweisung  an  die  Person,  der  man  eine  Zahlung  zu  maohen  hat; 
verschickt,  sendet  das  Bureau,  welches  die  Anweisung  aussteUt,  gltich- 
zeitig  ein  Avis  an  das  Bureau,  welches  sie  einlösen  soll.    Diese  ikeiste 
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Avisirung  besteht  erst  seit  1859.  Vorher  mussten  alle  Avis  darch 
die  Hand  des  Centralbureaus  gehen,  was  viel  Verzögerang  mit  sich 
brachte. 

Um  den  Remittenten  in  den  Stand  zu  setzen,  von  demjenigen,  an 
den  er^e  Postanweisung  geschickt  hat,  eine  £mpfangsbescheinigung  vor 
der  Auszahlung  des  Geldes  zu  erhalten,  können  die > Postanweisungen 
auf  10  Tage  a  dato  ausgestellt  werden.  Die  Auszahlung  des  Geldes 
findet  nur  statt,  wenn  der  Präsentant  den  Namen  des  Remittenten  rich- 
tig angeben  kann.  Der  Sicherheit  wegen  empfiehlt  das  Postamt  des- 
halb dem  Remittenten,  wenn  er  demjenigen  bekannt  ist,  an  den  er  eine 
Zahlung  zu  machen  wünscht,  den  Brief,  in  dem  er  die  Anweisung  über- 
schickt,  nur  mit  seinen  Initialen  zu  unterzeichnen  oder,  wenn  jenes 
nicht  der  Fall  ist,  die  Anweisung  auf  10  Tage  a  dato  auszustellen 
oder  den  Brief,  welcher  sie  einschliesst,  registriren  zu  lassen.  Im  Fall 
die  Postanweisung  nicht  an  ihre  Adresse  gelangt  ist,  kann  auf  beson- 
deres schriftliches  Nachsuchen  beim  Hauptamt  des  Königreichs,  in  wel- 
chem die  Ausstellung  stattfand,  und  gegen  Erneuerung  der  Com- 
mission  ein  Duplicat  erbalten  werden.  Ebenso  kann,  wenn  man  das 
Hauptamt  des  Königreichs,  in  welchem  die  Anweisung  zahlbar  ist, 
schriftlich  darum  angeht  und  den  Betrag  einer  zweiten  Commission 
in  Postmarken  seinem  Gesuche  beilegt^  die  Sistirung  der  Zahlung  er- 
wirkt werden.  Postgeldanweisungen  gehen  oft  verloren  und  werden 
oft  gestohlen,  aber  sehr  selten  kommt  der  Fall  vor,  dass  eine  an  falsche 
Hände  ausgezahlt  wird. 

Wenn  eine  im  vereinigten  Königreich  ausgestellte  und  zahlbare  Post- 
geldanweisung nicht  innerhalb  zwei  Monaten  zur  Zahlung  präsentirt 
wird,  verfällt  sie  und  eine  neue  ist  nöthig,  wobei  auch  die  Commission 
von  Neuem  zu  zahlen  ist.  Wenn  aber  die  Präsentation  über  ein  Jahr 
hinaus  verzögert  wird,  hört  aller  Anspruch  auf  das  Geld  auf.  Viele 
Ordres  werden  nie  eingefordert.  Irland  soll  doppelt  so  viel  erlöschen 
lassen,  wie  England  oder  Schottland,  obgleich  in  den  letzteren  viel 
mehr  ausgestellt  werden.  Der  Money-order- Verkehr  erstreckt  sich  jetzt 
auch  auf  die  meisten  auswärtigen  Besitzungen  Grossbritanniens.  Im 
Jahre  1856  erhielten  die  Bureaus  in  Malta  und  Gibt'altar  die  Befug- 
niss,  Ordres  auf  das  Vereinigte  Königreich  auszustellen.  1860  fing 
andererseits  das  Vereinigte  Königreich  an,  auf  Malta  und  Gibraltar  Post- 
geldanweisungen  auszustellen.  Die  Commission  für  Money  orders  von 
Malta  oder  Gibraltar  auf  das  Vereinigte  Königreich  oder  umgekehrt 
beträgt  das  DreiCadie  der  Commission  fftr  inländische  Orders.  1659 
begann  der  Mon^-Order- Verkehr  mit  Canada.     1862,  1863  und  1864 


\ 


446  Rickafd  Hill«braad, 

wurde  er  audi  auf  die  andern  Ck>lomeeQ  ausgedehnt.  Die  Commiflsion 
fOr  coloniale,  d.  h.  zwischen  den  Colonieen  und  Orossbritannien  lau- 
fende Money  Orders  beträgt  das  Vierfache  desjenigen  für  inländische« 
Die  Frist,  in  welcher  eine  coloniale  Anweisung  zur  Zahlung  präsentirt 
werden  muss,  ist  6  Monate.  Der  Money -order- Verkehr  erhidt  einen 
besondem  Aufschwung  im  Jahre  1840  durch  die  Einführung  des  Pen- 
nyportos,  welche  die  Ucbersendung  der  Money  orders  so  viel  wohlfeiler 
machte,  und  durch  die  Beduction  der  Commission  um  die  Hälfte»  fer- 
ner im  Jahre  1862  durch  die  Erhöhung  des  für  Money  Orders  s^uläs- 
sigen  Maximalbetrags  auf  das  Doppelte. 

Ueber  die  Zahl  und  den  Betrag  der  Postgeldanweisungen  in  v^- 
schiedenen  Jahren  enthalten  die  zwei  letzten  Berichte  des  Generalpost* 
meisters  folgende  Ziffern,  die  den  Fortschritt  dieses  Gescbäfta^sweiges 
hinlänglich  documentiren : 

Ausgestellte  Money  Eingelöste  Money 

Orders.  orders. 

1839. 

Zahl.       Betrag  fn  L.  Zahl.       Betrag  in  L. 

England  und  Wales         142,723        240,063  124,004        208,536 

Schottland                          16,183          25,765  17,609          31,715 

Irland                                 30,015          47,295  47,022          71,426 

Orossbritannien                188,921        313,124  188,615        311,72? 

1840. 

England  und  Wales         482,764        802,827        429,600  739,963 

Schottland                         51,526          80,980          50,900  83,372 

Irland                                53,507          77,167          89,388  120,950 

Grossbritannien                587,797        960,975        569,888  944,287 

1854. 

England  und  Wales                         8,957,136  8,807,904 

Schottland                                           814,466  855,754 

Irland                                                   690,809  789,022 

Grossbritannien                              10,462,411  10,452,680 

London                                             1,798,955  2,980,985 

1861. 

England  und  Wales     6,454,700    12,496,918    6,345,863  12,302,771 

Schottland                      586,666      1,101,149         50,900  83,372 

Irland                              629,791         992,807       625,677  1,084,634 

Grossbritannieo            7,571,357     14,590,374    7,669,437  14,586,994 

Colonieen                          4,815          12,259         16,273  47,274 
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Attflgestellte  Me.ney        Eingelöste  Meney 
ordere.  ^  Orders. 

186  3. 
Zahl.       Betreg  in  L.  Zaiil.       Betrag  in  L. 


England  und  Wales  14,087,883  13,919,575 

Schottland  1,305,871*  1,394,178 

Irland  1,100,039  1,324,518 

Großsbritannien  16,493,793  16,638,271 

Colonieen  8,194  31,373        44,720  177,314 

London  3,181,874  4,688,301 

In  London  beliefen  sich  die  Ausstellungen  1854  auf  c.  12Ve)    1863 

auf  c.  19%  d^f  sämmtl.  Ausstellungen  des  Vereinigten  Königreichs; 

die  Einlösungen  1854  auf  28JVe)    1863  auf  28 Vo  der  sänuntlichen 

Einlösungen  des  Vereinigten  Königreichs. 

Die  Postsparbanken  (Post-savingbanks)  bestehen  erst  seit  1861 
und  sind  das  Werk  Gladstone's.  Die  Zahl  der  fQr  dieses  Geschäft  ge- 
öffneten Postbureaus  war  am  31.  März  1864:  3024  in  Grossbritannien, 
2160  in  England  und  Wales,  510  in  Irland,  354  in  Schottland  und 
374  allein  in  London.  Sie  stehen  täglich  6 — 8  Stunden  dem  Publi* 
kum  zu  Diensten.  Der  niedrigste  Betrag,  der  angenommen  wird,  ist 
1  6h.  Auf  der  andern  Seite  darf  die  in  einem  Jahre  deponirte  Summe 
30  L.  nicht  überschreiten.  Der  zugestandene  Zinsfuss  ist  2^%*  Jeder 
Depositor  erhält  ein  Contobuch  unentgeltlich  geliefert,  in  welches  jedes 
Depositum  offiziell  eingetragen  wird.  Diese  Bücher  der  Depositoren 
sind  jährlich  einmal  dem,  nicht  weit  vom  Generalpostoffice  liegen- 
den, Centralsparbankenamt  in  London  zur  Prüfung  zu  übersenden,  wel- 
ches dabei  zugleich  die  schuldigen  Zinsen  berechnet  und  gutschreibt. 
Wenn  Jemand  einen  Theil  seiner  Einlage-  zurückzuziehen  wünscht, 
braucht  er  nur  ein,  in  jedem  Sparbankenbureau  zu  erhaltendes,  For-^ 
mular  auszufttUen :  Namen  und  Adresse,  den  Ort,  wo  er  das  Geld  de- 
ponirt  hat,  den  bezahlten  Betrag  und  den  Ort,  wo  er  ihn  ausgezahlt 
zu  haben  wünscht,  anzugeben.  Er  erhält  darauf  v<»i  dem  Centralamt 
eine  entsprechende  Anweisung  auf  das  betreffende  Bureau  zugesandt 
Hier  wird  ihm  dann  der  Betrag  ausgeziEÜblt  und  in  seinem  Buch  ge- 
strichen. Er  hat  auf  der  anderen  Seite  dem  Bureau  eine  entsprechende 
iknpfangsbescheinigung  auszustellen.  Ein  Depositor  kann  auf  diese 
Weise  au  einem  ganz  anderen  Ort,  alä  wo  sein  Conto  ursprünglich  er-« 
di&et  wurde,  einen  Theil  des  hinterlegten  Geldes  oder  das  Ganze  her* 
ausziehen:  eine  gr<ysse  Annehmlidikeit  itlr  den  Fall,  dass  Jemand  seinen 
Aufenthalt  wechselt,  auf  Reisen  ist  u.  8.  w.,  die  kein  anderes  Spai^ 
bankinstitut  zu  bieten  vermag.    Das  ganze  Guthaben  eines  Depositors 
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darf  150  L.  excl.  der  Zinsen  nicht  übersteigen.  Wenn  Capital  und 
Zinsen  bis  j3Mf  150  L.  angewachsen  sind,  werden  keine  Zinsen  mehr  ge- 
währt, bis  die  Summe  veimindert  worden.  Damit  ist  die  Benutzong 
des  Institutes  wesentlich  auf  die  ärmere  Classe  beschränkt. 

Die  Zahl  der  Depositoren  und  ihr  Guthaben  war  am  31.  Märiz 
1864  nach  dem  Bericht  des  Generalpostmeisters 

Zahl  der  Depositoren.     Ihnen  schuldige  Balaius 
London    '  117,955  1,143,337  L. 

England  und  Wales  339,633  3,828,804    - 

Schottiand  18,683  107,932    - 

Irland  14,639  160,756  ^- 

Grossbritannien  372,955  4,097,492    - 

Die  Einrichtung,  dass  man  sich  bei  dem  Postamt  Zahlungen  am 
Tode  und  Renten  för  das  spätere  Alter  s^diem  kann,  ist  ganz  neu. 
Der  Staat  gewährte  wohl  schon  früher  Annuitäten  und  Lebens- 
versicherungen, aber  nicht  durch  das  Medium  des  Postamtes,  und 
ferner  nur  unter  der  Bedingung,  dass,  wer  sein  Leben  versicherte,  zur 
gleich  eine  Annuität  zu  kaufen  hatte,  und  dass  die  Zahlung  der  jähr- 
lichen Prämie  nur  auf  ein  Mal  und  nicht  ratenweise  geschehen  konnte. 
Diese  beiden  Beschränkungen  bewirkten,  dass  fast  Niemand  von  der 
dargebotenen  Gelegenheit  Gebrauch  machte.  Ein  und  derselbe  Mann 
hat  selten  den  Wunsch  und  die  Mittel,  eine  Rente  für  seine  späteren 
Lebensjahre  und  eine  Summe  für  seine  Nachkommen  zu  kaufen,  und 
was  den  anderen  Punkt  betrifft,  so  ist  Zahlung  der  jährlichen  Prämie 
auf  ein  Mal  für  die  ärmere  Classe  unmöglich,  weil  deren  Einkommen 
nicht  jährlich,  sondern  wöchentlich  eingeht,  also  ihre  Ersparnisse  atich 
wöchentlich  geschehen,  Aufbewahrung  derselben  bis  an  das  Ende  des 
Jahres  aber  eine  zu  schwierige  moralische  Aufgabe  für  sie  ist.  In  der 
letztjährigen  Parlamentssitzung  brachte  nun  Gladstone  eine  neue  Bill 
zur  Annahme,  welche  jene  Beschränkungen  aufhebt,  ratenweise  Zah- 
lung der  jährlichen  Prämien  gestattet  und  dem  Postamte  die  Annahme 
der  Prämien  und  die  Auszahlung  der  Annuitäten  und  Lebensversiche- 
rungen überträgt.  Das  Gesetz  ist  jedoch  erst  seit  kaum  einem  Monat 
in  Kraft,  nachdem  inzwischen  die  Tafeln,  welche  die  in  den  verschie- 
denen Fällen  zu  zahlenden  Summen  angeben,  ausgearbeitet  worden  und 
die  Regulationen  für  das  Publikum  erschienen  sind.  Die  Tafeln  sind 
so  berechnet,  dass  der  Staat  vor  allen  Verlusten  geschützt  ist.  3  %  ist 
der  zu  Grunde  gelegte  Zinsfuss,  Auf  die  hiemach  berechneten  Prä- 
mien sind  als  Deckung  der  GoUectionskosten  10  Vo  oder,  wenn  die  jähr- 
lichen Prämien  quotenweise  gezahlt  werden,  sogar  20  Vo  hinzugeschla- 
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gen.  Jede  PersDH,  die  nieht  unter  16  oder  über  60  Jahre  alt  ist» 
kann  ihr  Leben  versidiern.  Jüngere  und  ältere  Personen  sind  aus- 
geschlossen, weil  ihr  Tod  zu  leicht  ein  Gegenstand  der  Speculation 
wird.  Die  höchste  Lebensversicherung,  welche  gewährt  wird,  ist 
100  L.  St.,  so  dass  auch  diese  Anstalt  wesentlich  für  die  ärmere  Klasse 
bestimmt  ist.  Die  Zahlung  des  Kaufgddes  kann  auf  verschiedene  Art 
stattfinden :  auf  ein  Mal  oder  in  jährlichen ,  halbjährlichen ,  vierteljähr- 
lichen ,  monatlichen ,  halbmonatlichen ,  wöchentlichen  Prämien ,  die  bis 
zum  Tode  oder  nur  bis  zum  60.  Altersjahr  entrichtet  werden.  Eine 
monatliche  Prämienzahlung  von  2  sh.,  das  macht  6  d.  die  Woche  bis 
an  das  Ende  des  Lebens,  angefangen  im  Alter  von 

L.  St.    ah.    d. 

20  sichert  59    8  5  am  Tode 

25      -        52  11  10    -      - 

30      -        46     1  10    -      - 

35      -        39  17  10    -      - 

40      -        34     1  10    -      - 

2  sh.  ist  die  niedrigste  Summe,  welche  gezahlt  werden  kann.  Es  be- 
einträchtigt diese  Bestimmung  einigermassen  den  Nutzen  der  Anstalt; 
denn  mancher  Arbeiter  kann  kaum  mehr  als  6  d.  von  seinem  Wochen- 
lohn erübrigen  und  wenn  er  mit  der  Zahlung  warten  soll  bis  an  das 
Ende  des  Monates,  so  wird  oft  der  erste  und  zweite  sixpence  ver- 
sehwunden sein ,  ehe  der  dritte  und  vierte  zusammengebracht  ist.  Die 
Anmeldung  zur  Lebensversicherung  geschieht  mittelst  eines  in  jedem 
für  dieses  Geschäft  geöfiueten  Postbureau  zu  erhaltenden  Formulars, 
in  welchem  man  Namen,  Beschäftigung,  Wohn-  und  Geburtsort,  Alter, 
die  gewünschte  Versicherungssumme  und  die  Art  der  Prämienzahlung 
anzugeben  und  gewisse  Fragen  in  Bezug  auf  seine  Gesundheit  und 
Lebensweise  und  die  Gesundheit  seiner  Eltern  und  Geschwister  zu  be- 
antworten und  ferner  zwei  Hauseigenthümer  und  zwei  Personen,  bei 
denen  man  in  Arbeit  gestanden,  namhaft  zu  machen  hat  behufe  wei* 
terer  Erkundigung  über  Alter,  Gesundheit  und  Lebensweise  des  zu 
Versichernden.  Ausserdem  hat  man  einen  Geburtsschein  beizubringen. 
Diese  Papiere  gehen  dann  an  das  Hauptamt  in  .London  zur  Prüfung 
und  der  Applicant  hat  sich  darauf,  im  Falle  das  Postamt  geneigt  ist, 
den  vorgeschlagenen  Contract  einzugehen,  möglicherweise  noch  einer 
offiziellen  ärztlichen  Untersuchung  zu  unterwerfen.  Die  Uebergabe  der 
Police  erfolgt,  sobald  die  erste  Einzahlung . geleistet  ist.  Wird*  die 
ganze  Prämie  auf  ein  Mal  bezahlt,  so  dient  die  Uebergabe  der  Police 
zugleich  als  Empfangsbescheinigung.  Im  anderen  Falle  erhält  der  Ver- 
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sieherte  noch  ein  »PrändeoeoipfangBbescfaeinigimgsbadi« ,  in  welches 
Betrag  and  Datum  jeder  geleisteten  Elnzahlnng  offiziell  eingetragen 
werden.  Sollte  Jemand  nach  dem  Verlauf  von  5  Jahren  die  stipulirten 
Prämi^zahlungen  nicht  mehr  fortsetzen  wollen  oder  können,  so  ertiilt 
er,  wenn  er  darum  nachsucht,  mindestens  Vs  ^^  eingezahlten  Gelda* 
zurüde.  Personen,  die  ein  gefährliches  oder  ungesundes  Gewerbe  be- 
treiben: Metzgern,  Bergleuten,  Gastwirtben  wird  keine  Versicherung 
gewährt  und  wenn  sich  ein  bereits  Versicherter  einer  solchen  Beschäf- 
tigung zuzuwenden  oder  Europa  zu  verlassen  oder  in  activen  Kriegs* 
dienst  zu  treten  im  Begriffe  steht,  hat  er  dies  dem  Generalpostmeister 
anzuzeigen  und  sich  bei  ihm  Urlaub  zu  holen,  worauf  dieser  dann  be- 
sondere Arrangements  mit  Bezug  auf  die  bereits  geleisteten  oder  UQch 
zu  leistenden  Zahlungen  trifft.  Selbstmord  oder  Tod  durch  Henkers- 
hand hebt  allen  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme  auf. 

Die  höchste  Annuität,  welche  gewährt  wird,  ist  50  L.  St.  per 
Jahr  oder  4  L.  St.  3  sh.  4  d.  per  Monat.  Die  Person ,  welche  die  An- 
nuität kauft,  darf  nicht  unter  10  Jahren  alt  sein.  Die  Annuität  fangt 
entweder  unmittelbar  nach  dem  Kauf  an,  in  welchem  Fall  das  Kauf- 
geld stets  in  einer  Summe  entiichtet  werden  muss,  oder  erst  nach  dem 
Verfluss  einer  gewissen  Zahl  von  Jahren,  in  welchem  Fall  die  Kauf- 
summe in  jährlichen  Renten  die  betreffende  Periode  hindurch  zu  zah- 
len ist.  Die  Annuitäten  werden  halbjährlich  ausgezahlt.  Es  kann  auch 
eine  monatliche  Rente  gekauft  werden,  die  nach  dem  Verfloss  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Jahren  anfängt.  Die  Zahlung  des  Kaufgeldes 
kann  in  diesem  Fall  halbmonatlich  oder  monatlich  oder  alle  2  oder  3 
oder  6  Monate  während  jener  Periode  hindurch  geschehen.  Eine  mo- 
natliche Zahlung  von  8  sb.,  angefangen  im  Alter  von 

1 5  sidiert  einem  Manne  im  Alter  von  60  dne  monatl.  Rente  von  5  8  11 
20        —        —        —        —       ~~       —        —    439 

80        —        —        —        —        —        —        —        —    273 

35        —        —        —        —        —        —        —        —    114      4 

40        —        ~        —        —        —        —        —        —    14    — 

Weiber  erhalten  unter  gleichen  Bedingungen  allgemem  ungefähr  Va 
weniger  als  Männer,  weil  sie  ein  zäheres  Leben  haben. 

Die  Kaufsummen  können,  im  Fall  die  Person  yor  der  Zeit,  in 
der  die  Annuität  anfangen  sollte ,  stirbt ,  zurückerhalten  werden ,  doch 
Bind,  wenn  dieser  Punkt  in  den  Gontract  mit  angenommen  wird,  die 
Kani£summen  höher.    Die  Anmeldung  behaufii  Kauf   einer  Annuitftt 
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u.  B.  ^.  geschiekt  auf  ziemlidi  dieselbe  We&e  ^rie  bei  der  LebeDSver- 
sidieruAg,  nur  ist  hier  keine  Auskanft  übar  Gesundheit,  Lebensweise 
und  Besch&ftigung  nöthig. 

In  welchem  Maasse  das  beschriebene  Postasseknranzinstitat  reOssi* 
ren  wird ,  muss  die  Zeit  lehren.  Es  scheint  aber  in  Verbindung  mit 
den  Postsparbanken  eine  bessere  Waffe  gegen  den  Pauperismus  zu  sein, 
als  alle  Annenanstalten.  Im  Fall  es  Erfolg  hat,  wurd  wohl  wahr- 
scheinlich auch  die  Versicherung  ffir  Krankheitsfilile  in  seinen  Geschäfts- 
kreis mit  au^enommen  werden. 

Das  ganze  brittisdie  Postamt  steht  unter  der  Controle  des  General- 
postmeisters. Dieser  ist  stets  ein  Peer  und  ein  Mitglied  des  Privy 
Councils  und  gewöhnlich  ein  Gabinetsmitglied.  Er  wechselt  daher  mit 
der  Regierung.  Er  bat  die  höheren  Postmeisterstellen  in  den  drei 
Königreichen  und  alle  Stellen  an  den  Hauptpostämtern  London,  Edin- 
burgh und  Dublin  zu  besetzen.  Ihm  zur  Seite  steht  der  »Secretär« 
mit  zwei  Hül£ssecretären  in  London,  »der  Secretär  für  Schott- 
land« in  Edinburgh  und  »der  Secretär  fttr  Irland«  in  Dublin. 
Das  Secretariat  ist  de  facto  die  höchste  Verwaltungsbehörde,  der 
Secretär  in  London  der  oberste  festangestellte  Beamte  der  Post.  Das 
Bureau  des  Secretärs,  welches  in  dem  mittleren  Stock  des  General- 
postofficegebäudes liegt,  bildet  eine  der  Branchen,  in  weldie  das 
Generalpostamt  in  London  eingetheilt  ist.  Eine  ähnliche  D^artements- 
eintheilung,  wie  in  London,  besteht  in  Dublin  und  in  Edinburgh,  nur 
in  kleinerem  Maassstabe.  Die  Hauptdepartements  neben  dem  Secretariat 
sind  das  »Girculation  office«,  das  »Mail  office«,  das  »Beceivers  and 
Accountants  olfice«  und  das  »Money  order  office«,  welches  letztere,  wie 
wir  bereits  wissen,  in  einem  besonderen  Gebäude  liegt.  Jedes  der 
Departements  hat  seinen  besonderen  Chef.  Die  Function  des  Girculation 
office  besteht  in  der  Annahme  und  Abfertigung  der  Briefe  und  Packete. 
Es  gehören  zu  diesem  Departement  alle  'die  Bäume ,  welche  wir  tlurch- 
wandert  haben.  Das  Mail  office  hat  mit  der  Spedirung  der  Posten  zu 
Land  und  zu  Wasser ,  per  Eisenbahn ,  Schiff  oder  Karren  zu  thun.  Es 
schliesst  zu  diesem  Zwecke  mit  den  verschiedenen  Privatgesellschaften 
die  nöthigen  Gontracte.  Auch  stehen  unter  ihm  die  »Reisenden  Post- 
ämiter«.  Femer  audi  die  Marineofficiere ,  die  als  Postbeamte  an  Bord 
der  wichtigeren  Packetschiffe  angestellt  sind ,  um  die  correcte  Ueber- 
mittelung  der  Posten  zu  überwachen,  unnötfaige  Verzögerungen  auf 
der  Heise  zu  verhindern  und  über  nautische  Fragen,  insoweit  sie  den 
Postdienst  afficiren,  zu  berathen.  Das  »Receivers  and  Accountants  office« 
fahrt  allgemeine  Rechnung  über  die  Post ,  empfängt  die  emgegangencn 
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Gelder,  zahlt  die  Gebalte,  Pensionen  und  laufende  Auslagen  aus 
und  prüft  die  Bechenschaftsberichte  anderer  Departements.  An  diese 
Hauptdepartements  reihen  sich  das  »SoUicitors  office«,  welches  die 
rechtlichen  Angelegenheiten  der  Post  besorgt,  und  ein  »Medical  De- 
partment« an.  Das  Mittelglied  zwischen  den  hauptstädtischen  und 
provinziellen  Postämtern  ist  das  »Surveyors  Department«.  Jeder  Postr 
district  in  der  Provinz  steht  unter  einem  Sarveyor  ^der  Inspector. 
Diesem  sind  die  Postmeister  des  Districts  zunächst  verantwortlich.  Er 
hat  von  Zeit  zu  Zeit  die  Postämter  der  Districte  zu  besuchen  luid  all- 
fälligen Mängeln  hier  abzuhelfen.  Femer  kann  nur  mit  seiner  Zu- 
stimmung und  der  Sanction  des  Generalpostmeisters  der  Hauptpost- 
meister des  Districtes  seine  Unterbeamten  ernennen.  —  Ueber  die 
Grösse  des  Beamtenstabes  der  Post  enthält  der  jüngste  Bericht 
des  Generalpostmeisters  folgende  Angaben: 

Active  Beamte.  Pensionäre. 

1854  21,574  327 

1863  25,492  -    1,017 

Die  Vermehrung  rührt  her  von  der  Zunahme  der  Geschäfte  und 
der  Verbesserung  der  Einrichtungen.    Die  Angaben  des  vorletzten  Be- 
richtes des  Generalpostmeisters,  welche  sich  auf  das  Jahr  1862  be- 
ziehen, gehen  mehr  in's  Einzelne: 
Personenzahl.  I.  in  Grossbritannien. 

1  Generalpostmeister, 

5  Secretär,  Hül&secretäre ,   Secretäre  für  Irland   und 

Schottland, 
20  andere   höhere  Beamte:    Departementschef,   Haupt- 

schreiber in  den  hauptstädtischen  Bureaus  u.  s.  w., 
14  Inspectoren  (surveyors), 

11,302  Postmeister, 

1,637  Schreiber  (Clerks)  u.  s.  w., 

168  Postconducteurs  (mail  guards)  und  Träger  (porters), 

12,131  Briefträger,  Boten  u.  s.  w., 

7  Marine -Postbeamte. 

n.  Postmeister,  Schreiber,  Briefträger  u.  s.  w.  sta- 
tionirt  in  den  Colonieen. 

in.  Agenten,  beschäftigt  im  Ausland  mit  der  Einsamm- 
lung des  brittischen  Portoantheils. 

25,380" 


22 

25,285 

73 

22 

73 
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Der  Gehalt  des  Generalpostmeisters  ist  2500  L.St.,  der  des  Sec- 
retärs  1500  L.St.,  nach  5  Jahren  Dienst  2000  L. St.,  der  des  Soliici- 
tors  1500  L.  St  Die  Hülfssecretäre  erhalten  700  L.  St.  und  eine  jähr- 
liche Zulage  von  50  L.  St. ,  bis  der  Gehalt  auf  1000  L.  St.  gestiegen ; 
die  Departementsche£3,  Hauptschreiber  in  den  Generalpostämtem  u.  s.  w. 
600—800  L.  St.,  die  Inspectoren  (surveyors)  500 — 700  L.  St.  abgesehen 
von  Reisevergütuogen.  Das  Prinzip,  den  Gehalt  von  Jahr  zu  Jahr  um 
eine  gewisse  Summe  zu  erhöhen,  bis  er  auf  ein  gewisses  Maximum 
gestiegen,  besteht  bei  fast  allen  Stellen.  Was  die  Löhne  der  nie^ 
deren  Postbeamten  betrifft,  so  erhalten  die 

Sortirer       24 — 50  sh.  die  Woche 

Stempler      21  — 35    -     - 

Briefträger  20  — 30  -  - 
Alle  diese  Beamten  haben  jährlich  14  Tage  Ferien  bei  vollem  Lohn, 
femer  in  Krankheitsfällen  ärztlichen  Bath  und  Medizin  gratis  unter 
Fortbezug  von  %  ihres  Lohnes,  wenn  der  Medizinalbeamte  zeitweise 
Absentirung  vom  Dienst  für  nothwendig  erklärt  Die  Briefträger  wer- 
den überdies  mit  uniformer  Winter-  und  Sommerkleidung  versorgt, 
deren  Geldwerth  wenigstens  1  sh.  6  d.  die  Woche  ausmacht.  Vom  Publi- 
cum erhalten  sie  ausserdem  Weihnachtsgratificationen,  die  durchschnitt- 
lich einer  wöchentlichen  Unterstützung  von  5  sh.  gleichzusetzen  sind.  Die 
Stelle  eines  Briefträgers  ist  also  ungefähr  26  sh.  6  d.  bis  36  sh.  6  d.  die 
Woche  werth.  Seine  Arbeit  übersteigt  keine  acht  Stunden  täglich,  so 
dass  er  noch  Zeit  zu  anderweitiger  Beschäftigung  übrig  hat.  Im  Fall 
des  Zurückziehens  vom  Dienst  in  Folge  von  Alter  oder  Krankheit  er- 
halten alle  Postbeamten  Pensionen.  Femer  werden  die  Postbeamten 
bei  der  Zahlung  von  Lebensversicherungsprämien  aus  einem  dafür  be- 
stimmmten  Fonds  unterstützt,  der  hauptsächlich  gebildet  wird  durch 
die  Gelder,  welche  der  Post  in  Folge  des  Erlöschens  von  Postgeld- 
anweisungen zufallen.  Diese  Unterstützung  findet  jedoch  nur  statt, 
wenn  die  Police  nicht  über  300  L.  St.  beträgt. 

Provinzialpostmeister  und  Angestellte  in  den  Generalpostämtem 
haben  dem  Generalpostmeister  Gautionen  zu  leisten  für  die  redliche 
Erfüllung  ihrer  Pflicht.  An  vielen  Hauptpostämtem  besteht  zu  diesem 
Zweck  ein  »Gegenseitiger  Garantiefonds«  (Mutual  Guarantee 
iund),  welcher  durch  kleine  Beiträge  der  beigetretenen  Beamten  ge- 
bildet wird  und  diese  der  Nothwendigkeit  enthebt,  einzeln  für  Sicher- 
heiten zu  sorgen  oder  jährliche  Summen  an  ein  »Guarantee  Office«  zu 
zahlen.  Der  londoner  Garantiefonds  zählt  (1863)  mehr  als  2700  Theil- 
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nehmet:  267  Postschreiber  (clerks)  und  2428  Briefträger,  Sortirer  und 
Boten.  Das  Capital  beträgt  fast  900  L,  St.  Jeder  Postschreiber,  der 
beitritt,  deponirt  80  sh.,  jeder  Briefträger  5  sh.  Diese  Depositen  werden 
im  Namen  der  Verwalter  in  Staatsschuldscheinen  angelegt. 

Wir  haben  nun  zum  Schluss  noch  von  den  Einnahmen  und 
Ausgaben  der  Post  zu  sprechen. 

Die  Einnahme  an  Porto  undMoney  order  Comission  war: 
L.  St. 

1839  2,390,763, 

1840  1,359,466, 

1854    2,701,862  (2,619,786  L.  St.  an  Porto  und  82,076  L.  St.  an  M. 

0.  (Emission), 

1862  3,646,889, 

1863  3,874,299  (3,730,073  an  Porto  und  144,226  an  M.  0.  Comission). 
In  diesen  Zahlen  ist  der  durch  das  »Inland  Revenue  office«  ein- 
genommene Ertrag  der  Zeitungsstempel  nicht  inbegriffen').  Dieser  be- 
trug 1863:  125,156  Jj.  St.,  so  dass  die  Totaleinnahme  der  Post  an 
Porto  und  Money  order  Comission  1863:  3,999,455  L.  St.  betrug. 

Die  Auslagen  waren: 

686,768  L.  St, 

756,999     - 

858,677     - 

2,312,681     - 

2,044,542     - 

2,956,480     - 

In  den  Zahlen  für  1838—1862  sind  die  Kosten  des  Packetdienstes 
und  der  Stationary,  d.  h.  der  Schreibmaterialien  u.  s.  w.,  nicht  in- 
begriffen. 


1838 
1839 
1840 
1854 
1862 
1863 


3)  An  die  Hauptzeiiungen  Londons   wurde  Mai  1862  bis  Juni  1863  folgeade 
Zalil  von  Zeitongsslempeln  abgeaeUt: 

Times     .    . 
Express 


M.  Post  .  . 
Daily  News 
M.  Herald  . 
Globe  .  . 
E.  Star  .  . 
E.  Standard 
111.  London  News 


2,782,206 

261,038 

260,000 

124,888' 

103,256 

140,000 

75,000 

80,020 

1,136,062 


Punch 129,500 
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L.St. 
Die  Kosten  der  Stationary  waren  .    .    .1854       17,143 

1863      837,655 
Die  Kosten  des  Packetdienstes  waren.    .   1854      775,018 (ind. Privat- 

1863      837,655     scbiflFe) 
Die  Kosten  des  Eisenbahntransportes  waren   1854      462,518 

1863      538,512 
Die  Kosten  des  Posttransportes  überhaupt  1854  1,433,830 

1863  1,575,231 
Von  den  acht  grossen  Linien  des  Packetdienstes  bezahlt  nur  eine 
ihre  Kosten  und  wirft  einen  Profit  ab.  Der  westindische  bezahlt  sich 
am  schlechtesten.  Er  kostet  doppelt  so  viel,  als  er  einträgt  Jeder  Brief 
kostet  in  diesem  Dienst  (Westindien,  Mexico,  Brasilien  und  La  Plata) 
1  sh.  mehr  als  das  Porto,  270,000  L.  St.  sind  die  Kosten  des  Dienstes. 
An  jedem  Brief  nach  dem  Cap  (Kosten  des  Dienstes  32,400  L.  St.)  wird 
6  d.  verloren,  nach  der  Westküste  von  Afrika  (30,000  L.  St.)  1  sh.  6  d. 
Die  Netto-Einnahme  der  Post  betrug: 

1838  1,659,510  L.  St. 

1839  1,633,764  '- 

1840  500,789   - 
♦1854   389,181   - 

1862  1,602,347   - 

1863  1,042,969  - 

In  den  Zahlen  für  1838—1862  sind  wieder  einerseits  die  Ein- 
nahmen aus  Zeitungsstempeln,  andererseits  die  Kosten  des  Stationary 
und  des  Packetdienstes  unberücksichtigt.  Diese  mit  gerechnet,  betrug 
die  Nettoeinnahme  1862  837,453  L.  St. 

Rowland  Hill  hatte  die  Erwartung  ausgesprochen,  dass  unter  dem 
neuen  System  die  Bruttoeinnahme  schliesslich  derjenigen  unter  dem 
alten  gleichkommen,  die  Nettoeinnahme  dagegen  einen  Verlust  von  un> 
gefähr  300,000  L.  St.  erleiden  würde  ^).  Wie  wir  aus  obigen  Zahlen 
sehen,  übersteigen  die  Bruttoeinnahmen  des  Jahres  1862  diejenigen  des 
Jahres  1839  bereits  um  mehr  als  die  Hälfte,  und  was  die  Reineinnahme 
betrifft,  so  war  diese  im  Jahre  1862  ungefähr  derjenigen  im  Jfüire 
1839  gleich. 

Ueber  den  Empfang  und  die  Verwendung  von  Geldern  auf  Bech- 

4)  „The  expectations  1  held  ont  before  the  change  were,  that  eTentually,  onder 
the  Operation  of  my  plana  —  the  gros  reyenue  would  be  the  same  n  before,  white 
the  not  roTenue  wooid  instahi  a  lofs  of  about  309,000  L.St^  (R.  Hill,  Rofulla  of 
Poatoffico  Reform,  Febr.  1864 
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nuDg  der  Postsparbanken  und  über  deren  Verwaltungskosten  (die 
nicht  in  den  oben  angeführten  Verwaltungskosten  des  Postamtes  inbe- 
griffen sind)  vom  Beginn  des  Geschäftes  an  bis  zum  31.  März  1864 
giebt  die  folgende,  dem  letzten  Bericht  des  Generalpostmeisters  ent- 
nommene, Bechnung  Aufschluss. 

Soll  (Liabilities). 


Totalbetrag  der  Deposite  vom  16.  Sept. 
1861  bis  31.  März  1864,  der  zuge- 
standenen und  zum  Kapital  hinzu- 
gefügten Zinsen  31.  Dec.  1861,  31. 
Dec.  1862  und  31.  Dec.  1863,  und 
der  auf  geschlossene  Rechnungen  bis 
31.  Dec.  1864  zugestandenen  und  be- 
zahlten Zinsen 

Ziehe  ab: 

Rückzahlungen  an  Depositoren  vom 
16.  Sept.  1861  bis  31.  März  1864 . 

Sämmtliche  Depositoren  der  •  Postspar- 
banken des  Yer.  Eönigr.  am  31.  März 
1864  schuldige  Totalsümme  .    .    • 

Ueberschuss  des  Haben  (assets)  über 
das  Soll 


Haben  (Assets). 


L.St.     sh.  d. 
5,955,774  17    9 


1,858,282   16   7 


L.St.    sh.  d. 
4,097,492  1    2 

10,052   1   0 


4^107,544  2  2 


Totalbetrag  der  von  dem 
Generalpostmeisteran  die 
National  Debt  Gomissio- 
ners  zur  Anlage  gezahl- 
ten Summen  und  der  auf 
solche  Anlagen  erhalte- 
nen Zinsen,  vom  16.  Sept. 
1861  bis  31.  März  1864, 
exclus.  von  Dividenden 
zahlbar  am  5.  April  1864 
Ziehe  ab: 

Den  Betrag,  welcher  von 
den  Comiss.  for  the  Red. 
of  the  Nat.  Debt  zurück- 
bezahlt worden  ist  auf 


L.St.     sh.  d. 
4,143,969   5    5 
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Bechnung  von  54,885 
L.  St.  2  s.  8  d.,  welches 
der  für  die  Yerwaltungs- 
kosten  der  Postsparban- 
ken vom  16.  Sept.  1861 
bis  31.  März  1864  ge- 
zahlte Betrag  ist  ...  . 
Betrag  der  von  Postspar- 
banken an  Sparbanl^en 
übertragenen  Summen  . 


Uebrige  Balanz  in  den 
Händen  des  Generalpost- 
meisters, zur  Anlage  .  . 

Weniger  die  Auslagen  ftlr 
ein  Vierteljahr  bis  31. 
März  1864,  welche  von 
den  Nat.  Debt  Gomis- 
sioners  damals  nicht  zu- 
rückerhalten worden  wa- 


ren 


L.St  sh.  d. 
45,992     6     4 


2,369    9  11 


20,289    9    4 


8,892  16     4 


L.St.    sh.  d. 
48,361   16   3 


L.St.     sh.  d. 
4,095,607    9   2 


11,936  13  0 


4,107,544    2  2 


Nationalökonomische  Gresetzgebung. 


IIL 
ntwarf  eines  0etawelBerlflelien  Handelsreclits« 

Motive  zu  dems.  Yon  Prof.  Br.  W.  Hunzinger.    Bern  1865. 

Der  Entwarf  einei  schweizerischen  Handelsrechts,  dessen  Bearbeitung  öfter 
in  den  Zeitschriften  angekfindigt  worden  ist,  liegt  nunmehr  In  492  Artikeln 
der  Oeffentlichkeit  Yor.  Begleitet  wird  derselbe  Ton  den  Torgedachten  Motiven, 
welche  Herr  Prof.  Hunzinger  zu  Bern  verfasst  hat. 

Dass  in  der  Schweiz,  wo  man  bisher  noch  nicht  gerade  jene  Neigung 
gezeigt  hat,  die  jetzt  in  Deutschland  Vielen  die  Kodifikation  als  die  alleinige 
Panacöe  für  Fortbildung  des  Rechts  erscheinen  lasst,  ein  allgemeingfiltiges 
einheitliches  Handelsrecht  zu  erstreben  ist,  begreift  sich  Tollkommenr  Denn 
darin  befindet  sich  die  Schweiz  in  derselben  Lage  ihren  Kantonen ,  wie  Deutsch- 
land seinen  Einxelstaaten  grgenfiber,  dass  einer  die  Sicherheit  des  Verkehrs  und 
des  Kredits  störenden  Rechtsverschiedenheit  ein  Ende  gemacht  und  dem  Handel, 
der  sich  nicht  an  die  Grenzen  der  Kantone,  nicht  einmal  an  die  Grenzen  der 
Staaten  binden  liest,  die  Gewissheit  eines  einheitlichen  Rechts  geschaffen  werde. 
Sehr  richtig  heben  die  Motive  hervor  (S.  14),  dass  bei  aller  Schonung  indiyi- 
dneller  Selbstständigkeit  auch  der  Rechtserzeugung  dem  Verkehrsrecht  nicht 
nur  innerhalb  des  Vaterlandes,*  sondern  auch  durch  Annäherung  an  die  Nach- 
harrdlker  freie  Bahn  zu  machen  sei.  Das  Handels-  oder  Verkehrsrecht  neigt 
einmal  zu  kosmopolitischem  Wesen;  und  man  möchte  die  Aussicht  auf  ein 
internationales  Verkehrsrecht  am  wenigsten  aufgeben,  wenn  man  anerkennen 
mnss,  dass  gerade  diese  neue  Leistung,  auch  dem  deutschen  Handelsrecht 
gegenfiber,  wieder  einen  erheblichen  Fortschritt  darstellt. 

Mit  grosser  Sorgsamkeit  haben  die  Verfasser  die  Lehren,  welche  du 
deutsche  Gesetzbuch  und  seine  Abfassung  ertheilten,  beherzigt.  Das  Meiste, 
was  an  dem  letzteren  Anstoss  erregt,  ist  hier  glficklich  yermieden.  Referent 
kann  den  schweizerischen  Entwurf  insofern  mit  ungetheiltester  Genugthnung 
begrössen,  als  hier  grossentheils  die  Prinzipien  adoptirt  worden  sind,  die  er 
▼on  Anfang  an,  wenn  auch  unter  häufigem  Widerspruch  der  hergebrachten 
Schulwissenschaft,  zu  vertheidigen  gesucht  hat. 

Die  Erwartung,  dass  man  sich  in  der  Schweiz  Ton  der  reglementirenden 
und  schematisirenden  Methode,  die  leider  in  Deutschland  den  meisten  Juristen 
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noch  in  Fleuch  und  Blut  steckt,  möglichst  fem  htlten  verde,  htt  nicbl  ge- 
UttKht.  Man  yergleiche  den  Umfang  des  Entwurfs,  der  einschliesslich  des 
Wechselrechts  (ohne  Seerechl)  492  Artikel  nmfasst,  man  vergleiche  den  Um- 
fang der  einseinen  Artikel,  den  Styl,  die  Ausdrucksweise ,  und  jeder  Unbe- 
fangene wird  schon  nach  dieser  Seite  hin  neidlos  Vorzuge  finden.  Man  sieht, 
dass,  obgleich  von  Juristen,  doch  nicht  in  erster  Linie  für  das  juristische, 
sondern,  wie  S.  5  der  Motive^  mit  Recht  hervorgehoben  wird,  für  das  praktische 
Bedürfniss  Jedermanns  gearbeitet  worden  ist. 

Aliein  norh  bedeutender  sind  die  inneren  Vorzüge.  Als  ersten  Vorzug 
rechnen  wir  billig  die  Auffsssung  des  Handels  und  die  daraus  hervorgehende 
Abgrenzung,  oder  vielmehr  Nichtabgrenzung  der  Kompetenz  des  Handelsrechts. 
Den  ebenso  schwierigen^  als  ungenauen  Begriff  „Handelsge- 
schäft^^ hat  man  vollständig  über  Bord  geworfen.  (S.  10.)  Wohl- 
weislich; denn  die  Verfasser  haben  sich  der  Ueberzeugung  hingegeben,  dass 
das  Handelsrecht  nichts  Anderes  ist,  als  ein  Stück  Obligationenrecbt.  Sie  sind 
darin  jetzt,  Gott  sei  Dank,  auch  gar  mancher  deutschen  Zustimmung  gewiss. 
Vor  wenig  Jahren  galt  es  freilich  noch  für  KetzereK,  man  mnssle  sich  einen 
„Gruttdirrthum^^  vorwerfen  lassen  von  hochgelehtten  Herrn,  wenn  man  behaup- 
tete, dass  es  untauglich  und  unmöglich  sei,  das  Handelsrecht  zu  einem  Sonder- 
recht zu  stempeln.  Alle  Hinweisung  auf  das  reale  Leben,  das  der  schemati- 
schen Abgrenzung  des  Handels  spottet,  auf  die  Unmöglichkeit  einer  scholasti- 
schen Definition  des  Handels,  auf  die  überaus  natürliche  und  jedem  anderen, 
nur  nicht  den  an  kfuistHrhen  Einthcilungen  und  Unterscheidungen  erzogenen 
Juristen,  einleuchtende  Thatsache,  dass  das  Handelsrecht  Nichts  sei,  als  das 
Verkehrsrecht  in  seinem  merkantilen  Charakter,  welches  da  zur  Anwendung 
kommen  kann  und  kommen  muss,  wo  immer  der  stets  weiter  sich  verbreitende 
merkantile  Charakter  dazu  Gelegenheit  giebt,  erschien  damals  vergebÜrh.  Das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  hat  dennoch  das  Handelsrecht,  auf  Definitionen  des 
Handelsgeschäfts  hin,  über  welche  keine  Satire  zu  schreiben  (S.  5  der  Mot) 
schwer  ist,  als  Sonderrecht  konstituirt. 

Allein  das  Behagen  derer,  die  sich  nichts  lieber  wünschen,  als  solche 
Anlässe  zu  Uebungen  der  echtesten  doctrinären  Scheidekunst,  kann  schon  nicht 
mehr  ungestört  sein.  Abgesehen  von  den  Meinungsäusserungen  einzelner  Fach« 
genossen  ist  es  ein  beredtes  Zengniss  der  Wahrheit,  dass  Hamburg  das  Handels* 
recht  als  allgemeines  Verkehrsrecht  einzuführen  gedenkt.  Natürlich,  denn  in 
Hamburg  ist  Alles  merkantil;  was  freilich  nicht  auaschliesst ,  dasselbe  in 
Mecklenburg  oder  Reuss  -  Lobenstein  zu  thun,  ans  dem  guten  Grunde  j  wdl 
das  Gesetz  eben  so  weit  wirken  würde,  als  sich  merkantile  VerhÜtnlsse  vor^ 
finden.  Jetzt  spricht  auch  der  schweizerische  Entwurf  die  volle  Veherzeugong 
aus,  dass  hier  nur  ein  Stück  Obligationenrecht  zu  sehaffsn  sei.  Htm- 
bürg  und  die  Schweiz,  sicher  zwei  unverwerfliche  Sachverständige  in  Dingen 
des  Handels. 

Welche  Vortheile  der  Vereinfachung  ans  dem  weisen  Entsehlass,  die  Ab- 
grenzung des  Handelsgeschäfts  aufzugeben,  erwachsen  mnssten,  erhellt  leicht, 
zumal  im  dritten  Buche. 

Geben  wir  näher  auf  den  Inhalt  ein,   so  befasst  sich  Buch  1  des  Ent* 

wnrls  mH  dem  Handelsstande.     Zunächst  wird  gesagt  (Art.  1),  wer  Kaufmann 

st,  waa  erforderlich  wird  wegen  einiger  Bestimmungen  über  Firma,  Prokura, 
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HandcUbQcher  und  GerichtistaDd ,  die  sich  nur  auf  Kanfleate  beiieheii  aoileii. 
KaufmaDD  iat,  wer  sich  im  Handelsregister  eintragen  liaat. 
Manche  sind  dam  freilich  auch  Terpflichtet.  Wir  empfehlen  recht  sehr,  damit 
die  deutschen  Einfähmngsgesetze  zu  yergleichen,  welche  natürlich  nicht  unter- 
laesen,  des  Langen  und  Breiten  über  die  Bestimmung  der  Kaufmannsqnalitat, 
hesten  Falls  durch  die  Gerichte,  oft  genug  dorch  Bezirksräthe,  Landrathe  ub4 
F^lizeidirektoren  zu  Yerfiigen.  Als  ob  das  Handelsrecht  Wunder  was  für  ein 
EhrenpriYileg  sei! 

Damit  hangt  die  ganze  Behandlung  des  Handelsregisters  zusammen.  Das^ 
selbe  soll  dem  Interesse  der  Handeisleute  und  des  Publikums  dienen.  Sehr 
yerstindiger  Weise  erwartet  man  yon  «dem  eigenen  Interesse  die  beste  Hand- 
habung. Es  wird  zwar  für  eine  Reihe  Ton  Geschiflsleulen  eine  Pflicht  (Art.  2) 
sich  eintragen  zu  lassen  anerkannt,  aber  es  fehlen  alle  sonstigen  polizeilich- 
zwingenden Massnahmen,  Ton  denen  sich  das  deutsche  Gesetz  noch  nicht  hat 
losmachen  wollen.  Als  Folgen  der  Veröffentlichung  oder  Nichtveröffentlichung 
werden  die  natürlichen  Vermuthungen  der  Kenntniss  «oder  Nichtkenntniss  hin- 
gestellt, ohne  sich  zu  den  geschraubten  abstrakten  RechlsprSsumtionen  yerleiten 
zu  lassen,  die  man  bei  uns  für  unentbehrlich  hielt.  Wie  wünschenswerth  ein 
einheitliches  Organ  der  Fublidtat  sei,  ist  nicht  übersehen  worden  (Mot.  S.  33), 
lind  hoffentlich  wird  die  Schweiz  leichter  ein  solches  gewinnen,  als  bisher  in 
Deutschland  Aussicht  ist. 

Ganz  in  gleichem  Sinn  haben  die  schweizerischen  Verfasser  die  Regeln 
über  die  Firma  behandelt  (Art.  11 — 14),  d.  h.  die  reglementaren  Artikel  des 
deutschen  Cksetzes  abgeworfen.  Der  privatrechtliche  Schutz  der  bestehenden 
Firma  gegen  unbefugten  Gebrauch  wird  in  Art.  14  (s.  D.  H.G.B.  Art.  27) 
anerkannt. 

Auch,  was  über  die  Handelsbücher  zu  sagen ^  ist  in  Art.  18  —  26  unter 
Verschmahung  aller  Regulative  über  Buchführung,  wie  sie,  wenn  auch  in  ge- 
mindertem Maasse,  dir  deutsche  Kodex  noch  besitzt,  zusammengezogen.  Ref. 
wundert  sich  nur,  dass  nach  der  ganzen  Richtung  des  schweizerischen  Ent- 
wurfs nicht  anstatt  des  Art.  20,  wenn  dieser  auch  im  Endresultat  ziemlich 
auf  dasselbe  hinausläuft,  geradezu  (s.  auch  Mot.  S.  46)  die  freie  Mfindigung 
der  Beweiskraft  prokiamirt  worden  ist.  Bekanntlich  verdanken  wir  Art.  34 
des  D.  H.G.B.  nur  dem  votum  decisivum  des  Kommissionspräsidenten.  Dem 
schweizerisrhen  Entwurf  ziemt  unumwundenes  Aufgeben  auch  des  letzten  Restes 
der  abstrakt -legalen  Beweisregel,  wovon  dann  die  Folge  wäre,  dass  Tit.  4 
noch  mehr  verkürzt  und  insoweit  auch  der  Begriff  des  Kaufmanns  entbehrt 
werden  könnte,  als  Jedermanns  Bücher  einfach  nach  konkreter  Prüfung  zu 
aebitzen  sind. 

Sehr  beherzigenawerth  ist  namentlich  Tit.  5  von  der  Prokura  und  Han- 
delsvollmacht (Art  27  —  41).  Die  grossen  Bedenken  gerade  gegen  den  ent- 
sprechenden Abschnitt  des  D.  H.G.B.  haben  gute  Frucht  getragen.  Unser 
Entwurf  erkennt  eine  unbeschränkte  Prokura  an  (Mot.  S.  50),  welche  da  vor- 
handen, als  reine  Formalvollmacht,  wo  dieselbe  als  solche,  d.  h.  als  Pro- 
kura, verliehen  wird  (Art.  27).  Auch  ein  Nichtkaufmann  kann  sie  ertheilen 
(Art.  41).  Warum  auch  nicht?  Daneben  ist  durch  die,  ebenfalls  des  Ein- 
trags im  Handelsregister  fähige  Handlungsvollmacht  die  Hdglichkeit  gegeben, 
auch  den  Fällen  zu  genügen,  wo  die  illimitiste  Prokura  geischeut  wird.     Die 
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Vollmacht  erstreck!  sich,  so  auch  bei  Handelsreisenden ,  anfalle  su  dem  der- 
artigen (xeschlftskreis  nach  natürlichen  Begriffen  gehörigen  Geschifte«  Man 
sieht  recht  deutlich,  vie  weit  sich  die  nölhige  Gelenkigkeit  der  Rechtsinstitu«' 
tionen  herstellen  läset,  sobald  man  Tersteht,  die  Termeintlich  wissenschaftliche 
nnd  vor  Allem  jene  polizeilich  überwachende  Fürsorge  abzaschutteln ,  die  sich 
gar  nicht  überzeugen  will,  dass  nicht  ihre  Aufgabe  ist,  dem  Verkehr  ihre 
Schablonen  aufzunöthigen,  sondern  ihm  möglichst  nützliche,  freieste  Bewegung 
yerstattende  Institute  zur  Verfugung  zu  stellen. 

Endlich  betreffen  einige  Artikel  (Art.  42  —  47)  die  civilreehtlicben  Ver- 
haltnisse der  Mäkler.  Alles  AdministratiTC,  woran  das  D.  H.G.B. .  so  reich 
nnd  doch,  wie  die  Mot.  S.  57  sehr  richtig  bemerken,  so  bedentnngelos  ist, 
bat  man  fortgelassen. 

Buch  2  hat  die  Handelegesellschaften  zum  Gegenstand.  Von  Tornherein 
ist  es  wiederum  ein  Fortschritt  im  Vergleich  zum  D.  H.GB.,  dass  mit  aller 
Schärfe  erkannt  und  durchgeführt  worden  ist,  wie  die  Eintheiinng  und  Wesen^ 
heitsbeetimmung  der  einzelnen  Arten  lediglich  von  dem  Auftreten  derselben 
lisch  aussen,  d.  h.  von  der  Zusammensetzung  der  Kreditbasis  abhängt  (Hot 
S.  59).  So  lautet  denn  gleich  die  Definition  der  Kollektivgesellschaft  ungleich 
schärfer  nnd  richtiger ,^ als  bei  uns,  in  Art.  48  dabin,  dass  sie  Torhandon, 
wo  mehrere  bei  gemeinsamem  Betrieb  unbeschränkt  haften,  d.  h.  ihren  yollen 
Personalkredit  für  die  Gesellschaft  einsetzen.  Mit  Vermeidung  alles  Regle* 
mentären,  selbst  hinsichtlich  der  Fublicität,  die  auch  nicht  etwa  ci?ilrechtliche 
Voraussetzung  der  Existenz  sein  soll,  sind  die  einzelnen  Seiten  und  Punkte 
wesentlich  von  dem  Grundgedanken  aus  geordnet  worden,  dasa  auch  diese 
Gesellschaftsart  trotz  des  indi?iduellen  Elements  des  Personalkredits  ein  selbst- 
ständiges  Rechtswesen  darstellt.  Man  weiss,  wie  unsicher  das  D.  H.G.B.  ge- 
blieben ist,  weil  es  nach  dieser  Seite  bin  kein  festes  Prinzip  angenommen. 
Konsequenterweise  lässt  der  Schweiz.  Entwurf  die  Majorität  der  geschäfts- 
ffihrenden  Hitglieder  entscheiden,  anstatt  dass  das  D.  H.G.B.  ein  liberum  veto 
jedes  einzelnen  statuirt.  In  der  Berechnung  von  Verlust  und  Gewinn  ist  die 
Bevorzugung  des  Kapitals,  welche  das  D.  H.G.B.  zu  Ungunsten  der  Arbeit 
▼erfügt,  indem  es  die  Kapitaleinlage  vornweg  ihre  ordentliche  Verzinsung  be- 
liehen lässt,  dagegen  der  Arbeitsleistung  besondere  Vergütung  abspricht,  durch 
Zubilligung  der  letzteren  ausgeglichen  werden.  Den  neu  eintretenden  Gesell- 
schafter will  man  für  die  vor  seinem  Eintritt  erwachsenen  Schulden  nur  prä- 
sumtiv, nicht  aber  nothwendig  haften  lassen.  Lauter  Punkte,  die  man  sofort 
als  rationelle  Verbesserungen  bezeichnen  muss.  Am  ausführlichsten  wird  in 
den  Motiven  die  Frage  besprochen  (Art.  75,  76),  wie  der  Konkurs  der  Ge- 
sellschaft zu  handhaben  sei.  Allerdings  muss  hier  daa  Wesen  der  Gesellschaft 
zum  Austrag  kommen.  Sicherlich  ist  es  das  Richtige,  zunächst  der  Gesell- 
schaft ihren  eigenen  Konkurs  zuzuschreiben,  an  welchem  nur  die  Geschäfts- 
gläubiger Theil  zu  nehmen  haben.  Aus  dem  selbstständigen  Wesen  der  Ge- 
sellschaft folgt  anch,  dass  die  eigenen  Mitglieder  hinsichtlich  ihres  Guthabens 
Gläubiger  der  Gesellschaft  sind,  wie  hinsichtlich  ihrer  Verlustbeiträge  Schuld- 
ner. Insofern  ist  gegen  Art.  75,  wie  ihn  Herr  Mnnzinger  redigiren  möchte, 
Nichts  einzuwenden.  Allein  damit  ist  andererseits  die  Frsge  noch  nicht  ent- 
schieden, ob  die  Gesellschaftsgläubiger  im  Nothfall  die  einzelnen  Hitglieder, 
die  doch  illimitirt  haften,  nur  subsidiär  angreifen  dürfen  oder  sogleich  in  erster 
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Linie.  Diese  beantwortet  eich  anders,  jenachdem  man  die  illiinitirte  Haft 
als  integrirenden  Bestandtlieii  oder  nur  als  subsidiäre  Garantie  der  Gesellschaft 
anffsest,  und  darnach  richtet  sich  auch  die  Koni^urrenz  mit  den  Pri?atglaubigern. 
Ich  darf  wohl  auf  das  hinweisen ,  was  ich  in  meinem  Lehrbuch  des  H.  Rechts 
fiber  jene  noch  keineswegs  genügend  durchgesprochenen  Verhältnisse  gessgt 
habe.  Ein  löbliches  Beispiel  der  Vereinfachung  bietet  auch  Abschnitt  4  ron 
der  Auflösung.  Msn  vergleiche  damit,  wie  künstlich  für  unser  Recht  Auf- 
lösung und  Veränderung  ans  einander  gearbeitet  werden  wuss. 

lo  der  Lehre  yon  der  Kommanditgesellschaft  herrscht  dieselbe  scharfe 
Auffassung,  wie  bei  der  offenen  Sozietät.  Sie  ist  die  Association,  deren  Kre- 
ditbasis sich  aus  illimitirtem  oder  Personalkredit  und  limitirtem  oder  Realkredit 
zusammensetzt.  Darnach  muss  sich  das  Einzelne  ergeben.  Besser  als  im  D. 
H.6.B.  ist  dem  Gedanken  Folge  gegeben,  dass  derjenige  Kommanditist  sein  will, 
der  in  irgend  einer  Weise  ein  solcher  sein  zu  wollen  kundgiebt.  Auch  ragen 
mit  Fug  die  Motive  (S.  100)  andere  Unklarheiten  des  D.  H.G.B.  Indessen 
Terdient  das  letztere  gegen  die  Polemik  in  Schutz  genommen  zu  werden,  welche 
auch  hier  wieder  die'  stille  Gesellschaft  trifft.  Es  lässt  sich  historisch  sehr 
wohl  verstehen,  dass  die  stille  Einlage  ausdrucklich  von  der  Kommanditeinlage 
«rat  ausgeschieden  werden  musste.  (S.  mein  Lehrbuch  §.  48.)  Dass  es  das 
giebt,  W88  die  stille  Einlsge  sein  soll,  nämlich  Kapitalanlage  auf  Theilnabroe 
an  dem  (ungewissen)  Gewinn,  kann  Niemand  leugnen,  wird  auch  im  vor- 
liegenden  Entwurf  Art.  105  anerkannt;  und  Kennzeichen  für  diese  Absicht  ist 
eben  die  Vermeidung  jeder  Erklärung,  welche  als  Ausdruck  einer  Haftüber- 
nahme  nach  aussen  erscheinen  könnte.  Ob  man  das  aber  noch  Gesellschaft, 
wenn  gleich  nur  stille,  nennen  will,  oder  lieber  ein  Darlehn  gegen  Gewinn- 
theilnahme,  bleibt  ein  blosser  Wertstreit.  Sachlich  lässt  sich  gegen  die  Art. 
250  —  265  des  D.  H.G.B.  wenig  einwenden,  möchte  man  auch  den  Titel 
immerhin  ändern. 

Die  Aktiengesellschaft,  d.  h.  die  lediglich  auf  den  Realkredit  gewisser 
Einlagen  fundirte  Association,  soll  nach  dem  Entwurf  von  der  Staatsgenehmigung, 
die  bis  jetzt  in  fast  allen  Kantonen  noch  nothweudig  ist,  befreit  sein,  sofern 
nicht  die  Zeitdauer  auf  mehr  als  30  Jahre  gestellt  ist.  Man  würde  sich 
wundern,  in  einem  schweizerischen  Entwürfe  die  gegenlheilige  Bestimmung  zu 
sehen.  Man  kann  vielmehr  nun  fragen,  warum  noch  in  Art.  119  die  Reser* 
vation  der  gedachten  Zeitbestimmung,  die  thatsäcblirh  ohnehin  sehr  leicht  zu 
umgehen  sein  wird.  Jedenfslls  darf  denjenigen,  welche  bei  uns  an  der  Stsats- 
genehmigung  noch  festhalten  und  die  suf  prinzipielle  Gründe  in  der  Regel  am 
wenigsten  hören,  die  praktisch  schlagende  Darlegung  in  den  Motiven  (S.  109  ff.) 
angelegentlichst  empfohlen  werden. 

Die  Aktiensozieiät  gilt  als  konstituirt,  wenn  die  nöthigen  Aktien  gezeichnet, 
die  Statuten  festgestellt  und  die  Eintragungen  im  Handelsregister  bewirkt  wer-* 
den  sind.  Ein  Limilum  des  Aktienbetrsgs ,  wie  im  D.  H.G.B.,  halt  msn  mit 
Recht  für  unnöthig.  Es  wird  eine  Einzahlung  von  mindestens  10  Prozent  er- 
heischt, ehe  die  Geschäfte  begonnen  werden.  In  allen  diesen  Bestimmungen, 
deren  Kontravention  mit  sonst  eintretender  unbeschränkter  Haft  nach  aussen 
bedroht  wird,  dräckt  sich  das  Prinzip,  welches  die  Motive  mit  Recht  als 
Garantieen  an  die  Stelle  jeder  administrativen  Bevormundung  setzen,  aus: 
Oefcnllichkeit  und  Verantwortlichkeit.    Nur  das  Eine  könnte  man  fragen,   ob 
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nkht  passend  geiresrn  wäre,  einige  einfache  Sitee  erginzender  Art  hinslciit- 
lich  der  aus  den  Vorbereitungen  zur  Gesellsrliaftsbüdnng  entspringenden  Reciits- 
bezichungen  aufzustellen,  die  belianntlicli  uniiUr  genug  sind,  um  der  Nacbhfilfe 
zu  bedürfen. 

Auch  die  Statutenabanderung  bedarf  natfirlich  keiner  Staatsgenehmigung; 
dafür  wird  (Art.  123,  124)  eine  zugleich  den  grössten  Theil  des  Kapitals 
repräsentirende  Majorität  der  Personen  erfordert.  Abänderung  der  Unterneh* 
mung  in  ihrem  wesentlichen  Bestände  dagegen  erheischt  Stimmeneinhelligkeit. 

Ohne  Aengstlichkeit  hat  man  ferner  die  praserfativen  Bestimmungen  über 
die  Haft  für  den  Aktienbetrag  erheblich  vereinfacht.  Der  Zeichner  soll  als 
solcher  jedenfalls  für  40  Prozent  des  Nominalbetrags,  der  wirkliche  Aktionär 
für  den  y ollen  Nominalbetrag,  aber  bei  Namensaktien  nur  so  lange,  bis  der 
neue  Erwerber  in  das  Aktienbuch  eingetragen  ist,  während  bei  Inhaberaktien 
der  Inhaber  ja  überhaupt  unbekannt  ist.  M.  a.  W.,  und  das  ist  yollkommen 
richtig,  man  hält  sich  wesentlich  daran,  dass  die  Einzahlung  von  40  Prozent, 
in  Verbindung  mit  dem  drohenden  Verfall  der  Aktien,  wenn  die  weitereu  Zah' 
lungen  nicht  geleistet  werden,  drastisch  genug  wirken  wird.  So  ist  wirklich 
die  Spekulationsfreiheit  besser  geschont,  als  im  D.  H.6.B. ,  und  auch  darin 
ist  beizuslimmen,  dass  es  für  Asseknranzkompagnieen,  die  meist  nur  15  bii 
20  Prozent  baare  Einzahlung  brauchen,  keiner  anderen  Bestimmung  bedarf. 

In  der  Organisation  der  AktiengeseUschafI  nach  aussen  und  innen  kommen 
im  Ganzen  dieselben  Normen  zu  Tage,  wte  im  D.  H.6.B.  Indessen  ist  es 
bemerkenswerth,  dass  man  doch  gesucht  hat,  theils  die  Befugnisse  des  geschäfls- 
führenden  Vorstandes  nach  aussen  beschränkter  hinzustellen,  theils  die  Verant- 
wortung desselben  nach  innen  thunlichst  zu  yerschärfen;  gewiss  ein  durchaus 
berechtigtes  Streben  nach  den  alltäglichen  Erfahrungen.  Mehr  demokratische 
Berechtigung  der  in  der  Regel  total  abhängigen  Aktionäre,  oder  doch  konsti- 
tutionelle Beschränkungen  des  Direktionsabsolutismus  sind  gewiss  am  Platze. 

Vor  Allem  aber  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  eben  unbedenklich  die 
gleichen  Grundsätze  für  alle  Aktienunternehmungen,  die  nicht  gerade  ein  kauf- 
männisches oder  Handelsgewerbe  bezwecken,  gelten  sollen.  Nur  lässt  Art.  113 
nach,  dass  solche  anderen  Unternehmungen  nach  Bedürfniss  yon  einzelnen  der  hier 
gegebenen  Bestimmungen  dispensirt  werden  dürfen.  Hier  ist  also  die  Einsicht, 
der  man  bei  uns  noch  nicht  hat  Raum  yerschaffen  können,  zur  yollen  Geltung 
gekommen,  dass  die  Struktur  der  Aktiengesellschaften  im  Wesentlichen  die 
gleiche  sein  muss,  gleichyiel  welchen  Zweck  sie  haben.  Es  wird  also  allen 
Nichthandelsaktienvereinen  erspart,  sich  erst  mühsam  die  Tbeilnahme  an  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  erkämpfen  zu  müssen. 

Daran  schliesst  Sich  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien.  Unter  sehr 
gerechter  Verwerfung  der  hemmenden  Hassregeln,  mit  denen  das  D.  H.G.B. 
die  Möglichkeit  der  Befreiung  yon  der  Staatsantorisation  aufgewogen  hat,  be* 
handelt  der  Entwurf  dieselbe  als  eine  durchaus  selbstständige  yierte  Associa« 
tionsform,  als  Verbindung  yon  persönlichem  Kredit  mit  grossem  Kapital.  Ref. 
ist  zwar  der  Meinung,  dass  die  Kommanditgesellschaft,  nachweislich  entstan- 
den, um  den  Präyentinnassregeinngen  der  Aktienyereine  auszuweichen,  kein 
gewaltiges  Bedürfniss  ist  und  yermnthlich  keine  grosse  Rolle  mehr  spielen 
würde,  sobald  man  den  Aktienverein  yollständig  freigiebt;  sowie  ferner,  dass 
trotz   der  unbestreitbaren  Möglichkeit  einer   Verbindung  illimitirter  Haft  Ein- 
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loher  mrt  dncm  grossen  Aktienkapital  doch  diese  sog.  sodetilsmissige  Ver- 
bindong  bei  der  Ungleichheit  der  beiden  Faktoren  innerlich  etwas  Unnatfir- 
liches  hat.  Allein  sei  dem,  wie  ihm  wolle,  kann  einmal  eine  solche  Asso- 
ciation bestehen,  so  ist  es  das  Beste,  auch  ihr,  wie  der  Entwarf  thnt,  dit 
ungehindertste  Bewegung  zu  schaffen.  Msg  sich  dann  zeigen,  ob  sie  neben 
der  befreiten  Aktiengesellschaft  noch  eine  Rolle  zu  spielen  berufen  ist.  Den 
noblen  Grundsatz,  mit  dem  die  Motive  (S.  188)  diesen  Abschnitt  scbliessen, 
dass  nimlich  das  Gesetz  das  Verkehrsleben  zu  ordnen,  nicht  zu  zwingen  habe^ 
unterschreiben  wir  um  so  mehr,  je  mehr  ihm  noch  daran  fehlt,  in  der  deut- 
schen Gesetzgebung  zur  Wahrheit  geworden  zu  sein. 

Das  dritte  Buch  handelt  von  den  Geschalten  des  Hobiliarverkehrs.  *  Aus- 
geschlossen sind  die  Inmobiliengeschifte.  Im  Uebrigen  wird  also,  und  zwar, 
wie  sich  auf  den  ersten  Blick  ergiebt,  mit  grösster  Leichtigkeit,  ein  Stuck 
allgemeinen  Civilrechts  f^eschaffen. 

Auch  das  D.  H.G.B.  ist  insonderheit  in  den  allgemeinen  Bestimmungen 
über  die  Geschäfte  bekanntlich  nichts  weniger,  als  eine  vollständige  Kodifikation« 
Noch  knapper  hält  sich  unser  Entwurf,  der  mit  Recht  bemerkt,  dass  manche 
der  nur  theoretische  Definitionen  enthaltenden  deutsehen  Artikel  wenig  Wertk 
haben.     Wir  heben  hier  nur  Einzelnes  hervor. 

Die  Bestimmung  in  Art.  208  über  den  Zeitpunkt  des  Vertragsschlusses 
unter  Abwesenden,  nimlich  erst  durch  Eingang  der  AnnahmeerkUrung  bei  dem 
Offerenten,  ist  zweifellos  richtig.  Was  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  be- 
trifft, so  ist  neu  die  Bestimmung  in  Art.  220 ,  wonach  der  Gläubiger  nicht 
nur  Banknoten,  sondern  auch  Papiergeld  nicht  an  Geldesstatt  anzunehmen 
braucht.  Es  soll,  wie  die  Motive  besagen  (S.  202),  nicht  einmal  dem  all- 
fälligen  inländischen  Papiergeld  (denn  dass  für  ausländisches  keine  Zwangspflicht 
der  Annahme  sein  kenn,  versteht  sich  von  selbst)  Zwangskurs  sugeMhrie- 
ben  werden.  Uns  scheint  freilich  dsbei  der  Begriff  des  Zwangskurses  nicht 
ganz  scharf  aufgefasst  zu  sein.  Vollkommen  gerechtfertigt  ist  es,  wenn  dem 
Gläubiger  nicht  zngemuthet  wird,  das  Papiergeld  zum  Nominalwerth  zu  nehmeni 
aber  es  schadet  ihm  gar  Nichts,  und  darauf  kommt  ffir  den  Kaufmann  Art 
220  doch,  die  Pflicht  zur  Annahme,  aber  nur  nach  Kurswerth,  auszusprechen. 
Vebrigens  ist  der  zweite  Satz  des  Art.  220,  dass  der  Gläubiger  berechtigti 
und  als  Kaufmann  sogar  verpflichtet  sei,  an  Zahlungsstatt  ihm  zugeschickte 
Banknoten  und  Papiergeld  nicht  zu  retoumiren,  sondern  bestmöglichst  zu  ver- 
werthen ,  nicht  ohne  Bedenken ,  weil  leicht  zum  grossen  Nachtheil  des  Schuld- 
ners, der  im  besten  Glauben  und  nur  in  der  Unterstellung  der  Annahme  lo 
einem  höheren  Werth  die  Zahlung  bewirken  wollte. 

In  der  Lehre  von  der  Verzinsung  geht  der  Entwurf  mit-der  Aufhebung 
der  Zinstaxe  nicht  weiter  vor,  als  das  D.  H.G.B.  (Art.  225).  Die  Motive 
bekennen  offen,  dass  man  gern  den  letzten  Rest  der  Wucherbeschränkungen, 
die  in  den  kantonalen  Rechten  doch  noch  eine  bedeutende  Rolle  spielen,  ab- 
gestreift hätte,  aber  in  den  agrikolen  Kantonen  zu  entschiedenen  Widerspruch 
ffirchtet.  Dem  vorliegenden  Entwurf  hätte  es  freilich  besser  gestanden,  man 
erwartet  das  sogar  nach  seinem  sonstigen  Gebahren  ziemlich  gewiss,  dass  er 
anch  hier  an  der  Spitze  des  Fortschritts  marschire. 

Nach  Ausdehnung  der  Indossabilität  auf  alle  VerpflichtungMcheine  und 
einigen  angemessenen  Bestimmungen,  wekhe  die  Verpflichtung  aus  Inhaber- 
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papieren  ordnen,  und  iirar  dahin,  daas  der  Sclraldner  unbedingt,  mit  Ana- 
nähme  des  Falls  richterlicher  oder  polizeilicher  Verfugnng,  yerpflichtet  ist, 
gegen  das  Piipier  zu  erfüllen,  ohne  sieh  irgend  anf  seine  Verhaltnisse  zu  den 
Vorbesitzem  berafen  zu  kdnnen,  beröhrt  Art.  234  ff.  den  Kernpunkt  des  heu- 
tigen Verkehrsrechts,  die  Frage  der  Vindikation  im  Verhiltniss  zu  dem  gut- 
gUnbigen  Besitz.  Die  Motive  enthalten  eine  interessante  Darstellang  der 
Einzelrechte.  Sie  erkennen  natürlich  unumwunden  die.  Nothwendigkeit  der 
Vindihationsbeschrinkung,  d.  b.  das  Aufgeben  des  strengen  Eigenthumsbegriffs 
an;  und  die  Fassung  der  betr.  Art.  hat  yor  Art.  306,  307  des  Dr  H.6.B. 
unbestreitbare  Vorzüge.  Pfandrecht  und  Retentionsrecht  sind  im  Ganzen  über- 
einstimmend mit  dem  D.  H.6.B.  dargestellt. 

Hierniehst  werden  einzelne  Punkte  der  Lehre  vom  Kauf  geordnet  So 
der  Kauf  auf  Probe,  nach  Probe,  die  Wirkung  des  bestimmten  Lieferungs- 
termins. Zu  einer  unumwundenen  Anerkennung  des  Differenzgescbiftes  hat 
man  sich,  ungeachtet  man  bei  festem  Lieferungstermine  das  Recht,  die  Preis- 
differens  zu  wihlen,  zubilKgt,  sogar  in  diesem  Entwurf  noch  nicht  entschliessen 
können.  Die  Gewahr  von  Mängeln  wird  nach  dem  Vorgang  des  D.  H.6.B., 
jedoch,  wie  nur  gut  zu  heissen,  ohne  Unterscheidung  der  Distance-  und  Platz- 
geschlifte, so  gefasst,  dass  naditrägiiche  Querelen  möglichst  abgeschnitten 
werden. 

Aus  dem  Abschnitt  Ton  der  Kommission  ist  nur  zu  erwähnen,  dass,  wo 
möglich  noch  schärfer,  als  im  D.  H.G.B.,  das  äussere  und  das  innere  Ver- 
hältniss  geschieden  erscheint.  Auch  in  einigen  Nebenpunkten  bemerken  wir 
Verbesserungen.  Unter  diesem  Titel  hat  dann  auch  mit  rollem  Fug,  wie 
Ref.  seinerseits  schon  früher  entwickelte,  die  Speditionskommission  Platz  ge- 
funden, indem  man  nachweislich,  wie  es  der  Natur  der  Sache  entspricht,  die 
Spedition  als  Frachtvertrag  oder  Transportunternehmung  dazu  in  Gegensatz 
brachte. 

Es  folgt  der  Frachtvertrag.  Nicht  ohne  Geschick  sind  einzelne  Unklar- 
heiten und  Unsicherheiten  des  D.  H.G  B.  gehoben  worden.  Der  Entwurf  geht 
von  der  richtigen  Idee  aus,  dass  sich  das  Frachtgeschäft  (als  die  Leistung 
dnes  gewissen  Transporterfolgs  bezweckend)  immer  formeller  gestalten  muss. 
Die  Strenge  der  Haftpflicht  ist  beibehalten  und  die  Verspätung  an  sich  dem 
Verlust  gleichgestellt  worden ;  denn  die  Rechtzeit  erscheint  im  Handelsverkehr 
fast  immer  als  vesentlicher  Bestandtheil  der  Vertragsleistung.  Gut  ist  ferner 
die  Behandlung  des  Verhältnisses  mehrerer  successiven  Frachtführer,  insbe- 
sondere auch  mehrerer  Eisenbahnen,  die  man  durchaus  als  in  einem  ,,grossen 
Verbände  stehend^  auffasst.  In  der  Haftung  der  Eisenbahnen  und  der  Post 
hat  man  noch  weit  reinere  Bahn  gemacht,  als  bei  uns.  Sie  sollen  nicht  be- 
fugt sein,  die  meisten  von  der  Haftpflicht  handelnden  Artikel  irgendwie  Ver- 
trags- oder  reglementsmassig  auszuschliessen  (Art.  321).  Die  Deduktion  der 
Motive  (S.  307)  ist  gerade  in  diesem  Punkte  eine  sehr  überzeugende. 

Der  fünfte  Titel  regelt  die  Versicherung.  Man  hat  also  den  Muth  ge* 
habt,  an  eine  Materie  zu  gehen,  die  der  deutschen  Kommission  noch  zu 
schwierig  erschien,  um  mit  Ausnahme  der  Seeassekuranz  Normen  aufzustellen. 
So  dankenswerth  nun  der  Versuch  des  Schweiz.  Entwurfs  sein  mag,  so  trägt 
er  doeh  die  Spuren  davon  an  sich,  dass  die  Doktrin  es  bis  jetzt  an  einer 
genugenden  Durcharbeitung  ganz  hat  fehlen   lassen.     Ganz   richtig  hat  man 
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nar  die  eigentlich  ziringenden  Nonnen  kodifitiren  nnd  die  diq^ositiren  Be- 
stimmangen  den  Statuten  und  Verträgen  fiberlessen  wollen«  Allein  unter  den 
„um  der  öffentlichen  Ordnung"  willen  proponirten  Ariikeb  bemerken  wir 
manche,  die  nur  einen  abstrakten  Lehraatz  auaeprechen,  aich  füglich  von 
aelbst  Yeretehen,  oder  nach  den  Statuten  ao  ziemlich  aller  Aaaekuranzunter- 
nehmungen  regelmisaige  Vorbehalte  sind;  und  andere,  an  drnen  sich  doch  der 
sonst  in  dem  Entwürfe  gewahrte  freie  Standpunkt  energischer  halle  üben 
können.  Unmöglich  kann  hier  die  Dogmatik  der  Assekuranz  ausgef^rt  wer* 
den;  aber  an  drr  Richtigkeit  und  Ausführbarkeit  des  Grundgedankena ,  dasa 
die  Versicherungssumme  den  Yollen  (was  ist  das?)  Werth  des  yersicherten 
Gegenstandes  (?)  nicht  übersteigen  solle,  dürften  bei  genauerer  Forschung 
sehr  bedeutende  Zweifel  entstehen,  trotzdem  dass  die  Theorie  diesen  Satz  seit 
langer  Zeit  mitgeschleppt  hat.  Ebenso  machen  aich  hinsichtlich  der  Ver- 
sicherung auf  daa  Leben  Dritter  Rücksichten  geltend,  die  mehr  den  alten 
Kanonisten,  als  uns  heutigen  ziemen.  Die  gleiche  Beobachtung  zeigt  freilich 
auch  das  D.  H.6  B.  in  seiner  Seeversicherung.  Um  so  dringender  erscheint 
endlich  eine  Reinigung  auch  dieaer  Lehre  geboten. 

Manche  andere  Bestimmungen,  namentlich  im  Interesse  des  Versicherten 
sind  angemessen,  indem  der  Entwurf  yon  der  durchaus  wahren  Ansicht  aua- 
geht,  dass  in  der  Regel  die  Assekuranzanstalten  durch  die  Androhung  daa 
gänzlichen  Verfalls  der  Assekuranz  meist  zu  hart  auf  die  Versicherten  drücken. 
Auf  den  Unterschied  der  Gegenseitigkeitsgesellschaften  deutet  Art  342  hin, 
dem  übrigens  aus  den  handgreiflichen  Gründen  der  Holive  die  daselbst  S.  340 
vorgeschlagene  Fassung  zu  geben  ist. 

Wir  müssen  uns  hier  Torbehalten,  demnöchst  naher  auf  die  nun  folgenden 
beiden  Titel,  ?on  denen  der  eine  in  faat  100  Artikeln  Wechsel  und  Anweisung 
(chdque),  der  andere  des  Konkurswesen  behandelt,  einzugehen.  Beide  machen 
eine  umfänglichere  Prüfung  nöthig,  als  an  dieser  Stelle  ausführbar.  Wir  er- 
wähnen nur  noch,  dass  in  dem  Titel  7  Lagerscheine  und  Pfandscheine  (War- 
rants) ihren  Platz  finden.  Beide  sollen  indossabel  sein.  Lagerscheine  sind 
die  von  Lageranstallen ,  deren  Ermächtigung  den  Einzelkantouen  Torbehalten, 
über  deponirte  Waaren  ausgestellten  Urkunden ,  mittelst  deren  über  die  Waa- 
ren  ohne  Deplacirung  verfügt  werden  kann.  Die  Warrants  reprisenliren  da- 
neben die  Verfugung  über  den  Werth  der  Waaren,  Ausbeutung  des  Waaren- 
kredits.  In  zweckmässiger  Weise  sind  diese  beiden  Formen,  die  auch  in 
Deutschland  bereits  aufkommen,  näher  beschrieben.  Durch  sie  wird  die  Tollste 
Hobiiisirung  des  Waarenverbehrs  erreicht.  Der  Lagerschein  ist  dem  W^arrant 
gegenüber  dadurch  gesichert,  dasa  auf  ihm  die  Pfandsumme,  über  welche  ein 
Warrant  ausgestellt  worden,  einregistrirt  wird.  Diese  nützliche  Einrichlnng, 
wie  in  Frankreich  naturlich  der  Fall,  nur  auf  „öffentliche^^  Lagerhäuaer  in 
beschränken,  liegt  an  sich  kein  Grund  ror.  Wenn  Fri?atleute  den  nöthigen 
Kredit  haben,  um  solche  Dispositionspapiere  auszugeben  und  cirkulationsfahig 
zu  machen,  warum  es  ihnen  verwehren? 

Die  Motive  beschäftigen  sich  endlich  zu  Buch  6  mit  der  wichtigen  Frsga 
der  Einrichtung  der  Handelsgerichte.  Dieselbe  soll  den  Kantonen  fiberlassen 
sein.  Aber  die  in  Deutschland  so  vielfach  und  ao  vergeblich  betonte  Errichtung 
einer  einheitlichen  letzten   Instanz    hat  man  doch    in's   Auge    gefaaaU    Daa 
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schweiierische  Bnndesgericlit  soll   ab  Obeiiribnna]   Centram    der  Fortbildniig 
sein.  — 

Wir  scheiden  ron  dem  Entvurf  mil  dem  Wonsche,  dass  es  gelingen 
möge,  die  grossen  Schwierigkeiten,  die  seiner  Einführung  noch  im  Wege 
stehen,  ja  sie  fast  noch  unmöglich  machen,  zu  überwinden.  Kein  Kundiger 
wird  ihm  seine  Anerkennung  versagen.  Wir  in  Deutschland  dürfen  wohl  darauf 
hinweisen,  dass  unser  H6.B.  demselben  ein  rortreffliches  Material  darbot  und 
ihm  die  Arbeit  grossrntheils  wesentlich  erleichtert  hat.  Aber  unumwunden  ist 
auch  anzuerkennen,  dass  nach  gar  manchen  Seiten  hin  die  deutsche  Gesetx- 
gebnng  erheblich  übertroffen  worden  ist.  —  W.  Ende  mann. 


IV. 

Bf r  Oesieteenlwvrf  aber  die  eooperativen  OenosifleiiseliAftem 

In  Frankrcieta. 

Am  28.  Mirz  d.  J.  ist  dem  gesetzgebenden  Kdrper  in  Franl^reich  ein 
Tom  Staatsrath  berathener  und  angenommener  Gesetzentwurf  über  die  Erwerbs- 
gesellschaften zur  Annahme  yorgelegt  worden,  dessen  letzter  Abschnitt  die 
priyatrechtliche  Siellung  der  eooperativen  Genossenschaften  (soci^l^s  de  coop^- 
rstion)  behandelt.  Nach  dem  Maiheft  der  internationalen  Zeitschrift  „L*asso- 
ciation^*  umfasst  dieser  Abschnitt  folgende  Bestimmungen: 

Art.  1  (51  des  ganzen  Gesetzentwurfs).  Cooperatife  Genossenschaften 
sind  diejenigen  Gesellschaften,  welche  den  Zweck  haben: 

entweder  Lebensmittel  und  Rohstoffe  einzukaufen  und  an   die  Gesellschafts« 

genossen  wieder  zu  verkaufen, 
oder  den  Mitgliedern   der  Gesellschaft  Kredit   zu   eröffnen  und  Darlehen  zu 

machen, 
oder  endlich  für  die  Gesellschaftsgenossen  gemeinsame  Arbeitswerkstatten  zu 

errichten  und  deren  Produkte  zu  rerkanfen. 
Sie  sind,    eine  jede  nach  der  Beschaffenheit  der  Form,   die  ihr  gegeben  wird, 
den   allgemeinen   gesetzlichen  Bestimmungen  unterworfen,    welche  für  die  Ter-' 
schiedencn  Arten  von  Handels-  oder  andern  Erwerbsgesellschaften   gelten,   mit 
folgenden  Modifikationen : 

Art.  2  (52).  Das  Gesellschaftskapital  kann  wahrend  der  Dauer  der 
Gesellschaft  sowohl  durch  successive  Einlagen  der  Gesellscbaftsgenossen  als 
auch  durch  Zulassung  neuer  Mitglieder  vermehrt  werden.  Ebenso  kann  es 
durch  gänzliche  oder  theilweise  Zurücknahme  der  gemachten  Einlagen  vermin- 
dert werden. 

Es  müssen  jedoch  die  Statuten  eine  Summe  festsetzen,  unter  welche  das 
Gesellschaftskapital  nicht  sinken  darf. 

Art.  3  (53).  Wenn  die  Gesellschafter  die  Form  der  Kommanditaktien- 
gesellschaft  oder  der  anonymen  Gesellschaft  wählen,  so  dürfen  die  Aktien 
oder  Aktienkoupons  auch  weniger  als  100  Frcs.  betragen  ohne  alle  Rücksicht 
auf  die  Grösse  des  Gesellschaftskapitals.  Auch  können  in  diesen  Fällen  die 
Zeichnung  der  Gesammtsumme  des  Gcsellschaftskapitales  und   die  Einzahlung 
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de«  fierteo  Theiles  deeselben  durch  eine  Erklärung  unter  der  PriTatunterschrlft 
dee  Geranien  oder  der  Gründer  der  Gesellechaft  gültig  nachgewiesen  werden. 

Art.  4  (54).  Jedes  Mitglied  kann  aus  der  Gesellschaft  austreten,  wann 
es  ihm  beliebt.  Es  bleibt  gegen  die  Mitgenossen  wie  gegen  Dritte  nach  den 
Bestimmungen  der  Statuten  för  die  Verbindlichkeiten  haftbar,  welche  während 
seiner  Mitgliedschaft  eingegangen  wurden. 

Art.  5  (55).  Die  Gesellschaft  wird,  welche  Form  sie  auch  haben  mag, 
▼or  Gericht  durch  ihre  Administratoren  gfiitig  yertreten. 

Art.  6  (56).  Die  Gesellschaft  wird  nicht  aufgelöst  durch  den  Tod,  den 
Rucktritt,  den  Verlust  der  Dispositionsfihigkeit  oder  den  VermogensTcrfall  eines 
ihrer  Mitglieder;  sie  dauert  ToHberechtigt  unter  den  übrigen  Hitgliedern  fort. 

Art.  7  (57).  Innerhalb  15  Tagen  Ton  der  Gonstituirung  der  Gesell- 
schaft an  sind  Copieen  1)  der  Grfindungsakte  und  2)  der  zur  Constituirung 
der  Gesellschaft  erforderlichen  Erklärungen  und  Beschlüsse,  und  zwar  beglau- 
bigt durch  die  Geranten  oder  Administratoren  der  Gesellschaft,  in  der  Canzlei 
des  Handels-  oder,  je  nach  dem  Charakter  der  Gesellschaft,  des  Girilgerichts 
des  Bezirkes  niederzulegen,  in  welchem  die  Gesellschaft  begründet  ist. 

In  derselben  Frist  von  15  Tagen  wird  ein  Auszug  der  Gesellschaftsakte 
eingetragen,  Teröffentlicht  und  angeschlagen  in  der  Weise,  wie  es  Art.  42  des 
Code  de  Commerce  vorschreibt. 

Dieser  Auszug  muss  dass  Datum  der  Gesellschaftsakte,  ihren  Zweck  und 
die  Summe  enthalten,  unter  welche  das  Gesellschaflskapital  nicht  sinken  darf. 

Art.  8  (58).  Alle  Akte  und  Beschlüsse,  welche  sich  auf  die  Modifika- 
tion der  Statuten,  die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  über  die  festgesetzte  Zeit 
hinaus,  die  Auflösung  derselben  vor  diesem  Termin,  die  Art  und  Weise  der 
Liquidation  und  auf  eine  Veränderung  oder  den  Rucktritt  der  mit  der  Ver- 
waltung betrauten  Mitglieder  beziehen,  sind  innerhalb  15  Tagen  Yon  ihrem 
Datum  an  den  im  vorhergehenden  Artikel  Torgeschriebenen  FormalitSten  unter- 
worfen. Diesen  Formalitäten  sind  dagegen  nicht  unterworfen  alle  Akte,  welche 
eine  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Gesellschaftskapitals  innerhalb  der 
Grenzen  des  Art.  52  oder  den  Rucktritt  eines  Gesellschaftsmitgliedes  gemiss 
Art.  54  bekunden. 

Art.  9  (59).  Jederniann  kann  in  der  Gerichtscanzlei  von  den  Akten 
und  Beschlüssen  Einsicht  nehmen,  welche  gemäss  der  beiden  vorhergehenden 
Artikel  daselbst  niedergelegt  sind. 

Art.  10  (60).  Die  in  den  Artikeln  57  und  58  vorgeschriebenen  For- 
malitäten sind  die  einzigen,  welche  zur  Veröffentlichung  der  Cooperativgenossen- 
scfaaften  verlangt  werden.  Sie  sind  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  für  die  Inters- 
senten  zu  beobschten,  aber  den  Ansprüchen  Dritter  gegenüber  kann  der  Han- 
gel einer  derselben  nicht  geltend  gemacht  werden. 

Art.  11  (61).  Die  Geranten  oder  Administratoren  können  innerhalb 
der  Grenzen  des  Zweckes,  ffir  welchen  die  Gesellschaft  constituirt  ist.  alle  zur 
Verwaltung  der  Gesellschaftsangelegenheiten  nothwendigen  Handlungen  vor- 
nehmen. 


Litteratur. 


VIII. 

Me  IliilierIffeB  stattotlffelieii  Iieitftiiiiffen  fiber  Verttaellanir 

des  Grandelffentbams  in  BeotselilAi&d« 

Von  H.  V.  Scheel,  Dr.  jur. 

1.  Bayern. 

Die  Frage  nach  der  angemeseengten  Vertheilnng  des  Gnindeigenlhnma 
und  deo  Folgen  einer  grosseren  oder  geringeren  Zersplitterung  ist  seit  der 
grossen  französischen  Revolution  eine  politisch  und  ökonomisch  so  viel  bespro- 
chene und  wichtige  geworden,  dass  die  Statistik,  welche  allein  im  Stande  ist, 
das  Material  zur  Beantwortung  zu  liefern,  die  Ermittelung  der  Bodenyertheilung 
nach  Cultur,  Bebauung  und  Eigenthum  als  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben, 
ja  naturgemäss  als  ihren  Ausgangspunkt  erkennen  muss«  Dieselbe  hat  sich 
denn  dieser  Aufgabe  auch  mit  Eifer  unterzogen,  und  es  ist  bekannt,  dass  in 
den  meisten  civilisirten  Ländern  wenigstens  Anfänge  und  Versuche  einer  Boden- 
vertheilungsstatistik  gemacht  worden  sind.  Eine  Untersuchung,  wie  weit  diese 
Arbeiten  bis  jetzt  gediehen  seien,  scheint  bei  der  grossen  Wichtigkeit  des 
Gegenstandes  wünschenswerth;  und  eine  solche  für  Deutschland  anzustellen,  ist 
der  Zweck  der  folgenden  Arbeit.  Mit  der  geschichtlichen  Behandlung  wird  sich 
zweckmässig  eine  kritische  verbinden.  Aligemeinere  Betrachtungen  hier  rorans- 
zuschicken,  unterlasse  ich,  da  sich  dieselben  am  besten  an  die  Thatsachea  selbst 
anknöpfen  werden. 

Die  Uebersicht  über  ganz  Deutschland  wird  sich  nothwendig  in  eine  Ueber- 
sieht  der  Arbeiten  in  jedem  einzelnen  deutschen  Staate  trennen,  und  wird 
dann  ein  vergleichender  Rückblick  auf  die  Gesammtheit  zu  werfen  sein. 

Ich  beginne  mit  Bayern. 

Schon  früh  hat  man  sich  in  Bayern  mit  umfassenden  statistischen  Er- 
hebungen befasst  und  namentlich  um  die  Aufstellung  einer  Erntestatistik  be- 
mfiht  Als  nothwendige  Grundlage  einer  solchen  wurde  bereits  im  Jahre  1810 
und  abermals  1812  mit  den  damals  angeordneten  statistischen  Ermittelungen 
auch  die  Angabe  des  Anbaus  des  Bodens  in  jeder  Gemeinde  Terlangt.  Die 
Aufnahmen  gewährten  aber,  nach  dem  Zeugniss  des  Directors  des  münchener 
IV.  30 
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Btatisiischen  Bureaus  Dr.  ?•  Herrn  an  n^},  keine  branchbaren  Resultate,  denn  sie 
beschränkten  sich  darauf,  das  Areal  ffir  Ackerland,  Weinberge,  Gärten,  Wiesen, 
Wald,  Ortschaften  und  Weideplatze,  sowie  für  Seen  und  Weiher  summariscli 
anzugeben;  Strassen,  Wege,  Flfisse,  Oedungen,  Felsen  blieben  unerwähnt 
Unter  diesen  Verhältnissen  haben  wir  nicht  nöthig,  auf  die  Resultate  dieser 
Erhebungen  Rücksicht  zu  nehmen. 

Grössere  Aufmerksamkeit  verdient  die  Arbeit  des  Dr.  Ignaz  Rudhart, 
welche  1825  unter  dem  Titel:  „lieber  den  Zustand  des  Königreichs  Bayern 
nach  amtlichen  Quellen^'  in  drei  Bänden  publicirt  wurde.  Als  Privatarbeit 
zeugt  dieselbe  von  ausserordentlichem  Fleisse  des  Verfassers,  doch  wird  die 
gerade  bei  statistischen  Arbeiten  so  nothwendige  Uebersichtlichkeit  leider  durch 
eine  Fälle  allgemeiner,  wenn  auch  zum  Theil  werth?olIer  Betrachtungen  und 
mangelhafte  Anordnung  des  Stoffes  beeinträchtigt.  Der  Mangel  an  sicheren 
Ergebnissen  ist  weniger  dem  Verfasser  als  dem  unvollkommenrn  Quellenmaterial 
zlir  Last  zu  legen. 

Für  die  Rheinpfalz  und  das  Land  am  Untermain,  über  ein  Fünftel  ätu 
Königreichs,  fehlen  die  Data,  welche  unserem  Zweck  dienen  konnten,  ?ötlig. 
Ausserdem  macht  der  Mangel  an  Ausscheidung  der  onproductiven  Fläche, 
namentlich  aber  die  in  den  dreissiger- Jahren  gänzlich  veränderte  Bezirkseinthei- 
lung')  des  Landes  eine  genaue  Vergleichung  mit  späteren  Erhebungen  un- 
möglich. 

Das  Königreich  war  damals  getheilt  in  acht  Kreise,  nämlich  Isarkreis, 
Ober-,  Unter- Donankreis,  Regenkreis,  Rezatkreis,  Obermainkreis,  Untermsin- 
kreis,  Rheinkreis.  Für  die  ersteren  sechs  Kreise  giebt  Rudhart  zuerst  eine 
Vertheilung  nach  Culturarten,  nach  Schätzung,  leider  ohne  Angabe  der  Quel- 
len; nur  für  den  Isarkreis  sind  die  Ergebnisse  zuverlässige,  da  dort  die  Vor- 
messung  vollendet  war.  Eine  Ausscheidung  des  unproductiven  Landes  und  des 
Bauareals  wird  auch  hier  vermisst.  Es  folgt  für  dieselben  sechs  Kreise  eine 
Uebersicht  der  Besitzungen'),  Besitzer,  des  Flächeninhalts.  Die  Zahl  der  Be- 
sitzer ist  aus  den  Steuerrollen  entnommen,  ob  aber  diejenigen,  welche  in  meh- 
reren Gemeinden  angesessen  sind,  einzeln  oder  gemeindeweise  mehrfach  gezählt 
worden  sind,  giebt  der  Verfasser  nicht  an.  Zu  vermuthen  ist  das  Letztere. 
Die  Zahl  der  Eigenthümer  ist  nämlich  zu  hoch  angegeben,  da  die  Aufnahme 
gemeindieweise  geschehen,  und  folglich  das  in  mehreren  Gemeinden  zerstreut 
liegende  Grundeigenthum  eines  Besitzers  je  nach  der  Zahl  der  Gemeinden  in 
Einzelbesitzungen  getrennt  erscheint. 

Das  nähere  Einzelne  auf  diesen  Umstand  behalten  wir  uns  für  den  näch- 
sten Abschnitt,  Württemberg,  vor.  Dividirt  man  nun  die  bei  Rudhart  an- 
gegebene Zahl  der  Eigenthümer  mit  der  Zahl  der  Morgen,  so  ergiebt  sich  für 
einen  Eigenthümer  ein   durchschnittliches  Besitzthum   von  29,4  Tagewerkefr*). 


1)  Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs  Bayern  VII.  München  1857.  Ein- 
leitung. 

2)  Daröber  s.  Beiträge  zur  Statistik  des  Königr.  Bayern  VIII.  6.    1859. 

3)  Der  Begriff  „Besitzung",  wie  er  sich  bei  R.  fladet,  lässt  sieh  weder  mit  dem 
von  Parzelle  noch  von  Besitz  in  einer  Hand  identifiziren. 

4)  Im  Jahr  1853  ergab  sich  auf  ungefähr  derselben  Fläche  eine  Durchschnitts- 
grosse  der  Besitzungen  von  28,0  Tagew.  Also  eine  Abnahme  der  durchschnittlichen 
Grösse  um  1,4  Tagcw.  in  80  Jahren  ca. 
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AiDfih  giebt  Radhart  aol  Grand  der  Acten  znr  Landtagawah]  die  Zahl  der- 
jenigen an,  welche  über  8000  Gulden  Grundateoerwerth  besaeeen,  sowie  eine 
Uebenicht  der  höchsten  Grandstenerwerthe  in  simmtiichen  Landgerichten  Ton 
vUt  Kreisen.  Diese  letzteren  Angaben  haben,  selbst  abgesehen  davon,  dass 
nur  ^/5  des  wirklich  geschätzten  Gdterwerths  ala  Grundstenerwerth  angenommen 
worden,  durchaus  keinen  Werth,  da  bei  der  damals  bestehenden  proyisorischen 
Grundsteuerregelung  die  Schätzungen  ungleich  und  uoaicher,  eben  nur  provi- 
syrische  waren.  Im  Allgemeinen  klagt  Rudhart  über  beengende  Agrargesetz- 
gebung, welche  die  „Gutszertrümmerungen^^  yon  obrigkeitlicher  Erlaubniss  ab- 
hingig  macht  und  eine  „Mannsnahrung^^  als  zu  conservirendes  Minimum  fest- 
setzte. Die  Belastung  des  Grundeigenthums  war  noch  1825  so  gross,  dass 
B.  B.  im  Isarkeis  nur  Y20  ^^^^^  Besitzungen  als  freies  Eigenthum  angegeben 
werden;  ähnlich  in  den  anderen  Kreisen;  und  Rudhart  behauptet,  dass  der 
fünfte  bis  sechste  Theil  alles  Grundbesitzwerths  in  Form  Ton  Grundeigenthum 
und  Grundrenten  in  den  Händen  des  Staats  sei.  Die  Staatswaldungen  werden 
als  ca.  9  %  der  Gesammtfläche  bedeckend  angegeben.  Sonstige  sichere  und 
zu  spaterer  Vergleicbung  geeignete  Notizen  sind  nicht  vorhanden.  Weder  fin- 
det sich  das  Grundeigenthum  in  das  von  todter  Hand,  Allod  u.  s.  w.  geschie- 
den, noch  erfshren  wir  etwas  über  landwirthschaftliche  Bevölkerung,  gar  nicht 
zu  reden  von  Eintheilung  der  Besitzungen  nach  Grössenkategorieen  und  anderem 
Wünschenswerthen. 

Neue  Erhebungen  über  Anbau  und  Ertrag  wurden  1833  bei  Gründung 
dea  statistischen  Bureaus  angeordnet^).  Die  erste  1833  konnte  nicht  befrie- 
digen, da  die  Vermessung  noch  zu  weit  zurückstand,  und  auch  1830  gab  die 
Erhebung  in  Oberfranken,  welches  noch  nicht  vermessen  war,  das  Areal  um 
mehr  als  eine  Hillion  Tagewerk  unter  der  wirklichen  Grösse.  Ein  Versuch 
von  1844,  die  landwirthschafUiche  Statistik  durch  Beihülfe  sachkundiger  Pri- 
vaten herzustellen,  misslang,  indem  für  einzelne  Gaue  unbrauchbare  Arbeiten 
geliefert  wurden.  Dr.  v.  Hermann  folgert  daraus,  dass  nur  auf  amtlichem 
Wege  bei  umfassenden  Erhebungen  zu  zuverlässigen  Resultaten  zu  gelangen  sei. 

Ehe  jedoch  die  gewünschten  amtlichen  Erhebungen  zu  Stande  kamen,  fin- 
den wir  in  dem  Kalender  auf  das  Jahr  1844,  herausgegeben  von  Dr.  F.  B. 
W.  Hermann,  München  1843  S.  31  eine  Tabelle  enthaltend:  „Uebersicht 
der  Verwendung,  Vertheilung  und  Stückelung  des  Bodens  im  Königreich  Bayern 
nach  dem  Stande  von  1840^S  Diese  giebt  uns  nach  den  acht  neuen  Regie- 
rungsbezirken, nämlich:  Ober-  und  Niederbayern,  Pfalz,  Oberpfalz  mit  Regens- 
burg, Oberfranken,  Mittelfranken  Unterfranken,  mit  Aschaffenburg,  Schwaben 
mit  Neuburg,  und  summarisch  für  ganz  Bayern  1.  die  landwirthschafUiche  Be- 
völkerung, 2.  approximativ  die  Verwendung  des  Bodens,  a)  des  landwirth- 
BchafUich,  b)  dea  forstwirthschaftlich  benutzten,  3.  Vertheilung  des  Bodens 
unter  die  genannte  Bevölkerung,  4.  die  Parzellenzahl  und  ihre  Vertheilung^ 
auf  die  landwirthschafilichen  Familien.  Wir  haben  also  hier  nicht  eine  Ver- 
theilung des  Grund  und  Bodens  nach  Eigenthümern,  sondern  nach  Bebauern  vor 
uns.  Auf  Wesen  und  Natur  dieser  Vertheilung  im  Allgemeinen  näher  cinzu- 
gehen,  werden  wir  in  apäteren  Abschnitten  Gelegenheit  finden. 

Der  hauptsächlichste  Mangel   der  vorliegenden  Tabelle  ist  der  aller  An- 


5)  Beiträgt  zur  bayer.  SUtistik  VII.  1.  Einl.    (1857.)' 
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gaben,  voher  und  wie  diese  Resnltate  gewonnen  wurden*  Ohne  Naehricbtes 
bierfiber  ist  es  kiom  möglich,  sich  ein  festes  Urtheil  fiber  den  Werth  statisU- 
scher  Publicationeii  tn  bilden;  und  so  müssen  wir  es  auch  für  die  spateren 
amtlichen  Veröffentlichungen  des  bayerischen  statistischen  Bureaus  lebhaft  be* 
dauern,  dass  man  nicht  dem  Vorgange  der  belgischen  Statistik  folgend  dio 
Aufnahme  -  Instructionen  und  Erläuterungen  zugleich  mit  den  Resultaten  Ter- 
dffentlicht  hat.  Unsere  Tabelle  nun  giebt  die  Ermittelung  des  landwirthscbaft- 
lichen  und  forstwirlhschaftlichen  Areals  selbst  nur  als  approiimati?  an;  jedoch 
erweist  sich  dieselbe  nach  spfiteren  Berechnungen  als  ziemlich  autreffend;  die 
Angaben  über  die  landwirthschaftliche  und  die  Gesammtbevolkerung  können  wir 
wohl  als  aus  amtlichen  Qaellen  geschöpft  und  im  Allgemeinen  richtig  hinneh- 
men; wir  werden  also  auch  die  auf  beide  Data  gegründeten  Durchschnitte- 
bererhnungen  als  richtig  annehmen  dürfen^).  Anders  ist  es  mit  der  Parzellen- 
zahl.  Was  dies  für  Parzellen  sind,  ob  sie  Bauareal,  Wald,  unproductlren 
Boden  mit  umfassen,  ist  nicht  zu  ersehen;  ebensowenig,  wie  dieselben  ge- 
funden worden  sind.  Betrachten  wir  die  Zahlen  selbst,  so  flllt  uns  auf,  dass 
dieselben  für  sieben  Regierungsbezirke  um  ein  Bedeutendes  höher  sind  (für 
ganz  Bayern  um  ca.  Vo)  ^^^  ^>®  ^'^'  ^^^  spater  (1853)  ermittelten  land- 
wirlhschaftlichen  Parzellen.  Es  ist  also  wahrscheinlich,  dass,  da  die  Zahl  der 
landwirthschaftlichen  Parzellen  1840  wohl  noch  kleiner  war,  als  nach  zehn 
Jahren,  bei  der  Angabe  des  Kalenders  auch  die  forstwirthschaftlichen  und 
andere  Parzellen  mitgezählt  sind.  Jedoch  kennen  wir  für  später  nur  die  Zahl 
der  im  Privatbcsilz  befindlichen  Parzellen;  bei  vorliegender  Tabelle  aber  schei* 
neu  sämmtliche  Parzellen  gezählt  zu  sein,  und  auch  daher  kann  die  Differenz 
rühren.  Nur  in  der  Pfalz  ist  die  Zahl  um  ein  Unbedeutendes  geringer  an- 
gegeben, als  wir  sie  später  finden.  Wir  haben  jedoth  nicht  die  Absicht,  uns 
in  Conjecturen  über  die  Bedeutung  jener  Parzellenangaben  zu  vertiefen,  und 
zwar  deshalb,  weil  dergleichen  Angaben  uns  fast  ganz  werthlos  für  die  Grund- 
rigenthnmsvertheilung  erscheinen.  Die  Grösse  und  Zahl  der  Parzellen  hat 
nicht  das  Geringste  mit  Grösse  und  Zahl  der  Besitzungen  zu  thun.  Was  ist 
eine  Parzelle?  Irgend  ein  Stück  Land  von  irgend  welcher  Grösse,  welches 
irgend  einmal  abgesondert  verkauft  und  deshalb  abgesondert  in  das  Grundbuch 
eingetragen  ist,  und  für  immer  als  abgesondert  fortgeführt  wird,  mag  es  nun 
mit  einem  snderen  oder  demselben  Gute  wieder  zusammengelegt  sein  oder 
nicht.  Und  wenn  man  nun  auch  die  Dnrchschnittsgrosse  einer  Parzelle  und 
die  Zahl  der  in  einer  Hand  durchschnittlich  vereinigten  berechnen  kann,  so  ist 
doch  gar  nicht  einzusehen,  wozu  mit  viel  unsichereren  Daten  operiren,  wenn 
uns  die  feste  Grundlage  des  bestimmten  Flächenmasses  gegeben  ist« 

Wir  kommen  zu  den  neuesten  umfangreichen  agrarstatistischen  Erhebungen 
von  1853.  Dieselben  fanden  zunächst  wieder  in  der  Absicht  statt,  eine  Er- 
tragsstatistik herzustellen,  doch  waren  als  feste  Grundlagen  einer  solchen  Auf- 
nahmen über  Cultur  und  Besitz  nicht  zu  umgehen.  Die  Resultate  sind  bekannt 
gemacht  in  den  Beiträgen  zur  Statistik  des  Königreichs  Bayern  VII.     1)  An- 


6)  Auf  eine  Familie  der  Gesammtbevolkerung  trifft  23,5  Tagewerk  Areal,  auf 
eine  ausschliessl.  Land-  oder  Forsiwirthschaft ,  oder  zugleich  Gewerbe  treibende  Fa- 
milie 53,3  Tagewerk.  Berechnung  des  Durchschnittsbesitzes  für  eine  Familie  von 
Landbantagelölinem  mit  Grundeigenthum  wäre  wünschenswerth  gewesen. 


i 
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bau  ttud  Ertrag,  BiaiUtrerhältniase  uod  Stückelung  dea  Bodena,  dann  Lohn 
der  Landbanarbeiter  nach  dem  Stande  einea  Milteijahrea,  aufgenommen  1854» 
auf  Grund  der  im  Jahre  1853  beatandenen  BodenTerhältniase,  2)  Bevölkerung 
nach  der  Zählung  von  1855.  Aua  amtlichen  Quellen  herausgegeben  von 
Staatsrath  Dr.  t.  Hermann.  München  1857.  Wir  finden  dort  eine  Nach- 
weisung des  Anbaus  der  Feldfruchte  und  des  Weins,  dann  die  Boden?ertheiIung 
nach  Culturarten  (Wiese,  Weide,  landvirthschafllichea,  forstwirthschaftlichea, 
unproductivea  Areal)  und  für  das  landwirthschaftliche  und  forstwirthscbaftliche 
Areal  die  EigenthumsTerhältnisse ;  Alles  geordnet  nach  den  Polizeidistricten  der 
erwähuten  acht  Begierungsbezirke,  welche  zugleich  den  geographischen  Ver- 
hfiltnisaen  dea  Landes  im  Allgemeinen  entsprechen.  Zar  Grundlage  für  weitere 
Betrachtungen  wählen  wir  zunächst  die  Generaltabelle  für  die  Regierungsbezirke 
und  das  Königreich  auf  Seite  53  und  54  und  geben  mit  Weglassung  der  ab- 
gesonderten (jedoch  nur  summarischen)  Aufführung  des  Wiesen-  und  Weide- 
areals, mit  Zuaammenziehung  der  Besitzungen  der  Stiftungen,  Gemeinden, 
Gorporationen  und  der  des  Kreises,  Districta,  Staats  unter  die  Bubrik  todt« 
Hand,  fernerer  Zusammenziehung  der  Terschiedenen  Gattungen  land-  und  forat- 
wirthschaftlich  unproductiven  Areala  zu  einer  Bubrik,  in  Tabelle  1  zunächst 
die  aua  den  amtlichen  Fuklicationen  ersichtlichen  Hauptresultate  für  ganz 
Bayern.  Nach  dem  sehr  richtigen  GrundsaU,  dass  die  amtliche  Statistik  nur 
die  Grundlagen  für  weitere  wissenschaftliche  Betrachtungen  zu  liefern  hat,  sind 
in  den  bayerischen  Tabellen  nur  die  absoluten  Zahlen  gegeben,  die  Verarbei- 
tung ist  der  wissenschaftlichen  Privatlhätigkeit  überlassen. 

Gehen  wir  zunächst  an  die  Prüfung,  ob  die  gegebenen  Zahlengruudiagen 
sicher  und  ausreichend  sind,  so  bemerken  wir  vorerst  im  Allgemeinen  den 
achon  oben  erwähnten  Mangel  au  Aufnahmeinstructionen  und  Nachrichten  über 
den  bei  den  Ermittelungen  eingeschlagenen  Weg.  Betrachten  wir  nun  die 
Rubriken  im  Einzelnen,  so  finden  wir  die  Besitzkategorieen  geschieden  in  Be- 
sitz ia  todter  Hand  und  Privaibeaitz.  Die  berechtigte  Ausscheidung  der  ersten 
Kategorie  scheint  keines  Beweises  zu  bedürfen;  bei  der  zweiten  aber  waren 
weitere  Abtheilungen  dringend  nöthig,  und  wäre  die  geringste  Forderung  die 
Trennung  des  Allodialbesitzes  Tom  gebundenen  Familienbesitz  gewesen.  Nie- 
mand wird  leugnen,  dass  durch  daa  Bestehen  vieler  oder  weniger  untheilbarcr 
Guter  die  politischen  und  ököonomisshen  Verhältnisse  eines  Landes  wesentlich 
beeinflusat  werden;  und  ist  darum  die  Kenntniss  dieser  Umstände  eine  unnm- 
gänglich  nöthige.  Eine  weitere  sehr  berechtigte  Forderung  wäre  die  Einthei- 
lung  des  Besitzes  nach  gewissen  Grössenkategorieen,  wie  wir  dieaelben  z.  B. 
im  folgenden  Abschnitt,  bei  W^urttemberg,  fiindcn  und  eingehender  besprechen 
werden. 

Was  der  Auaführung  dieaer  Forderungen  in  Bayern  speziell  für  Schwierig- 
keiten entgegenstanden,  können  wir  freilich  nicht  bemessen.  Daa  Areal  ,be- 
treflfend  ist,  wie  Tab.  I  zeigt,  fär  die  gegebenen  Besitzkategorieen  nur  daa 
land-  und  das  forstwirthschaftliche  ansgeachieden ,  das  fibrige  nur  summarisch 
ohne  Rücksicht  auf  Besitzvertheilung  angegeben.  Gerade  der  Einflusa  der  Be- 
aitzbategorien  auf  das  Verhältnisa  der  Culturarten  ist  wichtig  und  hat  z.  B. 
in  Böhmen  die  Erhebung  zu  den  interessantesten  Aufschlüssen  geführt.  Wir 
hätten  deshalb  nicht  nur  eine  Trennung  dea  unproductiven  Areals  nach  Be- 
sitzeskategorieen,  sondern   auch  eine  weitere  Eintheilung  dea  landwirthschaft- 
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liehen  z.  B.  in  Ackercultur ,  Gartencultor,  Wiesencnltur  dringend  gewünscht« 
Bei  der  Zahl  der  Besitzer  fallt  nna  anf:  die  Trennung  in  solche  yon  land* 
wirthachaftlich  und  von  foratwirthschaftlich  benutztem  Areal.  Gerade  hier  wird 
dar  Mangel  Ton  Erläuterungen  recht  fühlbar.  Nur  Termuthen  können  wir  aus 
dem  ZahlenTerhältnist ,  dass  in  der  Zahl  der  ersteren  die  der  letzteren  schon 
enthalten  sei«  und  durch  jene  Trennung  nur  die  Zahl  derer  Teranschaulicht 
werden  soll,  welche  ausser  den  land-  auch  noch  forstwirthschaftliches  Areal 
besitzen;  denn  wollte  man  die  Summe  der  Zahlen  als  die  aller  Besitzer  an- 
sehen, so  ergäbe  sich  das  merkwürdige  Resultat,  dass  ca.  26  %  >ll«r  Be- 
sitzer nur  forstwirthschaftliches  Areal  besässen.  Wenn  man  nun  auch  durch 
solche  Betrachtungen  dazu  geführt  wird,  die  Zahl  in  Rubr.  6  zugleich  für 
die  Summe  aller  Besitzer  anzusehen,  so  ist  doch  zu  bedauern,  dass  man  zu 
Yermuthungen  genSthigt  ist,  wo  Töllige  Gewissheit  so  nothwendig  wäre.  Dies 
ist  aber  nicht  der  einzige  Misstrauen  einfldssende  Umstand  bei  diesen  Zahlen. 
Woher  und  wie  sind  sie  gewonnen?  Wurden  dieselben  durch  spezielle  Zäh- 
lungsagenten, bei  ^Gelegenheit  der  Volkszählung,  aus  den  Steuerrollen  auf- 
genommen? Und  wenn  das  Letztere,  sind  die  Ausmärker  ausgeschieden  oder 
nicht?  Wir  müssen  die  Zahlen  gläubig  hinnehmen.  Was  die  Angabe  der 
Parzellenzahl  in  der  folgenden  Rubrik  betrifft,  so  ist  darüber  schon  oben  ge- 
sprochen. 

In  Tabelle  II  habe  ich  nun  diejenigen  relativen  und  Durchschnittszahlen 
gegeben,  welche  sich  aus  Tabelle  I  berechnen  lassen.  Die  Lacken  in  dieser 
Tabelle  entsprechen  den  Mängeln  der  Torigen.  Die  Zahlen  sprechen  zum 
grossen  Theil  für  sich  selbst  und  nur  einige  wenige  Data  wollen  wir  einer 
kurzen  Erwähnung  unterwerfen. 

Wollen  wir  uns  ein  Urtheil  über  den  gesunden  oder  ungesunden  Zustand 
der  BodenTertheilung  in  einem  Lande  bilden,  so  können  wir  dies  nur  durch 
Vergleichung  der  wirklich  vorhandenen  mit  den  wünschenswerthen  Zuständen. 
Ohne  auf  die  Frage  des  untheilbaren  oder  theilbaren,  grossen  oder  kleinen 
Besitzes  einzugehen,  Terstehen  wir  hier  unter  „wünschenswerth'^  den  in  Zahlen 
ausdrfickbaren  Zustand,  wo  die  Grösse  der  Fläche,  welche  auf  eine  ortsan- 
wesende Familie  kommt  (Rubr.  18  II)  möglichst  nahe  kommt  der  auf  eint 
Grundeigenthum  besitzende  Familie  treffenden  Fläche  (Rubr.  15).  Und  zwar 
beruht  dieser  Wunsch  auf  der  Betrachtung,  dass  politische  Einsicht,  dauernde 
Freiheit  und  Wohlhabenheit  am  ehesten  in  einem  Staate  zu  erwarten  seien, 
wo  die  grosse  Mehrheit  der  den  Staat  bildenden  Familien  durch  Eigenthum 
und  Grundrente  innig  mit  dem  Boden  des  Staats  Terbunden  ist.  Dies  ist 
durchaus  nicht  dasselbe,  als  wenn  ich  behaupten  wollte,  der  grösste , Theil  der 
Familien  müsste  Ackerbau  treiben;  denn  Grundeigenthum  ist  nicht  gleich 
Bodenbebauang  (Grundbesitz),  und  Eigenthumsrente  nicht  gleich  Arbeitsrente« 
Es  handelt  sich  hier  also  auch  nicht  um  das  Yerhältniss  der  Familienzahl  zum 
Areal  ^  nicht  um  das  der  Ackerbautreibenden  zu  den  Ortsanwesenden.  Freilich 
können  wir  die  Quantitäten,  in  denen  die  Eigenthumsrechte  unter  die  Eigen- 
thumer  selbst  vertheilt  sind,  aus  der  blossen  Durchschnittsgrösse  auch  noch 
nicht  mit  Gewissheit  bestimmen,  jedoch  wird  dieselbe  immerhin  ein  anschau- 
licheres Bild  geben,  als  wenn  wir  nur  das  Yerhältniss  der  ortsanwesenden 
Familien  zu  den  mit  Grundeigenthum  begabten  Familien  betrachten  wollten« 
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Wenden  wir  dies  nun   auf  Bayern   an,   bo  £nden  vir,   dasa  von  dem  in 
Privathanden  befindUchen  land-  und  foratwirthachaftlichen  Areal 
auf  1  ortsanwesende  Familie  trifft:  15,2  Tagewerk, 
auf  1  Grundeigenthumer')         -       18,6 

Nehmen  wir  nun  an,  dass  die  Eigenthumer  wahrscheinlich  aus  den  Steuer* 
rollen  ohne  Ausscheidung  der  Ausmfirker,  und  deshalb  etwas  zu  hoch  ermittelt 
seien,  so  wird  sich  die  Durchscbnittsgrösse  einer  Besitzung  etwas  erhöhen. 
Trotzdem  werden  wir  das  Verhaltniss  wohl  als  nicht  ungünstig  bezeichnen 
dürfen. 

Aufklärung  über  einen  auderen  Punkt  giebt  die  Rubr.  19,  welche  sich 
ans  Vergleichung  der  Rubriken  6  und  7  ergiebt  Wenn  wir  sehen,  dass  ca. 
35  %'  der  gesammten  Besitzer  landwirthschaftlichen  Areals  auch  (forstwirth- 
schaflliches  besitzen^),  so  werden  wir  daraus  auf  das  Verhaltniss  der  grösseren 
itt  den  kleineren  Gutern  schliessen  dürfen;  denn  nur  grossere  Complfxe  werden 
auch  Waldboden  in  der  Regel  umfassen. 

Schliesslich  berührt  die  Rubrik  20  die  Bebauungsverhältnisse.  Es  kommt 
auf  eine  Landwirthschafl  oder  Forstwirthschaft  oder  zugleich  Gewerbe  be- 
treibende Familie,  welche  eigenen  oder  fremden  Grundbesitz  bebaute,  ein 
Areal  von  23,9  Tagewerk  landwirthschaftlich  benutzter  Flache,  während  auf 
einen  Grundeigenthümer  nur  14,4  Tagewerk  kommen.  Gerade  hier  lassen 
sich  noch  eine  Menge  interessanter  Betrachtungen  über  die  landwirthschaftliche 
Bevölkerung  mit  und  ohne  Grundbesitz  in  ihrem  Verhaltniss  zum  Areal,  zur 
übrigen  Beyölkeruog  u.  s.  w.  anknüpfen,  doch  würde  es  das  Gebiet  dieser 
Arbeit  übersteigen,  dies  für  Bayern  speziell  zu  thun,  da  wir  bei  anderen 
Ländern  Gelegenheit  haben  werden,  diese  Verhältnisse  in  Betracht  zu  ziehen*). 

Für  den  Einblick  in  die  bayerischen  Bodenvertheilungsverhältnisse  genügt 
es  aber  nicht,  eine  Uebersicht  für  das  ganze  Königreich  zu  geben,  sondern 
wir  müssen  scheiden  zwischen  dem  Haupttheil  von  Bayern,  welcher  zwischen 
Böhmen  und  Württemberg  als  ein  zusammenhängendes  Ganzes  sieh  ausbreitet 
und  dem  auf  dem  linken  Rheinufer  gelegenen  Theil.  Dort,  in  den  sieben 
rechtsrheinischen  Kreisen  herrscht  bekanntlich  Erschwerung  der  Ansässig- 
machung,  System  des  Realrechts,  Concessionirungswesen ,  Untheilbarkeit  der 
Adels-  und  vieler  anderen  Güter,  im  Pfalzkreise  dagegen  aus  der  Zeit  der 
französischen  Herrschaft  Freiheit  der  Ansässigmachung  und  Heirath,  des  Ge- 
werbebetriebs, der  Gütertheilbarkeit^^).. 

Wir  geben  daher  zunächst  in  Tab.  VII  für  secha  rechtsrheinische  Kreise 
die  wichtigsten  Durchschnittsgrössen ,  und  werden  nach  dem  bisher  Gesagten 
keine  weiteren  Erläuterungen  nöthig  sein. 


7)  Freilich  wird  die  Zahl  der  Gnindeigenlhumer  nicht  genau  mit  der  der  mit 
Grundeigenthum  angesessenen  Familien  stimmen,  doch  ist  wotil  die  Differenz  niclit 
bedeutend. 

8)  Die  Zahl  der  nur  forstwirthacbaftUches  Areal  Besitzenden  lässt  sich  aus  den 
Tabellen  nicht  ersehen,  ist  aber  jedenfalls  gering. 

9)  Für  weitere  Berechnungen  Terweise  ich  auf  die  bayerischen  Generaltabellen 
von  1852.    Beiträge  zur  Statistik  von  Bayern  IV.  2.  S.  199  ff. 

10)  Kolb,  Vergleichende  Statistik.  Leipzig  1862.  Die  Eolb'schen  Zahlen 
stimmen  zum  Theil  nicht  mit  den  amtlichen  und  den  von  mir  aus  denselben  berech- 
neten Zahlen  überein.    Wir  müssen  uns  jedenfalls  an  die  amtlichen  halten. 
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Für  zwei  Bezirke  jedoch,  Oberbajem  (das  Alpengebiet)  und  Rheinpfali, 

Bind  dieselben  Data  vie  für  das  ganze  Königreich  berechnet,  nm  an  diesen 
beiden  Extremen  die  Einflüsse  der  geographischen  und  politischen  Lage,  des 
Bodens  und  der  Gesetzgebung  deutlich  zu  vergegenwärtigen.  Die  übersichtlicht 
Zusammenstellung  der  Tabellen  III — VI  lässt  die  grellen  Verschiedenheiten 
sofort  in  das  Auge  fallen  und  können  wir  uns  daher  auch  hier  weitere  Er- 
läuterungen ersparen. 

Von  allgemeinerem  Interesse  und  nicht  ohne  interessante  Belehrung  sind 
die  Aufschlösse  über  den  Einfluss  des  Weinbaus  auf  die  Bodenfertheilong  in 
Tab.  YIII  und  IX.  Die  Resultate  wurden  gewonnen  durch  Znsammenstellung 
des  in  den  amtlichen  Tabellen  yon  1853  gegebenen  Materials  auf  Seite  16, 
18,  53.  Wir  sehen,  dass  mit  Zunahme  des  dem  Weinbau  gewidmeten  AreaU 
die  Durchschnittsgrösse  der  Besitzungen  im  Allgemeinen  rasch  abnimmt.  Eine 
ganz  feste  Proportion  zwischen  diesen  beiden  Thatsachen  können  wir  nicht 
Termuthen,  da  locale  Ursachen  bestimmend  einwirken  müssen  ^^). 

Hiermit  brechen  wir  die  Untersuchungen  über  die  bayerische  Bodenver- 
theilungsstatistik  (neuere  Publicationen  sind  nicht  vorhanden)  ab  und  gehen 
zu  Württemberg  über.  Fanden  wir  in  Bayern  auch  noch  vieles  Wünsdhens- 
werthe  nicht  berücksichtigt,  so  werden  wir  doch  sehen,  dass  dasselbe  zu  den 
Ländern  in  Deutschland  gehört,  welche  sich  um  diesen  Zweig  der  Statistik 
die  meisten  Verdienste  erworben  haben. 


IX. 

iinnale  statlntlce  pentm  eunoscintte  pkrtel  mantene  diu  Ro- 
mAnIa«  Redaetora'B.  P.  Martlana;  directortt  altt  ofittelifr* 
lai  «tatl«tiett.  an.  1862.  Bucureml  1863;  an.  1863  Bae«  1864. 
tmprimeria  «tatalaf. 

In  diesen  amtlichen  Jahreshcften  für  die  Statistik  der  Wallachei  liegt  ein 
neuer  Beweis  für  die  fortschreitende  Erkenutniss  der  Nothwendigkeit  umfassen- 
der statistischer  Erhebungen  und  die  rasche  Ausbreitung  derselben  vor. 

Die  Erhebungen,  deren  Resultate  in  zwei  grossen  Quartheflen  veröffent- 
lieht  sind,  erstrecken  sich  auf  ein  Gebiet  von  1330  Q.-$I.  =  14,624,483 
Wallach.  Pogöne  (1  Pog.  =  0,5  Hect.  ca.).  Leider  werden  die  Tafeln  für 
den  grössten  Theil  des  Publicums  unbrauchbar  gemacht  durch  den  Umstand, 
dass  sie  in  der  kaum  im  eigenen  Lande  verstandenen  wallschischen  Spracht 
mit  neuwallachischer  Schreibart  abgefasst  sind,  letztere  erst  seit  einigen  Jahren 
in  den  Schulen  eingeführt.  Die  Abfassung  in  französischer  Sprache,  welche 
in  der  Wallachei  von.  den  gebildeten  Klassen  nicht  nur  verstanden,  sondern 
auch  allgemein  gebraucht  wird,  hatte  die  Tafeln  gelesener,  brauchbarer  und 
nutzbringender  gemacht. 

Der  namentlich  bei  den  der  Civilisation  ferner  stehenden  Lindern  so  un- 


11)  Leider  konnte  der  Besitz  in  todter  Hand  hierbei  nicht  berücltsichtigt  werden« 
da  das  Material  mangelte. 
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mngäoglicben  Forüerung,  dass  die  betreffenden  Darstellungen  yon  einem  bur- 
len,  klaren  Abriss  der  nicbt  in  Zahlen  anszodruckenden  charakteristischen 
CnltonrarhaltniBse  und  einer  detaillirten  Beschreibung  des  bei  den  Erbebungen 
eingescblagenen  Weges  begleitet  sein  müssen,  ist  H.  I.  2.  S.  1  ff.  durcb  die 
idlgemeine  Einleitung  des  Dir.  Hartian  und  den  Abdruck  der  Kammerdebatten 
fiber  die  Agrarfrage  Tom  Sommer  1862  nur  theilwelse  genfigt. 

Der  reiche  Inhalt  beider  Publicatlonen  ist  kurz  folgender:  I.  1.  S.  1 : 
Flächenausdehnung  des  cultivirten  und  uncultivirten  Bodens  der  siebzehn  6e- 
richtsimler,  ohne  die  ndthlge  Theilung  des  ersteren  in  Acker,  Wiese,  Wald 
n,  s.  w.  S.  4  —  71  das  Grundeigenthum  ortschaflsweise  classificirt  nach  Be- 
sitzerklassen und  Einkommensstufen;  daran  schliesst  sich  S.  83  eine  üeber- 
sieht  der  iSndlichen  Hypothekarferschuldung,  II.  1.  S.  23  ff.  der  landwirth- 
schafllichen  BeTölkerung,  IL  2.  S.  43  eine  Erntestatistik,  L  S.  74  —  82  der 
städtische  Hausbesitz  nach  Besitzer-  und  Einkommensklassen ,  S.  87  der  Ex- 
port (namentlich  Rohproducte  nach  der  Türkei,  Oesterreich,  Frankreich),  S.  96 
der  Import  (Fabrikate  namentlich  aus  Oesterreich  und  England),  S.  114  Schiff- 
bhrtsbewegung.  Weitere  Notizen  über  Handel  und  SchiflfTahrt  II.  2.  S.  148  ff« 
IL  1.  S.  1  — 153  handelt  Yon  der  BeTÖlkerung  nach  Berufsklassen.  Eine 
übersichtliche  Zusammenstellung  fehlt.  IL  2.  S.  12  —  21  Unterrichtsstatistik. 
S.  26  Fremdenverkehr.  S.  34  Gesundheitspflege.  S.  192  öffentliche  Arbeiten 
und  Finanzen.  Ein  näheres  Eingehen  auf  den  Inhalt  ist  hier  nicht  beabsich- 
tigt, nur  über  den,  wie  es. scheint,  am  sorgfältigsten  behandelten  Abschnitt, 
über  das  Grundeigenthum,  einige  Worte, 

Gerade  bei  Publicationen  fiber  die  so  schwierigen  Ermittelungen  der  Boden- 
▼ertheilung  und  im  Besonderen  wegen  des  hinsichtlich  der  Ausmärker  beobach- 
teten Verfahrens  ist  eine  detaillirte  Beschreibung  des  eingeschlagenen  Weges 
und  Abdruck  der  Aufnahmeinstraktionen  und  Formulare  besonders  wunschens- 
verth.  Wie  fast  öberall,  so  ist  auch  im  vorliegenden  Falle,  das  von  Belgien 
gegebene  Beispiel  nicht  befolgt.  Ohne  dergleichen  Nachrichten  ist  ein  sicheres 
Urthcil  über  den  Werth  der  gegebenen  Zahlen  unmöglich.  Die  Classificirung 
des  Grundeigenthums  nach  Ertragsstufen  ist  sehr  anerkennenswert h ,  doch 
hätte  derselben  eine  solche  nach  Grössenkategorieen  vorangehen  mfissen.  Nach 
der  Tabelle  auf  S.  58  I.  i.  wfirde  die  durchschnittliche  Grösse  eines  Besitz- 
thums  72,50  pogön  z=  34,25  Hect.  mit  einem  Ertrag  von  durchschnittlich 
38  galbeni  (Dukaten)  sein.  Der  Besitz  in  todter  Hand  nimmt  ca.  33  Vo  d«'' 
Fläche ,  26  %  des  Gesammtertrages  ein ,  die  bearbeitete  Fläche  (Estinderea 
ä  pärtei  lucrate)  ca.  51  %  der  gesammten  nutzbaren  Fläche  von  10,653,300 
pogdne. 

Wenn  man  bedenkt,  dass  mit  Anfang  dieses  Jahrzehnts  in  der  Wallachei 
die  allerersten  statistischen  Ermittelungen  vorgenommen  worden  sind,  man  vor 
1860  nicht  einmal  die  Bevölkerungszahl  kannte,  so  könnte  dieser  rasche  Fort- 
schritt fast  Misstrauen  gegen  die  Gründlichkeit  einflössen. 

Diese  Notizen  mögen  genügen,  um  auf  jene  wichtige  statistische  Ersehe!- 
nmig  gebührend  aufmerksam  zu  machen.  v.  Scheel. 
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X. 


Bie  nationalKkoBomiflelie  UtterataF  Im  4er  peri#AiMlftca 

Pre«0e. 

a«    B  B  g  1  t  B  4. 

Das  am  1.  April  ni  Ende  gegangene  Finansjahr  hat  einen  über  alle  Er- 
wartungen und  Berechnungen  gehenden  Ueberschuss  geliefert  Wir  laasen  die 
einzelnen  Zahlen  folgen. 

Weiter  sprechen  wir  von  dem  neuesten  Armengesets,  der  Lage 
der  arbeitenden  Classe  auf  dem  Lande  und  fon  Gladatont's 
grosser  Massregel  gegen  den  Pauperismus  durch  seine  Durchführung  Ton 
StaatsTersichernngsanstalten  für  den  armen  Mann. 

1)  The  Budget   and  the   financial   resolutions.    Econ.   April  29, 

1865. 
The    surpluses    and    deficits    of   the   present   administration. 

Econ.  April  22,  1865. 

Einnahme  und  Ausgabe  für  das  Finanzjahr  endend  mit  dem  1.  April  1865. 

Einnahme  1864  —  65. 

L.  St. 

Zölle 22,672,000 

Aceise 19,558,000 

Stempelsteuer  ....  9,530,000 
Abschätzungstaxen  .  .  .  3,292,000 
Einkommensteuer  .  .  .  7,958,000 
Posteinbünfte  ....  4,100,000 
Krondominen    ....  310,000 

Verschiedene  Einnahmen  .  2,521,000 
Chinesische  Entschädigung         472,000 

70,313,000 

Ausgabe  1864  —  65. 

L.  St. 

Interessen  der  fuiidirten  und  unfundirten  Schuld  26,369,000 

Consolidirte  Grundlasten 1,903,000 

Armee 14,383,000 

Flotte 10,898,000 

Verschiedene  Ciyildienste 7,258,000 

Einnahmedepartements 4,606,000 

Posldienst 871,000 

Ablösung  des  ScheldezoUs 174,000 

66,462,000 
Der  Ueberschuss  der  Einnahme  für  das  yerflossene  Finanzjahr  betragt  so- 
mit 3,851,000  L.  St.,  ein  Ergebniss,  wie  es  in  der  Finanzgeschichte  der  Gross- 
Staaten  als  seltene  Erscheinung  dasteht    Der  Economist  sagt  in  einem    „The 
wonderfui  fertility  of  the  revenue^*  überschriebenen  Artikel,  dass  nichts  wunder- 
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foHer  Min  könne,  als  die  Einnahmetabelien.  Die  FinaniTerwaltuitg  des  gegen- 
wirtigen  Cabinets  war  überhaupt  eine  höchst  glfieUiche. 

Es  kam  in's  Amt  Tor  6  Jahren,  im  Frfihling  1859.   In  diesen  6  Jahren 
sind  die  Ergebnisse  der  FinaniTerwahang  folgende: 


,  Ueberschuss. 

Deficit. 

L.St. 

L.St 

1859  —  1660 

1,299,000 

— . 

Nicht  io  Ansatz  gebracht 

1860—1861 

— 

2,250,000 

sind  die  Ausgaben  für  die 

1861  —  1862 

— 

1,442,000 

Befestigungen. 

1862  —  1863 

1,301,000 

— 

— 

1863  —  1864 

3,152,000 

_ 

•^ 

1864  —  1865 

3,851,000 

— 

— 

An  Hauptsteuem  sollen  redacirt  werden:  die  Theestener  auf  6  d.  das 
Pfund  und  die  Einkommensteuer  auf  4  d.  und  resp.  (bei  Sehedula  B.)  auf 
2V2  (in  England)  und  1^3  (in  Schottland  und  Irland),  ebenso  die  Feneryer- 
sicherungsabgaben.  Nach  dem  Economist  ist  man  jeUt  im  Allgemeinen  darüber 
einig,  dass  eine  jede  Steuerermässigung  vertheilt  werden  muss  zwischen  Ab- 
gaben, welche  auf  dem  Eigenthum,  und  Abgaben,  welche  auf  der  Arbeit 
lasten.  Die  Theesteuer  ist  ihm  eine  Steuer,  welche  wesentlich  den  Arbeiter- 
stand  belsstet.  Sie  rertheuerte  das  gewöhnliche  Yerbrauchsprodukt  um  40 
bis  50  Prozent. 

2)  The  poor  law  bill.     Econ.  February  25,  1865. 
The  Union  chargeability  bill.     Econ.  April  1,  1865. 

Ein  weiterer  —  nicht  unbedeutender  Fortschritt  im  englischen  Armen- 
gesetz ist  die  Bill  von  Mr.  Villiers  für  die  ganzliche  Abschaffung  der  be- 
sonderen Verpflichtung  des  Kirchspiels  ffir  seine  eigenen  Armen  und  Belastung 
des  geneinschafliiehen  Fonds  der  Union  mit  dem  gesammten  UnterstAtzuttgs*» 
aufwand.  Der  Economist  nennt  dies  Gesetz  eine  der  besten  Hassregeln,  walcha 
in  dieser  Session  vorgekommen  sind. 

IHe  Tendern  der  gsnzen  englischen  Armengesetzgebung  neuerer  Zeit  gehl 
dahin,  die  Beweggrunde  zu  Termindern,  dass  man  den  Armen  aus  einem  Kirch- 
spiel in  das  andere  weist,  und  der  Errichtung  von  Wohnstatten  für  die  Armen 
in  der  Nachbarschaft  ihrer  wirklichen  Arbeit  in  den  Weg  tritt.  Wie  sehr  die 
gesetzlichen  Bestrebungen  der  neuesten  Zeit  bis  jetzt  —  wahrscheinlich  wegen 
des  vom  Kirchspielsystem  untrennbaren  Egoismus  —  unwirksam  gewesen  sind, 
das  zeigen  einige  merkwürdige  statistische  Daten,  mit  denen  der  hochverdiente 
Villiers  seinen  Gesetzforschlag  begleitet  hat.  Er  hat  aufgestellt,  dass  in 
821  Agricultur- Kirchspielen  in  Engisnd  innerhalb  zehn  Jahren  eine  Vermin- 
derung der  Häuser  um  3118  statt  hatte,  während  in  diesem  Zeiträume  ttte 
Bevölkerung  in  den  Kirchspielen  um  16,497  Einwohner  wuchs.  Dieselbe  Er* 
scheinung  aus  denselben  Ursachen  finden  wir  in  einem  sehr  grossen  Theil 
deutscher  Staatengebiete,  in  welchen  jede  einzelne,  auch  die  kleinste  Gemeinde, 
zugleich  den  Armenbezirk  bildet.  Hier  ist  es  in  vielen  sogenannten  Bauens 
dörfern  streng  gehandhabte  Dor^olitik,  die  Zahl  der  Häusler  möglichst  zu 
vermindern  und  das  Begründen  neuer  Arbeiterwohnungen  zu  verhindern.  Auch 
bei  uns  ist  nur  durch  eine  Ausdehnung  des  Armenbezirks  auf  eine  grössere 
Zahl   von  Gemeinden,  also  durch  das  Unionsystem,  auf  gesetzlichem  Wege 
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gegen  ein  solches  Unrecht  widtr  die  arheitende  Klasse  auf  dem  Lande  an4  die 
damit  Terbandenen  wirthschaftlichen  Nachlheile  in  wirken. 

Der  englische  Arme  zerfiel  in  den  Heimathsarmen  (settied  poor)  dea 
Kirchspiels,  ffis  den  das  letztere  aufkam,  und  den  Bezirksarmen  (irre- 
moreable  poor),  der  durch  einen  fünfjährigen  Aufenthalt  (seit  1860  durch 
einen  dreijährigen)  innerhalb  einer  Union  das  Recht  erhielt,  im  Unterstiitsnngs- 
lall  nicht  ausgewiesen  zu  werden.  Die  Armenlast  hatte  für  ihn  die  Union  zu 
tragen,  fSr  deren  Aufwand  die  einzelnen  dazu  gehörigen  Kirchspiele  gemein- 
sam zu  steuern  hatten.  Die  gegenwärtige  Bill  hebt  nun  diesen  Unterschied 
ganz  auf.  Es  giebt  keinen  Unterschied  mehr  zwischen  dem  Kirchspiels-  und 
Unionsfonds,  keinen  Unterschied  zwischen  der  pecuniären  Verantwortlichkeit 
fpecuniarj  responsability)  für  den  „settied  poor^  und  den  „irremofeable  poor^, 
den  Kirchspiels-  und  Bezirksarmen. 

'  Der  Economiit  bedauert,  dass  das  Gesetz  nicht  noch  einen  Schritt  weiter 
gegangen  ist.  Denn  auch  dies  Gesetz  schätzt  den  in  Bedürftigkeit  Gebllenen 
nicht  in  allen  Fällen  vor  Härten  und  grossen  Unzutraglichkeiten. 

So  muss  er  sich  gefallen  lassen,  wenn  er  in  einem  Unionsbezirk  noch 
nicht  3  Jahre  gewohnt  hat,  im  Fall  der  Hulfsbedürftigkeit  in  den  ursprüng- 
lichen Bezirk  gewiesen  zu  werden,  in  welchem  das  Kirchspiel  liegt,  dessen 
Heimathssrmer  er  war,  so  sehr  er  diesem  Bezirk  vielleicht  auch  entfremdet 
worden  ist,  und  so  wenig  er  Hoffnung  hat,  daselbst  Arbeit  zu  finden.  Die 
Bezirke,  in  denen  er  in  der  Zwischenzeit  gelebt,  mag  dies  auch  über  3  Jahre 
gewesen  sein,  haben  nicht  die  Verpflichtung,  ihn  aufzunehmen.  Doch  ist 
immerhin  durch  dieses  Gesetz,  welches  die  politischen  Zeitschriften  fsst  ganz 
mit  Stillschweigen  übergangen  haben,  ein  grosser  Schritt  vorwärts  geschehen, 
denn  die  Streitigkeiten  der  Kirchspiele  unter  einander  wegen  der  Armenauf- 
nahmeyerpfiichtung,  diese  Schmach  und  dieser  Zopf  der  englischen  Kirehspiela* 
yerwaltung,  sind  nun  wenigstens  unmvgllch  geworden  und  die  Unionsbeamten, 
grösstentheils  intelligentere  Männer  als  die  Kirchspielsaufseher,  werden  schon^ 
wegen  der  nicht  so  schwer  auf  die  Union  wie  auf  das  kleinere  Kirchspiel 
drückenden  Armenlast  dergleichen  Streitigkeiten  in  zweifelhaften  Füllen  ganz 
Termeiden. 

Diese  Bill  rief  übrigens  die  stärkste  Opposition  der  Landarlstokratia 
im  Unterhaus  herror. 

3)  The  condition  of  english  fillages.     Econ.  April  22,  1865. 

Im  Jahre  1864  erhielt  ein  Dr.  Hunt  er  von  den  Lords  des  Geheimen 
Rsths  den  Auftrsg,  über  die  Wohnungsverhältnisse  von  Grossbritanniea  Be- 
richt zu  erstatten.  Dieser  Auftrag  stand  in  keiner  Beziehung  zu  dem  Armen- 
gesetz, sondern  hatte  nur  mit  der  Frage  über  die  Gesundheit  und  Erziehung 
des  Armen  zu  thun. 

Hunt  er  besuchte  in  verschiedenen  Grafschaften  von  England  nicht  weni- 
ger als  5375  bewohnte  Häuser.  Sein  Bericht  spricht  in  der  stärksten  Sprache 
von  der  beunruhigenden  und  anstössigen  UeberfüUung  der  Wohnungen  der  Ar- 
beiter auf  dem  Lande  und  legt  von  der  Thatsache  Zeugniss  ab,  dass  es  im  Gan- 
ten jetzt  weit  schwieriger  für  einen  Agriculturarbeiter  ist,  eine  Wohnung  zu  fin- 
den, und  wenn  er  sie  gefunden,  dass  sie  weit  weniger  seinen  Bedürfnissen  ent- 
spricht, als  dies  vor  Jahrhunderten  der  Fall  gewesen.  Das  Resum^  seines  Berichtes 
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Mhekit  er  in  den  Satx  sasammeniufatf en ,  dass,  wibrend  die  Dorfbewohner 
die  natdrliehen  und  gesunden  Gewohnheiten  des  Wilden  aufgegeben,  sie  dafür 
die  Annehmlichkeiten  des  ciTilisirten  Lebens  nicbt  gewonnen  haben.  Es  ist 
das  eine  Kehrseite  der  „wundervoUen*^  re?enae  *  tables  des  gegensatsreichen 
Englands. 

Heiimiltel  für  diesen  Zustand  der  Dinge  sieht  der  Economist  nur  in  einer 
betrichtlichen  Lohnerhöhung  für  die  arbeitende  Hand  auf  dem  Lande,  nachdem 
dieselbe  durcb  die  Auswanderung  seltener  geworden  ist.  Einen  directeren 
Nntaen  scbaifl  Tielleicht  die  yon  uns  oben  besprochene  Armenbill.  Ein  Dr. 
Simon  hat  noch  ein  anderes  und  schnelleres  Mittel  vorgeschlagen,  nämlich 
eine  legislative  Acte,  welche  den  Eigentbnmer  von  jedem'  Hundert  Acker  Land 
▼erpflichtet,  eine  gewisse  Zahl  von  guten  Arbeiterwohnungen  au  halten.  Solche 
Vorschlige  können  nur  in  einem  Staate  auftreten,  bei  dem  der  grösste  Theil 
vom  Grundbesitz  zum  Monopol  einiger  Wenigen  geworden  ist.  Ein  solcher 
gesetzlicher  Zwang  würde  eine  neue  Art  Phalanstdre  schaffen. 

4)  Hr.  Gladstone's  assurance  and  annuity^tables.  Econ.  March  4, 

1865. 

Der  englische  Finansminister  hat  kürzlich  seine  Tabellen  über  den  Ver- 
kauf der  kleinen  spfiter  eintretenden  Leibrenten  oder  Versicherungen  für  den 
Armen  dem  Parlament  vorgelegt.     (S.  Bd.  II  S.  390  unserer  Zeitschrift.) 

Den  Berechnungen  liegt  der  Zinsfuss  von  3  %  tu  Grunde.  An  Ver- 
waltungskosten werden  für  alle  Prämien  10  %  und  resp.  20  %  in  Abzug 
gebracht,  jenachdem  die  Einlagen  jährlich  nur  einmal  oder  öfter  erfolgen. 
Weiter  basiren  die  Berechnungen  der  Tabellen  auf  den  allgemeinen  Lebena- 
tabellen  fQr  die  ganze  Bevölkerung,  welche  also  auch  die  wohlhabenden  Klassen 
mit  elnschlicMen,  —  aber  nur  hinsichtlich  der  späteren  Lebensrenteu  (deferred 
annuities),  nicht  für  die  eigentliche  Lebensversicherang.  Bei  der  letzteren  wird 
die  gefährliche  Beschäftigung  u.  s.  w.  des  Versichernden  mit  in  Rücksicht  gezogen. 

Diese  Tabellen  zerfallen  in  zwei  grosse  Abtheilungen: 

1)  in  die  eigentliche  Lebensversicherung,  bei  der  die  Versicherungssumme 
nach  dem  Tode  an  die  berechtigten  Ueberlebenden  vom  Staate  ausgezahlt 
wird,  und 

2)  in  die  Lebensrente,  welche  an  den  Versichernden  nach  einer  gewissen 
Reihe  von  Jahren  in  Raten  gezahlt  wird. 

Wir  entnehmen  dem  Economist  einige  Zahlen  aus  beiden  Abtheiinngen : 

a)  zu^  Lebensversicherang. 
Wer  monatlich  eine  Summe  von  zwei  Schillingen  einzahlt  und  damit  mit 
dem  25.  Jahre  beginnt,   dessen  Hinterbliebenen  erhalten   beim  Tode  des  Ver- 
sichernden 52  L.St.  11  s.  10  d. 

Zahlt  Jemand  einen  Sizpenee  die  Woche,  so  sind  die  Beträge  der  Ver- 
sicherungssumme 

beim  Alter  von  die  Summe  beim  Tode 

20  Jahren 59  L.  St  8  s.  5  d. 

25   -    52  -   11  -  10  - 

30   -    46  -    1  -  10  - 

35   -    39  -   17  -  10  - 

40   -    .•  ...  34  -    1  -  10  - 
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Wenn  ein  Maim  von  25  Jahren  anf  einmal  19  L.  8t.  19  a.  4  d.  eifloaUl, 

•0  erhalten  seine  Hinterbliebenen  bei  seinem  Tode  50  L.  St. 

b)  zu  den  spater  eintretenden  Lebenarenten» 

Hier  siod  die  Betrage  etwas  höher.     Im  Alter  tou  60  Jahren  erhält  ein 

Mann,  der  monatlich  8  Schillinge  einzahlt,  eine  Pension 

,  .      AU  monatl.  Regierangspension  im  Alter 

beim  Alter  von  *^  g^,«,^,,^ 

15  Jahren 5  L.Sk    8  a«  11  d. 

20-         4-        3-9- 

25       -        .....3-         3-5- 

30-        2-         7-3- 

35       -        1     .       14  .     4  - 

40-        1-        4-0- 

Frauen  erhalten  ein  Drittel  weniger  bei  denselben  EinzaUnngen«  Die  Ver- 
sicherungsageuten  meinen :  „Old  women  never  die'S  alte  Frauen  aterben  nimmer. 
Wenn  ein  Mann  daher  mit  25  Jahren  heirathet  und  Ton  da  an  wöchent- 
lich eine  halbe  Krone  bei  den  Staatsversicherungsanstalten  einlegt,  der  wird 
Ton  seinem  60,  Jahre  an  eine  jährliche  Pension  Ton  40  L.  St.  erhalten  und 
bei  seinem  Tode  den  Hinterbliebenen  eine  Lebensfersicherungssumme  von 
52  L.  St.  hinterlassen. 

Der  Grundgedanken  ton  Gladatone^s  Plan  der  kleinen  Leibrenten,  ist 
der,  dass,  wenn  ToUkommene  oder  nahezu  ToUkommeno  Sicherheit  für  die  £r- 
aparnisse  der  guten  Zeit  erlangt  wird,  und  wenn  der  Arme  aageregt  werden 
kann,  die  Periode  der  vollen  Arbeit  gegen  die  Periode  gezwungenen  Nichtsthuna 
la  Terpfänden,  dann  viel  von  dem  Elend  des  Lebens  des  Proletariers  —  dessen 
Geschäft  auC  kein  anderes  Kapital  als  daa  seiner  Muskeln  gegründet  ist  — 
▼erhAtet  werden  wird.  Der  Staat  kann  nur  das  Erstere  gewähren,  Sicherheit, 
das  Zweite,  die  Gegenwart  der  Zukunft  zum  Unterpfand  zu  überlassen,  das 
kann  er  nicht  bieten.  —  Der  Economist  bekennt  ganz  offen,  daaa  der  Geist 
dieser  grossen  Massregel,  dieses  Feldzugs  gegen  die  Armuth,  socialistischen 
Principien  nicht  fremd  ist,  er  ist  aber  nicht  doctrinär  genug,  um  de  deshalb 
zu  Terdammen.  Und  er  erkennt  die  ganze  nnberechenbara  Tragweite  dieair 
groaaen  Staat8?ersicherungsinstitution  voUkommen.  an. 


b.    Italien. 


Von  den  in  Italien  erscheinende  Tolkswirthscbaftlichen  Zeitschriften  hat 
keine  uns  bekannte  die  1863  mit  dem  Schluss  des  ersten  Jahrgangs  einge- 
gangene Rivista  nazionale  di  dirritto  amministrativo  di  economia  politica  e  di 
atatistiea,  welche  anfangs  von  Alessandro  Gicca  und  später  von  Vin- 
cenzo  Rossi  redigirt  wurde,  vollständig  ersetzt.  Namentlich  suchen  wir 
vergebens  nach  ihren  anschaulichen  Uebersichten  über  die  wirthschafllichen 
Vorgänge  in  Italien  und  vermissen  die  in  extenso  oft  mit  Zugabe  der  Motive 
und  der  wichtigsten  Kammerverhandlungen  abgedruckten  Verwaltungsgesetze 
des  sich  regenerirenden  Königreichs. 

Ein  Theil  ihrer  Mitarbeiter  ging  zur  Rivista  contemporanea  nazionale 
italiana  über,  welche  monatlich,  ziemlich  im  Umfange  einea  Halbmonatshefla 
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der  RvTae  its  dem  mondes,  tu  Turin  erscheint  Von  dieser  gut  redigirten 
Zeitschrift  ist  ein  Theil  der  Yolksvirthschaft  gewidmet  nnd  haben  wir  aof 
ihrem  letsten  Jahrgang  mehrmals  berichtet.  Aach  heute  wollen  wir  noch 
Einiges  darans  entnehmen. 

Wir  erwähnen  noch  eines  durch  acht  Hefte  hindurchgehenden  nmfang«- 
reichen  Aufsatzes  von  B.  Serra,  einem  Beamten  des  Ministeriums  fär  Acker^ 
bau,  Handel  und  Industrie, 

II  bilancio  dello  stato  per  I'anno  1865, 
welcher  nicht  Mos  das  Budget  für  1865  zum  Gegenstand  hat,  sondern  bei  der 
Entfaltnng  dfs  Finanzwesens  des  Königreichs  die  ganze  Verwaltung  des  neuen 
Staates  aufrollt.  Wie  Jeder  weiss,  ist  das  neue  Königreich  ein  Schuldenmacher, 
der  mit  seinen  ordentlichen  Einnahmen  nicht  auskommt  und  daher  zur  Anleihe 
und  zur  Versilberung  seines  Vermögens  schreiten  muss  und  noch  jedes  Jahr 
seit  seinem  Bestehen  geschritten  ist.  Es  ist  das  eine  Thatsache,  die  fest- 
steht und  nun  in  so  manchem  politischen  Journal  Deutschlands  breitgetreten 
und  dem  Leser  bis  zum  Ekel  immer  wieder  aufgetischt  wird,  um  ihm  den 
klaren  Beweis  zu  liefern,  dass  über  kurz  oder  lang  der  Finanzminister  vor 
der  unmöglichen  Aufgabe  stehen  wird,  für  die  Bedürnisse  des  neuen  Staates 
die  Mittel  ausfindig  zu  machen,  mit  anderen  Worten,  dass  der  italienische 
Staatsbankerott  unTcrmeidbar  ist.  Wir  wollen  nun  auf  drei  andere  Thatsachen 
aufmerksam  machen,  wekhe  die  Finanzen  Italiens  nicht  so  trostlos  erscheinen 
lassen,  als  man  sie  gewöhnlich  macht. 

1)  Schliesst  auch  noch  jedes  Jahr  mit  einem  beträchtlichen  Deficit,  so 
weisen  doch  die  Zahlen  aus,  dass  in  den  letzten  Jahren,  Jahr  für  Jahr,  das 
Deficit  um  ein  Betrachtliches  gesunken  ist  2)  Derjenige  Zweig  der  Ein- 
nahme, welcher  z.  B.  in  England  der  bedeutendste  ist,  und  der  eine  grosse 
Fähigkeit  zur  Expansion  besitzt,  die  Zölle,  sind  in  Italien  äusserst  niedrig, 
namentlich  für  solche  Artikel,  aus  denen  man  in  anderen  Landern  eine  Haupt- 
finanzquelle zu  machen  pflegt.  Was  in  England  der  Theo,  ist  in  Italien  der 
Kaffee,  Nationalgetränk  erster  Klasse.  Gleichwohl  hat  der  Staat  sich  noch 
nicht  herbeigelassen,  diesen  Zweig  seiner  Einnahmen  so  auszunutzen,  wie  er 
dies  thun  kann  und  wohl  auch  thun  muss.  Der  Niedrigkeit  der  Finanszölk 
gegenfiber  finden  wir  yerhältnissmässig  hoch  die  Einnahmen  aus  der  Einkom- 
mensteuer, und  spricht  auch  dieses  zu  Gunsten  der  Finanzverwaltung.  End- 
lich ist  3)  überhaupt  die  Besteuerung  eine  nicht  zu  hohe,  sie  erreicht  pro 
Kopf  bei  Weitem  nicht  die  von  Spanien,  und  ist  ein  wenig  geringer  als  dte 
Tom  Königreich  Preussen,  Yon  der  weit  höheren  Besteuerung  Frankreichs, 
Englands  und  Hollands  ganz  zu  schweigen. 

Zwei  Partieen  der  Arbeit  Ton  Serra  über  die  Provinzial-  und  Oommn- 
naWerwaltung  (dell  amministratione  proYinciale  e  communale,  im  Aprilheft) 
und  den  öffentlichen  Unterricht  (istruzione  pubblica,  im  Juliheft)  lassen  uns 
▼on  anderer  Seite  einen  Einblick  thun  in  das  innere  Staatsleben  des  neuen 
Königreichs.  Die  Pro?inzial-  und  Communakerwaltung  basirt  auf  dem  um- 
fangreichen organischen  Gesetz  todi  23.  Oktober  1859.  Es  scheint  dieses 
Gesetz  aber  das  Schicksal  ton  so  vielen  neueren  Gesetzen  zu  haben,  denn 
wir  biben  Yor  uns  eine  ganze  Reihe  von  Declarationen  und  Entscheidungen 
der  Administrativjustiz  (massime  e  decisioni  di  giurispmdensia  ammniistrativa) 
der  höchsten  Verwaltungsstelle ,   welche  von  woiig  Monaten  des  letzten  Theib 
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Tom  tergangenen  Jahr  datiren  uod  die  aimflitlicli  mit  der  AHakgOBg  dea 
neuen  Geeetzca  lu  thnn  haben. 

Der  öffentliche  Unterricht  ist  derjenige  Zweig  der  Verwaltung,  in  welchem 
das  Königreich  Italien  die  meiete  Thätigkeit  entfaltet  und  unbestritten  Tiel  ge- 
schaffen hat«  Der  Staat  hatte  hier  einen  Boden  vor  sich,  der  so  ?iel  Kapital 
und  Arbeit  verlangt,  wie  nur  immer  seine  im  gleichen  Masse  traurigen  Ver- 
kehrswege. 

Bereits  früher  (Bd.  III  S.  308  unserer  Zeitschrift)  gedachten  wir,  mit 
welchem  warmen  Interesse  man  die  Entwickelung  des  deutschen  Genossenschafts« 
Wesens  in  Italien  verfolgt  und  sich  überhaupt  mit  der  Arbeiterfrage  beschäftigt. 
Auch  in  den  drei  letzten  Heften  des  Jahrgangs  1864  der  Rifuta  finden  wir 
wieder  drei  Redactioneartikel  hierüber  ton  V.  Rossi,  yon  denen  der  eine, 
Sodetä  cooperative  di  consnmo  e  di  produsione,  Decemberheft  S.  349  ff., 
besonders  von  den  Cooperativgenossenschaften  Deutschlands  handelt.  Einer  der 
eifrigsten  Anhänger  des  Schulz  ersehen  Genossenschaftssyslems  ist  der  Prot 
F.  Yigano,  von  dem  vor  Kurzem  in  zwei  starben  Bänden  ein  Werk  über  die 
Volksbanken  und  überhaupt  über  das  Creditwesen  der  ärmeren  Klassen,  die 
schottischen  Banken  u.  s.  w.  (Les  banques  popnlaires  etc.  Paris,  Guiliaumin  et  €■*) 
herausgegeben  wurde.  Es  scheinen  die  italienischen  wie  französischen  Volks- 
banken die  Neigung  zu  haben,  eine  gewisse  Anzahl  eigentlicher  Banbierge- 
schäfte  in  den  Kreis  ihrer  Thätigkeit  zu  ziehen,  z.  B.  das  Beleihen  von  Wer- 
then.  Es  ist  gewiss  F.  Vigano  ToUicommen  beizupflichten,  wenn  er  Tor 
dieser  Ausdehnung  als  gefährlich  und  dem  eigentlichen  Wesen  dieser  Credit- 
genossenschaften  widersprechend  warnt.  Die  Volbsbank  soll  kein  kleiner  Cre- 
dit mobilier  werden« 

Nicht  übergehen  ddrfen  wir  einen  Artikel  Tom  Marquis  PallaTicino 
(Octoberheft  der  Rivista  S.  20  ff.): 

Come  si  possa  conciliare  runitJi  e   la  plnralitä  delle  banche 
in  Italia. 

Pallavicino  sucht  das  Princip  der  Einheit  mit  dem  der  Vielheit  der 
Banken  und  des  einheitlichen  Bankgeldes  mit  der  freien  Emission  zu  Terbinden. 
Er  geht  von  folgender  Betrachtung  aus.  Die  Nationalbanb,  welche  ?iele  Jahre 
eines  blühenden  Lebens  zählt,  welche  Privilegien  Tom  Gouvernement  erhielt 
und  reiche  Dividenden  an  ihre  Aktionäre  vertheille,  hat  doch  nur  in  28 
Städten  des  Königreichs  (in  Frankreich  nur  in  53)  Filialen  eröffnet.  Nun  zählt 
aber  das  Reich  7721  Communen  und  21,776,953  Einwohner  in  59  Provinzen 
und  194  Kreisen  (circondari),  wie  gering  ist  daher  die  Zahl  der  Conmnnen 
und  der  Einwohner,  welche  der  Wohlthaten  der  Creditinstitute  theilhaftig 
werden! 

Sein  Plan  zur  Ansbreitang  der  Creditinstitute  im  ganzen  Lande,  der 
ebenso  fär  Frankreich  wie  für  Italien  Beachtung  verdient,  ist  das  sogenannte 
„Planetensystem^^  Um  eine  vom  Staat  privilegirte  Centralbank,  deren 
Gouverneur  und  Vicegouverneur  von  der  Regierung  ernannt  werden,  grnp- 
piren  sich  so  viel  freie  und  unabhängige  Banken,  als  es  Provinzen  des 
Königreichs  Italien  giebt.  Diese  sollen  die  Cirkulation  der  von  der  Hauptbank 
enittirten  Billete  besorgen  und  ?on  ihr  Hülfe  und  Unterstützung  erhalten, 
gleich  Planeten,  welche  Tom  grösseren  Stern  Licht  erhalten  und  es  wieder  auf 
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kleinere  Satelliten  reflectiren.  An  diese  59  Provinzialbanken  nämlich  wurden 
sich  wieder  kleinere  Nebenbanken  und  Filiale  an  den  Hauptorten  der  Kreise 
anscbliessen ,  so  dass  keinem  der  194  Kreise  des  Reichs  die  Credilhülfe  einer 
Bank  oder  Bankfiliale  fehle.  —  Wahrend  der  Hauptbank  die  öffentlichen  Dienste 
des  Schatz-  nnd  Steueramts,  das  Hünzwesen,  die  Ueberwachung  der  Provin- 
zialbanken,  die  Bezahlung  der  Schatzbons  und  der  halbjährigen  Zinscoupona 
der  Staatsschuld,  in  Summa  die  öffentlichen  Geschäfte  anvertraut  sein  wurden, 
sollen  dagegen  die  Pri?atgeschäfte ,  welche  sich  auf  Handel,  Industrie  und 
Ackerbau  beziehen,  ausschliesslich  den  Priyatbanken  zufallen.  Das  Kapital 
der  Nationalbank  soll  aufgebracht  werden  von  besonderen  Actionaren  oder  besser 
von  den  Provinzialbanken. 

So  glaubt  Pallavicino  durch  GrQndung  dieser  beiden  Arten  von  Banken 
neben  und  unter  einander  die  Vortheile  beider  entgegengesetzten  Systeme  d^r 
Bankeinheit  und  Bankvielheit  fur^s  Land  zu  gewinnen.  Auch  in  Frankreich 
giebt  es  einen  hervorrap^enden  nationalökonomischen  Schriftsteller,  Leonce  de 
Lavergne,  welcher  dasselbe  Banksystem  ffir  Frankreich  anräth.  Auch  der  • 
englische  „Economist'S  finden  wir,  macht  diesem  «.Planetensystem^^  grosso 
Lobsprüche  (vgl.  April  29  1865  p.  496).  Er  will  sogar  in  di*r  geschieh! liehen 
Entwickeliing  des  englischen  Bankwesens  eine  gewisse  Aehnlichkcit  mit  diesem 
System  erkennen.  Es  ist  gewiss  merkwürdig,  dass  Grossbritannien  allein, 
welches  1445  Platze  mit  Bankinstituten  besitzt  (von  denen  660  auf  England, 
594  auf  das  kleine  Schottland  und  191  auf  Irland  kommen)  mehr  einzelne 
Banksitze  hat,  als  der  europäische  Continent  zusammen«  K — n« 
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V. 

Prttlünsf  Ewcfcr  Ansichten  fiber  die  tntelleetuelle  IJrlie1»er> 

«chafit  den  deatachen  Sollvereins« 

Von  Dr.  GustaT  Fischer,  Professor  in  Jena. 

Als  unser  Artikel:  ,»Die  Idee  eines  dentsehen  ZolWereins  und  ihra  Ans- 
führang  geschichtlich  entwickelt''  (s.  diese  Jahrbücher  Bd.  II  S.  317  ff.  und 
S.  397  ff.)  gedruckt  war,  gelangten  zwei  Yon  der  unsrigen  sehr  verschieden« 
Ansichten  über  die  intellectneile  Urheberschaft  des  deutschen  ZolWereins  m 
unserer  Kenntniss.  Es  sei  uns  gestattet,  dieselben  nachtrSglich  lu  erwahnes 
und  zu  prüfen. 

Yon  einem  aufmerksamen  Leser  des  gedachten  Artikels  wurde  uns  ge« 
legentlich  entgegnet:  „nicht  Nebenius,  sondern  ein  sächsischer  Pfarrer 
Namens  Sorget  sei  der  geistige  Vater  des  deutschen  ZoIWereins;  denn  dieser 
habe  schon  Im  Jahre  1801  die  Idee  desselben  entwickeltes  Als  wir  der  Sache 
näher  nachgingen,  fanden  wir,  dass  Karl  Biedermann  in  einem  Artikel 
der  Ajjgcmejnen  Prenssischen  Staatszeitung  1842  Nr.  38:  „Zur  Geschichte 
des  Handels  ün3  der  Industrie  des  Königreichs  Sithsen ,  in  den  letzten  50 
Jahren'^,  zuerst  auf  die  Verdienste  des  gedachten  Pfarrers  In  dieser  Beziehang 
aufmerksam  gemacht  hat.  Am  Schlüsse  des  Artikels  wird  S.  155  ff.  bemerkt: 
„Wir  können  diese  allgemeinen  Betrachtungen  über  den  Zustand  des  siehsischen 
Handels  kurz  vor  und  nach  dem  Eintritt  des  19.  Jahrhunderts  nicht  Terlassea, 
ohne  einer  Thatsache  zu  gedenken,  an  die  sich  für  uns  eine  Bedeutung  knfipfl, 
welche  ihr  die  damaligen  Geschichtschreiber  nicht  zuerkannten.  Wir  aeiBen 
die  schon  damals  angeregte  Idee  eines  allgemeinen  deutschen  Handels- 
▼  ereines.'  Diese  Idee  finden  wir  entwickelt  (??)  In  einem  1801  tu  Gera 
ersrhienenen  „Memorial  an  Se.  Kurfürstliche  Durchlaucht  ton  Sachsen  In  Be- 
treff des  dem  Verderben  nahen  Manufaktur-  und  Handelswesens  ?en  M.  Ernst 
August  Sdrgel '^  (Pfarrer  zu  Röpsen,  einem  siehsischen  Dorfs),  worin 
S.  64  ff.  Folgendes  steht: 

„^,Nichts  Heilsameres  mochte  wohl  Sachsen  und  überhaupt  Dentsehltfil 
widerfahren  kdnnen,  als  wenn  es  jetzt,  da  ihm  eine  neue  Gestalt  werden  soll, 
auch  in  der  Vereinigung  zu  Einem  Handelskörper  und  In  der  Er- 
richtung einer  zweckmftssigen  Reichs-Handels-Polizei  vieder 
neu  würde.     Kein  Mann  ?on  deutschem  Herzen  liest  ohne  innigen  AatfceiU 
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vk  «ft  10  di«Mr  Hiaeieht  Tor  d«r  Ztit  dM  SCJibrigta  Kritgit  die  Rekk* 
K^bdorft  ein  Gegmitaiid  der  ReklitUg8-B«ratbiehlagangeD  wir;  wie  nach- 
drickikh  Man  in  eintr  Reihe  Ton  Reichs-Abechieden  dk  lasfebr  der  dtnUchen 
WaUe  verbot;  mit  wclcbem  Eraate  man  endlkh  im  ktiten  Vkrtel  dea  16.  Jabr« 
banderta  auf  dk  Amreadnng  der  Reiciiageaetxe  gegen  die  dem  dtniacben  Mann- 
factar-  und  Handekwesen  TerderbUcfaen  englkcben  GeaelUrbaften  der  Stapler 
«nd  der  aog.  wagenden  Kaufleate  drang*  Keiner  enlhfilt  aicb  dea  anfricb- 
tigen  Bedasema,  daaa  neben  dem  Segen,  wekhen  der  30jahrige  Krieg  der 
iimeren  Raicbafreibeit  brachte  (?!),  aoch  diea  entatehen  moaale,  daaa  man, 
nachdem  avmal  keine  Hanaa  mehr  war,  den  dautachen  Handel  nicht  ferner  ab 
Nattonakngelegenheit  betrachtete.  Aber  auch  keiner  ?eraagt  rieh  den  Wvnach, 
daaa  irgend  ein  dentacher  Furat  ?on  Aneeben  nnd  Patriotiemiia,  diea  UngUkk 
Ton  dem  gemeinaameo  Vatcrlande  deabcher  Natiaa  hinwegznbeben,  bei  aeiBen 
erhabenen  HitatXnden  in  naehdrfickikhe  Anregung  bringen  möge.  Welch'  eine 
über  Aliea  akh  ?erbreitende  Palingeneaie  dürfte  DentacUand  in  aeinen  einseinen 
Theilen  erwarten,  wenn  unter  denaelben  mit  Beaeitigung  kleinlicher 
Rfickaichten,  ein  Verein  der  Art  wirklich  an  Stande  fclme$  wenn 
man  dem  Streben  einer  anawirtigen  Nation  nach  dem  Handele -Dominate  im 
Innern  dea  Reiche  gemeinachaiUiche  Maearegeln  entgegenalellte ;  wenn  endBeh 
(waa,  mit  Ananabme  dea  einzigen  Deutachen,  bei  allen  übrigen  Reichen  langet 
Gebranch  war)  von  nun  an  die  Reicha-Friedena-Traktate  auch  tob 
Handela*Traktaten  begleitet  würden! 

Ware  yielleicbt  diea  Glück  au  groea,  und  die  Politik  mancher  Grossen 
lu  klein,  als  daea  dessen  Erlangung  mit  einiger  Zuferaicht  erwartet  werden 
dürfte,  ao  wird,  wie  Männer  ron  Einaicht  glauben,  und  wie  die  nnbekngena 
Anaicht  der  Sache  lehrt,  auch  achon  durch  die  Verbindung  elnca 
Theila  ?on  Deutachland  an  einem  Handelakftrper  wenigatena 
dieaem  Theile  Hülfe  geachchen.  Die  Erfahrung  aber,  nach  wekher 
der  Menach  an  Dingen  ?an  einkuehtendar  Erapriesallchbeit  für  sein  Wohl  gern 
Theil  nimmt,  laaat  keinen  Zweifel  su,  daaa  hier  (unter  der  weiecn  Leitung 
dea  Dwehlancbtlgaten  Direclora  ?om  Oberaichaiachen  Kreke)  auch  aua  einem 
kleinen  Anfange  bald  etwaa  Groeaea  werden  würde;  wie  denn  die  mächtige 
Hanea  bei  ihrem  Entatehen  nur  xwei  Bundeaatidte  gezählt  hat.  Wenn  nach 
der  Cebersenguag  aller,  die  den  Henechen  nehmen,  wie  er  kt,  und  die  Er* 
fihrnng,  wie  aia  sich  darbietet,  nur  für  die  Kinderjahre  neu  cntatandener 
Hanufacturen  der  Zwangsbandel ,  welcher  sie  ?or  fremder  Concurrenz  bewahrt, 
heikam  kt;  durchana  achadlich  aber,  wenn  sk  nun  aua  der  Kindheit  herYor- 
traten  aollen  (weil  dem,  der  keine  Concnrrenz  zu  fürchten  hat,  dar  kräftigata 
Sporn  zum  Streben  nach  VoUkoamieBhait  fehlt) :  ao  acheint  dk  Hoffnung  nkht 
fargeblich,  daaa  die  Königl.  Prenaa.  Regierung,  an  die  Stelle  der  bisherigen, 
libaralere  Gmadaätze  anafAimen,  und  keiaeawega  ihren  Bettritt  zu  einem  Bunde 
veraagen  werde,  welcher  vermäga  der  eben  aladann  eintretenden  Concnrrenz 
offenbar  dazu  geeignet  iat,  ihren  Hanufacturen  über  daa  Mittelmäaaige  hinaua- 
lahalfea.  Für  den  aiebaiachen  Handel  aber  wären  damit  zugleich  auch  die 
Sekwierigkeiten  gehoben ,  welche  die  Entfemnng  Ton  der  See  ihm  bia  jetzt  in 
den  Weg  legt  Schon  die  Vorstellnng  gewährt  süssen  Genuas,  wk  dann  dem 
?on  aussen  einstürmenden  Verderben  gewehrt;  wk  dk  Hanaa,  obwohl  in  Ter- 
indartar  Geataiti  mk  ihren  Seganngan  wieder. gefanden;  wie  Gaiateakraft  und 
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Kaltar  «idi  erbeben,  jeder  der  Tereinig^leii  Staaten  nene  Strebepfeiler  gevianen, 
und  die  Indottrie  der  Tausende,  welche  Jetzt  mit  dem  Elende  kämpfen,  nicht 
hlea  (durch  die  oben  gedachten  wohltbätigen  Vorbehmngen^))  Tor  dem  Unter*- 
gange  bewahrt,  sondern  auch  durch  freieren  Verkehr  und  daroh  Traktate  mit 
näheren  und  entfernteren  Staaten  zu  einer  noch  nie  geeehenen  Hohe  gebracht 
würde  !"'.^ 

Diese  Stelle  ist  in  dem  erwihnten  Artikel  der  AllgemHnen  PrcnsaiecheB 
Staatsseitung  mit  einigen  Auslassungen  abgedruckt.  Wir  haben  dieselbe  aus 
dem  sehr  selten  gewordenen  Memorial  vollstindig  wiedergegeben.  Ein  gegen- 
wirtig  in  Jena  studirender  Enkel  des  wackeren  So r gel  hatte  die  GuiaUigkeit, 
die  kleine  Schrift  uns  zur  Benutzung  mitzutheilen.  Mit  rührender  Pietfit  be- 
wahrt die  Familie  So r gel  dae  Memorial,  sowie  mehrere  darauf  bezugliche 
Zeitungsartikel  und  Briefs  angesehener  Minner  ans  dem  J.  1842  sorgfältig 
auf.  Der  ehrwfirdige  Greis,  der  spiter  in  einem  altenburgiachen  Derfe  ab 
f  üarrer  segensreich  wirkte,  erlebte  noch  die  Freude,  dass  er  tob  yerschiedenen 
Seiten  als  intellectueller  Urheber  des  deutschen  ZoUyereins  begrüsst  wurde. 
Es  thut  uns  herzlich  leid,  dass  wir,  um  der  geschichtlichen  Wahrheit  gerecht 
zu  werden  9  eine  auf  den  edelsten  Molifen  beruhende  Familienfreude  etwas  zu 
trüben  genothigt  sind. 

Die  aus  dem  Memorial  abgedruckte  Stelle  begleitet  Biedermann  mit 
folgenden  Bemerkungen: 

„Diesen  grossartigen  und  prophetischen  Ideen  des  Verfassers  der  genann- 
ten Schrift  wurde  freilich  damals  nur  mit  Spott  entgegnet.  Die  Gegenschrift 
unter  dem  Titel:  „Darstellung  der  Unrichtigkeit  und  der  Entstehungs- Ursachen 
des  SdrgeT sehen  Memorials'^  erklart  die  in  derselben  enthaltenen  Vorsdilig* 
geradezu  für  chimärisch.'^ 

„Wenn  dies,  bei  ihrem  ersten  Auftauchen,  das  Schicksal  einer  Idee  war, 
welche  wir  jetzt  (d.  h.  im  J.  1842)  in  einem  Massstabe  Terwirklicht  sehen, 
wie  es  selbst  jener  Schriftsteller  schwerlich  ahnen  mochte,  was  dürfen  wir 
nicht  von  den  weiteren  Fortschritten  dieser  Idee  hoifen,  wenn  gl^h  die  Er-* 
Wartung  solcher  Fortschritte  noch  jetzt  von  Vielen  für  ebenso  chimärisch  ge- 
halten wird,  als  damals  die  Idee  selbst?^' 

Bei  aller  Achtung  yor  der  patriotischen  Gesinnung  des  wackeren  Sdrgel 
können  wir  doch  den  von  ihm  ausgesprochenen  Ansichten  nicht  eine  so  hohe 
Bedeutung  beilegen,  wie  unser  gelehrter  Freund  K.  Biedermann.  Es  zeigt 
sich  auch  hier,  dass  man  sich  das  Weaen  eines  Zoll-  und  Handela?ereins  und 
den  Unterschied  desselben  von  anderen  Arten  der  Zollgemeinschaft  unter 
mehreren  Staaten  nicht  klar  gemacht  hat.  Wenn  Sdrgel  in  erster  Linie 
den  Wunsch  ausspricht,  dass  das  deutsche  Reich  einen  Handelakdrper  bilde 
und  eine  zweckmissige  Reichshandelspolizei  neu  errichtet  werde,  so  war  dies, 
wie  er  selbst  andeutet,  kein  neuer,  sondern  ein  sehr  alter  Gedanke.  Wir 
wollen  nur  nochmals  daran  erinnern,  dass  schon  im  16.  Jahrhundert  auf  dem 


*)  Die  Msssregeln,  welche  Sdrgel  empfiehlt,  um  zunfichst  der  sidisischen 
MTollmanuftictar ,  deren  traurige  Lage  er  ausführlicb  schildert,  aufzuhelfen,  bestehen 
liauptsäcblich  in  einem  Ausfuhrverbote  der  \fo\\e  und  in  hohen  Eingangsiöllen  auf 
ausländische  Fabrikate,  damit  vor  Allem  der  gefährlichen  Concurrenz  der  Engländer 
begegnet  werde.  Er  wQnscht,  dass  Sachsen  und  die  mit  seinem  Gebiete  im  Gemenge 
liegenden  kleinen  Staaten  in  dieser  Bezieiiung  gemeinschaftliche llassregeln  ergreifen. 
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Rtlclkitage  TOD  1522  Hber  ^n  Vorschlag  nr  BuiMhniDg  eines  «Ugemeiiieo 
GrenzsoUwesens  im  deatschen  Rtidke  yergeblich  Terhandell  wvnle.  (Vergl. 
Anm.  7  zn  noserem  ersten  Artikel  Bd.  II  S.  321  der  Jabrbikcher.)  Es  Ter- 
rith  aber  einen  sehr  naiyen  politischen  Glanben,  wenn  im  J.  1801,  als  das 
deutsche  Reich  mit  raseben  Schritten  seiner  ginslichen  Anflösong  entgegen- 
eilte, die  Dnrchfühning  einer  Reform  fftr  mdglich  gehalten  wurde,  die  in  weit 
besseren  Zeiten  dieses  scbwerfllUgen  StastskSrpers  nicht  gelungen  war.  Das  ^ 
seheint  auch  Sdrgel,  wenn  auch  nicht  klar  erkannt,  doch  gefehlt  an  haben; 
denn  er  meint,  dass  „auch  schon  durch  ^ie  Verbindung  eines  Theils  Ton 
Deutschland  zn  einem  Handelskörper  wenigstens  diesem  Thelle  geholfen  werden 
kdnne^^  In  diesem  Gedanken  könnte  man  den  Keim  zur  Idee  eines  Zolhereins 
unter  deutschen  Staaten  zu  finden  geneigt  sein,  wenn  derselbe  nur  etwas  nfiher 
entwickelt  und  namentlich  nachgewiesen  wire,  wie  die  Schwierigkeiten,  welche 
sich  der  AusfBhrnng  entgegenstellten,  beseitigt  werden  könnten.  Diese  Schwierig- 
keiten waren  aber 'im  Jahr  1801,  selbst  abgesehen  yon  der  ginzlichen  Zer- 
rüttung des  deutschen  Reiches  zu  jener  Zeit,  schon  wegen  der  weit  grösseren 
Zerstückelung  Deutschlands  und  wegen  der  msugelnden  Verkehrsfreiheit  im 
Innern  der  einzelnen  Staaten  (rergl.  unseren  ersten  Artikel  S.  320  f.  und 
S»  322  bes.  Anm.  10)  ohne  Zweifel  weit  bedeutender,  als  zu  der  Zeit,  wo 
nach  langjihrigen,  innerhalb  und  ausserhalb  des  Bundestags  yergeblich  ge- 
pflogenen Verhandlungen  fiber  Einffihrung  der  Verkehrsfreiheit  unter  den  deut- 
schen Staaten  die  ersten  ZolWereine  endlich  zu  Stande  kamen.  (Vergl.  unseren 
ersten  Artikel  S.  355  ff.)  Ueber  das  Wesen  und  die  nothwendigen  Einrich- 
tungen eines  Zoll-  und  Handelsyereins,  sowie  über  die  Beseitigung  der  Schwie- 
rigkeiten, welche  eich  der  Ausführung  desselben  entgegenstellten,  findet  sich 
in  Sörgel's  Memorial  auch  nicht  ein  einziges  Wort.  Wenn  er  wflnscht, 
dass  mehrere  deutsche  Staaten  sich  über  einige  gemeinsame  Massregeln,  na- 
mentlich fiber  ein  Ausfahryerbot  der  Wolle  und  fiber  Eingangsabgaben  auf 
fremde  Fabrikate  yereinigen  möchten,  so  war  diese  Einigung,  wenn  sie  auch 
zu  Stande  gekommen  wire,  gewiss  kein  ZoUyerein  in  dem  jetzt  fiblichen  Sinne. 
S Orgel  denkt  als  guter  Sachse  zunichst  an  seinen  Kurfürsten  und  holR, 
dass  derselbe  die  erste  Anregung  zur  Gründung  des  gedachten  Handelsyereine 
geben  werde,  er  fibersieht  aber  den  höchst  wichtigen  Umstand,  dass  das  Kur- 
fürstenthum  Sachsen  kein  Grenzzollsystem  hatte,  ebensowenig  wie  die  an* 
grenzenden  und  mannigfach  in  sein  Gebiet  yerschlungenen  kleineren  Staaten. 
(Vergl.  unseren  ersten  Artikel  S.  373  f.)  Nicht  minder  trügerisch  ist  die 
Hoffnung,  dass  der  preussische  Staat  einem  solchen  Bunde  beitreten  werde. 
Auch  dabei  ist  nicht  beachtet,  dass  in  diesem  Staate  dsmals  noch  kein  ein- 
heitliches Grenzzollsystem  bestand  und  dass  der  freie  Verkehr  in  seinem  Inneren 
noch  auf  die  mannigfaltigste  Weise  gehemmt  war.  (Vergl.  unseren  ersten 
Artikel  S.  329  ff.)  Der  wackere  So r gel  scheint  keine  Ahnung  dayon  gehabt 
zu  haben,  dass  der  yon  ihm  gewünschte  Handelsyerein  nur  dann  seinen  Zweck 
zu  erreichen  yermochte,  wenn  die  betreffenden  Stasten  ein  gemeinschaftliches 
Grenzzollsystem  einfülhrten.  Wer  ihm  aus  dem  Mangel  dieser  Einsicht  heut*  zu 
Tage  einen  Vorwurf  machen  wollte,  der  würde  nur  ein  trauriges  Zeugniss 
fiber  seine  eigenen  geschichtlichen  Kenntnisse  ablegen ;  denn  es  wire  ihm  ganz 
unbekannt  geblieben,  wie  lange  es  dauerte,  ehe  die  Idee  eines  deutschen  Zoll- 
yereins  sich  entwickelte  und  ihre  Ausführbarkeit  selbst  yon  den  erfahrensten 
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SUttfMliiaerD  fir  möglich  gehtllen  imrie.  CMangteo  doeh  ttlkst  yiuh  K$* 
giemngen  trst  spSt  sil  der  Einfidit,  dala  oh&e  ein  gemsiiiBelM^lichei  ZtU* 
eyatem  VerkebrafreibHt  swischeo  den  dantachen  Staaten  nicht  hergetlellt  irer- 
deii  könne,  (Vei'gL  unseren  eraten  Artikel  S.  339  f.,  348  f.,  359  ff.)  Da- 
gegen mvsaeB  Wir  denjenigen  sehr  entachieden  wideraprechen,  die,  obgldck  aie 
eine  reicka  Erfahrung  hinter  sich  hatten ,  indem  aie  die  Khfatehang  und  Er- 
Weiterung  dea  deutachen  ZoU?ereina  keokachten  konnten,  den  ehrenwerthea 
Pfarrer  tum  gefatigan  Vater  deaaeihen  machen  wollen.  Dieae  Ehre  kann  nicht 
daijenige  in  Anipruch  nehmen,  wekher  gana  im  Aligemeinen  den  Wunaah 
auaapricbt)  daaa  eine  grftaaere  oder  geringere  Anzahl  deutaeher  Staaten  eich 
farbinden  möchten,  um  gemeinsame  Maasregeln  sur  Beförderung  der  Gewerk« 
und  des  Handels  ivt  ergreifen,  aondern  nur  derjenige,  welcher  die  weaentlichea 
Erforderniaae  einea  Zoll-  und  Handelayereines  luerat  klar  erkannt  und  nach- 
gewieaen  hat,  wie  die  mannigfachen  Schwierigkeiten,  die  der  Gründung  dessel- 
ben entgegenstanden,  beseitigt  werden  könnten.  Daa  hat*  aber  Friedrich 
Nebeniua  suerat  gethan.     (Vergl.  unseren  eraten  Artikel  S.  340  ff.) 

Ueber  die  intellectttelle  Urheberschaft  des  deutschen  Zollvereins  findet  sich 
in  Klingelhdffer'a  Abhandlung:  Der  ZolWerein  im  Jahre  1865  (Zeitacbr« 
ffir  die  geaammte  StaatawiasenschafI ,  Jahrgang  1863  S.  87  ff.)  eine  sehr 
elgenfhumliche,  um  nicht  au  sagen  sonderbare  Ansicht.  Dort  helsst  es  S.  90: 
„Zur  Beleuchtung  dar  Entstehungsgeschichte  des  ZoU?ereins  mag  hier  eine 
Art  Anekdote  Plats  finden,  welche  der  Geheimerath  Bleraack  in  Frankfurt, 
der  bekanntlich  achon  bei  dem  Abachluss  des  ersten  ZolWertrags  —  swischen 
Preuaaen  und  Heaaen - Darmatadt  —  thStig  war,  und  dessen  Verdienste  um 
den  Zoll?erein  überhaupt  kaum  genug  gevfirdlgt  werden  können,  in  Tertranten 
Kreiaen  zu  erxiblen  pflegte: 

„In  den  zwaniiger  Jahren  bin  ich  einmal  auf  einer  DIenatreiae  mit  einem 
armen  Schuhmacher  ana  Biedenkopf  im  aogenannten  Hinterlande  eine  Strecke 
Weges  Busammengewandert  Ich  unterhielt  mich  mit  dem  Manne,  wie  ich  das 
überhaupt  zu  thun  pflege.  Durch  aolche  gelegentliche  Mittheilnagen  aua  dem 
Munde  dea  Voikea  Uaat  aich  gar  Vielea  lernen,  was  in  Bfiehern  und  Acten 
nicht  au  finden  ist  Da  hat  mir  nun  der  Schuster  seine  Noth  geklagt,  wie 
er  seine  ganze  Kundschaft  jenseits  der  preussischen  Grenze  durch  die  neu- 
errichtete Mauthlinie  eingebusst  habe,  und  wie  er  deshalb  aeine  Familie  jetzt 
nur  noch  kümmerlich  au  ernfihren  yermöge.  Der  Mann  war  auch  aonat  ganz 
yaratandig.  Er  iuaaerte  unter  Anderem:  „„Wenn  unaer  Groasherzog  und 
der  König  ?on  Preussen  und  die  anderen  Ffiraten  die  Zolleinkünfte  nicht  ent- 
behren können,  und  wenn  die  Zölle  überhaupt  nöthig  aind:  dann  sollten  die 
Fürsten  die  Zölle  wenigstens  an  die  Grenzen  ?on  Deutschland  legen,  und  daa 
Geld,  welches  dortan  einkommt,  unter  sich  theilcn.^^*^  Ich  habe  den  ehr* 
liehen  Schuster  und  seine  klugen  Reden  niemals  yergeaaen.  Dieaen  Schuater 
aua  Biedenkopf  halte  ich  für  den  eigentlichen  Erfinder  dea  Zoll- 
▼  areina/^ 

Klingelhöffar  will  in  der  erwihnten  Abhandlung  „diejenigen  Punkt« 
der  Verfassung  und  Einrichtung  des  ZolWereins  erörtern,  welche  bei  der  be« 
TOrstehenden  Erneuerung  der  Zollyereinigungs-Vertrige  einer  Abindcmng  oder 
Verbesserung  bedurfen^^  Seiner  Untersuchung  schickt  er  einen  geadnchtlichan 
Ueberblick  voraus,   „um  daa  Veratindniaa  der  Zukunft  dea  Zollrar* 
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«las  KO  erdffoeD^S  Dieie  Bemerkung  erre^  nfrofse  Erwartungen,  di» 
•brr  fehr  bitter  getiuicht  werden;  denn  der  geechichtliche  UeberUick  entbllt 
nickte  ale  einige  dürftige,  allgemein  bekannte  Notizen  über  die  Geschichte  dei 
Zollfereins,  die  fflr  die  Zeit  vor  1848  auf  kanm  4  Seiten  aas  einer  ßckHft 
Biersack'a  wörtlich  entlehnt  sind,  and  fQr  die  Zeit  nach  1848  aoa  einem 
Aach  weit  mangelhafteren  und  köneren  Zasatse  Klingelhöffcr's  bfstehin« 
Ea  ist  kaum  mdglich,  die  Geschichte  dea  Zolifereina  oberflächlicher  zu  be^ 
bandeln,  als  ea  hier  geachehen  ist.  Han  darf  sich  daher  nicht  wundem,  daaa 
Klingelhöffer  die  Aeusserung  Biersack'a  über  den  Schuster  aus  Bieden- 
kopf ganz  ernsthaft  nimmt;  denn  er  sagt  am  Schlüsse  seines  sog.  geschieht» 
liehen  Ueberblicks:  „Die  Ideen  des  Schusters  aus  Biedenkopf  waren 
auf  einen  fruchtbaren  Boden  gefallen;  den  Diplomaten  gebührt 
nur  daa  Verdienst  der  Ausführung/^ 

Dass  die  Mittheilung  Biersack'a  über  die  Weisheit  des  Schusters,  dk 
in  den  swanziger  Jahren  offenbart  wurde,  nur  ein  Scherz  und  nicht  einmd 
ein  geistreicher  war,  davon  hfitte  sich  Klingelhöffer,  selbst  bei  der  mangels 
haftesten  Kenntniss  der  Geschichte  des  ZoUrereins,  namentlich  bei  ginzlicher 
Vnbekanntschaft  mit  Nebenius'  Verdiensten,  schon  überzeugen  müssen,  wenn 
er  die  ?on  ihm  selbst  aus  Biersack  entlehnte  Stelle  über  die  geschichtliche 
Entwickelung  des  ZolWereins  mit  einiger  Aufmerksamkeit  gelesen  hatte | 
denn  dieaeibe  beginnt  mit  den  Worten:  „Die  Idee  der  Zollyereinigung 
deutscher  Staaten  iat  zum  erstenmale  auf  den  in  den  Jahren 
1819  und  1820  za  Wien  stattgehabten  Minister-Konferenzen 
angeregt  worden/'  Die  Diplomaten  hatten  sich  also  nach  Bieraack'a 
aigener  Angabe  schon  früher  mit  dieser  Idee  beschäftigt,  als  der  bewanderte 
Schuster  in  den  zwanziger  Jahren  sie  aussprach. 


VI. 

Bie  Bewe^any  der  Bewdlkemny  Im  VLerwiogthumk  S.-Alten- 
bury  wftlirend  der  letaten  dbreissiy  Jahre. 

Mittheilan^  des  statistischen  Bureaus  Tcreinlgter  thüringischer  Staaten. 

Mit  dem  vorigen  Jahre  sind  gerade  drei  Decennien  aeit  dem  Eintritt  Thü- 
ringens in  den  Zolherein  Terflossen,  die  Volkszählung  ?om  3.  December  1864 
kann  daher  als  Abschluss  einer  dreissigjährigen  Zählungsperiode  angesehen 
werden.  So  wird  man  durch  die  Lage  der  Dinge  selbst  aufgefordert,  die  Er- 
gebnisse der  seither  stattgehabten  Beyöikerungsaufnahmen  wieder  zu  überblicken 
und  daraus  das  Resultat  für  den  ganzen  Zeitraum  zu  ziehen.  Wir  beabsich- 
tigen dies  bei  allen  thüringiachen  Staaten  nach  der  Reihe,  wie  uns  yon  den* 
selben  die  Materialien  zugehen,  zu  thun;  für  heute  wollen  wir  zunächst  daa 
Herzogthum  S.- Altenburg  zum  Gegenstand  unaerer  Betrachtung  machen. 

Daa  Herzogthum  S.«»Altenbarg  umfasst  nach  dem  Ergebnisa  der 
Landaafeitteaaung  einen  Flächengehalt  Tön  24,00  QMeilen  nod  hat  nach  den 
Reaultat  der  ktstcn  Volkaaihlung  eine  Binwabnerzahl  von  141,891  PtraoneB. 
Ea  kommen  somit  auf  die  DHeile  dmrthschnittlich  5,912  Bewohner,  das  Her« 
zogtiram  gehört  demnach  su  den  bcTUkertaten  LiiUom  Eui^ajpaa*.  Die  Ein- 
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trobnenahl  Yerthfilt  sich  aof  die  beiden  sienilich  gleijch  groieen  Ltadeethale 
allerdings  in  sehr  nngleicber  Weise.  I>er  Ostkrds  mit  einem  Areal  von 
11,95  QMeilen  x8hU  93,784,  der  Westkreis  mit  12,5  DUeilen  48407  Be- 
wohner; ersterer  hat  also  eine  relatiTO  BeTölkemng  von  7,848,  letxterer  von 
3,992  Seelen.  Die  Grösse  der  Bevölkerung  eines  Landes  ist  wesentlich  von 
der  Menge  der  in  demselben  vorhandeqen  Snbsistenimittel  abhängig;  nun  hat 
der  Ostkreis  nicht  nur  einen  äusserst  fruchtbaren  und  in  sehr  bedeutender  Ans* 
dehnong  cultivirten  Boden  —  es  nehmen  in  demselben  die  Gärten,  Gehöfte, 
Aecker,  Wiesen  und  Weiden  80,65,  im  Westkreise  dagegen  nur  52,55% 
des  Gesammtaretls  ein  — ,  sondern  auch  eine  xiemlich  ansehnliche  Industrie 
und  eine  Eisenbahnverbindung  nach  Sachsen  und  Bayern. 

Unter  diesen  Verhältnissen  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  auch  die 
Zunahme  der  Bevölkerung  im  Ostkreise  eine  stärkere  ist  als  im  Weslkreise; 
sie  hat  während  des  dreissigjährigen  Zeitraums  im  Jahresdurchschnitt  hier 
0,40,  dort  0,73,  im  ganien  Herzogthum  0,62  Vo  betragen,  wie  aus  einer 
Vergleichung  der  Bevölkerung  vom  December  1834,  welche 

für  den  Ostkreis      75,299 

für  den  Westkreis   42,622 

fSrdas  ganze  Land  117,921  Personen  ergiebt,  mit  der  oben  angegebenen  vom 
Jahre  1864  het?orgeht. 

Natürlich  ist  das  Wachsthum  der  Bevölkerung  nicht  in  jeder  Zählungs- 
periode dasselbe,  vielmehr  zu  einer  Zeit  stärker,  zur  anderen  schwächer  ge- 
wesen. Im  Folgenden  sind  die  Resultate  der  einzelnen  Volkszählungen  zu- 
sammengestellt. 


Zählungs- 

Ber5lkerung8- 

Abgolute  Ab- 

DurckscbuiUl. 

jtbr. 

zahl. 

und  Zunahme. 

Zunahme 

1834 

117,921 

— 

— 

1837 

121,266 

3345 

0,95 

1840 

122,717 

1451 

0,40 

1843 

125,342 

2625 

0,71 

1846 

128,819 

3477 

0,92 

1849 

131,629 

2810 

0,73 

1852 

132,849 

1220 

0,31 

1855 

132,990 

141 

0,04 

1858 

134,659 

1669 

0,41 

1861 

137,162 

2503 

0,62 

1864 

141,891 

4729 

1,15 

1834—64 

23,970 

Durchgehende  weist  der  erste  Theil  des  vorliegenden  Zeitraums  bis  zum 
Jahre  1849  eine  stärkere  Zunahme  auf  als  der  letztere,  die  geringste  hat  in  der 
Periode  von  1852^55,  die  bedeutendste  in  der  von  1861 — 64  stattgefunden. 

Die  Bewegung  einer  Bevölkerung  ist  durch  zwei  Factoren  bedingt:  Geburten 
nnd  SterbefUlle,  Weg-  und  Zuzüge.  Leider  sind  uns  erstere  nur  vom  Jahre  1846, 
letztere  gar  nur  vom  Jahre  1851  und  auch  ffir  diese  Zelt  blos  theilweise  be- 
kannt, da  lediglich  Ein-  und  Auswanderungen  aufgezeichnet  werden,  sehr  viele 
Leute  aber  ihren  Wohnsitz  verändern,  ohne  ihr  Heimathsrecht  aufzugeben.  Wir 
stellen  in  folgender  Tabelle  die  Nachrichten,  soweit  sie  uns  vorliegen,  zusammen. 
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^^^™ 

Ein- 
Wande- 
rungen. 

Aus- 
wande- 
rungen. 

Ueberschuss 

Danach  be- 
trägt die  \ 
Zunahme 
der  fie<^ 

Jahr. 

Ge- 
borene. 

Ge- 
storbene. 

der  Gebore- 
nen über  die 

der  Auswan- 
derungen über 

die  Ein- 
wanderungen. 

* 

Gestorbenen. 

völkerunn^. 

1. 

2. 

». 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

1846 

i;iM 

4308 

— 

_ 

792 

1847 

4951 

3541 

— 

.^ 

1410 

— 

—^ 

1848 

4960 

3802 

— 

— 

1158 

— 

~— 

1849 

5512 

3623 

— 

— 

1889 

— 

—~ 

1850 

5398 

3894 

— — 

— 

1504 

-_ 

1851 

5245 

3812 

132 

479 

1433 

347 

1066 

1852 

6109 

3729 

79 

1013 

1380 

934 

446 

1853 

5174 

3877 

69 

986 

1297 

917 

380 

1854 

5006 

3643 

82 

1112 

1363 

1030 

333 

1855 

4752 

3421 

49 

393 

1331 

344 

987 

1856 

4780 

3840 

59 

473 

940 

414 

526 

1857 

5186 

4160 

77 

320 

1026 

243 

783 

1858 

5337 

3899 

140 

313 

1438 

173 

1265 

1859 

5363 

4080 

166 

354 

1283 

.   188 

1095 

1860 

5364 

3379 

-118 

445 

1985 

327 

1658 

1861 

5132 

4502 

101 

434 

630 

333 

297 

1862 

5179 

3827 

147 

440 

1352 

293 

1059 

1863 

5471 

3808 

136 

411 

1663 

275 

1388 

1864 

5547 

4003 

1 

1 

1544 

288") 

1256 

AuB  einer  Vergleicbnng  dieser  Tabelle  mit  der  Torigen  leuchtet  ein,  dasg 
die  BeTÖlkerungszanahme ,  wie  sie  die  Resultate  der  Geburts-  und  Sterberegi- 
ater  aufweisen,  mit  der,  welche  nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählungen  ein- 
getreten ist,  nicht  übereinstimmt.     Dieselbe  beträgt  nämlich 

nach  den  Aufzeichnungen 

über  Geburt  und  Sierblich-    nach  den  Resul-     also  nach 
keit,  Ein-  und        taten  der  Volks-     letzteren 


Zählungen 

141 

1669 

2503 

4729 


1559  weniger 

905     - 

647     - 
1026  mehr. 


Auswanderungen 
?om  Dec.  1852  bia  Dec  1855      1700 
.      -      1855    -       -     1858     2574 

-  -      1858    -      -     1861     3050 

-  .  1861  -  -  1864  3703 
Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dasa  die  Zahlen,  welche  aua  den  Volkszäh- 
lungen reaultirent  als  die  massgebenden  betrachtet  werden  mfisaen;  die  Diffe- 
renz zwischen  diesen  und  den  übrigen  wird  grösstentheils  durch  die  ohne  Auf- 
geben des  Helmathsrechta  erfolgten  Weg-  und  Zuzüge  Teranlaast  acin.  Fassen 
wir  die  einzelnen  Perioden  näher  in's  Auge.  Leider  läast  sich  zwischen  dem 
ersten  und  letzten  Theil  des  Zeitraums  eine  genaue  Vergleichung  nicht  anstel- 
len, weil  für  jenen  die  Nachweise  fehlen,  Yermuthlich  wird  aber  das  geringere 
Wachstbum  in  der  zweiten  Hälfte  mehr  auf  Rechnung  der  steigenden  Aus- 
wanderung als  auf  die  der  grösseren  Sterblichkeit  zu  setzen  aein.  Besondera 
auffallend   ist  die  geringe  Zunahme  in  der  Periode  von  1852  —  55   und  die 

1)  Für  das  Jahr  1864  fehlen  bis  jetzt  noch  die  Nachweise.  Da  wir  für  eine 
nachfolgende  Untersuchung  die  Zahl  der  im  letzten  Jahr  mehr  aus-  als  eingewander- 
ten Personen  brauchten,  haben  wir  dieselbe  durch  Schätzung  aus  dem  Durchschnitt 
der  letzten  neun  Jahre  construirt.  Reinenfalls  ist  diese  Zahl  zu  hoch,  da  bekanntlich 
im  letzten  Jahre  die  Auswanderung  namentlich  nach  Amerika  entschieden  wieder  zu- 
genommen hat. 
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bedeutende  in  der  Ton  1861  —  64.  Worin  die  erslere  Grund  bat,  kann  niciit 
zweifelhaft  sein;  die  Sterblichkeit  hat  nicht  zngenommeD,  die  Gebarten  haben 
sich  nicht  vermindert,  dagegen  ist  die  Zahl  der  Aaswanderungen  In  ganx  enor- 
mer Weise  gestiegen,  natäriich  wird  auch  die  Zahl  der  ohne  Auswanderung 
erfolgten  Wegzuge  eine  grosse  geworden  sein«  Wie  ist  aber  die  bedeutende 
Zunahme  in  der  letzten  Ziblungsperiode  zu  erklaren?«  Hier  liegen  aagen- 
acheinlich  ganz  eigenthumlicbe  Verhältnisae  vor.  Während  nimlich  sonst  die 
Resultate  der  Volkszäbiangen  stets  eine  geringere  Zunahme  angeben,  als  man 
nach  den  Ergebnissen  der  Geburts-  und  Sterbe-,  der  Ein-  und  Auswanderungs- 
register erwarten  sollte,  ist  hier  gerade  das  Umgekehrte  der  Fall.  Die  Volks- 
sihlung  weist  eine  um  1026  Personen  stärkere  Zunahme  auf  als  jene  Er- 
mittelungen. DasB  dabei  ebenfalls  der  Einfluss  der  ohne  Auswanderung  statt- 
gehabten Weg-  und  Zuzüge  sich  geltend  gemacht  hat,  ist  aber  kaum  wahr- 
scheinlich, denn  wie  sollte  es  zugehen,  dass,  während  in  allen  vorhergehenden 
Jahren  die  Wegzuge  überwogen,  jetzt  auf  einmal  die  Zuzüge  in  grosserer 
Zahl  ala  jene  erfolgten?  Es  kann  Tielmehr,  namentlich  venn  man  die  Er- 
fahrungen anderer  Länder  mit  in  Betracht  zieht,  kaum  zweifelhaft  sein,  dass 
dass  Mehrergebniss  wesentlich  die  Folge  der  verbesserten  Zählungsmetfaode  ist 
Noch  in  allen  Ländern  hat  bei  Einfuhrung  des  Systems  der  Haushaltungslisten 
die  Bevölberungsaufnahme  ein  grösseres  Resultat  ergeben,  als  man  erwartete; 
auch  in  Altenburg  sind  die  1026  Personen  oder,  wie  viel  es  sonst  sein  mögen, 
früher  wahrscheinlich  ebenso  gut  vorhanden  gewesen  als  jetzt,  aber  damals  bei 
der  Zählung  Übersehen  worden. 

Von  einem  sehr  hervorragenden  Einfluss  anf  Gebort  und  Sterblichkeit  so- 
wohl als  anf  Ein-  und  Auswanderungen  sind  die  Preise  nothwendiger  Lebens- 
bedürfnisse, namentlich  des  Getreides.  Wir  haben  deshalb  In  folgender  Tabelle 
die  Preise  des  Roggens  in  der  Stadt  Altenburg  für  den  Zeitraum  von  1846 
bis  1864  zusammengestellt,  um  eine  Vergleichung  derselben  mit  der  Bewegung 
der  Bevölkerung  zu  ermöglichen. 


Jahr. 

Preis  des  Roggens  in  der 
Sladt  Altenburg  pro  alten- 
burger  Scheffel. 

Getraute 
Paare. 

Ge- 
borene. 

Ge- 
storbene. 

Äin- 
wande- 
nittgen. 

Aus- 
wande- 
rungen. 

1. 

2.   1   3. 

4. 

5. 

6. 

7 

8. 

9. 

Tiilr. 

Brr. 
10 

»I» 

1846 

6 

4 

723 

5100 

4308 

-~ 

— 

1847 

8 

27 

4 

625 

4951 

3541 

— 

1848 

3 

24 

8 

704 

4960 

3802 

i— 

— 

1849 

2 

29 

5 

661 

5512 

3623 

_~ 

— . 

1850 

8 

14 

8 

772 

5398 

3894 

.—. 

>— 

1851 

5 

..1. 

9 

704 

5245 

8812 

132 

479 

1852 

6 

8 

9 

683 

5109 

3729 

79 

1013 

1853 

6 

23 

3 

675 

5174 

3877 

69 

986 

1854 

8 

7 

_> 

584 

5006 

3643 

82 

1112 

1865 

8 

5 

6 

547 

4752 

3421 

49 

393 

1856 

7 

25 

1 

626 

4780 

3840 

59 

473 

1857 

5 

14 

3 

704 

5186 

4160 

77 

320 

1858 

5 

8 

1 

741 

5337 

3899 

140 

813 

1859 

4 

28 

3 

757 

5363 

4060 

166 

364 

1860 

6 

..„^ 

7 

777 

6364 

3379 

118 

446 

1661 

5 

15 

7 

738 

6132 

4502 

101 

434 

1882 

5 

27 

2 

775 

6179 

3827 

147 

440 

1863 

5 

6 

4 

829 

5471 

3808 

136 

411 

1864 

4 

8 

6 

880 

5547 

4003 

— 

— 

HifcellfQ.  4f»5 

Zugleich  iBt  üe  Zahl  der  getrauten  Paare  mit  aufgeBomnien,  weil  sich  der 
EiniiiiBs  der  Fruch^reise  auf  die  Geborten  meist  erst  dnrch  dieses  IDttelglied 
geltend  macht;  denn  jenachdem  erstere  hoher  oder  niedriger  stehen,  sind 
mehr  oder  weniger  Personen  im  Stande^  sich  zu  Verheiratben,  und  durch  die 
Zahl  der  in  einem  Jahre  geschlossenen  Ehen  ist  die  Gebortsziffer  des  folgen- 
den wesentlich  bedingt.  So  werden  also  hohe  Frachtpreise  in  einem  Jahre  eine 
geringe  Zahl  von  Ehen  in  demselben  und  Ton  Gebarten  im  nächsten  nnd  vm* 
gekehrt  niedrige  Frachtpreise  eine  grosse  Heiraths-  und  Geburtsziffer  zur  F4»lga 
haben.  In  unserem  Zeitraum  Itdnnen  wir  ungefähr  folgende  Perioden  unterscheiden: 
1846 — 47  steigende  Fruchtpreise,  Ehen  abnehmend,  47 — 48  Geburten  abnehmend, 
1848     sinkende  -         ,     -     zunehmend,      49  -        zunehmendi 

1849 — 50  niedrige  -         ,  grosse  Ehenzahl,  50 — 51  grosse  GebnrtszaU, 

1851 — 55  steigende         -         ,  Ehen  abnehmend,  52 — 56  Geburten  abnehmend, 
1856— 59  sinkende  -         ,     -     zunehmend,  57 — 60       -       zunehmend, 

1860— 62  etwas  steig.     -         ,    -     zum  Theil    61 — 63       •     in  den  beiden 

(im  zweiten  ersten  Jahren 

Jahr)  abnehm.,  abnehmendi 

1863 — 64  sinkende  -         ,    -    zunehmend,      64  -        zanehmaodv 

Auf  die  Sterblichkeit  lässt  sich  aus  Torliegender  Tabelle  ein  Einfluss  der 
Gelreidepreise  nicht  nachweisen.  Im  Gegentheil,  wir  finden  oft  niedrige  Frucht- 
preise und  grosse  Sterblichkeit  (z.  B.  1857,  59,  61),  andererseits  wieder 
hohe  Preise  und  geringe  Sterblichkeit  (z.  B.  1854  und  55).  Auch  zwischen 
den  Frachtpreisen  und  den  Einwanderungen  scheint  im  vorlieprenden  Zeitraum 
kein  Zusammenhang  zu  existiren,  eher  ist  schon  ein  solcher  bei  den  Auswan- 
derangen nachweisbar.  Derselbe  tritt  namentlich  in  der  Weise  hervor,  dass 
in  den  Jahren,  wo  die  Fruchtpreise  steigen,  sich  auch  eine  bedeutende  Zu* 
nahme  der  Auswanderungen  gegenüber  dem  Vorjahr  bemerkbar  macht« 

FAr  die  ^b-  und  Zunahme  der  BeTolberung,  namentlich  die  locale  ist  noch 
ein  enderar  {Jmstand  von  wesentlicher  Bedeutung,  der  Zug  der  Menschen  in 
die  grossen  Stidte.  Dieser  zeigt  sich  besonders  in  dem  ganz  verschiedenen 
Wacbsthum  der  städtischen  und  Ifindlichen  Bevölkerong;  ersterea  pflegt  iast  aus- 
nahmslos grosser  zu  sein  als  letzteres«  So  ist  auch  in  Altenburg  in  dem  hier 
behandelte^  Zeiträume  die  stidtische  Bevölkerung  von  33,509  auf  43,137  Personen 

die  lindliche         -  -    84,412  -    98,754       -      , 

also  erstere  jihrllch  um  0,57,  letztere  um  0,85  <^/o  gestiegen').    Das  Wacha- 
thum  der  wichtigsten  Stidte  stellt  sich  in  folgender  Tabelle  dar. 


EiBwohaersabl  im 

Einwohnerzahl  im 

Durchschnittliche  J9hrl. 

Jahre  1834. 

Jahre  1864. 

Zunahme  in  %• 

AlteiAttrg           13,234 

17,977 

1,03 

Ronneburg            4,926 

6,685 

1,02 

Schnidlln              3,461 

4,663 

1,00 

Eiseoherg             4,697 

4,971 

0,19 

2)  CroBsnitz  und  Heuselwits,  die  wibrend  des  behandelten  Zeitraums  Städte  ge- 
worden sind,  haben  wir  zu  den  Landgemeinden  raehnen  rnftssen,  weil  die  BeviU 
kerungs^ifer  ffir  1834  nicht  Torhanden  war. 
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